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Beilage Nr 1% 
zum 30. Protokoll vom 230. Zuli 1857. 


Bericht des erften Ausfchuffes 
über ven Vortrag des Herrn Generalmajord Schmibt, 
das Militärbundget in der Finanzperiode von 
1857, 1858 und’ 1859 betr. (Beil. Nr. 18'/,); 
erftattet von dem Abgeorpneten Freihern Löw. 


Die Vorlage Großberzoglihen Kriegsminiftertums, das 
Militärbudget für die Finangperiode von 18343 betreffend, 
enthält, wie gewöhnlich, einen ordentlichen und einen außer: 
ordentlichen Erforderniß-Etat. 

Ueber beide bat Ihr erfter Ausſchuß Bericht zu er- 


ftatten. Ä | 
A. Ordentlider Etat: 


Die Anforderung beträgt, wie die Anlage fl. 8%. 
des Vortrags darthui, im Ganzen . . 1,423,638 38 
Im Bergleih zu dem Budget von 1834 Ä 
fiehbe den Bortrag) werden in runder | 
umme mebr:gefördert....: 248,114 fl. 
Dagegen weniger . . . 22,938 fl. 
mithin mehr . . 225,176 fl. 
wozu noch fommt die Dif- 
fereng befonderer Einnahmen 
und weitere Beträge für 
Munition ꝛc. 3980 FL. AD Er. 
— 2490 fl. 20 fr. = 1490fl. 
208. oder in runder Summe 
nah dem Bortrag . .. 1,491 fl. 


fo daß in Diefer Periode . . . . ... 226,667 — 

mehr gefordert werden, gegenüber der - 

Berwilligung der vorigen Periode mit .. 1,196,971 38 
1 
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Am Laufe der Verhandlungen haben ſich indeß noch einige 
Aenderungen ergeben. Die Anforderung in den einzelnen 
Pofitionen des Budgets betragen (fiehe das BR. 
Budget) 1,426,128 58 

Hiervon geht indeß ab nach einer reiten 
erfolgten Mittheilung Großherzogl. Kriegs⸗ 

benboufen fi * der een alt zu Ba 

enhauſen (fiehe unten im beſonderen Theil er 
NA). 3a ee 95 2 


jo daß ſich die Anforderung vermindert auf 1,425,193 56 
Hiervon ift abzuziehen die Einnahme unter | 

eigener Verwaltung, nicht wie die Wergleir 

hung. aufführt 2490 fl. 20 kr., fondem .° © - 23470 20 

(wie ſolches unten Seite näher erläu 

tert if) 5; — ua 

fo daß fich die ganze Anforderung auf . 1,422,723 36 

berechnet. 


—B. Außerordentliher Etat: __ 


Unter dieſer Rubrik wurden jährlih 1803 fl. 204 fr. 
für die noch nicht eingegangenen. Stellen der Garde⸗Unter⸗ 
offleiers? Compagnie und außerdem für die ganze Finanz-— 
periode 249,089 fl. 58 fr. für verfchiedene Neubauten und 
Baureparaturen gefordert. Letztere Anforderung wurde fpä- 
ter auf: detaillirte Voranſchläge bin auf 237,139 fl. 24 fr. 
herabgeſetzt. er ‚ 


"A, Ordentlicher Etat. 
A. A. Allgemeiner Theil. 
Die Rupanıe wie die Erhöhungen Anden ſtch im 
Vortrage ſelbſt und in deſſen e C. aufgeführt , ‚eine 
nochmalige Zufammenftellung erſcheint hiernach unnöthig. 


a. Minderungen: — 

Unter dieſelhen zu 1, 2, 3 (Unterſchied der Gage eines 
Oberſten und Oberftlieutenantd beim Generalquartiermeifter: 
ftab. mit 500. Abgang eines Generals der Reiterei nebft 
a 8970 fl: Abgang eines’ Auditeurd mit 360 fl. 
“und Abgang von dem Etat -des Oberktiegsgerichts für den 
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Dienft eines Secretärs mit 300 fl. — zufammen 660 fl. — 
ift nichts zu bemerken, —— 

Zu 4 und 5. Die Zuſchüſſe zu den Wittwenkaſſen der 
Offiziere und Unteroffiziere richten fi nach Um änden, 
die von der Verwaltung unabhaͤngig find. 

Zu 6. Unter den Erhöhungen (fiehe unter B. ce. und 
Anlagen) werden für Dekleidungsftoffe 4591 fl. mehr ge⸗ 
fordert, und zwar um deßwillen, weil die Preiſe dieſer 
Gegenſtände geſtiegen ſeien, da aber die Verwaltung mit 
Rückſicht auf das neuere Montirungsſyſtem Erſparniſſe zu 
machen hofft, und zwar eine größere Summe, al8 der 
Mehraufwand beträgt, nämlich 6433 ft., jo ift diefe Summe - 
unter den Minderungen aufgeführt. Ä 

Zu 7. in Verbindung mit B. 4, Die Erfahrung hat 
„gelehrt, daß die Infanterie und Neiterei ‚gleihe Quantitä- 
‘ten an Brennmaterial und Beleuchtungsmaterial verbraucht, 
deßhalb iſt Für letztere die früber höher angeforderte Summe 
für Brennmaterial um 483 fl. herabgeſetzt, während die 
Koften für Beleuchtung der Infanterie um 103 fl. höher 
in Anſatz gebracht wurden. | " 

Zu 8 und 9. Die Herabjegung der Etats „Waffen 
und Rüſtzeug“ um 313 fl. und Pferderüftung um 2740 fl. 
gründet fi auf Erfahrung. 

+ Daffeibe gilt - Ä — 

zu 10, wo 100 fl. weniger gefordert werden für Sub: 
ven bei den Septemberübungen der Reiteret, wogegen Gr 
böhungen in: andere. Unterabtheilungen - gefordert werden 
(ſtehe B. 11. 12.), nämlich für Fehtübungen der Reiterei 
und Artillerie 150 fl. und Scießübungen der Reiterei 25 fl. 
—Zu 11. Durch das Geſetz vom 7. Juli 1855 haben 
fih Die ‚ Feftungsftrafen vermindert, indem die Be- 
ſtrafung großbeurlaubter Soldaten wegen gemeiner Ber- 
geben gewöhnlih von Seiten des Kriegsminifteriims den 

ivilgerichten überlaffen wird und die von denſelben erfann- 
ten Strafen in der Regel auch in bürgerlichen Strafanftal: 
ten vollftredt werden. Hierdurch wurde eg möglich, daß 
eine Auditeurftelle  eingin (fiehe oben pos. 3), aber 'e8 
wird auch weiter ein mut maßlicher Minberauf, fl. kr. 
WARE NEE 5 es en. wen ara — 
dadurch möglich ſein, daß ein Arreſtzimmer⸗Aufſeher 
eingeht und eine Minderung der Sträflinge um— 
deren, 10 anzunehmen ift ‚ (fiehe den Bortrag): 
A | zu er 1389. — 
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fl. 8. 

Uebertrag 1389 — 
Hierzu fommt noch die in der jpäteren Mitthei- 
fung Großh. Kriegsminiſteriums muthmaßliche 
oben bereit erwähnte Erjparniß dadurch, daß 
die Anzahl der Eträflinge fi um deren weitere 

10 vermindern wird im Betrag von . . . . 95 2 


zuſammen 2324: 2 


b. Erhöhungen. 


Zu 1. Bisher wurden die Naturalien für Brod, Brenn: 
material und Fourage nach einem Durchſchnitt der vorigen 
Fahre berechnet und hiernach die Anforderung geftellt. 


Bei der über Das gewöhnliche Maaß gefteigerten Höhe 
diejer-Naturalien in den legten Jahren alaubt, und gewiß 
mit Recht, die Militärverwaltung, dieſe Durchſchnittsbe— 
rechnung nicht als eine maßgebende aufftellen zu Dürfen, e8 
ift. deßhalb für die Erhöhung der Naturalienpreife ein ge- 
ringerer Mapftab genommen, jo daß fih die —— 
(mit Ausſchluß der ſchon erwähnten Mehrforderung für 
Befleidungsftoffe) zufammen um 55,061 fl. gegenüber der 
früheren Yinangperiode, d. h. unter Vorausſetzung der 
Dienftftände Dieter früheren Periode höher ftellen würde. 


Liegt auch diefe Verfahrungsmeife nicht in den Worten 
der mit den Ständen getroffenen Vereinbarung, jo liegt 
e8 Doc in dem Sinne derjelben, daß nämlich der Durch— 
ſchnitt nad muthmaßlichen Preijen mit Rüdfiht auf die 
Vergangenheit angenommen wird. Der Referent bat fid 
über 64 daß die Anfäge die angemeflenen find, Die 


Preiſe betrugen: 
Brod, das Nationen, Del, die 
Pfund Schwere leichte Maaß 
fkr. kr. kr. Ei 
1854 25 30 26 45 
1834. .3,85- | 42} 341 ıfl. 9,8 
1854 3... 30 : 2% 54 


Zu 2. Die Hauptvermehrung dieſes Budgets; gegen: 
über den früheren, beruht auf der Gontigentserböhung und 
dem erhöhten Dienftftande, herbeigefüßrt durch die Bundes- 
beihlüffe vom 4. Januar und 15. November 1855 (Nus- 
zuge davoı ſ. Anlage D.) Dieſe Mebrforderungen betragen: 
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a. für die Pionniereompagnie . . . .- . 1,468 fl 
b. für die Reıteret u ca ee 
c. für die Artillerie © 2 0 2 202000. 58,804 „ 
d. für das erfte Infanterieregiment . . . 20,850 „ 
e: für das zweite Infanterieregiment . . 20,870 „ 
f. für das Dritte Infanterieregiment . „ . 24,046 „ 
g. für das vierte ISnfanterieregiment. . . 22,034 „ 


F zujammen .. 175 286 fl. 

Die Contingentserhöhung und die Vermehrung der 
Dienſtſtände iſt eine Anforderung des Bundes, es haben 
ſich alſo die einzelnen Bundesglieder darein zu finden und 
es bleibt nur zu wünſchen, daß die Vermehrung der Kriegs— 
macht Deutſchlands glückliche Erfolge habe, zur innen 
Ruhe und zur Geltendmachung deutjcher Intereſſen dem 
Auslande gegenüber. 0% 

Da es dem Referenten nicht möglich war, die Berech- 
nung.der einzelnen höheren Dienftftände bei den einzelnen 
Truppenkörpern, und was damit zufammenbängt, zu con- 
firuiren,-um zu prüfen, ob die einzelnen Anfäge mit den 
Forderungen des Bundes übereinflimmen, jo bat fid der: 
ſelbe deßhalb an Großherzogliches Kriegsminiftertum ge— 
wendet und die bereit in den Vortrage zugejagte Begrün— 
dung der Anwendung diefer Gefege auf den Friedensftand 
fi erbeten. Die von ihm erbetene Auskunft wurde ihm 
dahin ertbeilt: ; 


„Die Matrikularzahl für das Großh. Bundescon- 
„tingent, wie ſolche feit dem Jahre 1819 unverändert be- 
„ſteht, ift 6195. 

Hiernach und nah $. 1 betragen 

das Hauptcontingent 14 > 6195 = 7228 Streitbare 
das Refervecontingent 3 x 6195 = 2065 Br 
das Feldceontingent zufammen . . . 9293 — 
das Erſatzeontingent + > 6195... . 1082 — 


die Geſammtleiſtung. . . . . 10925 Steeitbare 


R 2, 
„Die Reiterei ergibt ſich mit 4 dieſer Eontingentd- 


„zahlen ($. 7), nämlich: 
Feldeoutingent . :... 4% 2... 1162 Streitbare 
Grfageontingent u a ER > | n 


Sejfammtleiftunn . : » 2.2... 1291 Streitbare 
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„einſchließlich Feldgendarmerie, welche, mit des Feld⸗ 
„eontingents, 23 Mann beträgt." | 


3 


„Die Stärke der Artillerie Teitet fih aus der Zahl 
„der Geſchütze ab. Auf 1000 Streitbare des Feldcontin- 
„gents fommen wenigftend 24 Feldgefhüge (8.8), alſo auf 
„9293 Mann 24 Gefchüge, wovon man 18 auf das Haupt-, 
„6 auf das MNefervecöntingent wird rechnen könuen.“ 

Auf jedes Feldgeſchütz dürfen ($. 10) nur 30 Mann in 
„dad Gontingent eingeredhriet werden, alfo 720 Mann.” 

man die Bedienung des Antheild am Belagerungsparf 
„($. 9) find in unveräuderter Zahl nad) Maßgabe einer äl- 
„teren Vereinbarung im Armeecorps erforderlic 54 Mann. 

„In die Contingentözahlen können daher an Streiten- 
„den für. Die Artillerie eingerechnet werden 

im Haupteontingent 18x30 + 54 — 594 Menu 

Rejervecontingent 6xX30 . . . . . 10 „ 

ash zufommen . 2.2. 774 Mann 

rjagcontingent, 4 de8 Hanptcontingents 85 u 

zufammen . Be a N 859 Mann 

„Die weiter erforderlichen Mannſchaften ($. 102. Abſatz) 
„müſſen über das Eontingent geftellt werden,” | 


4 
„Die Pionniere ergeben fich zu „4% der Eontingente- 
„zahlen ($.12) namlih 
rede .. ae 0 Gtreitbare 
rjagcontingent . -..+. 1 
Geſammtleiſtung : . ML  \ Streitbare 


5. 

„Kür die Höheren Stäbe (Armeecorps-, Armeedivi- 
„ſions⸗, Brigade-Stäbe) find nad dem im Bundesheer gel- 
„tenden Grundjäßen für die Organifation diejer Stäbe und 
„nach den N fih gründenden Armee = Corps = Berein- 
„barungen für die diesfeitige Divifion 33 Streitbare, 24 
„Offiziere, 9 Unteroffiziere erforderlich, welche ebenfalls , 
„in die Kopfzahl des Gontingentd-einzurechnen find; 4 der⸗ 
„ſelben, 3 Dffkiere 1 Unteroffizier, falle der Artillerie zu.“ 





„ 


—A 
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1 ze — 
‚giebt man ab von * Geſammtleiſtung an Streilenden 
des Feldeont. des Erſatzceont. der Gejammtzahf 








von von von 
| | 9293 1032 _ 1035 M: 
die Reiteret mit: 1162 129 12917 
„Artillerie „774 85 859 
» Bionntere „.....93 10 103. 
7} höh. Stäbe 71 33 — SF \ Rt. — —— 
Zuſammen mit 200203 224 2286 M. 


jo bleibt Infan- 
harte: ...i,: 7281 8039 
„Hiervon ſoll etwa der neh Theil ——— 
„ſein (F. 13), wonach ſich ergibt 
Feldeont Erfagcont: Zuſammen 
6749 754 7503 


Linieninfanterie 
Scharfſchützen 482 54 536 
Zuſammen Infanterie 231 808 8039 


„Aus Ben bis jetzt — Zahlen, feenk auf s 14 
nn 8.16 ergibt ſich die Baſis fir Die Kriegsformation. 
„Rah Maßgabe der Beftimmungen $. 4, letzter Abſatz, 

10, 2. Abſatz, $. 14, letzter Abfag ericheinen in der: 
„reiben außer den in Nr. 1 aufgeführten Streitbaren noch 
„etwa 1200 Nichtftreitbare oder mwenigftens nicht im. das 
„Contingent einzurechnende, Mannſchaften für Die werichte- 
„denen Bedürfniffe des Dienftes.“ 

„Die Sriedensformation foll die Mittel, genib- 
„rent, jederzeit zur Kriegsformation übergehen zu. können, 
u 4, $. 22, 1, 8. 28, $. 26 fommen ir weſentlich sin 
„Betracht. Manche in ie Rriegsorganifation erforderliche 
„Armeezweige, namentlich Armeecorps: und Armeedivifiond: 
"Stab, Wunitionscolonnen , Lebensmittelfuhrweien, Feld: 
„bäderei, Feldhospitäler, find in Der Friedensformation 
„wicht. vorhanden, Es müſſen aber in der Friedensformation 
„und in den jonftigen Sriedenseinrichtungen die Mittel vor- 
„handen ſein, dieſe Armeezmweige im Perſonal und Mate:' 
"rind nad) Bedurf zu organifien. Beiſpielsweiſe jei bier 
„angeführt, daß der Bedarf an Fuhrtrainjoldaten, außer 
„denjenigen, welche die Artillerieabtheilungen feloß erfor- 
"dern, etina 200 ift, welche im Frieden der Artillerie und 
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„Reiteret überwiejen find, weil fie bier die nad) $. 29 letz— 
* Abſatz erforderliche Vorbildung am beſten erhalten 
„tönren | 
„Aus der Friedensformation leiten fih die Frieden s— 
„präſenzſtände wejentlich nad $. 22, 8. 24, $.25 ab. 
„Die -Budgetanfäge beruhen auf den Friedenspräfenzfländen. 
„Dax die bezüglichen Nachweiſungen für die gleichnami— 
„gen Gadres ac, 2c. der verichiedenen Waffengattungen ähn- 
„ich find, jo werden fie in folgender Ordnung: 
Difiziere (Nr. 7—12), 
Unteroffiziere (Nr, 13—17), . 
Spielleute (Nr. 18), 
Soldaten (Nr. 19-25), 
Vichtſtreitende im Difiziersrang (Nr. 26), 
Nichtftreitende unter dem Offiztersrang (Nr. 27), 
Pferde (Nr. 28—30) 
„Tür alle betreffenden Budgetrubrifen zur Beiprechung fommen. 


8. | 
Offiziere der Höheren Stäbe. 


„Die Kriegsformation erfordert: > 

fur den Armeccorpöflab . . . 10 bis 11 Öffiziere 
für den Armeedivifionsftab . . 10 — 

für die beiden Brigadefläbe . . 4 — 


24 bis 25 Offiziere 
„von denen 3 der Artillerie zufallen und in deren Etat zur 
„Sprache fommen. Bon den verbleibenden 21 bis 22 kann 
„($. 26) der zwölfte Theil, alfo 1 bis 2, vacant gehalten 
„werden; es find aljo noch 20 erforderlich. 
„Zur Bejeßung der Stellen in diefen Stäben find ver- 
„wendbar in den Friedensetats 
des Armeedivifioneftab® . 2. u... 2.2 Dffiiere 
der beiden Brigadefläbe . 2 2.2.0. 4 " 
des Generalquartiermeifterftab8 . . .. 5 — 
zuſammen 11 Offiziere 
alſo weniger 9 4 
„welche bei Erörterung des Friedensetats der Offiziere der 
„Infanterie in Betracht kommen. 
„Die Offiziere der höheren Stäbe dürfen nicht in das 
„Zahlenverhältniß der Chargen ($. 14) eingerechnet werden, 
„Bei der Ermittelumg der in den höheren Stäben im 
— vorhandenen 11 Offiziere find nur 5 Offiziere des 
eneralquartiermeifterftabes in Rechnung gebracht, während 


" 
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„der: Sriedensetat deren 6 enthält. : Da aber die Pionntere, 
„in Anwendung der Vorſchrift $. 14, 3 Offiziere bedürfen, 
„in deren Etat aber nur2 vorgefehen waren und find, jo 
„muß der 3. Offizier, der dem Generafquarticrmeifterftab 
„angehörende Eompagniecommandant, in der Nachweiſung 
„bier ab= und Dort zugerechnet werden. Vom General: 
— find daher, ſtatt früher 6, nur noch 
„> Offiziere für die höheren Stäbe im Felde verwendbar. 
„Man bat von einer Etatserhöhung des Generalquartier- 
„meifterftabs in der Erwartung abgejehen, daß dieſer wie 
„die übrigen fehlenden Dfftiiere in den Regimentern x. x. 
„in der erforderlichen Qualiftcation gefunden werden können. 
„In der Zahl find fie daſelbſt en? 


9. | 
Offiziere der Pionnier-&ompagnie, 

„Auf 93 Streitbare find nad $. 14 3 Offiziere (1 auf 
„30 bis 835 Streitbare) in der Kricgsorgantjatton erforder: 
„lich. Die Geftattung der Bacanthaltung von 4, derſelben 
„im Frieden (8. 26) Bat bier feinen Einfluß. Der Frie— 
„densetat erfordert Daher 3. Offiziere, von denen 2 auf Dem 
„Etat der Pionniercompagnie, 1, der’ Compagnteconman- 
„dant, auf dem Etat des Generalquartiermeifterftäbes fich 
„befinden, jo daß aljo der nunmehr erforderliche dritte Of— 
„Täter feine Erhöhung des feitherigen Etats veranlaßt.* 


10. 
DO ffiziere der Reiterei. 


„Die Kriegöformation der Reiterei erfordert 33 Offiziere 
„des Beldcontingents, 5 des Erjagcontingents, womit der 
„Forderung ($. 14), wenigftens 1 Offizier auf 30 bis 35 
„Mann, zur Noth entſprochen wird. 

„Die Borjchriften ($. 23, zweiter Abſatz), daß die Mit- 
„tel für die Verſehung des Erjagcontingent3 mit Offizieren 
„vorhanden, und ($. 24, IL), dag die Hälfte diefer Mit: 
„tel im Frieden präjent fein jollen, find bier,amie bei den 
„andern Waffen, bezüglich der Offiziere aus öconomifchen 
„Gründen jo ausgelegt worden, Daß daflir Unterofftziere 
„in Rechnung fommen können. 

„Von den 33 Difizieren des Feldcontingents können +1, 
„oder 2 bis 3 vacant gehalten werden ($. 26). Der Frie— 
„densetat von 30 NReiteroffizieren tentfpricht der unterften 
„Gränze der Anforderung, wenn man eventuell die Verwen— 
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„rung eines Offtziers der Landgendarmerie im Falle einer 
„Mobilmachung für die Feldgendarmerte in's Auge faßt.“ 


41: 
Offiziere der Artillerie. 

„Die frühere Leiftung von 16 Feldgeſchützen hat ſich 
„auf 24, alfo um die Hälfte, erhöht Diefe Erhöhung Bat 
„wefentlichen Einfluß auf die Cadres. Statt der früheren 
„18 Offiziere zeigt der neue Etat deren 4. — 

„Sicht man aud bier von einer Bereithaltung von 
„Dfflzieren des Crjagcontingents als ſolchen in ruhigen 
„riedenszeiten ab, fo werden für 30><24 = 720 einzu: 
„rechnende Streitbare des Feldartilleriecontingents-im Außer: 
„en Minimum ($. 14) 21 Offiziere erforderlic) fein, wo— 
„bei für die (F. 10) weiter erforderlichen 10—15 Mann 
„per Geihüß feine Cadres in Rechnung gebracht -find. _ 

„Außer dem Minimalbedarf von 21 Offizieren des Feld- 
„eontingents find conventionsmäßig für den Antheil am 
„Belagerungsparf 2, und für die höheren Stäbe 3 Artillerie: 
„offiziere, letztere ohne Einrechnung in die Berhältnißzahlen 
„($. 14), im Ganzen alſo 26 egforderlih. Es kann viel 
„leicht zweifelhaft fein, ob eine tüchtige Kriegsorganifution 
„dieſe — für genügend anerkannt. Da fie aber 
„mach den Bundesbeftinimungen noch eben innerhalb der zu- 
„läffigen Minimalgrenzen liegt, jo wurde fie für den Frie— 
„dengetat als Grundlage genommen und unter Abzug von 
„ha Bacanter ($. 26) auf 24 feftgejegt. 

„Auch die Grade dieſer Dffiziere entjprechen nur einem 
„Minimum des Bedürfniſſes.“ 


12, 
Dffiziere der Qufanterie, 

„Der Offiziersetat der Infanterie hat feine Aenderung 
„erfahren. Die Kriegsformation erfordert, wenn man von 
„20 Offizieren des Erſfatzeontingents abfleht, 160 Offiziere, 
„welche Zahl aus Gründen der tactiihen Eintheilung nicht 
„vermindert werden kann, und innerhalb der vorgejchriebenen 
„Minimalgrenzen liegt (F. 14). Hiervon müſſen 44 oder 
„14T im Frieden angeftellt fein ($. 26). Außerdem find 
„der Infanterie noch die im Etat der höheren Stäbe feh- 
„lenden 9 Dffiziere (Nr, 8) zuzurechnen, wonach ſich der 
„Friedensetat zu 156 Offizieren 39 per Regiment ergiebt“ 
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‘48, Ä 
Unteroffiziere der Höheren Stäbe. 


„Don den erforderlihen 9 Unteroffizieren (3_ für den 
„Armeecorpsftab, A für den Armeedivifionsftab, 2 für die 
„beiden Brigadeftäbe) kann der jechfte Theil vacant gehalten 
„werden ($. 26), e8 find alfo 8 nachzuweiſen. Im Friedens: 
„etat find vorhanden bei dem Armeedivifionsftab . 1 

bei dem Generalquartiermeifterftab En | 
bei beiden Brigadefläben . » 2 220. 2 
zujammen 4 
„Don den übrigen A find im Friedensetat der Pionnier- 
„compagnie I, der Artillerie 1, der Infanterie 2 nad) 
„gewiejen." | | 
" 14, 


Unteroffiziere det Pionniercompagnie. 

‚Die Kriegsformation enthält auf 93 Mann 12 Unter: 
„offtziere und alfo mehr als nad) der allgemeinen Vorſchrift 
„de8 $. 14 (1 Unteroffizier auf 10 bis 12 Mann) für ge- 
„nügend erachtet werden fünnte. Aber die geringe Stärke 
„der biefjeitigen Pionniercompagnie, welche dennoch } D. 
„bei dem normalen Brücenbau, eine gewiſſe Anzahl Unter: 
„Offiziere wie eine ftärfere Compagnie reglementär bedarf, 
— daß hier nicht bis zum Minimum herabgegangen 
„werde. | 

„Bon den I2 Unteroffizieren des Feldcontingents fann 
„($. 26) 4 vacant gehalten werden, es blieben alſo 10. 
„Hierzu fommt ein Unteroffizier für die höheren Stäbe 
„(Nr. 13), wonach ſich die Zahl 11 des Friedensetats, wie 
„im früheren Budget ergiebt. 

„Der für das Erfagcontingent erforderliche Unteroffizier 
„wird nach der Dieffeitigen Auslegung von $. 23 nur als 
„Pionnier präfent gehalten." | | 

15. 
Unteroffiziere der Reiterei. 

„Wenn man das größere nach $. 14 gegebene Minimum 
„von 1 Unteroffizier auf 10 Mann annimmt, was bei den 
„Verhältniſſen der Reiterei Der kleineren Gontingente nament: 
„lich bei den Schwierigkeiten der Mobilmahung in Folge 
„Mangels an dreſſirten Pferden unerläßlich erſcheint, ſo er- 
„geben ſich fir das Feldcontingent 116, für das Erfageon- 
„tingent 13 Unteroffiziere. Wenn 4 der Unteroffiziere ‚des 
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„eldeontingents, alſo die bödfte Zahl, vacant gehalten 
„wird ($. 26), -jo.bleiben 97; bierzu fommen noch (Nr. 10) 
„3 Unteroffixiere für 3 vacante Offiziere ($. 26 b) und 
„2 Unterojfiziere für die Hälfte der Offiziere des Erſatz— 
„eontingents ($. 24, IL), zufammen 102. Der Mangel an 
„Unteroffizteren des Erjaßcontingents wird bei der. Reiterei 
„befonders fühlbar fein, namentlich weil fie bei einer Mo- 
„bilmahung die nicht unberrächtliche Anzahl von Zrain: 
„unterofftzieren des Armeefuhrmweiens aus ihren Unterofft- 
„zerdcandidaten abgeben muß. Bet der auf 102 Unter: 
„offiziere (6 Weniger wie früher) bejchränften Zahl derjelben 
„ud die früheren 18 Bicecorporale weggefallen und an 
„deren Stelle 6 Wachtmeifter und 6 Gorporale getreten.“ 


16. 
Unteroffiere der Artillerie, 


„Der Friedensetat von 62 Unteroffizieren des erhöhten 
„Artilleriecontingents, flatt der früheren 49, ift mit Außer: 
„ter Beachtung des öconomiſchen Gefichtspunftes feftge: 
„iegt worden, 

„Wenn man dad Minimum der im Friedensetat erfor: 
„derlichen Unteroffiziere ($. 14) nur auf die mit 30 Mann 
* Geſchütz in's Contingent einzurechnenden Artilleriſten 
„Anwendung finden läßt und für die weiter erforderlichen 
„Mannſchaften keine Unteroffiziere rechnet, fo ergeben ſich 
„in der kleinſten zuläſſigen Zahl 63 Unteroffiziere, außer- 
„den für die Belagerungsartillerte 5, zufammen 68; und 
„Für den Friedensetat 3 derjelben ($. 26), nämlid 57. 
„Außerdem find erforlich für die höheren Stäbe (Nr. 13) 
„il, für die vacant gehaltenen Offiziere (Nr. 11) 2, für 
„die Hälfte der Offiziere des Erfaßcontingents ebenfalls 2, 
„zuiammen 5 Unterofffziere, im Ganzen aljo 62. 

„Es ift zu hoffen, daß das Perjonal für die im Mobil: 
„machungsfalle weiter erforderlihen Chargen in den vor: 
„bandenen Gefreiten gefunden werden fönne,” 


17. 
Unteroffiziere Der Infanterie. 


„Der Feldetat von 14 Unteroifizieren per Compagnie 
„ergiebt unter Zurechnung der Unteroffixiere bei den Ba: 
„taillons- und Negimentsftäben einen Gelammtbedarf für 
„das Feldeontingent von 592, einen auf 12 bis 13 Streit: 
„bare ($. 14). - Der Friedenspräfenzftand leitet ſich hier- 
- „aus wie folgt ab: 
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„Bon 592 Unteroffizieren kann der ſechſte Theil, oder 
x „98, vacant gehalten werden und verbleiben daher 494. 
„Außerdem —— vorhanden fein: 2 Unteroffiziere für die 
„böheren Stäbe (Nr. 13), 13 für die vacant gehaltenen Df- 
„fitere des Feldeontingents, 1 für einen vacant gehaltenen 
2 der höheren Stäbe, wenigſtens 10 für die Hälfte 
„der Offiziere des Erſatzcontingents, zuſammen 26, alſo im 
„Ganzen 520. Auch hier ſind keine Unteroffiziere des Er— 
„ſatzcontingents im Präſenzſtand in Anrechnung gebracht. 
„Das Budget enthält, wie früher 512 Infanterie— 
„Unteroffiziere (12 für jede Compagnie, 3 für jeden Ba: 
„taillond-, 2 für jeden Regimentsftab), alfo 8 weniger 
„al8 die erforderliche Zahl von 520, welches Manko in 
„den beftehenden Einrichtungen über die Heranbildung der 
„Dffizierscandidaten feine Rechtfertigung finden wird.” 


18. 
Spielleute. 


„Der Stand. der Spielleute ift bei der Reiterei und 
„Snfanterie der frühere; ‚bei der Pionniercompagnie find, 
„statt der früheren 3, nur 2 in Anja gebracht, weil die 
„Erfahrung dieß zuzulaffen jcheint, und die Bundesvor- 
„Ihriften es geftatten, Sm Allgemeinen leitet fich die Zahl 
„der Spiclleute aus der Zahl der Compagnien zc., aus 
„dem Minimum der für jede derjelben erforderlichen Spiel- 
„leute, endlich aus $. 14 und $. 26 b. ab. Bet der Ar- 
„tillerie find, ftatt der früheren 9, 16 Spielleute in Anlaß 
„gelommen. Auf 774 Streitende des Feldeontingents fin 
„im Minimum 16 erforderlih. Für den Dienft bei einer 
„Beldaufftellung find außerdem noch 9 erforderlich, welche 
„in die Friedenspräfeng nicht aufgenommen worden find.” 

19. 
Präfenzftand der Soldaten der Pionniercom: 
pagnie. | 


2 ig ed dieſer Compagnie vollzählig erhalten 


Ichnittliche Dienftitand muß daher wenigftend 219 — 
„38 Mann betragen.“ | FF 
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Mer — enthält: Bi 
6 + 19 = 25 Mann im ganzen Sabre . 26 Mann 


20 Mann auf 2 Monate, oder == im 





ganzen Jahre .» 3 u 
6 +23 = 29 Mann auf 4 Monate, oder 
— im ganzen Ybleı :. =. 2-2. di. 


Zuſammen 38 Mann 
„Mit dieſem Präfenzftand und diefer Präfenzvertheilung 
„wird zugleich der Forderung in $. 24 (I, 7 und andere 
„Stellen), nämlich, daß ausfchlieplich der Recruten ftetd 
„wenigftens 4 der Soldaten des Feldcontingents in ein: 
Em Mannschaft präjent fein ſoll, entſprechen. 
„Vorgreifend ſei bier ſchon bemerkt, daß auch bei der 
„Infanterie in $. 22 die größere, in $. 24 die geringere 
„Anforderung an die Mannjchaftspräfenz liegt, während 
„bei der Reiterei, und im Wejentlichen auch bei der Ar- 
„tillerie, in $. 24 die höhere Forderung enthalten iſt.“ 


20. 
Präfenzftand der Soldaten der Reiteret. 
„Dieſe höhere Forderung befteht nach $. 24. I. 3 das 
„ein, daß ſtets wenigstens Dreiviertheife des ganzen Feld⸗ 
„contingents (Unteroffizier, Trompeter und * praͤſent 
„ſein müſſen. Die hiernach entfallende Zahl iſt größer 
„als die aus 8F. 22 ſich ergebende, nämlich, daß die Mini— 
„mal-Gefammtpräfenz jedes Reiter 3 Jahre betrage. .' 
„Das Feldcontingent der Reiterei beträgt (Nr. N 1162 
„Streitbare und nad) Abzug von 33 Offizieren der riegs⸗ 
„formation 1129 Mann. Dreiviertheile hiervon ergiebt 
„die Zahl 847. 
„Von dieſer Fan 847 find m A ug zu bringen 
„Die Friedensprä Be \ an — i⸗ 
‚zieren . ; 102 ' = 126 Mann 
„und die der Trompeter % , 24 
bleiben 721 Dam 
„Außerdem müflen die Mittel für Die — 
„Erſatzeadres präſent ie mt = . a Br 
„ao Minimalpräſenz — — 730 Mann 
„Das Budget enthält: - - 
„18 Gefreite: 678 + 6 = 684 Reiter, 
„6 Schwadronsjchmiede, zufammen . . . 708 
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„alſo 22 Mann weniger, als die erforderliche Zahl von 
„730 Mann. | 24 | 

„Da nun aber mit einem Präfensftand von 708 die 
„ganze, der edensformation einſchließlich des Erfagcon- 
„fingents en prechende Mannfchaftszahl ihre dreijährige 
„Praͤſenzzeit und genügende Ausbildung erhält; jo bat 
„man für gewöhnliche Verhältniffe aus ökonomiſchen Grün- 
„den von einem höheren Präjenzftand abgeſehen. Der 
„Bundeavorfchrift gegenüber wird es zuläffig fein, die feh— 
„enden 22 Mann in den präjenten berittenen Land— 
„gendarmen nachzuweiſen, da dieſe Zahl der Stürfe der 
"Selbgendarmerie (1 Offizier, 22 Mann) entſpricht, und 
„ım Mobilmachjungsfalle in der That die berittene Lands 
„‚gendarmerie gegen Abgabe anderer Leute zur Aufftellung 
„der Feldgendarmerie beitragen wird.‘ 


| 21. Ä 
Präfenzftand der Soldaten der reitenden Artil— 
lerie mit voller Präjenz. 

„Die Kriegsformation der reitenden Artillerie erfordert 
„im Minimum 152 in's Contingent einzurechnende Gtrei- 
„tende, Die Ermittelung des Dinimalpräfenzftandes aus 
„Diefer Kopfzahl erfolgt in ähnlicher Weife wie bei der 
„Reiterei (Vergl. $.24 1. 3. mit I. 5.), indem man, nad) 
„Abzug von A Offizieren, von den verbleibenden 148 Mann 
„Dreiviertheile von 1114 Mann und hieraus durch Abzug 
‚der präfenten Unteroffigieren und Trompeter der reitenden 
„Artillerie, fowtie eines der beiden im Budget bei dem 
„Stabe aufgeführten Battertefchmiede, den im Budget auf- 
„genommenen Präfenzftand von 94 Mann, nämlich 6 Ge: 
„freite, 12 Oberkannoniere, 76 Kannoniere, erhält. 

„Die weiter im Budget der reitenden ; Artillerie auf: 
„geführten Fahrkannoniere 2. Claſſe find Leute, welche eine 
„volle Präſenz nicht bedürfen und in Nr. 23 in Betracht 
„gezogen find." | 

Präfenzftand der Soldaten der Fußartillerie 
mit voller Präſenz. 

ve die Außartillerie (ansfchlieglich der Belagerungs- 
„artillerie) verbleiben (Mr. 3 und Rr. 22) 720152 — 568 
„ins Gontingent (Feldcontingent) einzurechnende Streitbare. 
„Zieht man von 568 Mann die erforderlichen. 18; Offiziere 
„der Fuß⸗Feldbatterien ab, ferner 55. präfente Unteroffiziere 
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„und Spielfeute (5 Unteroffiziere, 2 Spielleute, zufammen 7, 
„gehören zur Belagerungsartillerie), fo verbleiben 495 Mann. 
„Bon dieſer Mannjchaftszahl muß ftetS der dritte Theil 
„($: 24 I. 4) mit 165 präjent fein; außerdem find Ddie 
„Recruten in den erften 6 Monaten präſent zu halten 
„($. 24), was eine weitere durchſchnittliche Jahrespräſenz 


— 45} ergiebt. 





„von —z 


„Ferner find für die Belagerungsartillerie, deren Jahres— 
„ergäuzung 8 Mann beträgt, nah $. 22 wegen der zwei: 
„jährigen Geſammtpräſenz dieſer Mannſchaſt noh 16 Mann 
„präjent zu halten. 

„Zujammen beträgt daher die Prüfenzftärke nahe 
„tilleriften mit veller Präfenz 165-+454 -- 162264 Mann,” 


23. 
Präjenzftand der Nrtilleriften mit fürzerer 
Präjenz. 

„Nah $. 10 müſſen die über 30 Mann per Gefhüg 
„mit 10 bis 15 Mann weiter erforderlichen Mannſchaften 
„über das Eontingent geftellt werden. Man wird fiir die 
„Großherzogliche Feldartillerie in der Kriegsorgamifation mit 
„42 Mann per Gelhüg, im Ganzen mit 288 Mann aus- 
„reichen, welche theils als Kannoniere, theil® ald Fahr: 
„Lannoniere der Munitionscolonnen ꝛc. auszubilden find, 

„In Beachtung der ökonomiſchen Rüdfichten bis zum 
„außerften zuläfligen Maße wird eine durchſchnittliche Jahres: 
„präſenz von weiteren 404 Kannonteren und eine jolche von 
„11 Fahrkannonieren ausreihen. Bon den Ießteren find 
„im Budget der reitenden Artillerie 11 Mann auf 3 Mo- 
„nate alſo 11258 — 23 im Jahresdurchſchnitt; die übrigen 


12 
„33 mit gleicher Präfenzzeit aljo = — 8} im Jahres: 
„durchſchnitt, im Budget der Bußartillerie worgejehen, wo— 
„ſelbſt auch die vorher genannten 104 Kannoniere der Mu: 
„nitionscolonnen Aufnahme gefunden haben. * 


24. | 
Präjenzftand der Artilleriemannjdaft 
im Ganzen. 2 
„Mit den in Nr. 21 bis 23 abgeleiteten Präjenzfländen 
„wird auch die erforderliche Cinübung des Erſatzeontingents 
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„und die notbdürftige Ginühanng der der Artillerie im Frie— 
. „den überwiejenen Fuhrweſensmannſchaft erfolgen können, 
"ohne dag die Minimalforderung einer zweijühtigen Ge— 
„ſammtpräſenz des 'Sußartilleriften und einer — 
* reitenden Artilleriſten verletzt wird.” 


Ye " „Das ugchgewieſene Erforderniß beträgt: 

— reit. Artillerie Leute mit voller Praͤſenz 94 Maun 

100 der reitenden Artillerie 14. Fahrfannoniere | 
mit 3 monatlicher Präfenz in 470 2, Mann 


‚bei der Fußartillerie Leute mit voller Präſenz 226} Mann 
bei der Fußartillerie Kannoniere fin die Mus 
‚nitiondeolonnen ꝛe. im Jahresdurchſchnitt/ 405 Dam 
bei der Fußartillerie 33: Sabrfannoniere mit 
= —9 cr * — Dh 


7 3 
Mer’) ’ - - — 
er 3 — M Daun 


Das Budget enthält: — 
Stab:, 2 Batterieſchmiede . 2 Mann 
Reiteude Hille; 6 Gefreite, 12 Ober: , 

fannoniere, 76 Kannoniere, 
aufammen . . . » Rah 

p 11 Fahrkannoniere auf 3 u i 


Monate 44.3 ‚ur 2} Mamı 





F 12 
Fußartillerie: 24 Gefreite, Ober⸗ 
kannoniere, 15 Oberfahr ⸗⸗) 
kannoniere aufammen. 60 Mann 
un. 154 Kannoniere uf 6Mo= 


F 154.6 . TE Mann 
wre 118 Rannoniere auf 6 Mo: | 


nate * . 9 Mann | 
A 39 Kabrfannoniere . . 39 Mann 
v5. .33 Sahrkannoniere auf 3 


Ey Monate 


nate 





81 Mann 
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‘ Fee DU... su .naddian ill. 
Präfenzftand der Soldaten der Infanterie, 
„Die Forderung $. 24 L 2, daß ſtets, ohne Reeruten, 
„wenigſtens %, des Feldcontingents der. Gemeinen der In: 
„fauterie präjent ſein ſoll, {ft geringer ald die ‚des $. 22, 
„daß jeder Infanterift wenigftens eine zweijährige Gejammt: 
„präfenz "erhalten Fol, Jene Forderung bat- mir auf die 
erthellnng der Präfenz, aber nut’ diefe auf Die 
wa num tnäree derjelben, alfo auf die Budgetſätze, 

„Einfluß. 

„In der maßgebenden Budgetforderung wird die Mi: 
„mimal-Gejfammtpräfenz von 24 Monaten nur für die Streit 
„baren des Feldcontingents verlangt, während für jolche 
„Richtftreitende (H. 4), welche im Frieden eine militäriſche 
mbaRtibung bedürfen, und für die Maunjichaften des Er- 
„ſatzcontingents (H. 2, & 21, 8. 23, $. 29), eine Fürzere 
„Einübungszeit genügt. Eine nur 3- bis Gmonatliche Gejammt- 
„präſenz dieſer Mannfchaften fanı in ruhigen Friedenszeiten 
„zur Noth noch als ausreichend angefehen werden. 

„Die Zahl der Leute mit voller Präſenz ergibt fih aus 
„der Zahl der Streitenden des Feldcontingents, 7231 Mann 
„Nr. 6), wozu noch einige Leute kommen, welche die In— 
„fanterte für die höheren Stäbe zu ftellen bat, zufanımen 
„etwa 7240 Mann, 

„Da das Contingent immer vollzählig‘ jein muß, jo 
„wird bei Gjähriger Dienftzeit, der, Erfag wegen Dedung 
„des zufälligen Abgangs durch Tod, Untauglichkeit, Defertion 
„mehr ald ein Sechstheil betragen müflen: nach ftatiftifchen 
„Ermittelungen beträgt dieſer Factor 0,17 etwa, und. man 
„erhält, unter Anwendung dieſes Factors auf die obige 
„zahl 7240, 7240 . 0,17 = 1231. Mann Jahresergänzung 
„Für das Jufanteriefeldcontingent, Bon dieſer Zahl ift 
„aber die Zahl der durchſchnittlich einftehenden Unteroffiziere 
„in Abzug zu bringen; aud fann in Rechnung gezogen 
—— die ſpaͤteren Altersklaſſen ſchwächer find, als 
„die jüngſte. 

„Mit Beachtung dieſer ebenfalls ſtatiſtiſch ermittelten 
„Minderungen der Zahl der mit voller Präſenz zur Ein- 
„übung gelangenden Infanteriſten, ergibt fich eime durd)- 
„ſchnittliche Präſenzſtärke eier Altersklafle von 1100 Mann, 
„und alfo da die Minimal Gefammtpräfens 2 Jahre 
„betragen muß, ein durchſchnittlicher Präſenzſtand von 
‚2.1100 = 2200 Mann.” 
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„Aus ökonomischen Gründen:ift die Dienftleiftung, der. - 
„Soldaten auf Commando als zur Geſammtpräſenz zäh⸗ 
„lend angenommen. In gewöhnlichen Zeiten wird Dies 
„uläſſig Fein, wenn nicht, jo würde die Nothwendigkeit 
„der Ueberſchreitung der Präfenz, jofern nicht ſonſtige 
- „zufällige Minderungen ſich ergeben jollten, zu rechtfer⸗ 
- „tigen Yein. x ET, = 
„Die Zahl der im Präjenzftand der Infanterie aufge— 
„führten Scharfihügen ift der neuen Leiſtung des Scharf: 
„ſchützen-Contingents entprechend, angenommen. Die zur 
„Ausbildung der Scharfihügen als ſolcher erforderlichen 
- „Bräfenz-tft in der Gefammtpräfenz der Scharfihügen von _ 
„2 Jahren begriffen.“ z - 
& 


26. — a: \ - 
Nichtſtreitende im Öffiziersrange =: 


I Bezüglich der Militärbeamten find in $. A, leßter-Ab- 
„Sag, $. 14, $. 21, $. 24 IIL,$. 26 c..die maßgeben- - 
„den Beſtimmungen enthalten. | ’ at ne 
„Hiernach ift nur für die Menfchenärzte- eine beftimmte: 
„Vorjehrift gegeben, die Ermittelung des: Erforderniſſes 
„der: übrigen Beamten aber. dem Ermeſſen der Bundes: - 
„ſtaaten anheimgegeben. Bezüglich dieſer letzteren Beam⸗ 
„ten, find. im vorliegenden Budget zwei Aenderungen > eins, 

„getreten, Bu mn. 
„Die eine, ift die Vermehrung der Veterinärärzte, deren 
„die Kriegsorganifation 7 bedarf, von 2 auf 3 in Kolge 
„des: Dienfted-Erfordernifjes bei der Artillerie; die andere: 
„die Verminderung der Auditeure um einen, derjelben, ber. 
„nach den Erfahrungen: der legten Jahre entbehrt werden 
zu können jeheint. Be 
„Was nun die Menſchenärzte betrifft; » erfordert * 
„Kriegsformation nad) 8. 14 wenigſtens 300° + 360 
„= 61; hiervon follen im Frieden ($. 26.c.)-3 oder 41 

„angeftellt ſein. 2 7 | ee 


— 


„Wenn der ſeitherige Etat an 26 Menſchenärzten beis- 


ie al agen ift, ſo geſchieht e8 in der. Voraus⸗ 
„gung, daß in den Ruzarethacceffiften das Perſonal für. - 
„die Erfüllung der Bundesforderung gefunden werben könne, 
„erforderlihen Falls, wie bereits bei früheren Veran-⸗ 
„lallungen den Ständen; mitgetheilt worden iſt, durch Ber: 
„willigung von Remunerationen aus den Lazarethfonds 
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znach Bedarf; namentlich bei näher gerückten Ausſichten 
„auf eine Mobilmahung. » Jule Wer 
oOobgleidy alſo der Etat der Menſchenärzte feine Men- 
„derung erfahren hat, ſo iſt doch im Budget in ſo fern 
„eine Aenderung eingetreten, als die Vermehrung der Artil- 
Aeerie die Zutheilung eines, zweiten, Arztes, und deſſen Auf— 
„nahme in das Budget der ‚Artillerie erforderte. Für ge— 
wöhnliche Verhältniſſe wird daher die Zahl der Laäzareth— 
„ärzte einen weniger, wie früher. betragen.“ J 
—e MET A ⏑ Nanf id, 
Nichtſtreitende unter dem Offiziersrang. 
ADie in der Kriegsorganiſation im großer Zahl: erfor 
„derlichen Nichtftreitenden wmiter dem Offiziersrang bedürfen 
Zum Shell einer Friedenseinübung ald Soldaten,“ erfcheinen 
„aljo in der Friedensorganiſation als Streitende. Ihre 
„Ausbildung, joweit nöthig, erfolgt, mie oben an den be— 
„treffenden Stellen ‚angegeben tft, innerhalb der budget: 
„mäßigen Präjenzftände, 

„Als weitere Nichtſtreitende find im Budget in unver 
„anderter Weiſe nur, aufgenommen die Mufiker und. die 
„Gajernenwärter. Bezüglich jener, der Hautboiften, iſt von 
„der Geftattung ($. 4), 8 per Bataillon in die Geſammt— 
„Gontingentsfeiftung einrechnen zu können, bei Bemeſſung 
——6 Gebrauch gemacht.” 


28. 
Offizierspferde. 
Sr „Die Koſtenanſätze für den Beritt der etatmäßig berit— 
tenen Offiziere find unverändert die des früheren Budgets,“ 


WPräſenzſtand der Dienſtpferde der Reiterei. 
„Nach $. 24 L. 3 müſſen wenigſtens; der Pferde der Un: 
„texoffigiete;: Trompeter und Reiter des Feldcontingents prä—⸗ 
„Ient jein. Nach Nr. 20 ergübe fi hiernach ein Prerdeitand 
„von 847, welcher durch Einrechnung von etwa 22 Pferde 
„der Landgendarmerie ꝛc., und. zur Gleichitellung ‘der 
„Schwadronen auf 824: vermindert und abgerundet iſt. 
„Diele Zahl von 821 Dienftpferden tft diejenige des 
„neuen Budgets der Reiterei.“ JBpn re 5 SE 22 


} “ 80, F 1 } a r h 1 | 
Präjenzftand der Dienftpferde der Artillerie, 


„Sn To weit die gfeichlautenden Vorſchriften F. 24 
„L 3 und $. 24 I. 5 auf: Mannfchaften "der reitenden 
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„Artillerie Anwendung finden müſſen, ift es zuläſſig ab⸗ 
„züglich der Offiziere dieſer Waffe, nur eine Kriegsſtärke 
„von 91 Mann. vom Unteroffizier abwärts, ald:Bedienungs- 
„mannfchaft anzunehmen, woraus ſich ein Pferdeitand von 
„91: 2.= 69 ableitet. 

„Die Pferde für 6 weitere reitende Artilleriften der 
„Munitionscolonnen können wohl der Vorſchrift $. 241.4 
„unterworfen, aljo mit einem Drittheil, oder mit 2 Pfer- 
„den in der Präfenz angeſetzt werden. Hiernach beträgt 
„die Zahl der Dienftreitpferde der reitenden Artillerie 71. 

„Die Zahl der Dienftreitpferde der Fußartillerie 
— in der Kriegsformation im geringſten Anſchlage 
„60. Unter Anwendung der Vorſchrift $. 24 I. 4 fommen 
„Für jede der 3 Feldbatterien 7, zufammen 24. Dienft- 
„reitpferde in Anſatz.  Hfln, 

„Für die Ermittelung der Zahl der nach $. 24 präfent 
„au baltenden Zugpferde tft anzuführen, daß nach der 
„Kriegsformation Ei 24 Gejchüge und 29 erfte Mimitions- 
„wagen 318 Pferde erforderlich find, von welchen 2 oder 
„120 den Minimalpräjenzftand bilden, Dieſe Zahl tft in 
„das Budget aufgenommen, und zwar 36 bei der reitenden, 
„84 bei der Sußartillerie.* | FR 

Die bier aufgeftellten Berechnungen, weiſen bie Noth- 
wendigfeit des ind Budget aufgenommenen Friedensprä- 
ſenzſtandes nad. Eine Prüfung und Verrechnung der 
— Momente führt zu dem Reſultat, daß die Mili— 
tärverwaltung den Anforderungen des Bundes genügte und 
überall mit möglihfter Sparſamkeit verfuhr, namentlich alſo 
nicht mehr Mannschaft und Pferde im Dienft in Ausficht 
nahm, nod) längere Präfenzzeit feſtſetzte, als beides nad) 
den Bundesbeftimmumngen nothwendig war. fl. 

Zu der oben Seited angeführten Summe von 175,236 
fommt noch hinzu eine weitere Etatserhöhung von 1,554 
für die Zeugbausdirection, eine Erhöhung die deß— 
halb gefordert wurde, theils weil die Unterhaltungs- 
foften eines nach allen Richtungen vermehrten Kriegs» 
materiald fi) in Folge der jo eben erwähnten 
Erhöhung bedeutend vermehren mußten, theils weil 
man es vorzog, 580 fl. jährlichen Abgang an Ge: 
Ihügesröhren in Anfag zu bringen, während frü- 
ber periodifch größere Forderungen geftellt wurden, 
jo daß die erhöhte Forderung ſich uf . . .. 176,790 


Beilage Nr. 193 3. 40. Prot: v. 20. Juli 1857. 23 


beläuft Rechnet man von den für die Zeughausdirection 
mehr geforbertenn. ..664 fIJL 
ab’ ven jährlichen Abgang an Geſchützesröhren mit 580 
fo bleibt für die Unterhaltungskoſten des Kriegs: 
materials eine Mehterforderung von. 2... 974 fl, 
Daß es übrigens aleichgültig ift, ob der Erſatz für 
Abgang von Geſchützesröhren in jährlichen Raten oder pe- 
riodiſch in Höheren Summen gefordert werde, leuchtet ein, 
Der Aueihuß findet aus dieſen Gründen gegen diefe Etats: 
erhöhung nichts einzuwenden, um jo weniger als die Mehr— 
forderung bei der Zeughausdirection ſich auf techniſche 
Berechnungen und Erfahrungen gründet, in weldjen beiden 
Beziehungen ihm die Kenntniſſe nicht inwohnen. 
Zu 3. Da das Gefeg vom 17, Januar-vorigen Jahrs 
eine erhöhte Vergütung, für. die Quartiergeber Feftfeht ‚ Jo 
iſt auch Für bie "erhößfe Anforderung von 5449 fl. nichts 
einzuwenden. , \ “2 | 


gu 5. Die Dorberzing für ein befonderes Bureau des 
Diviionscommandos iſt eine Sache, die feiner bejonderen 
—— ating bedarf, und Die geforderte Sumnie im Be: 
trag von 250 fl. eine ſo überaus geringe für Local, Hei: 
zung ꝛc. daß dabei nichts zu erinnern ift, * 
78 Die Motivirung des erhöhten 58 um 
60 fl, ‚für einen Quartiermeiſter erſter Claſſe anftatt eines 
ſolchen zweiter. Claſſe, wie joldjes in dem Vortrag; ge— 
ſchehen, rechtfertigt dieſe Korderung ſowie 
Zu 7. die Beförderung ‚eines jors der Artillerie 
zu einem, Oberftlieutenant eine ſelbſtverſtändliche Sache iſt, 
wenn, die Reihe dieſer Beförderung dieſen Offizier nad) 
feiner Anciennetät — Die Gagedifferenz mit 200 fl. 
beruht auf geſetzlicher Beſtimmung. | 
Zu 8. Die Befoldungen der Aerzte bei den einzelnen 
Truppencorps werden unter..den Sagen dort verrechnet, Die 
der Aerzte bei den Lazarethen werden aus den Heilungss 
foften beftritten. Da nun zufälligerweife in dieſer Periode 
die jüngeren umd deshalb geringer bejolderen Aerzte bei 
den Lazarethen find, was tn der vorigen Finanzpertode 
nicht der Fall war, fo ift tm Vergleich gegen fegtere hier 
eim Mehraufwand von 880 fl. gefordert, eine Sunme, die 
in. der vorigen Periode in den Heilungskoſten verausgabt 
wurde und jet Dort wegfällt. j 
» 9: Die Erfahrung Hat gelehrt, daß bisher die 
Garjernirungsfoften zu: gering. angefegt waren, weßhalb 


— 
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Ueberſchreitungen ſtattfanden. Die Einführung von ein 
perſönigen Betten und der erhöhte Preis des Strohes und 
jonftiger Materialien erfordern deßhalb einen Mehraufwand, 
der mit 3705 fl. in Anſpruch genommen if. Es tft das . 
gegen jo wenig etwas einzumenden, als auf die Vertheilung 
der hier geforderten Beträge auf die einzelnen Regimenter 
nach deren Bedarf. 

Zu 10 und 13. Die geringen Erhöhungen find tn 
dem Bortrag genügend motivirt. 

Zu 14, Eine neue Anforderung erfcheint hier im Be— 
trage von 54 fl. für Träger der Verwundeten. Wir wür- 
den Diefen geringen Poften nicht hervorheben, wenn wir 
niht noch befonders bemerken zu müſſen glaubten, wie 
wünjcheuswerth es ift, daß diefem Punkt eine bejondere 
Aufmerkſamkeit gewidmet werde. 

Zu 15. Wie richtig es ift, daß möglichft viele und 
gute Schwimmer bei den Truppen feien, leuchtet von, felbft 
ein und weiß aud) der Laie bei nur oberflächlicher Kennt: 
niß der Kriegsgeſchichte. Die Anforderung von 305 fl. 
ift eine mäßige und es fteht ohne Frage ſehr zu wünſchen, 
daß auch dieſer Uebung möglichft ‚große Ausdehnung ge- 
geben werde. | 

Zu 16. Dem Referenten tft aus perjönlicher Bekannt: 
ſchaft der Localitäten das Unzureichende des bisherigen 
Schießſtandes in Friedberg bekannt. Der frühere Scheiben- 
ftand war jo nahe am einem gangbaren Wege, daB die 
Kugeln bisweilen bis am denjelben reichten. Die Ber 
fegung war em tief gefühltes Bedürfniß, ein Doppeltes 
mit Rückſicht auf die größere Schußweite der Gewehre. 
Gegen die Anforderung mit 104 fl. für Miethe dieſes 
Schießplatzes iſt demnach nichts einzumenden. 

Abgeſehen von dieſet Miethe findet ſich beim außer— 
ordentlichen Erforderniß-Etat eine Anforderung für Scheiben- 
mauern und Wachthäuschen (S. unten Seite 45 u. 54). 

Zu 17. Hinfihtlich der Mehrforderung für Bureau: 
foften im Betrage von 152 fl., eine Summe die mit Rüd- 
fiyt auf den vermehrten Umfang der Geichäfte unbedeutend 
erjcheint, findet der. Ausſchuß nichts zu erinnern: 

Zu 48. Die Dienftalterdzulage für einen Oberſtlieu⸗ 
tenant mit 200 fl. ift eine Sache, die von der Verwaltung 
unabhängig tft. | ' 

3u 19— 22. Für Hoftien und Meßmwein in Baben- 
baujen mit 13 fl.; geringerer Arheitöverdienft in der Straf 
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anſtalt daſelbſt mit 300 fl.; Flir Holz für die Wache da- 
ſelbſt, das bisher nicht iu Anjag — worden war, 
mit 78 fl: und Reinigung der Kirche und Schulzimmer 
mit 11 fl. ift nichts zu bemerken, insbeſondere iſt «8 Elan, 
daß, wenn. die Zahl der Arreftauten ſich mindert, auch der 
Arbeitöverdienft derjelben abnehmen muß. 


Der Erhöhung des Budgets iſt ſchließlich noch ein 
Poften im Betrag von 1491 fl. zugelegt, der ſich folgen- 
dermaßen ergiebt: 

Befondere Einnahme der Kriensfaffe fir fl. fr. 
183% a. (j. Anlage E des Borfrage) . : 458 — 
b. die von den Ständen verwil- | 

—ligte Summe für Mimition (j. 

Sa 804 des XIV. Land- 


tags 
c. die nad) derfelben Beilage für 
Waffen und NRüftungsgegen- 
Fra sngefepten | 12 mal zur 


4,581 fi. 


10,568 fl. wor 
mithin auf ein Sabre 2 2 2 2 nn BR 40 
zufammen 3,980 40 
für 18 je — a rt der fe fe, _ 
Kriegska 458 — 
b. De weite. Hälfte ber unter 
1. c. gedachten Summe von 
12,074 fl. mıt 6,037 fl., weldye 
auf 1 Jahr betragen 0 2018209) 9,470 20 


1,510 % 
oder in runder Summe 1,511. fl. 


*) In dem den Ständen übergebenen Vortrag hatte fi, wie 
ein Schreiben des Herrn Regierungseommiſſärs an den Re= 
ferenten angibt, ein Rechnungsirrthum eingeſchlichen. Im 
ver Bergleihung dieſes mit dem früheren Budget (f. am 
Ende diefer ara nach pos, 31 unter 2b) muß die 

- Summe flatt 2032 fl. 20 fr. = W012 fl. 20 fr. - heißen. 
Hierdurch wird ver Abzug der Einnahme unter eigener Ber 
mwaltung um 20 fl. neringer, mithin erhöht fi vie ‚ganze 
Mehrforvderung um diefe Summe und beträgt nicht, wie an: 
negeben 226,667 fl. 6 fr. ſondern 226,687 fl. 6 t. 
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In der Sinangperiode 1854 "wurde: beim Militär die 
Steinfohlenfenerung eingeführt. Am Ende diefer ‘Bertode 
war noch nicht zu erſehen, welche. Erſparniß ſich bei die 
ſem Brand, gegenüber dem frühern Holzbrand, ergeben 
würde, Der Heferönt erbat fich Ausluntt über. die bie- 
berigen Refultate. Die Antwort Großherzoglichen. Kriegs- 
mintftertums ging, dahin: | J | 

„Die Anfrage in Euer Hochwohlgeboren geehrtem Schrei» 
„ben vom 21. d. M., betreffend die Erfparniffe in Folge 
„der Einführung der Steinfohlenfeuerung,: wird durch nad): 
ſtehende Angaben ihre Erfedigung finden.“ | 


„Die Bergleihung der Koften..der Holzfeuerung mit 
„denen der Steintohlenfeuerung muß von — Prei⸗ 
„ſen beider Heizungsmittel ausgehen. Die hier folgenden 
„verſchiebenen Annahmen ſetzen gleiche Durchſchnittspreiſe 
„für alle Garniſonen voraus, und zwar bezüglich der Holz— 
„feuerung nur Eichenfcheitholz (ftatt des ſonſt veglementär 
„zuläffigen geringeren Quantums an Buchenſcheitholz), be: 
„züglih der GSteinfohlenfeuerung außer den. Steinkohlen 
„auch das erforderliche Kiefernholz zum Feueranmachen 
„G fr. per Kopf und Jahr). Ferner bezieht fi die Ver: 
Igleichung nur auf die ledige im Winter cafernirte Mann: 
„haft, Da die Steinfohlenfeuerung wefentlich fih nur auf 
- „diefe Mannjchaftszimmer erftredt." 
A) Im Militärbudget 1853 if der Preis für. 1 Steden 
„Eicyenjcheitholz zu 6 fl. 30 Er., für einen Gentner Stein: 
„tohlen zu 37 fr. angenommen. Bet diefer Annahme wür— 
„den die jährlichen Heizungskoften für 1 Mann beftehen :* 
„bei Sol... - » 2 SM T r. 
„bei Stemfohlen. . » 2... 2 fl. 363 fr 
„mithin bei Steinfohlen weniger — fl. 304 Er. 
„alfo für den Geſammtdienſtſtand 
abi 2 22. 1830 fl. 39 kr. 
„und in den drei Jahren . . 4591 fl. 57 Er. 
„2) Nimmt man die Preiſe für beide Hetzungsmittel 
„etwas höher an, wie fie fich vielleicht im Laufe der Finanze 
„pertode zeitweife ergeben können, nämlih für Eichenholz 
„7 fe24fr-, für Steinfohlen 401 fr., jo betragen Die jühr: 
„lichen Heizungskoften für 1 Mann 
P 11 & :, | Er 3 fl. 33 kr. 
„bei Stemfoblen . » 2.242 »...2fL 50 fr. 
„mithin bei Steinkohlen weniger — fl. 43 fr. 
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„alfo für den Geſammtdienſtſtand 
Äh 2. 2er. 2175 fl. 48 fee 
„and in drei Babreun . .. .  . 6527 fl. 24 fr. 


„3) Bleibt man bei dem gegenwärtigen Budgetpreis 
„für Steinfohlen von 37 fr. ftehen und nimmt den wirk: 
„lichen Durhfchnittspreis für Eichenholz in der Finanz: 
„periöde 1834, in welcher zum leßtenmale die Holzfenerung 
„in Anfag war, jo. erhält man als Jahreskoſten für Hei- 
„zung auf einen Mann 

nbei Sol — ER 3 fi. 58 tr. 

„bei Steinloblen . . . .. 2 fl. 364 fı. 

„mithin bei Steinfohlen weniger 1 fl. 451 Er. 
„alſo für den Gefammtdienftftand 

„jährlich..23007 fl. 39 kr. 

„und in drei Jahren‘. „ . 11,422 fl. 57 fr. 


nd) Benn das Eichenjcheitholz den Preis in, Nr. 2 
„mit 7 fl. 20 Er: bleibend erreicht, fo müßte der Preis 
„von einem Centuer Steinfohlen bis zu 51 fr, fleigen, um 
„die Erjparniß bei Steinkohlenfeuerung aufzuheben.“ 


Da ſich Hinfichtlich der Munition eine bedeutende Mehr: 
‘ Forderung gegen früher ergab, — in der vorigen Periode 

betrug die Anforderung 7,750 fl. 32 kr., in. der jeßigen 
13,050 fl. 47 fr., — fo erbat fi der Referent nähere 
Auskunft, die ihm dahin zu Theil wurde: 

„Euerer Hochwohlgeboren verehtliche Anfrage vom 18. 
„d. M., die Deunitionsanfäge des neuen Budgets betreffend, 
„dürfte Durch die nachftehenden Erläuterungen ihre Erledi- 
„gung finden.“ 


„Seit dem Jahre 1832 fiehen im Militärbudget unver: 
„ändert für Munition der Infanterie zujammen 4974 fl. 
„43 tr. und für. die. Pionnier-Compagnte 13 fl. 8 fr., ob: 
„gleich ſchon im Jahre 1836, um mit der Scießfertigkeit 
„in andern Staaten gleihen Schritt zu bulten, eine Ber: 
„beſſerung des Scießunterrihts und Erhöhung des Muni— 
„tonsverbrauchs,. jowie im Sabre 1846 in — der Ein— 
„führung der Scharfſchützen ein weiterer Munitionsbedarf 
„„uſammen von 1234 fl erforderlich war, mithin der Bud: 
„getanjag hätte erhöht werden müſſen. Auch im Jahre 
„1853 wurden in Folge veränderter Verhältniſſe beträcht- 
„liche Mehrausgaben für Munition erforderlich, ohne daß 
„der Anfag im Budget, namentlic wegen Neuheit der ein- 
- „geführten Aenderungen, verändert wurde.” 
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„Bei der Reiterei betrug a für Muni— 
„tion von 1882 bis 4842 A56 fl. 22 ri; er wurde in 
„leßterem Jahre in Folge der Erhöhung des Bräfenzftans 
des. um 120 fl; alle auf 576: fl. 22 Er. erhöht.” 

„Bei der Artillerie beteng der Budgetanfag für Duni: 
„tion im Jahre 1832 — 1205 fl.55 fr. Im Jahre 1854 
„wurde ein bis dahin auf! dem Stat der Militärbildungs- 
„Anftalten („Praktiſche Uchungen der: Artillerie” ). befindlic) 
„geweſener für Munition zum Scharfſchießen aus 
„Geſchützen auf den Etat der Artillerie übertragen; außer— 
„dem der Budgetanjfag wegen Einführung der Granatkar— 
„tätſchen um 120 fl. 24 fr,, alfo überhaupt um 980 fl. 24 fr. 
„erhöht, Jo daß derjelbe alddann 2186 fl. 19 fr. betrug.” 

„Im Allgemeinen wäre nody zu bemerken, daß in dem 
„Munitiondetat von 1832 für ſämmtliche Offiziere und für 
die Unteroffiziere der Pionniercompagnie und der Artillerie 
„fein Anjag enthalten war.” len 
AAus dem Gefagten geht hervor, daß in einigen Muni— 
„tonsbudgets, insbeſondere in dem der Infanterie, feit 
„1832 mehrmals Erhöhungen hätten eintreten müſſen. 
„Wann dieß gleichwohl, nicht geichehen: tft, ſo lag. der 
„Grund vorzugsweiſe darin, daß die Gefammtausgaben 
„durch zufällige Umftände, namentlich zeitweife Beſchrän— 
„kung der größeren Herbftübungen und andere, zufällige, in 
„in jener Zeitperiode -zuläffige Erſparungen und Minden 
„Ausgaben, fich nicht I, hoch ftellten, um nit von dem 
„Munitionsfond getragen werden zu können,“ 

Auf die neuen Munitionsaunjäge wirken ein:, -.. > 

„1) die allgemeine Einführung der gezogenen Hand- 
„Feuerwaffen, mit, dem ſchweren Spitzgeſchoß, welche 
„einen größeren Verbrauch ſcharfer Schetbenmunttion zur 
„nöthigen Mannjchaftsausbildung fordert;“ 

2) die Contingentserhöhung, welche weſentlich auf die 
„Stärfe_ der — Jahresergänzungen einwirkt, 
„welche lketztere z. 3, bei der Artillerie mehr als das Dop— 
„pelte gegen früher betragen. Ferner die erhöhten Präſenz— 
„Hände, welche dev Einübung wegen im Sommer, während 
„der Hauptichießperiode, in höherem Grade in's Gemicht 
„allen, als ſich nach dem, dem Jahresdurchſchnitt ent— 
„nommenen Präfenzftande ergeben würde ;“ 

„3) die Vorſchriften in $. 29 der Bundeskriegsver— 
„faſſung, wonad fein Mann vor Abhaltung einer zweiten 
„Scyießperiode beurlaubt werden darf, und wonad bei der 
„Artillerie aus den verjchiedenen Geſchützen ſämmtliche 


— 
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„Geſchoßarten in ſo zahl jährlich in Anwendung zu 
— * — ſind daß jeder ann genügende Reiegsferigteit 


ben weite en Celãuterung der Büdgetanſätze wäre are 
af ven, daB, ‚ nachftehende Matertalienpreije angenommen 


fr — Pulver zu ſcharfer Munition 50 fl. 
ür 1 Centirer Pulver zu blinder u 85 fl⸗ 
„fü 1 Eentmer Blei. . . . r 14. — 17 fl, 


"Nas dieſen Annahmen , —* 
— cgtie Patronen hir Sanbeiermafen 


20 fl. — fr. 

1000 Ste Patronen für baidfenerwaffen MA — 
30 kr. 
4000: Blnbbinähhn sin 2 4. 2 fl. — kr. 
„Eine Anführung der Preife der sahlreitpen; etwa 40, 
„betragenden —cä und Ernſtfeuer, welche bei 
„den ürtillerieübungen zur Anwendung zu fommen haben, 
„würde bier zu u: und in eine Detatlitrung führen, von 
„welcher kein praftifcher Nußen für die vorliegende Frage 

‚wird. enttommen werden, können.” 


Indem noch anzufüihren ift, daß die Anfäpe für blinde 
„Munition ni gering ‚gegriffen, und daß Die muth⸗ 
„maßlichen Erübrigungen jchon. in Abzug gebracht find, 
„wäre Schließlich noch anzuführen, welde eg — 
„ſcharfer Munition für Handfeuerwaffen per. Kopf d 
„Dienftftandes: angenommen wurde” | 


für den Biomnier . . . 2 30 
BETT „heiter. .. ‚30 
. 13 rin Derittenen Attilleriften . . 10 

nm Bußartilleriften . . 2... 18 

mi m Kinieninfanteriften.. . . .. 45°. 

" " Schützen .80 


Scharfſchütze 1 m 02a a 2,200, 
— für bie Cadres = Berhältniß. — 


Durch bieie: Auskunft dürfte Die RABFTBEPFRING voll- 
ut — ertigt ſein. ee | 


3), ullt 
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BB. Befonderer Theil. 


— — Kriegsminiſterium hat, wie dieß üblich 
iſt, eine Vergleichung zwiſchen ‚der Verwilligung der vori- 
gm und. der Anforderung. dieſer IBIHARADEFIGET vorgelegt, 

ie nehmen auf Dieje, als Beilage zu Nr. 185 abgedrud- 
ten Beilage nebft Anlagen, , zur Vermeidung, —6 
Wiederholungen Bezug und gehen zu den einzelnen Etats uͤber 


J. Adjutanten Seiner Königlichen Hoheit des 
Großherzogs. 
Die Anforderung für 1837 beträgt 12922fl. 30 kr. 
die Verwilligung für 183% vbetrug 12,740 fl. — 


mithin’ Vermehrung . . 182 fl. 30 fr. 
welche in dem erhöhten Breife des —— ihren 
Grund hat. 


Ihr Ausfhuß beantragt: 
die Verwilligung diejes Etats mit 12,922 [x 30 — 


I. Kriegsminiſterium. — 


Für dieſe Periode werden gefordert . .. 33,529 fl. 
für die Periode 1854 waren bewilligt . . 33,456 „ 
Mehrforderung . 73 fl. 
er ihren Grand in "erhöhten preiſe des ar 
ters bat. 
Der Ausſchuß beantragt: 
die geforderten 33,529 fl. zu —— 


III. Kilegszahlamt und Kriegerehuungsamt. 


Die Anforderung beträgt, wie in der vorigen Finanz⸗ 
periode, 7,000 
Wir beantragen die Verwilligung von 7 ‚000 fl. 


IV. Gommando der ArmeesDivifion 


Die Anforderung beträgt . . . . 2,534 fl. 20 Er. 
die vordere Vermilligung . . - . 23263 fl: 2} fr. 


mithin Mebrforderung . . STH. 171 fr 
weldye mit 250 fl. in den bereit im ——— Theil er: 
_ mwähnten Bureaufoften und in der — — des Pferde⸗ 
” futter8 und Brodes mit 21 fl. 174 fr. ihren Grund bat. 
Ihr on beantragt: 
Verwilligung der geforderten 2,534 fl. 20 fr. 
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V; 
Es werden gefordert . . 212,085 fl. 594 fr. 
die Berwilligung für 1854 + beirug r ‚664 fi. 131 fr. 
mithin Mehrforderung . . . ; 421 fl. Ad; ir. 
und zwar wegen : ©... fl. fr. 
Preiserhöhung des Brodes “00. 
Seth Möpertofteni“ | 
der Bekleidung . . 7.6 u R. 2} er. 
She Ausschuß — 
F dieſen Etat mit 12085 A. 50: h. I verniligen, 


"VL Generaiguaztiermeifterftäh. . 

Es werden gefordert . 12,197 fl. 55 
die — Beiwilligung für‘ 1834 di . 42,179 fl. 174 ir 
mithin Fböhung . 2... 2.0. 18 fl. 371 fr 
nämlich: ifereng der — 

Gage eines Haupt— 
mannes erſter und... 

weiter Claſſe 400 fl. — kr. 
——— des 

ferdefütters und 
Brodes .. 118 Fl. 371 kr. 

5187 fl. 374 Mr. 

abzüglich des Unter: _ — 
ſchiedes der Gage 
eines Oberſten und | 
DOberfilieutenants . 500 fl. — fr. 18 fl. 371 fr, 


Wir beantragen: 
die geforderte Summe mit. 12,197 rn 59 fr. zu 


verwilligen; 
u 1. Pionniercömpagnte. 
Die Anforderung — .14719 fl. 26 tr. 
die Berwilh taung- 1834 . an 2 . 50% ft. 
mithin die Mehrforderung . . 4 fl. 355 fr. 


Der Zugang beträgt, nad) Anda, ge 
1 der —2 — 2,212 fl. 204 £ 
127 fl. 45 tr 
— na a 5 ne 354 fı. 
Der Ausſchuß beantragt: 
Verwilligung Ver geforderten 11 ‚719: fl. 26 fr. 
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VII. Garderegiment Chevaurlegers. 
Die Anforderung beträgt 22. 358608 fl. 43% fr. 
die Vermilligung: für 183%»: .. 324,628 fl. 138 fr. 


mithin Mebrforderung . .» +04 33,975 fl. 308 fr. 

Aus Anlage 2 ift zu erfehen der 
Zugang mit. . 48,370 fl. 574. kr. —7— DR] 
der dbgang mit 14,395 fl. 27) fu 33,975 |. 308 Er. 


Unter den "Erhöhungen finden ſich die Differenz er 
Gagen zweier Rittmeifter Iter: und: Lter Klaſſe mit 800 fl. 
aufgeführt. Es Liegt in. der Natur der Suche, daß die 
Hauptmänner und Rittmeiſter der erſten Gehaltsklaſſe ſich 
nicht immer gleich in den Regimentern vertheilen; die je— 
weiligen Budgetſätze find der Wirklichkeit: entnommens Im 
Uebrigen iſt nichts zu bemerlen und; es beantragt deßhalb 
der Ausihuß: 

die angeforderte Summe mit 358,603 fl. 43} fr. de 






verwilligen. 
IX. Artilferiecorpe. 
Die Anforderung beträgt ." 2. 152,322 fl. 38 kt. 


in der Periode 185% war verwilligt 85,773 fl. AU fe 


mithin werden jept — gefordert . 66,549 fl. 333; fr 
und zwar 'na 
Anlage 3 Zugang fl. — 
Abgang . .» . LET A. 7 er 
mithin Zugang . . .. 2..:66,549.f. 333 fr. 

Mit Bezugnahme. auf die Bemerkungen im allgemeinen 
Theil beantragt der Ausihuß: 

Dieſen Etat mit 152,322 fl. 38 zu verwilligen. 


X, Erſtes Infanterieregiment. 


Die Anforderung beträgt, . . . 179,683 fl. 44 fe. 
die Berwilligung für 185% . . . . 151,430 fl. 36 fr, 
mithin, werden. mehr gefordert Eee Ye ME ER: 
und zwar nad ee 
Anlage vier Zu | | | 
— “+ IST. 58. | | 

gang . » 2070 f. — fr 28253 8 

Der Ausſchuß beantragt aud) hier mit Bezugnahme auf 
den allgemeinen Theil: 

ie geforderten 179.683 fl. 44 fr. zu verwilligen. 
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XI. Zweites Infanterieregiment, 

Die Anforderung beträgt . . . 173,275 fl. 313 fr. 
die vordere Verwilligung . . . 142,997 fl. 221 Er. 
mithin Mehrforderung . » . ... 30,278 |. Ik. 
nah Anlage 5 
Zugang . . ...31178 |. 9 ke.“ | 
Abgang . MON — fe. 30278 fi. 9 fr. 

Der Ausſchuß beantragt: | 

Verwilligung der angeforderten 173,275 fl. 313 Er. 


AII. Drittes Infanterieregiment. 


Die Forderung beträgt . . . A7TT118 fL 6 kr. 
die vordere VBerwilligung . . . .. 144,869 fl. 563 fr. 
mithin Mehrforderung : . 2°... 32,248 fl. 91 ir. 
nad) Anlage 5 
Zugang . .. 34 456fl. 341 fr. 


Abgang 120. 23,208 fl. 25 fr. 323,248 fl. 91 fr. 


Der Ausschuß beantragt: 
die Anforderung mit 177,118 fl. 6 fr. zu berwilligen. 


XIII. Viertes Infanterieregiment. 
Die Anforderung beträgt . . . 170,266 fl. 281 kr. 
die Verwilligung der vorigen Finanz: 
periode . - 2 2.2 2 000.0. 139,306 fl. 73 kr. 
mithin werden jegt mehr gefordert . 30,960-fl. 203 fr. 
und zwar laut Ä | Br j 
Anlage 7 | 
Zugang... 2... 32,726 fl. 213 fr. 
Abgang : 2. 14766 fl. 1 Fr 
mithin Zugang eis ee... 30,960 fi. 203 fr. 
Der Ausschuß beantragt: 
Die Anforderung mit 170,266 fl. 281 kr. zu ber: 
willigen. 

‘XIV. Dienftaltersgage und Zulage. 

‚ Die Anforderung beträgt . . . 11,600 fi. — fr. 
die vordere Bewilligung . . . .. 11,400 fl. —- kr. 
mithin Mebrforderung . 2 2... . — fr. 
dieſelbe hat ihren Grund in der gegenwärtigen Zahl der 
Oberſtlieutenaute. 

Ihr Ausſchuß beantragt: 
Vermilligung von 11,600 fl. 


3% Beilage Nr. 193 5.30. Prot. v. 20. Juli 1857. 


XV. Dienftalterdzufage für Unteroffiere. 


Die Anforderung der vorigen Finanzperiode mit 8000 fl. 
ift Diefelbe geblieben. Ihr Ausſchuß beantragt: 
- deren Bermilligung. 


XVI Gommandement der Refiden. 


Die Anforderung beträgt - . . 7942 fl, 35 Mr. 
die Bewilligung der früberen Periode 
bmg 2 en 70 fl. 7 Fee 
mitbin Mehrforderung . » » 2.2. 33 fl. 271 ke. 
und zwar wegen Preiserhöhung des Pferdefutterd und Brodes. 

Der Ausihuß beantragt: 

Verwilligung von 7,942 fl. 35 fr. 


XV. Oberkriegsgericht. 


Die frühere Berwilligung betuig . 3,220 fl. — fr. 
da aber in diefer Periode der Gehalt . 
eined Secretärs mit a ——— 
'abgebt, fo verbleibt al8 Anforderung . 2,920 fl. — fr. 
und beantragt der Ausſchuß: 
deren Berwilligung. 


XVII. Zeughausdirection. 


Die Anforderung beträgt - » . 12,830 fl. — fi. 
die frühere Vermilligung . +. 11,275 fl. 505 fr. 
mithin Mehrforderung » +»... 1554. 9 Fr. 

Der erften VBerwaltungsabtheilung 
geben ab für Neinigen der Hand: 
waffen 974 fl. 4 kr. 
der dritten Verwal⸗ 
tungs-Abtheilung 
gehen für gleichen | 
Zweck zu 2. u — kr. 
bei der. 2ten Ver— | 
waltungsabtheilung 

a. Abgang der 
Geihißrobre . . 580 fl. - Mr. J 
b. Geſellenlohn | 

Taglohn ec. . . 1,130 fl. — Mr. ’ 


zu übertragen 2,258 fl. — kr. 1,554 fl. 91 fr. 
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Uebertrag 2,258. fl. — Te 1,554 fl. 94 Fe. 
c. Erſatz u. Rei: 1 u 
nigen ded Zugge— 
ſchirrs und Unter⸗ 
haltung der Feld— 

geräthe . = 20 TE 
in 2,58 7. 14 fi. 
davon den odigen 
Abgang mit . .  GTAfl. 4 kr. — 
DIEDEN: "ne 5 6666 

Vergleicht man Das. jeßige Budget mit dem früheren, 
jo ergibt fih, was das Formelle betrifft, daß eine andere 
Drganifation der Zeughausdirection flattfand, eine Sache, 
welche. Die Stände nicht berührt. Das Materielle aber anz 
langend, jo anafyfirt fich die Mehrforderung von 1554 fl. 
in runder Summe aljo: 

Nicht eigentliche als Mebrforderung (j. den 
allgemeinen Theil) ift die Anforderung für Ger 
ihügrohte mt 2 2 een ſl. 
anzufehen. Die Mebrforderung beträgt alfo . . 974 fl. 

und zwar 

4) Geſellenlohn, Taglohn, Hand- 

werkszeug, Material- und jones 
ftige Betriebsfoften . . ... 1130 fl. 

2) Eriak und Neinigung des Zug- 

geſchirres und Unterhaltung der 


Feldgeräte . . . . 270 fl. 
1400 fl. 
3) frühere Forderung für 
Reinigung der Hand» 
waffen 4 MA 
Dagegen jeßige Forder 
mm... Hifi. | 
mitbin jeßt weniger . ... A2E fl. 974 fl. 


Der Höhere Anſatz zu 1 und 2 rührt daher, daß ſich 
das Material bedeutend vermehrt hat. Nach einer mind: 
liben MitHeilung des Herrn Regierungs-Commiſſärs würde 
ſich das Bedürfnig in Den verſchiedenen Mubrifen nicht uns 
beträchtlich höher geftellt haben, ‘wenn nicht, wegen Ber: 
mehrung der Prajenzitände, ein Theil der Mann'chaft ge: 
gen die übliche Zulage zu den verſchiedenen Geſchäften ver- 
wendet werden konnte, wie denn auch Div Erſparniß au der 

3* 
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Reinigung der Handwaffen in diefem Verfahren feine Er- 
klärung findet. 
Der Ausschuß beantragt: 
die geforderten 12,830 fl. zu verwilligen. 


XIX. Militär-Medicinal-Commiffion. 


Die jegige Anforderung beträgt, gleid) der der vorigen 
Finanzperiode 2400 er & 
Der Ausschuß beantragt: 
diefen Etat mit 2400 fl. zu verwilligen. 


XX. Militärftrafanftalt Babenhauſen. 
fl 


Die frühere Anforderung — 2. 12,629 173 
die im jegigen Budget 2 20200... 123,344 19 
folglich jetzt weniger . . re 288 281 
und zwar, wie aus der Ver⸗ 

gehung näber zu — u fl. kr. 


Abgang . - 1388 241 

Zugang 2 2200.» 1099 56 
mithin Abgang . . - “288 281 
Bon der —— Berderung im Ä 
Betrage von . . 12,341 19 


gebt nach einer inzwiſchen von Gr. Kriegs: 
miniftertum eingegangenen Mitrheilung 
noch ab für Speilung, Brod, Kranfen- 
pflege, Bekleidung und Brennmaterial 
von 10 Steäflingen, indem die Militär: 
verwaltung glaubt, daß durchſchnittlich nur 
30 Sträflinge fih in der Strafanftalt 
befinden werden, während im ——— de⸗ | | 
ren 40 berechnet waren ... : 935 : | 
fo daß ſich die Anforderung mindert. auf 11,406 1 
Mit Rückſicht Hierauf und des im allgemeinen Zeil 
Borgetragenen beantragt der Ausihuß: 
für diefen Etat 11,406 fl. 17 Er. zu verwilligen. 


XXI Gottesdienft und Schulen. 
Die Anforderung für das en 185 — 4695 fl. 42 fr. 
die Anforderung für 18383 —. . 4684 fl. 42 kr. 
mithin jeßt mehr . . 1 — 
für Reinigen der Kirche und "Shulzimmer. | 
Der Ausihuß beantragt: 
Verwilligung der geforderten 4695 fl. 42 fr. 
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XXI. MilttärbildungssAnftalten. 


Die jeige Anforderung fteht der’ Verwilligung der frü⸗ 
heren Finanzperiode gleich. 
Ihr Ausſchuß beantragt: 
die geforderlen 4240 fl. zu verwilligen. 


XXIII. Zufhuß der Offiziers Wittwenkaſſe. 
Die Anforderung für dieſe Finanzperiode gegründet auf 
die Wahrjcheinlichkeit des Bedürfnifies, ift 1000 fl. geringer 
als die Verwilligung der vorigen Senangperiode 
Ihr Ausſchuß beantragt 
ern? der Anlotberang im Betrage von 46, 000 
ulden 


XXIV. Zuſchuß zur Unteroffiziere Wittwenkafſe. 


Auch unter dieſer Rübrik wird weniger angefordert, 
als die Verwilligung der vorigen Periode N und zwar 
500 | 


Khr Ausihuß beantragt: 
die Anforderung mit 5200 fl. zu vermilligen. 

Au den nocd übrigen Pofitionen des Budget werden 
diejelden Anforderungen geftellt, wie beim Budgst 1833. 
Da nichts dabei zu erinnern iſt, fo beantragt Ihr Ausſchuß 

zu verwilligen für 


XXV. Taggelder, Fuhr- und Botenlohn. 
Die geforderte Summe mit 2500 fl. 
XXVIL Unterhaltung der Militärgebäude. 
Die Anforderung mit 13,000 fl. 
XXVII. Gratificationen. 
Die Anforderung mit 1,000 fl. 
XXVIII. Unterftüßungen. 
Die Anforderung mit 5,000 fi. 
| XXIX, Zuſchuß zur Invalidenkaſſe. 
Die Anforderung mit, 6,000 fl. 


XXX, Unterflügung vormaliger Soldaten, 
welche Seldzüge mitgemacht haben. 
Die Anforderung mit 6,000 fl. 


XXXI. Unvorhergeſehene— Ausgabien. 
Die Anforderung mit ‚1,200: fl ; 
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B. Yußerordentlider Etat. 


Ä —— dieſer Rubrik werden zweierlei Anforderungen 
emacht: 
a. eine ſolche für die Gardeunteroffizierscompagnie, inſo— 
weit bei derſelben die überetatsmäßigen Stellen noch nicht 
eingegangen find und zwar mit jährlich 1,803 fl. 204 Er. 
In der vorigen Finanzperiode betrug die Anforderung 
2,096 fl. Gegen diefe Anforderung findet Ihr Ausſchuß 
nicht au erinnern und beantragt: - 224 
deren Bewilligung; — 
b. die andere Anforderung iſt für Neubauten und Bau— 
repardturen. Für diefe Bauten belief fi Die Anforde: 
ru bei Uchergobe des Budgets auf 249,089 fl. 58 fr. 
für die laufende Finanzperiode. Der Referent trat dieſer— 
halb in Communication mit Großherzoglichem Kriegsmt- 
niſterium und erhielt anf verschiedene Anfragen die Antwort: 
„Nachdem die bei Uchergabe des Milttärbudgets noch) 
„nicht beendigten ſpeciellen Voranſchläge über einige: der 
„in den außerordentlihen Erfordernißetat aufgenommenen 
„Reubanten nunmehr vorliegen, beehre icy mich, im Auf: 
„trage Großherjoglichen Kriegsminiſteriums diejelben anbei 
„nebit einer vergleichenden Zuſammenſtellung ergebeuft zu 
„überfenden: Es ergibt fidy daraus, daß die anımt- 
„Voranſchlagsſumme des außerordentlichen Budgets. um 


. . 11,954 fl. 34 fr, 
„oder um jahrlich | 
‚ 34 fl. 511 Er. 
„N permindert, fo daß die Gefammtanforderung für jedes 
„der drei Jahre der Finanzperiode ftatt 
84,833 fl. 20 fr. 


80,848 fl. 285 fr. 


„Zur Erläuterung wäre im inzelnen zu bemerken 
„und zwar: | 


„nunmehr beträgt: 


Zu 2. J 
Vergrößerung der Artilleriecaſerne und der 
damit zuſammenhängenden Bauten. 

„Die Aenderungen in den Anſätzen, theils Erhöhungen, 
„theils Minderungen, im Ganzen: eine Minderung’ von 
„3190 fl. 3 fr. bet den Objecten..a bis e ergebend, find 
„das Reſultat der möglichſt ſpeciellen, mit aller. quläffigen 
„Oekonomie ausgearbeiteten Voranfchläge, denen das nad) 
„den Dienftftand der Artillerie und Pionniercompagnie 
„gegebene Caſernirungsbedürfniß zum Grunde Tag.“ : 
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u 3. 
MWerkitättenbau. | 

„Bei diefem Bau war eine Minderung .ded Boran- 
„ſchlags von beinahe 1000 fl. deßwegen möglich, weil man 
„durch Berrüdung der Bauftelle nach dem Paradeplag hin, 
“ „eine. ſonſt nöthig geweſene Grunderwerbung wird unter: 
„laflen können. Das. Gebäude felbft ift in feinen Ab: 
„meilungen und Einrichtungen jo jehr von einem unerläß— 
„lichen — des Raums abhängig, daß man nicht 
„abzujehen vermag, wie * eine Einrichtung mit geringe— 
„ren. Koſten herzuſtelien ſei.“ | 

u 4. 
Erweiterung der Reitercajerne. 

„Der. |pecielle Voranſchlag zeigt eine Verminderung 
„von 7538|. Die Urſache hiervon liegt darin, daß man 
„das frühere Project eines zweiftöcdigen Baucs verlaflen 
„hat, und im Junern der Caſerne durch einen einſtöckigen 
„Pferdeſtall und fonftige Einrichtungen den Zwed zu er: 
„reichen fuchen wird, da die bei diefem Project, erwächſen— 
„den erheblichen Minderkoften bier bejonders in Betracht 


„kommen.“ 
3u S5 bis 11. 

„Die Anforderungen unter dieſen Nummern gründeten 
„fih auf bereits ausgearbeitete Voranſchläge und haben 
„feinerlei Aenderungen bis DDR : 

ui 


Shwimmjchule für die Garniſon Darmftadt, 
„Die Minderung des Voranſchlags um 370 fl. 10 kr. 
„tt das Ergebniß einer nocdhmaligen Prüfung zur Ber: 
„minderung der Koften diefer Einrichtung, unter Anwen: 
„dung der einfachiten Conſtruction.“ | 


u 13. 
Errichtung eines Schießftandes für Die 
| Bann Friedberg. 
„Eine nachträgliche Verhandlung mit der Localbehörde 
„bat zu seiner Erhöhung des Anjages um 100 fl. geführt,” 


„Wenn nun in der geehrten Zufchrift Eurer Hohmohl- 
„geboren von 23ten Februar d. $. die Größe der Anfors 
„derungen für außerordentliche Bedürfniffe der Militär: 
„Berwaltung und die dadurch dem Lande erwachſenden 
„Koften hervorgehoben worden find; jo fann von Seiten 
„Brahpergoglicen Kriegeminifteriums nur Die Berficherung 
„ertheilt werden, daß dafjelbe bei Aufftellung feines außer— 
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„ordentlihen Budgets die Rückſichten auf die finanziellen 
„Kräfte des Landes. in die ernftefte Erwägung gezogen hat, 
„aber gegenüber den Bundesbeſchlüſſen über Contingents- 
„erhöhung und Erhöhung der Präfenzftände die unbeftreit- 
„bare Nothmwendigfeit erkennen mußte, für ein regelmäßiges 
„Gafernement der ordentlichen Dienftftände, und insbeſon— 
„dere der am ftärfften vermehrten Artillerie, baldmöglichſt 
„Sorge zu tragen.” | | 

„Aber auch abgefchen von der militärifhen Rothmwen- 
„digkeit zur baldigen Ausführung der Eafernirungsbauten 
„würde die Frage, ob man fie aus finanziellen Gründen 
„wenigftens nicht verfchieben könnte, zu verneinen fein, da 
„dem Lande hierdurch Feine Erleichterung erwachfen wird. 
„Schon gegenwärtig und in der Vorausfegung, daß die 
„proviſoriſchen Einrichtungen umd Anordnungen werden 
„lange dauern, nod eine oder die andere Störung erlet: 
„den, iſt für Miethzins und fonftigen Mehraufwand eine 
„jährliche Summe von mindeftens 1800 fl. erforderlich). 
„Die Dienft: und Uebungsverhältniffe der Artillerie, welche 
„in ihrer ganz neuen Organiſatiou namentlich durch Ber: 
„einigung des Fahr: und Bedienungsdienftes in den Battes 
„rien, eine Zerjplitterung nicht duldet, würden erfordern, 
„einen Theil der Reitercaferne dahter nochmals für Die 
„Artillerie in Bejchlag zu nehmen. Schon eine in Folge 
„biervon ftattfindende Dislocation einer einzigen Schwadron 
„auf's Land würde im Zeitraum eines Andres einen Die 
„Budgetſätze überjchreitenden Aufwand von 14674 fl. 35Er. 
„veranlaſſen.“ 

„Die durch eine Verſchiebung des Baues erwachſenden 
„Koſten würden fich ferner vermehren, wenn die Pionnter: 
„eompagnie die durch ihre Uebungen am’ Rheine tm näch— 
„Men Sabre aus ihrer Gaferne und aus der Garnifon 
„entfernt tft, während eines andern Baujahrs anderweit 
„untergebradyt werden müßte.“ 

„Es liegt ferner im finanziellen Intereffe, in dem Be— 
„ginne und der Reihenfolge der einzelnen Bauvornehmungen 
„wicht gehemmt zu fein, weil die während der Bauzeit er: 
„rorderlichen befonderen Vorkehrungen und vorübergehenden 
„Anordnungen um jo ausgedehnter, um fo vollftändiger, 
„um jo foftjpieliger jein müßten, je länger die Bauzeit fich 


4 ° 


„erſtrecken würde,” 


g „Die von Euer Hochwohlgeboren geſtellten beiden erſten 
„Bragen: J x | 
„ob die Militärverwaltung nicht in Berüdfihtigung 
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„der vorliegenden Verhältniſſe die Möglichkeit, diefe 
„Summen, wentgitens theilweiſe, zu vermeiden; fehe, 
„oder ob die verjchiedenen Bauten nicht mit geringe: 
„ren Roſten aufzuführen fein möchten, | 
„haben durch die oben angeführten und näher begründeten 
„Deinderungen der urjprünglichen Forderung um 11,954 fl. 
„34 fr. und ſoweit e8 in der Macht der Militärverwaltung 
„lag, ihre Beantwortung gefunden.” | 
„Die dritte Frage, ob dieſe Bauten nicht auf, längere 
„Berioden vertheilt werden könnten, ift ebenfalls eingehend 
„behandelt worden, und es wird die Begründung der Ver: 
„meinung von dem verehrlichen Finanzausihuß wohl ge: 


-„witrdigt-werden wollen.” 


4 


„Die vierte Frage, ob nicht einige der Fleineren An: 
„Forderungen des außerordentlichen Budgets auf die lau- 
„renden Reparaturen übernommen werden fünnten,. muß 
„um deßwillen verneint werden, weil bisher Schon Das Groß: 


penogle Kriegsminifterium mit dem ihm zur Dispofition 


„ſtehenden Baureparaturfond nur zur Roth und oft nicht 
„ohne nahmhafte UWeberjchreitungen die unabweislichen 


Herſtellungen und jonftigen unvermeidlihen Ausgaben zu 
 „beftreiten vermocht hat.“ | 


„Um indefjen joweit als irgend möglich Euer Hochwohl—⸗ 
„geboren Beftreben, Minderungen herbeizuführen, Rechnun 
„zu tragen, ift nochmals in Erwägung gezogen worden, o 
„nicht einige dieſer Fleineren Poſten auf Die nächſte Finanz: 
„pertode verſchoben werden könnten Wenn dieß mit den 
„unter 5, 6 und 9 angeführten Poften im Gejammtbetrage 
„von 2327 fl. geihähe, jo würde dieß zur Noth angehen, 
„obwohl dann Reparaturfoften in der Zwijchenzeit nicht zu 


„vermeiden jetn würden, während nur die Verſchiebung 


„iner unvermeidlihen Ausgabe, von vergleichsweiſe nicht 


„bohem Betrage erlangt werden würde.“ 
„Was endlich die Iehte enge: | 

„ob nicht der neue Werkſtättenbau mit geringerem 

„Aufwande bergeftellt werden könne, 
„betrifft, Jo ift qerade bier, wie fchon oben bemerkt, das 
„Bedürfnig in Raum und Einrichtung ein jo beftimmt ge _ 
„gebened, daß eine nähere Erörterung des Planes und 
„Voranſchlags jeden Zweifel an der Nothwendigfeit der 
„veranfchlagten Summe leicht befeitigen wird. Gollten 
„Euer Hochwohlgeboren diefe nähere Prüfung wünſchen, fo 


„ſoll id Sie erſuchen, deßhalb mit Herm Hauptmann 


„Hartmann in mündliche Verhandlung treteu zu wollen.“ 
Darmftadt, den 3. Juni 1857. 
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Vergleicht man den urjprünglichen Voran-⸗ ft. fr. 
Ihlag mt » 2 2 2 2 nee ee. 249,089 58 
gegenüber dem neueren mit 238,933 fl. 444 fr. 
wovon jedod) die darin mit: 
berechneten Koften der 
Gardeunteroffizierdcompag- 
nie im Betrage von . . 1,803 fl. 208 fr. 
abzurechnen find, jo daß Ä 
verbleiben . : 2 2 2 2. 237,135 24 
jo erjcheint eine Minderung von . . . . 11,954 34 
oder von jührlich 3,984 fl. 514 frz folglich verringert ſich 
die ganze Anforderung für ein Jahr diefer Finanzperiode 
von 84,833 fl. 20 fr., oder nad) Abzug der Koften der 
SGardeunteroffizierdceompagnte von 83,029 fl. 594 Er. nuns 
mehr auf 80,844 Fl. 281 fr., reſp. 79,041 fl. 8 fr. 

Wie das eititte Schreiben Großherzoglichen Kriegs- 
minifteriums dartdut, fo wäre von der Anfor- fl. Er. 
d se ra 237,135 24 
pos. 5, 6, 9 des neuen Voranſchlags auf: 

Ihichbar zufammen mit . 2 2 202.0 2327 — 
jo daß fich alfo die Anforderung vermindert auf "234,808 24° 

Der Neferent trat in nochmalige Verhandlung mit 
- Großherzoglichen Kriegsniniftertum, bob namentlich ber 
vor, Daß bei Aufführung mehrerer Bauten durdy Ineinane 
dergreifen dieſes Bauweſens Erjparnifje eintreten Fönnten, 
daß jehr häufig-die Voranſchläge ſehr hoch gegriffen wür⸗ 
den und fragte an, ob, wenn von Seiten der Landſtände 
die Baukoſten überhaupt verwilligt werden würden, das 
Kriegsminiſterium nicht mit seiner Averſionalſumme von 
220,000 fl. würde ausreichen können. Es wurde ihm die 
Antwort: er 


„Nachdem der Inhalt von Ew. Hochwohlgeboren ge 
„ehrten Zufchrift vom 15. d. M. Seitens Großherzoglichen 
„Kriegäminiftertums einer reiflichen Prüfung unterzogen 
„worden war, bin ich beauftragt worden, in Nachftehentem 
„die Auficht dieſes Minifteriuns Em. Hochwohlgeboren 
„vorzulegen.“ 

„Im Allgemeinen muß nad) den früheren Erfahrungen 
„zugeltanden werden, daß bei ſorgſamen Voranſchlägen, 
„welche den Zujag von 40%, für unvorhergefchene Aus: 
„gaben begreifen, durch Minderung des wirklichen Aufwandes 
„in Folge der öffentlichen Vergebung und bet vielleicht nur 
„theilmetfer Verwendung des Procentzuſatzes Erjparniffe 


* 
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„möglich find; und daß um fo mehr auf ſolche Erſparniſſe 
ngehoft werden darf, wenn mehrere Bauten unter derfelben 
„zeitung zur Ausführung fommen, wobei günftige Jahres- 
„zeit, Concurrenz der Handwerker, zeitige und nicht über- 
„eilte Beichaffung des Materiald u. ſ. w. die Wahrjchein- 
„lichkeit ſolcher Erfparniffe erhöhen.“ 

„Allein die wefentlichen auf die Baufoften einwirkenden 
„Factoren, Matertalienpreife und Gefellenfohn, find wan— 
„delbar und Haben jeit Aufftellung der Voranſchläge über 
„die fraglichen Bauten eine nicht unerhebliche Stergerung 
„erfahren. Ob dieſe Steigerung bleibend fein, ob fie wies 
„der aufhören, oder ob fie zunehmen wird, kann nicht ein- 
„mal mit Wahrſcheinlichkeit beurtheilt werden, und e8 er: 
„ſcheint deßhalb für die verantwortliche Staatsbehörde im- 
„merhin bedenklich auf ſolche ungewifle Verhältniffe bin 
„auf eine, wenn auch nur bedingte Minderung des Ge- 
„ſammtbedarfs einzugehen.” 

„Wenn die Militärvermaltung nichtd defto weniger Die 
„Thunlichkeit eines größeren als des von ihr bereit er 
„mittelten muthmaßlichen Minderaufmandes in nähere Er: 
„wägung ziehen zu können glaubt, jo bat fie dafür einen 
„befouderen Grund. Die Beſorgniſſe bezüglidy des Steigens 
„der Taglöhne in Folge Mangels an Geſellen und des 
„Steigend der Materialienpreife beftehen, nämlich für die 
„fraglichen Bauten in vergleichsweiſe geringerem Grade, 
„da die Militärverwaltung im Nothfalle Mittel bat, ſich 
„von diefer Koftenfteigerung einigermaßen unabhängig zu 
„machen. ” 

„Uebrigens glaubt das Kriegsminiftertum den verehr- 
„chen Finanzausſchuß durch feine Vorlagen und nachträg- 
„lichen Erläuterungen zu deufelben überzeugt zu haben, 
„daß überall firenge nur das wirkliche Bedürfniß im Auge 
„behalten worden tft. Auch bet a eines Aver: 
„ums, eines Geſammteredits, würde die Militärverwaltung 
„bet ihrer künftigen Rechenſchaftsablage fi) an die vorge: 
„legten Voranſchläge gebunden erachten. Die fraglicye 
„Berwilligung eines Averfuns wird nur den Zwed haben 
„jolen, die in der laufenden Finangperiode aufzuwen— 
„denden Summen Auf ein nicht ji überjchreitended Mint: 
„mum in dem Geſammtvoranſchlag der Stuatdausgaben 
„erscheinen zu laſſen. Wenn dieß die Anficht des verehr- 
„lichen Ausſchuſſes ift, jo könnte die Verwilligung des die 
„dieffeitige Anforderung nicht erreichenden. Averſums von 
„2R0, fl. an die Bedingung gefmüpft werden wollen, 
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„daß. in. feinem Kalle in der laufenden Finanzperiode die 
„Ausgaben für Militärbauten das fragliche Averſum über: 
„Ihreiten. Das Kriegäminifterium hat auch dieſe Frage 
„in Erwägung gezogen und ift zu der Anficht gelangt, daß 
„eine Zuficherung diefer Art gegeben werden fünnte. Denn 
„wenn die gehoffte Minderausgabe in Folge öffentlicher 
„Berfteigerung nicht eintreten jollte, oder der nicht unwahr— 
„Iheinlihen Steigerung der Materialienpreife und Tag— 
„löhne nicht oder nicht ganz begegnet werden fünnte, h 
„wird es wohl thunfich fein, die Ichten Arbeiten bei diefen 
„Bauten oder bei einer oder der anderen derjelben erſt in 
„der nächſten Zinanzperiode zur Verrechnung fommen zu 
„laſſen, ohne daß die Benußung der bis dahin in ihren 
„Hauptthetlen beendtgten Gebäude 2c. verfhoben werden 
„müßte, was nac) Anficht der Kriegsverwaltung unzuläſſig 
„erscheinen würde. Das Kriegsminifterium würde dann 
„eine hieraus fih ergebende künftige Forderung leicht 
„begründen fönnen. Da Art und Umfang der Bauten 
„und deren Einrichtung jegt ſchon feftiteht, und bet der 
„Ausführung jede zuläſſige Erſparniß ſorgſam im Auge 
„behalten werden wird.“ 

Gehen wir nun in's Materielle der Sache ein, fo zer 
fällt diefes Bauwefen in mehrere Kategorien, namentlich 
(ſ. den außerordentlihen Erforderniß-Etat) : 


1. Artilleriecaferne. 


pos. 2. c. = 71,744 fl. 4 Et. ll. Er. 
nn d. — 29,278 —— 
"ns X 45,0918 — u 
——— 987 „29. „ 
nu 4 — 12,604 — 
A A = 170 nn ,9 
nn = WU u — m 
nn.» k. — 3,000 nm 
n„:„1.= 198 „26 „ 165,099 59 
2. Gavalleriecajerne. 
pos. 4. a, = 35,130 „ — 
„u b. = 370 nm " 
n na. = 292 „32 » 28,072 32 
3. VBerjegung eines Holzſchoppens 
DOE- 2: ee 2,623 24 


— — — 


zu übertragen 195,795 55 
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fl. fr. 

| J Uebertrag 195,795 55 
4. — eines Pionniermagazins 

DIE BD 0 2 ae 14,500 — 

5. Neue Werkſtätte (pos. 3). - . . 20,644 89 


6. Mehrere Bauten von geringerer 
Bedeutung: 
ps. . = 0 fl — kr. 
„ 8%: =40 „ 
0. = 23, 
n 11, — 413 73 
> 42 895 
n 13% = 880 „ 
„ 13b = 3% „ „ 3,867 50 
zujammen 234,808 24 


oder mit Zugrundlegung der Anforderung im fl. ft, 
Beträge vom 2 2 2 22 een. 238,938 443 
und nah Abzug der Koften der Gardeun— 


II81 1 


terofflzierd-Compagnie mit . . . 1,803 20} 
wie ſchon oben angeführt oe» 0 r02 5 281,186 24 
und nad) Abzug der pos. 5. = 1,602 fl. 

„ 6. — 250 „ 


„9 405 „ 2,327 — 


wie oben . ... . 234,808 24 


Die Bauten der Nrtilleriecaferne mit. . 165,099 59 
und die der Gavalleriecaferne mit . . . 28,072 32 


zufammen im Betrage von. » » » . . 193,172 31 

find die bedeutendften und «8 eutſteht bei diefen zunächft 
die Frage: find. diefe Bauten unvermeidlich Die Moti- 
virung dieſer Bauten ift aus dem den Ständen übergebe— 
nen Üortrag und dem Schreiben vom 3. Juni zu erſehen. 
Es liegt in der Natur der Sache, daß die bedeutende Ber: 
mehrung des Eontingents und die damit in Berbindung 
fiehende Vergrößerung der Präfenzftände bei der Gavallerte 
und Artillerie nicht allein das ordentliche Budget des Mi- 
Ittärd bedeutend erhöhen müßten, fondern es hängt damit 
nothwendig zufammen, daß das Material bedeutend ver- 
mehrt werden mußte, daß mithin zu deflen Aufbewahrung 
mehr Raum vorhanden fein muß und worum es fich bier 
zunächft Handelt, daß für Mannſchaft und Pferde Räume 
vorhanden fein müßten, um dieje unterzubringen. Haben 
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nun die Stände die Pflicht, die Ausgaben, die in drüden- 
der Schwere auf den "Steuerpflichtigen Taften, und Die, 
nad den den Ständen gemachten Borlagen fih faſt in 
allen Zweigen der Verwaltung vergrößern werden, auf das 
Nothwendigfte zu beichränfen, jo haben fie doch gewiß eben 
jo jehr die Nothwendigkeit, ihre Pflicht zu erfüllen dem 
deutjchen Bunde gegenüber, dem Militär gegenüber und 
dem Lande in der Art gegenüber, daß fie ſich eine Vers 
nachläffigung nicht zu Schulden kommen laſſen, die früher 
oder jpäter demfelben Nachtheile bereiten, oder dasfelbe in 
Berlegenheit jegen könnte. Das Hauptargument für Die 
Bornahme dieſer Bauten beruht für den Referenten dar: 
auf, daß die milttäriihe Zucht es höchſt wünjchenswerth 
macht, daß die Soldaten cafernirt feien, Die Seele des 
ganzen Milträrs ift Die Disciplin, und wo dieſe ſich fin- 
det, aber auch nur da, wo fie fich findet, werden Rejultat 
möglich jein. Das ift jo klar, daß e8 jedem Laien einleuch— 
ten muß und bedürfte e8 eines Beweiſes, To würde er duch 
die jüngfle Bergangenheit — Unſer heſſiſches Mili— 
tär hat ſich, jo alt fein Name iſt, durch ſeine Tüchtigkeit 
und ſeine Leiſtungen ausgezeichnet und es iſt Pflicht eines 
Jeden, der dazu beitragen kann, ſo weit an ihm iſt, Sorge 
zu tragen, daß dieſe Tüchtigkeit nach jeder Richtung hin 
erhalten bleibe. Daß nun über Soldaten, die caſernirt 
find, die Aufficht kräftiger und umfafjender gehandhabt wer- 
den fann, daß der militäriſche Geift leichter geweckt, belebt, 
genährt werden fann, wo dad Militär zufummen wohnt 
und ſebt, ift wohl eine Sache, die feines weiteren Bewei- 
ſes bedarf. Pecuniäre Nachtheile find deßhalb geringer, 
als die nachtheiligen Folgen, welche entitehen, wenn man 
dieſe Geldopfer jcheut. Allgemein iſt dieß anerkannt und 
werden dafür die nothwendigen Maßregeln genommen. : Da, 
wo fich. Ausnahmen finden, find fte fo eigenthümlicher Art; 
daß fie nicht die Regel umftoßen können, wie z. B. in Defter- 
reich, wo Soldaten in fleinen Orten garnifoniren, in Orts 
ten, die oft nicht viel größer find, ‚als die Caſerne felbft 
fein würde, wo das beftändig aufmerffame Auge der Offts 
ziere die Soldaten überwachen fann. In Preußen iſt es 
gejeglich ausgeiprochen, daß allmählig. alle Truppen cafer- 
nirt werden jollen. Es erjcheint demnach aus: militärifchen 
Gründen höchſt ermünjcht, Daß die Eafernen nach dem-Be- 
dürfniß vergrößert werden. 

Was nun die pecuntäre Seite betrifft, fo ift die auf: 
zuwendende Summe uud) nicht lediglich Ausgabe und müffen 
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entgegengeftellt werden die für den Fall nothwendigen Aus: 
gaben, wenn nicht gebaut wird. Das Schreiben vom 
3. Juni nennt eine Summe von 1800 fl., die alsdann 
jährlich für Miethe verfchtedener Räumlichkeiten verwendet 
werden muß. Dieſe Summe repräfentirt ein Capital von 
45,000 fl. Rechnet man hierzu die möglicher Weile ein— 
tretende Verlegung einer Schwadron, jo Eoftet dieſe jährlich 
14,674 fl. 35 ir. Beide Summen zujammen (1800 fl. 4 
14,674 fl.) = 16,474 fl, vepräjentiren ein apital von 
400,000 fl. Die Ausgaben für die Bauten find geringer, 
Wird nun vielleicht auch nicht immer die Verlegung einer 
Schwadron auf's Land nöthig fein, fo kann fie doc) öfter 
eintreten, wie das im Jahr 1855 der Fall war und e8 
wird fih die Sache pecuniär fo ziemlich ausgleichen. 

Abgeſehen aber hiervon, fo find jet durch die Gnade 
des Großherzogs Königliche Hoheit die Artilleriepferde in 
dem Großherzoglichen Marftall untergebracht, jeden Augen 
blick kann dies Verhältniß aufhören und dann treten ſolche 
Dislocirungen fogar in erhöhterem Maßſtabe ein. 

Aber nicht die wirklichen Ausgaben Die aufgewendet 
werden, allein kommen bier in Betracht. Auch den Unter: 
thanen, bei welchen die Soldaten untergebracht werden, 
indbefondere alfo den Bewohnern Darmftadts, erjcheint es 
Pflicht, die Truppen zu caferniren und ihnen nicht die Laft 
und die Koften der Einquartirung für immer aufzubürden, 
0 Laſten müßten jegt eintreten, wenn nicht gebaut 
würde. | | 

Eine weitere Frage wirft fih auf: Könnte die Baueret 
nicht ganz oder theilmeife auf befiere Zeiten verſchoben 
werden ?. Ueber dieſe Frage verbreitet ſich Großherzog» 
liches Kriegsminifterium in dem Schreiben vom 3. Zunt. 
Als Entgegnung auf diefe mußte man Die zweite Frage 
aufwerfen: Wann werden ſich befjere Zeiten finden? Die 
Steuerkraft des Landes wird nicht wachſen. Vorausſichtlich 
find die Zuftände in diefer Finanzperiode friedlich. Iſt e8 
auch eine harte Suche jeßt, wo überall die Anforderungen 
fih mehren, Bauten zu unternehmen, fo ift es doch be— 
denklich, diefe Bauten auf Zeiten zu verfchieben, von denen 
man nicht weiß, ob fie nicht noch ungünftigere find. Wägt 
man einerjeitd die Geldopfer, andererfeitd Die Nothwen- 
digfeiten ab, ſo erfcheinen die Gründe für feßtere als durch: 
Ichlagend und bei einem Auffchub nichts gewonnen. Go 
ſchwer e8 uns alfo wird, dieſe Bauten den Steuerpflichtigen 
anzumutben, jo halten wir fie doch durch die Antereft 
4* 


en 
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des Staates geboten, und müſſen deßhalb die Propoſition 
befürworten. 

Gehen wir zu den weiteren Bauten über, jo bat Groß- 
berzogliches Kriegsminifterium bereits die unter Nr. 3 u. 4 
aufgeführten Buuereien aufführen lafjen und zwar wurde 
der in der Artilleriecaferne befindliche Holzſchoppen in das 
ehemalige Militärholgzmagazin verlegt, melde Verlegung 
einen Kofteraufwand von 2623 fl. 24 fr. in Anſpruch nahm. 
Desgleichen ließ das Großherzogliche Kriegsminifterium einen 
Neubau zur Aufbewahrung des Materials für Pionniere'xt. 
aufführen, welcher noch nicht ganz vollendet ift und der 
14,500 fl often wird. Großherzogliches Kriegsminifterium 
glaubte nicht zögern zu dürfen, dieſe Bauten vorzunehmen 
und führte fie ohne ſtändiſche Genehmigung auf. Dieſe 
bedentende Koften ohne foldhe Genehmigung aufzumenden, 
dazu mußte das Großherzogliche Kriegsminiſterium gewich— 
tige Gründe haben. Dieje liegen nahe. Was vorerft Die 
Berjegung des Holzichoppens betrifft, jo mußte diefe worge-, 
nommen jein, wenn die Gajernenvergrößerung eintreten follte. 
Es mußte aber während des Baues Das koſtbare Material 
ficher untergebracht werden und fonnte und durfte nicht in 
offenen Räumen dem Berderben und dem Diebftahl auss 
nejegt fein. Es hängt aljo die Nothwendigkeit dieſes Baues 
unbedingt von der Nothwendigkeit der Vergrößerung der 
Artilleriecaferne ab. Aus der Bejabung dieſer Nothwen- 
digkeit letzteren Baues folgt aifo von felbft die Nothwen: 
digkeit der Verſetzung dieſes Schoppens. 

Da wir nach dem Vorgetragenen die Nothwendigkeit 
des Baues glauben nachgewieſen zu haben, ſo folgt von 
ſelbſt, daß wir auch dieſe Verſetzung als nothwendig er— 
klären und die Ausgabe, dieſen Bau betreffend, als gerecht— 
fertigt anſehen müſſen. 

Was den Neubau des Pionniermagazins betrifft, ſo 
hat der Referent zu bemerken, daß ihm die Vorräthe genau 
bekannt find, daß deren Unterbringung in dem an ſich 
engen Raum der auszubauenden Artilleriecaſerne und des 
Zeughauſes, zumal bei der bedeutenden Vermehrung des 
Materials ein Ding der Unmöglichkeit iſt. Nur durch Ent— 
fernung des im Zeughauſe bisher aufbewahrten Theils des 
Pionniermaterials aus demjelben ift e8 Möglich, Das, na— 
mentlih in Folge der MWrtillerievermehrung angemwachjene 
Material in diefem Gebäude fernerhin aufzubewahren. Nur 
bei ökonomiſcher Benugung jeiner Räumlichkeiten kann dieß 
geſchehen; beiſpielsweiſe ift anzuführen, daß viele Fuhrwerke 
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zerlegt: und eng zuſammengeſchichtet auf einer beſonderen 
Tribüne fid) befinden, fowte daß auc die oberen Räume 
des Zeughauſes thunlichft benußt find. Das theure Material 
im Freien, Liegen zu laflen und dem Diebftabl -und dem 
Bene Preis zu gm würde eine wicht zu rechtfertigende 

orglofigfeit von Seiten der Militärverwaltung geweſen 
fein und auch Bier. mag beifpielöweife angeführt: werden, 
daß, wie fich jedermann durch den Augenjchein überzeugen 
fann, weil der, fragliche Neubau noch nicht vollendet .ıft, 
eine.bedeutende Quantität foftbaren Holzes mit einem Stroh— 
dach verjehen auf freiem Felde ‚liegt. Der fragliche Bau 
it, wie der Augenschein lehrt, ohne Luxus, jedoch folid 
aufgeführt, gewährt den erforderlichen Raum, und ſcheint 
dem Referenten, der ſich denſelben genau angeſehen bat, 
mit verhältnißmäßig geringen Koften erbaut. Wir müſſen 
biernady dieſen Bau als nothwendig und deflen Ausführung 
als unaufſchieblich erfennen. 

Unter Nr, 5 oben: ift die Ausführung einer neuen Werk— 

fätte genannt und deren Bau im Betrage von 20,644 fl. 
39 fr. bevoranſchlagt. Die bisherige Werlſtätte ift Die 
Schattenſeite unjerer Militärverwaltung. Wer diefe Werk: 
ftätte genau fennt, was bei jedem Bewohner Darmitadts 
der Fall ift, der muß ſich erftaunen, wie es bisher mög— 
ih. war in diefen Dunkeln, engen, ungefunden Localen die 
bedeutenden Arbeiten vorzunehmen. Es ift jogar ein Theil 
der Werfftätte eine hölzerne Barade, die auf fiskaliſchem 
Boden fteht und die, wenn es verlangt ‚wird, jeden Augen: 
blid weggerifjen werden muß. Wie dann die nothmendigen 
Arbeiten fortgejeßt werden jollten, wäre gar nicht abzuſehen. 
Der Bortrag motivirt den Neubau. Aber die Schilderung 
ift in der That mit fehr wenig grellen Farben vorgenommen. 
Mer die Räume in ihren Details fennt, wie dieß bei Dem 
Referenten der Fall ift, der wird es in der That unbe— 
greiflich finden, wie die Milttärverwaltung bisher mit Diejen 
Räumen und Einrichtungen ausreichen konnte, mit Räumen, 
die Schlechter find, als die MWerfftätten von Handwerkern, 
die Geſchäfte von nur ſehr mittelmäßigem Umfang haben. 
Und dieß gilt für Schmiede, Schloffer:, Wagner, Sattler: 
und vor Allem für die Büchſenmacherwerkſtätte. Dieſem 
roßen Vebelftand muß unter allen Umftänden und möge 
ihft bald abgeholfen werden, die Mnauffchiehlichfeit liegt 
unzweifelhaft vor. Der Boranfchlag mit 20,644 fl. 39 fr. 
ericheint nicht boch und tft deßhalb diefe Anforderung voll: 
ftändig begründet. 
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Die Poften 7, 8, 10, 11 find Eleinere Poften binficht- 
lich deren nichts zu bemerken tft. 

Zu Poſten 12 haben wir ſchon eben (Seite 24) ber: 
vorgehoben mie wünſchenswerth es fei, Schwimmer auszu- 
bilden. Die Anforderung mit 829 fl. 50 fr. für Anlage 
einer Schwimmſchule erſcheint nicht hoch. 

Zu Poften 13 und 14 fo ift ſchon oben (Seite 24) er: 
wähnt, wie nothwendig es geweſen, den Schießfland in 
Friedberg zu verlegen. Im ordentlichen Budget ift die Miethe 
dDiefes Schießplages und bier die Einrichtung deſſelben ge: 
fordert, leßtere mit 880 fl. und 390 fl. zujammen mit 
1270 fl. Gegen die Anſätze iſt nichts einzuwenden. 

Nach dem Vorgetragenen erfennt der Ausschuß die Noth- 
wendigfeit der projectirten Bauten, ſowie die Angemefjen- 
heit Der angeforderten Summen an, hält ed aber für un- 
umgänglich nöthig, daß mit Rüdficht auf die bedeutenden 
Anſprüche in dieſer Finanzperiode dieſe beträchtliche Sunme 
Diefer nicht allein zur Laft falle. Es ift daher feine. An— 
fiht, daß dieſe Bauten auf das laufende und auf das 
fünftige Budget vertheilt werden und. zwar in der Weile, 
daß 120,000 fl. in diefer, 100,000 fl. in der nächſten Pe: 
tiode verwendet werden. | 

Diefemnady beantragt der Ausschuß 

1) für die Gardeunteroffiziers-Compagnie jährlich 1803 fl. 
201 fr. zu verwilligen ; 

2) zwar Die Nothwendigfeit der oben angeführten vom 
Kriegdminifterium projectirten Bauten mit dem Be— 
trage von 220,000 fl. anzuerkennen; Ä 

3) zur Ausführung diejer Bauten aber für dieſe Finanz: 
periode 120,000 fl. oder für ein Sahr 40,000 fl. zu 
verwilligen. 


Der erfte Ausichuß der erften Kammer bat fich mit 
—— dieſem Berichte enthaltenen Anträgen einverſtanden 
erklärt; . 
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Nrlagen : ns 
Auszug— 


aus den näheren Beſtimmungen der Kriegsverfaſſung des 
deutſchen Bundes nach Maßgabe der Bundesbeſchlüſſe vom 
4. Januar 1855 und vom 15. November 1855. 


—— — — —— 


§. 1. 
Kriegsmacht, Contingente. 


Die Kriegsmächt des Bundes iſt aus den Contingen— 
ten aller Bundesfinaten zufammengejegt. Jedes diefer Bun 
descontingente befteht aus dem Haupt, dem Reſerve- und 
dem Erjaß-Bontingent. Die beiden erfteren find beftimmt, 
als Beftandtheile Des Bundesheeres in das Feld zu rücken 
und die Bundesfeftungen zu bejegen; das leßtere bleibt zur 
Bildung ded aus dem Heere nachzufendenden Erſatzes im 
eignen Stadte zurüd. 

Diefe Eontingente werden nach der im Bundesbeichlufle 
vom 14. April 1842 feftgefeßten Matrifel, welche in der 
Anlage unter Ziffer 1 beigefügt ift, berechnet, und betra- 

en fir jeden Bundesftaat an flreitbarer Mannfchaft 
m Hauptcontingent ein nnd ein Sechſtel (14)} Prozent 


„ Refervecontingent ein Drittel (4) diefer 
» Erjagcontingent ein Sehftel 4) - Matrikel, 
— — $ — —— As ren — — 


Aufgebot und Erſatz. 

Das Bundesheer muß in der Stärke, in melder das- 
jelbe vom Bund aufgeboten wird, in allen jenen Theilen 
volftändig geftellt und vollzählig erhalten werden. 

Damit aber bei größeren Verluſten einzelner Bundes: 
contingente unverhältnißmäßige Leiftungen vermieden wer: 
den, joll der Erjag an Mannſchaft für das Heer in einem 
Kriegsjahre ein halbes Prozent der Matrifek nicht über: 
fteigen. | ö 

$. 4. 


Streitbare und nihtftreitbare Mannfhaft. 
In der Zahl der $. 1 erwähnten Gontingente iſt mur 
die flreitbare Mannſchaft aller Waffengattungen- begriffen 
Zur ftreitbaren Mannſchaft werden gerechnet? die Offi 
ziere, Unteroffiztere , "Gemeine; Spiel- und Zim R 


Ar - 
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dann die Artilleriefuhrwefens-Soldaten, foweit fie nad) $. 10 
binzugezäbft werden dürfen, ferner von Mufifern höchſtens 
8 bei jedem Bataillon, in fo fern fie auch als wirkliche 
Sptelleute (d. i. Signaliften) werwendet werden fönnen. 

Dagegen find über die ald Contingente feftgeichten Zah: 
ten zu Stellen: alle Beamten und Mannschaften, welche dem 
Heere als Geiftlichkeit, als Gerichtsperjonal, ferner für 
das Armeefuhrweſen, für die Verpflegung mit Einfluß 
der Bäckerei, ſowie für das Sanitäts- und Lazarethweſen 
zugetheilt werden, Deögleichen diejenigen Schreiber, Offi— 
zierdiener und Handwerker, welche nad) den Dienſtvorſchrif— 
ten des betreffenden Bundescontingents nicht in Reih' und 
Glied einzutreten beflimmt find. 


5 
Refervecontingente. 


Die Refervecontingente müſſen den Hauptcontingenten _ 
ganz. gleich organifirt und bereit gehalten werden. 


§. 7. 
Reiterei. 


Das numeriſche Verhältniß der Reiterei des Bundes— 
heeres wird auf ein Achtel der Gejfammtzahl eines jeden 
Eontingents angenommen (vergl. $ $. 18 und 23). 

Wenigſtens zwei vom Hundert dieſer Reiterei wird ala 
Feldgendarmerte ($. 97) geftellt und in jener eingerechnet. 


$. 8. 
Seldartillerie. 


Kür die eldartillerie wird das Verhältniß dergeftalt 
feftgejeßt, daß zwei und ein halb Stück Geſchütz für jedes 
Taufend Mann: des Haupt: und Rejervecontingents als 
Minimum gerechnet werden. 
Diie Feldartillerie jedes Bundes: Armeecurps ſoll in der 
Negel beitehen aus: | 
einem Biertheil Haubigen, 
‚einem Biertheil Zwölfpfündern, 
zwei Viertheilen Sechspfündern; 
ein Fümftheil der Geſammtzaähl ſoll reitende Artillerie 
oder Reitereigeſchütz fein (vergl. H. $. 18 und 23). 
Die Stellung ſchwererer Feldgeſchütze als Zwölfpfünder, 
oder einer größeren Anzahl der letzteren und der Haubitzen, 
fowie der veitenden Artillerie wird der Gonventenz der betr, 
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Staaten überlaflen, und in dieſem Falle von der Zahl der 

leichten Fuß: (fahrenden) Gefüge abgerechnet. Ebenſo 

bleibt e8 den einzelnen Staafen überkiffen, außer der feft- 

Wo Geſchützzahl noch Raketenbatterien zu ftelen (vergl. 
. 10). 


$. 9. 
Belagerungsparfk. 


Außer den Feldgefchügen wird ein Belagerungsparf 
für das gejummte Hast u weldyer aus | 

100 jchweren Kanonen, 

30 Belagerungshaubigen und 

70 Mörjern 
beftehen joll, nach den unter Ziffer 2 bis A beiliegenden 
Ueberfichten geftellt, und im Fulle eines Krieges nad) den 
Beftimmungen des Oberfeldherrn auf einen oder mehreren 
Punften vereinigt. 


In den gemiſchten Armeecorps ift die conventionsmäßig 
übernommene Zeitung der einzelnen Glieder derjelben für 
den Belagerungspurf (vergl. $. 19) in den erwähnten 
Ausweiſen aufgeführt. 


$. 10. 
Artilleriemannfdhaft. 


Für die Bedienung der Feldgejchige werden im Durch— 
ſchnitt auf jedes Stück 30 Mann an Stäben, Bedienungd- 
mannjchaft und Fahrern der Geſchütze jowie der Munitions— 
wagen der Batterieen gerechnet. 

Was über diefe Zuhl für die Munitionscolonnen und 
für das jonftige Artilleriefuhrweien an Mannjchaften nöthig 
ift, wird ohne Einrechnung in die Contingente durchſchnitt— 
lih mit 10 bis 15 Mann auf jedes Geſchütz geftellt, — 
Raketeure aber, mo diefe nad) $. 8 erforderlich find, Eönnen 
als Streitbare angerechnet werden. 

Die zur Bedienung des Belagerungsparks gehörende 
Artilleriemannſchaft, ſowie die zu den Bejagungen der 
Bundesfeftungen erforderliche wird außer der Mannjchaft 
der Feldartillerie vou denjenigen Bundesftaaten als Streit- 
bare geftellt (vergl. $. 13), welche diefe Geſchütze des 
Belagerungsparfes oder die Bejagungen der Bundes: 
feftungen geben, und zwar beziehungswerje nad) den (dem 
SS. 9 und 44) unter Ziffer A und 11 beiliegenden Zabellen. 
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8 41. 
Brüdentrain. 


Ein jedes Armeecorps ohne Unterſchied, ob, gemiſcht 
der ungemiſcht (vergl. S. 15), ſtellt einen Brückentrain 
* eine Flußbreite von 200 Fuß und außerdem für Die 
Apautgaphe eine volftändige Birago'ſche Brüdenequipage 
von 150 bis 200 Fuß Länge (vergl. $. 19). 


12; 
Bionnier, Genietruppen. 


Für Pionniere und Pontoniere wird das Verhältniß 
des einhundertften Theiles der Armee feitgejeht. 
Aunßer diefem hundertſten Theil der Armee werden die 
nach Anlage Ziffer 4 zum Belagerungspark gehörenden 
Sappeure und Minenre von denjenigen Bundesttaaten ges 
ftellt, bei welchen fich diefe Truppen bereits im Frieden 
organtfirt Befinden, imgleichen die nach Anlage Ziffer 11 
zu den Befaßungen der Bundesfeftungen erforderlichen 
Pionniere und Gentetruppen von den dieſe Bejagungen 
gebenden Bundesftaaten. 


$. 13. 
Infanterie und Jäger. 


Das numeriſche Verhältniß der Infanterie ergiebt ſich 
von ſelbſt, wenn die Reiterei, die Bedienung der Feldge— 
ſchütze der etwa geſtellten Raketen und des Belagerungs— 
parkes, die Feſtungsartillerie, ſowie die Pionniere und 
Genietruppen von der Geſammtzahl des ganzen Heeres 
abgezogen werden. 

Ungefähr der fünfzehnte Theil der Infanterie Joll aus 
Jägern, Büchfenfchügen oder mit gezogenen Gewehren be- 
walfneten Scharfſchützen beftehen. 


$. 14. 
Zahlenverhältniß der Chargen, Aerzte 2. zur 
ftreitbaren Mannſchaft. 


Bei den Truppen foll das Zahlenverhältniß der Chargen 
ur flreitbaren Mannſchaft im Haupt: und Rejerve-, ſowie 
im Grjaß- Contingent — nad Maßgabe der verfchtedenen 
Drgantfationen — ald Minimum betragen: 


72 Beilage Nr. 193 3: 30, Prot. v. 20. Juli 1857, 


1 Pi) bis ” Streitbare bei 
zier auf .i m ‚Im 
1 Unter:, 12 bis 15 - * 
offizier 510 „ 12 m : 

auf / 

46 bis 60 — 

1 Spiels 
mann | 

ae 10 „ 50 — 


Die höheren Stäbe bis einſchli 


der Infanterie, 

den andern Waffengat—⸗ 
tungen, 

der Infanterie, 

den andern Waffengats 
tungen, Ä 

der Infanterie, den 
Pionnieren und Genie: 
truppen, 

der Reiterei und Ar: 


tillerie. 


eßlich der Brigadeſtäbe, 


die höheren Artillerie- und Genieſtäbe (das Ingenieur— 
corps) und der Generalſtab (vergl. Rubr. 5, 6 und 7 
der Standesüberfiht, Anlage Ziffer 5.) find in dem nach 
vorftehenden Anſätzen ſich ergebenden Bedarf nicht einge: 


ſchloſſen. 


Imgleichen find von den Unteroffizieren die Bombars 
diere, Die NRottmeifter und Gefreiten, und von ‘den Spiel— 
-[euten (Signaliften und Zrompetern) ſämmtliche Muſiker 
bei obigen Feftftellungen ausgejchlofjen. 
An geprüften Militärärzten fol mindeftens geftellt werden : 
für die Truppen ein Arzt auf 300 Streitbare, 
für ftehende und ambulante Feldlazarethe ein Arzt 
auf 30 ,Kranfe, das beißt auf 300 bis 360 Mann 
ded Haupt- und Rejervecontingente. 
Das nad) dem Bedarf zu ftellende höhere ärztliche Per- 
jonal ift in dieſer Zahl mitbegriffen: 


Sir alle Waffengattungen find 
penabtheilungen die nöthigen gepr 


nah Bedarf der Zrup- 
üften Zhierärzte, Cur— 


ſchmiede, Büchſenſchmiede, Sattler und fonftigen Handwerfer 


zu ftellen, 
$. 16. 
Beftandthei 


Mindeſtens foll enthalten 


1 Armeecorps 2 Diviftonen, 
1 Divifion 2 Brigaden, 


le. 


1 Brigade 2 NRegimenter oder A Bataillone, 


1 Infanterieregiment 2 Bataillone, 
1 Reiterregiment 4 Schmadronen, 
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Der Regel nach muß ſtark ſein 

4 Bataillon mindeftens ‘800, Höchftens 1200 Steeitbare, . 

1 Infcomp. „la 7: 260 n. 

1 Schwadron „120, 4, 180 F 

1: Batterie: ylr 8 Geſchütze. 


Bereithaltung im Frieden. 


2, | 
Umfang derjelben. 


Die Heeresmacht des Bundes muß fi ſtets in einem 
Zuftande befinden, welcher geeigket ift, allen Wechſelfällen 
zu genügen, und, im eintretenden Falle den Uebergang aus 
der Friedens» in die Kriegäbereitichaft mit der erfürder- 
lichen Beichleunigung zu bewirken. 

Die Kriedensbersitiaft muß daher die Mittel gewäh— 
ren, in möglichft Furzer Zeit erforderlichen Falls gleichzeitig 

das Haupt und Refervecontingent in allen Waffen- 
gattungen marſch- und jchlagfertig für das Feld und für 
die Bejakung der Bundesfeftungen aufzuftellen, ſowie die 
Erjagtruppen zn formiren, | | | 

Die zur Grreihung dieſes Zwedes fir die Friedens— 
bereitfchaft der drei Gontingente nadyftehend ertheilten Be— 
flimmungen find nur als Minima der Bundesforderungen 
zu betrachten, unbeſchadet desjenigen, was über diefe Con— 
fingente und deren Kriedensbereitichaft hinaus für Die bes 
ftehenden Landes- und fonftigen Verhältniffe der betreffenden 
einzelnen Bundesftaaten noch weiter geboten, und diejerhalb 
von deren Regierung zur vollftändigen Sicherung der Be— 
reitihaft, fowte zut Erhaltung der inneren Ordnung und 
zur Bejegung der Landesfeftungen aufgeftellt wird. 


62. 
 Dienftverpflihtung und Gefammtpräfen;. 


4) Die, Dienftverpflichtung eines. in die Bundescontingente 
eirtzuvechnenden Mannes beträgt mindeftens ſechs Jahre, 
2) Die Gefammtpräjenz 

bei der Infauterie. . :  . 24 wenigſt. 2 Jahre, 

„„Reikerieiee8 Bd 

„» n Buß: u. Feftungsartillerie 25 vu 2 u 
vn ‚reitende Artillerie . -3 m 
„ den Bionnieren u. Genietruppen 3 4 


Do 
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‚Die vorſtehenden Beſtimmungen über die Dienſtver⸗ 
pflichtung und Präſenzzeit find nicht durchſchnittlich, ſon⸗ 
dern für jeden einzelnen Mann einzuhalten. — 

‚ Die —— der Präſenzzeit deſſelben beginnt mit 
jeiner Einſtellung bei dem Truppentheil, wenngleich die 
Rekruten der Infanterie ꝛc. — nach $. 24. unter I. und 

.29. — nicht zum Präfenzftand gerechnet werden dürfen. 

) Ausnahmen von vorſtehenden immungen auf Grund 

bejfonderer Verhältnifje ‚find der Entjheidung der Buns | 

desverſammlung vorbehalten. | 


Bereithaltung der Mannfhaft und der Pferde. 


Das Haupt: und Nefervecontingent des Bundeshreres 
muß aud im Frieden bis auf die im Hi 26. geftätteten 
Bacanzen in ausgebildeter, felddienftfähiger Männjchaft 
und geeigneten Pferden vollftändig erhalten werden. 

Für die Erfagtruppen müfjen im Friedensetat jedes 
Bundescontingentd die Mittel vorhanden jein, um die 
Mannſchaft unverzüglih mit ihren Cadres an Offizieren, 
an und Spielleuten verfehen zu können, ohne 
die $. 14, feftgeftellten Verhältniffe für das Haupt und 
Rejervecontingent zu beeinträchtigen. Es Dürfen dieſe 
Ehargen, PN höchſtens bis zur Palben Zahl des Bedarfs, 
. aus auf Wartegeld Stehenden oder Halbinvaliden beftehen. 

An Gemeinen müſſen bei erfter Formation der Erjab- 
truppen mindeftens jeder Abtheilung der Infanterie der 
dritte Theil, jeder Abtheilung der anderen Waffen. die 
Hälfte Ye Stärfe in ausgebildeter Mannfchaft überwiejen 


werden fönnen, und find dieſe Daher ftetd evident zu er- 
halten. = 
$. 24. 
Präjenzftand, 


Zur Erfparung des Solded und der Verpflegung Tann 
war im. Srieden, foweit e8 die Landeseinrichtungen unbe—⸗— 
endet des Zweckes geſtatten, eine Benrlaubung ‚oder Va⸗ 
canthaltung (vergl. SS. 25. und 26.) ſtattfinden, der nach⸗ 
ſtehend —2 — Theil der Mannſchaft und der Pferde 
muß jedody bei den Fahnen und im Dienft gehalten wer- 
den, in jo weit ſich nicht ſchon ein höherer Präjenzftand 
durch die Beſtimmungen des $. 22. ergiebt. 
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I. Für Haupt: und Refervecontingent — es mag eine 
Formation mit oder ohne Landwehr beftehen (vergl $. 6.) 
— find zufammengerechnet im Frieden mindeftend präfent 
zu halten: | 
1) bei allen Waffengattungen: 

fünf Sechſtel (3) der Dfftziere, 

2) bei der Infanterie: 
drei Viertel (3) der Unteroffiziere und Sptelleute, ein 
Sechſtel (1) der Gemeinen, 

3) bei der Heiterei: 

a. drei Viertel (3) bis vier Fünftel ‚($) der Unteroffi⸗ 
ziere, Trompeter und Gemeinen nebft Pferden, wo 
nad) $. 26. bezüglich ein Viertel (1) oder ein Fünftel 
(4) der Pferde vacant gehalten wird. 

b. zwei Drittel (3) dev lUinteroffigiere, Trompeter und 
Gemeinen nebft Pferden, wo Landwehr-Reiterei befteht, 

e. ein Drittel (4) derfelben, wo eine Beurlaubung mit 
Pferden und mit Sold ftattfindet, 

4) bei der Fußartillerie: | 
drei Viertel (2) der Unteroffiziere und Spielleute, ein 
Drittel (4) der Gemeinen und Reitpferde, 

5) bei der reitenden Artillerie: 

wie unter 3) bei der Reiterei, und 
6) bei der Feftungsartillerie: 

die Unteroffiziere und Spielleute, wie unter A, bei der 

ae die Gemeinen, wie unter 2) bet der In— 

anterte, 
7) bei den Pionnieren und Genietruppen: 

wie unter 4) bei der Fußartillerie angegeben ift. 

Refruten dürfen bei der Infanterie, der Fußartillerie, 
den Pionnieren und Genietruppen in den ſechs Monaten 
Far Ausbildung (vergl. $. 29.) nicht in die vorerwähnten 

räjenzftände a RR werden. 

Bei der Artillerie muß außerdem die Fahrmannjchaft, 
welche zu der im Frieden beizubehaltenden Beipannung 
für drei Achtel ſämtlicher Tune und erften Munitions- 
wagen gehört, in fo weit diefe Mannfchaft nicht ſchon in 
den oben unter 4) und on feftgeftellten Präfenzftänden ent- 
halten ift, ftetS im Dienfte fein. Die Vertheilung erwähn- 
ter präfent zu haltenden Pferde auf einige oder mmtliche 
Batterien bleibt überlafjen. 

Die Präfenzftärfe während der Uebungen ift $. 30 an- 
geordnet, 
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‘- DM. Für die Erſatztruppen find die Mittel (vergl. 
$: 23.) zur Stellung mindeftens der Hälfte nach 8. 14. 
erforderlichen Offiziere, Unteroffiziere und Spiellente prä- 
jent zu halten, — imgleichen eine angemefjene Anzahl von 
Pferden in denjenigen Bundesftaaten, in welden die Er- 
langung des Pferdebedarfs. Schwierigkeiten bietet. 

II. Bon Nichtftreitbaren it wenigſtens der dritte heil 
en S. 14, erforderlichen Aerzte präfent zu 
alten, 

die ſonſtigen Nichtftreitbaren in dem Maße, als es der 
Geſundheitsdienſt, Das Gerichtöwefen, Die Verwaltung und 
das Fuhrweſen, insbefondere bei der Artillerie nach $. 10 
erfordert. 


$. 25. 
Beurlaubungen. 


ALS beurlaubt müſſen diejenigen Mannjchaften, ſowohl 
ftreitbare wie nichtftreitbare, ingleichen alle Pjerde nachge— 
wiejen werden, melde das Haupt: und Rejervecontingent 
nad) feiner den Bundesanforderungen entſprechenden Kriegs: 
formation außer den Präjentgehalten ($. 24) und. den in 
F. 26 geſtatteten Vacanzen enthalten jol. 2 

Auch für die Erfugtruppen find die $. 23 geforderten 
Mannichaften zu berechnen, u 

Sie darf in den verſchiedenen Waffengattungen nur In 
der Art flattfinden, daß Die fleiniten taftifchen Körper 
(Compagnien, Schwadronen, Batterien) wenigſtens ala 
Stämme beftehen bleiben. 


$. 26. 
Bacanthaltung. 1% 


Eine dauernde Bucantbaltung ift im Haupt- und Re— 
jervecontingent, | | 
a. bei Offizier: und Unteroffizier-Stelen nur in fo weit 
und nur in den nah $. 24 nicht präjent zu baltenden zu— 
läſſig, als die Mittel genügend nachgemiefen werden, dieſe 
Stellen bei dem Eintiitt der Mobilmachung Sofort ange- 
meſſen zu beiegen. Site darf fih aber in der Geſammtzahl 
höchſtens auf den zwölften Theil (4',) der Offiziere, und 
zwar nur in den unterften Stellen, und auf den Techften 
Theil (4) der Unteroffiziere erftreden ; 
b, bei Spielleuten und Gemeinen ift eine ſolche dauernde 
Bacanthaltung nicht zuläſſig. Es müfign Dagegen an Ges 
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meinen ‚ızejp. Unteroffigieren fo viele mehr. nachgewieſen wer- 
den, als die etwaige Bacanz an. Unseroffizteren oder Offt⸗ 
zieren: heträügt. Be a. 
“65; bei: den Nichtſtreitbaren darf. det dritte Theil (4) 
der Aerzte, welche nach F. 14 im Ganzen erforderlich find, 
pacant. gehalten«werdemz tn: jo fern in gleicher Weiſe, wie 
unter a erwähnt, der Geſammtbedarfüſicher geſtellt tft. 

Die andermeiten Nichtftreitbaren ſind, ſoweit ſie nicht 
unter den präfenten oder benrlaubten bereits zählen, nad) 
dem Kriegäbedarf zu ‚ermitteln ‚und. im Liften zu: führen. 

d. bei den Pferden darf im Frieden nur vacant- gehal- 
ten werden ein Fünftel (4) bis ein Biertel (4) der Reit- 

. pferde der Reiterei und reitenden. Artillerie ,: Le Fee 
in jo fern eine Landwehreinrichtung vder Beurlaubung 
der Dienftpferde nicht ftattfindet, 

zwei Drittel (2) der Reipferde der Fußartillerie, 

fünf Achtel (4) der Zugpferde der Gejchüge und erften 
Munitiondwagen, ferner 

die ganze Belpannung für Die den Batterien nicht 
unmittelbar angehörenden. Munitionswagen, jowie aller an= 
deren Fuhrwerke ded Contingents. 

Es find aber Die Landeseinrichtungen. Der Art: zu: tueffen, 
daß im Falle; der Mobilmahung des Heeres (Abſchnitt V.) 
die ſämmtlichen vacant gehaltenen Pferde rechtzeitig einge- 
ftellt werden fünnen. Hierzu wird eine genaue und forts 
laufende Gontrofe der in jedem Landestheile vorhandenen 
Pferde und ihrer Beſchaffenheit nöthig. 


I 
Erfte Ausbildung, Felddienſt und Schießübungen. 


Ein Zeitraum von ſechs Monaten ift als das Mini: 
num anzuſehen, welches zur Ausbildung eines eingeübten 
Soldatert angenofimmen werden muß. Bis zum Ablauf 
dieſes Zeitraum iſt er als Rekrut zu betrachten (Kinfiht: 
lich der Präſenzberechnung deffelben vergl. $. $. 22 und 24). 

Nächſtdem bilden die Felddienf- und Schiegübungen 
einen Uebungszweig, der während der ferneren umunter- 
brochenen Präſenz vorzugsweiſe in Ausführung zn bringen ift. 

Für die Schießübungen wird als Norm feftgejegt, daß 
jährlich bei den Jägern und Scharffhügen jeder Subaltern: 
offtzier, Unteroffizier und Gemeine 90, 
bei der Infanterie jeder Mann wentgftens 30 fcharfe 
Patronen verſchießt. 
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Kein Mann darf beurlaubt werden, bevor er Die zweite 
Schiegübung abgehalten hat. 

Die Artillerie hält alljährlich Uebungen im Scharffihie- 
Ben, und zwar nad Maßgabe ihrer Beltimmung aus Feld-, 
Belagerungs- und Feftungsgeihügen ab, wober jämmtlidhe 
für Die verfchiedenen Geſchütze beftimmten Gefhoßarten zur 
Anwendung kommen müſſen. 

Diefen Uebungen ift eine folhe Ausdehnung zu geben, 
daß jeder Mann in der Bedienung des Geſchützes mit 
ſcharfer Munition die für den Krieg erforderliche Fertigkeit 
erlangen fann. | 

Die für die Ergänzung der Zrainfoldaten, insbefondere 
der Fahrer ausgehobene Mannſchaft ift entjprechenden er: 
ften Einübungen zu unterwerfen. 


Anlage 3, 


Jährlicher Unterhaltungs» Etat der Adjutanten Seiner 
Königlichen Hoheit des Großherzog für 1831. 


fl. kr. fl EM 
1 Generalmajor: 3 Boat 242.4 4000 — 
- 2) Functionszulage. 600 — 


3) Pferdegeld für 6 
Pferde zu 60 fl. 
und 30 fl.... 210 — 
4) 6 Pferderationen 
täglih = 2190 
Rationenz.26fr. 949 — 


4 Oberft: > Gage...... 2700 — 
2) Functionszulage. 300 — 
3) Pferdegeld für 5 
Pferde zu 80 fl. 
d 40 


un TR: 
4) 5 Pferderationen 
täglih = 1825 
Rationen 3.26fr. 790 50- 


5,759 


240 — 





4,030 50 
zu übertragen 9,789 50 
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| fr. 


1 Major: 1) ©age...... 2000 — 
3) Hunetiondzulage. . 300 — 
Prferdegeld für 4. 
Pferde ..... 2 
4) 4 Pferderationen 
täglich = 1460 
Nationen z. 26 fr. ‚632 :40 





Anlage 4. 


Jährlicher Unterhaltungs-Etat des Großherzoglichen 
——— — für 1834, 


1 inifter oder Präfident: MM 
a. Bejoldung . 5,000 — 
b. Repräfentationsfoften mit Ein- 
Ihluß der Pferderationen . . 2,000 — 


en — 
5 Räthe: a. Rath . . 3,000 — 
0.2 Hätte zu 2700 fl... . 5,00 — — 
c. 1 Rat ‚400 
d. eormmambite Offiziere 1,600 — — 


12,400 
Hiervon geht der auf dem Etat des 
Oberkriegsgerichts ftehende Gehalt 

des Generalauditeurs ab mit. . 2,000 — 


2 Secretäre: — 1 Secretär . . . 2,000 — 
1 


b + 180 — 

1 Seeretariatsacceſſiſt © » 2. 600 — 
— 4410 — 
1 Regiftrator . . 1,400 — 
1 — und Regiftzaturgehülfe 1,000 — 
' nzleiinfpector . . | 950 — 

3 Ganzliften zu 880 fl... » . . 2,550 — 

1 Eanzlei-Acceffift ee ner MW 
3,050 — 
1 Eanzleidiner . . 2 2 2 2. 500 — 


zu übertragen 28,700 — 
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ik PM 8. 
Uebertrag 28,700 — 
Pferdegeld und Pferderationen: 

4) für einen Oberſten der — 
a. Pferdegeld für 3 


Pferde ..... 120. — ie. 
b. 3 Pfefderationen | 
täglid = 1095: 
—* 26 fr. ATA , 30 u 
_— 54 3% 
2) für einen Oberftlieutenant der Rei: 
terei: 
a. Pferdegeld für 3 
Pferde .... . 160. |. — fu, 
b. Aal 
täglich = 1095 | 
nt 26 fr. 474 „30 „ 
J — — 4 30 
V —— 2229 — 
Die Bureaufoften betragen — 3600 — 
Summe 33,529 —- 


Un | age 5. 
Sährlicher Beſoldungs-Etat des Großherzoglichen Kriegs· 
zahlamts und Kriegsrechnungsamts für 1834 
A. Kriegszahlamt. 
1 Kriegszahlmeiſter 2 2 2020. 1,800 


1 DSUGBale:.4 ie ee A 
1 Kaffediener- 2 2» . 3400 





— 3,100 
B. a ——— 
1 Dirigent . .. ia 100 
1 Reviſor 1008. 
Rehnungsprobatoren zu 850 A — 00 3000 
—ñ— — 9 


Summa , 7,000 
Bemrrfung: Die — 2c. ſtehen auf dem Etat 
des Kriegdminiftertums, | 
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Anlage 6. 
Jährlicher Befoldungsetat des Commando's der Armee: 
Divifion für 1834. 
Dberftab. 
1 — der Armee⸗-Diviſion 
(Siehe a ) 


Mittelftab. 
1 Divifionsadjutant am I. Claſſe): 

fl. kr. fl. kr. 
1. Gage . . 140 — — — 
2. Funktionszulage rs . 240 — — — 
3. ———— für 1 Pferd : 60 — — — 

4. 1 Pferderation täglich = 

365 Nationen zu 26. fr. 158 10 J 

1,858 10 





III. Unterſtab. 
1 Oberftabsfourier (Unteradjutant) 
1. Löhnung zu 50 fr. täglich) 304 10 — — 
365 Portionen Brod zu Gkr. 3630 — — 


. Serie . 78 — 

4. Waffen und Rüfhungögegen 

fände A — 30 — — 
5. Heilungstoften er T— 126 10 

IV. Bureaufoften. . — 250 — 


Summe 2534 20 


Unlage 
Jährlicher Unterhaltungs-Etat der Garde-Unteroffiziers 
Compagnie * 1834. fl. fr. 
I. Löhnun j . 5611 30 
I. Brod ür 47 Mann zu 2 Pd. ti glich 
— 34,310 le — a 155 Portion 


zu 6 ————— ..17185 30 
III. Servie.. nn nn. U6A — 
IV. Bekleidung . . 1738 29; 

V. Unterhaltung der Waffen x. fü AM. 
zu 1 fl. 30 fr. den Kopf. 70 30 


v1. en für 47 Mann zu 2 fl. den 


VL. Seilungstoften’ für a7 Ram m 6 ft. | 
den Koyf . . . .. W2 — 
VIII. Bureanfoften — FR ur 90 — 
IX. Unvorhergeſehene Ausgaben — 20 — 


Summe 12,085 591 
6 
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Anlage 8 
Jahrlicher Unterhaltungs-Etat des Generalquartiermeiſter⸗ 


tabs für 1834. 


4 Oberftlieutenant 1) Guge . — 
Functionszu⸗ 

ee .. 

3) Zulage als 
Chi . - - 
4) Pferdegeld für 
3 Pferde . . 
5) 3 Pferderatlo— 
nen tägl. = 1095 
Nationen zu 26 Er. 


1 Major 1) Gage . * 
2) Sunetionszulage . - 
3) Pferdegeld für2 Pferde 
4) 2 Pferderationen 5 
— 730 Rationen zu 26fr. 


1 Hauptmann Ir Claſſe 1) Gage 
2) Functionszulage 
3) Dienerzulage 
4) PBferdegeld für 1 
Bird . . 
5) sine Pferderation 
tägl. = 365 Rationen 
‚u 26 fr. . 


Ir Claſſe 1) Gage 
2) Funttionszulage 
3) Dienerzulage . 
4) PBierdegeld für 1 
Bird . . 
5) 1 Pferderation 
tügl.— 365 Rationen 
su 26 fr. . i 
2 Oberlieurenante 1) Gage. » 
2) Functionszu⸗ 


1 Hauptmann 


RO: u. 2a 
3) Dienerzulage 
zu übertragen 


. ff. 
2200 — 


100 — 
100 — 


160 — 


ATA 30 


2,000 — 
100 — 
i20 — 


316 20 


3 — 


153 10 


1,000 — 
60 — 
60 — 


80 — 


60 — 
60 — 
820 — 


fl. kr. 


— — 


— — 


we 
& 
> 
1118 


2536 20 


— * 


— — 


1758 10 


— — 


1358 10 


— — 


8687 10 
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Uebertrag 


4) Pferdegeld für 

1 Pferd . . 
5) 1 Pferderation 
tagl.= 365 Rati- 


f. 
820 


M Me 
— 8,687 10 ° 


onen zu 26 fr. . 15810 ° — — 
1,058 10 2,116 %0 
1 Stabsfourter 1) Löhnung zu35 fr. 
täglich oo. 212 55 — — 
2) für 365Portionen 
Brod zu6ft,.. 30° — — 
3) Service. . . 78 — — — 
4) Befleidung . . 30 — — — 
5) Heilungskoſten 7— 364 25 
Für die Inſtructionsreiſen der Offiziere des 
Generalquartiermeifterftabes . . . . 1,000 — 


Bür. Schreibmaterialien . 


Unlage 


9. 


Summe 12,197 55 


Jährlicher ne der Pionnier⸗-Compagnie 
ür 183 


I. 


11. 
III. 


322 


—4 


Gage und Löhnung: fl. : PR, 
Gage . . . 1,560 — 
2) Löhnung . 4,108 27 
Taggelder und Trans: 
portfoften . — — 
Koſten der Uebungen: 
1) Zulagen u. Zuſchuß 
ur Quartierver- 
verpflegung . . 787 30 
2) für Die technifche 
ÜUcbungn . . . 500 — 


Marfchgelder . 


Ueberzugstoften . 
SED. . .;. . ; 


zu übertragen 
6 “ 


fl. rr. 
5668 27. 


1287 30 
0 — 


1862 48 
BS18 45 
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VIII. 


kr. fl. kr. 
ae, 8,848 45 
Service . r — — 82 — 
Brennmatertalien . — — 109 34 
Del und Lichter . — — 37 31 
Gafernirung — — 343 — 
Bekleidung . — — 130 — 
Waffen und "Rüftungsge- 
genftände . — — 192 20 
guggeräthfcaften für 20 
Mann zu 1 fl. 0. — — 30 — 
Compagnieſpiel, ar 
niften zu 1 fi. 3 . — — 3 12 
Munition oo — — 49 4 
Pferdefutter — — 316 20 
Heilungskoſten — — 357 — 
Büreaufoften . — — — — 
Gerichtskoſten . — — — — 
Nicptvorhergefehene Aus- 
gaben — — — — 
Summe 11,719 26 


Anlage 


10. 


Jährlicher Unterhaltungs-Etat des Garderegiments Chevaux⸗ 


J. 


II. 
III. 


legers für 183 

Gage, Functions-, 

affen= oder Dies 
ner= Zulage nebit 
Pferdegeld; jodann 
Löhnung: 

8 Gage x. . 
Löhnung . 

Zaggelder u. Zrand- 
portkoften . » » 

Koften der Waffen: ıc. 
Hebungen: 

a. Zulagen. Zuſchuß 
sur Quartierver⸗ 
verpflegung 

b. Fechtübungen 

zu Übertragen 


a fr. 


fl. fr. 


* 43,908 — 

. 67,141 45 111,049 45 
— ie 
2118 — 

150 — 
"2268 — 111,109 45 
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tl. "fl 
Hebertrag 2268 — 111,109 45 
c. Fuhren bei den 
September- x. 


Mebungen . ö 200 — 
d. Miethe eines Exer⸗ 
zierplaßes . 203 40 | 
e. Scyiegübungen 25 — 2,701 40 
IV. Marfchgelder — — 460 — 
J — — — 200 — 
VL Bob . . ; — — 390,587 — 
VII. Service — — 1884 — 
VIII. Brennmaterialien — — 3657 4 
IX. Oel und Lichter — — 2220 581 
X. Gajernirung . . . — — 7043 45 
XI. Bekleidung . . — 26,850 — 
XII. Waffen u, Rüſtungs⸗ 
gegenftände . — — 1,717 30 
XIII. —— chaften fe Ä 
Mann 
a 30 fr. . — — 405 — 
XIV. Schwadronsſpiel. — — 133 20 
XV. Pferde-, Rüft: u. Putz⸗ 
zeug ; jodann Pfer— 
dDebeihlag . . . — — 11,904 9 
XVL Munition . — — 687 31 
XVII. Pferdeerſatz — — 1734 — - 
XVII Pferdefutter ꝛc. . — — 141,559 10 
XIX. Heilungsfoften für 
Mannſchaft u. Eier — — 7,918 30 
XX. Büreaufoften . — — 740 — 
XXI. Gerichlskoſten — 130 — 
XXII. Nicht vorhergeſehene 
Ausgaben . j 130 — 
— 369,353 431 
iervon geht jedo 
nr Griös ih 
1) für ausrangirt u. 
verfauft werdende 
erde 2... 83510 — 


Pi 
2) für verkauft wer: 
denden Pferdedung 7240 — 


Verbleitt Summe 
des jährlichen Un⸗ 
terhaltungs= Etats 


- 410,750 — 
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Unlage Mi. 


Jahrlicher Unterhaltungsetat des Großherzoglichen Artillerie— 
corp& für 1834 





fr. fl. fr. 
I. Gage, Functions-, Waffen- 
oder Dienerzulage nebft 
Pferdegeld; ſodann Löh— 
nung: 
1) Gage x. 29,310 — 
2) Löhnung 33,814 8 63,124 8 
II. Zaggelder und Transport: 
foften. . 20 — 
II. Koftender Baffenübungen: 
3 Practijhe Uebungen. 400 — 
Fechtübungen. 50 — 450 — 
IV, Marſchgelder — — 600 — 
—Sred — — 15,371 36 
VI Service — — 882 — 
VII. Brennmaterialien . — — 1,824 18 
VIII. Del und Lichter — — 701 28 
IX. Caſernirung. — — 3185 — 
X. Belleidung . . — — 123321 26 
XI. Waffen und Rüftungs- 
genftände. . . — — 825 30 
XII. Bubgerätbfehaften für 221 
Mann utf.30 kt. . — — 331 30 
XIII. Batteriefpiel e — — 90 40 
XIV. Pferderüſt- und Putzzeug,“ | 
jodann —— —— — — 34638 — 
XV. Munition — — 3,995 32 
XVI. Pferdeerſatz. — — 370 — 
XVII. Pferdefutter. — — 41,354 30 
XVII. Heilungskoſten für Mann: 
Ihaft und Pferde. — — 347 — 
XIX. Bureaufoften — — 450 — 
XX. Gericdhtsfoften . . — — 20 — 
XXI. Nicht vorgeſehene Aus— 
gaben . — — 60 — 
156,522 38 


zu übertragen 


156,592 38 
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fl. kr. 
Uebertrag 156,522 38 
Hiervon geht jedoch ab der Erlös 
für die ausrangiet und verkauft 


werdenden Pferde . 694 — 
den verkauft werdenden Bierde: 
dung. 2... 3,500 — 4,200 — 


Berbleibt Summe . . 152,322 38 


Unlage 12 
Jäh rlicher Un a 9 erſten Infanterieregiments 
1 


r 1853. 
fr fl fr. 
I. Gage, Functionszulage und 
Pferdegeld; fodann Löh— 
nung: 
2 Gage &. +. 46,500 — 
2) Löhnungn . . . . 55,800 17 402,000 17 
Il. Taggelder und Transport: 
koſten .. — — 40 — 


III. Koſten der Waffenübungen: 
1) Zuſchuß zur Quartier 
verpflegung . 3,940 — 
n Unternäht her Horniften 45 — 
3) Zuhren bei den Sep— | 
temberübungen . . — — 
4) Miethe von Gpereier 


plätzen — — 
echtunterricht . .. 150 _ 

6 Sciiegübungen. . » 160 — 
Uehungen der Bionniere 50 — 

8) Schwimmunterriht . 70 — 


9) Unterhaltung des Mu: 
terial& für die AIR: 


träger... 12 — 4,027 — 

IV. Marihgeder . 2 20. 10 
V. ——— ad a A a 
VI. Bo... ni an Ze ae OA IS 
VII Sewie 22 


zu übertragen 137,236 35 


- 
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fl. kr. 
| Uebertrag 137,236 35 
VIII. Brennmaterialien . oo 2 2,665 39 
IX. Del und Liter . 2 2 2 2 9. 639 7 
X. Cafeniung rn 4,540 40 
Al. Bekleidung . © 2 2 1969602 297 
XI. Waffen und Rüftungsgegenftände . - 3,029 — 
XII. Puboerätbfögaften für 322 Dann zu 
1fl. 30 ft ; . 


+ 


XIV. Mufitatifche Snfteumente - >.» . 10 — 


XV, Compagnieipiel 2 van. 121 36 
AVI Munidon 0 oo rn 2,079 30 
XVII. Pferdefutter . 2 3668 10 
XVII. Heilungstoften. . © 2 2 2. 5,201 — 
XIX. Bureaukoften oo vn 640 — 
XX. Gerihtöfoften . . — 80 — 


XXI. Nicht vorgeſehene Ausgaben ge 100 — 
Summe . . 179,683 44 


Anlage 13, 


Jährlicher Unterhaltungs-Gtat des zweiten Snfanterieregi- - 
ments für 1832. 
kr. fl kr. 
J. Gage, Functionszulage, 
Pferdegeld; ſodann Loͤh— 


nung: 
| N Se .,.4100- — — 
2) Löhnung . . . . 55,177 52 97,127 52 
II. Zaggelder und Transport- 
DIN. Ge ee 40 — 
II. Koften der Waffens» x. 
Uebungen : 
1) Zufhuß zur Quar: 
tterverpflegung . . 346 — — — 
2) Unterricht der Hors 
niſten. u 2. —- — — 
3) Fuhren beiden Sep⸗ 
tember⸗ Uebungen. — — — 


zu übertragen 3,591 — 97,167 52 
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Uebertrag 


Exer⸗ 


4) Miethe von 
cierpläßen . 

5) Fechtübungen 

6) Schießübungen 

7) Uebungen der Pion- 
HERER 5: en 

8 Schwimmunterricht 

9) Unterhaltung des 
Materiald® für die 

Bleflirtenträger 


. Marjchgelder 

. Heberzugsfoften . 
RIEOD. 5 

. Service . ’ 

. Brennmaterialien . 

. Del und Lichter . 

. Gafernirung F 
. Befleidung . Be 
. Waffen und NRüftungs- 


gegenſtände . 2... 
ubgerätbf haften für 322 
Recruten zu 1 fl. 30 fr. 


. Mufifaliihe Infteumente 
. Compagniefpiel 


Munition 


. Pferdefutter . 

. Hetlungsfoften 

. Bureaufoften 

. Gerichtökoften . . . . 
. Nicht vorgefehene Aus- 


gaben . . 
. 


fl. kr. 
97,167 52 


MEHaBSE 
EEISEITI 


19,634 544 
3,026 45 


483 — 
170 — 
121 36 
2,079 30 
2,056 10 
9,187 — 
640 — 
80 — 


100 — 
Summe 173,275 313 


ZZELaySn 
SEZEEnE 
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Anlage 14. 


Jährlicher Unterhaltungs: Etat des dritten Anfanterieregis 
ments für 1834. 


N: IE Me DE 
1. Gage, Functionszulage 
und Pferdegeld ꝛc., jo 
dann Löhnung: 
I, Bade. SU me 
2) Löhnung. . . . 92,434 17 99,254 17 
11. Taggelder und Transport: 
foften . — — 50 — 
III. Koſten der Waffen⸗ x. 
Uebungen: 
1) Zulage und 
amd rn 


2) Unterricht der Hor- 

niften. . a —- — — 
3) Fuhren beiden Sep- 

temberzllebungen . 150 — — — 
4) Miethe von Exer— 


cirpläten . ». » 380 — — — 
3 — .4150 — — — 
chiefübungen. 160 — — — 

7) Uebungen der Pion- 
niere . rt u 


Schwimmunterricht 0 —- — — 
9) Hnterhaltun des 

Materials hur die 

Bleſſirtenträger . 12 


| 
Ka 
& 
& 
| 


IV. Marihgelder . — — 1%90 — 
V; N — — 10 — 
VI. Bo .. — — 25,049 18 
VI. Service . i — — 276 — 
VII. Brennmaterialien . — — 2,506 16 
IX. Del und Kichter . — — 527 44 
X. Gajernirung — — 4008 40 , 
XI. Bekleidung . — — 18,155 15 


XII. Waffen: und Rüftunge- 
gegenftände . . — — 2,186 20 


zu übertragen 165,629 50 
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fl. ir 
Uebertrag 165,629 50 
XIII. Putzgeräthſchaften für 322 


Recruten zu 1 fl. 30 fr. — — 483 — 
XIV. Mufitalifce & Inſtrument — — 410 — 
XV. Compagnieſpiel — — 121 36 
XVI. Munition — — 2,079 30 
XVII. Pferdefutter — — 3,005 10 
XVIII. Heilungskoſten — — 4809 — 
XIX. Bureaufoften . — — 640 — 
XX. Gerichtsfoften . ; — — 80 — 
XXI. Nicht BUBEN Aus⸗ 
gaben . . -— — 100 — 


Summe 177,118 6 


Anlage 15. 


Jährlicher Unterhaltungs-Etat des vierten Infanterie— 
regiments für 1832. 


I: Se Sunctiondzulage und ——— ꝛc. — 
fl. 


Löhnung: 
1) Sage . . . 42,690 — 
2) Söhnung . » . 51,564 22 94,254 22 
Il. Zaggelder und Trand- 
portfoften . . 60 — 
III. Koften der Waffen— 
übungen ꝛc. ꝛc. 
1) Zulage und Zu: 
Ihuß zur Quar— 
tierverpflegung 8,437 30 
2) Unterricht der 
Horniften . . . 45 — 
3) Fuhren bei den 
———— Uebun— 
250 — 
4) von ere— 
— lätzen .. 104 — 
echtübungen 150 — 
chießübungen 160 — 
zu übertragen 9,146 30 94,314 22 
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J1 f. I 
ei 9,146 30 94,314 22 
7) Uebungen der 


Pionniere . .. 80 — 
8) Schwinmunter- 
richt .. 75 — 


9) Unterhaltun des 
Materials für die 


Bleſſirtenträger. 18.— 9,319 30 
IV. Marſchgelder . . — — 900 — 
V ar: - — — 10 — 
VL Brod .. — — 245574 48 
VII. Service — — 2,638 — 
VIII. Brennmaterialien — — 2,842 53 
IX. Oel und Lichter . — — 82 + 

‘X. Gafernirung . — — 4,086 50 
XI. Bekleidung — — 177796 18 

XII. Waffen und Rüſtungs⸗ 
gegenſtände . . — — 2,732 50 

XIII. Putzgeräthſchaften ie“ 
322 Mann zu 1fl. 30kt. — — 483 — 
XIV. Muſikaliſche Inſtrumente — — 170 — 
XV. Compagniejpiel . . — — 121 36 
XVI. Munition . . — — 2,079 30 
XVII. Pferdefutter... — 2,056 10 
XVII, Heilungsfoften . — — 4,118 — 
XIX, Bureaukoften — — 640 — 
XX. Gerihtöfoften . . — — 180 — 

XXI. Nicht ——— er 
gaben — — 100 — 


170,566 284 
Hiervon geht der Beitrag der Stadt Fried- i 
berg zu den Gafernirungsfoften des erſten 
Bataillond ab mit . 300 — 

Berbleibt Summe der = jüheihen "Unter: — 
baltungskoften . . - . . 170,266 284 
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Anlage 16. 
Dienftalterögagen und Dienftalterszulagen für 1831. 


J. Dienſtaltersgagen. fl. fl. fl. 
a. Kür Oberften: 
Don 7 Oberften beziehen A die * 
here Gage u .. 300 1,200 
b. Für SIERT 
Bon 7 Oberftlieutenanten beziehen . 
3 die höhere Gage zu .. . . 200 600 1,800 
IL. Dienftalterszulagen. 
a. Kür Offiziere und Mittel: 
ſtabsperſonen. 
15 re (Rittmeifter) 1. EL. 


10 ae (Sittmeifte) 2: €: : 
200 fl. R 


6 REN zu 100 * . 1,500 
15 Lieutenante zu 100 fl. . . . 1,500 3,000 


6 Mittelftabsperfonen im Range der 





Hauptmänner zu 200 fl... . 1,200 
6 Mittelftabsperfonen im Range ber 
Lieutenante zu 100 fl. . 600 9,800 
11,600 
b. Für Unteroffiziere .. 8,000 


Summe 19,600 


Anlage 17 


Sährlicher Unterhaltungs-Etat des Commandements 
Darmftadt für 1853. fl. kr. fl. Mr. 


1 Commandement; 2 Gage . . 4000 — 
Pferdegeld für 
2 Pferde.. 90 — 
3) Pferderationen 
für 2 Pferde = 
730 zu 26. fr. 316 20 4,406 20 


zu übertragen 4,406 20 
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fl. kr. fl. kr. 
ru 4,406 20 
1 Blapgofftzier . 1,500 — 
1 —— 1) Löhnung zu 33 fr. | 
tägli 200 45 


2) Brob, 365 Bortio- 
nen zu6 ft. » . 36 30 
3) Smie . .. 78 — 
4) Bekleidung . . 30 — 
5) Hetlungsfoften T— 352 15 
Remuneration für Berjehung der ii 


bei dem Gommandement . 144 — 
Bureaufoften und Schreibmaterialien für den 

MWacedienft ꝛc. . 250 — 
Die Unterhaltung der Requifiten auf den Machen 

foftet . 210 — 


Die Deigung und d Beleuchtung | der. Wachttiben 
koſtet 780 — 
Sunm⸗ 7,942 35 


Unlage 18 

Jährlicher Unterhaltungs-Etat des Oberfriegsgerichts 

für 1834. fl. 
1 Oberauditeur . . .. 2,000 
Remuneration für ein zweites rechtsgelehrtes Mitglied 400 
u „ den Ergänzungsrichter . . 200 
: » Belorgung der Ganzliftengejchäfte 100 
* — SUNG des re 150 
Bureaufoften . . i ‘0 


Sumna 2,920 
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Anlage 19. 


Jährlicher Unterhaltungsetat der Zeughaus-Direetion 


für 1837. 
A, Direction. 
1. Bejoldungen. 


1 Zeughausdirector (Deajor) 
1 Rechner, zugleich Sceretär ıc. . 
a. 


Verw — ——— 
— und Zulagen für Arbeitsdienfte in 
den Magazinen, bei Transporten'c. . 
Büreaufoften, Fracht, Porto . 
Berjchiedene Ausgaben 


B. Erſte Berwaltungsabtbeilung. 
nn der Munition). 
1. Befoldungen. 


i Verwaltungsoffigier (die Etelle verfteht. 
der Zeughaus-Director) 
en 

1 Zeugwart 

1 Pulvermagapinsimärter A ; 

2 Munition und Caboratorium. 

Die Mitiel zur Anſchaffung von Munitions: 

materialien, Jo wie für den Betrich der 

Luaboratoriumsarbeiten find in den Etats 

der Regimenter und Corps enthalten. 


O. Zweite Berwaltungsabtheilung. 


(Verwaltung des Artilleriematertals und 
Kriegsfuhrwerke). 
1) Beſoldungen. 
1 Verwaltungsoifizier (die Stelle — 
ein Hauptmann der Artillerie) 
1 Oberzeugwart — 
1 Zeugwart — 
zu übertragen 


440 
360 
800 


3,970 


1,120 


9,090 


Lk, 
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fl. fl. 
Ueberieng 800 5,090 


2) Unterhaltung der Lafetten und 


Fuhrwerke. 
1 Schmiedemeifter . . +... 480 fl. 
1 Bugenmeifter ‚480 „ 
4 ren und Schloſſer zu 18 kr. 
täglich . . 366 „ 


4 Wagner und Schreiner zu 18 fr. 


täglich 366 " 


Für weiter erforderlichen Taglohn, 
Einrichtung der Werkſtätten, Hand⸗— 
werkszeug, Material und alle ſon— 
ſtigen Vetrieböfoften . » . . 2008 „ 


3) Unterbaltung der Gefhüßrohre 
4) Unterhaltung des SuagelQires. 
a. Erfah des Abgangs 0 fl. 
b. Reinigung mit 10 Arbeitern 
zu 10 fr. Taglohn auf 122 
Tage, —— Mate⸗ 
JJ ee .. 40 


5) Unterhaltung — Feldgeraths 
und Schanzzeugs 

mit Ausſchluß des im Dienſtgebrauche 

befindlichen, welches aus den Etats der 

Regimenter und Corps unterhalten wird 130 


D. Dritte Verwaltungsabtheilung. 
(Verwaltung der Handwaffen u. Rüſtung). 
1) Bejoldungen. 


1 DVerwaltungsoffizier (die Stelle verfieht 
ein Ober-Lieutenant der le 
1 Oberzeugmwart . 
1 Zeugwart 
1 Mugazinswärter 
2) — ————— der ———— 
d Rüſtung. 
a. ein . Abgangs. 





Derjelbe wird aus deu a der — 


ter 2c. beftritten . 


au übertragen 


3700 
580 


990 


130 6,200 


992 11,290 
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fl. fl. 
Uebertran 992 11,290 
b. Reparatur der Feuerwaffen. 
1 Büchfenmachermeifter ne 400 fl. 
1 Meiftergebülfe . . 360 „ 
6 Büchſenmacher zu 18 kt. täglich 549 „ 
ſowie die weiter erforderlichen Taglöhne, 
das DE das Material und 
alle jonftigen Betriebsfoften werden aus den 
Etats Der Regimenter und Corps beftritten. 
c. Reinigung der Waffen.und 
Rüftung. 
Zaglohn für 10 Arbeiter zu 10 fr. täglich 
auf 153 Tage, Handwerkszeug, Materialtenze. 548 4,540 


Sm Ganzen 12,830 


% 


Anlage %. 


Jährlicher Unterhaltungs-Etat der Te ag 
mi fon J 183 
1 Oberftabsarit . . . j ce ee RA 
Die Bureaufoiten betragen — 
Summa 2400 fl. m 

NB. GSämmtlide Zahlungen an die Lazareth— 

Perfonale find unter dem Heilungsfoften: 

Anſatz von 7 fl den Kopf —— 


Anlage 21. 


Sährlicher le Lie Stat der Militärftrafanftalt zu 
Babenhaufen für 1831. | 


1. Garnifons-Berjonal. fl. fr. fl. fr. 
4) Sage und Löhnung - . 4109 — 
2) Deribung des Gottes: 

diente . . 2... 565 — 


zu übertragen 4674 — 
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fl. kr. fl. Er. 
Uebertrag 4674 — 
3) Bid . . 2. 2... .182 30 
4) Service: 
a) für einen Oberfeldwe- 
bel und einen Arbeits- 
meifter, welche cafernirt 
find zu 42 fl. 4 
b) für 3 Nrreftzim- 
mer = Aufieber, 
welche nicht car 
jernirt find zu 72l. 216 „ 300 — 5,156 30 


Il. Militär-&onmmando. 
1) Löhnung für 16 Solda- 
ten zu 9 Er. tägl., 54 fl. 
45 fr. jähllih . . . 
2) Desgl. für die wechſelnde 
Mannſchaft; 64 Mann 
auf 1 Tag zu 9 fr. . 9 36 


Nota, Die Löhnung der Un— Mr 
teroffiziere und Des 
Tambours fteht auf 
dem Etat des Regi— 
ment®. ; 


3) Zulage für 5 Unteroffi- 
ztere, 1 TZambour und 16 
Soldaten =22 Mann zu 
24 fl. 20 fr. der Kopf 535 20 
4) Bod . . 2 2 2.» 590 24 
5) Brenndöl 2... .__13. 30 9,024 50 


Il. Arreftaten. 
4) Für Ausſpeiſung von 40 
Arreſtaten; 104 Tage zu  . 
7 fr. und 261 Tage zu 
5 kr. jährl. 33 fl. 53 fr. 1355 20 
2) Für Brod . . . 0.1460 — 
3)» Bent . . ._106 255 9,921 454 


zu übertragen 10,103 54 


876 — 
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fl. kr. 
Uebertrag 10,103 53 

IV. Kranken-Verpflegskoſten. 


a) Garniſonsperſonal 
Mann . 
b) Militäccommando 
16 Mann ... F_ AM 
Nota. Unteroffiziere * ann 305 
und Tamboure ftes [| du ON. 
ben auf dem Gtat 
ded Regiments 
c) Arreftaten AO Mann 
V. Befledung .» 2 2 2020200021066 12 
VI. Brennmaterial . . ; 398 561 
VI. Waffen und Rüftungsgegenftände ; 735 
VII. Kleine Reparaturen an den Gebäuden 100 — 
IX. Unterhaltung des Hausraths und der 
Requifiten jeder At . . . 240 — 
X. Waſch- und Flickerei . . Bi & 320 — 
XI. Zaggelder und Transporttoften —TF 20 — 


XII. Bureaufoften. .. —F 100 — 
XIII. Begräbnißkoſten .. 10 — 
XIV. Nicht vorher zu berechnende verfihe 
dene Ausgaben . . 100 — 
12,841 19 
Hiervon den Arbeitöverdienft der 
Sträflinge ab mit etwa . 2... 500 — 


Berbleibt als Summe des jähr- 
lichen Unterhaltungs-Etat8 . . 12,341 19 


Anlage 2. 


Jährlicher Unterhaltungs = Etat für den Gottesdienft und 
die Schulen für 1831 

| a fe: . Ei 

Garntfonspfarter . . 2 2 2 2 20 —- — 1200 — 

erfter Lehrer 1) Gehalt . . 675 — — — 
2) 15 a Buchenboz 

zu 8 fl. 30 ._127 30° 802 30 


zu übertragen 2002 30 
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fl. 
Uebertrag 2002 


Außerdem freie Wohnung. 
zweiter Lehrer 1) Schalt . . 500 — 
2) 15 en  Buenbeh 
zu 8 fl. 30 . 127 30 


os freie Moknüng. 
Elementarlehrer1) Geld . . 400 — 
2) 12 Steden Buchen- 


holz u 8 fl. 30 fr . 102 — 


Außerdem freie Wohnung: | 
Butfelehrer 3 Geld ; 200 — 
3 Steten vuchenhotz 


zu 8 fl. 30 25 30 


Miethe des en ; 

Katholifcher Lehrer 8% —— kicherhotz I 
6 fl. 30 kr. . 

Garnifondfirchendiener : 

Stadtkirchendiener für das Anläuten des Miti- 
tärgottesdienftes und Das ———— der 
Sakriſtet . . 3 

Katholischer Kirchendiener 

Kalkant 

Prämien und Geſaugbücher etwa. 

Gommunionwein . : 

Die an die Drei Garnifonsfehrer zuͤm Schulver⸗ 
brauch abgegeben werdenden Schreibmate— 
rialien . 


21Steden Eichenhoiz zu zur Zimmerheizung während 


des Eonftimanden-Unterricht® zu 6 15 30 — 
Reinigung der en: 
" „Kirche 


Anlage 23. 


ey. 028 


502 


fr. 
30 


30 


* 


— 4695 42 


Sährlicher Etat über Taggelder, Zransportkoften und 


Fuhrlohn für 1837. 
Taggelder ꝛc. bei der Recrutirung . 
„ nn m Öteafjuftig, bei Verſchickung 
zu Inſpizirungen X. ; 
Summe 





1000 fi 


3500 fi. 


Beilage Nr 194 


zum 30. Protofoll vom 20. Juli 1857. 


Bericht des zweiten Ausfchuffes 
über den Antrag des Abgeordneten Calmberg, die 
Abänderung des Art. 58 des Yelpftrafgefeßed vom 
21. Sept. 1841 betr, (Beil. Nr. 159); 

erftattet von dem Abgeoroneten Zentgraf. 


Der Abgeordnete Calmberg hat den Antrag geftellt: 
Großherzoglihe Staatdregierung um Vorlage eines 
Gejegesentwurfs zu erfuchen, Durch welchen der Ar- 
tifel 58 des Feldſtrafgeſetzes, alſo lautend: 

„Wer umbefugt über fremde noch nicht abgeerndtete 
oder von ihren Producten nod) nicht entblößte Grund— 
ftüde, duch Gärten, Weinberge oder junge Baum— 
pflanzungen oder verbotene Wege führt, m mit einem 
Gulden, und für jedes Stück angeſpanntes Vieh 
mit 45 fr., wer darüber reitet mit 45 fr., wer 
darüber geht mit 20 fr. beftraft werden“, 
gemildert werde und zu dieſem Behufe zugleich fol 
gende veränderte Faſſung proponirt: 
„Wer unbefugt .... . fährt, ſoll mit 20 fr. bis 
„A fl., und für jedes Stück angefpanntes Vieh mit 
„15 — 45 fr., wer darüber reitet mit 20— 45 fr. 
„und wer 2c. ꝛc. beitraft werden.“ 

Der Antrag bezwedt alfo die im Artikel 58 für das 
Fahren und Heiten angedrohte beftimmte Strafe in eine 
unbeftimmte zu verwandeln und zwar jo, daß jene ale 
Strafmarimum beibehalten, jedoch ein Minimum beftimmt, 
dem Richter alſo' die Möglichfeit gegeben werden foll, in: 
nerhalb dieſer Grenzen die in einem gegebenen Falle ges 
eignete Strafe feftzujegen. 
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Es läßt ſich allerdings nicht verkennen, daß alle die 
Gründe, weldhe im Strafrechte überhaupt gegen ein für alle: 
mal beftimmte Strafen geltend gemadst zu werden pflegen, und 
deren jeltenere Androhung Gerbeigerührt haben, auch gegen 
abjolut beftimmte Strafen geringerer Vergeben Anwendung 
finden, auch hier die Gefeßgebung die Verſchiedenheit bei Les 
bertretungen derfelben Art nicht wohl im Voraus nach einer 
und derjelben Regel bemefjen faun, ſolche Begangenjchaften 
in ſub- und objectiver Hinficht eine verſchiedene Beurtheis- 
lung verdienen können, während, durch feftitehende Strafen, 
der Richter gebunden und dem Verurtheilten nur die Mög: 
lichkeit gegeben ift, im Wege der Gnade, die Ausgleichung 
einer etwaigen Unbilligfeit zu erwirfen, 


Gleichwohl tragen wir, aus nachftehenden Gründen, 
Bedenken, den geftellten Antrag zur unbedingten Genehmi- 
gung zu — 5 


Das Feldſtrafgeſetz zerfällt nämlich in ſeinem ſpeciellen 
Theile in die Abſchnitte: 
Nr. II. von Feldentwendungen, 
„III. von Feldbeſchädigungen und Weidefreveln, 
„ IV. von polizeilichen Vergehen und Freveln 
und bedroht die erfteren mit relativ unbeftimmten‘, die 
zweiten theils mit folchen, theils mit beftimmten, letztere 
nur mit beftimmten Strafen ; jo bedroht der Abſchnitt III. — 
in welchem auch der beanftandete Art. 58 enthalten iſt — 
in Art. 46 das unbefugte Eröffnen von Steinbrüchen, 
Torf-, Kied- x. Gruben, bloß deßhalb, mit 3 fl. er 
Art. 50 das Abadern fremden Eigenthums mit 2, resp. 
r ir für die Quadratklafter unbeftellten, resp. beftellten 
andes, 


Art. 52 dad Aufführen von Hütten 2c. auf fremdem 
— — neben der Pflicht zum Abbruche auf eigene 
Koſten — mit 10 fl., ebenſo enthält der Art. 59, ganz 
ohne Rüdfiht auf die Größe des Schadens, für dad Ber 
weiden 2c. fremder, noch nicht abgeerndteter Grundftüde 
beftimmte Strafen. 


Unverfennbar iſt es nicht allein die Rüdfiht auf. den 
geftifteten Schaden, fondern auf den Vorſatz, die Geflifjen 
heit eines Uebertreter8 der genannten und des Art. 58, 
welche die Gejeggebung veranlaßte, eine etwas höhere amd 
fige Strafe auf Begangenfchaften jener Art anzudrohen, 
jo dag aljo Diejelbe nicht bloß nach der Größe der Rechts: 
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verlegung bemeſſen, auch der polizeiliche Character hierbei 
nicht zu verfennen iftz Strafen dirfer Art find aber, nad 
dem Syſtem des Feldftrafgefeges, ſämmtlich genau bes 
flimmte. Es möchte daher nicht wohl räthlich erjcyeinen, 
ea aus dem ganzen Syfteme heraus: 
zureißen, 

Hierzu tritt noch der weitere Grund, daß das Feld: 
ftrafgefeg in Füllen, in welchen die Verlegung fremden 
Eigenthums nicht auf rechtswidrigem jage eines De— 
nunciaten beruhte, die Möglichkeit gewählt, eine geringere, 
ja Jogar feine Strafe zu erkennen. In andern Füllen 
aber dürfte wohl mit Recht verlangt werden, daß derjenige, 
weldyer über fremdes beftellte8 Land fährt 2c. mit dem 
Eigenthümer ſich zuvor verftändige, oder nöthigenfall® die 
Einräumung einer Gerechtigkeit ſich erwirke, 

Ferner aber ift noch namentlich zu berüdfichtigen, daß 
zwar ‘allerdings ehedem Webertretungen des Art. 58 zu 
den häufigeren gehörten, fie eine der nachtheiligen Folgen 
allzugroßer und ungehöriger Zerfplitterungen des Grund» 
eigenthums waren, daß aber die Beranlaffung dazu in eben 
dem Maße fid) verringert hat und mindern wird, als die 
mit der Parcellenvermeſſung häuftg verbundene Wegeregus 
lirung eintritt und das Conſolidationsgeſetz feine wohlthä— 
tige Wirkung aud in diefer Hinſicht Außern wird, fünftig 
alſo derartige Uebertretungen in der Regel den Charakter 
muthwilliger, chikanöſer Gontraventionen haben werden. 

edenfall® endlich) würde die beantragte Herabjegung 
der Strafe in ihrem Minimum mit anderweiten Strafbes 
ftimmungen des Feldftrafgefeges nicht mehr im richtigen 
Verhältniſſe ftehen, wie eine Vergleihung mit dem Art. 71 
ergiebt; nach dieſem joll ar welcher, ohne Schaden 
anzurichten, über fremde abgeerndtete Grundftüde führt, 
mit A5 fr., wer darüber reitet, mit 20 fr. beftraft werden; 
e8 würde aljo die Strafe für derartige reine Polizeivers 
gehen gleich) groß, resp. größer fein, als die im Antrage 
proponirte Strafe für das eutiprechende Vergehen, wenn 
5 auch mit Beihädigung fremden Eigenthums verbuns 
en war, 

Zu Allem dem kommt aber noch, daß, nad) erhaltener 
Mitrheilung, die Großherzogliche Staatsregierung längit 
ſchon ihre Aufmerkfamfeit auf etwaige Härten und Unzu— 
träglichkeiten, welche fih bei Anwendung der erlafjenen 
Strafgefege ergeben, gerichtet, Materialien zu etwa geboten 
ſcheinenden Aenderungen gefammelt bat, weßhalb es ge: 
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nügen dürfte, daß Gr. Stantöregierung auch von dem in 
dem Antrage bervorgehobenen Anftande Kenntniß erhalten 
. bat, um davon, bei einer demnächftigen Revifion ded Ges 
ſetzes, den Ddienlich ſcheinenden Gebraud machen zu Fönnen, 
Mit Rückſicht Kterauf beantragt der Ausjchuß: 

dem Antrag vorläufig feine weitere Folge zu geben. 


* 


Beilage Nr. 195 
zum 30. Protokoll vom 20. „Juli 1857. 


Weiterer Bericht des zweiten Ausfchuffes 
über die beiden Gefeßesentwürfe: 
a. die Gemeindeausgaben zweiter und dritter 
Claſſe betreffend, 
b. die Bildung der Ortsvorftände betreffend 
und 
die Vorftellung von 14 Bürgermeiftereien 
rheinheſſiſcher Gemeinden, die Uebertragung 
mehrerer Ausgaben zweiter in die dritte 
Claſſe betr. (©. Beil, Nr. 19, 20, 21, 22, 
23 und 102, Protofoll Nr. 14 ver Ver: 
handlungen der zweiten Kammer und Bei— 
lage Nr. 11 und Protofol Nr. 9 ver Ver: 
handlungen ver erften Kammer); 
erflattet von dem Virepräfiventen Dr. Klipftein. 


Die Berathung der hohen erften Kammer über die in 
der Rubrik genannten beiden Geſetzesentwürfen hat zu ei— 
nigen Beichlüffen geführt, welche mit den in der zweiten 
Kammer gefaßten nicht übereinftimmen und dadurch eine 
nochmalige Berathung des zweiten Ausſchuſſes unjerer 
Kammer veranlaßt, deren Ergebniß diefer Bericht enthält 


I, 


Geſetzesentwurf, die Gemeindeausgaben zwei— 
ter und dritter Claſſe Betrertend. 


Die pos. 3. des Art. 1: „für Straßenbeleuchtung“ 
wurde in unferer Kammer mit 33 gegen 15 Stimmen ans 
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genommen, in der hohen erften Kammer aber, nad dem 
Antrag ihres Ausfchufles, einftimmig abgelehnt. 

Dir Bericht des zweiten Ausſchuſſes der erften Kammer 
jagt darüber: 

„Die Koften für Straßenbeleuchtung gereichen Tedig- 
lich zum Nutzen, jowie zur Annchmlicyfeit der Ort: 
einwohner und fcheinen und mit dem Intereſſe der 
Ausmärker in einem fo entfernten Zufammenbang zu 
ſtehen, daß wir billig Anftand nehmen müfjen, Die 
Aufnahme dieſer Pofition in das Geſetz der hohen 

Kammer zu befürworten.” 

Wenn nun gleih der Zuſammenhang der Straßenbe- 
leuchtung mit polizeilichen, insbefondere auch feldpolizeis 
lihen Zweden nicht geläugnet werden kann, jo ift es doch 
auf der anderen Seite aud) wahr, daß fie zunächſt ‚nur 
dem Intereſſe der Ortseinwohner dient, weßmwegen wir 
‚beantragen: 

dem Beſchluſſe der erften Kammer beizutreten und 
die pos. 3, des Art. 1. des Geſetzes-Entwurfs zu 
ftreichen. 

Die Majorität unſeres Ausſchuſſes Hatte darauf ange— 
tragen, den Art. 84. des Geſetzes über die Gemeindeord- 
nung vom 30. Juni 1821 zu entfernen und dafür dem 
en Gejegesentwurfe folgenden Zufaßartifel beis 
zufügen: 

„Die zweite Glafje der Gemeindeausgaben begreift 
Diejenigen zu deren Beftreitung das Gemeindever- 
mögen und die Gefammtheit der Gemeindeceinwohner 
verpflichtet ift. 

Zu Diefen, in dem Bezirk der Gemeinde Wohnen: 
den werden in diefer Beziehung - aud Diejenigen 
gerecdhner, welche in einer Gemeinde eine bewohnte 
Hofraithe oder ein bewohntes Haus befigen oder 
das Haus durch einen Bächter, Verwalter oder Mie- 
ther bewohnen lafjen, ſowie diejenigen Euts-Eigen- 
thümer, weldye ein Gut felbft bewirtbichaften, wenn . 
fie in der Gemeinde, in deren Gemarkung das Gut 
liegt, aud nur Wirthfchaftsgebäude beſitzen. Zur 
Beftreitung 2c.” 

Die zweite Kammer ift diefem Vorfchlag mit A3 gegen 
5 Stimmen beigetreten. Der Ausfhuß der hohen erften 
Kammer beantragte, unferem Beſchluſſe ebenfalld beizu- 
— jedoch mit einer kleinen Abänderung, nämlich ſtatt 

er Worte: | 
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„auch nur Wirthichaftsgebäude befiken.” 

zu jeßen: 
„auch nur Gebäude befigen, von denen auch das 
Gut bewirthichaftet wird.” 

Der Ausſchuß hielt nämlich dafür, daß unfere Faflung, 
dem Wortlaut nad, zu weit aehe, indem nad) ſolchem auch 
der Forenfe, welcher Grundftüde aus der naheliegenden 
Gemarkung bewirtbichafte, welcher in diefer Gemarkung 
Ber Hof, Stallungen 2c. in der Gemarfung jener Grund» 
ftüde aber nur eine: Scheuer oder einen zum Schutz gegen 
das Wetter errichteten Schaaffhoppen habe zu den Aus— 
gaben zweiter Claſſe werde beigezogen werden können. Der 
Ausschuß war der Anfiht, daß es in der Intention unjerer 
Kammer gelegen habe, nur die Befiter folder Wirthichaftd- 
‚gebäude anzuziehen, von welchen aus die betreffenden Grund: 
ftüde der Forenjen auch wirklich bewirthichaftet würden, 
denn zu einer ſolchen Bewirthſchaftung gehöre mehr, als 
ein oder einzelne Wirthichaftsgebäude der vorhin bezeich- 
neten Art. 

Der Sinn unferer Wortfafjung war allerdings nicht 
der, daß die Eigenthümer von Grundftüden ſchon Dann zu 
Ausgaben zweiter Claſſe beigezogen werden jollten, wenn 
fie nur eine Scheune zur Aufbewahrung ihrer Erndte oder 
einen Schaafichoppen in der betreffenden Gemeinde befüßen, 
wohl aber dann, wenn fie Gebäude befäßen, vermitteift 
deren die Bewirthſchaftung ihrer Grundftüde betrieben werde, 
3. B. Viehftälle, wenn aud die Knechte oder Wärter in 
einem anderen Gebäude wohnten, 

Mir zweifeln nicht, Daß auch die hohe erfte Kammer 
diefen Siun mit ihrem Amendement verbindet und beantragen 

demjelben ın dieſer Vorausſetzung beizutreten, 


Der Ausschuß der erften Kammer bat endlich noch das 
Bedenken erhoben, ob es nicht angemefjen ei, einen Zufaß- 
artifel dahin a 

„daß es fünftigbin unter allen Umftänden unterjagt 
jein jolle, Weberichüfle der Einnahmen erfter Claſſe 
unter die Ortsbürger zu vertbeilen, bevor nicht Die 
Ausgaben erfter und zweiter Claſſe aus dem Ertrag 
des Gemeindevermögens gededt ſeien.“ 

Er nahm jedoch Anſtand, eine geſetzliche Beſtimmung 
dieſer Art, welche ſich auch auf Allmenden und Loosholz— 
—* bezöge, in Antrag zu bringen; dagegen hielt er es 


ür angemeſſen, zu beantragen: 
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die Staatsregierung zu erfuchen, eine ſtrenge Auf: 
ſicht Darüber anzuordnen, daß nicht fonftige Arten 
von Geldvertheilung unter die Ortsbürger in Ge: 
meinden, wo Umlagen zweiter Claſſe erhoben werden 
malen, zum Nachtheil der Steuerpflichtigen flatt- 
ude, 
welcher Antrag einflimmig genehmigt wurde. 

Der Herr Regierungscommiffär hatte ſchon in der Aus: 
Ihugfigung verläufig die Gewährung dieſes Wunſches zu: 
gelogt und La derfeibe ganz deu Vorſchriften des Art. 84 
der Gemeindeordnung entfpricht, jo nehmen auch wir feinen 
Anftand, vorzuſchlagen: 

demſelben beizutreten. 


Il. 


Gejegesentwurf die Bildung der Ortsvorftände 
betreffend, 


Nach dem Gejegesentwurf follten zu dem Gemeinderath 
mit voller Stimmberechtigung auch diejenigen Grundbefißer 
gehören, welde mehr als ein Viertheil der in der Gemeinde 
aufzubringenden Grundfteuern zu entrichten haben. 

Dieſe Beflimmung wurde von uns angenommen, die 
bobe erſte Kummer hat dagegen, auf den Vorſchlag ihres 
Ausſchuſſes einftimmig an deren Stelle folgende geſetzt: 

„Zu dem Gemeinderath gehört mit voller Stimm: 
berechtigung auch derjenige böchftbefteuerte Grund: 
befiger, welcher wenigſtens ein Sechötheil der in der 
Gemeinde aufzubringenden Grundfteuer entrichtet 
oder in Ermangelung deſſen der Höchftbefteuerte, 
welcher ein Steuercanital von 550 fl. hat.“ 
und ebenfalls einflimmig die Frage: 
eb unter dem ÖSteuerfapital das Grundfteuercapital 
in Der betreffenden Gemarkung zu verſtehen jet, 
bejaht, 

Die Abſicht des Geſetzesentwyrfs ift dem großen Grund- 
brfig, weldyer zu den Communalfaften Beträchtliches bei— 
trägt, auch eine entjprechende Vertretung in dem Gemeinde: 
rath zu verſchaffen, Damit er unbilligen Belaftungen entgegen: 
treten kann, und ihm überhaupt Einfluß auf die Gemeinde: 
verwaltung zu. gewähren. Da dieſe Zwecke in noch um: 
fangreiherem Maße erreicht werden, wenn die Vorſchläge 
der erſten Kammer in das Geſetz aufgenommen werden und 
auf der anderen Seite auch feine alzugroße Berechtigung 
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des größeren Grundbefißes darin gefunden werden dürfte, 

jo find wir der Anficht, Daß auch bier der erften Kammer 

‚beigetreten werden fann und ſchlagen darum 
den Beitritt vor. 

Sache der Redaction wird es fein, den Schlußſatz des 
Art. 1 nah Maßgabe des zu dem erften Abjag gefaßten 
Beichlufjes abzuändern. 

Wir fegen übrigens voraus, daß der Gemeinderath immer 
nur um ein Mitglied durch Das "vorgejchlagene Geſetz 
vermehrt werden kann. Wenn daher zwei, durch ihre 
Steuerzahlung Gleichberechtigte vorhanden jein ſollten, ſo 
würde, im Falle nicht Einer freiwillig zurüdträte, wie in 
ähnlichen Fällen, das 2008 entjcheiden müſſen. 

Da nun ein Recht des größeren Grundbefißed ge— 
ichaffen werden foll, und feine Verpflichtung dieſes Recht 
auszuüben, jo wird der Berechtigte verzichten fönnen, ohne 
daß dadurd das Recht auf einen andern, d. h. den zunächft 
Höchftbefteuerten, übergeht. 

Nah dem Gefehed- Entwurf jollen die durch ihren. 
Grundbefig zum Eintritt in den Gemeinderath Berechtigten 
diejed Recht nur dann in Perſon ausüben fönnen, wenn 
fie nad) dem Gefeg vom 8. Januar 1552 ftunmfähtg find. 

Nah Artikel 10. des erwähnten Gefches erfordert die 
Stimmfähigfeit einen, wenigſtens ein Jahr langen feſten 
Wohnfig in der Gemeinde und das Ortsbürgerreht oder, 
* den bloßen Einwohner, die Bezahlung von Perſonal⸗ 
euer in der jechlten, bezichungsweije ficbenten Claſſe. 

Der Ausſchuß der erften Kammer bat darüber in jet- 
nem Bericht das Folgende gejagt: 

„Da für den Eintritt in den Gemeinderath der 

Grundbefig, nicht aber die Eigenſchaft als Ortsein— 

wohner enticheidend fein fol, jo fann es auf Die 

Beftimmungen des - Art. 10, des Geſetzes vom 8. 

Sanusr 1852 bier nicht anfommen. 

Es wird darum angemefjen fein, den Satz: 
„Solche Grundbefiger 20,” 

alſo zu fafjen: 
„Soldye Grumdbefiger fönnen, wenn fie nach dem | 
erwähnten Geſetz, jedodh ohne Nüdficht auf die 
bejonderen Beltimmungen des Art. 10 des Ge— 
jeges vom 8. Januar 1852 ftimmfähig find, Diefe 
Berechtigung in Perfon ausüben oder durch einen 
Stellvertreter mit ihrer Vollmacht ausüben la jjen.“ 
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und die hohe erfte Kammer ift diefem Antrage einftimmig 
beigetreten. 

Nah dem zweiten Abſatz des Art. 1. ded Geſetzes— 
Entwurfs müfjen die Vertreter in der Gemeinde wohnhafte 
Stimmberechtigte fein, welche nicht nach Art. 17. des Ge— 
jege8 vom 8. Januar 1852 von der Wählbarkeit ausge 
ſchloſſen, auch nicht nach Art. 20. deſſelben Gejeged davon 
ausgenommen und nicht nad) Art. 21. durch Berwandtichaft 
mit einem gewählten Mitgliede des Ortövorfinnded von 
dem Eintritte in den Gemeinderath ausgeſchloſſen find. 

Der Ausschuß erfter Kammer ſchlug eine veränderte 
Faſſung in Folgender Wetje vor: 

„die Vertreter müffen die nach) dem Gefeß vom 8. 
Januar 1852 zum Eintritt in den Gemeinderath 
erforderlichen Eigenſchaften haben. Heimathrecht 
oder Wohnfiß in der Gemeinde ift jedoch nicht ers 
forderlich.“ 
und aud) diefem Antrage ift die hohe erfte Kammer ein- 
ftimmig beigetreten. | 

Die Vertretung des großen Grundbefiged in dem Ger 
meinderatb ift, unjerer Anfiht nad, nicht blos durch das 
Intereſſe der Grundbefißer jelbft, jondern aud) durch das 
der Gemeinde geboten, da fih im Allgemeinen annehmen 
läßt, daß durd die lebendige Theilnahme der Grundbefißer 
oder ihrer Vertreter, wenigſtens eine alljeitigere Beurthei- 
lung der Verhältniffe herbeigeführt und, daß Die Gemeinde: 
verwaltung auf einen höheren Standpunft gebracht wird. 

Um diejen Vortheil möglichit zu verbürgen, empfiehlt 
es fi, daß Diejenigen, weldye an den Verhandlungen des 
Gemeinderaths Theil nehmen follen, mit den Verhältniſſen 
der Gemeinde, mit dem ganzen Leben derjelben innig ver- 
traut find, Darum jcheint uns auch jet noch der Antrag 
der Regierung, wonach Grundbefiger, die vermöge ihres 
Befiges zum Eintritt in den Gemeinderath berechtigt wer: 
den, und aud ihre Stellvertreter, nur dann dieſes Recht 
ausüben jollen, wenn fie in der Gemeinde wohnen oder 
beimathöberechtigt find, gerechtfertigt. 

Demungeachtet beantragen wir: 

den vorhin angeführten beiden Beichlüffen der hoben 
eriten Kammer beizutreten, 
theil8 deßwegen, weil fonft, wie auch jchon bei unferen 
Berhandlungen hervorgehoben würde, das dem größeren 
Grundbefig gewährte Necht, allzuſehr bejchränft wiirde, 
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theils Hauptfählih, um nicht das Zuftandefommen der 
beiden, uns voriiegenden Gejege in Frage zu ftellen. 

Der Ausſchuß erfter Kammer hatte endlich noch zu dem 
Artikel 1, darauf aufmerkffam gemacht, daß nad dem Ar: 
tifel 9. des Gefepes vom 8. Januar 1852 zur Stimm— 
fühigfeit bei der Wahl des Gemeinderaths, das zurüdger 
legte 25. Lebensjahr nothwendig erjcheine, die Minder: 
jährigfeit aber, welcher die im erften Abſatz des Artifels 
erwähnte Guratel correfpondire mit dem 21. LZebensjahre 
ihr. Ende erreicht habe, weßwegen der Artikel in feiner 
jegigen Faſſung nit aber das 21. bis 25. Jahr dis— 
ponire. Darum trug der Ausihuß darauf an: 

„dem eriten Abjag des Art. 1. die Worte anzufügen: 
ne das 25. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt 
aben. 

und dieſer Antrag wurde von der hohen erſten Kammer 
einſtimmig genehmigt. 

Auch in unſerer Kammer war von dem Herrn Freiherrn 
Löw ein gleicher Antrag geſtellt worden und obgleich wir 
mit 37 gegen 11 Stimmen unſeren Beitritt verſagten, ſo 
beantragen wir dennoch nunmehr: 

dem Beſchluß der erſten Kammer beizutreten, 

weil ſich ſonſt allerdings eine Lücke in dem Geſetz finden 


4* 


würde. 


Den zweiten Artikel des Geſetzesentwurfs hat die zweite 
Kammer unverändert angenommen. Im zweiten Abſatz 
defjelben wird vorgejchrieben, daß, wenn der (zur Mitglied: 
Schaft in dem Gemeinderath) berechtigte Grundbefiger oder 
deſſen gejeglicher Stellvertreter abweſend oder nicht in der 
Gemeinde wohnhaft ift, die Einladung zu der Verſamm— 
lung des Gemeinderatb8 an den zu deren Empfangnahme 
dem Bürgermeifter zu bezeichnenden Bevollmächtigten- des 
Berechtigten genügen fol. | 

Die erfte Kammer bat auf Antrag ihres Ausſchuſſes 
den Artikel ebenfalls angenommen, jedody unter Umtauſchung 
des Wortd „Gemeinde“ im zweiten Abſatz mit dem Wort 
„Gemarkung“, weil e8 wohl die Abfiht des Entwurfs ei, 
daß der in der Gemarkung wohnende Grundbefiger oder 
deffen Bevollmächtigter nicht einen zweiten Bevollmächtigten 
in dem Ort jelbft zur Empfangnahme der Einladung zu 
beftellen nothwendig haben jolle. 
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Wir finden bet diefer Eleinen Abänderung nichts zu er- 
innern und beantragen: 
dem Beſchluß erſter Kammer beizutreten. 


Schließlich müflen wir nod erwähnen, daß die hohe 
erfte Kammer die Annahme des Gejehesentwurfs, die Bil- 
dung der Ortsvorſtände betreffend, von der Annahme der 
zu Urt. 1 beichloffenen Zuſätze nnd die Annahme jedes 
einzelnen der beiden Entwürfe von der Verabſchiedung des- 
andern abhängig gemadt hat. 


Beilage Nr. 1% 
zum 30. Protokoll vom 20. Juli 1857. 
Antrag des Abgeordneten Draudt 


auf Vorlage eines Geſetzesentwurfs, den Aufwand 
für Volksſchulen betreffend. 





Auf eine Interpellation vom 18. Mai d. 3. zu den 
Beihlüffen auf dem vorigen Landtag vom 16. Februar, 
11. und 29. Juni 1852 wegen gejeglicher Beftimmung hin— 
fihtlih der Gehalte und Penfionirung der Schullehrer, 
bat Gr. Minifterium des Innern unter dem 13/17. v. M. 
geantwortet, daß es ſolche Geſetzesentwürfe einzubringen 
nicht die Abficht habe, da die Aufftellung fefter Normen 
ſehr ſchwierig und, inſoweit möglich, von feinem erheblichen 
Bortheil jet. ‘ | 

Die Bedeutendheit der Sache, der Volksſchule im All: 
emeinen mehr gerecht zu werden, ald es nad den ihr 
—— zugewieſenen Mitteln möglich war, kann jedoch ein 
Beruhenlaſſen des Gegenſtandes nicht geſtatten, in Hoffnung 
daß die hier nach Anſchein vorliegenden Schwierigkeiten ſich 
auch glücklich werden überwinden laſſen. 

Zu feſter Ordnung der Penſiosberechtigung der 
Lehrer beſonderen Antrag zu ſtellen, iſt ſchon für mich durch 
einen mit der Eingangs genannten Interpellation gleich— 
zeitig eingebrachten deßfallſigen Antrag des Herrn Abgeord— 
neten Heumann (Beilage Nr. 142) unnöthig geworden. 
Auch bat am 11. d. M. Herr Abgeordnete Braun einen 
bejonderen Antrag eingebraht, um für eine Aufbeſſerung 
der Gehalte der Lehrer nach einer beftimmten Richtung, 
durh eine beziiglihe Naturalienvergütung, zu wirken 
(Beilage Nr. 192). Nach diefen zu meiner Freude auch 
anderſeits fchon gegebenen weiteren Anregungen kann e8, 
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um die Gegenftände meiner Interpellation auf diefem Land: 
tag vohftändig wieder aufgegriffen zu ſehen, für mich, wie 
ich glaube, nur noch erübrigen, auch für weitere nach meiner 
Meinung zu einer Gehaltsaufbeſſerung der Lehrer noch er: 
forderliche umfaljendere Beftimmungen durd einen neuen 
Antrag zu wirken zu juchen. 

Die Lehrer haben, wie anerkannt ift, ihre Gehalte 
zunächft von den betreffenden Gemeinden zu beziehen, und 
zur Aushülfe tritt der Staat ein. Bon Seiten ded Staats 
etne ‚größere -Beitragspflicht zu veranlaffen, als dieſes bis 
jegt angenommen ſteht, Liegt zunächft nicht in meiner Ab: 
fiyt, und was nad den früheren Kammerbejchlüffen zu 
einer gemiljeren Feſtſtellung in der Hinfiht noch abgeht, 
die geſetzliche Negulirung der Beitragspflicht des Staats, 
ift, wie ich hoffe, auf meine Yuterpellation vom 18. Mat 
dv. 3. von Großh. Minifterium im der gegebenen Antwort 
nur deßhalb nicht namhaft erwähnt, weil dafjelbe auch in 
dieſer Hinficht auf die Erledigung der, nad) feiner Erklärung 
zu dem Budget für 1854 (Beilage Nr. 140 ©. 145), zum 
Theil noh in Verhandlung ftehenden NRegulirungen den 
Ständen eine weitere Vorlage machen wird. / 

Wohin nach diefem mein jegiger Antrag noch beſonders 
wirken fol, ift auf Die Vorlage gejeglid anzunehmen, der 
Beftimmungen für eine Befferftellung der Lehrer in denjenigen 
Gem:inden , in welchen nach den eigenen Kräften dieſer 
ſelbſt, ſolches für möglih zu halten if. Mag auch bei 
ſolchen Stellen, die bereits eines Zufchuffes aus der Staats: 
kaſſe bedürfen, um das Gehältsninimum von 200 fl. an 
einen Lehrer verabreichen zu können, was ung bis jegt über 
die dazu nöthigen Summen befannt ift, im Allgemeinen 
nicht ein höherer Anſpruch geftellt werden, jo erfcheint mir 
ed jedoch nothwendig andere Rüdfichten eintreten zu laffen, 
joweit Gemeinden mit ihren Einwohnern zu Auszahlung 
höherer Gehalte ſich ſelbſt im Stand beftuden, und gegen 
joldhe Gemeinden auch Beltimmungen für allgemein nad 
einer Glafjeneintheilnng erhöhtere Säge, die zu Schul— 
lebrerbejoldungen im mindeften aufzubringen wären, feft- 
zuftellen, als dieſe Gemeinden in der Beziehung zeither 
angehalten wurden. Die Erfahrungen bei den biöherigen 
Ermittelungen der Leiftungsfähigkeit der einzelnen Gemein: 
den für Zahlung der Lehrergehalte und der Vorgang in 
anderen Staaten, wie in dem Großherzogthum Baden dur) 
das Geſetz vom 28. Auguft 1835, dürften, mie ich nicht 
anders glauben kann, Die Schwierigkeit für allgemeine 
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Normen zu einer fchuldigen Aufbefjerung der Lehrer in 
ihren Gebalten überwinden laffen, und ſolche Normen können 
dann nicht ohne Einfluß bleiben im Allgemeinen für eine 
Berbeflerung der Lehrer, wenn das Sſeß fich die Aufaabe 
namentlich ftellt, daß bei den betreffenden Claſſen höhere 
Beiträge, als zeither, bezahlt werden müſſen. Zum Theil 
wird hier der vorliegende Antrag des Herrn Abg. Braun 
eine empfeblungswertbe Abhilfe leiften und andern Theile 
werden höhere Nominalbeträge Berüdfichtigung finden fönnen, 
Sodann jollten, nad der geringeren Höhe unſerer Schul— 
ftellen im Allgemeinen, befondere Beftimmungen mehr e& 
fer halten, daß, wo die Anftehung eines neuen Lehrers in 
einer Gemeinde erfordert wird, nob von der Potation der 
früheren Stelle für die folgende abgefchnitten werde oder 
ein ſolches für ſchon beftchende Stellen gefchehen könne. 
Einer allgemeinen Beftimmung bedürfte e8, wann und zu 
welhem Maße, nad den Berhältniffen einer Gemeinde für 
den Lehrer derfelben nach beſtimmten Dienſtjahren auch ein 
erhöhter Gehalt zu vergeben ſei. Endlid würde e8, um 
dein Lehrer eine einträglichere Stelle zu ſchaffen, zu einer 
Berückſichtigung anzuziehen fein, joweit die Allgemeinheit 
einer Gemeinde weniger fih zu Berabreihung einer höheren 
Schulbeſoldung im Stand befindet, auch von Einzelnen, 
die mit Kindern die Schule bejuchen laffen, unter einem 
feftzuftellenden Maße eine größere Zahlungspflicht, als von 
den Andern, zu dem an den Lehrer zu entrichtenden Schul: 
geld anſprechen zu laflen. 
Sch wollte aljo einer verehrlihen Kammer den Antrag 
zu ihrer Annahme empfehlen: E 
Großh. Staatsregierung wiederholt um einen Gr: 
jeßesentwurf über die Aufwandpflicht der Gemeinden 
zu ihren Lebrerbefoldungen und wegen Größe des 
Schulgelds zu erfuchen. 


Beilage Nr. 197 
zum 32. Protofoll vom 24. Zuli 1857. 


Antrag des Abgeordneten George | 
auf Einführung verfchiedener Steuern im Groß: 
berzogthum Heffen, zur Berminderung größerer 
Erhöhung ver bereitd beftehenden Steuern, 





Der Kammer ift für die laufende Finanzperiode ein 
Budget von 8,063,014 fl. vorgelegt worden, während das- 
jelbe nad einem 20 jährigen Durchſchnitt bis zum Jahre 
1848 nur 6,683,333 fl. betragen hat, daneben tft nody ein 
bedeutendes Deficit zu decken, und es find in folchem 
Maße neue Ausgaben bewilligt worden, daß unjere der: 
maligen Steuern nicht ausreichen. 

Daneben fcheint in der nächſten Zukunft die Zeit noch 
nicht zu kommen, wo Erſparniſſe eintreten, wohl aber die, 
wo das Schuldenmachen aufhören follte, 

Zur theilweifen Ausgleihung dieſes Mißverhältniſſes 
wurden zwar ſchon beim Beginnen des Dermaligen Land: 
tags von Seiten Großherzoglichen Finangminifieriums Bor: 
lagen gemacht, wonach fih auf die allereinfachfte Weife 
durch Steuererhöhung geholfen werden will. 

Hiernach ſollen alle directen Steuern um mehr als ein 
Fünftheil gegen früher erhöht werden, dann die Brannt: 
weinftener um die Hälfte und die Zranffteuer von Wein 
unter Umftänden um eins und einhalbmal höher, als ſolche 
bisher war, 

Sämmtlidye Erhöhungen find nach meiner Anſicht darauf 
berechnet, daß fie je nad Umftänden Direct oder indirect 
einem und demjelben Stand, dem Ader: oder Weinbauer, 
mehr oder weniger zur Laſt fommen und zum Nachtheil 
gereichen. 
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Sch erachte nämlich eine Erhöhung der Lirecten Steuern 
im Großherzogthume für nachtheilig, ja jelbft für ungerecht 
gegen viele Steuerpflichtigen, i 

1) folange die Emmen mit ihrem Steuercapital zu hoch 
und Die Anderen zu niedrig angeſetzt find, und dieſes 
Mißverhältniß nicht durch eine Reviſion unſeres Katafter: 
weſens und eine gerechte Bonitirung ausgeglichen iſt, wie 
dieſes ſchon auf Dem Landtag von 1834 anerkannt und be— 
ſchloſſen wurde. Ich habe deßhalb auf den Grund dieſer 
Beſchlüſſe unterm 13. Januar laufenden Jahres eine Inter— 
pellatien an Großherzogliches Finanzminiſterium in dieſem 
Sinne gerichtet, auf welche mir gelegentlich der Beſoldungs— 
erhöhung von Seiten Großherzoglihen Miniftertums nur 
vorübergebend die Erwiederung geworden, Daß feine Aut: 
wort erfolgt feie, weil durdy die Antwort auf den Antrag 
von Herrn Sauer in derjelben Angelegenheit, dieſer Gegen: 
ftand feine Erledigung gefunden habe. Dieſe Antwort ift 
bi8 zum heutigen Tag mir nicht befannt geworden, und 
in der Sigung vom 21. Juli (mad) Seite 437 des Berichts 
Nr. 140) find nur 900 fl. für etwaige Bonitirungsar- 
beiten bewilligt worden, ohne daß von Seiten des Aus- 
ſchuſſes auch nur mit einer Sylbe der Antrag von Herren 
Eauer erwähnt worden wäre, obgleich derjelbe darauf ger 
ftellt ift, die Mittel zur neuen Bonitirung zu bewilligen, 

Sch ſehe mich daher veranlagt, anzunehmen, daß unfer 
erfter Ausſchuß, gleihwie die Großherzoglihe Staatsre: 
gierung, nicht die Abfiht Hat, Darauf hinzuwirken, daß 
unſere directen Steuern in der nächften Zukunft gerechter, 
als bisher, vertheilt werden follen. 

Wie ungleich und ungereht unjere Grundfteuern im 
Allgemeinen vertheilt find, glaube ich auf dem Landtag von 
1854 nachgewiejen zu haben, wie groß aber auch dieß Miß— 
verhältniß im Einzelnen ift, wird Jedem einleuchten, der 
fid) die Mühe geben will, fi davon zu überzeugen, daß 
der Reinertrag der Waldungen im Großherzogthbum Baden 
zu 2 fl. 58 fr. und im Königreih Württemberg zu 3 fl. 
20 fr. ſich per Morgen berechnet, während derselbe bei uns 
mit 30 bi8 36 fr. zum Grund der Steuerregulirung ange— 
jegt ift, daber bat denn auch die Grundfteuer von Wal: 
dungen im Großherzogtum Heſſen durchſchnittlich betragen: 

a. in Oberheſſen jührlih per Morgen . ; fr. 
b, in Starfenburg perMorgen . 2 2 2.2..83: fe. 
0: U MHeinBelen. == 8 one 
während nach mir vorliegenden amtlichen Bejcheinigungen 
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Heſſiſche Waldungen, die im Königreich Preußen liegen, 
mit 124 fr. per Morgen angeſetzt find, und überdich in 
Naflau von dem Morgen Wald per Simplum 34 fe. daher 
jährlich über 15 fr. zu zahlen find. 

‚2) Die Erhöhung der Steuern, auf die Gewerbfteuer: 
BTtigen iſt um degwillen unrichtig, weil unfere Gewerb— 

euergejege, den Gewerböverhältniffen der Neuzeit nicht die 
gebührende Rechnung tragen, und Die großen Gewerbe, 
welche mit Anwendung von Mafchinen arbeiten und Hundert: 
taufende von Gulden als Betriebscapitalien umjchlagen, 
nicht mit dem Steuercapital angejebt find, wie Diejes der 
Full fein müßte. 

Depgleichen ift dieſes aber der Fall bei den Banken 
und allen jonftigen Actiengeſellſchaften. 

Ich erachte aber auch die Branntweiniteuererhöhung, 
welche Großherzogliches Finanzminiſterium in Vorfchlag 
gebracht Hat, fir nachtheilig, weil diefelbe einen nachthei— 
ligen Einfluß auf die Production des Landes üben wird, 
indem durch Ddieje die kleinen’ Brenner, die fchon bei der 
Erhöhung der directen Steuer mit getroffen werden, weiter 
jo belaftet werden, daß viele nicht mehr werden beftehen 
fönnen, Sie müffen bei einer fol’ hohen Steuer vielmehr 
den größeren, welde ‚fabrifmäßig arbeiten, üderlaffen, 
glei wie dies in andern Ländern der Fall ift, ganze Ges 
genden mit MWeingeift und Branntwein zu überſchwemmen, 
ohne daß dieje den guten Einfluß auf die Deconomie und 
die Production im Allgemeinen gewährten, wie dieſes bei 
gut betriebenen fleineren Brennereien der Fall ift. 

Diefe Eleine Beennereien üben den wohlthätigften Ein: 
Bub auf den Aderbau, weil mittelft Ddiefer viele Eleinere 

economen, welche diefelben jebft bejorgen, dadurch in den 
Stand gefegt werden, einen verhältnigmäßtg größeren Vieh: 
ftand zu Halten, daher mehr und befjeren Dünger zu er: 
zielen und als natürlihe Folgen mehr Fleiſch und mehr 
Frucht zur Conſumtion für die Allgemeinheti zu produeiren. 

Die Erhöhung der Zranffeuer auf Wein wird den 
MWeinbergsbefigern weiteren Nachtheil bringen, weil Die 
Weinberge Schon als foldhe zu hoch befteuert find und weil 
ungeachtet aller Einwendungen Diefe höhere Trankſteuer, 
- bejonders bei nicht ſehr hoben Weinpreifen, wie ſolche ſchon 
oft erlebt wurden, größtentheilS nur dem Weinproducenten 
zur Laft fallen. Eine folche Zeit kann vieleicht ſehr bald 
wiederfehren, weil man mit Recht annehmen darf, daß nad) 
jo vielen jchlechten Herbiten auch wiederum gute folgen, 
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und weil durch die vielen geringen Weinjahre und Wein- 
fchmtererei, die fo fehr überhand genommene Bier-Eon= 
ſumtion nicht mehr leicht zu verdrängen fein wird. Auch 
ift dabei noch weiter zu erwägen, daß die meiften Wein— 
bauern Ddermalen jo verarmt und verjchuldet find, daß fie 
in einem vollen Herbft die Mittel nicht werden erjchwingen 
fönnen, die nöthigen Fäſſer zu den jeßigen enorn hoben 
Faßholzpreifen zu kaufen und eudlih, daß durd Die Mauth— 
verträge und leichtere und beſſere Communicationswege, 
die ausiändiichen, namentlich Oeſterreichtſchen Weine, einen 
bedrückenden Nachtheil auf unfere Weinproduction ausüben 
werden. 

Nah alle dem Gefugten wiederhoie ih bier, was ich 
in der Sigung am 28. Mai ausgeſprochen habe, Daß id) 
erwarte, daß, wenn dem Beamtenftand fein Recht wider: 
fahren fein wird, den Steuerpflichtigen aud ihr Recht wi: 
derfahren muß, indem es eine heilige Pflicht iſt und bleibt, 
Die Steuern jo zu reguliren und zu vertbeilen, daß jeder 
nad jeinem Vermögen und Einkommen zugezogen wird. 

Sch trage daber darauf an, weil ih nur Gerechtigkeit 
verlange, und hoffe, daß die verehrliche Kammer die vorge- 
dachten Steuererhöhungen jo lange ablehnen wird, bie eine 
neue Bonitirung ftattgefunden Hat, weil bei dem dermalt: 
gen Steuercapital eine gerechte Befteuerung unmöglich ift, 
die Regierung zu erſuchen: 

zur Beftreitung der laufenden Bedirfniffe noch auf 
dem gegenwärtigen Landtage Vorlagen zu machen, 
daß von den nod) folgenden außerordentlichen Steuer: 
arten, rejp. Motificationen, wie folche bereits feit 
längerer oder Fürzerer Zeit in anderen Ländern be: 
ftehen, jo weit und fo lang nöthig, im Großherzog: 
thum Hefien eingeführt werden, 

1. Unter Berückſichtigung der übergroßen Ungleichbeit 

der Eteuercapitalten zwilchen Waldungen und den anderen 
Gegenftänden, welche einer directen Befteuerung unterlies 
nen, die Normalfteuerkapitalien der Waldungen bei dem 
Steuerausichlag für die Finanzperiode von 1837 um Das 
Doppelte höber anzuſetzen. 
. DI. Eine Tabafofteuer einzuführen, wie folche in Sachien, 
Kurbefien und Preußen befteht, wodurd uns, mie diejen, 
die Ausgleihung für Uebergangsfteuer verhälnigmäßig zu: 
fließen würde. 

Diefe Steuer wird in Preußen in vier Klaſſen erhoben, 
nämlich per Morgen 6, 5, 4 oder 3 Thaler, 
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III. Die Einfommenfteuer nah dem Gefeß vom 112. 
— 1848 mit den nöthigen Modificationen wieder ein— 
zuführen, 

IV. Einen Gewerbfteuer-Gejeges-Entwurf vorzulegen, 
wonach die im Artifel 14 des Geſetzes von 16. Juni 1827 
befreiten Perfonen, zur Gewerbſteuer zugezogen werden 
und mehr Rüdfiht genommen iſt auf die größeren Ge: 
werbe mit Mafchinen und fehr großen Betrichäcapitalten. 

V. Eine angemefjene Steuer auf Eifenbabnen, Banfen, 
Bergbau und jonftigen Aetienunternehmungen einzuführen, 
wofür in dem Preußischen Budget. für 1856 außer der Ein- 
nahme aus Staatseifenbahnen und der Staatöbanf, für 
Privat-Eifenbahnen allein in Einnahme ftehen 858,684 
Gulden oder 

VI. &ine Klaffen-Kapital-Befoldungs: und Einfommens 
Steuer, ähnlich wie ſolche fchon fehr lange in Hannover, 
Kurhefien, Baden , Württemberg und Preußen befteben; _ 

wofür in den verjchiedenen —— Staatsbudgets die— 
ſer Länder vorkommen: 

1) In Hannover unter der Benennung fl. 

a. Einkommenſteuer . . ; 

b. Bejoldungsfteuer . . 142,100 „ 


zufammen jähtlih . oo 2 200. 188,100 
2) in Kurbeflen unter der Benennung 
Klaflenfteuer . a 129,500 


3) in Baden unter der Benennung 
a. Klafjenfteuer . ; ‚000 fl. 
b. Einfommenftener . . 180,000 „ 360,000 


4) in Würtemberg unter der Benennung 
a. Kapitalfteuerr . . . . 590,223 fl. 
b. Befoldungd und Pens 
fionsfteuer . 2... 258,390 „ 848,623 


5) in Preußen nad) dem Budget von 1856 
unter der Benennung: 

a. Ginfommenfteuer . . 5,456,500 fl. 

b. Klaffenfteuer . . . 14,290,250 „ 
zuſammen. 19,746,750 
Wenn nun au die Preußifche Einfommenfteuer, wie 
ſolche dermalen beftcht, manches gegen ſich bat, und be- 
hauptet werden kann, daß durch dieſelbe Kapitaliften ver: 
anlaßt werden, das Land zu verlaflen, fo ſteht daneben 
aber Doch wiederum feft, daß die Klaffenfteuer in Preußen 
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Ihon fehr Lange befteht, one daß befondere Klagen Dage- 
en erhoben worden find. Ebenfo befteht die Rapital- und 

Befofdungsftener in Württemberg ſchon mehr ala 30 Jahre. 

Die Preußiſche Klaſſenſteuer befteht nun nad) dem Ge: 
fe vom 1. Mai 1851 in 12 Klaffen, wonach monatlich 
zu zahlen find 24 Silbergrofhen bis aufwärts 2 Thaler. 
Dagegen Die claffifteirte Einfommenfteuer in 30 Klaffen, 
wonach monatlih zu zahlen find 24 Thaler bis aufwärts 
600 Thaler. 

Sn Baden trifft die Klaffenfteuer alle Diejenigen, welche 
durch ihre Befchäftigung ein ftändiges Ginfommen erwerben, 
ohne Gewerbftener zu zahlen, z. B. Staats, Stifts- Ge: 
meinde Beamten, Sadywalter, Aerzte, Künftler u. f. w. 

In Württemberg ift die Rapital-, Bejoldungss, Penſions⸗ 
Steuer ſchon beim Beginnen der Verfaffung im Jahr 1819 
von den Ständen eingeführt worden und gelten für folche 
ungefähr diefelben Grundjäge wie in Baden, 

Endlich 

VO. Dürfte noch zu erwägen fein, ob e8 nicht befjer 
wäre, im Großherzogthum wieder eine Rotterie einzuführen, 
als zu geftatten, daß von unfern Staatdangehörigen in 
den Letterien von Preußen, Bayern, namentlich aber Frank⸗ 
ort jedes Jahr wohl über eine Million Gulden verjpielt 

werden. — Ä 
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Antrag des Abgeoroneten Mohrmann, 
die Erbauung einer Eifenbahn von Alzey nad 
Alsheim, hier die Bewilligung einer Zinfengaran- 
tie von 3%, Procent aus Staatsmitteln betr. 


Durch Allerhöhfte Eonceffionsurfunde vom 20. Februar 
1856 wurde die Erbauung einer Eifenbabn von Alzey nach 
Alsheim im Anſchluſſe an die Heffiiche Sudirigabahn einer 
Actiengefellichaft geftatter, welche zu dieſem Zwede ein Ge- 
jellichaftscapital von 1,200,000 fl. in 4800 Stüd Actien 
aufgebracht und von diefem Capital bereits 20 p&t. ein- 
gezahlt hat. 

Diefe projectirte Eifenbahn, deren Direetion bereits 
von Großherzogliher Staatsregierung feftgeftellt ift, wird 
einen ſehr fruchtbaren und verkehrreichen Theil der Provinz 
Rheinheſſen von Welten nad Oſten bin, durchſchneidend 
der Ludwigsbahn eine namhafte Vermehrung des Verkehrs 
zuführen. Den Bewohnern der Friedensgerichtsbezirfe Alzey, 
einem großen Theil des Friedensgerichtsbezirks Wöllſtein, ein- 
einen Theilen der Friedensgerichtöbezirfe Pfeddersheim und 

ppenheim wird die projectirte Bahn, auch wenn fie Local— 
bahn bleiben wirde, eine rajchere Verbindung mit der 
Rheinftraße und der Ludwigsbahn, einen leichteren und 
wohlfeileren Transport ihrer Eerealien, Weine und fonftigen 
Producte, ihrer Bedürfniſſe an Steinfohlen zc. ſichern, mit: 
bin deren Wohlftand heben. Das proviforiihe Comité der 
Rhein⸗Alzey-⸗Eiſenbahn-Geſellſchaft und deren jegiger Der: 
waltungs- Rath haben über die zu hoffende Rentabilität 
Wahrſcheinlichkeitsberechnungen angeftellt, welche dem Unter: 
nehmen auch als Zweigbahn einen angemefjenen Reinertrag 
in Ausficht ftellen Jollen. 
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Inzwiſchen Hat die Rhein-Alzey-Bahn ihrer Lage nad) 
keineswegs die bejchränfte Beflimmung einer Localbahn. 

Die Fortſetzung derfelben durch Die Bayeriſche Rhein: 
pfalz Über Kirchheim : Bolanden nad) Kaiſerslautern ift 
durch natürliche Verhältniſſe nahe gelegt, da dem Eifen- 
bahnverfehr hierdurch die frühere Pariſer-Straße und mit- 
bin für den Verkehr aus Nord: und Mitteldeurfchland über 
Mainz, Frankfurt und demnächſt Darmftadt eine bedeutende . 
Abkürzung gegen die feither benugte Pfälzische-Zudwigsbahn 
geboten wird. | 

Auch Hat bereit eine Geſellſchaft in der Rheinbayrifchen 
Pfalz zum Zweck diefer Fortführung der Rhein-Alzey-Etſen— 
bahn von der Königlich Bayriſchen Staatsregierung die 
Conceſſion zum Nivellement erhalten, wie denn auch die 
Großherzoglihe Stunts-Regierung der Rhein-Alzey:Eijen- 
bahngejellichaft ein Gleiches gewährt hat. Dieſe Nivelle— 
ments find beendigt und haben dem Vernehmen nach güns 
ftige Refultate für den projectirten Weiterbau ergeben. Die 
Rheinbayriſche Geſellſchaft hat bei dem betreffenden König- 

lich Bayriſchen Miniftertum um nunmehrige Gonceffion zur 
weiteren Förderung des Unternehmens nachgeſucht und ſich 
mit der Rhein⸗Alzey⸗Eiſenbahngeſellſchaft vertragsmäßig über 
die Direction des projectirten Baues und defjen Koften- 
verhältnifje geeinigt. 

Die Ausfichten für die Gewährung einer Conceſſton 
zum Weiterbau Seitens der Königlih Bayrifchen Staats: 
regierung dürften um fo günftiger fein, als jelbft wenn die 
gedachte Rheinbayriſche Geſellſchaft nicht zu deſſen eigenem 
Betrieb gelangen jolte, jchon das Antereffe der Bexbacher 
Eijenbahngejellihaft es in kürzeſter Zeit erheifchen würde, 
durch dieſe VBerbindungsbahn zwilchen dem Rhein und der 
Pfälziſchen Ludwigsbahn bei Kaiferslauteın die ihren Inte— 
refjen Gefahr drohende Goncurrenz der Rhein-Nahe-Bahn 
von —— über Kreuznach nach Neunkirchen die 
Cchädlichfeit zu nehmen, 

Sowohl das Intereſſe des inneren Theiles der Provinz 
Rheinhefjen, der jedes unmittelbaren Eifenbahnverfehrs ent— 
behrt, als auch die Förderung und Vermehrung des Eijen: 
babnverfehrs für das ganze Großherzogthum dürften unter 
diefen Verhältniſſen einen Vorſchub des Unternehmens der 
Rhein» Alzey: Eijenbahn durch Unterftüßung des Staates 
rechtfertigen; da für den Fall der Fortführung nad) Kaijers- 
lautern ein jolher Vorſchub möglıcherweife mit keinen oder 
doch mit feinen namhaften Opfern für den Staat rerfnüpft 
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Ki würde, während der Ausführung des Unternehmens 

ierdurch eine mächtige moralifche und materielle Unterftüß- 

ung geboten mürde, 

Deßhalb beehre ich mich, unter dem Vorbehalt weiterer 

Entwickelungen, an die verehrliche zweite Kammer der Land» 

ſtände den Antrag zu ftellen: 
diefelbe wolle in Vereinbarung mit Großherzoglicher 
Staatsregierung fih dahin erklären, daß der Rhein— 
Alzey-Eijenbakn (für den Fall ihrer gertfebung nad) 
Kaiſerslautern) nad) vollendetem Bau auf. eine 
lingere Reihe von Jahren eine Zinfengarantie von 
34 pCt. aus Staatsmitteln zu gewähren jet. 
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Beilage Nr. 199 
zum 32. Protokoll vom 24. Zuli 1857. 


Antrag der Abgeoroneten Küchler, Brumbard 
und Soherr Ä 
auf Erlaß einer Bergordnung. 


— — — —— — 


Jemehr in dem Großherzogthume die Bergwerks-Indu—⸗ 
ſtrie in einem erfreulichen —— begriffen iſt, deſto 
fühlbarer macht ſich der Mangel einer Bergordnung. 

Ein bereits auf dem Landtage von 1853 darauf gerich— 
teter Antrag des Abgeordneten Kraft aus Gichen ift nicht 
zur Erledigung gelangt. 

Da in mehreren deutſchen Ländern Bergordnungen be: 
fteben, melde als gute Mufter dienen können, 3. B. die 
erft 1857 erlaffene Bergordnung von Nafjau, jo bietet der 
Erlaß einer folhen aud für das Großherzogthum feine be- 
fonderen Schwierigkeiten. 

Wir ſtellen demzufolge den Antrag auf ein Erjuchen an 
Sroßherzogliche Staatsregierung: 

daß diefelbe einen Gejegesentwurf über eine Berg— 
ordnung baldmöglihft an die Stände gelangen lafjen 
möge. 
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Beilage Nr. 200 
zum 32. Protofoll vom 24. Juli 1857. 


An die zweite Kammer der Stände des Großherzog- 
thums. | 


Wegen des Perjonals der Großh. Ober» Studien: Di- 
rection und deſſen Gehaltsverhäftnifle hatte das unterzeich- 
nete Minifterium ‚der außerordentlihen Ständeverfammlung 
Diejenige PBropofition gemacht, welche die Beilage Nr. 538 
in Band XII. der landftändischen Verhandlungen der zwei— 
ten Kammer enthält. In dieſer Propofition war insbe— 
Jondere die Anftellung vor zwei weiteren Räthen in Aus 
ſicht genommen worden, weldye der Oberftudien » Direction 
ganz angehören follten und von welchen der eine mit 2000 
Gulden, der andere mit 1800 fi. bejoldet werden jollte. 
Seitend der aufßerordentlihen Ständeverfammlung blieb 
man indefjen bei den Gehalten ftehen, welche für die Mit: 
glieder ded Collegs, das Secretariat, Die Regiftratur und 
die Ganzlei des früheren Oberſtudienraths und Oberjchuls 
raths in dem Betrage von 7950 fl. beftanden Hatten und 
fügte diefem Betrage nur noch 1800 fl. für die Anftellung 
eines qualifieirten Schulmannes als Rath bet. 

Auf Diefe Baſis hin erfolgte für die Kinanzperiode von 
1854 die ſtändiſche Bewilligung von 7950 fl. + 1800 fl. 
— 9750 fl. und mit Hinzurebnung der Ganzleifoften von 
1330 fl. im Ganzen von 11,080 fl. Eine gleihe Sunme 
ward ald Averfum für die Finanzperiode von 183% ver- 
a = die nimliche Summe im Staatsbudget für 1837 
vorgefehen. 

Die Berufung eines weiteren Mitgliedes und Raths 
der Oberftudien-Direction für den bereitS erwähnten Zweck 
ift bisher unterblieben, weil fid derfelben verjchiedene Ans 
ftände entgegengeflellt haben und es Hatten die leßteren 
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ihren Grund unter anderen in der befonderen Schwierigkeit 
der Auswahl der geeigneten Perfönlichkeit, fowie in dem 
Umftande, daß das unabweisbare Bedürfniß eingetreten 
war, einen zweiten Gecretär anzuftellen und die Mittel 
hierzu, wenn gleich nur in dem muöglichft geringen Maße, 
ans obigen 1800 fl. zu entnehmen, jo daß hiervon Der: 
malen nur 1200 fl. disponibel find. 

Das unterzeichnete Minifterium bält die Berufung ei- 
nes tüchtigen Schulmannes in die Großherz. Oberſtudien— 
Direction, welcher Diejer mit feiner ganzen Wirkjamfeit 
angehört und deſſen Beftimmung es namentlih ift, Schu: 
len zu vifitiren, fortwährend für Bedürfni und von glei- 
her Anficht geht der erfte Ausſchuß der zweiten Kammer 
nad Seite 110—113 der Beilage Nro. 140 der landftän- 
diſchen Verhandlungen aus. Soll aber eine entiprechende 
Perſönlichkeit genommen werden, welche man in jenen wich— 
tigen Beruf mit vollem Vertrauen einſetzen kann, dann muß 
die bemerkte Gehaltsſumme voll vorhanden ſein, es muß 
darüber frei verfügt werden können und da ſie nach Obigem 
nicht mehr vollſtändig vorhanden iſt, ſo liegt die dringende 
Nothwendigkeit der Gewährung weiterer Mittel vor, aus 
welchen die ſonſtigen Bedürfniſſe beſtritten werden können, 
zu welchen bei der im Ganzen dürftigen Gehaltsausſtat— 
tung der Oberftndien-Direction die Fonds fehlen und weil 
fie fehlen, jene 1800 fl. theilweiſe angezogen werden mußten. 

Unter den weiteren Bedürfniffen, die laut des Vorbe— 
merften eine Befriedigung erheiſchen, fommt vor allen die 
Anftellung eines zweiten Secretärs in Betracht, oder 
da ein foldyer bereits beftellt ift, die Gewährung der Mittel 
zur Salarirung deffelben. | 

Die Oberftudien-Direction tft ein Landescolleg, e8 find 
ihre höchſt wichtige Interefjen anvertraut und ihrer Leitung 
find 6 Gymnaften, die höhere Gewerbichule zu Darıaftadt, 
9 Realſchulen, 2 Schullegrer-Seminarten, 2 Taubftummen= 
Anftalten und 1756 Volksſchulen, Die fih in fortwähren- 
der Mehrung befinden, und überdieß eine ganze Reihe ſon— 
fliger Unterrichts- und BildungssAnftalten untergeben. Sie 
fteht fomit einem ſehr anfehnlichen Perfonale und einer 
großen Anzahl von Suftituten vor, deren Leitung und Ueber: 
wachung eine reihe Quelle amtlicher Thätigfeit ift, daher 
ſich dieſe als eine fehr umfungreihe charafterifirt, Es 
wird faum ein Zandescolleg geben, bet welchem die An— 
requng zu amtlicher Wirkſamkeit eine vielfachere und eine 
vieljeitigere wäre, als gerade bei dieſem Eolleg. 
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Der Geichäftsbetrieb iſt hierdurch ein äußerſt bewegter 
und lebendiger und es reſultiren hieraus abſolute Bedin— 
gungen ſowohl für die Thätigkeit der Mitglieder des Collegs, 
als ſelbſtredend auch für das Perſonal des Secretariate. 
Soll diejen Bedingungen genügt werden, follen nicht Ber: 
zögerungen und Stodungen entſtehen, die der Sache ſcha— 
den und Die wahrzunehmenden Intereſſen gefährden, dann 
iſt Ein Secretär nicht binreichend. Muß es hiernach ein- 
leuchten, wie wenig es Einem Secretür möglich fei, alle 
diefe Geſchäfte zu beringen, jo iſt «8 nicht minder einleuch— 
tend, welche Berlegenhett der Fall einer Erkranfung oder 
Jonftiger Verhinderung bereiten müſſe. 

Stelt fih hiernach ein zweiter Secretär als ein voll 
kommen begründetes Bedürfnik dar, fo fteht weiter nicht 
zu verfennen, daß weder eine blos geliehene, noch eine dem 
Wedjiel zur jehr unterworfene Arbeitöfraft dem Zwede ent- 
proben, dem wahren Intereſſe des Dienfles vielmehr nur 
unter der Vorausſetzung genügt werden fann, wenn Bürg— 
ſchaft dafür gewährt ift, daß ein dem College gegebener 
zweiter Secretär in dieſem Verhältniſſe auch dauernd, oder 
doch wenigftns auf eine längere Reihe von Sahren bin 
verbleiben werde. An dieſer Bürgfhaft, — auf melde 
nach den Geſchäftsverhältniſſen der Oberftudien » Direction 
und bei den eigenthümlichen Gejchäftseinrichtungen Dderjels 
ben, die eine natürliche Folge ihrer vieljeitigen Amtswirk- 
jamfeit find, ein befonderes Gewicht gelegt werden muß, — 
gebricht ed gänzlich und jo lange, ald für den zweiten See 
cretär nur ein geringer Gehalt disponibel ift. Vielmehr 
erfcheint es von dem wahren Intereſſe des Dienftes, dem 
ein häufiger Wechjel im dem Perſonale des Seeretariats 
niemals zufagen kann, Dringend geboten, daß ein anges 
meſſener Gehalt feftgejegt und aud) ſtaatsbudgetmäßig ges 
fiyert werde. 

Hiernach hält die Staatsregierung die Anftelung eines 
zweiten Secretürd bei der Gr. Oberftudien:Direction für 
nothwendig und tft der Anſicht, daß für dieſe Stelle, gleich— 
wie bei anderen Landescollegien, als Gehalt die Summe 
von 1200 fl. vorzujehen ift. 

Ein weiteres Bedürfnig ift die Erhöhung des Gehalts 
des zweiten Ganzliften bei der Oberftudien-Direction. 

Bei den Collegien, welche mehrere Eanzliften haben, 
befteht der etatmäßige Schalt des erſten Ganzliften, der 
zugleich Ganzleiinipector ift, in 850 fl., der des zweiten 
Canzliſten in 750 fl. Bei der Oberftudien-Direction, bei 
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welcher zwei Ganzliften definitiv angeftellt find, bezieht der 
erfte, welcher zugleich Ganzleiinfpector ift und überdieß 
Functionen in der Regiftratur befleiden muß, einen Gehalt 
von 850 fl., der zweite aber nur einen jolden von 600 fl. 
Es fehlen alſo noch 150 fl., für melde es an der ſtaats— 
budgetmäßigen Verwilligung mangelt. Ueberdies waltet 
das eigentkümliche Verhältniß ob, daß von obigen 600 fl. 
nur 330 fl. in das Staatsbudget —— ſind und 
die weiteren 270 fl. aus dem Fond für Canzleikoſten 
beftritten werden, weil ed auch bier an der budgetmäßigen 
Verwilligung gebricht. | 

Unter dieſen Verhältniſſen hält e8 die Staatöregierung 
für erforderlih, dag die Stelle des zweiten Canzliſten bet 
der Oberftudien-Direction in den normalmäßigen Gebalt 
von 750 fl. eingejegt werde, fomit den im Staatsbudget 
vorgejehenen 330 fl. noch obige 150 fl. und 270 fl., im 
Ganzen alfo 420 fl. zugefügt werden. 

Auf den Grund vorftehender Ausführungen ſieht fi 
das unterzeichnete Miniftertum zu der Eröffnung an die 
Kammern der Stände des Großberzogthumed veranlagt, 
daß fie, im Einklange mit den deßfallſigen Defiderien der 
Stände, bereit ift, Die Berufung eines tüchtigen Schul: 
mannes in die Großh. Oberftudien-Direction, welcher die— 
jem College gung angehören und insbejondere auch zu Vi: 
fitationen der Schulen verwendet werden foll, eintreten zu 
laffen, daß dies jedoch nur unter der Vorausſetzung mög: 
ih iſt, daß der hierfür früher in Ausficdyt genommene Ge— 
halt von 1800 fl. völlig Disponibel gemacht wird, welches 
fegtere nur Dadurch bewirkt werden kann, daß für Die 
Stelle eines zweiten Secretärs, deſſen die Großh. Ober— 
ftudien-Direction nad) dem Umfange und der Bielfeitigfeit 
ihres Wirkungskreiſes bedarf, ein etatmäßiger Gehalt feft: 
nejegt wird. Mit dieſer Eröffnung verbindet das unter: 
zeichnete Minifterium den Borfchlag : 

1) den etutnäßigen Gehalt der Stelle eines zweiten 
Seeretärd bei der Großh. Oberftudien-Direction auf 
die bei den anderen Zandescollegien üblichen 1200 fl. 

zu beftimmen; | 

2) den etatömäßigen Gehalt der Stelle eines zweiten 
Canzliſten, für welchen im Staatsbudget nur 330 fl. 
vorgejehen find, einjchließlih der bisher aus den 
Canzlerfoften beftrittenen 270 fl. auf die bei den an- 
dern Landes» Collegien üblichen 750 fl., alfo um 
420 fl. zu erhöhen 
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und richtet in Gemäßheit Allerhöchſter Ermächtigung 
Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs an die Kammer 
der Stände des Großberzoatbums das Anfinnen, zu den 
biernad erforderlichen Verwilligungen ihre verfuflungsmäßige 
Zuftimmung ertheilen zu wellen. 


Darmftadt, am 16. Juli 1857. 
Großherzogliches Miniſterium des Innern 
unterz.: 


v. Dalwigk. 


Knorr. 


gle 


Goo 
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Beilage Mr. 201 
zum 32. Protokoll vom 24. Juli 1857, 


Bericht des erften Ausſchuſſes 
über den Vortrag des Herrn Präſtdenten des Fi⸗ 
nanzminiſteriums „Freih. v. Schenck, Excellenz, 
den Hauptvoranſchlag der Staats-Einngpmen 
und Ausgaben des Großherzogthums Heſſen in 
den Jahren 1857, 1858 und 1859 betr. - 
bier insbefondere 
Die Staats-Einnahmen betr, (Beil, Nr. 8); 
erftattet yon dem Abgeordneten Dr. Stahl. 





Erſte Sauptabtheilung. | 
l Domänen. 
A. Unter Verrechnung der Rentämter. 


1) Kameraldomänen. 


Der Ertrag der Kameraldomänen war im Budget für 
183% aufgenommen mit.. , . + 814,263 fl. 
und- ift veranschlagt für Die Sinanzperiode | 
ARE 556,635 fl. 
ſteht alfo eine Mehreinnahme gegen die vorige 


ertode in Ausficht yon 42,372 fl. 
und zwar: 


a. Domänen unter Verwaltung der Oberforft: und Do- 
mänen-Direction : 5% 
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Hier enthält 


dus Sale Pre der ana Letzterer mehr 
r 1831. 


für 183%. 


f. 


fl. 
468,157 508,596 40, 439 
Ausfälle werden für die laufende Periode erwartet in 


folgenden Pofitionen: 


weniger 
1. $. 2. Erbleihen 1204 fl. 
8 4. Landſiedellehn in Folge von Alodift- 
cationen und des Heimfalls einiger in BeHDERONN 
gegebener Erbleiharundflüde . . 62 fl. 
5 . 5. Auf Lebenszeit verlichene Güter in 
Folge — in geitpacht unten 
Briefgüter 1376 fl, 
II. Gülten, Renten, Binfen in Folge von 
Grumdrenten-Ablöfungen, wogegen aber Grund: 
renten zugingen, welche durch Allodification von 
Erbleihen und Verwandlung von ——— 
abgaben neu conflitwirt worden . 1520 fl. 
III. Zehnten, Theilgüter, Schnitthämmei in 
Folge geringerer Durchſanuisertrage des großen 
und kleinen Zehnten, —— des Wein- und 
Blutzehnten zu Kürnbach, dann wegen Verwand— 
lung der a ae ui zu — 
Battenberg und Wallau . . 520 fl. 
IV. Schäferei: 
$. 1. In Erbbeftand gegeben in Folge des 
nach proceſſualiſcher Verhandlung von 840 fl. 
auf 600 fl. ——— SR. zu Rod⸗ 
beim . . 240 fl. 
u Auf Sebenzeit vergeben wegen Sein 
falls verſchiedener Schaͤfereiantheile . 47 fl. 
$. 3. In Zeitpacht gegeben wegen — 
ren Erlöſes bei anderweiliger Verpachtung 13 fl. 
Summe 4982 fl. 


Dagegen ud höhere Einnahmen in Ausſicht geflellt 


bei folgeuden Poſitionen: 
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I. $. 1. Miethen, indem mehr Beträge zu— 
als abgegangen find . 2: 2 2 2 2 nn 
$. 3. Leben in Folge höherer Budgetpreife 
der hteee ee 
F. 6. In Zeitpacht gegebene Güter, in Folge. 
höherer Erlöſe bei neuen Verpachtungen, des Zu— 
gangs beimgefallener Briefgüter und Der böheren 
Veranſchlagung der verfallenden Pachtfrüchte, in— 
dem die Budgetpreiſe 
waren 185#: 
Walzen. Kom Gere. Spelz. Hafer. 


8fl. 32 Fr. 6fl. 24 fr. Hfl. Akt. 3fl. 28 Er. 3fl. 2fr. 


und find 185%: 


121.48 fr. 9 kr. 36 fr. 7.28 Fr, Afl. 16 Pr. 3fl. 12kr. 


Auch baden fich noch andere minder bedeutende 
Zugänge Durch Heimfall mehrerer Beſoldungs— 
und Erhleihgüter ergeben. Dagegen haben Ab» 
ange flattgefunden, indem verſchiedene Dbjecte 
in Selbftadminiftration übergingen (im Nentamt 
Großgerau allein 250 Morgen), undere unter Die 
Berwaltung der Dberbaudircction und die Vils 
befer Mühle, welche 185% mit einem Mierhzins 
von 1000 fl. in Anſatz ftand, verfanft worden ift. 

Es ift eine Zunahme in Ausficht genommen 
$. 7. In GSelbfladminiftration befindliche 
ER 0 ee ac 

Diefe Mehreinnahme wird erwartet in Folge 
der dem Budget zu Grunde gelegten höheren 
Durchſchnittserträge der Jahre 1833 und man 


* 


mehr 
197 fl. 
fl 


31,580 fl. 
13,639 fl. 


glaubt um fo ſicherer auf den mwirklicyen Eingang 


rechnen zu dürfen, weil die ſtets fortfchreitenden 
Mettorationen ebenfalls einen höheren Ertrag 
erwarten laſſen. 
Summe der erwarteten Mebreinnahme 
Ausfälle * * * + * * + * a 


bleibt Mehreinnahme . 


Die wirklichen Erträge der Kameraldomänen 
1853... 512,576 fl. 
1854... 0. . 513,896 fl. 


18556... 323,675 fl. 


45,421 fl. 
4,982 fl. 


’ 


—— 
+ 


20,39 11. 


waren: 
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Durhichnittsertrag 516,716 fl. oder 8120 fl. mehr, 
als der Boranfchlag, welcher Demnach zu niedrig gegriffen 
erjcheint. Zwar darf nicht überfehen werden, daß die Ein- 
nahme aus den Kameraldomänen zweien dauernden Minde- 
tungsfactoren unterliegt, den Allodificationen und den Ab— 
löfungen, aber die im Ausficht geftellten Abgänge, von wel: 
chen are ein Theil unter geänderter Poſition wieder zu: 
geht, betragen im Ganzen nur 4982 fl., alſo etwas über 
die Hälfte des Unterſchieds zwiſchen Durchichnittsertrag 
und Voranſchlag; ferner werden die Einnahmen aus Ver— 
padhtungen entweder unverändert bleiben, oder bei neuen 
Berpachtungen aller Wahrjcheinlichkeit nach ſogar zunehmen. 
Für die Einnahme aus dem in Selbftadminiftration gebals 
tenen Grundſtücke wird nicht minder der Durchichnittdertrag 
der leßtverflofjenen Sabre den Maßftab des Voranſchlags 
geben müſſen. Die Einnahme in diefer Poſition war aber: 

1854. 1855. 
146,694 fl. 154,381 fl. 
Voranſchlag 1834 136,985 fl. 136,985 fl. 
weniger 9,709 fl, 17,396 fl. 


Ein jo beträchtliches Sinfen ift um fo weniger zu er: 
warten, ald die von Großh. Regierung erwähnten Meliora— 
tionen mitberücdfichtigt werden müljen. 

Um jedoh den Grundfaß geeigneter Vorſicht in den 
Boranjchlägen nicht außer Acht zu laffen, fchlägt der Aus: 
ſchuß vor: von dem Durjchnittsertrag der Fahre 1832 
fer fl. für Abgänge abzurecdhnen, und beantragt dem 
nad) : 

die Kammer möge unter diefer Rubrif 514,596 fl. 
in das Staatsbudget aufnehmen. ' 


b. Domänen unter Verwaltung der Ober: Bau = Direc- 
tion : | 
Das Staatsbudget für 
Voranſchlag Letzterer mehr. 
183%, 1831. 
enthält 46,106 fl. 48,039 fl. 15 fr. 1933 fl. 15 fr. 


Eine Zunahme ift in Ausfiht geftellt in folgenden Poft- 
tionen: 
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VII. 2anddämme und Beidenpflanzungen: mehr 
gegen 183%. 
1 Bee ee ER U 
daher rührend, daß die Erlöje aus Korb- 
weiden, melde früher unter der PBofition 
„Andere Einnahmen” angejegt waren, ge- 
eigneter Weiſe unter der Pofition „Holz“ 
eingereicht werden. 
$. Gras, in Folge der Ummand- 
fung abftändiger Pflanzungen in Wiefen 2287 fl. — fr. 
X. Fijchereien, in Folge neuer günſti— | 
Sera e 12 10 


gerer Verpachtungen 
Summe . . 5308 fl. — fr. 


Hierbei ift num auch jene Einnahme zugezäblt, welche 
aus den für die Sciffbarmahung der Lahn ausgeführten 
Anlagen erwartet wird, nämlich: 

3 Pachtzins für Graſereie. 2. . 36 fl. 

2) Pachtzins für Gartengeläinde . . . 6fl. 

3) Berkauf an Weiden . . 2 2... 40 fl. 
82 fl. 

Dagegen fieht man einer Abnahme entgegen in 

VI. $. 3. andere Einnahmen, in: weniger 
dem bier die Weidenverfäufe in Abzug 
gekommen fd . 2 2 2 2220. 38363 fl — fr. 

IX. Steinbrühe . 2: 2 — FH 15 kr. 

XII. Einnahmen verjhhiedener Art. . 11 fl. 30 kr. 
weit die früheren Pachterlöſe von 7 fl. für 
die halbe Aheinmühle des Peter Ranzen 


berger zu Mierflein und von 4 fl. für 


_ 


277 DRutben Aderland in der Gemar- 
fung Reichenbach, dann von 30 fr. für 
ein Stüdchen Chaufjeerain nacht dem Si— 
ronabad bei Oppenheim wegfallen. Die 
Mühle ift 1853 wegen Baufälligfeit ver: 
funfen, die erwähnten Grundftüde find 
verfauft worden, jo daß nur noch der 
——— von 20 fl. für Gärtchen und 
lag am Brüdenzolbaus zu Oppenheim 
bier in Einnahme fteht. 
Summe der Ausfälle . 3374 fl. 45 fr. 
der Zufäke . 2 2. 5308 fl. — fr. 
bleibt Mebreinnafme . 1933 fl. 15 fr. 


> J 
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Der wirkliche Ertrag war 


1853. 2. . 60,074 fl. 
1854... .. 56,745 fl. 
135... 65287 fl. 

Durchſchnittsertrag 60,700 fl. oder circa 12,000 fl. mehr 
al8 der Voranſchlag. 

Die Einnahmen diefer Rubrik find zwar jehr abhängig 
von meteoriſchen Verhältniſſen, jedoch möchte dieß fein ge- 
nügender Grund für eine jo bedeutende Abweichung von 
dem Durchichnittsertrag fein. 

Wir beantragen daher, 

5000 fl. mehr oder 53,039 fl. unter dieſer Rubrik 
in Das Budget für 1833 aufzunehmen. 


Nah dem vorliegenden Voranſchlag foll die Geſammt⸗ 
einnahme der Kameraldomänen betragen: 556,635 fl. 
Der Ertrag war: 
1853. 2... .. 572,650 fl. 
1854... 2... 570,641 fl. 
IDEE 5 592,536 fl. 
Durdyichnittsertrag . . . 578,609 fl. 
Demnach ift der Voranfchlag um 21,974 fl. niedriger 
und jeibft die von dem Ausschuß vorgefhlagene Sunme 
von 567,635 fl. läßt noch 11,000 fl. Spielraum. 


7 
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1) Braunkohlenbergwerk Dorheim. 


In Folge gefteigerten Abſatzes an Kohlen tft die Roh— 
einnahme höher angenommen als 183% und zwar übertrifft 
die wahricheinlihe Mebhreinnahme die gleichzeitige unver: 
metdlihe Zunahme der Ausgabe. 


A. Einnahmen: 
183%, 1857. 183% mehr. 
61,240 fl. 65,700 fl. 4,460 fl. 
Eine Mehreinnahme ſteht in Ausficht bei 
1) Gefällen, Abgaben, Pächten, den mebr 


jeitberigen Erfahrungen gemäß um . 32 fl. 
2) für Braunfohlen wegen gefteigerten 

Abſatzes . 4420 fl. 
3) für Abfälle nach | dem bisherigen Dira⸗ 

ſchnittsergebniſſe. .. . 38 fl. 


je fo mmen . . 4490 fl. 
Dagegen ift ein Ausfall zu erwarten bei der 
Pofition 
4) Außerordentlihe Einnahmen um den 
ganzen früheren Betrag dieſer Pofttion mit . . 30 fl. 
bleibt Mebreinnafme . . 4460 fl. 


B. Ausgaben: 


183%. 1832. 1837 mehr. 
38,149 fl. 39,207 fl. 1,088 fl. 
Unverändert find aus der vorigen Periode herüber: 
genommen 
5) Verwaltungskoſten 6 a. Bau und Unterhaltung der 
Grubengebäude 6 c. Weg und Grubenbau 6 i. Dateria- 
lien mit Fuhrlohn. 
Dermindert ift der Koftenanfchlag 6g. für Auffchließung 
des Kohlenlagers um 60 fl. 
Höher find folgende Ausgaben angeſetzt für 
6b. Koblengewinnung, in Folge grö- mehr 
Berer Koblenausbeute um . . 246 fl. 
6c. Aufbereitung, aus gleichem Grunde . 276 e 
6d. Kohlendebit, wegen ftärferen Ab— 
nie, n höherer Taglöhne . . 130 „ 
f. Gejammtes Werk, wegen Verftär⸗ 
in des Betriebes der Dampfmaschine, welche 


zu übertragen 652 fl. 


& 
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mebr 
Uebertrag 652 fl. 
Mehrausgabe Dee dur) andere ——— 
— ausgeglichen wird, um . . 4,, 
6h. Inventarienflüde, in Folge von 
Geländeantauf und Einebenung ne Lan: j 
des us der Berpadtung . 302 „ 


7. Gefälle, — Pächte wegen 
erhöhter directer Ctemet. . 100 „ 


. Andere Ausgaben, theils wegen er— 
höhter Ausbeute, theils um einen kleinen Fond 
für mvorgejehene Fülle zu haben, um . 


Bert en 1, 2 iĩ 


davon * Minderung . . — 
Bleibt Erhöhung der Ausgabe um . . 1,058 fl. 
Wahrſcheinliche —— = ei ae 4,460 fl. 
Mehrausgaben . . au ir a ONE 
bleibt Ueberihuß -. . > 2 2 2020202 8,402 fl. 

. wie oben. 


Der Ausihuß findet gegen die Aufnahme dieſes 
Ueberfchufjes in das Budget nichts zu erinnern. 


2. Saline, Braunfohlenbergwert und Badean: 
ftalt zu Salzbaufen. 


Bon einem Ueberſchuß ift bei dieſem Werfe nicht die 
Nede, jedoch fteht menigftens Minderung des Zufchuffes 
in Ausficht. 


A. Einnahmen. 


Stantsbudget Soranfolag letzterer 
für 193% enthält für 1531 mehr 
17,345 ft. 17,603 ff. 258 fl 

und zwar > höher angefeßt: mehr 


1) Gefälle, Abgaben, Pächte mit . . 2fl. 
2 abrifate und Producte F 
onſtige Einnahmen, dadurch, daß die 
ächterin des Rurbaufes einen Theil des 
Inventariums käuflich übernommen bat. . 208 „ 
Summe 258 fl. 
Der Erlös fir Abfälle (3) ift unverändert in den Bor: 
anfchlag aufgenommen. 
Der höhere Ertrag an Fabrikaten wird erwartet aus. 
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dem Braunfohlenbergmwerfe und aus dem Baufonde, das 

gegen ift die Salzproduction etwas geringer angenommen: 
Sie war veranschlagt 

185% auf jührlid 3,600 Säcke à 103 Pid. = 3,708 Etnr. 


ſoll betragen 
1817.34 83640 n = 8646 „ 
alfo weniger 60 Ede 62 Ctur. 


Die Großherzogliche Staatsregierung bemerkt hierzu: 
„Der Grund der Minderung liegt darin, daß ein 
„Theil der Gradirgebäude ſich in ſchlechtem Zuftande befinde, 
„der fih von Jahr zu Jahr nody verſchlimmert und immer 
„nachtheiliger auf die Saljproduction wirft. Es ift aus 
„früheren Verhandlungen befannt, daß nad dem Voran— 
„ſchlage 185% beabfichtigt wurde, zum Wiederaufbau des 
Gradirhauſes und zur theilweiſen Erneuerung des Sool— 
„kaſtens am Gradirhauſe Nr. 7 cine Summe von 10,900 fl. 
„verwenden zu laſſen. Dieſe Summe wurde jedody nad) einer 
„Ipäteren Vereinbarung mit den Ständen zur Vornahme 
„eines Bohrverſuches beftimmt. Daher erfcheint es unzweck— 
„mäßig, für Huuptreparaturen der Gradirgebäude eine 
„Ausgabe zu machen, bevor man das Reſultat des noch 
„nicht beendigten Bohrverſuches fennen wird,“ 
. Ausgaben. 
1854 1837 1834 weniger 
Boranfhlag 21,411 fl. 19,936 fl. 1,475 fl. 
Erhöhte Ausgabenanfäge finden fid) bei folgenden Pos 
fitionen: mehr 
5) Abminiftratiosfoften il, 
a. Befoldungenum. » 2 2 2 0. 
b. Sonftige Ausgaben, nämlich Mehr: 
bedarf für Drustoften der Budeliften 
15 
6a. Soolförderung, zur dringenden Erneue— 
rımg der Schachtmauer eines Soolbrunnens und 
Erneuerung von Theilen der Fluthgräben . . . 152 
68. Baufandförderung . 2 2 22. 
8) Unterhaltung der Eivilgebäude und 
Straßen. Wegen nöthiger Arbeiten am Kurs 
baufe und um den Güften zu — AR 
9) Gartenanlagen aus Ahnlihen Gründen . . 50 
11) Beiträge zu öffentlihen Laſten, 
wegen Erhöhung der directen und Communalſteuer 13 
12) Für Fortjegung des Bohrverfudes 2,000 
Summe 2,426 
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Die Erhöhung der Befoldung (da) wird damit. mott- 
virt, Daß die hisberige Remuneration, welde der Gr. Ober: 
einnebmeret Nidda für Führung der Ealinen: und Berge 
fafje bewilligt ift, mit dem Umfange der Geſchäfte nicht im 
richtigen Verhältniſſe ftche und daher etwas erhöht werden 
müſſe. Diefe Remuneration betrug bisher nur 30 fl. jähr— 
lidy und joll nun auf 76 fl. erhöht werden. 


Der Ausschuß findet hiergegen nichts zu erinnern. 


Ebenſo wird bei den übrigen Koftenerhöhungen nichts 
bemerkt, außer zu 


12) Bohrverſuch. Großherzoglihe Staatsregierung 
fügt hier folgende Erläuterung bei: 


„Für die Koften de8 Bohrverfuhes find 183% (mie 
„oben erwähnt) 10,900 fl. und ferner die Mittel bewilligt 
„worden, welche etwa bei der veranfchlagten Bediirfnihe 
„ſumme für Erneuerung einer Pfanne und von Roftftäben 
„erübrigt werden würden. Da Icgtere Erneuerungen nicht 
„aufgeſchoben werden fonnten, jo ging der obigen Summe 
„une eine, bei ihrer Herſteliung gemachte Erſparniß von 
„320 fl. zu. Die hiernach diſponible Summe von 11,220 fl. 
„Fan jedoch zur Vollendung des Bohrverſuches als genü— 
„gend nicht angeſehen werden, da hierfür von einem zus 
„verläffigen ausländiſchen Berg: und Salinenbeamten mins 
„deſtens 15,000 fl. als Bedürfniß veranfchlagt find. Es 
„wuß daher für diefen vorübergehenden Zweck ein weiterer 
„Betrag in Ansficht, ferner aber auch darauf Bedacht ges 
„nommen werden, daß im Falle des Gelingens durch ge 
„eignete Einrichtungen die neuerbohrte Soole ſogleich für 
„den Betrich des Werkes nußbar gemacht werden fan. 
„Aus diefen Gründen find jährlich 2,000 fl. vorgejchen.” 


Der Ausſchuß ift Der Anſicht, Daß, nachdem einmal die 
Bohrverfud;e bewilligt und begonnen find, die Ergänzung 
der Mittel bis zu Dem Betrage, weldyer von Sahvertän 
digen als erforderlich bezeichnet wird, nicht umgangen 
werden fan. Der Ausſchuß trägt Daher darauf au: 

Hohe Kammer möge die zur Fortſetzung der Bohr: 
versuche geforderte Summe von jührlıd 2,000 fl. bes 
willigen, unter der Voransfegung, dag weitere Sume 
men auf die Bohrverſuche zu verwenden nicht beab— 
fiytigt werde. 


12 Beilage Nr. 201 5. 32, Prot. v. 24. Juli 1857, 


In gemindertem Anfchlage erjcheinen: weniger 
6a. Allgemeine Arbeitsfoften, weil die fl. 

Koften der Pferde niedriger angefhlagen find 68 
be. Gradirung. Hier follen nämlich, wie 

oben bemerkt, die im Voranſchlage für 13% aufge 

nommenen 8,000 fl. für Neubau eines Sradirhautes 

und 2,900. für Erneuerung eines Soolfaftens, zuſam— 

men 10, 900 fl. oder jährlich 3,633 fl. weg, woge— 

nen zur Tanfenden Unterhaltung "tuindfer Gradirbäue 

78 fl. vorgejehen werden Male jo daß gegen 183 

weniger erforderlih . . . 3,950 
6d. Siederei. Obwohl bier. 1,000 A. ai 

Erneuerung der Siedepfannen Nr. 2 mit inbegriffen 

find, welche fo defect ift, daß ſie nur mehr auf ein 

Jahr reparirt werden kann, dann aber erneuert 

werden muß, enthält dieſe Poſition Dann — 

um .. 107 
be. Braunfoblenförderung. ‚Hier fäut 

ein in der vorigen Periode vorgefehener Betrag für 

Zeufung eines neuen Schachtes weg und veringert | 

die Bofition um . » 143 

9 Entſchädigungen und Ankauf von Gelände 27 


13) Sonftige unftändige Koften . 1 
Minderloften 2. 2 2 202020. 83,901 
Mehrkoften . 2 2 2 0 20» 2,426 

ergiebt fih eine Koftenminderung um — . 1,475 


Die Geſammt-Einnahmen fin veranſchlagt mit 17,603 
Die Gefammt-Ausgaben . . R 19, 6 


ift Zuſchuß erforderlih mit. . . 2,333 

Der Ausschuß empfiehlt der Hohen Kammer: 

den Zuichuß von 2333 fl. in das Budget für 1834 
aufzunehmen. 

Wir machen hierbei wiederholt darauf aufmerffam, daß 
diefe Zubuße nicht den ganzen Verluſt der Staatsfafje bei 
der Saline Salzhaufen ausdrüdt, daß vielmehr, um dieſen 

anz zu ermefjen, der gegen andere Bezugsquellen um 26 fr. 
höhere Salzpreis miterngerechnet werden muß, woraus eine 
meitere Ausgabe von 1500 fl. entipringt, und Die ganze 
Zubuße fi auf 3000 fl. jährlich ftellt. Deßhalb ift bereits 
auf mehreren Landtagen Darauf angetragen worden, die 
Regierung möge die Saline Salzbaufen veräußern. Hier: 
gegen wurde geltend gemacht, daß man Hierzu vor Allem 
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einen Käufer finden müffe, dann daß das Bad Salzhaufen 
einen zu großen Werth für das Großherzogthum habe. 
Wir wollen nun deſſen Werth in fanitätlicher und in lofaler 
Beziehung weder in Abrede ftellen noch verkleinern, aber 
wir glauben, daß die Erhaltung des Bades und die Zu— 
buße ir die Saline nicht in nothwendigem Zufammenhange 
ftehen, daß vielmehr das Bad aud) ohne die Salzfabrifation 
beſtehen könne, und beantragen daher: 

hohe Kammer möge bejchließen, Großh. Staatsregie- 
rung zu erfuchen, daß fie, falls die Bohrverſuche mit 
der bewilligten Summe zu einem günftigen Rejultate 
Ki se die Salzfabrifation in Salzhaufen ganz 
einftelle. | 


3. Kupferwerf Thalitter 
Boranjchlag 1834 1834 18334 mehr 
des leber- 
uf . — 9.9 fl 


A. die Einnahmen. 


Das Budget der Voranjchlag 
für 1854 für 1834 1833 mehr 


enthält 
19,056 fl. 21,095 fl. 2,039 fl. 

und zwar find höhere Einnahmen in Ausfiht genommen 
in allen PBoften, nämlich. mehr 

41. für Kupfer (270 Eimer. & 66 fl. 30 fr.) 1102 fl. 

2. „ Del und Pulver aus den Gedingen 147 fl. 

3. Kalk und Ziegelmaaren . . . . TO. 
4 „ Boften verichtedener At . . ... 40 fl. 


2039 fl. 
ad 1., an Kupfer wurden verkauft 
1853 238 Etnr. & 60 fl. um 15,246 fl. — fr. 
1854 210 „à67 fl. u 1240 fl — fe. 
1855 225 270 fl. :„ 158,807 fl. 30 kr. 
683 Chur. | 45,293 fl. 30 Er, 
oder im Durchſchnitt der Etnr. zu 66 fl. 39 fr. 

Im Voranſchlag ift der Gentner zu 66 fl. 30 fr. ange 
nommen. Auf die Anfrage, ob es nicht thunlich wäre, da 
in den legten Sahren der Kupferpreiß per Gentner 70 und 
71 fl. betrug, den Durchſchnittspreis für die nächſte Finanz» 
periode höher als 66 fl. 30 Fr. anzunehmen, äußerte fich 
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die Großh. Stuatsrenierung dahin: „Allerdings feten. 1855 
„theilweife 7O und 71 fl. per Gehtner erlöst worden und 
„der Verfaufspreis für 1856 habe fidy auf 71 fl. erhalten; 
„jedoch glaube fie dieß nur vorübergehenden Urjadyen zus 
„reiben zu dürfen, und halte daher einen höheren Anjag 
„als 66 fl. 30 fr. fiir gewagt.“ 

Hiergegen wird bemerkt, daß einmal das Steigen des 
Kupfers nun fett wentgftens 4 Jahren anbält, und deßhalb 
nicht genügender Grund fein möchte, die Urſache des Eteis 
gend nur als eine vorübergehende zu betrachten; Daß ferner 
das Siufen der Kupferpreife nicht fo Schnell ſtattzufinden 
pflegt, Daß in einer dreijährigen Periode ein großer Aus: 
fall zu erwarten ſteht; endlich wird hinzugefünt, daß in 
dem Jahre 1857 der Kupferpreis abermals beträchtlich ges 
ftiegen iſt, und ſich feſt auf folgender Höhe erhält: 

Ruffisches Kupfer Balhfof . - . . 82 fl. 15 fi. 

pa „»  Demidoff -. . . . 80 fl. 30 kr. 
engliſches in Blöddben. . 2.2. 0. 78 fl. 45 fr 
feine Rojetten I. Qualität . . . . TI. — kr. 

6 a: # x +: DEIN, 

Das Product von Thalitter har befanntlich ſehr guten 
Auf, und wird im Preiſe wenigftens mit den Rofetten I. 
Qualität gleich ftehen. Aber wenn wir e8 auch der II. 
Qualität gleichſetzen, jo iſt immerhin noch eine Preiser: 
böhung von A fl. per Etnr. gegen das Fahr 1856 gegeben. 
Demnad Scheint c8 in feinem Falle gewagt, dem Vurch— 
Ichnitte von 1853 — 1855, wie ihn die Regierung zu 
Grunde legt, nod den Preis von 1856 beizufügen und 


66 fl. 30 fe: = 69 fl. ald Mütelpreid der nächften 


2 
Periode anzunehmen. Demnach wird fid der Erlös um 
675 fl. höher ftellen, als im Voranſchlag, und wir beans 
tragen daher: 
ſtatt der veranſchlagten Summe von 17,955 fl. für 
Erlös aus Kupfer, die Summe von 18,630 fl. in 
Einnahme zu fißen. 


ad 2. Die höhere Einnahme fir Del und Pulver aus 
den Gedingen, beruht auf den geftiegenen Preifen, und 
entjpricht einer gleidy großen Ausgabenerhöhung, bat aljo 
feinen. Einfluß auf das Betrichsrefultit. 

ad 3. Der Erlös ans Kalk und Ziegelwaaren bat ſich 
theils durch ftärferen Abfag der gewöhnlichen Producte, 
theils durch Einführung der Fabrikation von Drainröhren 
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efteigert, welche Drainröhren noch größeren Abjag hoffen 
affen, falls hierfür die, unter der Ausyabenpofition 9 ver: 
langten Mittel bewilligt werden. 
ad 4. Die Einnahme aus Poſten verſchiedener Art 
wird erhöht durdy den Zugang der Miethe für die Dienft- 
wohnung des Großh. Bergmeifterd um 50 fl., wogegen 
einige andere hierher gehörige Poſten um 10 fl. niedriger 
angejchlagen werden. 


| B. Ausgaben 
Voranſchlag 185% 1831 1833 mehr 
19,056 fl. 21,086 fl. 2,030 fl. 


und zwar find erhöht beantragt mehr 
5a. Befoldungen und Gehalte um . . .. 540 fl. 
DES: 5 0 16 fl. 
Ge. Allgemeine Bauboften . 2.2... 189 fl 
Diefe Erhöhung wird zum größten Theile 

(mit 147 fl.) durdy die unter Einnahme 2, bes 

reits angeführte Steigerung der Del: u. Pulver 

preije bedingt. 
7b. Hüttenbetrieb, in Folge gefteigerter 

Fuhrlöhne; die Mebrfoften betragen 206 fl., wer: 

den jedod durch anderweitige Erſparniſſe gededt 

bis auf . 36 fl. 


8. Kalk» und Ziegelbrennfoften . . 702 fl. 
theild wegen größeren Abſatzes an gewöhnlichen 
Zöpferwaaren und Drainröhren, zum größeren 
Theile deshalb, weil man beabficdhtigt, eine 
Drainröhrenprefle anzujchaffen, weil die bis— 
ber gebrauchte Preſſe dem landwirthichaftlichen 
Verein zugehört, und von dieſem nicht länger 
leihweiſe abgegeben werden kann. 

9. Reparatur und Verbeſſerung der Hütten: 


gebäude und Hüttenanlage 800 fl. 


Summe 2253 fl. 
ad 5a. Befoldungserhöhungen find zugedadt: 

a. dem Bergmetfter 300 fl. Hierzu giebt die Groß- 
berzogliche Staatöregierung auf Anfrage folgende Erläute— 
rung: 

„Der Bergmeifter zu Thalitter Hat zugleih den Dienft 
„eines Kreiebaumeifterd im Kreife Vöhl zu beforgen. Als 
„Der Voranjchlag für 183% aufgeftellt wurde, war die 
„Bergmeifterftelle noch nicht definitiv bejegt, fie wurde da- 

3 
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„mals von einem Vikar verwaltet, deſſen Tagegelder nad) 
„Verhältniß der auf den Geſchäftskreis verwendeten geh 
„theils auf die Bergfaffe, theils auf die betreffenden Baus 
„Fonds angewiefen wurden. Hierdurch ſei e8 gekommen, 
„daß in jenem Voranſchlage zur Beftreitung der Tagenelder 
„aus der Bergkaffe nicht 5 als 700 fl. aus der Berge 
„Falle voraefehen wurden. Es ift aber unterdeflen Die 
„Stelle wieder bejeßt worden und es fonnten dabei dem 
„Bergmeifter einftweilen nicht mehr als jene 700 fl. ver: 
„Lehen werden. Die Ergänzung feines Dienfteinfonmens 
„mußte daber vorderhand in ähnlicher Weile wie während 
„des Vifartats durch verhältnigmäßige Belaftung des Baus 
„Fonds bewirkt werden. Wenn nun, wie e8 nad) dem 
„Voranſchlage für a geſchehen ſoll, der Gehalt zu Laften 
„des Bergmwerfes auf 1000 fl. erhöht wird, jo wird bei 
„dem Baufond künftighin eine Erfparniß von jährlich 300 fl. 
„eintreten, bet der beabfichtigten neuen Einrichtung daher 
„in der Wirklichkeit eine Mehrausgabe für die Staatsfaffe 
„nicht entſtehen.“ 

Der Ausſchuß findet hiergegen nichts zu erinnern. 

Ferner bemerft die Großh. Staatsregierung: 

„Da der bisherige Oberſchmelzer, welcher 312 fl. bezog, 
„penftonirt worden ift, beabfihhtigt man, einen tüchtigen 
„Mann zu gewinnen, der mit Ten Merbefjerungen des 
„Kupferſchmelzprozeſſes vollftändig vertraut ift, den man 
„aber nicht unter einem Gehalt von 500 fl. zu erwerben 
„boffen darf, daher eine weitere Erhöhung der Bejoldungen 
„um 188 fl. erforderlich ift.“ 

Endlich ſoll der Gehalt des bisherigen Oberftetgers von 
248 auf 300 fl. erhöht werden. Diefe beiden Erhöhungen 
find, die erftere der Notbwendigkeit halber, und die letztere 
weil in der That 248 fl. für die Stelle eines Oberfteigerd 
Ichr gering und überdieß der Mann ſchon lange Zeit im 
Dienite ift, nicht zu heanftanden. — 

In Bezug auf 9. Reparaturkoften, wird folgende Erläu— 
terung von der Staatsregierung gegeben: 

„Das Werk befigt dermalen zwei Hüttengebäude, von 
„weldyen das cine baufällig. In leßterem befindet fi) das 
„beſſere Gebläje, welches für den Betrieb zweier Defen 
„eräftig genug iſt. Es wird beabfichtigt, Diefes Gebläſe 
„und den zweiten Ofen in das andere, bierfür geräumige 
„Gebäude zu verjegen, das defekte Gebäude aber alddann 
„Durch geeignete Neparaturen in einen Trockenſchoppen für 
„die Drainröbren umzubauen, und auf Diefen nicht foft- 
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„Ipieligen Wege dem Werke eine zweckmäßige und dauer- 
„hafte Einrichtung zu geben.“ 

Da der höhere Ertrag der Kalk: und Ziegelwaaren von 
dem gleichen Aufwand unter 8 und I abhängig gemacht if, 


‚ Eine Minderung der Koften ‚wird in Ausficht geftellt 
i 


e weniger 
9a. den Bureaukoſten, um 22... 50 fl. 
3— Poſten verſchiedener At . 2. 2... 30 fl. 
6b. ss . 40 fl. 


Ta. Koblenkoften 2 on 103 fl. 


Summe der Minderung . . . „23 fl. 
— „ Erhöhungen. 2.2.2353 fl. 


oder im Ganzen Erhöhung .. . . . 2130 fl. 
Die Gefammteinnahme ift angefegt mit . 21,095 fl. 
Die Ausgaben 20. 21,086 fl. 
Ueberfauß . . . .. u Ti a 9 fl. 


Der Ausſchuß ſchlägt vor: 
die Aufnahme vn . oo 2 oo ı 21,770 fl. 
ab die Ausgaben mit . . . . .. 21,086 fl. 
Mebeahu rn 684 fl. 
welche lehtere Summe “der Ausschuß 

. in das Budget aufzunehmen beantragt. 

Die Großherzogliche Staatsregierung bat Die Einnah⸗ 
men aus ſämmtlichen hierher gehörigen kechniſchen Werfen 
Oberheſſens in Ausfiht genommen mit 24,169 fl. 

Der Ausschuß ſchlägt hierfür die Aufnahme der Summe 
von. 25,584 fl. im Staatsbudget vor, — Der Durchſchnitt 
der 3 Jahre 1853 ſtellt ſich zu 26,070 fl. oder 486 fl. höher. 

Saline Theodorshalle. 

Das Staatsbudget Voranihlag für letzterer 
für 185% enıhält 1834 weniger 
Ueberſchuß 15,875 fl. 15,433 fl. 30 fr. 441 fl. 30 kr. 
. Einnabne, 
1837 mehr 


Ä 1833 1833 837 
Voranſchlag 58,986 fl. 60,180 fl. 58 fr. 1,19Ä fl. 58 fr, 
und zwar And höher in Ausficht genommmen: 

3) Erlös aus Abfällen, für den Fall, daß der feit- 
herige Verkauf der Mutterlauge zur Bereitung des Broͤms 
auc in der nächften Periode fortdauert um 2,024 fl. 44 fr. 

4) Berfchiedene Einnagmen um . . 66 fl 48 fr. 


Summe 2,091 fl, 32 Er. 
3* 
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Dagegen wird ein Ausfall erwartet bei 
1) Serälle, Abgaben und Pächte um Tu.1% 
2) Erlös von fabrieirtem Salze. . 889 fl. 34 fr. 


896 fl. 35 fr. 
bleibt eine Mehreinnahme mit 1194 fl. 58 fr. 

Die Mindereinnahme aus Gefälen, Pächten ꝛc. wird 
damit erklärt: 

„daß bei der Verhandlung über das Budget von 183% 
„von den Ständen ein Zinfenbetrag von 125 fl, oder durch— 
„ſchnittlich jührlih A2 fl. in Zuſatz gebracht wurde, welchen 
„der Reitaurateur Badorf wegen eined Ausgabebetrages 
„für bauliche Veränderung an den, demjelben vermietheten 
„Sebäude von 1253 fl. mit 5 pE&t. entrichten follte. Diefe 
„Zinſeneinnahme fonnte . nicht realifirt werden, weil 
„bereitd bei der neuen DBerpachtung des Gebäudes durch, 
„Badorf auf jenen Koftenaufwand dadurch Rückſicht ge 
„nommen war, daß mit dem Pächter jogleih vom Beginn 
„der Miethe an eine jührliche Miethentrichtung von 3W fl. 
„alfo gegen den früheren Pacht von 275 fl. um 45 fl. 
„höher, vereinbart wurde, Sicht man von diefem durch 
„die Stände gemachten Zufag ab, jo würde in dieſem 
„Bolten ein Mehr von 34 fl. zu erwarten fein. 

Der Mindererlöd aus fabrieirtem Salze rührt daher, 
daß die Salzfabrifation 1834 nad dem Durchſchnitt aus 
den Jahren 1847—1852 zu 26,126 Gentuer, 

für 1833 nad) dem Durchſchnitte von den Jahren 1849 
bis 1854 nur zu 25,670 Gentner oder 486 Etnr. niedriger 
angejchlagen war. 


B. Außgaben. 
Das Staatsbudget Voranſchlag letzterer 
- uthält für 183% für 1853 mehr 
43,111 fl. 44,747 fl. 43 fr. 1,636 fl. 43 fr. 
und zwar fteht eine Ausgabezunahme in Ausſicht für 
5) VBerwendung auf das Salinengut, wegen 
der nothwendig gewordenen Anpflanzung von Dornwellen 
IE A a ee ner ar A ce 84 fl. AB fe. 
T) Betriebsfoften mt . . . 3,872 fl. 32 fr... 
8) Inventarienſtücke wegen nö— 
thigen Ankaufs zweier Prerde . 279 fl. 39 fr. 
10) Salzdebitfoften wegen nöthi- 
ger Ausbefjerung der Salzmagas 


NE: 5 ——— 57 fl. 82 Er. 


zujammen 4,294 fl. 51 fr. 
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Die beträchtliche Vermehrung der Betrichskoften wird 
von Großherzogliher Staatsregierung motivirt: 
durch die höheren Brennmaterialpreife, die Koften des 
„nöthigen Umbaues des Gradirhaufes Nr. 7 und die Auf- 
„ſchlagung der Dornwellen.” — Auf Anfrage folgte noch 
weitere Erläuterung dahin: i 

„Sm Voranſchlage für 1834 wurden zur Salzſiederei 
„Theodorshalle vorgeichen: 
jührlih 27,955 Et. Rubrfohlen à 30 fr. 13,977 fl. 30 fr. 

3,134 „ Saarkohlen 229 fr. 1,462 fl. 32 Fr. 


31,089 Etr. | | 15,440 fl. 2 ft. 
„womit 26,126 Et. Salz hergeftellt werden jollten, aljo 
„für 1 Centner Salz 1,19 Etr. Kohlen. 

„Für 1837 find veranfchlagt: 
25,744 Etr. Rubrfoblen & 40 fr. 17,162 fl. 40 fr. 
3,602 „ Sanrfoblen a33 fr. 1,981 fl. 6 fr. 


jährlich 29,346 Etr. Kohlen . . . . 19,143 fl. 46 fr. 
„Det in Ausficht nenommener Salzfabrifation von jühr: 
„lid 25,670 tr. Salz erfordert fomit 1 tr. Salz = 
„1,14—1,15 ‚Etr. Kohlen oder A—5 Pfd. weniger als in 
„der vorigen Periode, was der Verbeſſerung in den Feuer: 
„anlagen anzurechnen iſt. Die Höheren Kohlenpreiſe ver: 
„urfahhen einen Mehraufwand von . . . . 8,702 fl 
„Der Umbau des Gradirhaufes ift veran- 
ſchlagt mit 546 fl. oder jährlich u | > 4, 7 
Mehraufwand . 2 2 2 2 2 43884 fl. 
Eine Minderung der Ausgaben ift in Ausficht geftellt in den 
1) Adminiftrationsfoften, indem der Tod die Gtelle 
de8 Gradir- und Siedmeiſters, Penfionirung Die eines 
Sieders erledigt haben, und beide Stellen vorläufig nicht 
befeßt, Jondern durch andere Salinenbeamte verjehen wer: 
den jollen; daher ein Minderaufwand meniger 


BU: isn ee ee BOT Dat 
9) Unterhaltung der Wohngebäude 
und Straßen . . 2 2 2.2. 118.15 kr. 
11) Steuern u. Abgaben wegen mutb: 
maßlich geringerem Bedürfniß an 
Brandentihädigungsbeiträgen . 15 fl. 28 fr. 
12) Außerordentlidde Ausgaben, wegen 
verminderten ee 
zur Penſionskaſſe der Saline . 633 fl. 37 fr. 


Summe der Minderungen . . » 2. 23658 fl. 13 fr. 
» des Mehraufmandes . . . . 4,294 fl. 51 fr. 


bleibt Mehraufwand in Ausfiht . . . 1,636 fl. 38 kr. 
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Die Gefammteinnahme ift angefegt mit 60.180 fl. 58 Er. 
die Gefammtausgabe . » 2 2 20. . 44,747 fl. 38 kr. 
bleibt Ueberſchuß . . 15,433 fl. 20 fr. 

Der Ueberſchuß betrug im Durchſchnitt 

| von 1824 circa 16.600 fl. 
„ 1854 „ 19,359 fl. 
„ 1855 „ 17,400 fl. 

Da jedoch die gefteigerten Kohlenpreiſe allein faft 4000 fl. 
der Einnahme binwegnehmen, jo erſcheint der geringe Ans 
ſchlag mit 15,433 fl. wohl begründet, und der Ausihuß 
ſchlägt daher vor 

dieſe Summe in das Staatsbudget für 1837 unter 
obige Rubrik aufzunehnen. 


2) Forſtdomainen. 


das Staatsbudget Voranſchlag Letztere weniger 
| für 183% für 1833 
enthält 1,206,072 fl. 1,196,419 fl. 9,653 fl. 


I. Broducte der Forſtwirthſchaft. 


1) Einnahmen aus Bau-, Werk: und Nutzholz 
excl. Leſeholz. 
Das Staatsbudget Voranſchlag Letztere weniger 
für 183% für 1834 
enthält 1,090,084 fl.  1,074,313 fl. 15,771 fl. 
Diefes Weniger beruht zunädft in dem geringeren 
Fällungsetat für 1857. | 
Es wurden gefällt: 


1854 1855 1856 durchſchnittlich 
305,674 303,836 325,994 311,834 ſumm. Stecken. 


Der Voranſchlag für die laufende Periode nimmt nur 
306,943 ſumm. Stecken an, alſo um 4,891 Stecken weniger 
als obiger Durchſchnitt, weil, nach einer Erläuterung der 
Gr. Staatsregierung, „die Erhöhung der Fällung im Jahr 
„1856 nur als eine außerordentliche Faͤllung angejehen 
„werden darf. Dagegen überfteigt die beabfichtigte Fällung 
„Nür 18327 jene von 183% um 8726 Steden, welches gün— 
„ſtige Verhältniß nur der Ausführung mehrerer Betriebs- 
„regulirungen zuzuſchreiben iſt.“ 

Gegen dieſe Erniedrigung des beabſichtigten Fällungs— 
etats im Verhaltniß zur wirklichen Fällung der vergangenen 
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Periode wird von Eeiten des Ausſchuſſes nichts beimerft, 
indeın voraudgefeßt werden muß, daß fie nach forftwirthe 
Ihaftlihen Grundjägen mit Rückſicht auf nachhaltigen Er- 
trag der Wuldungen ermefjen if. Ä 
Auf den Morgen Wald find hierbei im Durchſchnitt 
66 Eubiffuß Fällung vorgejehen. | 
Der Durchſchnittspreis des ſummariſchen Stedens ifl 
183% zu 3 fl. 30 fr. vorgejehen, und für die faufende Per 
riode in gleichem Betrage beibehalten worden. | 
Der mwirklihe Durchſchnittspreis ergab fi für 1855 
in Oberheſſen um. 2 2 202.2. 2.42 fr. 
in Starfenhurg - : » 2%. AR. O0. 
in Rheinbeflen . . 2 2 5fl. Ti 
im ganzen Großherzoatbum . 2 2 2 2. 31.27 fr. 
demnah Hat Gr. Staatsregierung den wahrfcheinlicen 
Durchſchnittspreis um 3 fr. höher angenommen, als den 
wirflihen Preis von 1855, und zwar, wie fie beifügt, 
„weil ein Steigen der Hplzpreife, wenn aud) nicht in dem 
„Maaße der legten Zeit, noch zu erwarten ſteht.“ 
Der Durbichnittspreis von 1854 war aber 
in Oberhbeilen . . 2 2 2...2 fl 36 fr, 
„ Starkenburg . . . 2... Afl 6 fr. 
„ Rbeinhiien . . 2:0... AL — kr. 
im Großberzoatbum = . 2... 31. 2. 
Somit ift der Preis von 1854 auf 1855 um 5. = 
12 Procent geftiegen. Der Preis von 1856 iſt uns nicht 
befannt, aber wir glauben annehmen zu dürfen, daß er in 
nicht geringerem Maße gegen 1855 böber ifl. Dies läßt 
ſich wentgitend daraus vermuthen, daß Gr. Staatsregierung 
den Holztarif für 1856 faſt in allen Sorten gegen 1855 
um 25 PBrocent und mehr erhöht hat, und daß die Ber: 
fleigerungen in Der Regel nur in den fleinen Sortimenten 
focal unter dem Tarifſatz bleiben. Aud für das Jahr 1857 
ſcheint Die Gr. Staatsregierung ein weiteres Steigen in 
Ausfiht genommen zu haben, indem auch der Zurif von 
1857 gegen 1856 in allen wefentliben Sortimenten min: 
deftens um 10 pCt. höher angefegt iſt. Da zudem bei den 
(bi8 33 pCt.) geftiesenen Koblenpreifen und dem geringeren 
Fällungsetat ein Sinfen der Holzpreife für die laufende 
Periode kaum angenommen werden darf, fo ift man wohl 
berechtigt, eine größere Einnahme aus den Holzverkäufen 
‚erwarten und zwar möchte eine Erhöhung um 12 fr. 
Kir den ſumm. Steden um jo weniger zu hoch gegriffen fein, 
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als diefe Erhöhung, gegen den effectiven Preis von 1855 
gehalten, nicht einmal 6 pCt. trägt. 
Der Ausihug beantragt daher: 
den Durchſchnittspreis des ſumm. Stedens (ſtatt zu 
3 fl. 30 fr.) zu 3 fl. 42 fr. anzufchlagen, und dem— 
gemäß Statt der füe Nutz-, Bau- 2c, Holz veranſchlagten 
Summe von 1,074, 3131. die Summe von 1,135,702 fl. 
in Einnahme zu ſetzen. 


2) Zeje= und Allerleiholz. 
Das Budget VBoranichlag Letztere weniger 
für 183% für 1837 
enthält 2,680 fl. 2,251 fl. 429 fl. 
Diefer Boranjchlag ift dem Durkjchnittsertrage der Jahre 
1853 — 1854 entnommen. — E83. wird nichts dagegen 
erinnert, 


3) Ueberfhuß vom Holzmagazin zu Darmftadt. 
Das Staatshudget der Voranſchlag Letztere weniger 
für 1832 für 1831 
enthält 1,565 f. 2,642 fl. 1,077 fl. 
welches Mehr hauptſächlich darauf beruht, daß durch die 
Bereinigung der Verwalterſtelle mit derjenigen des Rent: 
amtmanncd zu Darmftadt die Gehalte des Holzmagazins: 
verwalterd und Controleurs erfpart werden. 
Die Einnahmen des Magazins werden veranſchlagt mit 
56,460 fl. und zwar: 
I. aus verfauftem Holze 
$. 1. in gewöhnliher Verkaufsform als Durchſchnitt 
des Verkaufes von 1853—1855 ergaben fit 5898 Steden. 
Man rechnet auf Verkauf von 6500 Steden mit einem Ver— 
faufspreije von circa 8 fl. 36 fr. als Durchſchnitt aller 
Eortimente . » . . + 595,820 fl. 
$. 2. Stüßeln und aAibfallholz. Rach Ber: 
hältniß des Erlöſes bei der geringeren Zahl 
Sitecken von 185% rechnet man für die —— 
Holzmenge ſtatt 56 fl. 15 fr. . . 80 fl. 
Il, Miethe von Gebäuden und Grundſtücken 
für die von dem Holzwarte benutzte Wohnung 60 fl. 
III. Ueberfhuß nah dem Holiftuz . . » 500 fl. 


56,460 fl. 
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Als Ausgaben find in Ausfiht genommen: 
I. Laſten und Abgänge: 
$. 1. Beiträge zu öffentlichen Laſten: 


0m Directe Steuer . . . . Bf. — fr. 
b— Gemeindelaften . er 12 fl. — fr. 
II. Für erfauftes Sn: 
?: 2. aus Domanialwaldıngen . . 43,470 fl. — fr. 
III. Sür Subrlohbn. . . 2... 8,660 fl. 40 Er. 


Der Durchſchnittsfuhrlohn — 
von 1355 war . .LfL. 15 kr. 
— von 1856 „ . 1 fl. 140 kr. 
für Die nächſte Periode iſt er zu 1fl. 20 kr. 
genommen. 
- IV. Befoldungen: 
1) DBureaufoftenvergütung des Rechners 350 fl. — fr. 
2) dem Holzmart 
a. baar. © 2 2.202.300 fi. 
b. für Miehe . 2... 60 fl. 360 fl. — fr. 
V. Uebrige Koften der Verwaltung: 
$. 1. Berfündigungstoften . . . . 
S; 2. Zagelohn. We | 
Sm Jahr 1856 bei 5570 Steden find = 
‘600 pl. angenommen, daher bei 6500 Steden 650 fl. — ft. 
$. 3. Ankauf und Unterhaltung von 


15 fi. — fr 


Geraͤthſchaften.. 2 2 2 50 fl. — kr. 
$. 4. Schreibmaterialien und Bud; 

binderieöne .- . 2.2... 5 27 fl. — fr. 
$. 5. Andere Verwaltungskoſten für 

unvorgefehene Fälle, um 10 fl. höher ala . 

185% . 50 fl. — fr. 


ie RE ——— 
Sr Baufoften für Unterhaltung der 
Wege und Umfangdmauern in der vorigen 
Periode mit 250 fl. jeßt mit . . 0. 142 fl. — kr. 
| | | 93,811 fl. 40 Fr. 


Demnach find die Gefammt: 185# 184 
einnahmen mit. . . 2... 41,072fl. 30 Er. 86,460 fl. 
Die Ausgaben . 2... 39,507fl. -- fr. 53.818 fl. 
u Ueberſchuß . . 1,565 fl. 30. 2,642 fl. 
Mir beanträgen: | 


die Aufnahme des Ueberſchuſſes von 2,642 fl. in das 
Staatsbudget. 
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4) Waldnebennugungen 


Das Staats: Woran: Letztere 
e a 
an ı een mebr weniger 
Ä fl. Er . In Bee I TE 
enthält » . . . 59,894 — 64.63848 4145 — — — 
und zwar: | 
a. Pachtſchillinge. 42834 4453 — — 13 A 
b. Holzlamen, wie 
des Obſt, Moſt, 
Weide . . . 157538 1789 9 21431 — —— 
c. Hackwald, Rinde 27,543 57 34,011 10 6467 13° — — 
d. Laub, Gras, 
Hide . . . 21,936 8 19,98937 — — 1946 31 
e. Nebennugungen 
verſch. Art. . 5,63610 6,92129 8519 — — 
f. Werth u. Scha— 
denerfaß. . . 277336 1,91230 — — 861 6 
Summe . . 5989424 64,63848 4744 — — — 
Die Einnahmen find nad) dreijährigem Durdyichnitt an— 
geſchlagen, weßhalb nichts Dagegen erinnert wird, 
II. und III. Aus Zeitbeftand, einfchlieglih Miethe 
von Bejoldungsgebäuden und Grundflüden. | 
Das Budget Boranihlag Letztere 
für 183% für 1834 mehr 
enthält . . . 11,674 fl. 11,725 fl. 51 fl. 
Die Summe ift dem dreijährigen Turchſchnitte ent 
nommen, und zwar werden ertragen: die Güter 11,405 fl. 51 Er. 
Steinbrüdhe und Erdgruben 20. 319]. Akr. 


IV. Aus Sagden. 11,724 fl. 55 Er. 
Das Budget Voranſchlag Letztere 
| fiir 1834 für 1834 mehr 
entbält . . 4.943 fl. 24 fl. 


+. 4010 N: 
Der Voranſchlag ift die für das Jahr 1856 angenom— 
mene Summe. 


V. Aus Fiſchereien. 
183% 1835 leßtere mehr 
2405 fl. 2499 fl. 95 fl. 
nah dem Durchſchnitt von 1833. 
VI. Ständige Gefälle. 
1834 1833 1834 mehr 
1992 fl. 2497 fl. 505 fl. 
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Der Anſchlag ift nach dem Ergebni von 1855, welches 
laut Bemerkung der Großh. Stuatsregierung den muth— 
maßlichen Erträgen am nächften fommen dürfte. 

VI. Einnahmen verschiedener Art, insbefondere Beiträge 
der Gemeinden und Privaten zu den Forfidienerbefoldungen. 

a en Letzterer 
udget chlag m 
enthält: von 183% von 1837 mehr weniger 
a. Beiträge zur Beiol- 

dung der Oberförfter 28,280 fl. 28,192 fl. — fl. 88fl. 
b. des Forſtſchutzper⸗ 

ſonales...289 fl. 2,719 fl. 130 fl. — fl. 

30,869 fl. 30,911 fl. A42f. — fl. 

Die Beiträge find nach dem neueften Stande veran- 
Ihlagt worden, weßhalb gegen diefe Annahme wie gegen 
die Bofttionen IL. u. III. IV., V:, VI. nichts erinnert wird, 

Die Gefammteinnahme aus den Forftdomänen ift zu 
1,196,419 fl. veranſchlagt. Mit Bezugnahme auf die unter 
Pofition I. vorgefchlagene Erhöhung, trägt der Ausschuß 
darauf an: 

die hohe Kammer möge ald Ertrag der Korftdomainen 
die Eumme von 1,257,808 fl. in das Budget für 
1833 aufnehmen. 
3) Unmittelbare Einnahme der Hauptftaatsfaffe 
aus Domainen. 

Unter diefer Rubrik enthält: 

Das Staats- der Boran- Letztere 


budget ſchlag 
für 1854 - für 1857 mehr 
fl. 
84,000 85,000 1000 
nämli 
1) an Zinſen von Grund⸗ 
rentenablöſungscapi— 
—— — 74,000 1000 
2) Zinfen aus dem dis: 
poniblen Fondfür Er: 
gänzung des Großh. 
Familieneigenthums 9,000 9,000 — 
3) Zielzinſen von Kauf: 
ſchillingen veräußerter | 
Domanialobjette . 2,000 2,000 — 


84,000 85,000 1000 
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Großberzogliche Regierung fügt bei ad 1; „Mit Rück— 
„ſicht auf das wahrfcheinliche Ergebniß der laufenden Finanz— 
„periode glaubt man für dieſe Pofition gegen das Staats— 
„budget 185% für Die Finanzperiode 1834 jährlich eine 
„Mehreinnahme von 1000 fl. in Ausficht nehmen zu fönnen, 
„Indem zwar Der Geſommtbetrag der verzinslid) ausftchenden 
„Ablöfungscapitalten fih auf der. einen Seite durch Die 
„bisherige Gapitaltilgung bereits nicht unweſentlich vers 
„mindert, Dagegen aber auf der andern Eeite wieder da— 
„Durch erhöht bat, rejp. in Folge des Fortſchrittes Der 
„Srundrentenablöfung immer noch Ablöfungscapitalten zus 
„gegangen find. — Dagegen fünnen für die Propofitionen 
„2 und 3 für die nächſte Finanzperiode höher als die im 
„laufenden Staatsbudget bierunter angenommenen Einnahmen 
„nicht in Ausficht geftellt werden, da bei dem Umftunde, 
„daß die Hauptfiaatskuffe noch zur Zeit weder ein Betriebs: 
„capital noch einen Nejervefond befigt, dieſe zur Beftreitung 
„der Laufenden Ausgaben noch fortwährend genöthigt ift, 
„einen bedeutenden Theil der reinen Zilgungsrenten, welche 
„bei ihr für den Zwed der Ergänzung des Gr. Familien— 
„eigenthums afjerwirt werden müſſen, ſelbſt zu benugen, 
„und weil, was die Zielzinſen von Kaufichillingen betrifft, 
„ah den bisher vorliegenden Ergebniffen der laufenden 
„Periode, in der Periode von 1857 auf eine höhere Ein: 
‚nahme als jährlich 2000 fl. nicht gerechnet werden kann.“ 

Nach diefen Erläuteruigen ift zu den Pofitionen 1 u. 3 
nichts zu erinnern. Was dagegen die Pofition 2 betrifft, 
jo ift jeitend der Großh. Regierung in dem Entwurfe des 
Binanzgefeges für 1857 III. für die Herftellung des Be— 
triebscapitals ein Vorſchlag vor die Stände gebradıt. In 
der Vorausſetzung, Daß die Kammern Ddiefe Herſtellung eines 
Berriebscapitald® genehmige, wird der von Gr. Staats-⸗ 
regierumg angeführte, einem höheren Ertrag dieſer Pofition 
im Wege ftehende, Umftand wegfallen, weßhalb Referent 
zu der Anfrage veranlaßt war, wie body die Einnahme aus 
Pofition 2 veranjchlant werden fönne, falls die Kammern 
die Mittel fir ein Betriebscapital bemwilligen. Hierauf 
wurde von Seiten des Großh. Finanzminiftertums die Ant- 
wort: | 

„An Zinſen des Fonds zur Ergänzung des Gr. Haus— 
„vermögend haben fi im Sabre 1856: 9979 fl. 32 fr. er: 
„geben. Durch theilweife Zurüdzichung der zum Betriebs- 
„capitale der Hauptftautsfafle verwendeten Gelder diejes 
„Fonds werden ſich die Zinjen im nächſten Zahre auf uns 
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„gefähr 10,500 fl. vermehren, und höher werden diefelben 
„auch im Falle der volftändigen Zurüdziehung der Gelder 
des Fonds aus dem Betriebscapitale nicht im Staats— 
„budget veranjchlagt werden fünnen, weil wegen neuer Aecqui— 


„tionen bedeutende Aus 
„Bonds noch bevorftehen.” 


Demgemäß trägt ter Ausichuß darauf a: 
die Kammer möge für obige Rubrif (ſtatt der ver— 
anjchlagten Summe von 85,000 fl.) 86,500 fl. in 
das Staatöbudget ald Einnahme aufuchmen. Ä 


— — 


Zweite Hauptabtheilung. 
Regalien. 


Das Staats: 


enthält : 
und zwar: — 


1) Regalitätsein- 


fommen von 


Waſſergefällen 
2) Salinen- und 
Bergwerksregal 
3) Boftregal ; 
53 Münzregal 
5) Sonftige Re: 
galien . 


55, 
1) Der Boranfchlag 


55,110 


4,000 
26,000 
25,000 


110 
110 


Der Vor: 
anschlag 


für 1832. 


fl. 
58,610 


4,000 
29,500 
25,000 


110 
98,610 


gaben zu Laſten der fraglidyen 


Letzterer 
mehr. 


fl. 
3,500 


3,900 


3,500 


der pos. 1 entipricht dem Durch: 


Ichnittdertrage von 1833, welcher fih auf 4043 fl. ftellt. 


An Ausſicht find gerommen: 


aus Oberbeflen . 
„ Starfenburg 


„Rheinheſſen : 


2) Der Ertrag aus pos. 2 war 
(2 


1854 
1855 


Duchſchnit 


+ 


30,134 fl. 
31,754 fl. 





.. 29,056 fl. 
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Der Voranſchlag ift demnach um 500 fl. höher als der 
Durhichnitt der Jahre 1833 und werden erwartet: | 
als Recepgeld vom Buderus’schen Braunfohlen: Berg: 
werk am Hefjeubrüder Hammer. . » 500 fl. 
am Eifen und Braunfteinzehnten . . 2,000 fl. 

an Salzzehnten der Saline Ludwigs— 
halle beit Wimpfen . . 2.2.» 27,000 fl. 
29,500 fl. 


Der Ertrag des Poſtregals (pos. 3) ift ein ftändiger 
Kanon. Für die Einnahme aus dem Münzregal ſteht eine 
bejondere Vorlage Gr. Stuatsregierung zu erwarten. 

Die Pofition 5 ift zwar dem Durchſchnittsertrage nicht 
entiprechend, indem 

1853 I ———— ; 

IM: 30 ar DRIN 

1855 re 0° 

durchſchnittlich . . 1056 fl. 
eingingen, jedoch iſt bei der Geringfügigkeit dieſer Ein— 
nahme hier ein Durſchnittsertrag nicht ſo feſt zu Grunde 
zu legen, daß darum der Anſatz beanſtandet wird. 

Wir beantragen daher: 

bohe Kammer möge als Einnahme aus Kegalien 
58,610 fl. in das Staatsbudget für 1837 aufnehmen. 


Dritte Hauptabtbeilung. 
Directe Steuern. 


Nach dem neueften Stande belaufen fih die Normal: 
Steuercapitalten auf 14,753,063 fl. und find daher gegen 
1833 (14,662,646 fl.) um 90,417 fl. gewachſen. 

Durch das Finanzgefeß vom 4. October 1854 und eine 
mit den Ständen weiter vereinbarte Beftimmung beträgt 
der Ausschlag auf Die gefammten directen Steuercapitalien 
9 Kreuzer 15 Heller auf den Gulden, wonad ein Ertrag 


DM eo 2 00 en en 805,166 fl. 6 Fr. 
und hierzu Die ſtändige Steuer: des 
Amtes Kürnbach mit jährlich . . 108 fl. 30 fr. 


ujummen . . 2,305,274 fl. 36 ft. 
in Anſchlag gebracht 9 

welche Summe wir der hohen Kammer zur Aufnahme 
in das Buoget für 1837 empfehlen. 
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Nach diefer kurzen Beleuchtung der directen Befteuerung 
ift über einen vorliegenden Antrag zu berichten, der, nad) 
dem Vorgang früherer Landtage, die richtige, gleichheitliche 
Bertheilung der Grundftener bezweifelnd, eine neue Boni— 
tirung und die fofortige höhere Befteuerung des Waldes 
verlangt. Es iſt der Antrag des Heren Abgeordneten 
Sauer (Beil. Nr. 76) dahin gehend: „Daß die Großh. 
„Staatsregierung un eine neue möglichft zu beſchleunigende 
„Bonitirung erfucht werde, und ihr die hierzu erforderlichen 
„Mittel zur Dispofition geftellt werden.” 

Daun „daß die Gr. Stantöregierung erfucht werde, für 
die num bevorfichende Finanzperiode die Grundftcuern für 
die Wälder und Maldparcellen in einer angemefjenen Weiſe 
erhöhen zu wollen. | 

Auf das Anfuchen um gefällige Meinungsäußerung er: 
hielt Referent von Großherzoglidem Staatsminifterium fol 
gende Antwort: 

„Es it wohl nicht in Abrede zu ſtellen, Daß in der 
„Beſteuerung des Grund und Bodens im Einzelnen manche 
„Ungleichheiten ftattfinden, theils weil die beftchende Boni— 
„tirung, obgleich mit großer Eorgfalt vollzogen, doch nicht 
„von allen Mängeln frei fein fonnte, hauptſächlich aber, 
„weil feitdemin den Cultur- und Preisverhältniſſen Aen— 
„derungen eingetreten find, weldye die ak Ber: 
„hältnißmäßigkeit der Steuercapitalien altertrt haben. Dem: 
„ungeachtet glaube ich nicht, daß im Allgemeinen und na= 
„mentlich im Verhältniß der verjchiedenen Bezirke und 
„Landestheile zu einander jo weſentliche Ungleichheiten exi— 
„ſtiren, daß die Vornahme einer neuen Bonitirung ſchon 
„jest als cin dringendes Bedürfniß bezeichnet werden fönnte, 
„ud die großen Koften, welche mit diefer Arbeit verbunden 
„wären, müſſen jedenfalls Davon abmahnen, in diefer Sache 
„Beſchlüſſe zu fallen, ohne vorher eine gründliche Untere 
„ſuchung Darüber, ob in der That genügende Veranlafjung 
„zu deren Aufwendung vorliegt, angeftelt und Zwed und 
„Mittel gehörig abgewogen zu haben. 

„Die Koften, welche eine vollftändige neue Bonitirung 
„oerurjachen würde, find von Großherzoglichem Kataſter— 
„amt nach einer freilich nur oberflächlichen Schägung fol- 
„gendermaßen veranschlagt worden: 

L Bonitirung der Normalgemarfungen. 

„1) Für Reifen zur Inſtruirung von 12 Haupt⸗-Ex— 
„perten (drei Sachverſtändigen uud einem Finanzbeamten 
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„and jeder Provinz), um fich vorläufig mit den verſchiedenen 

„Donitätd-Berhältuiffen bekannt j mahen . 1,200 fl. 
„2) Claffification der 35 Normalgemar- 

„ungen durch je zwei Experten & 150 fl. per 


agBate ©: 0 2:20. 0 0.2 ne. IDHOR A. 
»3) Zagation der 35 Normalgemarfungen, 

„durch je 4 Experten während 180 Zagen & 

„16: fl. per Zag nebft Reifefoften . .. . . 3,200 fl. 
„4) Erledigung der Reclamationen gegen 

„die Glaffiftcatton und Zaxation. » » . . 1,000 fl. 
„DI Für Auskunftgeber, Formularien, Boten: 

BR: + 5 ae en a ſ 


zufammen 17,000 fl. 
1I. Bonitirung der übrigen Gemarfungen, 
Reinertrags:Berehnungen und Einträge 
in die Katafter: 
„1) Elaffification von circa 1170 Gemar— 
„kungen & 100 fl. per Gemarfung . . . .. 117,000 fl. 
„2) Für Snftruirung von 60 Bezirföczper- 
ten à 100 fl. per Experte . 2 202. 6,000 fl. 
„8) Taxation von 1170 Gemarkungen & 
— + . . 5 . » . + — 14,000 fl. 
„A) Offenlegung der 1170 Gemarkungen 
„und Erledigung der Reclamationen gegen die 
„Claſſification und Taxation à 16 fl.» . .. 18,700 fl. 
„5) Für Ausfunftgeber, 12 fl. per Gemar: 
14,000 fl. 


" 


DEAN. > a 5 u ee ar ee 
„6) Reinertragsberechnung und Eintrag der 
„Slafjen und Reinerträge in die Güterverzeich- 
„niſſe und Hauptgeichoffe 2 fr. per Grund— 
„ſtück, für circa 4,234,000 Grundftüde . . 141,000 fl. 
„D Revifion der Reinertragsberehnungen 
„von 1200 Gemarfungen à 10 fl . . . . 12,000 fl, 
8) Papier und Drudkoften . . . 2.8000 fl. 
x | zujammen. 330,700 fl. 
„Hierzu für die Bonitirung der Normalges 
i be. a 17,000 fl. 


„markungen obige . . . A 
im Ganzen 347,700 fl. 
„Hierunter find jedoch noch nicht begriffen, die Koften 
„einer neuen Bonitirung der Waldungen, die von bejon- 
„deren Experten, Sorfttechnifern, vorzunchmen wären, und 
„es iſt ferner dabei eine neue Aufftellung der Driginalge- 
„ſchoſſe, Die ungefähr, 80,000. fl. koſten würde, nicht wor: 
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„geſehen, obgleich es nody zweifelhaft tft, ob dieſelbe um⸗ 
„gangen werden kann. 
„Der geſammte Koſtenaufwand einer neuen vollſtändigen 
„Bonitirung und der dadurch bedingten Aenderungen, des 
„Kataſters diirfte daher nach der Anſicht der Oberſteuer— 
„directivn zwiſchen 400,000 fl. bis 500,000 fl. betragen. 
„Außerdem würden zwar nicht für die Staatskaſſe, aber 
„für die Gemeinde noch erhebliche Koften fiir den Gintrag 
„der neuen Claſſen und Neinerträge in die Grundbücher 
„entſtehen. | 
„Der erforderliche Zeitaufwand wird wenigſtens auf 
„zwei Zahre für Die Bonitirung der Normalgemarfungen 
‚und auf weitere 6 Sahre für die Bonititung der iibrigen 
„Gemarkungen, Reinertragsberehnungen ꝛc. angefchlagen. 
„Der Koflen: und Zertaufwand wurde, wie aus dem 
„obigen Voranſchlag hervorgeht, ſehr bedeutend vermindert 
„werden, wenn es thunlich Sein follte, Die beſtehende Claſ— 
„ſeneinreibung im der Regel beizubehalten, in ähnlicher 
„Weiſe, wie dieß auch nach dem Gefeh vom 13. April 1824 
„geſchah. Es fragt ſich aber, ob alsdann, da die Ungleich- 
„beiten innerhalb der einzelnen Gemarkungen nicht bejeitigt 
„würden, nicht gerade der hauptſächlichſte Nutzen einer neuen 
„Bonittrung verloren gehen würde, | 
Nach Borjtebendem wird es einleuchtend fein, daß vor 
„jeder näheren Beſchlußfaſſung über eine jo foftjpielige und 
„weitläufige Maßregel zunächſt gründlich unterfucht werden 
„müßte, erſtens, ob überhaupt hinlängliche Veranlafjung zu 
„derſelben vorhanden ift, und zweitens, ob und inwieweit 
„man fic hierbei zur Vermeidung alzugroßer Koften mit 
. „einer weniger wollftändigen Arbeit ohne wejentliche Beein- 
„trächtigung des zu erreichenden Zwecks begnügen fünnte. 
„Wenn die Stände wünfchen, daß. eine ſolche Unter: 
„ſuchung, welde die jorgfältige Vornahme einer Anzahl 
„von PBrobebonitirungen in verfchiedenen Gegenden; des 
„Landes nad) den Grundjägen des Geſetzes vom 18. April 
„4824 und der Bonitirungss-Inftruction vom 31. Januar 
„1825, jedoch unter Zugrumdlegung neu zu ermittelnder 
„localer Durchſchnittspreiſe erfordern wiirde, in der begon= 
„nenen Finanzperiode angeftellt werde, jo wird das Finanz. 
„miniſterium nichts Dagegen zu erinnern haben, ſofern ihm 
„die dazu nöthigen Mittel zur Dispofition geſtellt werden. 
„Bon dem Refultat der Unterfuhung würde alsdann 
- „ver nächſten Ständeverfammlung Vorlage zu machen und 
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„je nad) Befund- würden die geeigneten Propofitionen da— 
„mit zu verbinden fein. 

„Diefe Unterfuhung wiirde fib auch insbejondere auf 
„die Bonitirung der Waldungen zu erftreden haben und 
„ed würde fid daraus ergeben, in wie fern die Behauptung, 
„daß die Waldungen zu gering beſteuert ſeien, begründet 
„it, und bejahenden Falls, welche Maßregeln zur möglichft 
„baldigen Herftelung eines richtigen Verhältniſſes zu ergrei— 
„ien wären. Dagegen aber, daB nad) dem zweiten der 
„oben angeführten Anträge ohne Weitered zu einer ſum— 
„mariſchen Erhöhung der Waldftenercapitalten gejchritten 
„werde, muß ich mid) entichieden ausjprechen, und ich Fann 
„wicht zugeben, Daß die zu geringe Beſteuerung der Wal— 
„duugen eine zweifellofe Zhatfache Jet, um jo weniger, als 
„in den letzten Jahren die Preife der Gercalien in weit 
„ſtärkerem Berhältniß geftiegen find, ald die Holzpreiſe. 

„zum Schluſſe erlaube ich mir noch in Bezug auf die 
„in den Motiven des vorliegenden Antrags enthaltene An: 
„gabe, daß in dem Gen Baden in neuelter 
„zeit in 3 Jahren eine neue Bonitirung mit, einem ‘vers 
„bältnigmäßig geringen Koftenaufwand vollzogen worden 
„tet, die Bemerkung hinzuzufügen, daß dieſe nad) einge: 
„zogenen Erkundigungen durchaus ungegründete Angabe 
„nur auf einem Irrthum beruhen kann.“ ü 
“Hierzu wird bemerkt, daß eine neue Bonitirung mehrere 
Zwede haben fann; entweder Gleichheit‘ der Beſteuerung 
der einzelnen Grundftüde von cinerlei Cultur, oder gleiche 
Befteuerung der verschiedenen Kufturarten, ‚oder endlich Die 
Gleichheit umter den verfchiedenen direeten Steuern, Die 
Gleichſtellung der Grundfteuer, Gebäudeftener und Ge: 
werbfteuer: Ä / ! 

I. Was den erften Zwed betrifft‘, welchen ‚der Antrag- 
fteller jpeciell erwähnt, jo werden bet einer neuen Bonitt- 
tirung andere Grundfäge, als die dem Gejeße von. 1824 
u Grunde liegenden nicht angewendet werden können, fie 
* ſich im Großherzogthum, ſowie in anderen Staaten, 
welche hierin dem Beiſpiele des Großherzogthums folgten, 
vollſtändig bewährt. Haben ſich, was gar nicht angeſtrim— 
ten werden ſoll, Ungleichheiten in der Einreihung der ein— 
zelnen Grundſtücke eingeſtellt, ſo liegt dieß in den, der Aus— 
führung anhaftenden —* Seit der letzten Boniti— 
rung ſind nun keine neuen Mittel aufgefunden worden, 
welche eine größere Sicherheit des Erfolges in Ausſicht 
ſtellen, und ſteht daher zu, erwarten, daß frog des großen 
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Aufwandes zmar gegenwärtig beftchende Ungleichheiten aus- 
geglichen, dagegen ſicher wieder neue dafür eingeführt werden. 

‚ Nur dan, wenn Diejelben Perjonen im ganzen Rande 
die Bonitirung vornehmen; würde eine größere. Gleidyför: 
migfeit erwartet werden dürfen; dieß würde aber cinen jo 
großen Zeitraum erfordern, daß wahrjcheinlic die Schäßung 
am Ansyangspunfte nicht mehr richtig wäre, che die Schätzer 
das Ende erreichen. Es ergiebt fid) daher, daß die Aus- 
gleihung der Verſchiedenheiten in der Einreihung der eins 
zelnen Grundſtücke nie erreicht werden kann, und daher ein 
Aufwand von 347,700 fl. zu dem Zwede, dieſe Ungleich- 
heiten zu befeitigen, xejp. durch andere zu erfegen, nicht 
— iſt. 

Ueberdieß tritt dieſe Ausgleichung, ſo gewiß ſie durch 
Bonitirung wicht zu erreichen iſt, bet der Beweglichkeit des 
Grundeigenthums im Großherzogthum durdy den Verkehr 
ein, und möchte wohl mit der Dreißigjährigen Geltung der 
Bonitirungsrefultate ſchon Tängft eingetreten fein. 

Soll die neue Bonitirung eine gleichheitliche Be— 
ſteuerung des Bodens. nad) den verfebiedenen Gulturarten 
bezwecken, jo ift zu bemerken, daß zwar der Glaube an 
eine jehr große Ungleichheit hierin und insbefondere an 
eine viel zu niedrige Belteuerung des Waldes ſehr ver: 
breitet ift, jedoch kann die Verausgabung einer halben 
Million von Seiten der Stände dem Lande gegenüber nicht 
verantwortet werden, jo lange ji dieſer Glaube nicht auf 
ganz beftünmte Ermittelungen ftüßt. 

Ganz unzuläfjig iſt der zweite Theil des Antrags des 
Herrn. Abgeordneten Sauer, den Wald ohne weitere Prüs 
fung ‚höher zu beſtenern. Eine einfeitige Befteuerung oder 
Steuererhöhung ohne pofitive Ermittelung des Ertrages, alſo 
ohne Maß auf das Geradewohl, wäre cine Maßregel, die 
dem Verlangen, Gerechtigkeit zu üben und Gleichheit. her 
zuftellen, geradesu widerjpricht, und ein Präcedenz von den 

bedauerlichſten Folgen. fein. möchte. 
Dbwohl nım der Ausschuß der Anficht ift, daß nicht 
— Beweiſe für bedeutende Ungleichheiten in der 

eſteuerung der verſchiedenen Culturarten vorliegen, um 
daraufhin 600,000 fl., vielleicht vergebens, zu verwilligen, 
ſo hält er ſich doch eben ſo wenig für competent, die Un— 
leichheit ſchlechtweg zu läugnen, vielmehr muß die Mög: 
ichkeit, Daß ſich ſeit 32 Jahren ſolche Ungleichheiten eis 
geſtellt haben, zugegeben werden, und jedenfalls iſt es 
wünjchenswerth, daß durch cine genaue Vorunterſuchung 


E 
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die Nothwendigfeit einer neuen Bonitirung erwiefen, oder 
bet gegentheiligem Refultate, die entgegengefepte Meinung 
berichtigt werde. 

Der Ausihuß beantragt demgemäß: | 

1) den Antrag des Heren Abgeordneten Sauer auf 
nene Bonttirung und  - 

2) den Antrag desfelben auf jofortige höhere Bes 
— der Wälder und Waldparcellen abzu— 
ehnen; 

3) Gr. Staatsregierung zu erſuchen, ſie möge bis 
ur nächſten Finanzperiode das Verhältniß der Be: 
pet des Bodens nad Eulturarten, dann das 

Verhältniß der Ddirecten Steuern unter einander 
möglichft genau ermitteln, und den Ständen dar: 
über Vorlage machen, zu weldyem Zwede die er: 
forderlichen Summen jeitens der Kammer bewil- 
ligt werden. | 

Da Gr. Finanzminifterium dem Ausſchuſſe erklärte, die 

vorläufig erforderliche Revifion fönne mit bereits vorhan- 
denen Mitteln beftritten werden, indem im Jahr 1856 an 
der VBerwilligung fir die Katafterfonds 9,400 fl. erjpart, 
und weiter einige Rüdzahlungen von Gemeinden für Par: 
cellenvermefjungen disponibel find, fo beantragt der Ausſchuß 

4) daß diefe Summe auf die laufende Finanzperiode 
übertragen, und der Gr. Staatsregierung für obi- 
gen Zweck zur Dijpofition geftellt werden möge, 

Diejer Antrag fteht einerfeits in vollem Einklange mit 

der gegenwärtig im Gange befindlichen Revifion der Ge: 
bäude- und Gewerbefteuer, und ihm zufolge wird anderer: 
jeit8 mit ſehr geringem Koftenaufwand feitgeftellt werden, 
ob und in wie weit die ſehr Eoftjpielige Bonitirung erfordere 
ih it. Der Ausschuß der erften Kammer ift zwar. der 
. Ücberzeugung, daß eine neue Bonitirung überhaupt nicht 
erforderlich und ift ſomit mit Antrag 1 und 2 einverftans 
den, erflärt jedoch, falls bejonderer Werth darauf gelegt 
wird, auch den Anträgen 3 und 4 nicht entgegen fein 
zu wollen. 


Ein anderer, die Directen Steuern betreffender Antrag 
des Heren Hofmann (Beilage 71) lautet: 
die Kammer wolle zu theilweifer Beichaffung der 
Staatöbedürfnifje: F 
1) eine höhere Beftenerung der größeren Gewerb- 
treibenden, 
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. 2) eine Beftenerung der Eifenbahnen und Banken 
2c. ꝛc. beſchließen. 

Die Aeußerung des Gr. Finanzminiſteriums über die— 
fen Antrag acht: dahin: | Bu | 
— zu 4. „Das Finanzminiftertum tft bereits mit einer 
„Revifion der Gewerbefteuergefeßgebung in der Richtung, 
„daß unter Beibehaltung der weſentlichen Principien der 
„beitehenden Gewerbefteuer und mit Schonung des Fleineren 
„Gewerbsbetriebes der größere und ausgedehntere Gewerbs— 
„betrieb in erhöhten Maße zugezogen werde, beichäftigt. 
„Der Gegenftand bietet aber große Scwierigfeiten und iſt 
„noch wicht fo wett: vorbereitet, daß in der nächſten Zeit 
„ein bezüglicher Gejeßesentwurf vorgelegt werden fünnte. 
„Wenn cd. übrigens aud möglich fein dürfte, Durch anges 
meſſene Modiftcationen der Gewerbeftenergefeggebung in 
„der. angegebenen Richtung den Ertrag der Gewerbeftener 
„ohne drüdende Belaftung der induftriellen Thätigkeit zu 
„baben, fo wird man dod) von dem dabei erreichbaren 
en Rejultate feine zu großen Erwartungen begen 
„dürfen. | 

zu 2. „Die Eifenbahnen, foweit fie nicht Staatseiſen— 
„bahnen find, und die Banken find ſchon nad Maßgabe der 
„beitehenden Gewerbefteuergefege beftenert. Sofern der vor: 
„Legende Antrag eine höhere Befteuerung dieſer Gewerbe: 
„unternehmungen bezwedt, iſt er ald unter. dem vorher- 
„gehenden Antrage tubegriffen, anzuſehen und beziehe ich 
„mich auf Die betreffenden Aeußerungen.“ 

Der Ausſchuß bat zu den Bemerkungen ded Gr. Fis 
nanzminifteriums zu 1 nichts beizufügen, als daß die Re— 
vifton der Gewerbefteuer-Gefeggebung möglichſt beſchleunigt 
werden möge. 

Dagegen bemerfen wir zu 2, Befteuerung der Eijen- 
bahnen und Banken betreffend: | 

Gr. Finanzminiſterium jegt voraus, daß Eijenbahnen 
und Banfen mit anderen Gewerbsunternehmumgen ganz 
leid) zu ftellen und nad der beitehenden Gewerbſteuer— 
gejeggebung zu halten jeien, daß alfo ihre höhere Befteuer 
rung nur dann erfolgen kann, wenn alle (Sewerbe Derjelben | 
— erſten — Clafje in gleichen Mage höher beftenert wers 
den. Mit dieſer Borausfegung kann fih der Ausichuß 
nidyt einverftanden erklären und zwar aus folgenden Grün: 
den: Das Gemwerbefteuergejeg beftimint für jede Klaffe den 
figen Steuerfaß, der nur ganz obeuhin der Natur der oft 
jehr verjchiedenen Gewerbe angepaßt iſt, und jucht inner 
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balb der acht Elaffen die Verjchtedenheit Des Ertrages der 
einzelnen Gewerbsunternehmungen auszugleichen durch Her: 
beiztehung der benußten Räume und der Gchülfenzabt in 
der Zufagfiener. Dieſes Princip mag fire die Gewerbe 
im Allgemeinen bei der Schwierinfeit der Erkennung ihres 
Einfonmens und den vielen Mängeln der verfchiedenen 
Beftenernugsarten fih immerhin als vorzünlid bewährt 
haben; aber es paßt nicht für Eifenbahnen und Banken. 
Da der fire Steuerfag der Natur der Sache nad) jehr 
niedrig gegriffen werden muß, fo liegt der Schwerpunkt 
der Steuer im Zuſatz. Nun ftcht aber der Ertrag der 
Eiſenbahnen und der Banfen weder mit den gebrauchten 
Gebäulichkeiten, noch mit der Zahl der Gehülfen in Jo engem 
Verhältniſſe, daß auch nur entfernt eine Zufanmenftelung 
diejer Induſtrien mit den übrigen der eriten oder irgend 
einer anderen Claſſe ftattfinden kann. Die Einreihung 
jolcyer großen Unternehmungen in das allgemeine Gewerbe: 
ſteuerkataſter ift Demnach ſchon deßhalb unzuläſſig und wird 
ed noch mehr dadurd, daß für ihren Ertrag ein ganz uns 
mittelbarer und verläfliger Maßftab in ihrer fund gege- 
benen Dividende liegt. 

Der Anficht des Ausfchuffes, daß die Regierung um 
Borlage eines befonderen Gefeges zu erſuchen jet, durch 
welches die bezeichneten Induftrieetabliffements einer Be: 
ftenerung nach Maßgabe ihrer Dividende unterworfen wär: 
den, hielten das Gr. Finanzminifterium tn der Berathung 
mit dem Ausſchuſſe entgegen: „es ſei nicht wohl zuläſſig, 
eine Gattung von Anduftrie getrennt zu befteuern, und nad) 
andern Grundjägen zu behandeln, als die übrigen; auch 
könne man nicht von vornherein überfehen, wie eine Bes 
fteuerung der Dividende wirken, ob nicht dadurch ſogar die 
Einnahme verringert werde. a. 

Eriterem Einwand fonnte der Ausschuß die Beachtung 
um jo weniger verjagen, ald er dem Zwede des Antra- 
ges nicht im Wege ftcht. Was den Mapftab der Beitene- 
rung betrifft, jo muß augegeben werden, daß vielleicht ein 
qeetgneterer Weg aufgefunden werden fünne, und überdieß 
iſt es nicht erforderlich, ſchon jet hierüber zu entjcheiden, 
indem vielmehr nah Vorlage des Geſetzes der richtige 
ag zur Beiprehung und Beihlußfaffung über dieſen 

unft gefommen fein möchte. — Bir beantragen daher: 
1) die hohe Kammer möge den Antrag des Herrn 
Hofmann auf böhere Beftenerung größerer Gewerb- 
treibenden vorläufig anf fich beruhen lafien, das 
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gegen Gr. Staatsregierung erfuchen, die Revifion 

de ee zu bejchleunigen und wo 

möglid) bis zur nächiten Finanzperiode zur Vorlage 
zu bringen. 

2): die Kanımer möge Gr. Staatsregierung erſuchen, 
in dem Gewerbefteuergejche wur. Bedacht zu neh⸗ 
men, daß für Eiſenbahnen, Banken und Actien— 

eſellſchaften überhaupt ein paſſenderer Maßſtab für 
ie yuſabſtener als der bisherige aufgenommen 
werde. 


Vierte Hauptabtheilung. 
1. Trankſteuer. 


Sie iſt für die laufende Periode mit nur 600,000 fl. 
in Anſchlag gebracht, während ſie im Staatsbudget für 
1834 mit 640,000 fl. angeſetzt war, nämlich: 
| | letzteres 


in 1834 mehr ur 
1) Zranffteuer vom Wein . 50,000 50,000 ——— 
2) " " Obſtwein 20,000 20,000 zu — 
3 „ " Bier . 120,000 110,000 — 10,000 
4 „Branut⸗ 
wen 2 2 2.2.» 260,000 240,000 — 20,000 
5) Zapfgebühr . 190,000 180,000 — 10,000 
Summe . 640,000 600,000 — 40,000 
Die Durdyfchnittserträge von 1853 waren: 
Wein Obftmwein Bier Branntwein Benlae 
ühr 
fl. fl. fl. fl. fl. 
1853 55,840 43,036 119,466 247,032 181,098 
1854 55,626 7,661 101,303 208,777 173,239 
1855 _41,260 46,489 113,110 212,140 160,563 
— 152,716 97,186 333,879 667,949 514,900 
urch⸗ 
ſchnitt 50,905 32,395 111,293 222,650 171,633 
oder 1853: 646,472 fl. 
1854: 546,606 „ 
1855: 573,552 „ 
1,760,630 fl. 
Durchſchnitt: 588,877 fl. 
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‚Einzelne Zrankftenergattungen, wie Wein, Obftwein, 
Bier, find demnach unter dem Durchſchnitte, andere Brannt- 
wein und Zapfgebühr über demjelben angeſetzt. 

Da jedod die Gefammtjumme des Voranfchlaged den 
Geſammtdurchſchnitt (um faft 14000 fl.) überfteigt, jo tft 
gegen diejen Anſatz nichts zu erinnern, und wir beantragen: 

die Summe von 600,000 fl. als Ertrag der Trank: 
fteuer in das Budget für 1853 aufzunchmen. 


Bon den 600,000 fl. werden erwartet: 


aus Ober: Starken- Rheine Summe 
befien burg heſſen 


fl. fl. fl. fl. 
1) Tranffteuer vom 
Wein . 2... 2,300 12,000 35,700 50,000 
2) Trankſteuer vom 
Obftwein ! . . 7,700 11,900 400 20,000 


3) Trunkfteuer vom 
TI A 33,000 36,000 41,000 110,000 
4) Tranffteuer vom 
Branntwein . . 121,000 » 53,000 66,000 240,000 
Zapfgebübt - . . 15,000 67,000 98,000 180,600 
Summe: 179,000 179,900 241,100 600,000 
oder nach Procenten 
Zranfiteuer - vom 
Ren . .. 4,6 24,0 71,4 100,0 
Tranfiteuer vom 
Obitwein . . 38,5 59,5 2,0 100,0 
Zranffteuer vom 


Bit .» . . 30,0 832,72 37,27. 100,0 
Zranfftener vom 

PBranntwein . 50,42 22,08 27,50 100,0 
Zapfgebühr . . 8,33 3722 54,44 100,0 


im Ganzen ... 29,83 29,98 40,19 100,0 

Demnad fällt auf Rheinheffen etwas über 10 pEt. 
mehr, ald auf jede der beiden übrigen Provinzen, die ihrer 
ſeits ziemlich gleich beiftenren. 

Jedoch find obige Summen die veranſchlagten Einnabs 
men ohne Abzug der Rücdvergütungen, welche zur Verglei— 
hung der wirklihen Steuerletitung in Abzug gebradyt wer- 
den müſſen. — 
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Die Rückvergütungen betrugen aber für Branntwein. 
(Ausfuhr und Sfiafabrifation): 
in Ober: Sturfene Rhein: Summe | 
heſſen burg heſſen 
r fl 


5 : j fl. 
1853 7601,8 7506,2 25604,5 40712,5 
1854 9517,25 7776,2 23534,4 40327,45 
1855 12850,0 11309,4 32649,0 56808,4 
im Durchſch. 9996 8864,0 27263 46116 
Die Rüdvergütungen für Bier betrugen: 
1853 239,6 404,6 6896,6 7540,9 
1854 197,1 694 6156,7 64233 
1855 289,0 268,6 5140,0 5697,6 
im Durchſch. 241,9 247,5 6064,4 6553,9 | 
Rechnet man diefe Rüdvergütungen ab, jo ftellt fich der 
Steuerantheil in Procenten 
Dber- Starken: Rhein» 


- befien burg heſſen 
Ttanffteuer vom Wein. . . 46 240 71,4 
. „ Obfimen . . 385 595 20 


„ „ Bier * J 31,67 34,56 33,77 
* „ Bramutwen . . 57,26 22,76 19,98 
Zapfgebüht . . .. 833 3722 54,44 


im Ganzen . 2... 30,84 31,20 37,96 


Dber: Stufen: Rheine im Großber: 

heilen. burg. heilen. zogthum. 
(298 939 (312,630 (224,855 (836,424 

Erw.) Einw.) Einw.) Einw.) 


fl. fl. fl. fl. , 
Mein 0,008 0,038 0 160 0,060 
Obſtwein 0026 0,038 0,001 0,024 
Bier 0,110 0,114: 0,155 0,124 


Branntwein 0,370 0,141 0,172 0,231 

Zupfgebübr 0,050 0.214 0,436 0,215 

im Gaumen 0,564 0,546 0,924 0,654 

oder circa sh 27: 3335 39,2 ft. 

oder in einfachen Zahlen ftellt fi der Antheil an der 

Tranffteuer in den drei Provinzen obiger Ordnung nad) wie 
3: 3:9: 
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Diefe Zahlenverhältniffe werden in dem Bericht über 
das Finauzgeſetz zur Beurtheilung der von Großh. Staats: 
regierung vorgefchlagenen Erhöhung der ZTranffteuer von 
Wein und Branntwein in Betracht genommen werden. 


Obwohl .nicht die Tranffteuer, jo doch) eine Conſumtions— 
fteuer betreffend, mag. bier ein Antrag der Majorität des 
Ausſchuſſes feinen Pla finden, dahin gehend: 

Hohe Kammer möge. Gr. Staatsregierung erſuchen, 
Mittel und Wege zu finden, um den Tabak in irgend 
einer Form ald eine luzuriöfe Comjumtion zu bes 
fteuern, — 

Referent iſt dieſem Antrage, als im Großherzogthum 
allein nicht ausführbar, nicht beigetreten. 


-2) Salzregie 
Das Staatöbudget Voranſchlag letzterer 


für 183%. für 1831, mehr 
; fl. fl. ‚ fl. 
enthält | 699,485 741,912 42,427 


Nach einer Bemerkung Gr, Staatsregierung „gründet 
„fich der höhere Anfchlag für für 183% hauptſächlich auf 
„Die Vermehrung des Abfapen an Viehfalz, und dürfte nur 
„dann wirklich eintreten, wenn der Abſatz an Kochjalz gegen 
„den Durchſchnitt von 1833 gehalten, ſich nicht ungünftiger 
„Stellt; was namentlich in Rheinheſſen zu bejorgen fteht ‘ 


Die Einnahme wird aus den drei Provinzen in folgen: 
dem Verhaͤltniſſe erwartet: 
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J. Kochſalz. 








1719 135,336] 671,517124 


Oberheffen | 44,992 44,992 - — — 

Starkenb. | 46,4501 250 46,7001 233,437 30 

Rn 40,311] 1614 | 1719 | 43,644] 213,117 54 
m Gro 

RR 131,753] 1864 


IL Tafelſalz. 


Et. a 10 fl. 
Oberheſſen > u 5? 
Starfenburg 20,0 200 fl. 
Rheinheſſen 58, 1. . 587 fl. 6 fr. 
BI 1: a ur 30% 811 fl. 6 fr. 


III Biehjalz. 


Säde von 50 Pfd. à 1 fl. 28 fr. 
Säde. fl. 
Oberheſſen 10,083 . 13,444,66 
Starfend. 11,500  . 19,333,33 
Rheinheſſen 27,127 . 36,169,33 


48710 .. 64,947 fl. 20 ‚fr. 
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IV, Erlös aus verfauften Säden und 
Tonnen, 
Oberheſſen 261 fl. 6 kr. 
— 2,478 fl. 39 kr. 
Rheinheffen 1,104 fl. 29 kr. 
3,844 fl. 14 kr. 


V. Verſcledene Einnahmen. 


Oberheſſen 

Starkenburg 750 , — fr. Bauſch— 
ſumme für 
MWimpfen 


Rheinheſſen 42 fl. 15 kr. 
792 fl. 15 fr. 


fl. 
Am Ganzen: Oberheſſen 238,692 
Starfendurg 252,199 
Rheinheſſen 251,021 
741,912 fl. — kr. 
Der Bedarf an Kochſalz war in den 3 Jahren 1833 
1853 1854 1855 
Oberheſſen 43.946 45,767 45,264 
Starfenburg 45,956 47,223 46,880 
Rheinheſſen 45,710 43,674 41,547 


135,612 136,664 133,691 Säcke. 


Eine Abnahme iſt daher in Rheinheſſen allerdings vor⸗ 
handen und zwar von Jahr zu Jahr um circa Säcke 
Im Ganzen überſteigt jedoch der Durchſchnittsbedarf der 
3 Jahre den Voranſchlag um 3700 Süde. 

Der Bedarf an Viehſalz, welches erft jeit den zwei 
Jahren 1854 und 1855 zu billigerem Preiſe abgegeben 
wird, betrug 1854 1855 

in Oberbefjen > Es 9,994 10,173 

„ Starkenburg a 12,580 10,381 

„Rheinheſſen ... 24,905 29,350 
47,479 49,904 Säcke. 

Er hat demnach in Oberheſſen und beſonders in Rhein⸗ 
heſſen in den zwei Jahren zugenommen und in letzterer 
Provinz den Ausfall an Kochſalz hierdurch gedeckt. Dagegen 
hat er in Starkenburg im zweiten Jahr wieder abgenommen. 
Der Voranſchlag iſt etwas höher als der Durchſchnitt der 
zwei Jahre. 

5 
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Die Erträge der Salzregie im Ganzen waren 
1853 . 2°» + . 2096 s 
1854: 2... . 744,452 fl. 
1855. . 2... 737,062 fl. 


Durbihnitt . . +. 730390 fl. 

Da der Voranſchlag diefen Durdjchnittdertrag um 
11,520 fl. überfteigt, finden wir nichts Dagegen zu erinnern 
und empfehlen der hohen Kammer | 

die Summe von 741,912 fl. als Ertrag der Salzregie 
in das Budget für 1833 aufzunehmen. 


3) Sagdwaffenpäfie. 


Der Voranſchlag für 1834 hat den Bırdgetjag von 183% 
mit 18,000 fl. unverändert aufgenommen. 
Der wirkliche Ertrag war 
1851: 17,976 fl. 
1852: 16,312 „ 
1853: 19,943 „, 
1854: 18,585 
1855: 17,388 „, 
Der Durhhfchnittsertrag von 1853 — 18,636 fl. oder 
636 fl. höher als der Boranichlag, da jedoch in den genannten 
drei Jahren eine ftetige Abnahme eintrat, jo ift gegen die 
Hinweglaffung der 636 fl. nichts zu erinnern. Wir bean: 
tragen: 
die Aufnahme von 18,000 fl. in das Stantöbudget 
für 1832. | ; 
. 4) Matnzölle, | | 
Auch diefe Pofttion ift mit 15,000 fl. unverändert aus 
dem Stantsbudget für 1834 in den Hauptooranjchlag für 
1837 aufgenommen. | 
Der Ertrag war 1851: 14,042 fl. 
1852: 15,740 „, 
1853: 16,025 „ 
41854: 18,068 „ 
1855: 15,079 „ 
Durchſchnitt der legten 3 Jahre — 16,391 fl. oder 1391 fl. 
als der Voranfchlag, wobei in den letzten fünf 
abren ein einziges hinter dem Boranfchlag zurückblieb. 
Da jedoch der hohe Durchſchnittsertrag vorzugsweiſe durch 
die beſonders große Einnahme des Jahres 1854 bewirkt 
ift,, und diefe nur Folge eines außerordentlich ſtarkfen Frucht— 
Handels im genannten Jahre war, da überdieß der Durch— 
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fchnitt der fünf Sabre 1851—1855 fh nur wenig böber 
al 15,000 fl. ftellt, jo beantragen wir: 
die bobe Kammer möge al8 Ertrag der Mainzölle 
die Summe von 15,000 fl. in das Staatsbudget Für 
1834 aufnehmen. 


5) Rheinſchifffahrtsoctroi. 
Die Nettoeinnahme ift veranfchlagt im Budget für 
185 1834 1857 mehr 
204 530 fl. 220 ‚000 fl. 15, AO fl. 
und zwar wird Diefes Mehr erwartet aus — Ein⸗ 


nahme mit . j . 6,450 fl. 
und aus Koſienerſparniſſen Mn 9,020 — 
15,470 fl. 


A. Einnahme. 


Die conventionsmäßigen Einnahmen beim Rheinzollamte 
Mainz erſcheinen im 
Staats⸗ Voran⸗ Letzterer enthält 
budget chl 
mehr weniger 
| a SE fl. 
mit © 2. . 370,000 460,000 90,000 — 
Hiervon find | 
in Abgang gelegt: 
Ausfälle und Zoll- 
nachläffe in Folge e 
von  Staatöver- 
frägen . 2... . 180,000 280,000 80,000 100,000 — 


bleibt ueberſchuf yuß 190,000 90,000 18000 — 10,000 


Dagegen find die Herauszahlungen von anderen Ufers 
ftaaten angenommen 
in letzterem 


1833 1853 mehr weniger 
fl. fl. fl. fl. 
von Naffau . . 1,550 6,000 4450 °— 
» Baden . . 70,000 82,000 12,000 — 
Summe . . 71,550 88,000 16,550 — 
u a 
Einnahme. . 50 509 — — 


J—— . 261,600 268,050 6,450 — 
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B. Ausgaben. 


Angejegt im Staats: Voran— in leßterem 
Er 10 er mehr weniger 
57,070fl. 48,050f. - —  9020fl. 


und zwar iſt der Keftenanjag erhöht 
1) für die Beamten des Rheinzollamted 
a. fixer Gehalt um. . 2 2 2 20.2600 fl. 
Diefe Erhöhung wird motivirt durch die neue Organi- 
jation des Rheinzollamtes einschließlich des Hafencommilja- 
riates, in Folge welcher zwar die fixen Gehalte erhöbt, 
Dagegen ein Theil der Remijen bejeitigt und die Koften 
der Rocalverwaltung jährlich um 1640 fl. erniedrigt worden, 
jo daß das jetzt vorliegende Bedürfniß nicht ganz 5,6 pCt. 
der veranjchlagten Einnahme des Rheinzollamtes abjorbirt. 
Niedriger als in der vorigen Finanzperiode find angelegt: 
Dane Be re ee DORT 
2) für Gehalte, Bureaufoften und Remifen 
der Beamten des Hafencommiljartat® . . 3,350 fl. 
II. Gentralcommiffiond- und Gentralverwal: 
TURGBEOBEN. u 33 fl. 
III. Für die Aichanſtalt, in Folge des Ab— 
lebend des, bierunter bisher mit 4 der Penfion 
inbegriffenen vorbinigen Aiheommtffärs . . . 200 fl. 
‚VI Penſionen, in Folge des Ablebens ver: 
ſchiedener, theils gemeinchaftlicher, theil® privativ 
Großh. Penfionen um. . 2 2 22020201208 fl. 
VII. Ausfälle, Nachläſſe einſchließlich der 
Rüdvergütung des preußifchen Nheinzolles . . 3,900 fl. 
IX. Herauszahlungen an andere bei der Ein- 
nahme betheiligte Uferftaaten um . . 2. . 2,020 fl. 
X. Außerordentliche Ausgaben um . . . 14 fl. 
2 11,620 fl. 
ab die Erhöhung von . . 2,600 fl. 
bleibt Koftenerfparmiß . . 9,020 fl. 
Die übrigen Poften find unverändert im VBoranjchlag 
aufgenommen, und ergibt fi demnach ein Voranfchlag der 
Einnahmen.. ern .. 
Ausgaben 


* * 4 


Sa 48,050 fl. 
bleibt Nettoertrag . . 220,000 fl. 
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Der wirkliche Ertrag des Rheinoctrois war Dagegen (mit 
Weglaffung der Kreuzer) 1851: 200,113 fl 
1852: 219,442 .,, 
1853: 223,904 ,, 
1854: 258,573 , 
1855:- 281,937 „ 
Der Durchſchnittsertrag aus den fünf Jahren 236,794 fl. 
aus den legten 3 Jahren . 2 00 254,805 fl. 
demnach bleibt der Voranſchlag zurüd gegen den 5jährigen 
Durchſchnittsertrag um een no. 16,794 fl. 
gegen den Zjährigen Durchſchnittsertrag um . 32,805 fl. 
Ein genügender Grund hierfür iſt bei dem beträchtlichen 
hoheren Steigen des wirklichen Ertrages nicht vorhanden, 
es erſcheint vielmehr der Duͤrchſchnittsertrag der 5 legten 
Jahre nody als ein jehr mäßiger Voranſchlag; wir bean 
tragen daher: | 
hohe Kammer möge ftatt der veranſchlagten 220,000 fl. 
vielmehr 237,000 fl. (oder 17,805 fl. weniger als 
den dreijährigen Durchſchnittsbetrag) in das Staats: 
budget für 1834 aufnehmen. 


6) Ehauffeergeld. 
Das Budget der Voranſchlag Letzterer 
für 18%4 für 1833 weniger 
entbäit 185,000 fl. 180,000 fl. 5000 fl. 
Die wirflihe Einnahme betrug 


in Dber- in Starken» in Rhein, Summe 
heſſen burg heſſen 
—77 7 nd "Ta PO kr. fl. lr. 
1853 . . 63,528 36 61,686 24 60,036 42 185,251 45 
1854 . . 62,825 29 59,697 32 54,858 15 177,424 19 
1855 . . 60,300 21 57,680 45 53,964 5 171,950 11 
im 5 
Durchſchnitt 62,231 28 59,689 54 56,286 22 178,207 44 
Der Durchichnittsertrag für die Periode 1853 war 188,030 fl. 
Bei dieſer ſichtbaren jährlichen Abnahme des Ertrages 
haben wir gegen einen geringeren Voranſchlag für die Pe— 
viode 1834 nichts zu erinnern und beantragen? | 
die Aufnahme von 180,000 fl. in das Staatöbudget 
für dieſe Finanzperiode. 
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7) Brüdengeld und für Ueberfahrten. 
Im Staats: im Boran- im leßteren 


budget ag 
für für 1881 mehr 
aufgenommen mit 88,000 f. 89,000 fl. 1000 fi. 
Die Erträge waren 1853: 89,104 fl. 30 fr. 
1854: 88,566 „ 46 „ 
1855: 89,515 „ 36 „ 
Durchſchnittsertrag: 89,062 „„ 17 u 
Da der Voranichlag mit dem Durchſchnittsertrag Der 
Jahre 1853 übereinftimmt, 
finden wir gegen dejien Aufnahme in das Staats— 
budget nichts zu erinnern. 


8) Einnahme aus Öffentlihen Waagen. 


Der Boranfchlag hat Hier den Budgetjah von 600 fl. 
unverändert aufgenommen. 
Der wirkliche Ertrag war — : 759 fl. 27 kr. 
1852: 


1 „ 


1855: 
im Durdfchnitt der 5 Jahre . . 867 fl 
der legten 3 Jahre » 2202.96 fl. 

Der Boranjchlag entſpricht demnach dem Durchfchnitts- 
ertrag feineswegs. Da jedoch laut Mittheilung des Großh. 
ln in Folge eines früheren ftündifchen Ge— 
uches der MUebergang der Waage zu Darmftadt in das 
Eigenthum der Stadt in naher Ausficht fteht, fo bean- 
tragen wir: 

die vorgejchlagene Summe von 600 fl. in das Staats: 
budget aufzımehmeit. 


9) Syorteln. 


Das Staatsbudget der Voranſchlag Letztere 
für 183% für J weniger 
entbält . . . 75,000 fl. 72,000 fl. 3000 fi. 
Die wirklihe Einnahme betrug 
1851: 77,202 fl. 
1852: 76,325 „ 
1853: 73,504 „ 
1854: 71,902 „ 
1855: 72,126 7) . 
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im Durchſchnitt der lebten 3 Sabre 72,512 fl. Mit Rüd- 
fiht hierauf und bei der auffälligen faft ftetigen Abnahme 
jeit 1851 beantragen wir: _ 
die Summe von 72,000 fl. in das Staatäbudget auf: 
zunehmen. 


10. Stempel. 


Das Staatsbudget Der Voranihlag Letzterer 
für 183% enthält für 1834 weniger 

500,000 fl. 480,000 fl. 20,000 fl. 

Gr. Regterung bemerkt hierzu: 
„Obgleich diefe Summe gegen: die jährlibe Annahme 
„im laufenden Staatsbudget um 20,000 fl. weniger ift, jo 
„ann dennod) eine höhere Einnahme für die nächite Finanz: 
„periode nicht in Ausficht genommen werden, da der Er: 
„trag von 1855 ſich nur auf 481,407 fl. belaufen Hat und 
„auch diefe Summe nad) den bis jegt bekannten Ergeb: 
„niſſen im laufenden Sabre böchftwahrjcheinlich nicht erreicht 
„werden wird, die Urſachen der bedeutenden Berminderung 
„des Stempelertrages aber in Verhältnifien zu juchen find, 
„die in den nächftenahren vorausfichtlich Fortwirken werden.” 

Der wirklihe Ertrag des Stempel war 

1851: 491,053 fl. .: 
1852: 511,334 „ 
1853; 496,110 „: 
1854: 504,054 
1855: 481,407 „ 
1856 nur: 460,000 „ 

Hieraus ergibt fih als Durchſchnittsertrag der drei 
Sabre 1832 493,857 fl. oder um 13,800 fl. mehr als der 
Boranfchlag. 

Da jedoch ein Rüdgang des Stempelertrages im Allge— 
meinen nicht zu verfennen ift, und insbeſondere feit den 
‚legten 3 Jahren jährlich eine Abnahme von 20,000 fl. ein— 
trat, jo findet der Ausfchuß die beträchtliche Erniedrigung 
des Voranſchlags gegen die Summe des Staatöbudgets 
von 1854 für gegründet und beantragt daher: 

Hohe Kammer möge die Summe von 480,000 fl. 
in dad Budget für 1837 aufnehmen. 

Zugleich bemerfen wir, daß die Einnahme aus dem 
Stempel wahrjcheinlih auf ein größeres, jeinem Zwecke 
entfprechendes Maß gebracht werden mird, wenn die einzel» 
nen Anfätze den dermaligen Verhältnifien angepaßt werden, 
wenn insbejondere in dem Kontraftenftempel, gleich wie in 


1 
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anderen Staaten, die Abgabe mit dem höheren Werthe in 
angemefjenerer PBroportion fortjchreitet, wenn ferner Die mit 
den Gonceffionsertheilungen verbundenen Gebühren dem 
höheren Ertrag det Geſchäfte gemäß erhöht werden. 

Indem dieß unmaßgeblich, bloß beiſpielsweiſe, angedeutet 
wird, beantragen wir: 

Die hohe Kammer wolle die Gr. Staatsregierung 
erſuchen, daß fie die Stempelordnuug einer Revifion 
unterwerfe. 

In Bezug auf den Stempel liegt ein Antrag des Herrn 
Abgeordneten Hofmann (Beil. Nro. 71) vor, dahin gehend: 

| Die Kammer wolle eine etwa das Dreifache des 

jeßigen Betrages erreichende Befteuerung des Karten: 
ftempel8 und deflen Ausdehnung auf Rheinheſſen zc. 
beichließen. 

Auf das Erjuhen um gefällige Meinungsäußerung er 
hielt Referent von Seiner Excellenz dem Hräffdenten des 
Stnanzminifteriums folgende Antwort: | 

„Ein ähnlicher Antrag wegen des Kartenftempels wurde 
„bei den Verhandlungen über das Staatsbudget von 1834 
„von dem Finanzausſchuß der zweiten Kammer geftellt, die 
„damals gegen denjelben geltend gemachten Gründe beftehen 
„meines Erachtens fort.” 

Diefe Gründe find im Weſentlichen: „daß es nicht 
„weckmäßig ſei, die Stempelabgaben für Spielkarten 
„auch in Rheinheſſen einzuführen, jv lange überhaupt noch 
„die Verfchiedenheit der Stempelabgaben in den Diefjeitigen 
„Provinzen und in Rheinheſſen befteht. Der Karten- 
„ſtempel jet eine fo ſchwer zu conteolirende Steuer, daß 
„man wohl Bedenken tragen muß, diefelbe in einem Lan— 
„destheile, in welchem man an fie nicht gewöhnt ift, neu 
„einzuführen und die Uebereinſtimmung der Gefeßgebung 
„gerade in diefem Punkte zu erftreben, während es im 
„Uebrigen bei den beftehenden Berjchiedenheiten bleibt. — 
„Der Antrag, den Kartenftempel für die dieljeitigen Pro: 
„vinzen zu erhöhen, werde wahrſcheinlich feine Erhöhung, 
„iondern nur ein Herabgehen des jeitherigen Betrages zur 
„Folge haben. Der Kartenftempel jet eine ſchwer zu contro— 
- „lirende Einnahme, fie fönne leicht umgangen werden, was 
„befonders in anderen Staaten, wo der Kartenftempel höher 
„als bei uns, zu erjeben ſei. Weil bei und der Karten: 
„Stempel fo niedrig, die Strafe dagegen verhältnigmäßig 
„ſehr hoch, halte e8 Niemand der Mühe wertb, fie zu ums 
„gehen. Würde aber dieſelbe erhöht, jo würden ‚gewiß 
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„bedeutende Defraudationen vorfommen, und man jolle 
„Mh hüten, eine Abgabe zu erhöhen, die nicht contro- 
„litt werden fanı. Würde die Abgabe in Rheinheſſen ein: 
„gefühl, jo würde fie gewiß einer bedeutenden Abneigung 
„begegnen, und es ließe fi) vorausjehen, daß Diejelbe dort 
„auch jehr wenig ertragen und fehr viel umgangen werden 
„wird.“ Die Provinz ARheinhefjen ſei von drei Seiten vom 
„Ausland umgeben, man werde aljo Gelegenheit genug 
„haben, Karten vom Auslande zu beziehen.“ 

Mas nun die Einführung des Kartenftempels in Rhein: 
heſſen betrifft, jo ift diefe eine Forderung der Gerechtigkeit 
und Billigfeit. Der Kartenftempel ift nicht eine Gebübr 
gleid) dem Prozeßſtempel, welche außer Zufammenhang mit 
den übrigen Gebühren der Provinz Rheinheſſen nicht auf: 
gebürdet werden fünnte, da fie ein eigened Syftem der 
Gebühren hat; ex ift vielmehr eine Conſumtionsſteuer, gleich 
der Tranffteuer, der Hundefteuer ꝛc. 2c., und fein Grund 
Ipricht dafür, die Beftenerung dieſer Conjumtion in den 
verfchiedenen Provinzen verſchieden zu halten, während alle 
übrigen Gonfumtionsfteuern auf die gleichen Dbjecte nad) 
gleihem Mapftabe aufgelegt find. Auch Hat früher in 
Rheinhefien in der That eine Kartenfteuer beftanden. 

Wir beantragen daher: | 
Hohe Kammer möge den Antrag des Herrn-Abge- 
ordneten Hofmann, dahin gehend, daß der Karten: 
ftempel in gleihem Maße, wie in den diefjeitigen 
Provinzen, auch in Rheinheſſen eingeführt werde, 
genehmigen und demgemäß die dem Bevölferungs- 
verhältniſſe beiläufig entiprehende Ertragsſumme 
von 700 fl. in das Staatsbudget für 1837 auf— 
nehmen. 

Die Majorität des Ausſchuſſes erſter Kammer ift dem 
Antrage beigetreten; ein Mitglied dejjelben erklärte fi 
Dagegen. | 

Dagegen erregt die beantragte Erhöhung des Karten: 
ſtempels auf das wenigftens Dreifache vorläufig gerechtes 
Bedenken. Nah der im Großherzogthbum geltenden Bor: 
Ichrift ift nur Das Spielen mit ungeftempelten Karten 
verboten, nicht deren Verkauf. Dadurch ift die Eontrole 
ſehr beichränft. Sie ift nothdürftig gemügend in öffent: 
lichen Localen, in Wirthshäufern, Dagegen fehlt fie gänzlich 
in Privathäufern und es ift unbeftimmbar, wie weit bier 
die Defraudation geht. Sollte fie auch bei der jeßigen 
geringen Abgabe unbedeutend fein, jo wird fie gewiß nach 
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Maafgabe der Erhöhung zunehmen; eine Erhöhung auf 
das Dreifache, wie fie beantragt ift, würde daher nur einen 
verhältnißmäßtg geringen Einnahmezuwachs, Dagegen ges 
häufte Defraudationen zur Folge haben. Ehe an Erhöhung 
des Kurtenftempeld gedacht werden darf, muß daher eine 
‚andere Erbebungsmetje eingeführt werden. Gleich mie in 
anderen, wabrjcheinlich in den meiften, Staaten muß der 
Stempel von den Fabrifanten und Verkäufern erhoben wer: 
den, jo daß Niemand eine ungeftempelte Karte im Inlande 
verfaufen darf und kann, Referent ftellte eine Anfrage in 
diefem Sinne an Großh. Finanzminifterium und erhielt fol- 
gende Antwort: | 
„Das beftehbende Verbot des Spielens mit ungeftem- 
„pelten Karten reicht aus, um den Gebrauch in Wirths— 
„bäufern und andern öffentlichen Localen, in welcher die 
„Ausübung der Aufficht feinem Anftand unterliegt, mit 
„Erfolg zu verhindern. Bon dem Gebrauche folder Karten 
„im Privathäuſern läßt fich freilich nicht dafjelbe fagen. 
„Indeſſen glaube ich Doch nicht, daß, fo fange der Karten: 
„ſtempel jo mäßig bleibt, wie er gegenwärtig ift, häufige 
„Defraudationen in Privathäufern vorfommen, und ich muß 
„bezweifeln, daß der Mebrertrag des Kartenftempels, der 
„durch ein Verbot de8 Berfaufes ungeftempelter Karten 
„erzielt werden könnte, im Verhältniſſe zu den durch Hand: 
„habung dieſes Verbots verurſachten Beläftiaungen flehen 
„würde. Die Verhütung des Verkaufs ungeſtempelter Kar— 
„ten würde jedenfalls ſehr ſchwierig und da es faſt unmög— 
„lich wäre, die contravenirenden Verkäufer bei der einzelnen 
„Verkaufshandlung zu betreten, oder ihn deren zu über— 
„führen, wenn man nicht zu dem gehäſſigen Mittel der 
„Inducirung zur Uebertretung Seitens der Verwaltung 
„ſchreiten wollte, ſo müßte nicht nur der Verkauf, ſondern 
„auch der Beſitz ungeſtempelter Karten den Händlern ver— 
„boten und das Aufſichtsperſonal angewieſen werden, von 
„Zeit zu Zeit bei den Händlern Unterſuchen ihrer Vorräthe 
„an Karten vorzunehmen, um ſich zu überzeugen, daß die— 
„ſelben ſämmtlich geſtempelt ſind. Ferner müßten die Kar— 
„tenfabriken einer Controle ihrer Fabrication und ihres 


„von der Stempelung frei zu laſſenden Abſatzes nach dem, 


„Auslande unterworfen werden. Mit allen dieſen Control: 
„maßregeln wäre aber doch nicht gehindert, daß Perſonen, 
„welche den Kartenftempel umgeben wollen, fih in dem 
„nahen Auslande, insbefondere in Frankfurt, mit nngeften- 
„pelten Karten verjehen, und man hätte daher mit vichen 


En nn HE 


—ñi⸗ 
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„Beläftigungen und mit einer Beeinträchtigung des inlän- 
„ländiſchen Handels mit Spielfarten doch nur eine mangel- 
„bafte Gontrole erreicht. In größeren Staaten mag dus 
„fragliche Verbot eher jeinen Zweck erfüllen; bei den Ver— 
„hällniſſen des Großherzogthums würde aber meiner Anz 
„ſicht nach wenig damit gewonnen ſein.“ 


Dieſe Antwort konnte die Anſicht des Ausſchuſſes nicht 
ändern. Es iſt darin anerkannt, daß eine Controle in 
Privathäuſern nicht möglich iſt. In Bezug auf die Be— 
denklichkeiten, welche dem Verbote des Verkaufs unge— 
ſtempelter Karten entgegengeſetzt werden, möchte zu be— 
merken fein, daß Fabrikant und Verkäufer fein Jutereſſe 
haben, durch Umgehung der Vorſchrift ſich entſprechen— 
den Strafen auszuſetzen, daß dagegen die bei dem 
Verkaufe geſtempelten Papiers übliche Methode, bei Ab— 
nahme im Großen, bier dem Fabrikanten und Händler, 
einen entiprechenden Erlaß zu bewilligen, diejer fichere, wenn 
auch Eleine Gewinn jelbft der Umgehung der Vorſchrift vor— 
beugt. Der Abjag ungeftempelter Karten in's Ausland tft 
auch in anderen Staaten, in welchen die bier beiprochene 
Methode der Erhebung üblich ift, geftattet, und Diefelben 
Maußregeln, welche dort genügen, werden auch im Groß: 
berzogtbum den Dienft nicht verfagen. Gewichtiger tft der 
Einwurf, welcher aus der bejonderen Rage des Großher— 
zogthbums hergeleitet ift, nämlih die Schwicrigfeit , das 
Eindringen der Karten vom Auslande, namentlich von 
Frankfurt, zu verhindern. Sedo tft nicht zu übeſehen, daß 
diefer Mißſtand ſchon jegt befteht, und DAB demnach in 
nn Beziehung eine Berfchlimmerung nicht zu erwarten 
ebt. 


Der Ausſchuß ift überzeugt, daß die Großh. Staats: 
regierung die angeführten Schwierigfeiten leidht aus dem 
MWege räumen werde, daß dann nicht nur Schon bei dem 
jeßigen Stempelfage eine höhere Einnahme ſich ergeben 
werde, fondern das insbefondere der ſchlimmſte Mißſtand 
der jeßigen Erhebungsweife bejeitigt wird, nämlich der, 
daß der eine Theil der Zahlungspflichtigen unter Gontrole 
gehalten wird, während der größere Theil, ohne alle Con— 
trole, fid) feiner Pflicht entziehen fann. — 

Er jiellt Daher den Antrag: , 

Hohe Kammer wolle 


1) den Antrag auf Erhöhung des Kartenflenpels ab: 
lehnen, 
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2) die Staatsregierung erjuchen, fie möge den Berfauf 

ungeftempelter Karten verbieten. — 

Ein weiterer Antrag des Herrn Abaeordneten Hofmann 
gebt dahin, die mit bezahlter Mufif ftattfindenden Tanz— 
beluftigungen in Privathäufern mittelſt eines Conceſſions— 
ftempel8 zu befteuern. 

Auf geſchehene Anfrage bemerkt hierzu das Großherz. 
—— 

„Die vorgeſchlagene Beſteuerung der Tanzbeluſtigungen 
„mit bezahlter Muſik in Rrivarbäufern werde feinen nen— 
„menswerthen Ertrag liefern, wohl aber zu gehäſſigen Auf: 
„ſichtsmaßregeln führen und fann daher nicht empfohlen 
werden,” 

Der Ausſchuß findet diefe Bemerkung richtig und bean: 
tragt daber, 

Hohe Kammer möge obigem Antrage des Herm Ab- 
geordneten Hofmann nicht zuftimmen. 
11) Eollateralgelder. 
Das Budget für Voranſchlag Letzterer 
183% 1831 mehr 
enthält 60,000 65,000 5,000 

Großherzoglihe Staatsregierung motivirt dieſen Vor: 
anichlag, wie folgt: „die Einnahme an Collateralgeldern 
„hat in den Sahren 1853 durchſchnittlich jährlich 69,689 fl. 
„und im Sabre 1855 insbeſondere 67,595 fl. betragen. 
„Die Einnahmen des laufenden Jahres ſcheinen, nach bis 
„jebt befannten Ergebniffen, jene des vorangegangenen nicht 
„ganz zu erreichen.” 

Wir bemerken, daß für den Voranſchlag der Collate- 
talgelder, als einer rein zufälligen Einnahme fein Maaß— 
ftab befteht, al8 der Durchſchnitt einer Reihe von Jahren. 
Iſt das Fefthalten an den Durchſchnittserträgen in allen 
Hüllen zu empfehlen, in welden nicht befondere Gründe 
für eine Abweichung nach unten oder oben fprechen, jo ift 
es gewiß unerläßlid), wo ſolche Gründe nicht beftehen können. 

Der wirklihe Ertrag der Collateralfteuer war: 

4508: 5 2/5 . 74,047 fl. 
4892 4. 5.5. % 0 4. 08,808; 
12x): We 680 
11. 3 % 3% & 0033, | 
TS0D 5: u: 3: 8 u (BEDDR 
Der Durchſchnitt der 3 Jahre 1834 ift demnach) 69,689 fi. 
u 2 „ D Sabre 1834 ſogar . 70,283 fl. 
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Wir beantragen daher: 
die Einnahme an Collateralgeldern mit 69,000 fl. 
in dad Budget von 1834 aufzuuehmen. 


12. Abgabe von Hunden und Nachtigallen. 
Diele Pofition ift, wie im Budget fir 183%, mit 
40,000 fl. im Boranjchlag aufgenonmen. Der Erinag war: 
1853... 2... IST, 


1A: = 5.0 war 40er, 
1855... » 2-0: 89989, 
im Durhichnitt. . » x. 42,567 „ 
vder 2,567 fl. höher, als der VBoranjchlag für 1837. Diefe 
geringere Veranſchlagung fann um jo weniger beanftandet 
werden, als einerjeit3 der Ertrag jührlid abgenommen 
bat, andererſeits im Zwecke der Steuer fogar noch eine 
weitere Abnahme liegt. | : 
Wir beantragen 
die Aufnahme von 40,000 fl. unter obiger Rubrik in 
das Staatöbudget. 


13. Zollgefälle. 
Das Staatsbud- Voranſchlag Letztere 
get für 183% für 1333 mehr 
enthält Ä 
Nettoeinnahme 1,000,200 fl.  1,090,000 fl. 89,000 


und zwar 
I, Die Einnahme 
1834. 1833 letztere 
mehr. 
I. An gollgefällen aus; 
Erhebungen der Großh. 
Ta RES 
. An Zollgefüllen aus 
- der Erhebung von Solläm- 1,100,812 1,199,907 99,095 
tern anderer Vereinsſtaaten 
in Folge der Zollabrechnuug 
incl. der Rübenzuckerſteuer 
III. An Rebeneinnahmen 270 430.- 160 
IV. Miethe von Amts: J 
——— und Zollgebäu— 


J a TR Re a Re 244 309 65 
V. Außerordentliche Ein- 
nahmen . x 2 20.0. 400 600 200 





1,101,726 1,201,246 99,520 
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Die Gr. Staatsregierung bemerkt zu I. und II.: „Bei 
„Berechnung der Einnahmen aus Zollgefällen find nur die 
„Refultate des Jahres 1855 zu Grunde gelegt worden, 
„weil dieſes als das erfte normale jeit Erweiterung des 
„Yollvereind durch den Anjchluß von Hannover und Olden— 
„burg betrachtet werden kann, und die Zuziehung der Jahre 
„1853 Wd 1854 zu Durchſchnittszahlen Nipren würde, Die 
„geringer wären, als die mwahrjcheinlih in der nächften 
„Finanzperiode zu erwartenden Erträge.“ 

erner zu IIL: „Nach den Erfahrungen der legten 
„Jahre ift die um Etwas höhere Veranſchlagung Diefer 
„Einnahme zuläſſig.“ 

u IV.: „Der Mehrbetrag von 65 fl. in dieſer Po— 
„ſition befteht im der Mietbe für Die Amtswohnung des 
„Rendanten bei dem neu zu errichtenden Hauptzollamt 
Darmſtadt.“ 

II. Ausgaben. 
Letzterer 


1834 1932 mehr weniger 
A. Boniftcationen und | 


Neftitutionen . . . 4350 3600 — 750 
B. Rofalverwaltungsfoften 62,750 65,120 2,370 — 
O. Centralverwaltungs— 

koſten.. 18,420 18920 500 — 
D. Allgemeine Koſten und | 

Zaften der Zollverwal- 

1 
E. Antheil anderer Re: 

gterungen an der reinen 

Einnahme der Zollge- 

1. 


11,871 12,804 933 — 


12,000 12,000 — — 
109,391 112,444 3,053 — 
In den Ausgaben finden fih Erhöhungen 
unter A. I. Steftitutionen wegen irriger Anfüge mehr 
nah den Durchjchnittdergebniffen von 1833 . . 150 fl. 
B. I. Gehalte für 20 Aufſeher zur Schiff: 
- beglettung. Nach einer von den Zollvereinsregie- 
rungen getroffenen Verabredung Fönnen den zum 
Schiffsbegleitungsdienfte verwendeten Auffehern, 
deren Gehalte dem Verein in Aufrechnung kom— 
men, der Theuerung wegen, Zulagen von 17 F 
jährlicdy) gegeben werden, daher die Erhöhung um 595 fl. 
zu übertragen 745 fl. 
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mebr 
Uebertrag 745 fl. 
I. ——— des Perſonals der Hauptzoll- 
ämter (worüber die Erläuterung jpäter) . . . 4,735 fl. 
VIII Amtsumkoften. Durch die Vermehrung 
der Abfertigungen bei dem Hauptzollamte Maiız 
und die Errichtung zweier neuen Abfertigungs- 
bureau’3 (zu Kuftel und am Bahnhofe) bet dem— 
jelben, Durch die Umwandlung des Nebenzollam: 
tes Darmſtadt in ein Hauptzollamt und endlich) 
durch die erhebliche Vermehrung des Verkehrs 
mit übergangsfteuerpflichtigen Gegenftinden über: 
haupt, wird hier eine Erhöhuug veranlaßt von 300 fl. 
C. 1. Bureaufoften, Diäten und Reifekoften, 
durch erfahrungsmäßiges Bedürfuiß motivirt » 500 fl. 
D. II. Koften der Formulare einſchließlich der 
Begleitjcheine, Bleie zer ꝛc. Durch die Ausdeh: 
nung, welche die Verfendung von fteuerpflichtigen 
Gegenftänden inter Uebergangsfcheinfontrole ge— 
nommen bat, ſowie durch die gefteigerten Herftel- 
lungskoſten der Piompbierbleie ift der Aufwand 
unter dieſer Rubrik fo geftiegen, daß ein höherer 


Anjag nothwendig erfcheint von. . .» .. . 400 fl. 
IV. Grundftüde und Gebäude (wozu die Er: 

läuterung fpäter) - © - 2 2 0000 0 AS R. 
VD. Miethe für Amtslocafe, nämlidy als 

Miethe für das Amtslocal des neu zu errichten: — 


den —— Darmſtadtt 

.Porto von Geldſendungen, bedingt durch 
die größeren Herauszahlungen, weldye von 5* | 
aus der gemeinjchaftlichen Rübenzuderfteuer an 
das Sroßberzonthum zu leiten id . 2... 15 fl. 

INtbrDehtan 5 u. u See Re 

Berjchiedene andere Poſten find erniedrigt um 4,160 fl. 

bleibt Mebrbetrag . © > 2 2 43,053 fl. 

Die unter B. II. beantragten. Bejoldungserhöhungen 
find in Ausfiht genommen: 

„1) Für Aushülfe bei dem Hauptzollamt Offenbah 70 
„Gulden, was. von Großh. Staatsregierung in folgender 
„Weiſe motivirt wird: „Eine Aushülfe bei dem Haupt: 
„zolamte Offenbab war früher der Betrag von 350 fl.‘ 
„genügend, weil die Hülfe von einem Individuum geleiftet 
„wurde, welcyes daneben einen Suftentationsgehalt bezog. 

| 6 
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„Nach deſſen Ableben ift diefer Betrag nicht mehr aus- 
„reihend, da unter den juftentirten ehemaligen Zollbeam- 
„ten ein geeignetes Individuum fir diefe Dienftleiftungen 
„Nicht mehr vorhanden ift, und einem im fchreibenden Dienfte 
„verwendbaren Aufſeher, durch welchen bei dem Hauptzoll: 
„amt Offenbach fortwährend unentbehrlihe Ausbülfe nun: 
„mehr geleitet wird, fein geringerer Gehalt als 420 fl. 
„gleich den anderen Zollaufſehern bewilligt werden kann.“ 

2) Kür dag Hauptzollamt Darmftadt 3885 fl., wogegen 
durch Befeitigung der Bejoldungsfoften des Nebenzollanı: 
te8 und der Ortseinnehmerei 3335 fl. erſpart werdeh, fo 
daß die Erhöhung nur 550 fl. beträgt. | 

3) Für Praftitanten bei den Hauptzollämtern, wozu 
Gr. Regierung erläuternd bemerft: „In Folge der Eröff— 
„kung des internationalen Verkehrs auf den mit Frank— 
„reih in Berbindung ftehenden linksrheiniſchen Eiſenbah— 
„nen ift die Nothwendigkeit eingetreten, Zollabfertigungen 
„auf dem Bahnhofe der Ludwigseiſenbahn zu Mainz vor 
„zunehmen. Hierdurd Haben fidy Die —38 — ar Die 
„ohnehin Schon durch verjchiedene andere von dem Haupt: 
„zolamtslocale entfernte Abfertigungsftellen ſehr zerſplit— 
„terte Thätigfeit des Hauptzollamtsperfonals zu Mainz fo 
„gefteigert, daß das jeitherige Perjonal nicht mehr aus: 
„reicht, und es nicht vermieden werden kann, eine Aushüffe, 
„vorläufig duch Practikanten, zu gewähren, zu welchem 
„Behufe der bisherige Anſatz von 900 fl. auf 1680 fl., 
„alfo um 780 fl. erhöht worden iſt.“ 

Durch diefe Erläuterungen erfcheinen uns die Beſol— 
dungserhöhungen unter B. II. genügend mottvirt und wir 
beantragen Daher: 

die Billiaung derjelben. 

Die Vermehrung der Ansgaben unter D. IV. a. (An: 
ihaffung von Grundſtücken und Gebäuden) bezieht fid) auf 
die beabfichtigte Erbauung eines Reviſionslocals bei dem 
Hauptzollamte Gießen mit cinem Aufwande von 1000 
Gulden oder jährlih 333 fl. 20 fr. Dies ift der einzige 
Neubau, während zugleich für Reparaturen und Unterhal- 
tung der Gebäude die Anſätze den Beträgen von 183% 
“ gleich find, und im Ganzen 1366 fl. 20 fr. jährlich betragen. 

Für den erwähnten Neubau eines Reviftonslocald zu 
Gießen war bereitd für 185% der Betrag von 675 fl. vor: 
gejehen und bewilligt. Bet den Vorarbeiten zur Ausfüh— 
rung dieſes Bauweſens ergab fih, daß diefer Betrag uns 
zulänglich jei, um das Gebäude in der Art auszuführen, 
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wie es feinem Zwere gemäß gewünfcht werden muß. Aus 
dDiefem Grunde ift das Bauweſen vorerft unausgeführt ges 
blieben und nun die Summe von 1000 fl. oder 325 fl. 
mehr angejprochen, 

Obwohl die Nothwendigkeit eines ſolchen Neubaues 
nicht geläugnet werden kann, und auch bereitS von den 
Ständen früher anerfannt worden ift, indem die Reviſio— 
nen und Expeditionen gegenwärtig bei jeder Witterung auf 
offenem Plage vorgenommen werden müſſen, jo konnte Re— 
ferent, mit den näheren Umftänden befunnt, den Zweifel 
nicht unterdrüden, daß die Anlage des Revifionslofales, 
wie fie beabfichtigt ift, neben manchen Unbequemlichkeiten 
auch wahrfcheinlih in Kurzem, insbeſondere nach Vollen— 
dung der Eijenbahnen, weldhe bei Gießen in die Main: 
wejereiienbahn einmünden follen, nicht zureichend jein, und 
daher troß des Aufwandes von 1000 fl. der Zwed nur 
jehr unvollftändig erreicht werde. Er nahm daher Anftand, 
die verlangte Summe zur Bewilligung zu empfehlen, bevor 
Gr. Finanzminifterium Gelegenheit gehabt hat, dariiber 
nähere Erläuterungen zu geben, ob nicht ein mehr entſpre— 
hender Bau oder anderweitige Abhilfe möglich if. 

Das Gr. Finanzminifterium gab biezu im Ausſchuſſe 
die Erläuterung, daß der Bau um jo gewiſſer zulänglich 
fein werde, als an der Eifenbahn ein weitered Gebäude 
zur Abfertigung der dort aufkommenden Güter angelegt 
wird. Auf diefe Erklärung bin nimmt der Ausſchuß feinen 
Anftand: nn 

die Bewilligung der angeſprochenen 1000 fl. für den 
Neubau am Zollhaufe zu Gießen zur Annahme zu 
empfehlen. 

Schließlich bemerkt der Ausihuß, daß die Art der Re— 
gierungsvorlage über Die Zollgefälle, im Gegenjage zu 
den übrigen Vorlagen über die Einnahmequellen, die Ueber— 
fiht nicht ohne Schwierigkeit geftattet. Wünfchenswerth 
wäre daher, daß in Zukunft Gr. Minifteriun die Vorlage 
überfichtlicher, unmaßgeblid etwa in der Weile, wie Die 
Dergleihung des Voranjchlags für 1834 mit 183% (Alten: 
ſtück 2 zu Anlage 18) den Ständen übergebe. 

Wir beantragen Ä 
ein Geſuch ın dieſer Richtung. 

Ferner beantragen wir: 
die Aufnahme von 1,090,000 fl. als Einnahme aus 
Zollgefällen in das Staatöbudget für 1834. 


6* 
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Fünfte Sauptabtheilung. 
Einnahmen aus verfchiedenen Quellen. 
1) Geldftrafen. 


Die Einnahmen an Geldftrafen mit Ausſchluß der Korft- 
und Feldfrevelftrafen find angenommen: 
im Staats- in Borans in leßterem 
budget für jchlag für 
J 1833 1834 höher niedriger 
und zwar: 120,000 fl. 150 000 fl. 30,000 fl. — 
an Disciplinar⸗ | | | 
ſtrafen . . 8000|. 6,009f.  — 2,000 fl. 
„ Givil u, Cri⸗ 
minalftrafen 43 000 „ 75,000 „ 32,000 „ — 
„ Bolizeiftraf. 40,000 „ 40,000 „ — — 
„ Strafen we: 
gen verlch- 





ter Auflage: | 

geſetze . . 20,000 „ 20,000 „ — — 
HinterlegteStra: Ä | 

— 9,000 „ 9,000 — — 





| 120,000 „ 150,000 „ 30,000 „ — 

Die. Großherzogliche Staatsregierung bemerkt hierzu: 
„Daß diefe Erhöhung des Anſatzes auf den wirklichen Er- 
„nebniffen der Sabre 1832 beruhe, und fih Hauptjächlich 
„auf die Steigerung der Deſerteur- und NRefractärftrafen 
„ſtütze.“ 

Wir finden gegen dieſe Anſätze nichts zu erinnern. 

II. Die Forſtſtrafen find 

im Budget imVoran⸗- inlebterm | 

| i g mehr 
aufgenommen mit 27 
einem Zuſchuß fl. fl. fl. 

Sue 20,387 28,487 8,100 Zuſchuß. 


DON. 22.20.2760 3,803 1,040 Einnahme. 
ad Il. Die einzelnen Einnahmen an Forftftrafen, ſowie die 
Ausgaben find in beiliegender Tabelle I. (f. unten S. 73 u. 74) 
nad Provinzen und im Vergleich mit den Budgetanfäßen 
von 1834 jpecifteirt und die Ausgaben nah Procenten 
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der Roheinnahme berechnet, woraus folgende Reſultate ab- 
zuleiten find: 
‘ 4) Die Koften der Forſtſtrafen jollen in der laufenden 
—— die Einnahmen um mehr als 24 %, über— 
eigen, während fie 1834 um 10 %, 183% nur 18 % 
höher als die Einnahme angenommen waren, und zwar ift 
das Deficit am größten in Rheinbeflen, nämlich faft 43 % 
der Roheinnahme. 

In Starkenburg fteigt e8 von 1834 bis 1837 von 

| 18 auf 26 %. 

An Oberheſſen von. . .» 2.72 ..8 „18 

In Rheinhefien finft e8 von .. ... 48 u.43%. 

2) Was die einzelnen Poften betrifft, jo fällt am ftärf- 
ften in's Gewidt: 

J. .$. 2. „uneinbringliche Poſten“ 

(1853 = 54,, %; 1834 = 54, 9; 1834 = 56,, %) 
und zwar find diefe Poften in Starfenburg mit 62,, Yo, 
in Oberheſſen mit 54,, %, in Rheinheſſen mit 18,, %o 
angeichlagen. 

9 Die Gerichtskoſten abſorbiren dem Voranſchlage 
zufolge 

in Starkenburg 15 %,, in Oberheſſen 17%, in Rhein: 
heſſen 51,, 0; 
in legterer Provinz aljo mehr als die Hälfte der ganzen 
Roheinnahme. 2 

4) Ebenjo find die Verpflegungsfoften in den drei Pro— 
vinzen jehr verjchieden groß angenommen: | 

in Starfenburg 16,, % der Roheinnahme, 
„ Oberheflen  8,, %o, 
„ Rbeinhefien 30,, %o- 

Es kann nicht umgangen werden, auf die Bedeutung 
diefer Zahlen aufmerfjam zu machen. In den drei Pro— 
vinzen beträgt der ganze Werth- und Schadenerjag 18,609 fl., 
die Gerichtskoſten 18.813 fl., überſteigen alfo jenen um 
200 fl.; in Rheinheflen allein wird bei einem Werth: und 
Scyadenerfak von 216 fl: das faft achtfache, nämlich 
1628 fl. auf Gerichtöfoften verwendet. 

Die Berpflegungsfoften find in Oberheſſen, Starfenburg 
und Rheinheſſen faft auf das — angejehlagen, namlich: 

1 5 4 


1. 188. 
in Starkenburg . . 10,054 fl. 6,095 fl. . 
„ Oberhefien . .. 4,062 „ 2,203 „ 
m Rheinheilen . .. 1,628 „ 837 „ 
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Diefe gewaltige Erhöhung durch die erhöhten Lebens: 
mittelpreife motiviren zu wollen, möchte nicht zuläffta fein, 
und zwar um fo weniger, ald man verminderten Forftfrevel 
erwartet, Denn Die Roheinnahme ift um circa 8000 fl. 
nicdriger angeſchlagen, als 183%. | 

Der Ausſchuß fieht ſich demnach zu folgenden Anträgen 
peranlaßt: 

1) Die hohe Kammer wolle an Gr, Staatsregierung 
das Geſuch ftellen, fie möge auf Verminderung der 
Gerichtskoſten für Forftfrevelfteaffacben in der Rhein— 
provinz, reſp. auf Gleichſtellung der Koften mit denen 
der Dieffeitigen Provinzen binwirfen. 

2) Die DBergütung der Gerichtöfoften, welche im Jahr 
1848 auf vier Kreuzer heruntergejeßt wurde, möge 
wieder auf die frühere Höhe von 10 fr. erhoben 
werden, 

3) die Kammer wolle an Großh. Staatsregierung das 
Anſuchen voriger Kammer wiederholt ftellen, Die 
Gr. Staatöregierung möge durch geeignete Verord— 
nungen dabin wirken, 

daß a. der Abverdienft der Strafen möglichſt er- 
zwungen, umd der bartnädige Ungehorfam gegen 
Aufforderung zur Arbeit mit wirkjamerer Strafe 
als jeither belegt werde, 
b. daß nur von Arbeitsunfähigen mit Gefängniß 
abgebüßt und in jedem Falle die Gefänguißftrafe 
durch ftrengere Haltung wirffamer gemacht werde, 
und falls biefür Die Mitwirkung der Stände erfor: 
derlich, denjelben baldigit geeignete Vorlage machen. 

4) die hohe Kammer wolle ftatt der Summe von 
15,065 fl. für Berpflegungsfoften, vielmehr den An— 
ja der vorigen Finanzperiode mit 9585 fl. zu Grunde 
legen, und demgemäß ftatt des geforderten Zuſchuſſes 
von 28,487 fl. nur einen Zuſchuß von 22,607 fl. 
in das Staatsbudget aufnehmen. 

ad. III. An die Einnahmen und Ausgaben für Feld- 
frevelftrafen (j. unten ©. 76 und 77 Zabelle II.) knüpfen 
fidy ähnliche Betrachtungen: 

1) die Ausgaben find im Verhältniß zu der Rohein— 
nahme angejchlagen im Ganzen auf 92,9 pEt. 
in Starfenburg auf 88,7 pCt. 
„Oberheſſen „ 769 „ 
„ Rheinbefien „ 166,7 „ 
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2) Die inerigiblen Peften find verbältnigmäßig weniger 
als bei —— — und zwar ſind ſie am ſtärkſten in 
Rheinheſſen (37 pCt.) 

3) Die Gerichtskoſten ſind in den dieſſeitigen ale de 

mäßig, nämlich 

in Starfenburg Bi S pCt. 

in Oberheſſen 5 pCt. 
angeſchlagen; dagegen in — 69,2 (183% ſogar 
71 y&t.); die Summe beträgt bier 6100: fl.; wiirden die 
Gerichtskoſten nad demſelben Verhältniß ſich rechnen, wie 
in den Diefleitigen Provinzen, jo würden fie nur 757 fl. 
betragen und die Einnahme fib um 5343 fl. erböben, jo 
daß ftatt eines Deftcites von 5000 fl. fib Einnahmen und 
Ausgaben ziemlich ausgleichen würden, im qunzen Groß: 
berzoetbum aber ftatt 3803 e vielmehr über 9000 fl. 
Ueberſchuß bliebe, 

4) Die Verpflegungsfoften find in den Diefleitigen Pros 
vinzen zu höchſtens 0,3 pCt. nämlich in Starkenbur ‚mit 
55 fl. (185% nur 3 fl.) in Oberheſſen mit 78 fl. das: 
mit 5 fl.) "angefekt, in Rheinhefien dagegen 1759 fl. Ic 
19,9 pEt. der Robeinnahme — 

Da übrigens die Koftenanfäte dem dreijährigen Durch— 
ſchnitte entiprechen, jo beantragen wir: 

1) hohe Kammer wolle veranjchlagten Ertrag von 3803 fl. 
unter diejer Rubrik. in das Budger für 1837 auf 
nehmen. 

2) Sie möge aud) in Bezug auf Feldfrevelftrafen Großh. 
Staatöregierung dringend bitten, die Gerichtsfoflen 
in Rheinheſſen möglichft denen der diefjeitigen Pro: 
pinz aleich zu machen. 

Darnach ift an Geldftrafen zu erwarten: 

pos. I. mit. ». . 2. 150,000, fl. Einnahme 

J ar a re a 22.607 fl. Zuſchuß. 
7: Er er 3,803 fl. Einnahme 


im Ganzen » 2» 2 0200. 131,196 fl. Einnahme. 





2) Selapgelder —— aufgehobener gutsherr— 
licher Frohnden. 


Hierfür waren im Staatsbudget für 133% 2320 fl. 
aufgenommen. Diefe Summe hat fid) während der genannz 
ten Sinanzperiode im Ganzen um jährlich 261 fl. vermin- 


4 
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dert, indem-abgelöft wurden die Belobrenten fl. 
von der Gemeinde Brensbadh . 30 
Eheröberg. . 
Erbuch 
Erlenbach 1 


Ernäbah asus Mi eo 
Sauerbad:; ar ie» mie 
‚7 Edönen.. ‘ [ae aaa er Dr" 
A Hilierstlingen «. — 
| Hüttenthal —4 
Momart. 1 
von den Gemeinden Grlau, Sränfife- Grumban), 
Ebenbach und Michelbach -. | 
Höchſt a. d. Nidder 0. 0 R6 10 
Langenhain u. 4» 0. 27.30 
Nidmüdll » -» 2 2 2.0 + 10380 
Rudlod . 2. 2 2 7— 
261 — 
Für die faufende Periode find daher nur 2059 fl. in 
Anſchlag gebracht, 
wegegen nichts erinnert wird. 


3) Andere unmittelbare Einnahmen der Haupt- 
fta atöfaj ie. 

Das Staats budget für 1834 enthält hierfür 7409 fl., 
welche auch fir die laufende Finangperiode in Ausficht ge⸗ 
nommen ſind, nämlich: fl. 

3 Mittwenfaff e-Beiträge K. Bayriſcher Beamten 9 

2) Beiträge der Polizeikaſſe zu Darmſtadt zu den 
Burequkoſten des daſigen Kreisamtes... 400 
3) Beiträge der Staatskaſſe zu Gießen in dem— 


SI - 
58588581857 


De 
— 





ſelben Betreffe 300 
4) Miethanſchlag von der Dienftwohnung des 
Muünzmeiſters zu Darmftadt . . 200 
5) Am Ertrag der SPENRIDEL in die Lande 
geftütsanftalt . . .. 
7409 


Was die Pofttion 5 betrifft, bemerft Gr. Finanzminifter 
rium, „daß zwar die Einnahme in 1832 durchſchnittlich nur 
„2490 fl., dagegen 1855 insbejondere 6276 fl, betragen 
„und im laufenden Jahre fi weiter auf 6691 fl, erhöht 
„babe, jo daß in dem Staatöbudget für 1837, gleich wie 
„in der jüngftverflofjenen ‚Periode 6500 fl. in Ausfiht ge: 
„nommen werden können.“ 

Hierbei ift nichts zu erinnern. — 
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Als Poſition 6 fommt fodann noch, der Tilgungsfond 
für die, ın Folge des Gefeßes vom 22. September 1855 
weiter emittirten 1,500,000 fl. Grundrentenſcheine, melde 
vem Jahr 1858 incl. an auf jährlich 40,000 fl. beftimmt 
und bei den Bedürfnifen der Staatsſchuldentilgungskaſſe 
mit in Auſatz gebracht worden ift, jedoch nach Vereinba— 
rung mit den Ständen aus der Gr. Civilliſte der Haupt: 
ftaatöfaffe wieder erfegt werden muß. Diejer Erjag bat 
alfo pro 1858 und 1859 zufammen 80,000 fl. zu betragen, 
und muß bier in Einnahme berüdficdyttgt werden zu ein 
Drittheil mt . 2 2 220 26,666 fl. 40 fr. 

Die gefammte veranfchlagte Summe unter bezeichneter 
Rubrik beträgt demnach 7409 fl. + 26,666 fl. 40 fr. = 
34,075 fl., | 

welche wir in das Budget 183% aufzunehmen beantragen. 


4) Zufällige Ginnahmen der Hauptftaatsfaffe. 


Das Budget für 183% enthält 20,024 fl., welche in 
den Hanptvoranichlag für 183% unverändert aufgenommen 
find, und zwar: | 
1) an unmittelbaren Erhebungen der Hauptftaatöfaffe: 
a. an Proceßkoften und fonftigen Erfah: fl. 
poften, an Erlöfen für mancherlei Ge- 
genflände und andere zufällige Poften 6,500 

b. an Zinſen von nußbar angelegten Actt- 
ven der Hauptftaatsfafie- . ar 2,000 
8,500 


2) an Erhebung bei den Einnehmereien: 

B von Gewerbsconceſſſonen, Gewerbsſteuer-⸗ 
nachträge und Strafen, Kürnbacher Ge: 
fällen, Erlöſen, Erjaßpoften und fonfti- 

gen zufälligen Einnahmen . . . . 11,524 


20,024 
Gr. — bemerkt hierzu: „die wirklichen 
„Ergebniſſe unter dieſer Staatsbudgetrubrik haben zwar 
„ſeither in manchen Jahren, mitunter nicht unweſentlich 
„mehr betragen; da aber bei der au aller hierher 
„gehörenden Ginnahmepoften ein Durchſchnittsertrag in der 
„Bergangenheit für den Voranjchlag fünftiger Einnahmen 
„nicht wohl ald Bafis angenommen werden fann, jo hält 
„man für das angemefjenite, die in 185% ſtaatsbudgetlich 
„angenommene jährlihe Einnahme auch für die Finanzpe- 
„riode von 1833 in: Ausficht zu nehmen.” 
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Diejer Bemerkung halten wir entgegen, was wir bet 
dem Boranjchlage der Kollateralgelder aeltend gemacht ha— 
ben, daß gerade bei ſolchen zufälligen Einnahmen vor je- 
dem anderen Maßſtabe der Durchſchſchnittsertrag einer 
Reihe von Zahren gewählt werden muß. Da nun Der 
Durchſchnittsertrag von 1834: 14,648 fl. 
und der wirkliche Ertrag 1854: 22,836 „ 

1855: 30,446 „ 

und fonad der Durchichnittsertrag 1834: 22,643 fl., für 
1832: 23,288 fl. waren, fomit der Voranſchlag um 2620 
Gulden gegen jenen, und 3264 fl. gegen dieſen zurüdbleibt, 
ift es vollfommen gereiptfertigt, den Voranſchlag jenem 
Durchſchnittsertrage mehr zu nähern; wir beantragen da— 
ber, flatt der vergefchlanenen 20,024 fl, vielmehr 

die Summe von 23,024 fl. unter diefer Aubrif in 

dad Staatsbudget für 1837 aufzunehmen. 

Hierzu bemerfen wir noch, Daß unter dieſer Rubrik 
abermals mehrere. Einnahmen vermißt werden, melde der 
Staatskaſſe von Brivatanftalten behufs der Verwendung 
für öffentlihe Zwecke zufließen, namentlih der Summe, 
welche die begünftigten Mobiliarfenerverficherungsanftalten 
(die Aachen-Münchener, die Colonia, der Phönix) und die 
biefige Bank für Handel und Snduftrie, für die laufende 
Finanzperiode wahrſcheinlich auch die Zettelbank an den 
Staat bezahlen. Da in einem fonftitutionellen Staate 
den Ständen feine Einnahme unbekannt bleiben darf, und 
bei wohlgeortneter Finanzverwaltung jeder Einnahmepoften 
in dem Budget enthalten fein muß, fo beantragen wir: 

die hohe Kammer möge Gr. Staatsregierung um die 
Angabe der, von Banken, Feuerverſicherungsgeſell— 
Ichaften 2c. der Staatsfafle zufließende Summe ers 
Juden, und dieſe Summe dann unter der Rubrif: 
„zufällige Einnahmen der Haupt-Staats-Kaſſe“ in 
dad Staatbudget aufnehmen. 


5) Aus Den Ueberſchüſſen der Hauptftaatsfaffe. 


Unter dieſer Rubrik ift in dem vorliegenden Hauptvor- 
anjchlag nichts aufgenonmen, 


Der Ausſchuß erfter Kammer ift allen in diefem Berichte 
enthaltenen Anträgen beigetreten, mit Ausnahme eines Vors 
ſchlages über den Kartenftempel, dem, wie früher erwähnt, 
ein Mitglied nicht beitrat. 
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Beilage Nr. 202 
zum 33. Protofoll vom 28. Juli 1857. 


Antrag des Abgeordneten Weber, 
die Abänderung, refpective Erläuterung des Art, 1 
des Gefeges vom 16. März 1848, das Petitiong- 
und Berfammlungsrecht betr. 


Der Art. SL der Verfaflungsurfunde enthält die Ber 
flimmung : 
„Einzelne und Corporationen können fih nur dann 
an die ftändifhen Kammern wenden, wenn fie in Hin: 
fiht ihrer individuellen Intereſſen fi auf eine 
unrechtliche oder unbillige Art für verlegt oder ge- 
drückt halten, und wenn fie zugleich nachzuzeigen ver: 
mögen, daß fie die gefeglichen und verfaffungsmäßigen 
Wege, um bei den Staatsbehörden eine Abhülfe ihrer 
Beichwerden zu erlangen, vergeblich eingeläylagen haben. 

Eine folbe Petition karn den Ständen, wen fie 
diefelbe nicht alsbald, oder nach) der ihnen von Dem 
Geheimen Etaatsminifterium, oder den Landtages 
Commifjarien ertheilten Auskunft, als ungegründet 
verwerfen, Veranlaſſung geben, von der in den vor- 
bergehenden Artikeln ausgeſprochenen Befugniß ber 
Beſchwerdeführung Gebrauch zu machen. 

Ein Petitionsrecht der Einzelnen und der Corpo— 
rationen in Hinfiht allgemeiner politifher In— 
terefjen, welde zu wahren bloß den Ständen ge- 
bührt, findet nicht ftatt, und eine Bereinigung Eine 
zelner oder ganzer Gorporationen für einen ſolchen 

Zweck ift geſetzwidrig und ſtrafbar.“ 
Da nun der Art. 1 des unter die Garantieen der Ver— 
fafjungs-Urkunde geftellten Gefeßes vom 16. März 1848, 


2 Beilage Nr. 202 3. 33. Prot. v. 28. Juli 1857. 


das Petition: und Berfammlungsredt betr., ganz allges 
mein verordnet: 

„Der Art. 81 der Berfaffungs:Urkunde ift binfichtlich 

„aller darin enthaltenen Beſchränkungen des Pelttions— 

„rechts aufgehoben“, 
jo fonnte e8 nicht ausbleiben, daß jeit dem Jahre 1848 
Betitionen, reſp. Beichwerden, welche nur Die individuclen 
vorerft bei den betreffenden Bebörden geltend zu machenden 
Snterejlen der Beſchwerdeführer betrafen, in großer Menge 
an die Kammern der ‚Stände gebracht wurden, bei denen 
jedoch der in Art. 81 der Berfafjungselirfunde vorgejchrie- 
bene und mit gutem Grunde verlangte Nachweis gänzlid) 
mangelte. ° Die Folge davon war, daß man, um zwe [oje 
Weiterungen für die Beſchwerdeführer felbit, jo wie unnö— 
thige, zeitraubende und foftiptelige Behelligungen der Kam— 
mern zu vermeiden, und dieſen für die Zukunft zu begeg— 
nen, einen dieje Uebel bejeitigenden Ausweg ſuchte. Diele 
der früheren Kammermitglieder vermeinten einen ſolchen da= 
tin zu finden, daß fie den Art. 1 des Geſetzes vom 16. 
März 1848 nur auf das im Schlußfake des Art, 81 der 
Berfaffungsurfunde hervorgehobene Petitionsrecht rückſichtlich 
allgemeiner politischen Intereſſen bezogen , und unterftell: 
ten, daß der erite Saß des Artikels, da er nicht von eigent: 
lihen Betitionen, fondern von Beſchwerden über Die bei 
den Behörden bereit anhängigen Sonderfälle handle, nad) 
wie vor beftehen geblieben ſei. So fehr nun auch dieſe 
Anfiht von anderen Seiten in den bisherigen Kammern 
bei Gelegenheit einzelner Fälle, bei welchen Die erftere 
eltend gemacht wurde, befänpft worden iſt, ſo iſt es doch, 
No weit ih die früheren Kammerverhandlungen verfolgt habe, 
nie: zu einem deßfallfigen Abjchluffe und einem eingreifen: 
den Bejchluffe über die Auslegung der in Rede ftehenden 
geſetzlichen Beſtimmungen gefommen, vielmehr ſtets nur der 
einzelne zur Berathung gelangte Fall im Auge behalten, 
und je nad Geftait der Verhältniſſe über Das Yormelle 
oder Materielle der einzelnen Petitionen, reſpective Bes 
Ichwerden entfchieden worden. Ein gleihmäßiges den Frage— 
fall in thesi entjcheidendes Verfahren hat dabei nicht ftatt- 
"gefunden, und es tauchen deßhalb, und weil felbft frühere 
deßfallſige Kammerbeſchlüſſe die ſpäteren Kammern nicht 
binden würden, bei jedem neuen Landtage dieſelben Zweifel 
auf, welche die bisherigen Landtage oft in umfangreicher 
und für ihre Dauer nachtheiliger Weife bejchäftigten. — 
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Um denjelben ein für alle Male zu begegnen, den Be: 
fchwerdeführern ſelbſt Zeit und Geldopfer zu erfparen, und 
um bei dem fühlbar gewordenen Mangel depfalliger feſter 
Beftimmungen, die Kammern der Stände, zu deren Com: 
petenz es der Natur der Sache nad) fiherlih nicht gehören 
fann, die einzelnen individuellen Intereſſen derjenigen Staats: 
bürger zu wahren, welde es unterlafjen haben, ihre Rechte 
vorerft tm gejeßlichen und verfaflungsmäßigen Wege aeltend 
zu machen, vor unnöthigen und ſehr foftipieligen Weiter: 
ungen und Behelligungen möglihft zu fichern, jowie um 
gleichzeitig die zeither öfters erhobene Frage zur Entjchei- 
dung zu bringen, in welcher Weile der bereitd im Art. 81 
der Verfaſſungs-Urkunde vorgefehene und nidht zu entbeh— 
rende Nachweis geliefert werden müſſe oder fönne, ftelle 
ich deßhalb den Antrag: 

Daß es der verehrlichen Kammer gefallen möge, die 
Großh, Staatsregierung um Borlegung eines Ge: 
jegesentwurfs zu erſuchen, in welchem ausgeſprochen 
wird, Daß das nah Art. 1 des Geſetzes vom 16. 
März 1848 unbedingt geftattete Peritionsrcht auf 
Diejenigen Fülle und Berhältnifje feine Anwendung 
erleide, in welchen Einzelne oder Corporationen ſich 
in Hinfiht ihrer individuellen Intereſſen auf eine 
unrechtliche oder umbillige Art für verlegt oder gedrüdt 
halten, Daß ſich vielmebr Derartige Beſchwerdeführer 
nur dann an die Ständefammern wenden fünnen, 
wenn fie unter gleichzeitiger Vorlegung der betreffen- 
den Verfügungen, oder doch wenigſtens unter genauer 
und jpecieler Angabe deren Inhalts, zu behaupten 
vermögen, daß fie Die geſetzlichen und verfaffungsmäs 
Bigen Wege, um bei den Staatöbehbörden Abhülfe 
De Beſchwerden zu erlangen, vergeblidy eingefchlagen 
aben. 


—— — — 
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Beilage Nr. 203 
zum 33. Protokoll vom 28. Juli 1857. 


Vorläufiger Bericht des erften Ausfchuffes 
über den von Großherzogl. Staatöregierung vor: 
gelegten Entwurf eines Finanzgeſetzes für die 
Sahre 1857, 1858 und 1859 (Beil, Nr. 9, 10, 
11 und 12); 

erftattet von dem Abgeordneten Dr. Stahl. 


Nach dem Hauptvoranſchlage der Staatseinuahmen und 
Ausgaben, welcher von Großherzoglicher Stuntöregierung 
den Ständen vorgelegt wurde, ergibt ſich ein jährliches 
Defteit von 527,071 fl. zu deffen Deckung in rubricirtem 
Entwurfe eines Finanzgeſetzes Großherzogliche Staatöre- 
terung die Erhöhung der Ddirecten Steuern, ferner der 
ranffteuer für Wein und Branntwein vorſchlägt. — Nun 
find zwar Ausgabe: und Einnahmebudget, daher auch das 
Defteit noch nicht definitiv feitgeftellt, nnd iſt demnad ein 
endlicher Beſchluß über die Mittel zur Dedung des Defi— 
cites noch unmöglid, und insbejondere über Die dirccten 
Steuern noch auszuſetzen; jedod war es bisher üblich, 
Vorlagen der Regierung über Erhöhung der indirecten 
Steuern bei der Beratbung der Staatseinnahmen mit her: 
einzuziehen. Um dieſem Gebrauche fein Hinderniß in den 
Weg zu legen, erftattet der Ausschuß der hohen Kammer 
vorläufigen Bericht über den Entwurf des Finanzgejeßes, 
wobet von der Feſtſetzung der directen Steuern und von 
dem, von der Staatsregierung verlangten Betriebscapital 
nod Umgang genommen ift. 

Dbwohl nun der Hauptgegenftand dieſes vorläufigen 
Berichtes die vorgefchlagene Erhöhung der Zranffteuer ſein 
fol, jo konnte doch der Ausſchuß nicht umhin, auch die 
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directe Steuer mit in Betracht zu ziehen, indem jene für 
Dedung des Deftcites vorausfichtlich nicht reichen, indirecte 
und Directe Steuern ſich verjchieden auf die Pflichtigen 
vertheilen, und Daher die Wahl der zu erhöhenden Steuern 
eben jo wichtig ift, ald das Maaß der Erhöhung. Gegen 
über dem ziemlich verbreiteten Glauben an eine bereits 
hohe Belaftung überhaupt fonnte fogar eine nähere Ermitt- 
fung des Maßes der verjchiedenen Stenergattungen, und 
des Beitragsverhältnijjes der. einzelnen ‚Finanzquellen zur 
Staatdeinnahme nicht bei Seite gelaffen werden. Zu dem 
Zwede hat Referent Zufammenftellungen gemacht, die bier 
in — Tabellen der hohen Kammer vorliegen. Die erſte 
Tabelle enthält den Betrag der directen und indirecten 
Steuern, dann die Erträgniſſe der Domänen und Regalien 
ſeit dem Jahre 1828, als beiläufig dem Zeitpunkte, von 
welchem an das jetzt geltende Finanzſyſtem in's Leben trat. 

ür die directen Steuern iſt das Steuercapital und der 

teuerbetrag aus amtlichen Quellen ausgezogen, und in 
einer eigenen Columne der Steuerſatz (für den Gulden 
Normalſteuercapital) angefügt. Ebenſo find die indirecten 
Steuern authentiſchen Quellen (den Rechenſchaftsberichten) 
entnommen. Zur Ermittlung der Belaſtung und zum Ver— 
gleiche der einzelnen Sabre Eonnte ein anderer Mapftab 
nicht dienen, als Die Berechnung des Steuerbetrages für 
den Kopf, da die Einwohnerzahl fi ändert, und der 
Steuerbetrag von ihr abhängig ift. Die Zählung der Be: 
völferung finder aber nicht von Jahr zu Fahr flatt, weß— 
halb in der. hierfür beftimmten Golumne ein eigenthümliches 
Schwanken der Zahlen bervortritt. Mar darf firenge ges 
nommen nur diejenigen Zahlen vergleicyen, welche im Sabre 
einer Zählung angegeben - find, denn zwifchen zweit Zäh— 
lungen muß die indirecte Steuer für den Kopf größer er— 
ſcheinen, als fie wirklich ift, da die Bevölkerung nicht 
Iprungweife, fondern ftetig zunimmt. Noch ſei darauf auf- 
merffjam gemacht, dab — nah dem Gebrauche in Auf— 
ftekung des Staatsbudgets — alle Einnahmen, außer den 
Directen Steuern und dem Ertrage der Domänen und Res 
Bauen, unter indirecten Steuern begriffen find. Die Wir: 
ung biervon wird fpäter erläutert werden. — In der 
“anderen Zabelle (IL.) find die directen und indirecten Steuern, 
dann die Einfünfte aus Domänen und Regalien zuſammen— 
geftelt, und nach Procenten ihr Antheil an der Staatd- 
einnabme verglihen. — Aus Diefen beiden Tabellen find 
nun folgende Rejultate zu ziehen. 
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J. Directe Steuern. 


Bekanntlich werden die directen Steuern aller Gattungen 
als ein Ganzes betrachtet, und können nur gleichzeitig und 
gleichmäßig erhöht oder erniedrigt werden, wobei demnach 
vorausgefetzt iſt, daß fie bei Einführung des geltenden 
—— für alle Etwerbsgattungen ſo weit als mög— 
lich in gleichem Verhältniſſe zum Einkommen ſtanden. Bis 
zum abe 1852 wurde die Summe, welde durch Directe 
Steuern aufgebracht werden follte, im Ganzen beftimmt 
und auf das Steuercapital ausgeſchlagen. Da nun Dieje, 
insbejondere Die Gewerbes, Häuſer- und PBerjonalfteuerca- 
pitalien mit der Bevölkerung zunehmen, jo ergibt fih von 
ſelbſt, daß bei gieichbleibender Summe des geſammten 
Steuerbetrages, der Steuerfaß fortwährend finft. Das 
Steuercapital nahm aber (Zab. 1.) von 1828—1856 um 
rund 1,100,000 fl. zu, während zugleih — mit der kurzen 
rınbedeutenden Abweihung von 1836—1838 die Steuer: 
jumme jelbft erniedrigt wurde, und von 1839—1852 we 
nigftens gleich blieb. Daher eine bedeutende Abnahme des 
Steuerfaßes und der directen Steuerlaſt. Im Jahr 1828 
wurde für den Gulden Steuerfapital 9,3 fr., 1829 9,4 fr. 
(als Marimum des ganzen Steuerabfchnittes) bezahlt, dann 
ſank die Steuer regelmäßig auf 8,8 kr., 8,7 fr. ꝛe. bis fie 
in-den Jahren 1851 und 1852 das Minimum mit 7,9 fr. 
vom Gulden erreichte. 


Diefe Art des Steuerausſchlages (NRepartitionsftener) 
ftand demnach einem. Zuwachſe der Staatseinnahmen aus 
Directen Steuern, wie es ohne höhere Belaftung des Ein- 
zelnen in Folge zunehmender Bevölkerung eintreten mußte, 


m Wege. — Vom Jahre 1852 wurde ein anderer Mo— 


dus des Steuerausfchlages eingeführt. Man beftimmte 
fortan nicht die Steuerfumme, fondern den Steuerfag für 
den Gulden Steuercapital und konnte fo bei aleicher Bes 
laftung einen größeren Ertrag für die Staatskaſſe erhalten. 
So fieht man 3. B., daß 1837 bei dem ‚höheren Steuer- 
jaße von 8,5 fr. der Staatsfaffe um circa 130,000 fl. we- 
niger zufloß als 1833 mit dem geringeren Sabe von 8,4 fr. 
— In Folge diefer Methode hob ſich jedoh der Steuer: 
faß jeit 1852 auf 8,4 fr., I kr., 9,3 fr. und letzter Steuer: 
lag vom Jahre 1856 entipricht in der Belaftung des Pflich- 
tigen dem von 1828, aber mit einer circa 200,000 fl. hö— 
heren Eriragsjumme. — 
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Man wird wohl feinem Widerfpruche begegnen, wenn 
man annimnt, daß die Steuercapitalien bei Einführung 
des Steuerſyſtems nicht zu body genommen wurden; um fo 
beachtenswerther wird das Sinken des Steuerſatzes (von 
1829— 1852 um faft 20 %,), während nicht minder wichtig 
der Umftand ift, daß die Belaftung durch die directe Steuer 
im Jahr 1856 erft der von 1828 gleihfommt, während 
doc) feit den 27 Jahren die Staatsbedürnifje allenthalben 
bedeutend zugenommen haben, und Demzufolge in faft allen 
Staaten die Ddirecten Steuern beträchtlich erhöht werden 
mußten So wurden beilpielömweife in Preußen, wo zwar 
aus befannten Gründen die Grundfteuer nur wenig flieg, 
doc die übrigen directen Steuern, und zwar die Drei per: 
ſönlichen Steuern vom Jahr 1851—1856 um 65 °%,, Die 
Gewerbefteuer um 12 °, erhöht. 


II. Sudirecte Steuern. Ä 


Die Tabelle I zeigt im Allgemeinen eine Abnahme der 
indirecten Steuern von 1823—1834, dann mit wenigen 
unbedeutenden Unterbrechungen ein dauerndes Steigen bis 
zum Jahr 1848, in welchem, wahrſcheinlich in Folge un— 
zulänglicher Mittel für Erhebung und Eontrole, der Ertrag 
auf den von 1837 zurückſinkt. Mit dem Jahre 1849 fteigt 
die Steuer ohne jedodh die Summe von 1846 und 1847 
wieder zu erreichen. Der Betrag für den Kopf folgt im. 
Allgemeinen demfelben Gange, erhebt fi aber in den Jah— 
ren 1855 und 1855 über den Betrag der vorausgehenden 


ahre. 

Seit der letzten Volkszählung iſt der Kopfbetrag 4,6 fl., 
im Sabre 1828 3,6 fl. Demnad) ift feitdem die Belaftung 
um 1 fl. oder circa 28 °%, gewachſen. Jedoch iſt nicht zu 
überjehen, Daß beide Zahlen 3,6 und 4,6 fl. ficher zu hoch find; 
denn unter den indirecten Steuern find, wie oben erwähnt, 
ale Einnahmen, mit Ausnahme der dDirecten Steuern und 
der Einkünfte aus Domainen und Regalien begriffen, da= 
ber auch mande, die nur zum geringiten Theile der Be- 
völferung des ——— zur Laſt fallen. Es ſei 
. DB. nur an Rheinſchifffahrtsoctroi, Mainzölle erinnert. 
Nimmt man jedod) die Zahlen als vollgültig an, fo ift 
immerhin ein Steigen der indirecten Belaftung um 28 %, 
oder um 1 fl. per Kopf, feit 27 Jahren wenigſtens ein 
ſehr mäßiges zu nennen, wenn man es mit der offenbar 
—— mehr geſtiegenen Gonfumtionsfähigkeit in Vergleich) 
ringe, — IR 
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III. Betrachtet man (Tabelle IT) die Staatseinnahmen 
nach den drei Quellen, Directe, indirecte Steuern und Do: 
mainen mit den Regalien, jo bemerkt man von 1823— 1831 
eine ziemliche Gleichftelung derjelben, welche durch Ab— 
nabme des Antheiled der Ddirecten Steuern und Zunahme 
des Domainenertrages im Jahr 1831 faft vollfommen wird. 
Bon bier ab treten Die indirecten Steuern mehr und mehr 
in den Vordergrund und fleigen mir unbedeutenden Unter: 
bredyungen bi8 etwas über die Hälfte aller Staatseinnahmen 
(50,6 + 50,8 %). Die Domainen, welche fi zunächſt den 
Directen Steuern immer mehr nähern und fie (1840) jo: 
gar überfteigen, finfen vom Jahr 1848 ab in Folge der 
Ablöfungen wieder um einige Procente unter Die Directen 
Steuern. Im Ganzen erfennt man aus der Zuſammen— 
ftellung der Procentantheile, wie man auch im Heflen in 
der Dertheilung der neuern nothwendig gewordenen Rid)- 
tung folgt, indem mit der Erweiterung der ſchwer zu taxi— 
renden Manufacturs$nduftrie, mit Erweiterung des Han- 
dels und dem mächtigen Auftreten der, durch directe Be: 
ſteurung kaum greifbaren großen Kapitalien immer mehr 
die Conjumttonsfteuern bervortreten und Das Uebergewicht 
erhalten müſſen. — 

Aus oblgen Daten darf man mit Sicherheit folgern, 
daß die Finanzzuftände Heffens in Bezug auf das Maß 
der Belaftung nichts weniger als ungünftig find. Der 
größere Ertrag der Bodenproduction, der überall in den 
höheren Berfaufspreifen des Bodens zu Tage tritt, Die 
ftet8 fih vermehrenden und erweiternden Unternehmungen 
in Fabrication und Handel, endlich die allenthalben ge= 
fleigerte Conſumtion find binlänglicher Beweis, daß Die 
ſeit 28 Führen nicht oder wenig geftiegene Steuerlaft nur 
mäßig jet, widrigenfall® fie im Beginne dieſes Zeitraums 
eine wahrhaft erdrüdende hätte fein müffen. Dagegen mag 
wohl die Bertheilung des Ermerbes und Einkommens fid) 
wejentlich geändert haben, wie ſchon aus den Veränderungen 
der Neuzeit, dem geänderten Gewerböbetrieb, den nenen 
Derfehrömitteln und Wegen vermuthet werden fann, und 
hierdurch wird für den Moment die Schwiertgfeit nicht in 
das Maß fondern in die Wahl der erforderlichen Steuer: 
erhöhung verlegt. — 

Man könnte fi nun zunächſt verfucht finden, das be— 
fiehende Deficit durch Erböhung der directen Steuern allein 
zu deden, da fie jo lange niedrig gehalten und aud in 
den legten fünf Jahren nur mäßig erhöht worden ſei. Dem 
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ftehen aber gewichtige Bedenken entgegen. Für's Erfte ift 
eine allgemein gültige, auf Erfahrung geftügte Finanzregel, 
daß eine Steuer nicht auf einmal beträchtlich höher gejegt 
werden darf, weil fie in diefem Falle ungleich ſchwerer 
drüft, als bei allmählig bis zu derjelben Summe fteigen: 
der Belaftung. Die Verſäumniß früherer Sabre darf da- 
ber nicht mit einem Male eingebracht werden wollen. Fer: 
ner erjcheint der jeßige Moment für eine bedeutende Er— 
höhung insbefondere deßwegen nicht geeignet, weil eine 
höchſt ungleihe Belaftung daraus entipringen fann. Ob— 
wohl die Anficht, daß der Boden nach der Verſchiedenheit 
der Kulturart nicht mehr richtig in das Steuerfapital ges 
zogen jet, nicht genügend begründet tft, jo tft fie doch auch 
nicht vollftändig widerlegt, und überdieß ift von der Re— 
gierung felbft anerfannt, daß das Häuferfteuerfatafter nicht 
mehr entſpreche, daß ein neues Gewerbefteuerfatafter ent: 
worfen werden müſſe; beide neue Katafter werden aud) auf 
die Perfonalfteuer zurüdwirfen, Unter der Einmwirfung jol- 
cher Unficherheit über das Verhältnig der directen Steuer: 
gattungen untereinander erfcheint num eine beträchtliche 
Erhöhung des Steuerfaßes um fo weniger "geeignet, als 
die Ungleichheit der Belaftung mit dem Steuerſaß wächſt, 
und daher mannichfadhe Ueberbürdungen die "Folge fein 
fönnen. Demnad) muß man zu dem Echluffe Fonımen, daß 
die directen Steuern bis zur Vollendung der von der Re- 
terung bereit8 unternommenen neuen Requlitungen wenig— 
end von jeder beträchtlichen Erhöhung frei erhalten wers 
den ſollen. Man kann verschiedener Anſicht darüber ſein, 
ob die von der Großherzoglichen Staatsregierung vorge: 
Ihlagene Erhöhung um 13 fr. für den Eteuergulden eine 
beträchtliche ſei; auch waren hierüber die Anfichten im Aus— 
Ichuffe getheilt. Die eine Hälfte der Mitglieder hielt fie 
Ihon für zu beträchtlich, die andere Hälfte dagegen bielt 
fie noch für ftatthaft, betrachtete fie jedocdy als das Maxi— 
mum der Erhöhung für diefe Finanzperiode. Sämmtliche 
Mitglieder waren daher darin einiq, daß indirecte Steuern 
zur Dedung des Deficites zu Hülfe genommen werden 
müffen, wie denn aud die Regierung das vorläufig anges 
nommene Defteit, joweit die Directe Steuererhöhung um 
13 fr. nicht reicht, durch indirecte Steuern ausgleichen will, 
und zu diefem Zweck folgende Erhöhungen vorſchlägt: 
a. Zranffteuer vom Weine. | 
Se ſoll nach zwei verjchiedenen Sätzen . erhoben 
werden : Ä 
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4) von tranffteuerpflichtigen Einlagen von Wein folder 
Perſonen, die weder den Kleinverfauf von Wein, noch 
Weinhandel treiben, mit 2 fl. von der Ohm; 

2) von tranfftenerpflichtigen Einlagen, von Wein folder 
a die den Kleinverfauf von Wein oder Wein— 

andel betreiben, mit 30 Er. für die Ohm. Mein: 

händler jollen für den in ihrer eigenen Haushaltung 
verbrauchten , nicht Telbft producirten Wein 1 fl. 30 Er. 
für die Ohm jährlich nachbezablen. 

Ebenjo im Falle der Niederlegung des Geſchäf— 
tes für den ganzen noch vorhandenen Weinvorrath, 
n weit er nicht etwa in jelbft producirtem Weine 
efteht, nachbezahlen. 

Die Motive dieſes Vorſchlages find: 

Die Abfiht, aus der Erhöhung der Weintrankfteuer eine 
größere Staatdeinnahme zu ziehen, Dann die Steuer auf 
nicht durch Kleinverfäufer vermittelte Comſumtion zu er 
höhen und fo diefe Conſumtionsſteuer mehr in Gleichheit zu 
bringen mit der, mit der Zapfgebühr belafteten Conſumtion. 

eide Motive müſſen ald richtig anerkannt werden, und 
fteht daher, der Genehmigung diejes Borjchlages um jo 
weniger etwas im Wege, ald Die Erhöhung der Weinfteuer bei 
dem hohen reife des Weines relativ unbedeutend und 
daher feine Gefahr vorhanden ift, daß fie von den Pro: 
ducenten getragen werden müfle. 

Eine frühere Kammer bar in ihren Verhandlungen: im 
Jahr 1851 die Zweckmäßigkeit einer jolhen Erhöhung an— 
erkannt, jedody das damals vorgejchlagene Maß von 2 fl. 
40 fr. per Ohm zu body gefunden. Da nad gegenmwär- 
tiger Propoſition die Erhöhung nur bis zu 2 fl. gehen folle, 
jo trägt Der Ausschuß Darauf an: 

die Artikel 1, 2 und 3 des vorliegenden Entwurfes 
über Befteuerung des Weins und Branntweins zu 
genehmigen. 


b. Steuer von Branntwein. 


Der Vorſchlag Großherzoglicher Staatsregierung ver: 
nn. Erhöhnng um die Hälfte des bisherigen Betrages, 
o da 

1) für den Brauntwein aus mehligen Stoffen: 
für einen Maiſchraum über AO Maas (Itatt 6 fr.) ' 
9 fr. von 20 Maas, 
für einen Maiſchraum nicht über 40 Maas (ftatt 
5 ft.) 74 Er. von 20 Maas; Ä 
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2) an Branntweinmaterialfteuer: 
für 20 Maaß eingeftampften Treber, Kernobft oder 
auch Zreber von Kernobft und Brennfrüchte aller 
Art (ſtatt A Er) 6 fr., 
und für 20 Maas Trauben: vder Obftwein, Wein: 
befen und Steinobſt (ftatt 8 fr.) 12 kr. 
zu entrichten find. 

Bei der Erhöhung der Branntweinfteuer fommen fol- 
gende Kragen in Betracht: | 

1) Wird die inländifche a nicht duch Die 
Steuererhöhung fo ſehr belaftet, daß fie dem Auslande 
gegenüber nicht beſtehen kann, oder mwenigftens die Ausfuhr 
unmöglich gemacht wird? 

2) Wird nicht die Concurrenz der inläudifhen Produ: 
centen untereinander der Art erjchwert, daß die landwirth— 
ſchaftlichen Brennereien nicht mehr neben den rein indu— 
firtellen, oder die Fleineren Brennereien nicht mehr neben 
den großen beftchen können ? 

3) Wird nit die Branntweinconfumtion zu jehr be: 
ſchwert und dadurch auf den Umfang der Production ſelbſt 
zurückgewirkt? | 

Bei allen dieſen Fragen darf die Bedeutung nicht aus 
dem Auge verloren werden, welche die Brenneret für die 
Landwirthſchaft gewonnen Bat. 

ad 1) Was die Stellung der inländifchen Production 
gegen die fremdländifche betrifft, fo ift nicht zu überſehen, 
daß in den Staaten, von welchen eine Brauntweineinfuhr 
zu fürchten ftände, Die Steuer höher ift als im Großher— 
zogtbum Heſſen, jo namentlih in Preußen, Hannover, 
Sachſen ze. Sie ift nur niedriger in Baden und Rhein— 
bayern, Di jedoch zugleich die Hebergangsfteuer und die 
Steuerrüdvergütung in gleichem Verhältniſſe mit der Steuer 
erhöht werden follen, fo kann in Der Lage der inländiſchen 

egen die fremdländifche Production um jo weniger eine 
enderung.eintreten, als Die Regierung der Anſicht ift, die 
heimliche Einfuhr aus Baden in Rbeinbayern durch Ders 
ftärfung der Steuerauffiht volftindiq abhalten zu fünnen, 
ad 2) In Betreff der inländischen Concurrenz find 
Brennereten rein induftrieler Natur nur fehr wenige im 
Lande, weil überwiegend find die landwirthſchäftlichen. Yon 
diefen find wieder Diejenigen überwiegend, welche den nie= 
deren Steuerfaß bezahlen, alfo bi8 400 Maas Maiſchraum 
haben. Im Sabre 1856 war nämlich der benugte Maiſch— 
raum 
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zum höheren zum geringeren 


Steuerſatz. Steuerſatz. 

Maas. Maas‘ 
in Starfenburg 3,231,786 8,492,601 
„ Oberbeflen 5,997,291 8,608,475 
„Rheinheſſen 3373,735 11,906,881 
12,602,812 29,007,957 


Jedoch) ift bei 400 Mans Maiſchraum von einer Schwie- 
rigfeit, die höhere Steuer zu Überdauern, nicht die Rede; 
dieß möchte vielmehr erft da eintreten, wo man fid auf 
die einfachften Brennapparate, auf Blafe und Heber be— 
Ihränft. Die Großherzogliche Staatsregierung ſchlägt den 
Abgang an Steuer in Folge eingehender Brennereien zu 
etwa 12,000 fl. an, was ungefähr zwei Prozent des bis— 
ber benußten Maijchraumes entſpricht. Vom finanziellen 
Standpunkt aus wird alfo das Eingehen Fleinerer Brennes 
reien in jo fern nicht Schaden, indem aus der Gteuerer: 
höhung immer noch eine beträchtliche Mebreinnahme fließt. 
Vom wirthſchaftlichen Standpunkte aus fönnte man dagegen 
befürchten, daß die Landwirthſchaft durch Verminderung der 
Brennereien leide. Jedoch ift man einerfeit3 in neuerer Zeit 
überhaupt zweifelhaft geworden, ob die Brennereien felbft 
für großen Zandwirtbichaftsbetrieb jo nothwendig, ja unent- 
bebrlich jeien, wie man anzunehmen gewohnt war; anderer: 
jeit8 find die Sachverſtändigen wenigftens darin einig, 
daß Feine Breunereien wirthſchaftlich unzweckmäßig und 
nicht nur entbehrlich, fonderu für das Ganze felbft ſchäd— 
fi) feien, daher auch in manden Staaten Deutfchlands 
die Erlaubniß, eine landwirthichaftliche Brenneret zu er- 
rihten, an eine gewiſſe Größe des Grundbeſitzes G. B. 
im Königreih Sachſen 35 Acker — 77,5 heſſiſche Morgen) 

efnüpft ift. — Mit Einführung der Maifchfteuer im Groß: 

—J—— ‚ wenn auch nicht als ihre unmittelbare Folge, 
ift bereit3 ein großer Theil der kleinen Brennereien vers 
Ihwunden, und Niemand Hat e8 beklagt; man wird auch 
nicht Grund hierzu haben, wenn noch mehr von ihnen, 
oder alle eingehen. — 

3) Was endlich die erforderliche Rückſicht auf die Con— 
ſumtion betrifft, die nicht zu ſehr erfchwert werden fol, 
um nicht die Produktion einzuengen, fo tft es eine befaunte 
Sache, daß bisher die Branntweinfteuer nicht mit ihrem 
ganzen beabfichtigten Betrage auf Dem Brammtwein Taftete, 
dag vielmehr ſchon durch Ddichtere Einmaifchung ein Theil 
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der Steuer abgejhüttelt, rejp. die Steuer erniedrigt wor- 
den if. Soweit aus amtlichen Mittheilungen über Vers 
brauch an Rohſtoff und Quantität der Maiſche erhellt, fo 
ift jeit dem Jahr 1843, won welcher Zeit an die Liften vors 
liegen, die Dichte der Maiſche um circa 10 pE&t. geftiegen, 
wobei aber zu bemerken ıft, daß der Robftoffverbraud) blos 
nach der Declaration der Brenner und daher gewiß nicht 
zu hoch, aber höchſt wahrſcheinlich zu niedrig angegeben, 
Daher die Dichtheit der Maiſche wohl in nody höherem 
Maße geftiegen it. Berner hat die Technik des Brannt- 
weinbrennens jo bedeutende Fortſchritte gemacht, daß auch 
die Ausbeute aus einem gegebenen Quantum Rohſtoff be— 
trächtlicd) zugenommen Kat. Daher wurde bisher cin großer 
Theil der Steuer weder von dem Gonfumenten getragen, 
nod) von dem Producenten gegen feine frühere Einnahme 
entbehrt, er wurde an den Produetionsfoften erjpart. Noch 
haben. beit uns Dichte der Maiſche und verhältnißmäßige 
Ausbeute dasjenige Maß nicht erreicht, welches in anderen 
Staaten (Sadjen, Preußen) erreicht ift, und die Möglich: 
feit, ja die Wahrjcheinlichkeit ift noch) gegeben, daß auch 
die jetzt beabfichtigte Steuererhöhung die Production ver: 
ee ohne den Preis des Productes weſentlich 
u erhöhen. 
Aus diefen Gründen trägt der Ausihuß darauf an: 
1) hohe Kammer möge die Artifel 4, 5 und 6 des vor— 
Tiegendeu Entwurfes genehmigen. 

Da ferner, wie in den Motiven zu dem Gejegesentwurf 
angeführt, wegen entftehender Mebrausgaben für Erhebungs— 
foften zur ſtrengen Ueberwachung der Grenze gegen geheime 
Einfuhr aus dem Ausland ein Mehraufwand von 9000 fl. 
gefordert wird, jo beantragt der Ausſchuß: 

2) die Verwendung der Summe von 9000 fl. zu befag- 
tem Zwecke zu bemilligen, 

3) die aus der Steuererhöhung des Weines und Brannts 
weined zu erwartende, von Großh. Staatöregierung 
mit 134,000 fl. veranfchlagte Summe in Einnahme 


zu ſetzen, 

4) den Artifel 7 mit Umänderung des Datums vom 
1. Zuli 1857 in erften Januar 1858 zu genehmigen. 

Es ift nicht zu hoffen, daß die von Großh. Staats: 
regierung zur Dedung des Deftcites vorgeichlagenen Mittel 
im Ertrage von 528,000 fl. genügen. Nach der früher 
erwähnten Anficht Des Ausſchuſſes, Daß die directen Steuern 
für dieſe Finanzperiode nicht Über das von der Gr. Stauts: 


3 
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tegierung vorgefchlagene Maß zu: erhöhen feien, ift er ver: 
anlaßt, hoher Kammer einen weiteren Vorſchlag zur Er: 
höhung der Staatdeinnahme zu machen, und zwar legt es 
der Umftand, daß gegenwärtig die Wein: und Branntwein— 
fteuern erhöht werden follen, nahe, daß man der Gleich—⸗ 
haltung in der Beſteuerung der Conſumtion wegen auch das 
Dier in gleichem Betrage wie den Branntwein höher be: 
fteuern, nämlich mit 2 fl. von der Ohm (flatt 1 fl. 20 Er.) - 
oder mit 14 fr. ftatt 1 fr. von der Maas. | | 

Hierfür Sprechen noch folgende Gründe: 

1) die geringe, Mehrbelaftung, welde daraus felbft 
dann nur entipringt, wenn die Steuer ganz dem Preife 
zugefegt wide. Der Durdfchnittsbetrag der Bierfteuer 
it nämlich auf den Kopf in Oberheſſen 0,11 fl., Starfenburg 
0,11 fl., Rheinheffen 0,15 fl., im Großherzogthum 0,12 fl. 

Rechnet man. die Hälfte des bisherigen Ertrages als 
Steuererböhung, jo ändern ſich obige Zahlen in 

Oberheſſen. Starfenburg. Rheinheſſen. Im Grof- 

berzogthum. 
0,16 f. 046 fl. 0,22 ft. 0,18 fl. 
oder 9,6 fr. 9,6 fr. 18 kr. 10,8 Er. 


die Steuer: 


erhöhung 
beträgt daber 3 Er. 3 fr. 4 ft. 3,6 fr. 

2) Dabei ift der Ertrag fiir Die Staatskaſſe bedeutend, 
indem, wenn auch nicht die volle Hälfte des bisherigen 
Durchſchnitts mit 60,000 fl., jo doch wenigftens 50,000 fl. 
erwartet werden können. 

3) Eine bedeutende Minderung der Confumtion ift je 
doch nicht zu erwarten, wie fi) aus dem Vorgange frühes 
ver Jahre ergibt. Als im Jahr 1852 ein Kreuzer Steuer 
auf die Maas gelegt wurde, flieg der Ertrag in folgender 
BWeife: 1852 = 76,476 fl. 

1853 — 119,466 „ 

1854 = 101,303 m 

1855 = 113,110 „ 
demnach Hat fi der Ertrag gegen. 1852 verdoppelt, oder 
mit andern Worten, er bat fih im Berhältniß der Steuer: 
böbe [eng Rent: 

4) Was bei der Branntweinfteuer in Bezug zu ihrer 
Wirkung auf die Production geltend gemacht wurde, gilt 
auch bier. Für die Fabrication des Bieres iſt der große 
Betrieb noch norhwendiger, als für Brennereien, Im Großs 
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berzogtbum ift die Bierbrauerei, wenn fie auch in leßter 
Zeit fortgefchritten ift, noch immer vieler Verbeflerung fäkig, 
und dieſer fteht insbejondere die Kleinheit der Etabliffe- 
ments entgegen. Die gefammte Bierfteuer (eingeführtes 
fogar nicht ausgeſchloſſen) beträgt 110,000 fl., oder die 
Ohm nad) Abzug der 35 pCt. Haustrunf zu 52 fr. Steuer 
gerechnet circa 127,000 Ohm. . Der Brauereien find 893 
vorhanden, ſomit fommt in Durchſchnitt auf eine Brauerei 
eine Production von circa 143 Ohm. (In Bayern ift das 
Durchſchnittsquantum 5000 Ohm.) Soll nun die Fabri- 
Fation, Deren rein induftrieller Werth gewiß in unferem 
Lande mit jeinem ftarken Gerftenbau und dem in manchen 
Landftrichen vorzüglich hierfür geeigneten Boden entiprechend 
gehoben werden, jo it Hierfür, wie früber bei dem Brannt- 
wein, eine entjprechende Steuererböhung vorzugsweiſe ge- 
eignet. Durch die folcher Art gehobene Production wird 
aber weiter, der Brennerei analog, Das bewirkt, daß die 
Steuer gar nicht auf den Preis gefchlagen wird, ſondern 
fidy aus der vergrößerten und zwedmäßiger eingerichteten 
Production dedt. 

Nach allen Seiten bin betrachtet empfiehlt fih demnach 
die Erhöhung der Bierftener ſowohl zur Gleichftellung der 
Eonfunttionsftenern al8 zur Erzielung eines großen Ertra— 
ges mit geringfter Belaftung, und endlich wegen der volks— 
wirtbichaftlichen Wirkung. 

Der Ausihuß beantragt daher: 

hohe Kammer möge dem vorgelegten Entwurf, Die 
Befteuerung des Weins und Branntweins betreffend, 
folgende zwei weitere Artikel nad) Art. 6 einzuſchalten 
beſchließen: 

Art. 6a. Die durch das Geſetz von 1852 auf 
1 fl. 20 fr. von der Ohm Bier feſtgeſetzte Steuer 
jol um die Hälfte höher oder mit 2 fl. von der 
Ohm erhoben werden. 

Act. 6b. Die dur dafielbe Gefeß auf 52 fr. 
von der Ohm feftgejegte Stenerrüdvergütung für 
in's Ausland gebrachtes Bier jol bis zu 1 fl. 18 Er. 
‚erhöht werden. Ä 

Ferner möge hohe Kammer beſchließen: 

den Eıtrag diefer Steuererhöhung mit 50,000 fl. in 
Einnahme zu ſetzen. 

Der Ausschuß erfter Kammer bat allen oben enthaltenen 

Anträgen einhellig beigeftimmt, 





Beilage Nr. 204 
zum 33. Protofoll vom 28. Juli 1857. 


0 
Bericht des zweiten Ausſchuſſes 
über den Geſetzesentwurf, die Familien-Fideicom— 
miſſe betr. (Beil. Nr. 128, 129 und 130); 
erftattet von dem Abg. Vicepräfidenten Dr. Klipftein. 


Das Beftreben, die vorhandenen confervativen Elemente 
zu kräftigen, die Gefühle für Heimath und Familie zu be: 
leben und den Nationalwohlftend zu: befördern, haben die 
Borlage zweier Gefegesentwürfe veranlaßt, welde, von 
denjelben Grimdanfichten ausgehend, mit einander in nahen 
Beziehungen ftehen. Beide, nämlich der Geiehesentwurf, 
die Famtlien-Fideicommifje betreffend, und der über die 
landmwirtbichaftiihen Erbgüter, beabfichtigen dem rafchen 
Eigenthumswechſel, der allzugroßen Zerjplitterung der Güter 
zu fleuern und dahin zu wirken, daß den Familien hin: 
reichende Mittel zu einer behäbigen Exiſtenz, wenn nicht 
zum Wohlftand, * alle Zeiten gewährleiſtet werden. 

Der Geſetzesentwurf über die Familien-Fideicommiſſe 
ſoll den dieſſeits rheiniſchen Provinzen kein neues Inſtitut 
bringen, er beabſichtigt vielmehr, nur die Vorausſetzungen 
und Formen feſtzuſtellen, unter welchen in Zukunft Fa— 
milien-Fideicommiſſe errichtet werden können, er beſtimmt 
die Wirkungen derſelben, regelt die Verhältniſſe zu den 
Anmwärtern und zu Dritten und fegt Die Bedingungen und 
Formen ihrer Auflöjung feft. 

An der NRheinprovinz find die Familien-Fideicommiſſe 
durd) den Code civil verdrängt worden, Dagegen beftcht 
‚noch jetzt daſelbſt das Durch Napoleon eingeführte Inftitut 
der Majorate, welches wenigſtens in feinen Wirkungen den 
Familieninftituten in vielen Beziehungen ganz gleich ift. 

1 
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Das römiſche Recht fennt die Familien⸗Fideicommiſſe 
nicht. Sie ſind in dem Charakter des deutſchen Volkes, 
in ſeinem Gemüthsleben ſo tief begründet, daß ſie, obgleich 
das fremde Recht überall Boden gewann, demungeachtet 
davon unberührt blieben, ſich überall in Deutſchland aus 
den urſprünglichen Stammgütern entwickelten und einen 
wichtigen politiſchen und volkswirthſchaftlichen Einfluß er— 
warben. Da, wo Geſetzbücher entſtanden, wurde die Lehre 
von Fideicommiſſen mehr oder weniger vollſtändig aufge— 
nommen. 

Im Anfange dieſes Jahrhunderts äußerte „die engere 
Anſchließung deutſcher Länder an Frankreich ihren Einfluß 
auf dieſes Inſtitut. Wo das franzöſiſche Geſetzbuch einge— 
führt ward, wurde die in dem Artikel 896 enthaltene Be— 
ſtimmung (les substitutions sont prohibees) als eine 
unmittelbare Aufhebung der Fideicommiffe angejehen, in 
andern deutjchen Ländern wurden diejelben nicht ohne Ueber 
eilung und Verlegung wohlerworbener Rechte aufgehoben. 
Später febrte man theilweije wieder zu den alten Grunde 
ſätzen zurüd. 

Die Bewegung des Jahres 1848 jedoch ergriff aufs 
Neue dieſe Inſtitute, man hielt fie mit der damaligen Zeit- 
firömung unvereinbar. Weniger waren es volkswirthſchaft— 
lihe Bedenken, als vielmehr politiiche Anfchauungen, welche 
fich gegen die Familien-Fideicommiſſe erhoben. Sie fanden 
ihren Ausdrud in den Verhandlungen der deutſchen National— 
verfammlung. Es galt hauptſächlich Ten Adel als Stand 
aufzuheben. Diele wollten die Art an die Wurzel legen, 
Duch Aufhebung der Familien-Fideicommiſſe den Reichthum 
der Adeligen zerflören und durch Armuth den Stolz des 
Namens beugen. 

Aus den Berhandlungen der deutſchen Natienalver: 
ſammlung ging der $. 170 der deutfchen Reichöverfafjung 
hervor, welcher im Art. IX. der Grundrechte des deutjchen 
Volks verfügte: 

„Die Familien-Fideicommifje find aufzuheben. Die 
Art und Bedingungen der Aufhebung beftiflmt die 
Sefeßgebung der einzelnen Staaten. Ueber die Fa— 
milien-Fideicommiſſe der regierenden Häufer bleiben 
* Beſtimmungen den Landesgeſetzgebungen vorbe— 
alten. 

Nachdem die Grundrechte des deutſchen Volkes bei uns 
ald Geſetz publicirt worden waren, wurde auf dem vorigen 
Landtag der auch ſchon auf dem 13. Landtag geftellte Än⸗ 
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trag auf eine, die Modalitäten der Aufhebung der Familten- 

Fideicommiſſe feitjegende Geſetzesvorlage wiederholt. 
(Beilage Band I. Beilage Nr. 58 der Verhandlungen 
des außerordentlihen (vierzehnten) Landtags.) 

Der zur Begutachtung dieſes Antrags gewählte Aus: 
Schuß erftattete darüber Bericht. 

(Beilage Band VI. Beilage Nr. 404.) 

Die Kammer aber bejchloß, den Antrag an den Ausschuß 

——— um durch nähere Communication mit der 

egierung zu ermitteln, in welchem Umfange Familien— 

Fideicommiſſe in den beiden Diefjeitignen Provinzen beftehen. 
(Prototol Band VI. Protofoll 95 Seite 13.) ° 

Die Großherzogliche Staatsregierung ertheilte die ge— 
wünjchte Auskunft nicht und Fonnte fie auch wahrſcheinlich 
aus Mangel an ftatiftiichem Material nicht ertheilen und 
jo blieb der erwähnte Antrag unerledigt. 

Uebrigend ſchlug die Agitation gegen Die Fideicom— 
mifje feine tiefere Wurzeln. Zwar wurde in Preußen die 
Errihtung von Familien = Fidetcommiffen verboten, jedoch) 
durch das Geſeß vom 5. Juni 1852 wieder geftattet. Nur 
in Braunfchweig befteht noch in Folge der Grundrechte das 
Geſetz vom 19. März 1850, welches die Familien-Fidei— 
commiſſe aufbebt. | 

Nachdem nunmehr die Grundrechte des deutſchen Volfes 
nicht ferner maßgebend find, Handelt es fi nicht mehr 
von der Aufhebung der beftehenden Familien-Fideicommiſſe, 
aber auch nicht von der Schaffung derartiger neuer Rechts: 
inftitute, denn nach der beftehenden Geſetzgebung und dem 
bei uns vorhandenen Rectszuftand, kann wenigftens in 
den dieſſeits rheinischen Provinzen Jeder ein Familien— 
Fideicommiß ftiften. Der vorliegende Gejeßeseniwurf be: 
Ichränft eher die Freiheit ſolcher Stiftungen, indem er fie 
an manche unerläßliche Bedingungen fnüpft, an melde fie 
bisher nicht gebunden waren. 

Das Weſen des Familien-Fideicommifies Tiegt nicht in 
der dadurch beabfichtigten Erhaltung des Namens und des 
Glanzes der Familie, es ift viel tiefer in der fittlihen Na— 
tur des Menſchen begründet. Ein ausgezeichneter Lehrer 
— Privatrechts *) ſchildert daſſelbe in folgender 

eiſe: 


Gerber in ben Jahrbüchern für die Dogmatik des heutigen 
roͤmiſchen und deutſchen Rechts Band I. Heft I. 


1* 
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„Ein größeres ländliches Grundftüd mit den erforder: 
lichen Bautichkeiten ift geftiftet; jeder Nachfolger, der e8 
genießt, weiß, welchem Ahnherrn er ed verdanft; noch nad 
Sahrhunderten ehrt der Enkel einer abgezweigten Linie zu 
diefer Heimath der Stammfamilie zurück, welche die Merk: 
male des Wirkens und Schaffens fo manchen Geſchlechts 
an fih trägt. Er fchließt fih einer Reihe von Vorfahren 
an, die in guten und böjen Tagen bier ausharrten, er er— 
fennt darin eine fittlihe Steigerung feiner Perjönlichkeit. 
Es ift die Individualität der Familie in der Gejchichte, 
welche durch das Familien =» Fideicommiß getragen wird. 
So, wie fih der Nachfolger bewußt ift, daß er nicht ein 
ihm plößlicy zugefallenes Vermögen erworben, fondern das 
jeit Sahrhunderten gepflegte Erbe feiner Vorfabren, jo iſt 
er fich andererjeit auch bewußt, daß er das geftiftete Ver: 
mögen nicht feinem individuellen Belieben opfern darf, daß 
er es im Geifte feiner Vorfahren gebrauchen und nützen 
fol, und daß fein Genuß fortwährend durch jene höbere 
Fügung begrenzt wird, welche ihn auch den kommenden Ge: 
Ichlechtern erhalten will. Er hat mit dem Beſitze auch eine 
Sunme fittlicher Pflichten übernommen, fein Befig iſt in 
Wahrheit zugleih Beruf. Jeder Nachfolger findet eine 
fertige Bafis, die zur Fortfegung des Werkes auffordert 
und die Function. des Stammgtes deutet zugleich auf be= 
ſondere Pflichten der Mäßigung und Selbſtbeſchränkung. 
So kann und foll diefes Inſtitut im Leben wirken; e8 re— 
präjentirt eine eigenthümliche Form des in unferer Zeit jo 
wichtig befundenen Princips der Socialität, es organifict 
die ergänzende Eigenfchaft der Generationen einer Familie. 
Gewiß bedarf e8 für Denjenigen feines weiteren Wortes der 
Rechtfertigung, der Überhaupt in der Lage war, den Werth 
der feften Begründung einer ununterbrochenen Verbindung 
von Individual-Exiſtenzen in der allgemeinen Fluth menſch— 
licher Dinge zu beobachten.“ 

Se wechjelvoller fid) die menſchlichen Schickſale aeftal- 
ten, je mehr ſich die Familien zerfplittern und ihre Glieder 
in alle Welttbeile verfenden, je raſcher ſich Reichthümer 
anhäufen und wieder verfchwinden, deſto größer ift das 
Bedürfnig von Snftiruten, weldye geeignet find, den Wechſel 
zu binden, die Liebe zum Vaterland zu erhöhen und ein 
Vermögen zu fchaffen, welches dem Belieben und den Ge- 
lüften des Einzelnen entzogen, Sahrhunderte überdauert und 
eine Reihe won Generationen vor dem Berfinken in Armut 
und Berderben bewahrt. 
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Bei diejer Haft, bei dieſem Rennen und Sagen nad) 
Gewinn und cphemerem Genuß, wodurch ſich unfere Zeit 
charafterifirt, wird der Wunſch, aus diefem Etrudel heraus: 
zutreten und fir fih und feine Nachkommen feften Boden 
zu gewinnen, immer lebhafter. 


Darım fann e8 nicht auffallen, daß ſich in neuefter Zeit 
die Gejeßgebungen lebhaft Damit befchäftigen, jenem Wunſche 
entgegenzufommen. Geſetzes-Vorlagen über Familien: Fidei- 
commifje, über bäuerliche Erbgüter wurden bei verfchiedenen 
deutfchen Kammern eingebracht (z. B. in Bayern und Kur- 
heilen) und Anträge auf Erlaß derartiger Geſetze gingen 
aus der Mitte der Kammern hervor (7. B. in Preußen). 


Der Streit über den Bortheil oder den Nachtheil, wel— 
her in volfswirthichaftlicher Beziehung mit der Gebunden» 
heit des Bodens zu größeren Gütern verfnüpft ift, wurde 
Ihon ſeit Jahren lebhaft geführt und ift bis jegt noch nicht 
ausgefämpft, obgleich) ſich in neuefter Zeit namhafte Schrift- 
fteller mehr auf die Seite derjenigen neigen, welche größere 
Gütercomplexe für producibler halten als kleine, weldye für 
die großen Forſchritte der Landwirthichaft ein genligendes 
Arcal nicht in dem fleinen Grundbefiß finden und zır ratio: 
neller, nad einem. feften Plan geordneter Landwirthichaft 
einen gewillen Umfang de Guts für erforderlich halten. 


- Mögen hierüber die Anfichten auch aus einandergehen, fo 
erkennt doch Ihr Ausſchuß die in der fittlichen Natur des 
Menſchen begründete Berechtigung an, Die Wirkung feiner 
Eriftens über die Grenze feines Lebens hinaus zu erwei— 
tern, eine Berechtigung, welche ſchon lange in der Befug- 
niß, über den Nachlaß legtwillig zu verfügen, einen Aus: 
druck gefunden hat. 


Da nun überdieß fein Zwangsgeje gegeben „ vielmehr 
e8 Jedem in den freien Willen geftellt werden ſoll, ob er 
ein Familien Fideicommiß gründen will oder nicht, und da 
in dem größten Theil unſeres Landes, wie ſchon gejagt 
wurde, diefe Berechtigung Schon feit Jahrhunderten befland, 
jo fand die Majorität des Ausſchuſſes fein Bedenken, den 
Gejegesentwurf im Allgemeineu 

zur Annahme zu empfehlen. 

Die Minorität des Ausschuffes, aus drei Mitgliedern 
beſtehend, ift dagegen der Anficht, daß der Gefegesentwurf 
abzulehnen ſei und bat die Gründe für diefe Anficht in dem 
angefügten Sondergutachten niedergelegt. 
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Zu Art. 1. 

Diefer Artikel enthält die Grundbedingungen eines jeden 
Familien-Fideicommiſſes und bezeichnet als ſolche 

1) Grundeigentum als Beftandtheil, 

2) Unveräußerlichkeit und Untheilbarkeit defjelben und 

3) das Eigenthumsrecht der Familie an Demfelben. 

Zugleich berechtigt er Jeden, der über das Seinige frei 
verfiigen faun, ein Familien-Fideicommiß zu errichten. 

Zu 1. Indem der Entwurf nur Grundeigenthbum als 
Beſtandtheil Des Fideicommiſſes gelten läßt, ſchließt er da— 
mit bewealihe Pertinenzen nit aus (Art. 5) und läßt 
auch zu, Gapitalten unter gewiljen Bedingungen zur Ber: 
größerung Des Fideicommiljes zu beftimmen (Art. 3). Ge: 
bäude gehören zum Grund » Eigenthum und fönnen ohne 
Zweifel dem Fideicommiß: Verband unterworfen werden. 

Durd) die Beichränfung auf Grundeigenthbum beabfidhtigt 
der Geſetzesentwurf, wie die Motive jagen, Alles zu vers 
meiden, was eine Beläftigung der Etaatsangehörigen und 
eine Störung des Verkehrs nah ſich ziehen fann. 

Dem gemeinen Rechte ſowohl, als manchen Particulars 
rechten it Diefe Begrenzung der Beftandtheile eines Fidei— 
commiljes fremd, indem auch bemegliches Vermögen 3. B. 
Kleinodien, Gemälde ꝛc. dem Fideicommiß- Verband unter: 
liegen fünnen. ” 

Gewiß find dem Familtenfinn ſolche Gegenftände oft 
theurer, al8 das Grundeigentum, denn häufig find damit 
werthe Erinnerungen an Beftrebungen oder Verdienfte der 
Vorfahren verknüpft. Es würde daher ganz dem Weſen 
des Familien-Fideicommiſſes entſprechen, weun auch bewegs 
liche Sachen der bezeichneten Art zum unveräußerlichen und 
untheilbaren Familien-Eigenthum erklärt werden könnten. 

Demungeachtet ſtimmen wir dem Geſetzesentwurf bei, 
weil die Rüdfiht auf die Gefährdung des öffentlichen Ber: 
kehrs überwiegt. 

Mollte man, um die Gefahr für den Verkehr zu ver: 
meiden, beflimmen, daß ſolche Gegenftände von dem gut: 
gläubigen Dritten Befiger nicht vindicirt werden dürften, 
daß aljo nur eine perfönliche Verbindlichkeit des jeweiligen 
Sideicommiß: Inhabers Gegenftände der fraglichen Art un: 
veräußert zu laffen und fie im entgegengefjegten Falle zu 
erfegen, befteben folle, jo märe damit fiir den Zwed der 
Fideicommig-Stiftung wenig gewonnen, denn meiltens ver 
bindet ſich mit diefen Gegenftänden ein ganz unerſetzbarer 
Affectionswerth, welcher aber auch zu ihrem Schutze hin- 
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reicht. Auch ohne gefegliche Verpflichtung wird der Nach: 
folger des Fideicommiß-Stifters, wenn leßterer den Wunſch 
ausgedrüdt bat, daß Kleinodien, Kunflfammlungen, Ebren: 
aben 2c. bei der Familie bleiben, fie erhalten, der Fami— 
ienfinn wird fie ſchützen und den fpäteften Nachkommen 
ungejchmälert überiiefern. 

Zu 2. Die Unveräußerlichfeit und Untheilbarfeit des 
Familiengutes find wejentliche Eigenschaften Defjelben. In 
der Familie joll der Stifter fortleben, fie ſelbſt ſoll auf 
dem Gut ihre Heimath finden und aus ihm ihre Lebens: 
bedürfnifje beziehen, Das Gut muß aljo der Familie 
bleiben, e8 kann nicht veräußerlich und eben jo wenig theil- 
bar fein; e8 würde fonft feinen Zwed nicht erfüllen. 

‚Zu 3. Ebenſo folgt aus dev Natur des Familien: 
Fideicommiſſes das Eigenthumsrecht nicht des einzelnen 
jeweiligen Inhabers, fondern der ganzen Familie. 

Daß der proponirte Artikel Jeden, der über das Seinige 
frei verfügen fann, berechtigt, ein Familien-Fideicommiß zu 
errichten, Daß es alfo hierzu nicht eines befonderen Standes, 
3. B. des Adels, bedarf, flimmt mit dem Geifte unjerer 
Staatseinrihtungen ſowohl, wie mit dem in unjerem Lunde 
geltenden gemeinen Rechte überein, obgleich in andern Län— 
dern, 3. B. in Bayern, andere Grundjäge gelten. *) 

Die Majorität des Ausſchuſſes empfiehlt den Art. 1 zur 
Annahme, jedoch) mit folgender Veränderung. 

Nah dem Wortlaut des Artikels würde nichts entgegen- 
ftehen, daß Jemand für eine fremde Familie gleich vorn. 
herein oder in der Art ein aller Selcomafs ftiftete, 
daß er, nah dem Erlöſchen feiner Familie, das Fidelcom- 
miß auf eine andere Familie übergehen ließe. 

In deiden Beziehungen würde das Stiftungsrecht eine 
Ausdehnung erhalten, welche nicht in dem eigentlichen 
Weſen des Familien-Fideicommiljes liegt. Das Fortleben 


*) Auch ift e8 nach gemeinem deutſchen Recht nicht unbeltritten, 
daß jedem Stande das Necht zufteht ein Familien-Fideicommiß 
zu errichten. ©. v. Dalwigk, Verſuch einer philojophijch = ju- 
riftischen Darftellung des Exrbenrechtes Thl. 3, S. 53 ff. Ueber: 
haupt ließe fi Die Frage aufwerfen, ob nicht die Ertheilung 
des Erbadels an die Stiftung eine? Fideicommifjed gebunden 
werben follte. Jedenfalls würde der Model ald Stand hier: 
durch gewinnen und feine wahre Bedeutung erhalten, Die er, 
ohne eine ſolche Beftimmung immer mehr zu verlieren in Ge— 
fahr iſt. S. auch Gerber in den Jahrbüchern für die Dog— 
matif ꝛe. Band I Heft I. S. 93 und 94. 
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des Stifters in feiner Familie, die Kräftigung des Familien 
"Pandes, Die Belebung des Familien-Sinnes laſſen fih nur 
erwarten, wenn der Stifter jelbft zur Familie gebört. Der 
fittliche Gewinn diefer Wirkungen überwiegt den Nachtheil, 
der Damit verbunden fein kann, daß ein Theil des Grunde 
eigenthumsd dem Verkehr entzogen wird. Wo ſich dieſer 
Gewinn nicht erwarten läßt, da ift auch die Beſchränkung 
des Verkehrs nicht gerechtfertigt und am wenigften dürfte 
dafiir ſprechen, Daß die Binculirung des Eigenthums die 
Familie jogar überleben und das Fideicommiß auf eine 
andere Familie übergehen könnte. 

Wir beantragen darum 

die Annahme des Art. 1 mit der Aenderung, daß 
flatt des Wortes „einer“ das Wort „einer“ ges 
ſetzt werde. 

Wir geben dabei von der Anfict aus, Daß dur Anz 
nahme an Kindesftatt die Aufnahme in die Familie ge— 
Ichieht, daß alfo auch zu Gunften adoptirter oder arrogirter 
Kinder ein Zamilten-Fideicommiß geftiftet werden kann und 
daß: Diejen jelbft das Recht zufteht, ein folches für die 
—— in welche ſie aufgenommen worden ſind, zu er— 
richten. 

Die Minorität des Ausſchuſſes (drei Mitglieder) iſt 
für unveränderte Annahme des Artikels, indem ſie die von 
der Majorität angeführten Gründe nicht für wichtig genug 
hält, um die Abſicht, einer fremden Familie durch eine 
Fideicommiß-Stiftung einen Bortheil zuzuwenden, zu be: 
Ihränfen. 


Zu Art. 2. 


Nah dem bisherigen Rechtszuftand war ein Minimum 
des Werthed des Fideicommißgutes nicht feftgefegt, ohne 
Daß wejentliche Mißſtände bieraus, fo viel befannt, entftan= 
den. Der Zwed des Familien: Fideicommifjes und die Ver- 
hältniſſe der Stifter geben hierin Maaß und Ziel, ohne daß 
es einer beſonderen geſetzlichen Beſtimmung bedürfte. Dem— 
ungeachtet ſtimmen wir dem Geſetzesentwurf bei, welcher 
ein Minimum feſtſetzt; denn es wird dadurch nur größere 
Beſtimmtheit erzielt und eine dem Charakter des Juſtituts 
angemeſſene Grenze gezogen. | 

Bei der Feftjeßung der Größe diefes Minimums Fann 
das Ermeſſen des Gejeggeberd nicht wohl durch eine fefte 
Regel beftimmt werden. Wir halten die Summe von 
75,000 fl. für pajjend, obgleich ſich auch eine geringe Er- 
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böhung oder Verminderung diejer Ziffer rechtfertigen ließe, 
Die erwähnte Summe ift viel höher, als fie der neuefte 
bayeriſche Gejeßesentwurf, Die Familien Fideicommiſſe be— 
treffend, fixiren wollte. 

Die Rente eines Grundvermögens im ſchuldenfreien 
Werth von 75,000 fl. reiht im gewöhnlichen Verhältniſſen 
bin, den Juhaber mit feiner Familie in, dem gebildeten 
Stande angemefjener Weile zu ernähren und ermöglicht 
auch die Verbindlichkeit des Befißers, welche er genen die 
Wittwen der früheren Befiger, gegen feine Gejchwifter, ſo— 
wie feine nicht zur Nachfolge in das Fideicommiß berufes 
nen Söhne nnd Töchter bei deren Verebelihung eder An- 
ſäßigmachung haben fell (Art. 20). 

MWürde der zur Begründung des Familien = Fideicom: 
mifjes nothwendige MWerth des Grundeigenthums bedeutend 
höher beſtimmt werden, fo könnte dadurch unwillführlic der 
Gedanke hervorgerufen werden, als ſei das Fideicommiß 
nur dazu beftimmt, das Anjeben und den Glanz ber Fa— 
milie zu erhalten. Wir haben jchon im Eingang dieſes Be— 
richtes gezeigt, daß diefer Zweck nicht der nächfte und aus— 
ſchließliche ſein fann. | 

Daß das Grundeigenthum, welchem die Fideicommiß- 
Eigenjchaft gegeben werden fol, in dem Großberzogtbum 
gelegen fein muß, zetat ſich als notwendig, weil in andern 
Ländern verfchiedene Gefege gelten, die Verhältniſſe eines 
Fidetcommifjes "aber nah Einer feſten Regel, jei fie durch 
die Stiftung felbft oder durch das Geſetz beftimmt, beur- 
theilt werden müſſen. 

Bei Zehn und Erbleihen hat der Lehens- oder Erbleih— 
herr ein eventuelle Recht auf den Rüdfall des unbeichränf: 
ten Eigenthums des Lehn- oder Erbguts, weldyer durch 
Handlungen des Bafallen oder Erbleihträgers herbeigeführt 
werden fann. - 

Diele Berhälmiffe find dem Weſen des Familien-Fidei- 
commiſſes, das der Regel nad) dauern ſoll, jo lange die 
Familie befteht, und das durch den jeweiligen Beſitzer 
nicht veräußert oder verwirft werden darf, widerjprechend 
und es ift darum nur zu billigen, daß der Gefegesentwurf 
Lehen- und Erbleihgütern die Fähigkeit, zu Familien-Fidei— 
commiſſen zu dienen, entzieht, obgleih andere Gefeggebuns 
gen dieſes nicht thun, nur die Einwilligung des Erbleih— 
und Lehnsheren erfordern. 

Bezüglich der Lehn wird aber die Sache nicht mehr 
practiich fein, da der Lehnöverband tm Allgemeinen aufge 
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föft ift und bei den wenigen noch fortbeftehenden Zehen 
fidy ohnehin nicht denken läßt, daß fie zu Familien-Fidei— 
commiſſen beftimmt werden. 

Unablösbare Staatörenten haben zwar den Charakter 
der Stetigfeit und gehören zu dem unbeweglichen Vermögen ; 
demungeachtet bilden fie fein eigentlihe® Grundvermögen; 
und da es überdieß mit Schwierigkeiten verfnüpft ift, der 
Aufnahme joldyer Renten in den Fidetcommißverband Die 
“erforderlihe Publicttät zu geben, damit Dritte, Die fie 
durch Gejfion erwerben, nicht gefährdet werden, jo bean 
tragen wir: ' 

den zweiten Abſatz des Art. 2 zu ftreichen. 
Die Majorität empftehlt nad) diefen Erwägungen 
den Art. 2 mit Ausnahme des Abjages 2 
zur Annahme 

und glaubt noch eine weitere wichtige Frage bier kurz 
erörtern zu müſſen, nämlich die Frage, ob es nicht ange: 
mefjen fein dürfte, jo wie auf der einen Seite ein Minis 
mum des zur Schaffung eines Familien: Fideicommifjes er: 
forderlihen Grundwerthes feftgejegt werden foll, auf der 
andern Seite aud ein Martmum zu beftimmen. 

Durdy Stiftung von Familien-Fideicommiſſen wird ein 
Theil des Grundergenthums dem Verkehr entzogen, Ge: 
ſchieht dieſes im Uebermaß, fo wirft es ebenſo nachtheilig 
auf das allgemeine Wohl, als es politiſch bedenklich werden 
kann, allzugroße Reichthümer zum bleibenden Eigenthum 
einer Familie zu machen. 

Daß durch das Geſetz die Möglichkeit gegeben werden 
muß, dieſe Uebelſtände zu vermeiden, darüber iſt man wohl 
einig und der Ausfhuß der vorigen Kammer beantragte 
deßwegen, indem er die Aufhebung der Familien: Fideicoms 
mifje zwar nicht befürwortete, die Staatsregierung zu er 
ſuchen, einen Gejegesentwurf vorzubereiten, wodurd die 
Aufhebung der Familien-Fideicommiſſe, auf dem Weg des 
Vertrages, unbejchadet der. vollftändigen Berückſichtigung 
der Rechte Dritter, erleichtert und den Nachtbeilen begegnet 
werden fönne, welche fi) im befonderen Falle durch allzu— 
große Anhäufung des Grundbefiges in einer Hand bes 
fürchten ließen. 

(Verhandlungen der zweiten Kammer des außerordent- 
lichen — Landtags, Beilage Band VL, 
Beilage 494 S. 17). | 

Andere Geſetzgebungen haben diefen Gegenftand in’s 

Auge gefaßt. 
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Das preußifche Landrecht *) 3. 3. verbietet, daß ohne 
bejondere Tandesherrlihe Genehmigung für eine und die 
ſelbe Familie ein Fideicommiß aus Grundvermögen ae 
werde, welches den reinen Ertrag von 10,000 Zhalern 
überfteigt. 

Die Motive des Gefeged-Entwurfes, die Erbgüter be: 
treffend, beweifen, daß das Minifterium der Auftiz auf dies 
jen Gegenftand ebenfalls aufmerkffam war. Cie finden in 
dem Art. 42 des Entwurfs, welcher die Theilung der Erb— 

üter erleichtert, eine Schutzwehr gegen das allzuftarfe Ans 
chwellen derſelben. 

In dem Gefegesentwurf über Familien-Fideicommiſſe 
finden wir eine Derartige Obforge nur in der Beflimmung 
des Art. 6 Nr. A, wonad) zur Errichtung, Vergrößerung 
‚ oder Ergänzung von Familien-Fideicommiſſen die landes— 
herrliche Genehmigung erforderlid; fein foll. 

Ein Maximum der Wertb-Summe zu beftimmen, fcheint 
uns nicht paffend zu fein. Der Geldanfchlag der Erträge 
wecjelt mit dem Wertbe des Geldes. Die Summe, welde 
wir heute als cine fehr babe anerkennen müſſen, ift viel- 
leicht Ichon in 50 Jahren eine mäßige. 

Die Mujorität des Ausfchuffes ift Dagegen der Anficht, 
daß c8, um die alljugroße Zefjelung des Grundeigentbums 
und die daraus für das Gemeinwohl entjpringenden Nach— 
theile zu vermeiden, angemefjen fei, dem erſten Abſatz des 
Art 2 beizufügen: 

auch Darf durch Fideicommiſſe nicht mehr als der 
vierte Theil des Grundeigenthums in einer Gemar: 
fung dem Berfehr entzogen werden. 

Die Minorität glaubt, daß fi eine ſolche Beihränfung 
nicht empfehle, weil Alles nach den gegebenen Verhältniſſen 
im einzelnen Falle beurtheilt werden müſſe. 

Zwei Mitglieder des Ausſchuſſes beantragen, 

die Zahl 75,000 auf 150,000 fl. zu erhöhen, 
weil fie befürchten, daß die vorgefchlagene geringere Summe 
die Entftehung neuer Fideicommifje nicht in wünſchens— 
werthem Maße erfchwere. 


Zu Art. 3. 


Nah dem in den Provinzen Starfenburg und Ober: 
heſſen beftehenden Rechtsjuftand fünnen auch Gapitalien zur 


Thl. 2. Tit. 4. Abſchn. 3. $. 56 — 58. 
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Stiftung von Familien-Fideicommifjen verwendet werden, 
wie dieſes auch nach anderen Gefeßgebungen der Fall ift. 
Indem unjer Entwurf Gapitalien nur zur Vergrößerung 
beftehender Familien: Fideicommiffe zuläßt und zugleidy eis 
nen Zeitraum beftimmt, binnen welchem dieſer Zweck erreicht 
fein muß, befchränft er den bisherigen Rechtszuſtand in 
dem Beftreben, ſo wenig als möglich die Verfchrömittel zu 
ſchmälern. 

Wir ſinden dieſes ſehr angemeſſen und ſtimmen dem 
Artikel bei. 

Wie wenig der Geſetzesentwurf zur Ungebühr darauf 
bedacht iſt, die Errichtung von Familien-Fideicommiſſen zu 
erleichtern, leuchtet auch daraus hervor, daß er nicht, wie 
4. DB. das Königlich Bayeriſche Edict über die Familien— 
Fideicommiſſe vom 26. Mai 1818, Beilage VII. der Ver— 
faflungsurfunde, anordnet, daß wenn ein Familien: Fidetz 
commiß auf das Dazu beftimmte Vermögen nidyt fegleich 
gegründet werden fan, dennoch die Dispofition giltig ift, 
wenn dafjelbe entweder aus dem Vermögen für fich ſelbſt 
oder mittelft der inzwifchen anfallenden Früchte und Zins 
jen längftens in 20 Jahren bergeftellt werden fann. 

Gine jolhe Dispofition wird nach unferem Gejeßes: 
Entwurf feine Gültigkeit haben, weil nad) Art. 2 ein fchon 
wirklich vorhandenes Grundeigenthum im fchuldenfreien Werth 
von 75,000 fl. zur Errichtung eines Familien-Fideicom— 
miſſes erfordert wird und der.Alrtifel 3 Gapitalien nur zur 
Vergrößerung beſtehender Fideicommille dienen läßt. 
Bon ſelbſt verfteht es fih, daß das Capital nicht felbft 
Fideicomiß-Qualität annimmt. 


Zu Art. 4 


Unter dem Ausdruck „geſetzlichen“ beweglichen und 
unbeweglichen Pertinenzen find offenbar diejenigen Sachen 
verftanden, welche nach dem bisherigen Rectszuftand als 
PBertinenzen betrachtet wurden, Wir beanftanden jxdod) 
den Ausdruck „geſetzlichen“ weil e8 an einer gefeßlichen 
Definition der Spertinenzen fteht. 

Die Pertinenz.Qualität wird in verjchiedenen Bezie— 
hungen von Bedeutung. 

Pertinenzen werden ftillfehweigend al8 in den Berfü- 
gungen über die Hauptfache mit einbegriffen betrachtet, und 
der, welcher eine Sache zu reftituiren bat, muß aud die 
PBertinenzen mit reftituiren und für die abhanden gekommenen 


Beilage Nr. 204 3.33, Brot. v. 28. Juli 1857. 13 


Erſatz Teiften. Der Eigenthümer der Hauptſache ift auch 
Eigenthümer der Bertinenz und fann fie von einem dritten 
Beliger vindiciren. Dieſer Grundfaß würde bei Familien- 
Fideicommiſſen die bedenkliche Folge haben, daß Mobiliar: 
Gegenstände, weiche der jeweilige Fideicommißbefiger ver: 
äußert bat, wenn fie vorher als Pertinenz zu betrachten 
waren, von dem Nachfolger aus den Händen des Dritten 
Befigerd zurüdverlangt werden fönnten. Damit würde die 
Grundabfiht unfered Entwurfs, durch die Stiftung von 
FamiltensFidetcomiften, fo wenig als möglich Dritte zu ges 
fährden, im Widerjprudy ftehen und wir müljen darum 
wünſchen, daß eine dem Königlich Bayeriſchen Hypothefen: 
gefeg analoge Beftimmung in den Entwurf aufgenommen 
wird, womit wir im Einflang mit dem Grundjage: „Hand 
muß Hand wahren”, welchen unſere neuefte Eivilgejeßge- 
bung wieder in's Leben einführen wid, kommen und mit 
dem Gejeßesentwurf über das Pfandrecht, welcher im Ar: 
tifel 49 Folgendes beftimmi: 
„Sn welcher Art von Natur bewegliche Gegenftände 
mit einer Liegenfchaft in Verbindung ftehen müſſen, 
damit auch fie, al8 Zubehörungen der Hypothek, ſich 
ausdehnen, tft nach beftehendem Rechte zu beſtimmen.“ 
„Jedenfalls werden aber ſolche Gegenftände von 
der Hypothek nur inſoweit ergriffen, als fie zur Zeit 
der Verfügung des gerichtlichen Zwangsverfahrens ber 
züglich der Liegenſchaft mit dieſer in fraglicher Ders 
bindung find.“ 
Diefe Erwägungen führen und zu dem Antrag, dem 
Artikel 5 folgenden zu fubftituiren : 


Art 5. 


„In welcher Art unbewegliche und von Natur beweg— 
lihe Gegenftäude mit einem Familien-Fideicommiß 
in Verbindung ftehen müljen, Damit auf jie, al8 Zus 
behörungen, der Fideteommißverband fich ausdehue, 
it nach beftehendem Recht zu beftimmen.“ 

„Wenn bewegliche Zubehörungen eines Familien— 
Fideicommiffes veräußert worden find, jo haben Die 
Fideicommißnachfolger feinen Anſpruch gegen dritte 
Befiger.“ 


Zu Art. 6. 


Der Art. 6 entkält die Bedingungen der Errichtung 
eines Familien-Fideicommiſſes. Es find deren vier: 
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1) Die in einer gerihtlihen Urkunde oder in einem 
Ichriftlichen Teftamente ausgefprochene Willenserklärung des 
Stifter. Die Stiftung bildet die lex specialis für das 
ganze Inftitut, fie muß deßwegen vollftändig bewieſen fein 
und darum erjcheint es nöthig, daß nicht allein eine Urkunde, 
jondern auch eine ſolche verlangt wird, über deren Authen- 
tieität fein Zweifel zu befürchten tft. Aus dieſem Grunde 
verlangt der Entwurf eine gerichtliche Urkunde oder ein 
Schriftliches Teſtament. 

Unter „gerichtlicher Urkunde“ verfteht der Geſetzes-Ent— 
wurf eine bei Gericht protofollirte, oder bei Gericht über— 
gebene und als Beilage zum Protokoll genommene, No— 
tartatsacte werden ebenfalld dazu gerechnet. 

Den Mitgliedern des Ansfchuftes Schienen Die Formen, 
unter welchen ein jchriftliches Privatteftament errichtet wer— 
den fann, nicht von ausreichender Sicherheit, weßwegen fie 
beantragen, ftatt Des Wortes: 

„ſchriftlichen“ gerichtlichen zu ſetzen. 

Außer der Stiftungsurfunde joll 

2) zur Errichtung eines Familten-Fideicommifjes die 
nad vorgängiger Priifung der gefeglichen Vorausſetzungen 
erfolgte Beltätigung der Errichtung des Fideicommiſſes, 
durch das Hofaericht, in der Provinz Rheinheſſen das Bezirks: 
gericht, in deſſen Gerichtsbezirk das betreffende Grundver— 
mögen gelegen tft, erforderlich fein. | 

Nah) dem bisherigen Verfahren war die gerichtliche 
Betätigung des Fideicommifjes nicht erforderlich, Dagegen 
wurden die Hofaerichte, wenn die landesherrliche Geneb: 
migung einer fidetcommifjarifchen Stiftung, was häufig 
geſchah, nachgeſucht wurde, mit Bericht gehört, welche fodanı 
ihre rechtlichen Bedenken gutächtlich ausſprachen. 

Das preußiſche Landrecht 

Th. II. Tit. IV. Abſchn. 3 8. 62 und 63 
und das königl. bayeriſche Edict vom 26. Mai 1818 
22 


verlangen ebenfalls gerichtliche Beſtätigung, während das 

öſterreichſiſche Landrecht die beſondere Einwilligung der ge: 

ſetzgebenden Gewalt erfordert und den Gerichten nur die 

Chor für die Sicherheit der Fideicommiſſe anvertraut 
. 627). 

Ein Bedenken finden wir darin, Daß die gerichtliche 
Betätigung in den Provinzen Starfenburg und Oberbefien 
von den Hofgerichten, alfo von den Gerichten zweiter In— 
flanz ausgehen foll, im Gegenfag zu Rheinheſſen, wo die 
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Bezirfögerichte, alfo die Gerichte erfter Inſtanz, damit be- 
auftragt werden jollen. : 

Als Grund für die Competenz der Hofgerichte geben 
die Motive an, daß die Fideicommißobjecte in der Regel 
in mehreren Luandgerichtöbezirfen gelegen ſeien, was zu ei— 
ner zeitraubenden Zerjplitterung Anlaß geben werde. 

Diefer Grund würde es nöthig machen, dem Oberap— 
pellationd= und Gafjationsgerichte die gerichtliche Beſtäti— 
gung derjenigen Fideicommifje aufzutragen, deren Objecte, 
was, doch auch leicht vorfommen kann, in mehreren SBrovin- 
zen liegen. 

Die Stellung des oberften Tribunal der Provinz 
Rheinheſſen gegenüber, würde jedoch einen ſolchen Auftrag 
faum zulaffen. - 

Davon aber auch abgejehen, fo fcheint uns die befürdh- 
tete zeitraubende Zerjplitterung leicht dadurch bejeitigt wer— 
den zu fönnen, daß man das Landgericht, im weldyem der 
wertbuollite Theil des Fideicommiljes liegt, mit der Leitung 
de8 ganzen Verfahrens, namentlih mit dem Erlaß der 
Edictalien und der Beftätigung beauftragt.*) 

Sind die Gegenftände, welche das Fideicommiß bilden 
jollen, in gleihem Maße in mehreren Gerichtöbezirken ge— 
legen, jo würde dem Stifter die Wahl unter dieſen Ge- 
richten freiſtehen. 

Sollte auf diefe Weife aud) ein etwas größerer Zeit: 
aufwand erfordert werden, jo find dergleichen Rechtsgeſchäfte 
von der Art, daß fie reiflihe Erwägung erfordern, und ihr 
endlicher Aofchluß eilt keineswegs jo, daß man ihm zu lieb 
von Grundjäßen abweichen jollte.e Eine ſolche Ab— 
weihung finden wir aber in der vorgejchlugenen Compe— 
tenzbeftimmung, indem Dadurch im Grunde doch nur ein 
befreiter Gerichtöftand eingeführt werden ſoll. 

Der bayerifhe Entwurf wollte zwar auch den Appella: 
tionsgerichten die Beurkundung der Familien-Fideicommiſſe 
übertragen, allein diefe waren fchon nad) dem mehrerwähn— 


*) Der Art. 19 des neuen Proceßgeſetzesentwurfs beſtimmt in 
ähnlicher Weije, daß, wenn Gegenftände in mehreren Gerichts: 
bezirfen gelegen find, ber Gerichtftand der gelegenen Sache 
bei dem Untergericht begründet fein joll, in deſſen Bezirk der 
größte Theil Der Gegenitände nad) Maßgabe des Steueraus— 
ſchlags fich befindet. Sind aber Die Gegenftände in gleichem 
Maße in mehreren GerichtSbezirken belegen, jo ſoll der Kläger 
die Wahl unter dieſen Gerichten haben, | 
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ten Edict über die Familien-Fideicomiſſe competent und führ- 
ten aud die Hypothefenbücher, in welche nach den dort be— 
ftehbenden Einrichtungen die Fideicommifle eingetragen wer: 
den müflen. Mit dieſer Gompetenzbeftimmung würde aljo 
nichts Neues eingeführt worden jein, wie dieſes bei uns 
der Fall wäre. Ä 

Wenn aleih den Hofgerichten bis jeßt noch Concurs— 
erfennung amd die Prodigalitätserflärungen in erfter In— 
ftanz obliegen, jo beabfichtigt doch die nene Prozeßgejchgebung 
die Erkennung der Gant in Zufunft, der Regel nad, Dem 
Gericht zu Übertragen, bei welchem der allgemeine Gerichts: 
ftand des Schuldners begriindet ift (Art. 883 des Geſetzes— 
entwurfs einer Prozeßordnung in bürgerlichen Rechtöftrei: 
tiqfeiten) und fiir Die Beibehaltung der Competenz des 
Hofgerichts bezüglich der Prodigalitäts-Erklärungen dürften 
auch feine sentgende Gründe ſprechen, zumal die Landge— 
richte aus anderen Gründen, Euratelen, 3. B. wegen Wahn: 
finns, unbedenklich, ohne Erwächtigung des Hofgerichts, 
anordnen. 

Wollte man endlich in dem vorgeſchlagenen Gerichts— 
ſtand ein Anatagon des gemeinrechtlichen Gerichtsſtandes 
ob identitatem causarum finden, ſo würde man dabei 
überſehen, daß man auch dann nicht mit den Vorſchriften 
der zu erwartenden neuen Proceßordnung im Einklang ſtehen 
würde, welche dieſer Gerichtsſtand in der Weiſe, daß das 
höhere Gericht angegangen werden muß, nicht kennt (Art. 12). 

Wir beantragen, in Folge dieſer Erwägungen die Com— 
petenz der Untergerichte auszuſprechen und werden hernach 
die von uns gewünſchte Faſſung näher angeben. 

3) Eine dritte Bedingung der Errichtung eines Familien— 
Fideicommiſſes iſt die auf die gerichtliche Beſtätigung ſich 
gründende Gintragung in das Grundbud der Gemeinde, 
in deren Gemarkung das Grundeigenthum liegt oder, wenn 
jolcye8 zu mehreren Gemarfungen gehört, in die betreffenden 
Grundbücher. 

Sn denjenigen Gemeinden, in welden noch fein legali— 
firte8 Grundbuch) vorhanden ift, ſoll bis au dem Zeitpunfte 
der Errichtung eines jolhen das Flurbuch feine Stelle 
vertreten. 

Andere Gefeßgebungen jchreiben den Eintrag in Die 
Hppothefenbücher vor. Nach unſeren Einrichtungen wird 
der Eintrag in die Grundbücher denjelben Zwed erreichen 
und zwar viel ficherer, weil die Grundbücher topographiſch 
geführt werden, die Hypothekenbücher aber nicht. 
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Das Geſetz vom 21. Februar 1852 enthält folgende 
bierber gehörige Vorſchrift (Art. 37 und 39). 

Die beftehenden Dbereigenthumsrchhte nnd Fideicom— 
miſſe werden zunächſt durch dieſes Gefeg nicht berührt, fie 
müſſen indeß, Damit fie im Verhältniß zu dritten Perfonen 
auc für die Folge wirkjam bleiben, innerhalb zehn Jahren 
in die Grundbücher oder, wo fein Grundbuch beftcht, in 
ein für diefen Zweck vom Stadt- oder Landgerichte zu 
führendes Verzeichniß eingetragen werden. 

Werden dergleichen Rechtsverhältniſſe neu errichtet, fo 
erlangen fie Wirkſamkeit gegen dritte Perfonen erft Dadurch, 
daß fie im Grundbuche oder, was die mit feinem Grunde 
buche verjehenen Gemarfungen betrifft, in dem für jene 
Rechtsverhältniſſe beftimmten Verzeichnilje eingetragen find. 

Diejen Beltimmungen des Gejeges vom 21. Februar 
1852 ſoll durch unferen Gefegesentwurf in doppelter Weije 
derogirt werden. | 

Bon dem Eintrag in das Grund: und Flurbud wird 
fünftig nicht bloß die dingliche Wirkung des Fideicommiſſes 
gegen Dritte, jondern die rechtliche Gültigkeit des Fidei— 
commiljes ſelbſt abhängen und neu errichtete Fideicommiſſe 
folen in Gemarkungen, welde feine Grundbücher haben, 
nicht in das im Gejeg vom 21. Februar 1852 vorges 
—— Verzeichniß, ſondern in das Flurbuch eingetragen 
werden. 

Beide Abweichungen halten wir für hinreichend be— 
—— Das Rechtsgeſchäft, welches das Fideicommiß 
egründet, kann in einem Vertrage beſtehen. Es iſt nicht 
abzuſehen, warum daraus entſpringende Rechte und Ver— 
bindlichkeiten von dem Eintrag in die öffentlichen Bücher 
abhängen ſollen. Uebrigens ſcheint nicht einmal die Ab— 
ſicht des Geſetzesentwurfs dahin zu gehen, daß die perſön— 
lichen Wirkungen des Fideicommiſſes ebenfalls erſt durch 
den Eintrag entſtehen; es wird jedoch angemeſſen ſein, 
dieſes beſtimmter hervorzuheben, was wir bei der von uns 
— a Redaction des Artikels verſuchen werden. 

Der Eintrag in die Flurbücher, ſtatt in die Regiſter 
empfiehlt ſich aus zwei Gründen nicht. Zuerſt iſt es immer 
angenehm, wenn die verſchiedenen Geſetze in Harmonie 
ſtehen und nicht unnöthige Scheidungen veranlaffen. Aeltere 
— würden künftig in das vorgeſchriebene 

erzeichniß, neuere in das Flurbüch eingetragen werden 

müſſen. Ein Grund für Ddiefen Unterfchied ift uns unbe— 

fannt. Zweitens bieten die Flurbücher nicht den genügens 
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den Raum für folhe Ginträge dar. Wird ja darin nicht 
einmal die jo wichtige Bormerfung „beſchränkt“ aufge— 
nommen und wir müfjen befürchten, Daß der Ausführung 
der vorgefchlagenen Einrichtung unbeſiegliche techniſche 
Schwierigkeiten entgegengeftellt werden. 

Ueberbaupt nehmen die Flurbücher nad) dem Gejeß 
vom 21. Februar 1852 feineswegs die Stelle der Grund: 
bücher ein. Nur an den Eintrag in die Grundbücer find 
wejentliche Folgen für die Sicyerheit ded Eigenthums und 
für die Wirkſamkeit defjelben Dritten gegenüber gefnüpft. 
Die Flurbücher behalten nad wie vor den Gharafter der - 
Stenercatafter und dienen zunächſt nur für dieſen Zweck. 

4) Als vierte Bedinaung der Errichtung eines Fidei— 
commilfes erfordert der Entwurf die landesherrlihe Ge: _ 
nehmigung. ’ 

Das gemeine Recht kennt dieſes Erfordernig nicht, 
obgleich es häufig vorgefommen ift, das, größerer Eicher: 
beit wegen, Tandesherrliche Genehmigung nachgeſucht werde. 

Nach Auflöiung des deuntſchen Reiches wurde das Fort: 
beftehen und die Fünftige Errihtung von Familien-Fidei— 
commifjen der Standesheren, der Mitglieder der ehemaligen 
Neichöritterfchaft und der adeligen Gerichtöheren, an die 
Beftätigung des Souverains geknüpft. *) 

Diejes änderte fi jedoch durch den Art, XIV. der 
deutfchen Bundesacte vom 8. Juni 1815, welde den 
Standesherrn zufiherte, daß ihre noch beftehenden 
Fumiltenverträge nach den Grundfäßen der früheren deutjchen 
Berfaflung aufrecht erhalten werden follten und ihuen ferner 
die Befugniß zuficherte, über ihre Güter und Familienver- 
hältniffe verbindlidy Verfügungen zu treffen, welche jedoch 
dem Souverain vorgelegt und bei den höchſten Landesftellen 
—— Kenutniß und Nachachtung gebracht werden 
müſſen. 

Das ſtandesherrliche Edict vom 17. Februar 1820 
nahm dieſe Beſtimmungen der deutſchen Bundesacte faſt 
wörtlich auf. 

Durch die Declaration vom 13. Juli 1827 wurden 
dieſe Beſtimmungen auf die Freiherrlich Riedeſel'ſche Fa— 
milie ausgedehnt. 

Obgleich der Art. XIV. der deutſchen Bundesacte auch 
dem ehemaligen Reichsadel, worunter aber nur der reiche: 


) Declaration vom 1. Auguft 4807 und 1. December 1807. 
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unmittelbare Adel verftanden werden fann, das den Etandes: 
herrn bezüglid der Familienverträge verlichene Recht zus 
nen hatte, jo blieb es doc in unferem Lande vorerft 
et der vorhin erwähnten Declaration vom 1. December 
1807, weldye nicht allein die Verhältniffe der ehemaligen - 
reihsunmittelbaren Reichsritterfchaft, fondern auch die der 
Patrimonialgerichtsherrn, welche zum landſäſſigen Adel ges 
hörten, regelt. 

So verhielt fi die Sache bis zum Jahr 1848, 

Der Artikel 2, verglichen mit dem Artikel 14 des Ges 
jeßed vom 7. Auguſt 1848 verfügte, daß. die Familien 
verträge ſowohl der-Standesheren, als der reichSunmittel- 
baren Adeligen und der adeligen Patrimonialgerichtsherrn, . 
jowie eudlich der Familie Niedefel nad den für andere 
Ctaatdangehörige beftchenden allgemeinen Gefegen zu bes 
urtheilen find, nur tollen die gegenwärtig beftchenden 
eh auf Solche Siegenichaften, welche dieſe 

amilten nad) Verkündigung dieſes Gejeges durch Ankauf 
zur Vermehrung ihres Grundbefiges erwerben, nicht an: 
wendbar fein. | 

Ob nah dem bier in Kürze gejchilderten beftehenden 
Rechtszuſtand die landesherrlihe Genchmigung zur tif: 
tung eines Familien-Fideicommiſſes ——— iſt, kann 
bezweifelt werden. a 

Ein ausdrüdliches Landesgeſetz ſchreibt fie nicht vor. 
Uebrigens halten wir bei der Wichtigkeit folder Stiftungen 
die Genehmigung des Landesherrn für angemefien und 
dieſes um jo mehr, als darin eine Garantie gefunden wer: 
den fanır, daß politifh wizuträgliche Stiftungen nicht zu 
Stande fommen, 

Nach der Faſſung des Art. 6 könnte man vermuthen, 
daß die landesherrlihe Genehmigung zulegt erfolgen ſolle. 
Diefes ſcheint uns nicht paſſend, weil eine gerichtliche Be: 
flätigung oder ein richterliches Urtheil fonft nirgends der 
Genehmigung des Souverains bedarf. Sie wird vielmehr 
erfolgen, wenn die Stiftung von nationalöconomifcyer und 
politifcher Seite geprüft worden ift und feinen Anftand ges 
funden hat. 

Nach allen dieſen Erwägungen beantragen wir, dem 


Artifel 6 

- folgende Faſſung zu geben: 

Zur Errihtung eined Fideicommiſſes wird neben 

der landesherrlihen Genehmigung erforderlich " 
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1) die in einer gerihtlihen Urkunde oder in einem 
ſchriftlichen ZTeftamente ausgeſprochene Willens- 
erklärung des Stifters; 

2) die nad) vorgängiger Prüfung der gejeßlichen 
Borausjegungen erfolgte Beſtätigung der Errich- 
tung des Fideicommilfed durch das. zuftändige 
Stadt: oder Landgericht, in der Provinz Rhein- 
befien durch das Bezirksgericht. 

Zuftändig find die Gerichte, in deren Gerichte: 
bezitk das betreffende Grundvermögen gelegen ift. 
Wenn daffelbe in mehreren Gerichtöbezirken liegt, 
jo ıft dasjenige mit der Leitung des Verfahrens 
und mit der Beftätigung beauftragt, in deſſen 
Bezirke der größte Theil des Grundvermögeng, 
nach Maßgabe des Steuerausjchlags fich befindet. 
St Das Grundvermögen in gleibem Maße in 
mehreren Gerichtöbezirken gelegen, jo bat der Bes 

, treibende unter diefen Gerichten die Wahl. 

3) Die Vergrößerung oder Ergänzung eines Fidei— 

commifjes jeßt diejelben Förmlichfeiten voraus. 


Artikel 6a. 


Wirkung gegen Dritte erlangen Fideicommifle erft 
dadurch, daß fie auf Grund der gerichtlichen Beſtä— 
tigung im Grundbuche, oder was die mit feinem 
Grundbuche verjehenen Gemarkungen betrifft, in dem 
für jene Rechtsverhältnifje beftimmten Verzeichniſſe 
eingetragen find. 


Zu Art. 7 | 


finden wir wenig zu erinnern. Die öffentlichen ſowohl, 
als die PBrivatbefanntmadhungen, werden die Güter, welche 
in den Fideicommißverband treten jollen, bezeichnen müſſen, 
Damit namentlich die Hypothekargläubiger Daraus erjehen 
fönnen, ob ihr Intereſſe bei der beabfichtigten Stiftung 
berührt wird. Die Gerichte werden dafür forgen, daß Die 
Bezeichnung des Grundvermögens in einer Weife gejcyieht, 
daß dadurd fein unverhältnigmäßiger Aufwand an Zeit 
und Koften verurſacht wird. 

Das Präjudiz, welches der Art. 7 angedroht willen 
will, ift, daß die Beftätigung ohne Rückſicht auf fpätere 
Einfprüce der Gläubiger ertheilt werden fol. Nach Art. 
9 follen die nicht hypothekariſchen Gläubiger des Fidei— 
commißftifterd befugt fein, der Errüchtung zu widerjprechen, 
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wenn fte durch das der Fideicommiß-Qualität unterworfene 
Vermögen des Gtifterd ihrer Forderungen halber nicht 
genügend gefichert find. Folge des angedrohten Präju- 
dizes wird aljo fein, daß das zum Fideicommiß-Berbande 
gezogene Vermögen des Schuldners zur Befriedigung der 
uicht hypothekariſchen Gläubiger, der Subftanz nad), nicht 
mehr angegriffen werben darf. 

Was die Hppothefargläubiger- anbelangt, jo fann ein 
mit einer Hypothek befaftetes Grundſtück nur mit Einwil- 
ligung ded Gläubiger zum Fideicommiß beftimmt werden, 
In Folge des Präjudized wird angenommen werden müfjen, 
daß der Hypothefargläubiger darin eingewilligt habe, daß 
jein Unterpfand zum Fideicommiß beigezogen werde und 
daraus wird fi) dann weiter ergeben, daß die Hypothek 
verloren geht; denn der Art. 2 verlangt ein ſchuldenfreies 
Vermögen und überhaupt ift es die Abficht des Entwurfs 
mit Pfandrechten belaftete® Grundeigentbum nit zum 
Fidelcommiß zu ziehen. (S. Art. 9. 

Die Vorſchrift, Daß der Stifter Auszüge aus den Hypo— 
thefenbüchern zu den Acten bringe, bat offenbar den Zwed, 
das Gericht von den auf dem zum Fideicommiß beftinmten 
Grundvermögen beftimmten Hypotheken in Kenntniß zu 
jegen. So lange noch geſetzliche Hypotheken beftehen, wird 
auf diefe Weife der Zweck nicht vollftändig erreicht. Wir 
beantragen darum nad) den Worten. 

„Acten zu bringen“ 
einzufchalten: 
„und eine Beicheinigung, daß feine oder welche ftill- 
jchmeigende Hppotheden auf dem zum Fideicommiß 
beſtimmten Vermögen ruhen.“ 

Diefe Beſcheinigung wird in ganz ähnlicher Weife, wie 
bei Aufnahme ‚einer gerichtlichen Hypothek in den dieſſeits 
rheinischen Provinzen durch Beibringung eines jogenannten 
Fragbogend erwirft werden. 

Für die rheinheffiiche Geſetzgebung bedarf es noch der 
Erwähnung, daß unter Hypotheken auch die Privilegien zu 
verftehen find. 

Zu Art. 8 
finden wir nichts zu erinnern. - 


Daß in dem Art. 7 eine Frift von 3 Monaten vor: 
gefehrieben wird, binnen welder den Gläubigern Einfprade 
gegen die —— des Fideicommiſſes geſtattet ſein ſoll, 
waͤhrend der Art. 8 für Rheinheſſen den Chirographar— 


‘ 
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aläubigern nur eine zmeimonatliche Frift zuläßt, rechtfertigt 
ſich dadurd, daß in dem Berfahren, welches das Staats: 
rathsgutachten vom 1. Juni 1807 zue Sicherung der les 
galen Hypothefen anordnet, auch eine zweimonatliche Frift, 
übereinftimmend mit dem Art. 2194 des Code civil, be: 
ftimmt ift. 

Um der gefchehenen Errichtung eines Familien-Fidei— 
commiſſes mehr Publicität zu geben und insbefondere aud) 
den PBerfonaleredit jo wentg als möglich zu gefährden, 
Ichlagen wir nach folgendem Aufaßarftifel 8a vor: 

„Die Errihtung des Fidetcommifjes ift durch das 
Regierungsblatt bekannt zu machen.” 

Diefe Bekanntmachung fol unferer Anftcht nach feines: 
wegs eine Aufzählung aller zu dem Fideicommiß gezogenen 
Grundſtücke enthalten, vielmehr wird e8 genügen, wenn fie 
nur ganz ſummariſch erfolgt. 


Zu Art. 9. 


Wenn der Gläubiger dazu einwilligt, DaB das mit Hy— 
pothek belaftete Srundftü zum Fideicommiß gezogen wird, 
jo fann es zweifelhaft fein, welche Wirfung Una Einwils 
ligung beigemeſſen werden fol. Offenbar bat der Gläu— 


biger in das Zuftandefommen des Fideicommiljed dadurd) 


eingewilligt und damit auf alle Rechte verzichtet, weldye er 
vermöge jeiner Hypothek geltend machen Fonnte, denn ver: 
pfändetes Vermögen ſoll nicht zum Fideicommiß gebraucht 
werden (Art. 2). Der einwilligende Gläubiger verliert aijo 
jein Pfandrecht, nicht aber feine Forderung, er wird Chiro— 
grapharglüubiger und nimmt an den Rechten Theil, welche 
der zweite Abiap des Art. 9 denfelben einräumt Mithin 
ſteht audy nichtd entgegen, daß der Pfandgläubiger feine 
Ermächtigung unter der Bedingung ertheilt, daß er eine 
Injeription, wie fie der erwähnte zweite Abſatz des Artikels 
geftuttet, erhalte, Um dieſes deutlicher zu machen, bean: 
tragen wir, dem erften Abjaß folgende Faffung zu geben: 
„Ein mit einem Pfandrecht belaftetes Grundftüd 
faun nur mit Einwilligung des Gläubigers zum Ft 
deicommiß beftimmt werden. Im Falle der Einwil- 
figung des Gläubigers erlifcht fein Pfandrecht.“ 
Der zweite Abſatz des Art. 29 regelt das Verhältniß 
der nicht hypothekariſchen Gläubiger zu dem Entftchen eines 
Rumilien-Fideiconmifjes. Dieſe Gläubiger find ſehr weſent— 
lich dabei intereffirt. Während bisher Das ganze Vermögen 


\ 
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ihre8 Schuldners ihnen ein Executionsobject darbietet, wird 
ein bedeutender Theil durch die Errichtung des Fideicom- 
mifjes ihnen entzogen. Der Gejeßesentwurf giebt ihnen 
darum ein Einfpruchsrecht, jofern nicht das der Kideicom- 
mig-Qualität nicht unterworfene Vermögen des Stifters ihre 
Forderungen genügend ſichert. Inwiefern Ddiefer Fall ein: 
tritt, hängt von dem richterlichen Ermeſſen ab. 

Die weitere Beſtimmung des Art. 9, daß nämlich mit 
Einwilligung des Gläubigers die Forderung auf Das Fidei— 
commiß eingetragen werden kann, injoweit das dazu ges 
hörige Grundeigenthum bis zu einem Werth von 100,000 fl. 
unbelaftet bleibt, bedarf einer näheren Erwägung. 

Es wird uns eine, den beftehenden Nechtsbeftimmungen 
nicht entjprechende, in das Pfandrecht eingreifende Neuerung 
vorgejchlagen, nämlich die Nothwendigfeit des Eintrags der 
Hypothek in das Hppothefenbud. ir finden hierbei um 
jo weniger etwas zu erinnern, als ohne den Grundfaß der 
Publicität feine Durchgreifende Verbeſſerung des Zuftundes 
unſeres Pfandrechts zu ewarten ift, weßhalb derjelbe auch 
in unferem neuen Geſetzes-Entwurf, das Pfandrecht betref: 
fend, durchgeführt worden ift. 

Die Summe von 100,000 fl., deren der Artikel erwähnt, 
beruht, wie die Herrn Regierungs-Commiſſäre in der Aus» 
Ihußfigung erklärten, auf einem Drudfehler, indem ein un— 
belaftet bleibender Werth von 75,000 fl. feſtgeſetzt wer: 
den follte. 

Wir haben bei dem zweiten Abjak des Artikels nichts 
zu erinnern gefunden und befürchten auch nicht, daß durch 
jeine Vorfchriften der Fortbeftand des Fideicommifjes ges 
fährdet werde, da zur gemügenden Sicherheit der inferi- 
birten Gläubiger nicht der einfache Werth des Unterpfan— 
des genügen wird. 


Zu Urt. 11. 


Unfer Gefeßesentwurf erkennt die Pflichttheilsberechtis 
gung in vollem Maaße an und ſetzt die Etiftung des 
Fideicommiſſes dem Recht des Notherben unbedingt nad). 
Andere legislatoriiche Beftrebungen verfolgten eine entgegen— 
gefegte Richtung, indem fie durd) geringere Taxation des 
Bermögend den Prlichttheil zu verkürzen und dadurch Die 
Fideicommißftiftung zu begünftigen fuchten. *) 


*). Sowohl die Stiftung von Familien-Fibeicommiffen als die Be⸗ 
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Wir find damit einverftanden, daß unſer Geſetzesent⸗ 
wurf das Pflichttheil reſpectirt. Am wenigften würden 
wir es billinen können, wenn nur jcheinbar dieſes Recht 
aefihert, jedoh durch fragliche Herabfegung der Ab» 
ſchätzungsſumme umgangen werden jollte. 

Daß übrigens bei dem Pflichttheil nur der Notherbe 
des Fideicommißftifters in Betracht kommt, jchließt aus 
dem Grundfag, daß das Fideicommiß ex pacto et pro- 
videntia majorum vererbt wird, mithin nicht zur Berlaf- 
ſenſchaft des jeweiligen Inhabers gehört. > 

Wir enıfehlen den Artikel zur Annahme und fügen nur 
noch die Bemerkung bei, daß, da jedem Notherben des 
Stifters das Recht auf den Pflichttheil zugeftanden  ift, 
deſſen Ausübung unter den gejeglihen Vorausſetzungen 
auch demjenigen zufteht, der als erfter Fideicommißbefiger 
beftimmt wurde, 


gründung von bäuerlichen Erbgütern wurde auf dieſem Wege 
zu erleichtern verfucht. 

Im Zabr 1853 bejchlok die preußifche erfte Kammer die 
föniglihe Staatdregierung zu erfuchen, den Kammern einen 
Geſetzesentwurf vorzulegen, durch welchen im Intereſſe der Er: 
haltung und Befeftigung des Grundbefiged bie Stiftung von 
Familien = Fideicommiffen aus Grundvermögen, unter zweck— 
mäßiger Reform der Beftimmung über den Pficht— 
theil erleichtert werde. 

In der Sigungsperiode des preußifchen Herrenhaufed von 
1855 — 1856 fam ein Antrag des Grafen von — auf 
Vorlegung eines Geſetzesentwurfs wegen Feſtſtellung ermäßigter 
Annahmetaxen für die in Erbgang kommenden Bauerngüter 
in Verbindung eines Antrages der Mitglieder des Herrenhau— 
ſes von Blötz, von Below und Dr. Stahl, auf Vorlegung 
eines Geſetzesentwurfs, wegen Stiftung von Familien-Fidei— 
commiſſen, im Intereſſe der Erhaltung und Befeſtigung des 
Grundbeſitzes in die Commiſſion des Herrenhauſes zur Be— 
gutachtung. Denſelben erſchien es als ein Hauptbeförderungs— 
mittel ſolcher Stiftungen geſctzliche Maßregeln durchzuführen, 
durch Die bei Erbfällen ab intestato Einem Erben die An— 
nahme des hinterlaſſenen Guts zu einer ermäßigten Taxe er— 
leichtert werde, die übrigen Erben aber nad dieſer Taxe ab- 
gefunden würden und fich nicht auf ihre Pflichttbeil&berechti- 
gung berufen könnten, bei Errichtung eine® Teſtaments aber 
der Teftator berechtigt werde, das zu feiner Verlafjenichaft ge: 
hörige Grundeigenthum Einem Erben zu einer ermäßinten Tage 
zu überlaffen, obnean das Pflichttheil gebunden zu fein. 

Tas den Furhefliichen Ständen vorliegende Güterzuſam—⸗ 
menhaltungsgefeg enthält ebenfalld F. 14 den Vorfchlag einer 
— einer ſehr ermäßigten Taxe zu bemeſſenden Anſchlags⸗ 
umme. 
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Zu Art. 12 und 13 
finden wir nichts zu erinnern. 


Zu Art. 14. 


Diefer Artikel normirt in angemefjener Weife Die dem 
Fideicommißbefiger zuftchenden Rechte und Pflichten. 

Wir haben dabei nur ein Bedenken. Nach gemeinem 
Rechte und nad dem Code eivil (Art. 601) muß der 
Ulufructuar der Regel nad) Caution ftellen. Dieſe Ber: 
pflichtung fann unferes Ermeſſens dem Fidetcommißinhaber 
nad) dem ganzen Sinn und Geift dieſes Inſtituts und, da 
den Anmwärtern fonftige Schntzmittel gewährt find (Art. 13), 
nicht auferlegt werden, was jedoch befonderd auszudrüden 
wäre. Wir beantragen darum: 

nah dem Wort: 
„Nutznießers“ 
anzufügen: 
„ohne zur Sicherheitsleiſtuug verpflichtet zu ſein.“ 

Wenn, wie es ohne eine beſondere geſetzliche Beſtim— 
mung der Fall ſein würde, der Fideicommißinhaber nicht 
auf eine längere Zeit das Fideicommiß verpachten dürfte, 
ohne den Pächter der Gefahr auszuſetzen, daß das Pacht- 
verhältniß Durch den Zod des Befigerd aufgelöft werde, fo 
läge darin eine weſentliche Beeinträchtigung des Benutzungs— 
rechtes; denn befanntlich ift der Pachterlös viel höher, wenn 
der Pächter darauf rechnen darf, das Pachtgut auf eine 
längere Zeit ungeftört benugen und ordentlihe Wirths 
Ihaftsreformen in Anwendung bringen zu fönnen, als da, 
Too dieſes nicht der Fall ift. 

Das Königlich Bayerifhe Edict vom 26. Mai 1818 
über die Familien-Fideicommiſſe berechtigt den Inhaber zur 
Berpachtung auf 9 Jahre ($. 48). 

Unfer Gejegesentwurf ſcheint den Vorzug zu verdienen, 
da bei und Verpachtungen auf 12 Jahre nicht jelten vor: 
fommen und bei einer befjeren Bewirtbichaftung des Gut, 
weldye mit der längeren Pachtzeit in Verbindung fteht, die 
Subſtanz defjelben jelbft gewinnt. Wenn der Schluß des 
Abſatzes 2 dem Fideicommißinhaber die Pflicht auferlegt, 
die Rechtöftreite, welche fich über das Fideicommiß ergeben, 
u führen, fo folgt daraus, daß er diejes felbitftändig thun 
ann, obgleih den Anwärtern nicht das Recht abgeſprochen 
werden fol, als acceflorifche Intervenienten in dem Pro— 
cefje aufzutreten. 
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Um diefe Verhältnifie Harer hervorzuheben, ſchlagen wir 
eine Eleine Aenderung des legten — des Abſatzes 2 
vor, indem wir beantragen, nad) dem Worte „ergeben“ die 
Worte „und zwar” einzufügen. 


Zu Art. 15. 


‚ Wollte man dem Stifter des Fideicommiffes geftatten, 
die in den Nrtifeln 11 bis 13 beftimmten Rechte der Ans 
wärter zu bejchränfen, fo wirde die Stiftung mehr oder 
weniger den Character eines Familien = Fideiconmifjes 
verlieren. 

Der zweite Abſatz des Artifeld, wonach die Rechte des 
Fideicommißbefigerd von dem Etifter belichig beſchränkt 
werden dürfen, bat Fein Bedenken, denn der erfte Fidet- 
commißbefiger fann, wie ſchon erwähnt wurde, nicht in 
jeinem Pflichtthetl befchrünft werden und jedem Folgenden 
ſteht es frei, der Succeſſion in das Fideicommiß zu ent- 
jagen, wenn ihm die Bedingungen zu läftig find. 

Wir empfehlen aus diefen Gründen den Artikel zur 
Annahme, | 


Zu Art, 16. 


Diefer Artikel handelt von der VBerpfündung oder Ver—⸗ 
außerung oder Vertauſchung der Eubftanz des ganzen 
Fideicommißvermögens, Hingabe an Zahlungsftatt oder im 
Vergleichswege, Beſchränkung deffelben über die Dauer des 
Beſitzes des jeweiligen Fidetcommißinhabers und geftatret 
dieſe nur mit Zuftimmung jänmtlicher Anwärter. Im Ges 
genjage hierzu beſchäftigt ſich der Artikel 17 mit Recht: 
geſchäften, welche fi nur auf einzelne Theile des Fidei— 
commiß-Bermögens beziehen und läßt hier unter Umftänden 
eine Ergänzung der Einwilligung der Anwärter durch das 
Gericht zu. 

In den Fällen, in welchen es ſich nur von Beräuße- 
rungen einzelner Theile des Fideicommiljes handelt, beab— 
fihtigt der Entwurf, den Abſchluß folder Rechtsgeſchäfte 
mit möglichiter Schonung der Rechte der Anwärter zu er» 
feihtern, während er dort, wo durd das Rechtsgeſchäft 
das ganze Fideicommiß berührt wird, tin ganz natürlicher 
Eonfequenz des Grundfages, daß der jewetlige Fideicom— 
mißbefiger nur Miteigenthümer desſelben tft, die Einwilligung 
ſämmtlicher Anwärter erfordert. 

Wie weit ſich die Obſorge des Gejeßgeberd auf Die 
nur zuerſt erzeugten oder jogar auf die fünftig möglichen 
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Anwärter ausdehnen fol, kann beftritten werden und die 
neueren Gejeßgebungen find bei diefer Frage von verjchie- 
denen Gefichtspunften ausgegangen. igentlich Tiegt es 
nicht in der rechtlichen Natur des Familien-Fideicommiſſes, 
daß es durch Zuftimmung fämmtlicher Anwärter erlöfchen 
fann, denn es kommt weniger auf den Willen der Anwär— 
ter und der nascituri, ald auf den Willen des GStifters 
an, allein vom Stande der Gefeggebungspolitif aus empfiehlt 
e3 fi, daß das Familien-Fideicommiß der im Wechfel der 
Zeiten flattfindenden Bewegung der Familie und deren 
Intereffe zugänglich gemacht werde, wenngleich auch bier: 
durch mehr eine Veränderung, als eine völlige Auflöfung 
des Fideicommifjed motivirt wird. 

Um übrigens feinen Zweifel darüber auffommen zu 
laflen, wer unter den Anwärtern zu verftehen ift, beau— 
tragen wir: 

nach dem Wort 
„Jammtlicher” 
einzufchalten 
„ſchon geborener oder erzeugter”. 

Die noch nicht erzeugten werden durch dieſe Faſſung 

ausgeſchlofſſen. 


Zu Art. 17. 


Die Beſtimmungen dieſes Artikel erleichtern die Dis: 
pofitionen über einzelne Theile des Fideicommifles. Conſe— 
quenterwetje müßten dergleichen ganz nach denfelben Grund: 
fügen behandelt werden, welche bei Dispofitionen über das 
Ganze zur Anwendung gebracht werden. Die Erfahrung 
lehrt aber, Daß hierdurch Schwierigkeiten geſchaffen werden, 
welche den Zweck des Fideicommiffes ſelbſt beeinträchtigen. 

Es fommt vor, daß die Bertaufhung oder Veräußerung 
eines Fleinen Stücks Fideicommißlandes von dem größten 
Bortheil für das Gut ſelbſt ift, daß aber die Ausführung 
an dem Eigenfinne eines Anmärters fcheitert, welcher nur 
gang entfernte, oder vielleicht gar feine Hoffnung hat, je 
jelbit in den Befig des Fideicommifjes zu gelangen. 

Andere Gefeßgebungen haben dieſe Schwierigkeit er: 
fannt und auf Abbülfe gedacht. Unfer Entwurf befeitigt 
fie auf eine einfache Weiſe, indem er die richterliche Er— 
- gänzung der Einwilligung der Anwärter zuläßt. Damit 
fein Anftand über die Zuftändigfeit des Gerichts, dem 
dieje Ergänzung zufommt, entftehe, beantragen wir übrigens 
nad dem Wort: | 
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„Gericht“ (Art. 6) 
einzufchalten. 

Wir finden und noch zu folgenden Bemerkungen ver⸗ 
anlaßt. dulden, weldye in Bezug zu dem Fidetcommiß 
treten, laſſen fich in verfchiedener Weije denken und andere 
Gefeßgebungen haben diefe Verfchiedenheiten auch befonders 
Bervorgehoben. 

1) Der Fideicommißbefiger kann eine Allodialſchuld 
contrahiren und dafür die Einkünfte ſeines Fideicommiſſes 
verpfänden. Da er ſeinem Gläubiger nicht mehr Rechte 
gewähren kann, als er ſelbſt beſitzt, jo wird in einem ſol— 
chen Falle das Pfandrecht nur ſo lange und in dem Um— 
fang wirken, als der Fideicommiß-Beſitzer zum Bezug der 
Früchte ſelbſt berechtigt iſt. 

Wenn der Art. 10 des Geſetzesentwurfs vom Pfand—⸗ 
recht demnächſt zum Geſetz erhoben wird, jo Fann In dem 
unterftellten Salle der Gläubiger auch nur die Früchte ſelbſt 
in Anfprudy nehmen und nicht etwa das Miteigenthumss 
recht, welches dem Befiger an dem Fideicommiß felbft zu= 
fteht, zur Veräußerung bringen, 

2) Die Schuld wird zum Beften des Fideicommiſſes jelbft 
contrabirt und deffen Einkünfte in der Weife verpfändet, 
daß auch der Nachfolger im Fideicommiß die Forderung 
und das Pfandreht anerkennen muß und 

3) Schulden, welche die Subftanz des Fideicommiljes 
jelbft erfaffen, für welche das Fideicommiß felbft als Hypo— 
thef haftet. 

Unſer Gejeßesentwurf hebt dieſe Unterfcheidungen nicht 
bervor und wir finden darin feinen Mangel, da e8 ſich 
ganz von jelbft verftebt, daß Allodialjchulden des Fideis 
commißbefigerd nur diefen und feine Erben allein angehen 
und was die andern auf das Fideicommiß radicirten Schul— 
den betrifft, e8 darauf’ anfommt, in welder Weile Gläu— 
biger und Schuldner ſich verftändigt haben, ob nämlidy nur 
die Früchte oder die Subftanz des Fideicommiſſes zur Hy— 
pothek eingefegt fein jollen. 

Der letzte Abja des Artifeld berechtigt den Fideicom- 
mißinhaber alleın in die Abtretung des Eigenthums zu 
öffentlichen Zweden einzwwilligen, was ſich nicht beanftan- 
den läßt, da bier eine Rechtsnothwendigkeit vorliegt 

„Da es vorkommen fan, daß die Abtretung eined ganzen 
Fideicommiſſes, 3. B. eines Haufes, nothwendig wird, jo 
but der Entourf mit Recht dieſen Fal vorgejehen und den 
Artikel 16 allegirt. 
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Der Artikel 17 müßte aber auch felbft allegirt werden, 
weil das,‚was von der Abtretung des ganzen Fideicommiljes 
gilt, nocy viel mehr dann Anwendung findet, wenn e8 fi) 
nur von Theilen defjelben Handelt. 

Endlich ſcheint und im Schlußfage das Wort „erforder: 
lich“ nicht ganz paſſend, weil die Abtretung des Eigen: 
thums zu öffentlihen Zweden aud ohne Einwilligung des 
Eigenthümers geihehen fann. 

In Folge diefer Bemerkungen beantragen wir, den 
Artikel 17 des Entwurfs bis auf den Schlußjaß, Die oben 
beantragte Einjchaltung ausgenommen, unverändert anzus 
nehmen, aus diefem aber einen befonderen Artikel zu bilden 
wie folgt: 

Art. 17a. 


Auf Abtretung des Eigenthums, weldhe tn Gemäßheit 
beftehender Gefege nothwendig ift, find die Beftimmungen 
der Artikel 15, 16 und 17 nicht anwendbar. In ſolchen 
Fällen kann die Einwilligung von dem Fideicommißinhaber 
allein gegeben werden. 


Zu Urt, 18. 


In Folge des Vorhergehenden müßte im Eingang aud) 
noch der Art. 17a allegirt werden. 

Sm Uebrigen gibt uns nur der Ichte Abſatz des Artikels 
zu folgenden Bedenfen Veranlaſſung. 

Nach Art. 2 kann ein Fideicommiß aus Grumndeigens 
thum errichtet und Gapitalien können nah Artikel 3 
— Vergrößerung beſtehender Fideicommiſſe beſtimmt 
werden. 

Mit dieſen Beſtimmungen ſind die Vorſchriften des er— 
wähnten letzten Abſatzes des Art. 18 nicht gut vereinbar, 
indem unter den, bei einem Verkauf, Tauſch oder Vergleich 
flüffig werdenden Gegenftinden wohl nur Geld oder Mos 
bilien verftanden werden fönuen, 

Es wird deßwegen dunfel bleiben, wie diefelben dem Fidei— 
commifje einverleibt werden follen. 

Wir beantragen darum, dem Schlußſatz des Art. 18 
folgenden iu ſubſtituiren: 

„Alles bei einem Verkauf, Tauſch oder Vergleich 
flüſſig werdende Geld muß zur Abtragung der auf 
das Fideicommiß angewieſenen Schulden oder zur 
Ergänzung oder Vergrößerung der Subſtanz des 
Fideicommiſſes verwendet werden. | 
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Audere Mobiliar Gegenstände find als Pertinenzen 
des Fideicommifjes zu betradhten oder müſſen, wenn 
ihnen Die Hierzu erforderliche Eigenfchaft abgeht, 
veräußert und der Erlös dafür zum Beften des 
—— in der angegebenen Weiſe verwendet 
werden. 
Wird bei einen Verkauf, Tauſch oder Vergleich 
ein Immobile al8 Gegenleiftung gegeben, fo ift dieſes 
dem Fideicommiß einzuverleiben, 


Zu Art. 19. 


Wenn eine Veräußerung von Fidelcommißvermögen ohne 
Beobachtung der in den Art. 16 — 18 enthaltenen Vor— 
Ichriften vorgenommen und der Uebergang des Eigenthums 
in dem Grundbud eingetragen ift, jo treten die Bor: 
ſchriften des Geſetzes vom 21. Februar 1852 ſelbſtverſtänd— 
lich in Wirkſamkeit und der intabulirte Beſitzer hat nicht 
nur die Rechtsvermuthung, daß er Eigenthümer ſei, für 
ſich, ſondern er kann auch unter den dazu erforderlichen 
Vorausſetzungen das wirkliche Eigenthum durch Verjährung 
erwerben. 

Wir beantragen 

die unveränderte Annahme des Art. 19. 


Zu Art. 20. 


Die Familie des Stifters ſoll auf dem Fideicommiß 
ihre Heimath finden, e8 ſoll das Gedächtniß des Stifters 
bis zu den fpäteften Nachkommen in dankbarem Angedenfen 

erhalten und dazu beitragen, den Gliedern der Familie, 
jowert thunlich, die Bedingungen einer anftändigen Lebens— 
ftelung zu gewähren. 

Diefen Betrachtungen entſpricht der vorliegende Artikel, 
indem er den Fideicommißbefiger verpflichtet, an Wirtwen, 
Söhne und Zöchter früherer Befiger, inſoweit dieſelben 
nicht ein anderweites hinreichendes Vermögen oder Eine 
fommen befigen, die nöthigen Alimentation zu gewähren 
und feinen Gejchwiftern, ſowie feinen nicht zur Nachfolge 
in das Fideicommiß berufenen Söhnen und Töchtern bei 
deren Berehelihung oder Anſäſſigmachung eine Ausftattung 
oder Abfindung an Stelle der Alimentation zu entrichten. 

Die Worte „Söhne und Töchter” find unferes Er- 
meſſens bier in ganz ftrtetem Sinne zu nehmen und fchließen 
Enkel nicht in fih, weil jonft die Belaftung des Fidei— 
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commißbefigerd eine zu weite Ausdehnung erleiden und die 
jedem Einzelnen zufommende Präftation häufig zu unbe: 
beutend werden würde, aud) Die Enfel vorerft auf die Ob— 
forge ihrer Eltern verwielen find. 
Damit die Erfüllung der dem jeweiligen Fideicommiß— 
befiger auferleaten Alimentationspflict nicht feine eigene 
Eriftenz geführdet und den Nuben, welchen er von dem 
Familiengut bezieht, abforbirt, enthält unfer Artifel die 
weitere Beftimmung, daß der Betrag derfelben, mit Rück— 
fiht auf die Zahl der Bedürfniffe und die übrigen Ver: 
bältnifje der daran theilnehmenden Perfonen feſtgeſetzt wird 
und in feiner Geſammtſumme nicht den dritten Theil des 
nach dem zehnjährigen Durchſchnitt zu bemeffenden reinen 
Gutsertrags nicht überfteigen darf. Hiernach ift alfo der 
— des Familiengutes in angemeſſener Größe ge— 
chert. 
Indem wir den Artikel zur Annahme eripfehlen, bean— 
tragen wir, in Folge unjerer früheren Anträge: 
im vierten Abſatz die Worte: „zuſtändigen Hofge— 
richts oder Bezirfsgerichts” zu fireichen und daflır 
— zu ſetzen und den fünften Abſatz wegzu— 
aſſen. 


Zu Artikel 21 
haben wir nichts zu erinnern gefunden. 


Zu Artikel 2. E 


Der zweite Abfab des Artikels läßt unentichieden, wie 
die Erbfolge geſchehen fol, wenn der leßte Befiter feinen 
Sohn hat. Wir Schlagen darum vor: 

nad) dem Worte „Erftgeborenen” die Worte „des 
legten Befigers“ zu ftreichen. 

Zur größeren Deutlichfeit wird e8 ſich empfehlen, wenn 
nad) dem Wort: 

— noch das Wort „männlichen“ eingeſchoben 
wird. 

Es dürfte ſich nicht empfehlen auch uneheliche Kinder 
zur Nachfolge in das Fideicommiß zu berufen, weßwegen 
ehe vorschlagen, noch folgenden Zujag dem Artifel anzu: 

en: 

. Unter Nadfommenjchaft find nur die ehelichen oder 
durch nachfolgende Ehe legitimirten Nachkommen zu 
verſtehen. 
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Zu Artikel 3 


beantragen wir, größerer Deutlicyfeit wegen 
in der dritien Zeile das Wort „und“ in das Wort 
„oder“ zu verwandeln. 


Bei Artikel 24 
finden wir nichts zu erinnern. 


Zu Artikel 3. 


Daß unfer Gejegesentwurf das Fideicommiß noch fort: 
beftehen läßt, wenn aud 3. B. durch Zmangsverfauf, der 
natürlich nur in Folge von Fideicommißſchulden geſchehen 
fann, der Werth Des Guts fih unter die Summe, welde 
zu feiner Stiftung erfordert wird, verringert Hat, mit allei- 
niger Ausnahme des unter Ziffer 5 bemerften Falles, fin- 
den wir angemeſſen. Sinkt der Werth des Familiengutes 
fo bedeutend herab, daß es feinen Zweck nicht mehr er: 
reiht, Dann werden auch die Betheiligten fi Teicht zur 
Aufhebung defjelben entschließen und thun ſie dieſes nicht, 
ſo kann verordnet werden, Daß fie Dafür forgen, daß es 
wieder zu angemefjener Größe gelangt. 

Unfer Entwurf bat die Auflöfung der Fideicommifje in 
Folge des Einverftändniffes der Berheiligten an feine wei- 
tere Bedingung gefmüpft, während andere Geſetzgebungen 
in jolhen Falle einen Fideicommiß-Curator aufftellen, der 
gleihjam im öffentlichen oder im Intereſſe der noch nicht 
een Nachkommen, die Frage prüfen muß, ob die Auf- 
lölung zu empfehlen ift.*) 

Wir geben unjferem Entwurf den Vorzug, weil ein In— 
tereſſe des Staats bei Erhaltung des Fideicommiſſes nicht 
von der Bedeutung ift, Daß es gegen den Willen der dis⸗ 
pofitionsfähigen Eigenthümer in's Gewicht fiele und wir 
ein Recht der noch nicht einmal erzeugten Nachfolger au: 
zuerkennen nidt vermögen, 


Zu Artikel 26. 


Das am Schlufje des erften Abſatzes erwähnte Transs 
jeriptionsregifter hat auf eine in Rheinheſſen geltende Eins 
richtung Bezug. In Gemeinden, welche noch teine Grund: 


*) Defterreichifches Geſetzbuch $. 644. 
Bayeriſches Ediet vom 26. Mai 1818 $. 97. 
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bücher befigen, werden von den Gerichten nad) Art. 37 und 
39 des Geſetzes vom 21. Februar 1852 bejondere Ver⸗ 
zeichniffe geführt, in weldye die Fideicommißqualität einge— 
Pe muß, wenn fle gegen Dritte wirkſam wer- 
en fol. 
Unfer Gejeßesentwurf enthält mithin eine Lücke, zu 
deren Ausfüllung wir vorfchlagen, nach dem Worte „Grund—⸗ 
buch“ einzuschalten: 
„beziehungsweiſe in dem in den Art. 37 und 39 des 

Öefeges vom 21. Februar 1852, die Erwerbung des 
GrundeigenthHums 2c. betreffend” vorgeſchriebenen Vers 
zeichniffe und in Rheinheſſen auch in die Transjcrip- 
tionsregifter. 

Sodann wären zur befjeren Uebereinftimmung mit dem 
in den Provinzen. Starfenburg und Oberheſſen durch das 
Geſetz vom 21. Februar 1852, die Erwerbung des Grund: 
eigenthums 2c. aeichaffenen Rechtszuftandes 

ftatt der Worte im zweiten Abſatz „die Erlöſchung 
ausgesprochen”, die Worte „dieſes geſchehen“ zu ſetzen. 


Zu Artikel 27. 
Hierbei finden wir nichts zu erinnern. 


Zu Artifel 28. 


Durh den zweiten Satz diefes Artifeld wurde unfere 
Thon früher erwähnte Gefehgebung geändert. Da wir in 
Kürze über einen, die ftandesherrlihen Verhältniſſe um— 
fafjenden Gefegesentwurf zu berathen haben werden, fo 
beantragen wir: | 

die Berathung und Beſchlußnahme über den zweiten 
Satz des Art. 28 ausjujepen. 


Zu Artikel 29 und 30 
haben wir nichts zu erinnern gefunden. 
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Sondergutachten 
der 
Abgeordneten Buff, Hofmann und Mohrmann, 
zu dem 


Bericht über die Gefegesentwürfe: 
a. die Errichtung von Familien-Fideicom⸗ 
miffen und 
b. die Errichtung von Tandwirtbfchaftlichen 
Erbgütern (Beil. Nr. 209). 


Wir erklären und gegen die Gejeßesentwürfe über die 
Errichtung von landwirthſchaftlichen Eıbgütern und von 
Familienfideicommiſſen. | 

Zuvörderſt ermangeln wir aller officiellen ftatiftifchen 
Nachweiſe, welche geeignet wären, das Bedürfniß der vors 
geſchlagenen Geſetze darzuthun. — 

Im Gegentheile zeigt die Erfahrung, daß die Fidei— 
commißverbaͤnde insbeſondere im Großherzogihum Heſſen 
nicht zum Vortheil des Gemeinweſens gereicht haben und 
daß, wo ſich deren finden, die Gemeinden zu den ärmeren 
des Landes gehören. 

Die Annahme, daß die Erbgüter, wo fie im Großher- 
zogthum Heſſen vorhanden find, in Folge alter deutſcher 
Sıtie befteben, ift nicht richtig, da ihre Exiſtenz Dort viel 
mehr eine Folge des Hörigfeitsverhältnifies ift. Wo aber 
ausnahmsweiſe in Deurfchland fich die gejchlojjenen Güter 
bewährt haben, find dünne Benölferungen vorhanden, mit 
bin die Verhältniſſe für die Zuftände des Großherzogthuns 
nicht maßgebend. 

Die Erfahrung —— Länder Mittel-Europa's, in 
welchen die Zheilbarkeit des Grundeigenthums geſeßplich 
begründet iſt und eine fleißige Bevöllerung den Grund und 
Boden auf intelligente Weije bebaut, weiſ't eben jo blühende 
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als fortſchreitende Culturzuftände nad. Ein Sinken der 
Sittlichkeit, des Familienſebens, des Wohlttandes oder des 
Nahrungsftandes ihrer Bewohner, veranlaßt durch die freie 
Agrargefeßgebung, dürfte dort ſchwerlich nachzumeifen fein. 


Mir vermögen nicht auzugeben, daß die Theilbarkeit 
von Grund und Beden deilen Zerfplitterung in einem der 
Bewirtbichaftung nachtheiligen Maße zur Folge hat. Eine 
ſolche Behauptung würde übrigens auch nur Die Beſchrän— 
fung der Theilbarkeit auf ein feftzufegendes Minimalmaß 
rechtfertigen fünnen; eine von dem allgemeinen bürgerlichen 
Rechte abweichende Erbfolgeordnung würde durch fie nicht 
begründet werden fünnen. Wohl aber muß die Thatſache 
hervorgehoben "werden, daß in den Ländern des theilbaren 
und ungebundenen Grundeigenthums alle Elafjen von Grunde 
befig von dem größten bi8 zu dem Eleinften in richtigem 
Berkältniffe vorhanden find, Kine ſolche glüdliche Miſchung 
der verjchiedenartigen Befigverhältnifje wird aber ſtets fort- 
dauern, weil die Vermögen immer ungleich fein und bleiben 
werden und nad) Maßgabe Ddiejer Ungleichheit auch dem 
Grundbefige zugeführt werden. 


Die Ungebundenheit des Grundeigentfums und die 
Möglichkeit für Jedermann foldyes im freien BVerkchre zu 
erwerben, find dem Nationalwohlftande eben jo förderlich, 
al8 die Befreiung des Handeld von allen befchränfenden 
Monopolen. 


Der freie Verkehr ift vorzugsweiſe geeignet, das Grund- 
eigenthum in entipredendem Maße an. jolche Befitzer zu 
bringen, welche Durch den Stand ihres Vermögens und durch 
ihre perfönlihe Befähigung zur vortheilhaften Cultivirung 
defielben bejonders geeigner find. In dem Umftande, daß 
das Grundeigenthum die ficherfte Kapitalanlage ift, liegt 
der bejoudere Anreiz zu dejjen Etwerbe. Der ungebundene 
Eigenthümer defjelben findet in dem Intereſſe an der Ber: 
mehrung feines Vermögens den Grund zur Berbeflerung 
der Subſtanz feiner landwirthſchaftlichen Liegenſchaften, Da 
bierdurdy bei der freien Concurrenz und gefteigerten Nach: 
frage ihm das Mittel der Verwerthung zu vertheilhaften 
Preiſen geboten ift. Nicht jo Derjenige, beffen Verfügungs— 
rechte über das von ihm beſeſſene Grundeigenthum durch 
die Rechte von Anwärtern oder Anerben beſchränkt find. 
Die Geſichtspunkte der Bewirthſchaftung dieſes letzteren 
ſind nur jene des Nutznießers, welcher die Subſtanz des 
Grundeigenthums als das Mittel zur Erwerbung von 
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Vermögen, nicht aber als einen Theil feines Vermögens 
betrachten kann. 

Die Größe des Realcreditd eines Grundeigenthümers 
und die Leichtigkeit der Benügung defjelben wird durch den 
Umfang feines Verfügungsrechtes über Grund und Boden 
bedingt... Copitalanleihen der Fidetcommißbefiger und Erb: 
—— unter Verunterpfändung ihres gebundenen 

rundeigenthums ſind nur unter gewiſſen beſchränkenden 
und zeitraubenden Bedingungen und Formen möglich. Die 
Umgehung derjelben wird der Gläubiger nicht leicht gut 
heißen, weil davon die Sicherheit ſeines Unterpfandes ab— 
hängt. Der Grundeigenthümer ſeinerſeits iſt hierdurch 
theils gänzlich en Capitalaufnahmen zu Zwecken, welche 
die Gelcgesenttwärfe nicht benennen, gehindert, theils 
werden ihm folhe in den gejeglich erlaubten Fällen jehr 
erſchwert. 

Vorausſetzen zu wollen, daß Fideicommißbeſitzer und 
Erbgutseigenthümer ſtets oder überwiegend in dem Beſttze 
genügenden Betriebscapitales ſich befinden, würde mit der 
Annahme gleichbedeutend fein, daß ihnen ſtets allodiales 
Vermögen zu Gebote fteht. Iſt Solches vorhanden, fo 
wird es ber dem Gutsantritt durch Abfindungen der Ans 
wärter, der Anerben, in Anfprudy genommen. Der unge: 
bundene Grundeigenthümer it im der günftigeren Lage, 
daß er vermöge feines freien Verfügungsrechtes durch theil— 
weile Beräußerung feines Eigenthbums fih das fehlende 
Betriebscapital zu verſchaffen im Stande ift. 

Der Streit, ob gebunvener größerer oder ein ungebun: 
dener und ſelbſt Feiner Grundbefiß der landwirthichaftiichen 
Eultur vortheilhafter jet, ift in der Nationalöfonomie, un— 
erachtet er fich über Die Grenzen des gegenwärtigen Sabre 
hunderts hinaus erftredft, noch nicht zum Ausirag gekommen. 
Wir dürfen uns indefjen darauf berufen, daß namhafte 
Autoritäten der Kleincultur den Vorzug einräumen, weil 
fie dem landwirthichaftlichen Boden mehr felbft intereflirte 
Arbeitskraft und eine intenfivere Bewirtbfchaftung zuführen, 
So viel möchte nicht zu bezweifeln fein, daß eine in ver: 
nünftigem Maße betriebene Kleincultur den Rohertrag des 
Bodens fleigert und da in * Rohertrage der Arbeitslohn 
enthalten ift, auch die Mittel gewährt, cine größere, eigenes 
Grundeigenthum bebauende Menjchenmenge zu ernähren. 

Aus dem Gefihtöpunfte flaatliher Ordnung wünjchen 
wir mit den Motiven der Geſetzesentwürfe und mit der 
Majorität des Ausſchuſſes die Gefahren zu bejeitigen, 
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welche ein ſich vermehrendes Proletariat für den Staat 
berbeiführt. 

Wir müſſen aber bezweifeln, daB die Gebundenheit des 
Grundeigenthbums hierzu das geeignete Mittel iſt. Eine 
ſolche geſetzliche Maßregel verſchafft nicht allen Gtliedern 
einer Familie ein genügendes Vermögen, ſondern nur ein— 
zelnen derſelben. 


Für das Intereſſe des Staates kömmt es nicht darauf 
an, daß ſolche einzelne Familienglieder ein möglichſt reich— 
liches Grundvermogen befigen, ſondern, daß möglichft viele 
Familien und Individuen einen auskömmlichen Befitz an 
Grund und Boden haben und zu erwerben im Stande find. 
Wer cin einigermaßen nennenswerthe8 Grundeigenthum 
befigt, Hat ein lebhaftes Intereſſe an der Erhaltung der 
Staatsorduung, weil nur fie ihm den Beſitz feines Ber: 
mögens gewäbhrleiftet. 

Die Gebundenheit des Grundeigenthbums aber ſetzt fol: 
ches außer Verkehr und dieſer Uebelſtand wächſt mit der 
Zunahme der geſchloſſenen Güter. Die Möglichkeit, Liegen— 
Ihaften zu erwerben, ift eines der mächtigſten Reizmittel 
zur Sparjamfeit und Grwerbsthätigfeit. Wer Erſparniſſe 
nicht in Grund und Boden anzulegen vermag, geräth leicht 
zum Stillſtande oder zum Rüdgang im Erwerbe und wird 
hierdurch leicht zum Proletariate hingedrängt. 

Don dem Standpunkte der Gejepgebungspolitif aus 
halten wir die möglüchfte Einfachheit und Gleichmäßigkeit 
der Gejeggebung in Bezug auf Vermögens: und Familiens 
verhälmmfe für den Wohlftand der Bevölferung und Die 
Forderung der Rechtsſicherheit am Erſprießlichſten. 

Als Folge hieroon und in Berückſichtigung der Natur 
des Eigenthums als eines abſoluten Rechtes können wir 
eine principielle Beſchränkung der Verfügung über daſſelbe 
nur dann gerechtfertigt erachten, wenn fie durch die Noth— 
wendigfeit geboten ıft oder einer objectiven und allgemeis 
nen Nüglichkeit entſpricht. Jede andere Befchräufung, mag 
fie auch zu Gunften der cıg men Familie geſchehen, wird 
diefelben oder doch ganz ähuliche lüftige Wirkungen hervor— 
bringen, welche aus Der früheren Theilung des Eigenthums 
in Ober: und Untereigenihum ac. entftanden find und de— 
ren gejegliche Befeitigung mir Recht als wohlthätig begrüßt 
wurde. 

Die Gebundenheit der Fideicommiffe und landwirths 
ſchaftlichen Erbgüter insbeſondere wird fi unter Anderm 
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aber dann als befonders läſtig zeigen, wenn in entfernteren 
Generationen die Zahl der Familienglieder (Anwärter und 
Anerben) wählt und deren Einwilligung zu Rechtshand— 
lungen ded Gutsinhaders nöthig wird. | 


Die Motive des Negierungsentwurfs haben fih zur 
Rechtfertigung der befonderen Erbfolge, wie fie theil durch 
die Verfügung des Stifters, theils durch den elterlichen 
Willen, theils durch die vorliegenden Geſetzesentwürfe feft- 
gejeßt wird, auf den Saß geftüßt, daß fih aus dem Na— 
turrecht ein Erbfolgereht und eine Erbfolgeordnung nicht 
begründen laſſe. Wir wollen Ddiefen in feinen Bolgerungen 
bedenklichen und in der Wiſſenſchaft beftrittenen Rechtsſatz 
dahin geftellt fein laſſen. 


Mir unjerer Seits find der Anfiht, daß die Rechts— 
gefeggebung nicht ausſchließlich die Reſultate abftracten 
philojophiichen Denkens zu verwirkfichen habe, daß es vicl- 
mehr auch ihre Pflicht fei, den in der menjchlihen Natur 
begründeten fittliden und religiöfen Empfindungen eine mit 
der Staatsordnung vereinbare Vermwirklihung zu geben, 
namentlich wenn das Wohl und Beftchen des Stuates bet 
deren Pflege jo weſentlich interejfirt ift, wie bei jener 
der Familienbande. Das Erbrecht ift nur der vom Geſetze 
anerkannte thatſächliche Ausdrud der wechfeljeitigen Nei— 
gungen der Familienglieder. Die Bevorzugung der näher 
ren Verwandten und die Gleichftellung der Erbtheile jener 
Erbinierejfenten, welde dem Erblaſſer, dem Grade nad, 
gleich nahe fichen, folgt aus der Gleichheit der mwechjel- 
jeitigen Zuneigung mit derjelben Nothwendigfeit, wie das 
Erbrecht überhaupt aus der FZumilienneiaung. ine durch 
die Geſetzgebung prineipiell feftgejeßte Bevorzugung eines 
einzelnen Samiltengliedes vor allen anderen Ddefjelben Ber: 
wandtſchaftsgrades läßt fi) insbefondere unter den nächſten 
Berwandten (Eltern, Kindern, Gejchwiftern) nur rechtferti— 
gen, wenn ein Gebot politiſcher Nothmwendigkeit oder die 
böhere politiihe Miſſion einer Familie eine folde Aus: 
nahme erheiſcht. Aus andern Rüdjichten, mögen fie auch 
nationalöfonomischer Natur fein, halten wir cine derart ab» 
weichende Erbfolge für eine Härte, deren Größe um fo 
fühlbarer wird, in je näherem Grade der von der Gutd- 
erbfolge ausgeſchloſſene Verwandte deut legten Befiker des 
Gutes and. Solche Ungleichheiten können nad) richtiger 
Beurtheilung der menſchlichen Natur und ihrer Mängel 
eben jo wie nach der Erfahrung nicht zu einer Innigkeit, 
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jondern vielmehr nur zu einer Spaltung des Familienlebens, 
zu GEntfremdungen der Familiennlieder durch Neid und 
Zwietracht wegen beeinträchtigter Vermögensintereſſen füh— 
ren. Sie werden die Quelle von Familienproceſſen ſein, 
die dem Bevorzugten wie dem Hintangeſetzten nachtheilig 
ſind und keineswegs dem Intereſſe der practiſchen Rechts— 
pflege entſprechen. 

Allerdings wird man hiergegen einwenden, daß es ſich 
eigentlich nicht von einer Erbfolge in die Güter des letzten 
Beſitzers, ſondern in jene des Stifters des geſchloſſenen 
Gutes handle. 

Dieſer Einwand iſt nach juriſtiſchen Begriffen nur bei 
ee völlig, bei Erbgütetn jedoch nur theilweiſe 

egründet. Die öffentliche Meinung wird den legten Be: 
figer ftets als Erblaffer betradhten. Sei dem aber, wie 
ihm wolle, wir Halten es für eine in aewöhnlichen Verhält: 
niffen nicht zu vechtfertigende, der Billigkeit entbehrende 
Abnormität, einer Privatperfon die Befugniß zu geben, 
gleihlam als Geſetzgeber die Erbfolge einer Familie in 
gewiſſe Vermögenstheile auf die gefammte Dauer diefer 
Familie zu ordnen. Es wäre die Verewigung des Willens 
einer einzelnen Privatperjon über die möglichen natürlichen 
Grenzen feiner Wirkjamkeit hinaus und eine Befchränfung 
der Willensfreiheit nody nicht eriftirender Individuen ohne 
politiſche Nothmwendigkeit. Dieſe Beſchränkung des Willens 
ift umfoweniger gerechtfertigt, als fie ſelbſt den begünftigten 
Erbfolger in den meiften Fälen an die Scholle bindet und 
rückſichtlich der Erbgüter insbefondere ihn auf einen be— 
fiimmten Beruf anzumeifen ftrebt. 

Rückſichtlich der Familienverhältniſſe zwifchen Eltern und 
Kindern müfjen wir befürdten, daß die Einfprüdhe und 
Beſchränkungen, zu welchen die Anwärter und Anerben ges 
genüber dem Befiger des gebundenen Gutes rückſichtlich 
der Verfügungen über dafjelbe berechtigt find, die Autorität 
der guröbefigenden Eltern zu flören vermögen und fie von 
dem Willen der Nachkommen in mander Beziehung ab— 
hängig machen. i 


Nah Ddiefen allgemeinen Gründen erübrigt uns, noch 
folgende weitere fpeciche Gründe, welche gegen jeden eins 
zelnen der beiden Gefegesentwürfe flreiten, andeutungsweife 
bervorzubeben: 
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1) rüdfihtlih der Errichtung landwirthichaftlicher Erb⸗ 
güter: 


a. der deßfallſige Geſetzesentwurf ſetzt das Intereſſe 
der zum Erbgute berechtigten Familie den Intereſſen der 
Bodencultur nach. Dieſer Geſichtspunkt iſt beſonders augens 
fällig in der Ausſchließung verſchollener und entmündigter 
Anerben und ihrer Descendenz (Art. 20), in der Bevor⸗ 
zugung der Kinder fpäterer Ehen eines Erblafjer8 vor je- 
nen früberer Ehen (Art. 23), in der Bevorzugung der 
männlichen vor den weiblichen und des älteren vor Dem 
‚jüngeren Anerben (Art. 25) ꝛc.; 


b. Die Bevorzugung eines Kindes vor allen übrigen 
ift dem freien Belieben der Eltern geftattet (Artikel 18 
und 22); Ä 


c. dem Gutsnachfolger werden vor allen übrigen An 
erben ungewöhnliche Vortbeile zugeftanden, indem ihm außer 
feiner Bevorzugung bezüglich der Erbportion (Art. 26) ge= 
ftattet it, das Erbtheil der anderen Anerben längere Zeit 
zurüdzubalten (Art. 36) und ihm fogar ein bejonderes Erb- 
echt in Die bereit einem Anerben anerfallene Abfindung 
gegeben wird. 


2) Da die Stiftung der Fideicommifje keineswegs auf 
landwirthichaftliche Güter bejihräntt ift, vielmehr ebeu\einobt 
ftädtifche Grundftüde als unablösbare Staatörenten umfaflen 
kann, jo vermag fiir diefe der Charakter eines agrariſchen 
Inſtituts nicht beanjprucht zu werden. Sie geftalten ſich viel- 
mehr hauptſächlich als eine Bindung des liegenjchaftlichen 
Eigenthums zum Zweck der Erhaltung Des Bermögens- 
befißes in den Händen eines oder mehrerer Familienglieder. 
Wir führen insbefondere noch an, daß der deffalfige Ge: 
jeßesentwurf 

a. Beichränfungen der Gläubiger bezüglich ihrer Be- 
friedigung aus den ihnen verunterpfändeten Liegenſchaften 
(Art. 18) enthält; 
b. daß derfelbe die Beftimmung der Fideicommiß-Erb- 
tolge in das freie Belieben des Süfters ftellt und in Er- 
mangelung einer von ihm getroffenen Beflimmung das 
Prineip des Erftgeburtsrechtes und den Vorzug des Manns⸗ 
ſtammes anordnet (Art. 22); 

c. daß er die nicht zur Fideicommiß-Nachfolge berufene 
Wittwe und Kinder. des Kideicommißbefierd, welche wäh: 

4 
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rend defien Lebens an den Vortheilen feines Wohlſtandes 
Theil genommen haben, bei vorhandenem Mangel allodia- 
len Bermögens in eine jehr beichränfte Vermögenslage 
verfeßt (Art. 20). . 


Der Abgeordnete Mohrmann erklärt ſich noch insbeſon— 
dere gegen. beide Gefeßesentwürfe, weil fie mit den Grund: 
lagen der rheinheffiichen Rechtegeſetzgebung im Widerfpruche 
ftehen, während die Erhaltung dieſer Grnndlagen: durch das 
Großyerzogliche Befignahmepatent vom 8. ern 1816, die 
Thronrede des höchſtſeligen Großherzogs Ludwig J. vom 
27. Juni 1820, verbunden mit der darauf erfolgten Dank— 
adrefje der damaligen zweiten Kammer der Landfände und 
den landſtändiſchen Berhandlungen über die Berfafjungs- 
Urkunde CProtofoll 73 vom 14. December 1820) und durch 
das landesherrlihe Edict vom 6. März 1848 der Provinz 
Rheinheſſen zugefagt jet. | 

Ansbejondere Führt der genannte Abgeordnete au, daß 
unter Anderem folgende gejeglihe Grandbeftimmungen des 
rheinheſſiſchen bürgerlichen Geſetzbuchs durch die vorgeleg- 
ten beiden Gejegesentwürfe abgeändert werden. 

1) das im Art. 896 des bürgerlichen Geſetzbuchs ent- 
baltene Verbot der Subftitutionen; 

2) das im Art. 745 des bürgerlichen Geſetzbuchs ent= 
baltene Princip der gleichen Erbfolge der Nachkommen ohne. 
Rückſicht auf Geſchlecht und Erftgeburt; | 

3) die im Art. 826 des bürgerlichen Geſetzbuchs ent= 
haltene Beftimmung, daß jeder Erbe ein Anrecht darauf 
bat, feinen Antbeil aus der Erbſchaft in Natur zu erhalten, 
— nicht durch Naturaltheilungen zu große Zerſtückelung 
entſteht; 

4) daß die Rechte der Gläubiger auf Befriedigung aus 
dem Vermögen ihrer Schuldner weſentlich beſchränkt werden 
(Art. 2092, 2093, 2094 des bürgerlichen Geſetzbuchs ꝛc); 

5) daß die gefegliche Erbfolgeordnung (Art. 745 des 
bürgerligen Geſetzbuchs u. f.) abgeändert wird, und day 
namentlich rückſichtlich des Erbrechts der Geſchwiſter (Art. 
750 des bürgerlichen Geſetzbuchs) der Ascendenten (Art. 746 
des bürgerlichen Geſetzbuchs) und des Repräſentationsrechts 
(Art. 739 des bürgerlichen Geſetzbuchs u. f.) der Geſetzes— 
entwurf über Errichtung landwirtbichaftliher Erbgüter weit— 
greifende Abünderungen bewirken würde; 
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6) daß eben diefer — rückfichtlich der Prin— 
cipien der in zuuie no ehelichen Gütergemein- 
Schaft (Art. 1401 u. f. d. b. G.B.); 

7) der Rechtöverhältniffe. der Kinder aus verjchiedenen 
Ehen (Art. 1496, 1098, 1099, 1100 des bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs) und 

8) der rechtlichen Natur des Eigenthumsrechts (Art. 544 
des bürgerlichen Geſetzbuchs u. f.) fehr wefentliche Be- 
ſchränkungen enthält. 
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Beilage Rr. 205 
zum 33. Protofoll vom 28. Juli 1857. 


Bericht des dritten Ausfchuffes, j 
Geſuch des Georg Adam Deeg aus Zimmersdorf 
im Königreiche Bayern, um Ertheilung des In— 
digenats betr; 
erftattet von dem Abgeorpneten Werle, 


Georg Adam Deeg aus Zimmersdorf hat bei der zweiten 
Kammer der Stände um Verwendung bei der — * 
lichen Staatsregierung wegen Ertheilung des Indigenats 
nachgeſucht, und zur Begründung ſeines Geſuchs angeführt, 
daß er ſeit 1837 als —— gearbeitet, daß er ſich 
ſtets gut — daß er ein Vermögen von 1000 fl. be— 
ſitze, ſich in Kallſtadt niederzulaſſen beabſichtige und der 
Ortsvorſtand zu Kallſtadt ſich bereit erklärt habe, ihn als 
Ortsbürger aufzunehmen. 

Der Gr. Regierungscommiſſär hat uns mitgetheilt, daß 
Deeg früher um Ertheilung des Indigenats behufs ſeiner 
Aufnahme als Ortsbürger in die Gemeinde Reiſen nach— 
— habe, daß dieſes Geſuch jedoch, weil der Ortsvor— 

and von Reiſen ſeine Aufnahme als Ortsbürger verweigert 
habe, abgeſchlagen worden ſei; daß demſelben die Aufent: 
haltserlaubniß in Kalftadt verweigert worden fei, weil er 
en mit feiner Verlobten in wilder Ehe gelebt und mehr 
ach der Pfuſcherei in der Thierheilfunde bejchuldigt worden 
jei; daß er dann, um feinen Zweck zu erreichen, um Auf 
nahme als Ortsbürger von Kalftadt nachgefuht, daß ihm 
aber auch dieſe, obgleich fich der Gemeinderath dafür er- 
klärt habe, abgefchlugen worden fei, weil dieſes Geſuch 
von Deeg offenbar nur in der Abſicht geftellt worden jet, 
um den Weberzug nad Reifen zu bewerfftelligen, welder 
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befunntlih einem Inländer nicht verweigert werden fünne, 
da der Ort Kallſtadt nur 58 Einwohner zähle, unter denen 
fi Deeg nicht ernähren könne. 

Da nad Artikel 51 der Gemeindeordnung die Erthei— 
fung des Indigenats nur dann erfolgen ſoll, wenn diefe 
für die Gemeinde, in welcher ſich der Ausländer nieder: 
laffen will, vortheilhaft ericheint, ein ſolcher Vortheil je: 
doc) in vorliegenden Falle nicht angenommen werden fann, 
da fih Deeg in Diefer Gemeinde vorausfichtlich nicht er: 
nähren fan, der ftattgehabte Abfchlag des Geſuchs ſonach 
wohlbegründet erjcheint, fo beantragt Ihr Ausſchuß: 

dem Geſuch Folge nicht zu geben. 


Beilage Nr. 206 
zum 33. Protofoll vom. 28. Juli 1857. 


Bericht des dritten Ausfchuffeg, 
das Geſuch der Großherzogl. Bürgermeifterei Bie— 
belsheim, um Aufbewahrung der Brouillonkarten 
bei den Bürgermeiftereis Acten betr, ; 
erflattet von dem Abgeorpneten Werte, 


Der Gr. Bürgermeifter der Gemeinde Biebelsheim hat 
auf dem vorigen Lundtage bei der verehrlichen zweiten 
Kammer um Verwendung bei der Staatsregierung gebeten, 
„daß die Brouillonfarten jener Gemeinde zur Aufbewahrung 
bei den Bürgermeiftereiacten übergeben werden möchten. 

Die verehrliche zweite Kammer hat hierauf einftimmig 
beichloffen: die Gr. Staatsregierung zu erfuchen: „allgemein 
die Aufbewahrung der Broutllons bei den Bürgermetfterei- 
acten zu verfügen”, und dieſe Verhandlungen der hoben erften 
Kammer zur Berathung und Beichlußnahme mitgetheilt. 

ef. Verhandlungen des 1A. Landtags Band VI. Bei: 

lage Nr. 457 Prot. 86 pag. 36-—39. 

Eine Beichlußgnahme der hohen erften Kammer ift jedoch 
nicht erfolgt, und der Gr. Bürgermeifter der Gemeinde 
Biebelsheim hat fein früheres Geſuch bei dieſem Landtage 
erneuert. 

Zur Begründung deffelben ift unter andern angeführt, 
Daß die Parcellenvermeflung der Gemarkung Biebelsheim 
ganz ſchlecht ausgeführt worden jet, daß die Brouillon’s 
mit den Hauptkarten mitunter nicht übereinftimmten, daß 
viele untergelaufene Fehler nur durch Einfihtsnahme jener 
Karten bejeitigt werden könnten und daß die Brouillon’s 
Eigentbum der Gemeinden feien, weil ſolche auf Koften 
derselben aufgeftellt worden feien. 
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Ihr Ausschuß Hält das geftellte Geſuch fir volftändig 
begründet und beantragt, unter Bezugnahme auf die früheren 
Verhandlungen, die Kammer möge, conform mit dem früheren 
ed befchließen, die Großh. Staatsregierung 
zu erfuchen: 

allgemein die Aufbewahrung der Brouillon’8 bei den 
Biürgermeiftereiacten zu verfügen. 


Beilage Nr. 207 
zum 33. Protofol vom 28. Juli 1857. 


Bericht des dritten Ausfchuffes, 
das Geſuch des Defonomen Philipp Zoft von Al- 
lertshofen, um Verwendung bei Gr, Minifterium 
der Juſtiz wegen Bewilligung einer Entfchädigung 
für confideirte und verborbene Kartoffel und Säcke 
betreffend; 

erſtattet von dem Abgeordneten Weber. 


Unterm 6. März d. J. bat der Oekonom Philipp oft 
von Alfertshofen bei der verehrlihen Kammer eine Vor— 
ftellung übergeben, in welcher ex im Wefentlihen Folgendes 
anführte: 

Im Anfange des Jahres 1854 ſei er von dem Großh. 
Landgerichte Umſtadt wegen angeblich verbotenen Kartoffel- 
ankaufs auf den Grund der Verordnung vom 19. Novbr. 
1853 in Unterfuhung gezogen und troß der vollftändigen 
Refultatlofigkeit der leßteren aus gänzlich unentfcheidenden 
Motiven in eine Geldftrafe von 30 fl. verurtheilt, auch 
gleichzeitig die Gonftscation der etwa 17 Malter betragen: 
den, von der Drtöpolizeibehörde mit Beſchlag belegten Kar: 
toffeln ausgejprodhen worden. Der gegen dieſe Entſchei— 
dung ergriffene Recurs babe die Folge gehabt, daß er, 
weil weder bewieſen nod) irgend wahrjcheinlich gemacht gewe— 
fen, Daß er Stärkemehl fabricirt Habe und die fragliche Duanti- 
tät Kartoffeln für ihn aufgekauft worden wäre, von Strafe 
und Koften freigelprochen worden ſei. Da hiernach auch 
von der Bonftscation der Kartoffeln feine Rede babe fein 
fönnen, jo babe er bei dem Kreisamte zu Dieburg Die 
Auslieferung der Kartoffeln und der Säde, in welchen fid) 
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jene befunden, beantiagt, fet jedoch hier um deßwillen ab- 
— worden, weil die Beſchlagnahme in Oberramſtadt 
attgefunden und die dortige Ortspolizeibehörde dem Kreis— 
amte Darmſtadt untergeben ſei. Von dieſem wäre ihm 
ſodann auf erneuerten Antrag der Rückgabe des Confiscats 
eröffnet worden, daß die Kartoffeln und Säcke inmittelſt 
ji Grunde gegangen. jeien und ;diejerhalb eine (wahrjchein- 
ich eventuell verlangte) Entfehädigung aus der Staatskaſſe 
nicht bewilligt werden fönne. Seine gegen dieje Verfügung 
bei dem Großh. Minifterium der Juſtiz und bei Seiner 
Königlichen Hcheit dem Großherzege geführten Beſchwerden 
jeien gleichfalls. erfolglos geblieben: und. von erfterem in. der 
an ihn erlafjenen Verfügung bemerkt worden, daß im Frage- 
falle eine Entjchädigungspflicht des Stantd nicht anerfannt - 
werden könne, daß er, der Bejchwerdeführer, aber auch 
überdieß zur Geltendmachung einer Entſchädigungsforderung 
nid;t befugt: exrjcheine, weil die confischtten wıd zu. Grunde 
gegangenen Kartoffeln nicht ihm, fondern einem gewiſſen 
Adam Trautmann, jeinem Knechte, gehört hätten: * 

Unter dieſen Umſtänden glaubt nun der Bittſteller, vor 
der Beſchreitung des, mie er ſelbſt bemerkt, mit Koſten, 
Weiterungen und Unannehmlichkeiten. ‚aller. Art verbundenen 
Rechtswegs die Vermittelung der verehrlihen Kammer in 
Anſpruch nehmen zu dürfen, umd bat zur näheren Begrün— 
dung ſeines Geſuchs: Zu 

die gütliche Befeitigung feiner Schadenserſatzanſptüche 

an den Stnat für widerrechtlich confiscirte- und zu 

Grund gegangene 17 Malter Kartoffeln mit Säden 

der höchſten Staatöbehörde zu empfehlen, F 
Folgendes angeführt: 

Der Staat ſei eine Perfönlichkeit, welche wie jeder 
Private den Gefegen unterworfen wäre, nach der ausdrück— 
lihen Beflimmung der DVerfaflungsurfunde bei den ordent- 
lihen Gerichten Recht zu fordern und zu nehmen habe und 
durch die öffentlichen Beamten und Behörden repräfentirt 
werde, weßhalb er auch für alle Verfehen der feßteren haf— 
ten müfle und für deren Handlungen verantwortlih wäre. 
Keine Behörde und eben jo wenig der Staat fei aber be— 
reihtigt, Das Eigenthum der Unterthanen an ſich zu ziehen, 
für feine Zwede in Anſpruch zu nehmen, wenn er nicht 
durch ein befonderes Gel hierzu autorifirt wäre, - Ein 
ſolches ermächtige jedoch im Fragefalle den Staat oder feine 
Behörden nicht, ihm, der ſich, wie rechtöfräftig entſchieden 
worden, keines Vergeben ſchuldig gemacht, die fraglichen 
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Kartoffel und Saͤcke wegzunehmen, und er ſei deßhalb uns 
zweifelhaft berechtigt, deren Rückgabe oder Erſatz des Werths 
von Seiten des Staats ebenſo zu verlangen, wie er eine 
jolche Berechtigung jeder Zeit gegen einen Privaten geltend 
machen könne, der ſich derartige Eingriffe in fein Eigen: 
thum erlaube. maeuns 
Bon der Verbindlichkeit zum Schadenserſatz könne den 
Staat auch fein Berufen auf die ihm zuſtehende Polizei- 
gerealt und Feine: vorgebliche Rückſicht auf das gemeine 
Befte befreien, denn Diefes werde nicht gefördert, wenn 
unter dem Titel: zu: übender Bolizeiauffiht Eingriffe in 
wohlbegründete PBrivairechte erfolgten, und die Polizeibehörde 
dürfe. niemals zur Sicherung vor Gefeßesübertretungen das 
Geſetz ſelbſt übertreten. Die Berfaflungsurfunde garantire 
ausdrüdlich die Sicherheit des Eigenthums, welches nur 
gegen, volftändige Entihädigung aufgegeben zu werden 
rauche. Gerade weil im Intereffe des Staats ihm fein 
Eigenthum entzogen und zu Grund gerichtet worden, fei 
ihm aud nur. der Staat. zur volftändigen Entfhädigung 
verpflichtet. Bon einem Zufalle, der. diefe Pflicht aus— 
ſchließe, könne hier’ feine Rede fein, indem der eingetretene 
Erfolg, Das Verderben der Kartoffeln, welche. befanntlich 
ſich mehrere Jahre lang nicht aufheben ließen und nöthigen- 
falls vorjorglich hätten verkauft werden müſſen, durd) die 
größte Nachläffigkeit der betreffenden Polizeibehörde herbei- 
geführt worden jet. 
" Die vom Gerichte verfügte Confiscation wäre als 
"Sequeftration : zu betrachten und Die Bolizeibehörte zu 
Dberramftadt erſcheine als Sequefter, der gefeglich zur An- 
wendung der Sorgfalt eines guten Hausvaters verpflichtet 
und ſonach erfagpflichtig fei, «wenn durch Berabfäumung 
jener Sorgfalt ein Schaden entſtehe. Dieſe Erſatzpflicht 
treffe aber nad) dem Angeführten, und ibm, dem Betenten, 
reſp. Beichwerdeführer gegenüber, den Staat allein, wels 
her fire die Verſehen der ihn repräfentirenden Beamten 
u haften Habe, wie dieß nicht nur durch die Geſetze, fon» 
ern auch durch die Rechtiprechung feftgeftellt jei. 

Aus welchem Gefihtspunfte man ſonach die vorliegende 
Frage auffaffe, jo jet unter allen Umftänden die Erſatzpflicht 
des Staates außer Zweifel und jedenfalls müßten die Säde 
zurücdgegeben werden, die nicht confldcirt worden mären, 
und nad) der oben allegirten Verordnung nicht hätten con= 
fißcirt werden können, weßhalb ibre Beſchlagnahme von 
vornherein eine widerrechtliche gewejen ſei. 
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Ohne Grund fei übrigens feine, des Petenten, Legiti— 
mation zur Geltendmachung des in Nede ftehenden Scha— 
densanſpruchs von der oberſten Staatsbehörde beflritten 
worden. Nah den Ergebniffen der Unterfuhung wären, 
zwar die fraglichen Kartoffel nicht für ihm, aber doch mit, 
ſeinem Gelde angefauft worden und hätten ihm bis zur 
Erftattung feiner Vorlage als Fauſtpfand dienen jollen, 
während die Säde fein Eigenthum geweſen wären. Schon 
dieſerhalb ſei er berechtigt gewefen, die Herausgabe der 
Kartoffeln zu verlangen, jpäterhin habe ihm aber. au noch, 
wie aus. der abjchriftlid) anliegenden Urkunde, Die er auch 
der Eingabe an Seine Königliche Hoheit den Großherzog... 
beigefchloflen habe, hervorgehe, der Käufer. der Kartoffeln, 
Adam Trautmann, die lekteren und alle feine Rechte we— 
gen deren Verderbs verkauft und abgetreten. 

Sein Antrag ftelle ſich Daher überall al8 begründet und 
gerechtfertigt dar. Die in dem Vortrage des PBetenten ans 
ge ogeneiam 22. Sul 1856 ausgeftellte Eefftons = Urkunde 
etktiat; daß Trautmann vor mehreren Jahren laut: ges 
pflogener Abrechnung feinem ehemaligen Brodherrn Philipp 
Loft feine Rechte an die von ihm erkauften Kartoffeln ab: 
getreten hat. 

Auf die von dem Meferenten Ihres dritten Ausſchuſſes 
bet dem Großh. Minifterium: der Juſtiz eingezogene Er— 
fundigung über den näheren Sachverhalt ift demfelben von. 
Seiten des Herm Minifterialpräfidenten Folgendes mit 
getheilt worden: Br 

„Im December 1853. wurde der bei dem Stärfemehl- 
„fabrifanten Philipp Zoft zu Allertshofen als Taglöhner 
„in Dienften ftehende Adam Trautmann von da zu Ober: 
„ramftadt in dem Augenblicke betreten, als er eine zu Dies. 
„burg erkaufte 17 Malter betragende Quantität Kartoffeln 
„auf dem Fuhrwerke feines Dienfthertn und in Diefem ges. 
„börige Säde verpadt durch das vorgenannte Dorf nad) 
„Haufe zu verbringen im Begriffe war. Die Kartoffeln . 
„wurden jofort von der dortigen Bürgermeifteret mit Be— 
„ſchlag belegt, da der. begründete Verdacht vorlag, daß der 
„Ankauf für Rechnung des ꝛc. Joſt geſchehen ſei, ſomit 
„eine Zuwiderhandlung gegen die Verordnung vom 19. Nov. 
„1853, den „Ankauf von Kartoffeln zum Branntweinbrennen 
„und Stärkemehl-Fabrikation betreffend“ indieirt war. In 
„der Folge wurde deßfalls auf Antrag des Gr. Kreisamts 
„Dieburg eine Unterſuchung gegen Philipp Joſt von dem 
„Landgericht Großumſtadt eingeleitet, nad) deren Beendigung 
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„diefer unter'm 3. Oft, 1854 von dem gedachten Gerichte 
„al8 der Bumiderhandlung gegen die Verordnung vom 
„19. Novbr. 1853 ſchuldig zu einer Geldftrafe von 30 fl. 
„verurtheilt wurde; gleichzeitig ſprach das Gericht die Eon- 
„Fscation der vorgefundenen Kartoffeln aus, Auf den bier: 
gegen von Seiten ded Denunciaten ergriffenen Recurs 
„anderte Das Hofgericht der Provinz Starkenburg in Er: 
„wägung, daß es der Thatſache, als habe der Aufauf der 
"Rustoffeln für 2c. Soft flattgefunden, an vollem ‚Beweis 
„mangele, durch Erfenntniß vom 2. März 1855 die land- 
„gerichtliche Entjcheidung dahin ab, daß ed den Angeſchul⸗ 
„digten von Strafe und Gerichtsfoften freiſprach und die Eon- 
„fscation der Kartoffeln aufhob. Dieſe letztere Dispofi- 
„ton des hofgerichtlichen Erkenntniſſes fonnte jedoch aus 
„dem Grunde nicht in Vollzug gelegt werden, weil Die 
„arretixten Kartoffeln mittlerweile jammt den Säden, worin 
„fe aufbewahrt worden, zu Grunde gegangen waren. Da 
„hiernach ein Rüderfag in Natur nicht thunlich war, fo 
„richtete der Angejchuldigte an das Gr. Miniftertum der 
„Juſtiz im Sanuar 1856 ein Geſuch um Bewilligung einer 
„entiprechenden Entſchädigung von Seiten des Fiscus, 
„welches er auf die von ihm behauptete unbejchränfte und 
„nicht bloß jubfidiäre Haftverbindlichkeit des Staates für 
„widerrechtliche Handlungen feiner Organe, deren fich dieſe 
„bei Ausübung ihrer Dienftverrihtungen ſchuldig machen 
„würden, flüßte Das Großh. Minifterium der Zuftiz 
„konnte indeſſen dieſem Geſuche eine Berüdfihtigung aus 
„dem Grunde nicht angedeihen laſſen, weil es eine recht: 
„che Verbindlichkeit des Staates, im vorliegenden Falle 
„Erſatz zu leiften, überhaupt nicht anzuerkennen vermochte; 
„jodann und hauptſächlich aber um deßwillen nicht, weil 
„die Freiſprechung des Angejchuldigten und niunmehrigen 
„Reclamanten in der Recursinſtanz lediglih mit Rüdficht 
„darauf erfolgt war, daß das Hofgericht die Thatjache, 
„als jet der Ankauf der Kartoffeln für den ꝛc. Zoft erfolgt, 
„als nicht volftändig erwiefen annahm, hiernad aber 
„diefer nunmehr aud nicht für legitimirt betrach— 
„tet werden fonnte, eine Entſchädigung für Die in- 
„swüchen zu Grunde gegangenen Kartoffeln in Anſpruch 
„gu nehmen. Die Gründe der Billigfeit aber, welche der 
„Dittfteller für fein Geſuch anrief, mußten ihre Bedeutung 
„bei der en verlieren, Daß Die auf das Vorhanden- 
„iein eines verbotäwidrigen Kartoffelanfaufs für Rechnung 
„des ꝛc. Joſt hindeutenden Indicien, wenn ihnen auch das 
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„Hofgericht nicht den: Werth eines formellen Beweiſes bei- 
„zumeflen vermochte, doch immerhin, wie diefer Gerichtähof 
„auch ſelbſt anerfannte, einen hohen Grad von Wahrſchein⸗ 
yo für die Exiſtenz einer derartigen Contravention 
„ergaben.“ n — Niüumnm — 
Mit Rückficht auf obige Gründe wies das Miniſterium 
yder Juſtiz den Reclamanten mit feinem’auf Entſchädigung 
‚gerichteten Gefuche durch Verfügung vom 11. April 1856 
„ab, und das Gleiche widerfuhr einer von dem Beihwerde 
Führer einige Zeit ſpäter an Seine Königliche Hobeit den 
Großherzog Er rg des nänilichen Betreffs, 
„welcyer der Bittſteller, um den früher beanſtandeten Legi⸗ 
timationspunkt zu berichtigen, wine Beſcheinigung des Ein- 
„gangs genannten Adam Trautmann - beifügte, inhaltlich 
„deren ihm dieſer die fraglichen. Kartoffeln’ nad). deren Be— 
„ſchlagnahme verkauft’ hätte, mithin nunmehr er — Joſt — 
nder Entſchädigungsberechtigte fei; eine Angabe,’ die in- 
— in nichts Weiterem die geringſte Unterſtützung 
en rn oo ur 
0) „WBentt’ derfelbe nunmehr in der anliegenden Vorſtellung 
„unter Berufung auf feine früheren. Gründe und: die Ver: 
„wendung der ‚hohen "zweiten Kammer - der Stände: dafür 
„nachfucht,, "DaB den ihm vermeintlich zuftchenden Regreß⸗ 
naniprüchen von Seiten des Fiscus Befriedigung zu: heil 
„werde, jo kann ein derartiges Anfinnen nicht fur’ geredht- 
„rertigt "erachtet werden, indem auch Dermalen wicht eine 
„Verbindlichkeit des Fiscus zur Erfagleiftung für Den Ber- 
„derb: der Kartoffeln, Falls ſie durch die Schuld eines 
Beamten’ zu Grunde” gegangen fein jollten, anerkannt wer- 
„der kann und durch die vereinzelte Ausſage eines ohnehin 
„in: mancher Beziehung zu beanſtandenden Zeugen die Legi— 
„timation des Beſchwerdeführers zur Erhebung "der frag 
„lichen Erſatzanſprüche nicht als hergeftellt erachtet werden 
nfann, Allein auch - als’ unftatthaft glaubt mar das 
„fragliche Anfinnen um deßwillen bezeichnen zu müffen, weit 
„8 dem Beſchwerdeführer jederzeit Freiftand, die Geltend- 
„machung feiner Anſprüche im Rechtswege, für den fich 
„der Austrag diefer Sadye allein eignen dürfte, zu ver- 
„Men, was vr bis jetzt unterlaſſen hat und ————— 
„auf dieſen Weg zu verweiſen fein wird.“ Zu 
Nah dem Vorgetragenen und nad den Worten ‘des 
Petitums, welches in der vorliegenden Sache an die ver- 
ehrliche Kammer gerichtet wird, in&befondere, könnte es zwar 
beanftandet werden, ob fi die Verweiſung des Gejuchs 
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* Berichtserſtattung des dritten-Ausſchuſſes rechtfertigen 
aſſe und nicht vielmehr der Petitionsausſchuß mit der letz⸗ 
teren hätte beauftragt werden ſollen, allein wir ſehen, um 
größere Weiterungen zu vermeiden, und weil für die Com: 
petenz der Kammerausſchüſſe feine jo enge Grenzen gezogen 
find, wie für Die Actionen der Gerichte: amd fibrigen Staats— 
behörden von einer näheren Erörterung dieſer Formfrage 
ab und unterziehen. uns deßhalb der Erledigung des uns 
gewordenen Auftrags. A. 

Was nun vorerft den Legitimationspunft anbelangt, fo 
fönnen wir ung mit der Anſicht des Großh. Minifteriums, 
daß derfjelbe zu beanftanden ſei, nicht einwerftanden erflären. 
Denn wenn au in der Recursinftanz als nicht wolftändig 
erwiejen angenommen wurde, daß der Aufauf der Kartoffeln ' 
für den Recurrenten erfolgt jet, fo iſt doch jedenfalld jo 
viel gewiß, daß, nachdem Ddiejer von Strafe und Koften 
freigefprochen und Die Confiscation der Kartoffeln aufge: 
hoben worden war, die leßteren, wenn auch nicht an Soft, 
doh an Adam Trautmann, welchem fie abgenommen wor— 
den waren, alabald zurüctgeliefert werden mußten, und daß 
erfterer ftatt des leßteren die ihm von dieſem cedirten Rechte 

eltend machen, , jomit alfo auch die Rückgabe der — 
Fein und der Säde verlangen fonnte. Darin, daß Diele 
Rückgabe nicht erfolgte, beziehungsweiſe in, Folge des frei— 
ſprechenden Erfenntnifjies nicht alsbald angeordnet, und da 
fie wegen des inmittelſt fjtattgefundenen Verderbens der 
Kartoffeln in Natur nicht mehr erfolgen fonnte, der Recla— 
mant nicht alsbald entjchädigt wurde, ift jedenfalls gefehlt 
worden. Wen aber die deffallfige Schuld trifft und mer 
die Entihädigung zu leiften. babe, ob der Staat oder in 
eriter Reihe deſſen Beamten, welche die Kartoffeln verder: 
ben ließen, ift eine Frage, welche nicht zur Gompetenz der 
Ständefammern, jondern lediglich zu derjenigen der Gerichte 
gehört, wie ber Bitifleller inhaltlich feiner Vorftel- 
lung aud jelbft anerkennt. Daß derjelbe den Rechtsweg 
vorerft deßhalb nicht betreten will, weil derjelbe mit Koften, 
MWeiterungen und Unannehmlichkeiten aller Art verbunden 
ift, kann aber, zumal die verfaffungsmäßigen Wege, um 
zum Ziele zu gelangen, noch nicht erichöpft find, für Die 
verehrlihe Kammer um fo weniger Beranlaffung fein, dem 
Antrage: 

der Großh. Staatsregierung die gütliche Beſeitigung 

des in Rede ftehenden Entſchädigungsanſpruchs unter 

Aufwendung von Staalsmitteln zu empfehlen, 
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ftattzugeben, als von Seiten der Regierung eine Verbind- 
lichkeit zum Schadenserjage von Seiten des Fiscus nicht 
anerkannt wird und dephalb derfelbe bereitö zu wiederhol- 
ten Malen Declinirt worden ift. 
Wir beantragen deghalb: 
dem Antrage des Petenten feine Folge zu geben und 
ihm zu überlaffen, feine Anfprüche in der ihm geeig— 
ens Weiſe im Wege Rechtens geltend zu 
machen. 


Beilage Nr. 208 
zum 34. Protofol vom 31. Juli 1857. 


Antrag des Abgeordneten Rößler, 
die Bewilligung eines Geldbeitrags aus Staate-- 
mitteln an den Verein zur Beförderung der Sei— 
denzucht im Großherzogthum Heffen. 


Schon auf dem Landtage von 1848 war von dem 

Herrn Abgeordneten Lotheißen ein Antrag auf Bewilligung 
einer Geldunterftügung aus Staatsmitteln an den zu Ende 
des Jahrs 1847 neu entflandenen „Verein zur Beförderung 
des Geidenbau’8 im Großherzogthum“ geftellt worden. 
Die nad diefem Antrage beanfpruchte Summe betrug ur- 
Iprünglih 2000 fl. jährlich, wurde aber von dem Herrn 
Antragfteller mit Rüdfiht auf die damaligen Zeitwerhält- 
niffe noch vor Erftattung des Ausſchußberichtes auf nur 
400 bis 500 fl. ermäßigt. 

Dbwohl diefer Antrag in der zweiten Kammer mit einer 
geringen Majorität abgelehnt wurde und in der erften Kam— 
mer die Zuflimmung zur Verwendung von 400 fl. nur bes 
Dingungsweife erfolgte, jo gejchah dieß Doch nur der dama— 
ligen —— wegen, welche jeder induſtriellen Ent— 
widelung ungünftig waren. 

Daß der Zweck, welchen der inländiihe Seidenbaus 
Verein fich geftellt, ein nützlicher, und zu anderer Zeit Die 
Bewilligung einer Staatsunterftügung an denjelben woHT 
gerechtfertigt fei, wurde fomohl von den betreffenden Aus= 
fhüffen, al8 auch bei den Berathungen in beiden KRammercri 
vollſtändig anerkannt. 

Seit jenem Zeitpunkte hat num die Seidenzucht nit 
bloß in den Ländern, wo Diefelbe bereits ſchon früher — 
einer zeichen Erwerbsquelle ſich ausgebildet hatte, ec 


— 
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liche Fortſchritte gemacht, ſandern fie hat unterdeſſen auch 
im Deutſchland mehr und mehr und der Art an Verbrei— 
tung gewonnen, daß es gegenwärtig kaum noch ein deutſches 
Land geben’ möchte, wo nicht wenigſtens Anfänge hierzu, 
die gegründete Hoffnung auf günſtige Erfolge erwecken, zu 
finden find, Ganz’ Befonderd aber find es einzelne Theile 
der preußiſchen Monarchie, insbeſondere die Mark Branden- 
burg "und die Provinz Schleſten, wo dieſer Culturzweig 
intenfiv und extenſiv zu einer bedeutenden Entmidelung ge: 
langt iſt. Die vor zwei‘ Jahren fluttgefundene Pariſer 
Meltausftellung bat befanntlih, wie aus dem Urtbeil ter 
Jury ſich eraibt, den erfreulichen Beweis geliefert, daß 
die in den genannten Provinzen producirte Seide feinem in 
andern Ländern erzeugten Producte in Qualität nachfteht. 


, Wenn nun damit, den, früheren -und aud) jeßt noch öf— 
ters ausgeſprochenen Bedenfen gegenüber, augenſcheinlich 
dargetban.ift, Daß Die klimatiſchen Verhältnilje keineswegs 
ein Hinderniß für. etuen vortheilhaften Betrieb des Seiden- 
bau's in Deuiſchland bilden, jo finden wir dieß aud in 
unferem engeren Vaterlande auf das Volftändigfte beftätigt. 
Die im Inland erzeugte, von competenten Richtern für vor: 
züglich erkannte Seide findet nicht allein die willigfte Ab— 
nahme im Handel, jondern e8 hat fih auch durch die Be: 
mühungen des erſt feit 9 Jahren beftehenden GSeidenbau- 
Pereind die Production an inländifcher Seide mehr wie 
verzehnfacht. Die im Jahre 1856 allein zur hiefigen Hafpel- 
anftalt gelieferten Cocons ergaben 73 Pfund Rohſeide, welche 
zum Preife von 21 fl. 30 kr. per Pfund zufammen eine Eins 
nahme von 1568 fl. 18 fr. Lieferte. 

Dieſe Rejultate find mit verhältnißmäßig ſehr geringen 
Mitteln erreicht worden, welche, abgejehen von den unbe— 
deutenden Beiträgen der Vereinsmitgltieder, dem wohlwollens 
den Intereſſe der Allerhöchften Herrfchaften, welche den 
Verein jeit einer Reihe von Jahren mit 200 und reſp. 100 fl. 
— unterſtützt haben, ſowie einem jährlichen Beitrage 

er Großh. Staatsregierung im Betrage von 150 fl. aus 
dem Fond für öffentlihe und gemeinnüßige Zwede zu ver- 
danfen find. 

Wenn nun hiernach anerfannt werden muß, daß auf 
dem von dem Seidenbauverein feither befolgen Wege mit 
verhältnißmäßig jo geringen Mitteln ſehr befriedigende Re: 
jultate erzielt worden find, fo muß nicht bloß die Art und 
Weije, in welcher dieſer Verein feine Aufgabe zu löſen 
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ſucht, für vollfommen, zweckmäßig erkannt werden, ſondern 
es wird. Damit, auch der Wunſch gerechtfertigt erſcheinen daß 
demſelben ‚Die Mittel zu Gebote. ſtehen möchten, um jeinen 
Beſtrebungen einen raſcheren und ausgedehnteren Erfolg zu 
fihern,, Hierzu iſt aber dieſem Berein wenigſtens einige Bor 
mehrung ſeiner Geldmittel durchaus, erforderlich „ damit er 
namentlich. in, Stand. gejeßt; werde, für. Anfchaffung ‚und 
Wertbeilung von Maulbeerbäumen- und. Saamen an Gemein— 
deu, ‚Geiflliche und, Lehrer, für Unterrichtsertheilung in der. 
Seidenzucht, für Primienvertheilung. ‚wegen: vorzüglicher 
Leiſtungen 2c. mehr, wie „bisher ‚verwenden: zu, können. 
Von der Ueberzeugung ausgehend, daß jede hierauf ver— 
wendete Ausgabe, ſich in der Folge als eine wahrhaft nüßz— 
liche, ‚erweifen werde , sentipreche ich „daber gerne, dem,mir 
geäußerten Wunfche des Seidenbau:Vereins, einen ‚bierauf 
bezüglichen Antrag an die verehrliche Kummer aelangen zu 
laffen, und erlaube mir, diefen Antrag dahin zu fte en? 
„Daß es Der hoben Kammer gefallen möge, zur Förde⸗ 
rung des gedachten gemeinnützigen Zwecks einen jähr: 
lichen Zuſchuß von 500 fl. aus allgemeinen Staats: 
mitteln an den getannten Verein zu verwilligen. 


Beilage Nr. 209 
zum 34. Protofoll vom 31. Zuli 1857. 


Bericht des zweiten Ausfchuffeg, 
den Gefeßedentwurf über die Errichtung von land» 
wirtbfehaftlichen Erbgütern betr. (Beil, Nr. 131, 
132 und 133); 

erftattet von dem Abgeorpneten Zentgraf. 


Die Großherzogliche Staatsregierung hat, durch Ent: 
ſchließung vom 15. April L. J., der zweiten Kammer der 
Stände des Großherzegthums einen Gefegesentwurf: 

„über ‚die Errichtung von landwirthichaftlichen Erb: 
gütern 
zur verfaflungsmäßigen Berathung und Beſchlußnahme mit 
getheilt, defjen weſentlicher Zweck darauf gerichtet ift, den 
Eigenthümern eines Grundvermögend, von einem gewiffen 
Werthe oder Umfange, die rechtliche Möglichkeit zu ges 
währen, aus ihrem Beſitzthum ein Erbgut zu errichten, an 
welche Berfügung fi, nad vorgängiger gerichtlicher Be— 
flätigung, kraft Gejeges, die hauptſächlichen Folgen: 
1) die Untheilbarkeit, 
2) die Individual-Erbfolge, d. h. des Uebergangs an 
einen Eigenthümer | 
fnüpfen. 

Gleichzeitig mit dem obenerwähnten Entwurfe wurde 
den Ständen ein anderer Gefeßesentwurf zur verfafjungs- 
mäßigen Entſchließung zugefertigt, betreffend die Errichtung 
von Familienfldeicommiljen. Ä 

Beide Entwürfe haben eine innere Verwandtichaft, in— 
dem fie aus einem Principe hervorgegangen find, beide 
die Erhaltung des Vermögens in einer Familie, diejes Ziel 
jedod in ——— Weiſe erſtreben. 
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Bet Heineren Gütern (Erbgütern) bildet die perfönliche 
Bewirthſchaftung derſelben durch deren Eigenthümer that: 
ſächlich die Regel; fie ift Daher, wenn Schon nicht gefeglich 
beftinnmte, doch ſich won felbft verftchende Vorausſetzung 
des Entmurfes, deſſen Abficht auf die Erhaltung eines 
tüchtigen Bauernflandes weſenilich mit gerichtet ift. Daraus 
erklärt fih der Minimalbetrag des Bertbes (15,000 fl.), 
rejp. Flüchengehalt eines Erbguted (60 Morgen), von 
weichem angenommen wird, dag er, unter Hinzutritt des 
Fleißes des Befigerd, den Beftand eines ſolchen Gutes 
perbürge; daraus erklärt es fih, daß der Erwerber des 
Erbgutes die Nechte des Eigenthümers hut, ſtets aber nur 
eine Perfon Eigentbümer fein kann, dieſer in der Bewirth— 
m die unbedingte Freiheit bat, welche einen reg— 
amen Gutsbetrieb hervorruft und das Gedeihen feiner 
Familie verbürgt; daraus erflärt e8 ſich ferner, Daß nur 
Diejenigen Glieder der Familie des legten Beſitzers zur ders 
einstigen Nachfolge gerufen find, für welde, nach natür— 
lichem Redte, ein Eigenthümer freudig zu erwerben pflegt, 
daß jene denjelben zwar binfichtlih der Veräußerungen der 
Subſtanz, nie aber in der Verwaltung des Gutes beſchränken 
können; daraus erklärt es ſich ferner, daß der Erbguts— 
eizenthümer das Recht der Wahl feines Nachfolgers hat, 
daß er bei der Gutsübergabe an einen Descendenten dieſen 
binfichtlich der Herauszablung begünftigen muß und injoweit 
kann, als die Anſprüche von pflichttheilsberechtigten Erben 
hierdurch nicht verlegt werden. 

Bet den Fideicommiffen aber tritt die Vorausſetzung 
perjönlicher Thätigkeir und eigner Bewirtbichaftung mehr 
in den Hintergrund; der Fideicommißberechrigte hat mehr 
den Character eines Rentners; nicht bloß die Erhaltung 
des Wohlftandes eines einzelnen Befißerd nebenbei das 
fortdauernde Gedeihen der Familie wird beimwedt. 

Daraus erklärt ſich Hier der auf 75,000 fl. beftimnite 
Minimalbetrag eines Fideicommiffes, welde Summe, in 
ihrer Größe Schon, die Garantie für den Wohlftand einer 
Familie Darbietet; Daraus erklärt. fih, daß bier nicht die 
alleinige Nachfolge eines Einzelnen im Gefege geboten ift, 
die Nachfolge durch den Stifter auch in anderer Weiſe ans 
— werden kann, die Anwärter ihr Recht auf die 
Nachfolge aus der Auordnung des Stifters und der Ver— 
wandtſchaft mit dieſem herleiten, nur eventuell das Geſetz 
die Nachfolge regelt, und der Inhaber nicht das Recht der 
Wahl ſeines Nachfolgers hat; daraus erklärt ſich, daß 
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jammtlihe Anwärter und die SFideicommißinhaber Mit: 
eigentbümer find, diefer ald Nußnießer des Vermögens be- 
Ichränft ift, den Anmärtern fogar das Recht der Leber: 
wachung der Verwaltung zufteht. 

Aus jenen haracterıflifchen Eigenthümlichkeiten der Erb: 
sn lafjen ſich faſt alle übrigen Einzelbeftimnungen des 

ntwurfes ableiten. 

Es Tiegt daher die Aufforderung nahe, bevor Dieje 
Einzelbeftimmungen einer Prürung unterzogen werden, im 
Allgemeinen zu erwägen, ob eine Gejeßgebung, weldye in 
jo wejentlichen Punkten, d. h. der Untheilbarfeit und der 
Sndivtdualnachfolge, von der beftcehenden Erbfolge abweidt, 
biftorifch begründet, von dem Standpunft des Gemeinwohls 
aus gerechtfertigt, im Hinblid auf das geltende Recht nöthig, 
und dem erftrebten Ziele entfprechend jet. 

So jehr man geneigt ift, in moderner Ausdrucksweiſe 
die Gefchloffenheit Der Banerngüter und die Eigenthümlich— 
feit der Erbfolge in denjelben als feudaliftiiche Ueberreſte 
u bezeichnen, jo fehr wiirde eine ſolche Erklärung jener 
— eine Unkenntniß des geſchichtlichen Entwicke— 
lungsganges verrathen. 

Die Freiheit einer Perſon beruhte vielmehr im alt: 
deutjchen Rechte darauf, daß man Mitglied einer Volks: 
gemeinde war; dies hatte eine politifche und privatrechtliche 
Bedeutung, jene, jofern darin Das Hecht zur Theilnahme 
an der öffentlihen Gewalt lag, diefe, fofern dadurch Die 
volftändige Rechtsfähigkeit begründet wurde; aus dieſer 
gerade floß Die alleinige Möglichkeit echtes Eigenthum an 
Grund und Boden zu befigen. 

Als Ausflug dieſes Eigentums aber betrachtete das 
deutihe Recht nicht die unbejchränfte Befugniß zu ver: 
"Außern, es war vielmehr diefe Befugniß beſchränkt, durch 
Das Recht des nächſten Erben, der jede Veräußerung an— 
fechten Fonnte, ſofern fie nicht aus Noth geſchehen mar, 
Darum gerade, weil nach der älteften Staatsverfaſſung 
das Vollbürgerthum an den Grundbefig gefnüpft war, 
hatten die Erben ein jo natürliches als rechtliches Intereſſe 
an Erhaltung des Grumdbefißes und an der Sicherung der 
fiinftigen Nachfolge, zu welcher vor Allem die männlichen 
Mitglieder der Familie gerufen waren, Treffend drüdt ſich 
bierüber ein Rechtslehrer (Gerber, Jahrbücher B. J. 1. Heft 
Pag: 64) alfo aus: „So finden wir vor dem Eindringen 
es römiſchen Rechts überall in Deutfchland das Grund: 
eigenthum durch Familienrechte mehr oder weniger gebunden; 

- 1 
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ganz allgemein berrjchte Die Idee der Nothwendigfeit erner 
unverbrüchlichen Fortdauer des angeftammten Grundbefiges 
bei der Familie im Bewußtfein des Volkes." 

Hinfichtlic derienigen Befiger aber, weldhen an dem 
Grundeigentbum nur ein Untereigenthum zuftand — mochten 
fie nun einen erblichen Befig als LXeibeigene, nad) den 
Ordnungen ihrer Heren (nah Hofrecht), oder als Freie, 
nad) den Bedingungen eines Vertrages, vermöge Leibe, in 
ihren verjchiedenen Geftaltungen, ein Gut in erblihem Bau 
haben, lag es, nad) der Natur des Rechtsverhältniſſes im 
Snterejje des Gutsheren ebenjo, wie in dem des Beſitzers, 
dag überhaupt feine Veräußerung, namentlich feine Zer— 
Iplitterung, ohne Zuftimmung des Erfteren, ftatthaft war; 
eine Folge der Untheilbarfeit mußte der Uebergang des 
Untereigentfums auf nur einen Nachfolger fein. 

Wenn aud in der Folge, durch Ausbildung der Lan: 
deshoheit, zu dem Stande der Bauern alle übrigen Per— 
jonen gezählt wurden, welche nicht zu den Ritterbürtigen 
gehörten oder durch Stadtrechte in ein anderes beflimmtes 
Verhältniß geſetzt waren, ſchon zu Ende des 13. Zahrs 
hunderts, alle Bauern, troß der Berjcbiedenheit zwiſchen 
freien und unfreien und troß der Verſchiedenheit ihrer Be: 
fißrechte, ald zu einem Stande gehörig betrachiet wurden, 
ſo änderte dieſe politiiche Gefteltung des Standes dennoch 
nicht Die beftehenden Verhältniſſe des Befigtbums an Grund 
und Boden, es führten vielmehr nun auch die auf fat allen 
Bauerngütern ruhenden Dienfte, welchen Urfprunges fie 
auch waren, jeten fie nun dem Lundesheren oder Dem 
Gutsheren zu leiften gewefen, zur Beibehaltung des Grund: 
u der Untheilbarfeit und ebendeghalb zur Individual— 
erbfolge. 

Das Cindringen des römifhen Rechts, feit dem 16. 
Sahrhundert, wodurd die Gleichberechtigung aller Inteſtat— 
erben und die wunbejchränfte Theilbarkeit des Grundeigen— 
thums grundjäßlich feitgeftellt wurde, vermochte daher auch 
nicht die Eigenthümlicyfeit der Erbfolge in diefem Theile 
des Vermögens zu verwiſchen. 

Befonders haben Adel und Bauernftand hierin Gemeine 
james ſich erhalten; ihnen ift es gelungen, altheimifche In: 
ftitute und Rechtsanfichten fi zu bewahren; waren auch 
die Mittel und Gründe dazu verjchieden, die Reſultate 
blieben fidy glei; während nämlich der Adel die Erhaltung 
der altdeutſchen Grundjüge der Stummgutseigenjchaft durch 
das Necht der Autonomie oder unter den Formen des Zus 
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milienfideicommiſſes für fih möglich gemacht, und Die durch 
das fremde Recht bedrohte politiiche Exiſtenz feiner Familien 
Kan bat, erhielten ſich hinſichtlich der Bauerngüter ganz 
huliche Grundſätze und zwar bei den verliehenen, in Folge 
der Verleihnugen ſelbſt, bei den freieignen, theils durch Die 
Macht der Gewohnheit, theils aber durch die Geſetzgebung, 
die ihre Motive bald aus polizeilichen, bald aus Rückſichten 
auf die veränderte Steuerverfaſſung entnommen hatte. 

Zweck aller diefer Beftrebungen war das Zuſammen— 
halten des Grundeigenthums innerhalb eines beftiinmten 
geichloffenen Umfanges in der Hand eines Einzelnen; man 
pflegt dieſes Princip das arıflofratifche zu nennen, 

Gerade das entgegengejeßte Princip, jeit der franzöfiichen 
Revolution zur Herrſchaft gelangt, bat auch in einem 
großen Theile Deuticylands feit Diefem Jahrhundert Eins 
gang gefunden, die Agrargefeggebungen geleitet, einen völlig 
neuen Zuftand der Dinge bereits eingeführt oder doch vor: 
bereitet, welchem nur der große Grundbefig in den Händen 
des durch das öffentlihe Recht geihügten Adels Wider: 
ftand zu leiften vermochte, 

Einen abermaligen Ausdind bat jene moderne Richtung 
in den Verhandlungen der deutſchen Nationalverfammlung 
gifunden, in welcher bekanntlich der Beſchluß gefaßt wurde: 

„Jeder Grundeigenthämer kann feinen Grundbefig 
unter Lebenden und von Todes wegen ganz oder theil— 
weife veräußern. Den Einzelftaaten bleibt überlaffen, 
die Durchführung des Grundjages der Theilbarkeit 
alles Grundeigenthums durch Uebergangsgeſetze zu 

vermitteln. — Ä 

Der gleihe Gang der Entwidelung, wie in Deutſch— 
land überhaupt, läßt fih aud in dem Großherzogthum, in 
feinen urjprünglichen und binzugefommenen Zaudestheilen, 
verfolgen; auch Hier waren es verfchiedene Nüdfichten, welche 
die Uutheilbarfeit der Bauerugüter und ſomit den Ueber— 
gang auf einen Nachfolger gejeglih oder gewohnheits— 
rechtlich aufrecht erhielten; theils war die Dispofitionsbe- 
fugniß des Inhabers befchränft, weil ibm überhaupt nur 
ein bejhränftes Eigentbum am Grund und Boden zuftand, 
theil8 aber war felbft bei freieignen Gütern die Vertheilung 
unterjagt, weil die dem Landes» oder Gutsheren fchuldigen 
Dienfte, Zinjen auf dem Gute, ald einem Ganzen, rubten, 
theil8 wurzelten derartige Verbote in der Steuerverfaſſung 
oder auf wirthichaftlichen, polizeilichen Rückſichten. 
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So eriftirten hinſichtlich der nicht in vollem Eigenthume 
der Befiger befindlichen Güter u. a. folgende gejeßliche 
Beftimmungen: 

das althefliihe von Philipp dem Großmüthigen er 
lafjene Hufenediet oder Ordnung, daß die Hufengüter 

nicht zu ſehr ſollen getheilt und zerrifjen werden, vom 

28. Februar 1535, erneuert 1545, welches u. a. 
verfügte: 
„Zum fünften fol Binfüro fein Lehnguth noch 
Huben vertheilt ........ und da e8 gejcehen, 

ſo viel immer möglich, wieder zuſammengebracht 


werden.” 
„zum jehöten, Wollen Wir, daß fünftig fein 
Lehnguth noch Huben ..... zerrißen, ſondern, 


wie oben ſteht, zuſammengehalten werden; ob aber 
jemandes feinen Kindern etwas mitzugeben bedrängt 
werde... . jo ſoll ſolches auf Die Beflerung 
geſchehen.“ 
Eine Verordnung des Landgrafen Georg von Heſſen⸗ 
Dormftadt 30. April 1629 (erneuert 1632) beftimmt: 
„Die Vertheilung und Zerftüidelung der laftbaren Güter 
„ſammt und fonders, foviel deren zu einem Dienft, Pachte 
„oder Zinfe gehörig, wollen Wir männiglidy Hiermit eben: 
„Förmig alles Eruftes nochmals verboten und unfern Be: 
„amten gnädig befohlen haben, daß fie nicht allein auf alle: 
„mögliche Weiſe und Wege, davor jeien, und fonderlidy, 
„wo Erbtheilungen obhanden find, Mittel vorfchlagen, wie 
„die Güter bei deren Erben einem allein bleiben.“ 

Ebenfo verfügt die Verordnung vom 10. Mai 1774, 
daß das dom. utıle eimem Erben des Erbbeftänders, nad) 
eingeholter Einwilligung des Erbleihheren und vorherige 
Unterfuhung, angeſchlagen werden ſolle. 

Ganz in ähnlicher Weife disponiren das Solmfer Land— 
recht tit. 7 von dem Landfiedel Nr. 11: „tem nod) went» 
ger fol er die Güter verfchligen, vertheilen, feine Kinder 
damit auffegen ꝛc. ꝛc.“, sub Nr. 16: „wenn deren Mits 
erben viel wären, jo jollen fie einen Stamm unter ihnen 
machen ꝛc. 20.” 

Das Katzenellenboger Landrecht cap. VII. Nr. X. : 

„So fegen, ordnen und wollen Wir, daß insfünftig bei 
„al ſolche Erbzinsgüter, ohne Unfere, oder des Eutsherrn 
„ausdrückliche Schriftliche Verwilligung nicht Jollen vertheift, 
„ſondern einem unter des verftorbenen Erb:Zind:Mannes 
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„Erben allein zugewiefen und den anderen Erben billige 
„Erſtattung dagegen gethan werden.” 

Das Mainzer Landrecht tit. 28 $. 6: „Begäbe fidh, 
„daß bei Theilungen, diejenigen, jo das Recht zum Erb- 
„beitand haben und aber dem Contract gemäß, denſelben 
„nicht insgeſammt, jondern nur einer ſolchen befigen könnte, 
„unter fih einig oder auch von dem Richter angewieſen 
„werden, daß diejer oder jener Sohn, oder geftalten Sachen 
„nach, die Tochter den Erbbeftand für ſich innchaben, denen 
„übrigen Gejchwiftern aber eine gewiffe Summe Geldes 
„oder ſonſtiges Aequivalent geben Tode 36° 

Mir Rüdfiht auf die dem Landesherrn zu leiften- 
den Dienfte erließ Philipp der Großmiüthige 1560 eine 
Verordnung, deren Eingang den Grund andeutet: 

„Nachdem bin und wieder mit unferen Gütern, welche 
„uns zinshaftig, aucd zum Theil andern von Adel und 
„Bürgern zuftändig; und doch uns der Dienft vornem— 
„lich gehört, große Unrichtigkeit und Schaden entitanden, 
„indem, daß dieſelbigen zerrigen, verthetlt ꝛc. 2c., welches 
„Uns, den Landesheren, keineswegs gelegen 20. 20.” 

Im Hinblid auf die Greene ertalin ng verbot die 
Thetlung der in die Gewannbücher eingetragenen Güter 
eine Verordnung Ernft Ludwigs, Landgrafen von Heſſen— 
Darmſtadt vom 27. Zanuar 1720: 

„Da.... wir wahrgenommen, daß die von den Unter: 
„thanen den Shrigen binterlaflenden Güter mandmal in 
„140 und mehre Theile geſetzt und dann dadurch das Steuer: 
„welen in neue Confuſion ꝛc. 2c. gebracht wird ꝛc. ꝛc.“ 

Aus wirtbichaftlichen und rechtspolizeilicher Fürſorge ge: 
floffen find die heffiihen Verordnungen, welche die Ueber: 
aabe der Güter von Eltern an Kinder regeln, fo 3. B. die 
Verordnung des Landgrafen Ernft Ehriftian von Helfen 
Darmftadt vom 8. Decbr. 1699, weldye die Bertheilung 
und Verſtückelung der Feldgüter in allen den Fällen ver: 
bot, wenn nicht jeder Betheiligte von feinen oder feiner 
Ehefrau Eltern jo viel erlange, daß er fih und die Sei— 
nigen darauf ernähren und die herrichaftlichen Schuldig— 
feiten abtragen könne. 

Alle entgegenftchende Acte werden darin fr null und 
nichtig erflirt und weiter beftimmt, daß die Untertanen 
verbunden jeien, einem oder zweien von ihren Kindern 
oder anderen Erben, die zur tehtichaffenen Bebauung der 
Güter tüchtig und ſonſt für gute Haushälter geachtet Velen, 
die liegenden Feldgüter zu überlajjen, wogegen dieſe Die 
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anderen mit baarem Gelde oder anderen Zahlungsmitteln, 
nad unpartheiiſchem Erkenntniffe entſchädigen ſollten. Hierau 
reihen ſich die Verordnungen vom 22. Juni 1711, insbe— 
ſondere vom 27. November 1713 und das der Verordnung 
vom 28. Febr. 1727 angefügte Formular für Berichts-Er— 
ſtattungen der Beamten, wonach dieſelben namentlich zu 
reſpiciren haben: „ob der Erbe die Güter anzutreten und 
in Stande ſei, ad praestationem praestandorum einen 
tüchtigen Unterthanen abzugeben.“ 

Dieſe Fürforge ift am unummundenften in dem Erbadyer 
Landrecht tit. 20 ausgedrüdt: 

„Da, wo fol’ Bäue gemacht, die nit genug mit Gütern 
„verſehen, ift zu beforgen, daß fie in wenig Jahren mit 
„Unrath abgehen würden.” 

Selbft in den Fällen, in welchen Verordnungen oder 
Gewohnheitsrecht der Vertheilung der Güter einer Familie 
nicht im Wege fanden, traten die, freilich abgejhwächten, 
Spuren des Rechtes der nächſten Erben in dem durd) das 
Particular-Recht anerkannten deutſchrechtlichen Inſtitute des 
Retractes (Heſſ. Verordnung vom 28. Sept. 1704, 28. Juni 
1738) hervor. 

Mit der Ummandlung jener Grundfäge der Agrarver- 
faſſung in Deutjchland überhaupt, trat gleichzeitig Diejelbe 
im Großherzogthum Helfen ein; die Geſetzgebung verfolgte 
eine der 2 geradezu entgegengeſetzte Richtung. 

Abgeſehen von der auf perſönliche Befreiung abzielen— 
den und nur indirect für das Grundeigenthum einflußreichen 
Verordnung vom 25. März 1811 (die Aufhebung der Leib: 
eigenjchaft betr.) Art. 25 der Verfaſſungs-Urkunde, abge: 
jehen von der Befeitigung des Reſtes des vormaligen Rech— 
tes der nächſten Erben des ſ. g. Retractes (Verordnung 
vom 15. Mat 1812) Hat die Gefeßgebung in den dieſſei— 
tigen Provinzen die Möglichkeit der Vertheilung des Grund» 
eigenthums confequent jeit 1811 angeftrebt und bis zum 
Jahr 1848, reſp. 1849 faft volftändig erreicht. 

Diie erſte Hand an die Auflöfung gefchloffener Güter 
hat das Gefeg vom 9. Februar 1811 gelegt; es berührte 
jedod nur ſolchen Grundbefiß, welcher nicht bloß im Un— 
tereigenthum, fondern im vollen, freien Eigenthum des je— 
weiligen Inhabers fih befand, und jegte, nachgebildet der 
Verordnung vom 6. November 1809 für das Herzogthum 
Weftphalen, in den diefjeitigen Provinzen die Theilbarkeit 
gejchlofjener, nur an einen Befiger vererblicher Güter feft, 
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mit Ausnahme der Lehen-, Erbleih- und der nur auf Zeit 
verliehener Güter, von der Ausſicht ausgchend: 
„daß die bis jetzt theils zufolge Herfommens und 
theils durch ausdrücdliche Verordnungen beftehenden 
Einrichtungen, wodurd die Vertheilung der geſchloſ— 
jenen Güter beſchränkt ift, dem dermaligen Zuftande 
der Landescultur nicht mehr entſprechend tft“, 
indem es zugleicd Normen dafür feftftellte, nad) welchen die 
auf dem ganzen Gutscomplex haftenden Natural = Laften 
oder Leiftungen verwandelt, auf beftimmte Gutsthetle, uns 
ter Vorausſetzung genügender Sicherheit, radtcirt werden 
fönnen, Normen, welche durch verfchiedene fpütere Gejege 
und Vorſchriften, ſchließlich durch das Grundrenten = Ab» 
löfungsgefeh vom 27. San. 1836, weiter ausgebaut wur— 
den und wefentlihe Erleichterungen zu Gunften der Pflich— 
tigen erhalten haben. 

Was das Gejeß von 1811 und die darauf folgenden 
für die dieſſeitigen Provinzen bewirkte, das hatte die fran- 
zöſiſche Nevolutton und nachmals die Einführung des franz 
zöſiſchen Nechtes, welches alles Vermögen der Familie für 
theilbar erklärt, die Subftitutionen, Enterbungen und Erb- 
verträge verbot, in der Provinz Rheinheſſen bereits herbei: 
geführt, bevor Diefelbe dem Oroßhergogthum einverleibt wurde, 

Hinfichtlic derjenigen Güter aljo, die nicht in voll 
fommenem Eigenthum der Befiger ſich befanden, folges 
weiſe nicht unter dad Geſetz vom 9. Febr. 1811 fielen, 
et: die Gebundenheit in den dicjjeitigen Provinzen 
noch fort. 

Anregungen zur Alodification und eben Damit zur dem» 
nächftigen Möglichkeit der Vertheilung jowohl der eigent- 
lihen Lehen (deren viele in den Händen von Nichtadeligen 
im Großberzogthum waren, ſ. g. Bauernlehn), ſowie der 
Erb: und Rundfiedelleihen waren auf den Landtagen von 
— ‚ 1827, 2833 und 1833 von der zweiten Kammer 

egeben. 

> © Andeffen gelang ed nicht, allgemeine gejegliche Vor— 
Schriften hierüber zu Stande zu bringen, bis zu den Jah— 
ven 1841 und namentlih 1848 und 1349. Inzwiſchen 
wurde ıjedody im Verwaltungswege die Allodiftcatton der 
fiscalifchen Bauernlehn, ſowie der fiscaliſchen Erbleihen 
und Landftiedelgüter möglich gemadıt. 

Bereit in den Jahren 1811 und 1812 wurde durd) 
den Lehnhof, im Auftrage des Landesheren, allen Vaſallen 
befannt gemacht, daß die Alodification gegen billige Ab- 
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löfung oder Feſtſetzung eines Zinfes eintreten könne und 
jeitdem wurden, im Wege güllicher Uchereinkunft, gegen 
Bezahlung von 4, reſp. des Gutswerths, jenachdem fie 
Manns oder Weiberlehen waren, viele Lehen allodificirt. 

Das Geſetz vom 2. Mat 1849, die Aufhebung des 
Lehnsverbandes betreffend, findet andy auf die in den Hän— 
den Nichtadeliger befindlichen LZchen Anwendung. 

Einen gang ähnlichen Gang nahm die Gejeßgebung 
binfihtlih Der Allodificrung des auf Leihe gegebenen 
Grundeigenthums. In Folge des Art: 9 der Berfaffungs: 
Urkunde wurden allgemeine Borichriften darüber ertheilt, wie, 
vorbehältlich der allerböchften Genehmigung, die Allodifica- 
tionsverträge von der Verwaltung mit den Leihträgern abs 
uſchließen ſeien; fie wurden durch Ausjchreiben der Gr. 

berfinanzfammer (21. März 1826, 27. Juli 1831) den 
Beamten mitgetheilt, und enthalten im Wejentlichen, daß 
die Laften nad denſelben Normen, wie die fiscalifchen 
Grundzinfen, Das Obereigenthum aber durch Entrichtung 
von 4'5 des Gutwerths, nad) Abzug des Betragd der dar— 
auf laftenden PBräftationen, abgelöft werden könnten. 

Durch Laudtagsabſchied vom 11. Januar 1841 $. 25 
Art. 7 wurde ferner geſetzlich beftimmt, Daß die in jenen 
Ausſchreiben befannt gemachten Allodiftcations-Normen ohne 
ftändifhe Zuftimmung weder aufgehoben, nod) abgeändert 
werden können. 

Das Geſetz endlid vom 6. Auguft 1848, von der Ab- 
ficht geleitet, „die von der Geleßgebung des Großherzog, 
thums Schon fett einer langen Reihe von Jahren angeftrebte 
Befreiung des Grundeigenthums von allen darauf ruhenden 
Laften und Befchränfungen, auf die Erbleihen und Landſiedel— 
leihen auszudehnen“ geflattete, mit nur geringen Ausnahmen, 
Art, 1, wenn nämlich außer dem Befißer nicht noch wenige 
ftend 2 Nachfolgeberechtigte vorhanden find, oder das Leih— 
verhältniß auf eine feftbeftimmte Anzahl von Generationen bes 
beſchränkt ift, Die Verwandlung aller folder Leihgüter, gegen 
Entſchädigung der Erbleihheren, in freies Eigenthum. 

Hiermit war denn die Ichte gefegliche Schranke beſei— 
tigt, welche bis dahin der Theulbarkeit vieler größerer Güter 
entgegenftand. 

Es kann bier nicht der Ort fein, eine der wictigften 
ſ. g. joctalen Fragen, die Dismembrationsfrage des Grund— 
eigenthums, zum Austrage bringen zu wollen, 

Jedem der Grinde, welche die eine Partet für die 
unbejchränfte ZTheilbarkeit des Grund und Bodens aufs 
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ftellt, Halten die Vertreter der anderen Anfiht eben fo: 
jchlagende Gründe entgegen. 

Während jene in der Befreiung des Grundeigenthums 
von den Hemmnifjen der Veräußerlichkeit und Theilbarfeit 
gerade das Mittel zur Steigerung des Nationalreich— 
thums finden, ein Mittel, welches einerſeits eine zahfreiche 
Bevölferung hervorrufe, Jedem Gelegenbeit biete, auc in 
diefem Gegenftande des Erwerbs feinen Verftand und feis 
nen Fleiß zum allgemeinen Vorthetle anzulegen, welches die 
"Möglichkeit der Ehe erleichtere, die Sittlichkeit befördere, 
ein Mittel, welches anderſeits diefe Duelle des Wohlftan: 
des durch forgfältigere Cultur ergicbiger mache, zur Nach— 
etferung reize, dem Anhäufen mafjenhaften Befißes ent: 
gegenwirfe, weifen die Vertreter der andern Richtung dar— 
auf bin, daß eine ungemefjerre Zerſtückelung de8 Grunde 
eigenthbums mehr Menjchen in’s Dajein rufe, als daſſelbe 
zu ernähren vermöge, das Verhältniß ſich bald umkehren, 
die Bopulation fidy verringern müfle, daß das Hervorrufen 
eined Uchermaßes der Bevölkerung zu abnormen Zuftäns 
den führe, Mußregeln erheifhe, wie das herangezogene 
Proletariat unterhalten, beichäftigt, beſchwichtigt, „ſein 
Recht auf Arbeit“. befriedigt werde, daß endlic gerade 
Berarmung und Gittenlofigfeit Folge der Güterzerfplittes 
rung, Nahrungslofigkeit, die übelfte Begleiterin der Che, 
einen Juftand nie endenden Haders hervorrufe und fchlechte 
Kindererziehung im Gefolge habe; daß anderjeit8 aber die 
vermeintlihe Steigerung des fachlichen Werthes nur unter 
ehedem vorhanden —— unzuträglichen Verhältniſſen 
eingetreten ſei, die Mobiliſirung des Grundeigenthums höch— 
ſtens für geographiſch oder klimatiſch günſtig gelegene Land— 
ſtriche wohlthätig, in der Regel aber ein Uebel ſei, die 
ungemeſſene Zerſplitterung unter einzelne Beſitzer den Bo— 
den ausſauge, die Bodenrente mit der Arbeitsrente ver— 
loren gehe, Mangel an Kapital jede Culturverbeſſerung 
unmöglich mache, jedes wirthſchaftliche Ganze eine gewiſſe, 
ſeinen ſelbſtſtändigen Beſtand ſichernde Größe erheiſche, 
gegenfalls ſtatt Erwerb, Rückgang, ftatt Eifers, Laßheit 
und Entmuthigung der Eigenthümer eintrete, deren kleiner, 
einer eigenen Exiſtenz unfähiger Grundbeſitz der anziehen— 
den Kraft des großen Beſitzes keinen Widerſtand zu leiſten 
vermöge. 

Während vom Standpunkte des öffentlichen Rechtes, 
die Anhänger der Bodenzeriplitterung jedes entgegenwir— 
kende Snftitut, als der politischen Vernunft widerjprechend, 
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erflären, in Stündefammern man die Elingende Phraſe 
vernahm: 
„Der conftitutionelle Thron bedarf nicht der Unter: 
ſtützung Einiger, feſt ift er gegründet in dem Herzen 
Aller, aufrecht erhalten durch die Macht Aller“, 
verweilen die Vertreter Des andern Princips auf die poli— 
tiſche Haltlofigfeit der Nationen, in denen das romaniſche 
Eyftem Geltung bat, finden in der Wandelbarfeit des lie: 
genden Eigenthüms den mwefentlihen Grund für die Wan— 
Delbarfeit feiner Bewohner, erklären eine Staatsverfaſſung, 
in weldyer der Thron das einzige Majorat ift, der Im— 
perinlismus ſich an eine haftlofe Maſſe Ichut, für ein un— 
organiſches, nicht Ichensfähiges Gebilde; ſelbſt freifinnige 
Männer haben einen franfhaften Kosmopolitismus bei Geite 
ejegt, und ein Anftitut (Hufenverfaflung) mit ungleichem 
rbrechte für politiich begründet erklärt, das, wenn gleid) 
unter einer in Mißeredit acfommenen Form wieder auf: 
Icbend, dennoch für agrarifche Zuftände unentbehrlich jet, 
fobald man die Agrarverfaſſung als das wohlthätige, ſta— 
bile Moment des Staates aufzufaffen gelernt habe. 
Während man endlich, vom Standpunfte des Privat: 
rechtes aus, das Recht eines einzigen, bevorzugten Erben 
für fanettonirtes Unrecht, das Gebundenfein des Grunds 
befige8 für unvereinbarlich mit der Freiheit des Eigen: 
thums und feinem abjoluten Inhalte erklärt, rufen ſchon 
oo Anhänger des nationalen Rechtes (Struben VIII. 


Interest rei publicae quoscunque rusticos servari ! 
(die Erhaltung des Bancrhffandes muß Aufgabe 
der Staatsfürſorge Jen), 
deuten ihr Bedenken über die moderne Gefehgebung an 
(Daurenbredyer d. P. R. $. 723), | 
„ob Dich der geeignete Weg ift, die Wohlfahrt der 
ganzen bürgerlichen Gefellichaft, insbefondere Die po— 
litiſche Glücjeligkeit des Bauernftandes zu befördern, 
bleibt dahin geftellt“, 
oder verweilen prophetiſch auf die Folgen einer Geſetz— 
gebung, welche das Grundeigenthum dem römischen Rechte 
völlig unterwirft (Eichhorn d. P. R. p. 660): 
„indem das Unterfcheitende der Bauergüter nur blei— 
ben wird, daß fie von dem Eigenthümer mit eigner 
Hand gebaut werden, aber auch cbendarum, weil fie 
dem gemeinen Rechte unterworfen werden, wahrjchein- 


Beilage Nr. 209 3.34. Prot. v.31. Juli 1857. 13 


ih ein großer Theil derfelben in bloße Zeitpächter 

und bloße Zaglöhner verwandelt werden wird”, 
haben endlich, in treffender Weife (Gerber in den Jahr— 
büchern für Dogmalik des beutigen römifchen und deutſchen 
Privatrechtes) das Inſtitut der Familien-Fideicommiſſe, die 
ja in ihrer Grundidee und ihren Wirkungen eine innige 
Berwandtichaft mit den Erbgütern haben, gerechtfertigt, 
die Möglichkeit ihrer Errichtung gerade ald Forderung der 
perjönlichen Freiheit, „wie fie fi) als Ausdruck des fitt: 
„lichen Denkens der germanischen Welt fundgibt”, und 
ebenfo dieſe Art des Eigenthums für objectiv berechtigt 
erklärt, indem durch derartige Redtsinftitute das Grunde 
eigenthum nicht in völlige Erftarrung verſetzt werde, dieſes 
in der Erhaltung eines fortdauernden Familien-Bewußt— 
jeing feinen belebenden Gedanken in fid) trage, zumal „Das 
„Srundeigentbum in Deutſchland von jeher nie als ein 
„Recht von ſchrankenloſer Freiheit gegolten habe, von jeher 
„Durch einen Zuſatz politifcyer oder fittlicher Pflichten be- 
„Jonderer Art gebunden geweſen jet.“ 

Die Krage, ob Fefthalten oder Zerfplitterung des Grund 
und Bodens, ob es an der Zeit jet, Die frühere Ordnung, 
joweit nützlich und möglich, wieder berzuftellen, oder dieß 
anzubahnen, läßt fi nicht nad allgemeinen, theoretijchen 
Gründen beantworten, fann verläflig nur von dem praftis 
ſchen Standpunkte der Erfahrung und des Bedürfniſſes 
eines beftimmten Staates aus entichieden werden. 

Nun aber tritt und die Erſcheinung entgegen, daß faft 
in allen deutjchen Staaten, in denen das moderne Princip 
- der Agrargeſetzgebung Wurzel gefaßt hatte, Geſetze erlaffen, 
Entwürfe von den Staatsregierungen vorbereitet, oder jelbft 
von den Ständen beantragt werden find, denen ſämmtlich das 
gemeinfame Bemußtjein zu Grunde Liegt, daß die Erhaltung 
one Güter, die Förderung derjelben, practifches 

edürfnig, eine Aenderung der Geſetzgebung zeitgemäß, ges 
boten jet. 

Es laſſen ſich hierbei die Gefeßgebungen in 2 Gruppen 
ſcheiden, im ſolche, welche bet Aufhebung der Gutsherrlichkeit 
nur das Verhälniß des feitherigen Gutsheern zu dem Bes 
figer befeitigt, die übrigen Eigenthümlichkeit des vorma— 
ligen Unteretgentbums aber beibehalten haben, inſofern fie 
dem Zwecke möglichfter Kräftigung des Bauernſtandes ent- 
ſprachen. Hier trat alfo an die Stelle der weichenden Guts— 
herrn oder Berechtigten die Regierung, ftatt des individucl- 
len Intereſſes jener wirkte das allgemeine, gehandhabt durch 
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die Behörden des Staates, flatt der veralteten Hofrerfaf- 
jung, ftatt der Neallaften 2c. wurde die Fortdauer und Bil- 
dung geſchloſſener Güter durch das Geſetz möglich gemacht, 
die gemeinrechtliche Erbfolge nicht angewendet. 

In diefer Weile hat z. B. Oldenburg ſchon im vorigen 
Jahrhundert, bei Verwandlung der auf —v— Gü⸗ 
tern haftenden bäuerlichen Laſten, aus dem gutsberrlichen- und 
Eigenbehörigkeits Verhältniſſe, in unveränderliche Geldabga— 
ben, wodurch jene Güter die Eigenſchaft bloßer Zinsgüter an— 
genommen haben, dennoch aus „landespolizeilichen Rückſich— 
ten“ namentlich zum Zwecke „der politiſchen Erhaltung der 
Stellen eines geſchloſſenen Ganzen“ das Geſetz der Untheil— 
barkeit des Hofes und Die, mit einer verhältnißmäßig ge— 
ringeren Abfindung verbundene Singularjuccejfion aufs 
recht erhalten. 

Toren ähnlih wurde das Verhältnig in Holftein ger 
ordnet. 

Das königlich hannöver'ſche Gejeg vom 23. Juli 1833, 
„betreffend die Verhältniffe der durch die Ablöfung freige- 
wordenen Güter”, beftimmt im $. 3: 

„Nach der Befreiung des Gutes von der Abhängig: 
feit fällt. die von dem Gutsherrn bisher bei einigen 
der im $. 2 bezeichneten Verhandlungen zu ertheilende 
Einwilligung hinweg und ift zu deren Gültigkeit nicht 
erforderlich; dagegen follen fümmtlihe Verhandlungen 
jener Art, Hofannabmen, Eheberedungen der Hofeigens 
thümer oder Anerben, die Befiimmungen der Abfindun— 
gen und Reibzüchter vor der Ortsobrigfeit vorgenommen 
werden; den Obrigfeiten ſteht dabei ein Recht zur Ein— 
wirfung dahin zu, Daß die wegen Erhaltung der 
Güter beftehenden Anordnungen nicht überjchritten 
werden.” 

Eine gleiche Fürforge traf die Braunfchweigifche Ablö— 
jungsordnung vom 20. December 1834. 

Nah F. 1 und 107 hat die Ablöfung der Reallaften 
und der Erbleihqualitäten die Folge, Daß das volle Eigen: 
thum des Befißerd am Grundeigentbum erworben wird. 
Ungeadytet des auf ſolche Art erworbenen vollen und freien 
Eigentbums an dem bisher befafteten oder nur im Unter— 
eigenthum befindlichen Gute bleiben jedoch, nach $. 110 aus 
Gründen des auf Erhaltung des Beftandes aller 
bäuerliben Grundſtücke berubenden öffentlt- 
hen Wohle, die bisherigen Rechte über Erbfolge, Erb: 
theilungen, Abfindungen, Wltentheil, Untheilbarkeit der 
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Höfe, DBereiniqung mehrerer Bauerngüter ꝛc. wenngleich 
der urjprünglibe Grund binmweggefallen ift, auch nad 
Ablöfung der Reallaften in voller Kraft. - 

Andere Staaten, welde es nicht für nöthig erachteten, 
in jener Weiſe Die unzweifelhaft woblthütigen Folgen der 
modernen Gefcehgebung mit dem heilfomen der althergebrady: 
ten zu verbinden, nicht vermittelnd dabin gewirkt hatten, 
mit der Befreiung des Guts von darauf haftenden Laſten, 
der Zerjplitterung zu begegnen, mit der Befreiung der Pers 
jon von den Neften einer unmiürdigen Abbüngiafeit, die für 
die neugejchaffene politiihe Stellung nothwendige und jolite 
Grundlage des Befiges zu erhalten, juhen nun, wenn aud) 
in verſchiedener Weije, Das jchranfenlos Niedergerifiene, ſo— 
weit es braucbar, wieder aufzubauen; wo die Negierungen 
noch zögern, bat ſich bereit3 die öffentlide Stimme, wie 
in Preußen, durch Antrag der Stände, wie ın Württem- 
berg durch die Wiſſenſchaft entjchieden geltend gemadht; 
durch welche Einzelbeftimmungen aud die betreffenden Ge— 
jege oder Entwürfe den Endzweck erftreben, Die Beranlafjung 
ift allentbalben dieſelbe. 

Sp jagen die Motive zu dem bayerifhen Entwurfe: 
„die landwirtbichaftlichen Erbgüter betreffend“, welcher die 
Zufimmung der Stände erlangt hat, am 22. Februar 1855 
als Geſetz publicirt worden ift: 

„Dieſelben Erwägungen, welche die Aufrechthaltung 
und Erweiterung des Junſtituts der Familienfideicommiſſe 
als zweckmäßig erſcheinen laſſen, ſprechen mit erhöhtem Ge— 
wichte für Begründung eines dem Familienfideicommiſſe 
angiogen Rechtsinſtitutes in Anſehung mittelgroßer Bauecn— 
güter. Die Erbaltung folder Göter erſcheint im öffent— 
lichen Intereſſe beſonders wünſchenswerth, va durch die— 
ſelben Die Fortdauer eines kräfligen Bauernſtandes gewähr— 
leiſtet und allzugroßer Zerſplitterung des Grundvermögens 
ebenſoſehr, als deſſen übermäßiger Anhäufung im Beſitze 
Einzelner entgegengewirkt wird.“ 

Ganz in ähnlicher Weiſe äußern ſich die Motive zu dem 
Gr. Badiſchen Entwurfe über geſchloſſene Hofgüter: „Die 


Nachtheile, welche ſich hieraus (der unbeſchränkten Theile 


barkeit des Grundeigenthams) für den volkswirthſchaftlichen, 
den ſittlichen und politiſchen Zuſtand des Landes ergeben, 
find bei uns, wie anderwärts anerkannt; die Wiſſenſchaft und 
Geſetzgebung ift bemüht, die. Mittel zur Abhülfe aufzufus 
hen... Ein wirfjameres Mittel (ald die Confolidation) bie- 
tet das altdeutjche Juſtitut geichloffener Hofgüter ꝛc. Es mag 
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die Andeutung genügen, die man son der Gründung mittle: 
rer Bauerngüter und von ihrer Erhaltung in der Familie 
des Gründers erfahrungsmäßig erwarten darf; es ift die 
Förderung der landwirthſchaftlichen Eultur, in manchen Ges 
genden fogar die ausjchliegende Bedingung eines nugbrin- 
genden Betriebs derfelben, die Erhöhung des Fleißes und 
der Spurfamfeit, die Stärkung der väterlichen Autorität 
und der Gefühle der Zuſammengehörigkeit in der Familie, 
die Hebung des Wohlſtandes und die Erhaltung eines kräf— 
tigen und confervativen Bauernſtandes.“ 

Dieſem Entwurfe reibt fih der neuefte kurheſſiſche Ent: 
wurf eines Gejches, „die Zuſammenhaltung landwirtbichaft 
licher Güter betreffend“ an, der in der Wahl des Mittels 
am Weiteften geht, indem er nicht bloß den Eigenthiimern 
von 200—300 Kafleler Ankern geftattet, ſolche für ges 
Ihlofjen zu erflären, fondern überdieß geradezu die Un— 
theilbarfeit landwirthichaftlicher Güter von 60—120 Morgen 
vorschreibt, und endlih verordnet, Daß die jeither 
im gutsherrlichen Berbande begriffen gewejenen Güter auch 
nad) Ablöfung der Erbleihqualität, nicht ohne Erlaubniß der 
Regierung jollen getheilt werden dürfen. 

Auch in Kurheſſen batte eine Verordnung vom 17. Juni 
1828 in einem großen Tbeil des Landes (Ober- und Nies 
derhefjen, Hersfeld und Schmalfalden) die Zerftüdelung der 
Güter bis zur Größe eines halben Morgens geftattet, die 
geſchloſſenen Hofgüter aufgehoben; aud Dort bildete nur 
nod) bei Lehn- oder Leihgütern, oder bei Gütern, auf denen 
Zinfen oder Dienfte im Ganzen lafteten, der erforderliche 
Eonjens einen Damm gegen die Güter-Zerfplitterung ; auch 
Dort wurde dieſer letzte Damm bejeitigt, als das Gelch 
vom 26. Auguft 1848 allen Lehns-, Leih-, oder ſonſtigen 
gutsherrlichen Verband nebft Zins» und Dienſt-Gerecht— 
ſamen, gegen Entfhädigung aufbob. | 

Gegen die feitdem überhandnehmende Güterzerfplitte: 
rung ift der erwähnte Entwurf gerichtet, deffen Motive im 
Eingang erwähnen: 

„Wenn auf der einen Seite in demſelben Maaße, wo: 
rin die Zerfplitterung des landwirthichaftlihen Grundbefiges 
vorgefehritten ift, die Landescultur und der Wohlftand ab- 

enommen, auf der anderen Seite nahrhafte Anfergüter 
Haft allein durch ihre Gejchloffenheit oder immer wiederholte 
Uebergabe an Einen der nächften Verwandten zu einem 
„geichwifterlichen Werthe” erhalten worden find, an dieſen 
Grundlagen dauerhaften Wohlftandes aber die Neuzeit ges 
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rüttelft bat, jo muß das Befteeben nahe aclegt fein, auf 
den durch Erfahrung bewährten Wegen auf thunliche Zus 
ſammenhaltung der noch vorhandenen größeren Güter bin- 
zuwirken.“ 

In der preußiſchen Provinz Weſtphalen hatte ein Ge— 
ſetz vom 13. Juli 1836 in ähnlicher Weiſe das Mittel zur 
Eıhaltung und Bildung eines ſelbſtſtändigen Bauernſtandes 
gefunden, diefem die Möglichkeit gewäbrt, „fich in dem Bes 
„TB zu erhalten und das Erbe der Väter auch wieder uns 
„verfürzt auf die Nachkommen zu binterlafjen.“ 

Das Gejeß vom 13. Juli 1836 wurde durch ſolches 
vom 18. December 1848 abgeändert, die bäuerlichen Be— 
figungen dem gemeinen Erbrecht unterworfen, 

Schon im Jahr 1851 jedoch flellte der Provinzial-Rands 
tag an den König das Geſuch: 

um eine Geſetzesvorlage, durch welche c8 den Grundbe— 
figern in Weftpbalen möglich gemacht werde, ohne fie 
jedoch in der Dispofitionsbenugniß Darüber zu bes 
Ichränfen, bei ihren Familien und dadurch dem Va— 
terland zu erhalten.” 

In Folge deſſen entftand der Entwurf des Gefeged vom 
5. Sanuar 1853 für Weftphalen zur Erleishterung der Er: 
haltung des ländlichen Grundeigenthums in den Familien 
der Befiger, der davon ausgeht, daß in der gedachten Pro— 
vinz das Beftreben Tebendig fei, den Grundbefig unge 
thetlt der Familie zu erhalten; er räumt daher die Hinder- 
nilje hinweg, welde die allgemeinen gefeßlichen Vorjchriften 
über den Pflichttheil der Realifirung jenes Beftrebens 
entgegenftellen, und bierduch auf Erhaltung des Eigen: 
thums in den Familien und die Kräftigung des ländlichen 
Grundbefiges hinwirken. 

In dem Herrenhaufe der Preußiſchen Kammer von 
1355 wurde, neben einem Antrage auf Errichtung von Fa— 
miltenfideicommifjfen, ein folder auf Vorlage eines Geſetzes 
gie, wodurd der Verſchuldung und Zerjplitterung der 

auerngüter in den ſechs öftlichen Provinzen der Monars 
hie vorgebeugt werde, insbejondere durch Zeftftellung des 
Grundjages: „daß dem (d. h. Einem) von dem Erblafjer 
zu beflimmenden, eventuell dem von den Miterben zu wählen— 
den, oder dem durch das Roos zu ermittelnden Ueberneh— 
mer das Bauerngut für eine ermäßigte, die Erhaltung des 
Befipftandes befördernde Tage zu überlaffen ſei, an melde 
auh die Pflichttheilsberechtigten ſowie alle andern 
Erben gebunden wären.“ 
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Die Commiſſion war der Anficht, daß die Frape, ob 
e8 im Allgemeinen rathſam ſei, dem Grundbefige weitere 
Wege zu eröffnen, durch welche eine fortgejeßte Dauer des 
Befiges in derſelben Familie möglich. gemacht werde, unbe— 
dinge bejaht werden müſſe; man hielt es fiir unabmweisbar, 
daß, zur Brarindung eines ftabilen Elementes im Staats— 
verband, wenigſtens ein Theil des Ländlichen Grundbeſitzes 
in dem Umfange und bei folden Kräften erhalten werde, 
daß er Die auf ihm rubende politiſche Bedeutung dauernd 
zu vepräfentiren vermöge, und daß daber die Feſtſtellung 
möglichht vieler unveräußerlicher und unverfchuldbarer oder . 
doch nur befchränft verſchuldbarer Vermögensſtämme, die 
einen dauernden Mittelpunkt und eine gemeinſame Heimath 
der darauf anſäßigen Geſchlechter bildeten, auf jede Weiſe 
von der Legislation zu begünſtigen ſei, und befürchtete 
nicht, daß, in Folge deſſen, zu vieles Grundvermögen dem 
freien Verkehre entzogen werden würde. 


Es herrſchte hiernach allſeitiges Einverſtändniß, daß dem 
ae eiie weitere Ausdehnung zu geben jet und zwar 
abin: 

1) daß für ländliches Grundeigenthum die volle Teſti— 
rungsfreiheit bergeftellt und der Zeflutor berechtigt 
werde, das zu feiner Verlaflenfchaft gehörige Grund: 
eigenthbum Einem Erben zu einer ermäßigten Zuge 
zu all ohne an den Pflichttheil gebunden 
zu fein; 

2) daß außerdem aber ein allgemeines, die Inteftaterb: 
folge in ländlihes Grundeigentbum regelndes Geſetz 
zu beantragen jet, Inhalts deſſen, unter Freilaſſung 
der testamentifactio, das zur Berlaffenichaft gehörige 
ländliche Grundeigentbum auf einen Erben für eine 
ermäßigte Tage übergehen dürfe, dergeftalt, daß bei 
der Auseinanderfeßung dieſe Taxe zu Grund gelegt 
und von den übrigen Pflichttheilsberechtigten 
nicht angefochten werden dürfe. 


Finden wir daher, daß in denjenigen Staaten, deren 
Geſetzgebung binfichtlich der vorliegenden Frage faft gleiches 
Schickſal mit der des Großherzogthums hatte, welche in 
politifcher und wirtbichaftlicher Hinficht unseren Verhält— 
niffen am nächſten ftehen, ein und daffelbe Streben, der 
naßlofen Zeripiitterung des Grundbeſitzes ſoweit noch 
möglich zu ſteuern, ſich kund gegeben hat, ſo dürfte darin 
eine Bürgſchaft für das vorhandene gleiche Bedürfniß auch 
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bet und und eine Aufforderung zur Nachfolge gefunden 
werden müffen. 

Vermißt man aud gerade bei Gefeßesvorlagen der in 
Rede fichenden Art, daß es in dem Großherzogthun an 
binreichenden, unter öffentlicher Autorität zu Stunde ge— 
kommenen, umfafjenden ſtatiſtiſchen Nachweiſungen / gebricht, 
ſo liegen doch Materialien über einzelne Theile des Landes 
vor, welche einen verläſſigen Einblick in die Bodenverthei— 
lung, und die daraus entſprungenen Zuſtände ermöglichen, 
wie denn auch ſchon Erfahrung und aufmerkſame Beobach— 
tung notoriſcher Erjcyeinungen gemigende Mittel zur Prü— 
fung und Enticheidung an die Hand geben. 

Hiernach ift es ımläugbare Thatſache, daß das Grund— 
eigenthbum in vielen heilen des Großherzogthums alzujehr 
zerjplittert, in den Händen zu vieler Feiner Beiger ift, 
die unbejchränfte Theilbarfeit des Bodens eine übermäßige 
Population, mit unzureichenden Subfiftenzmitteln, erzeugt, 
ein großer Theil der vorzugsweiſe aderbautreibenden Be: 
völferung, nur unter günftigen Verhältniſſen, ein leidliches 
Auskommen bat, in vielen Gemeinden die Zuhl der Nichts-, 
reſp. Zumenigbefigenden verhältnißmäßig ſehr groß ift, der 
nötbige Zuſchuß aus anderen Erwerbsquellen häufig fehlt. 

Wenn in anderen Theilen des Großherzogthums die 
Bodenvertheilung noch eine günftigere ift, jo hat dies uns 
verfennbar feinen Grund darin, daß die Folgen der Auf: 
bebung, reſp. Ablösbarfeit der Erbleihqualität noch nicht 
eingetreten find, oder daß ein Güterbefiß von jehr großer 
Ausdehnung, in Folge ſtattgehabter Staatsummälzung, 
unter Außerft günftigen Bedinaungen, in die Hände der 
erften Erwerber gelangt war, eine Theilung auch der zweiten 
Generation immerhin noch ausreichende Mittel belich, oder 
eine joiche, troß ver entgegenjtchenden Gejege, umgangen 
worden if. 

In vielen Theilen des Landes Hat der richtige Sinn 
des Volks fid) gegen jene Nachtheile der Gejeggebung ge: 
ftemmt, die alte Sit‘e, mit ihr Das vüterliche Erbe in der 
Familie erhalten. Wenn dort Fleiß und Sparjamfeit, nicht 
minder geiftige Gewedtbeit, Geneigtheit Verbeſſerungen 
aufzunehmen, wo das Beifpiel gegeben ift, Befonnenbeit 
bei eigner Niederlafjung, Sinn für flaatlihe Ordnung, 
Achtung vor Kirche und Geſetz ſich finder, jo muß eine 
Gejeggebung ſich dringend aufgefordert fühlen, ſich in Ein: 
Hang zu feßen mit der vorhandenen Sitte, fie jcbügen, 
beleben, hervorrufen, x 
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Die beftebenden Beftimmungen über Anſäßigmachung, 
Verebelihung, die folacreiche Fürforge, melde die Großh. 


Staatsregierung der Landwirthſchaft angedeihen läßt, die - 


auf Hebung der Cultur im Einzelnen berechneten Geſetze 
und Entwürfe, erjcheinen in jener Hinfiht als nicht zus 
reihend, ungenügend. 

Man fünnte verſucht fein, da ja doch in der That fid 
Güter jeit Generationen, in einzelnen, nicht adeligen Fa— 
milien, in der Hand je eines Erben, erhalten fonnten, 
die Frage aufzumerfen, ob die rechtliche Nothwendigkeit 
vorliege, neue Rechtsformen zu fchaffen, nicht vielmehr Die 
beftcehenden genügen? 

In den Provinzen Starkenburg und Oberbeſſen beftauden 
allerdings mehre gejeglike Mittel, durch welche der Ueber: 
gang eined Gutes an einen Nachfolger herbeigeführt werden 
onnte, 

Das gewöhnlichſte in der Regel zwiſchen Eltern oder 
Dem überlebenden Elterntheil und einem ihrer Kinder vor: 
fommende Rechtsgeſchäft iſt Die f. g. Gutsübergabe um 
kindlichen Anſchlag (billigen Preis), gewöhnlich verbunden 
mit Beflimmungen über die Abfindung der andern Kinder 
und tiber die Leibzucht. 

Abgeſehen davon, daß über die Natur dieſes Vertrages, 
über deſſen practiiche Folgen, die Möglichkeit feiner Anz 
fechtung, wegen Verlegung des Pflichttheils und über die 
Hälfte vielfache Streitfraaen beftchen, eben deßhalb Ber: 
anlaffung zu Procefien gegeben, e8 daker zweckmäßig iſt, 
wenn das Geſetz beftimmte Vorſchriften gibt, jo erhellt das 
Unzureichende jener Geſchäfte zum ftetigen, fortdauernden 
Erhalten landwirtbichaftliher Güter ſchon aus dem Um— 
ftand, daß die Wirkungen des Vertrages fih nur auf die 
Gontrahenten felbit, nicht über fie hinaus erftreden, daß 
überdich Zufälligkeiten eine Dispofition Ddiefer Art ver: 
zögern, hindern können und dann die Suteftaterbfolge des 
römischen Rechtes mit Gleichberechtigung der Erben eintritt, 

Ein wirkjameres Mittel, mit Hülfe deffen die Erhaltung 
eined Gutes in einer Familie und defjen Uebergang an 
einen Erben möglich gemacht werden konnte, gewährte das 
beftehende Recht in der Errichtung eines fucceffiven Fideis 
commiljes im Sinne des gemeinen Rechtes, jei c8 durch 
Zeflament oder Erbvertrag, obgleich auch bei Dispofitionen 
dieſer Art, nach Anjicht der meiften Rechtslehrer weniaftens, 
das Grlöjhen mit der A. Generation, kraft des Geſetzes, 
wieder eintritt. 


- 
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Die Errichtung eines ſolchen Fideicommiſſes, mit an- 
nähernden Wirkungen, wie fie der Entwurf fid) voraeflcdt 
hat, würde jedod eine ſolche Umſicht, Berechnung, Rechts— 
fenntniß erfordern, Daß ein Disponent ſtets der koſtſpieligen 
Vermirtelung eines Rectöverftändiaen bedürfte; hätte z. B. 
der Zeftutor nicht im Voraus die Ordnung der Nachfolge 
beſtimmt, jo entichiede die Ordnung der Inteſtaterbfolge 
nad dem Verhältniß zu dem legten Befiger, es würde 
Bertheilung des Gutes unter ſämmtliche Inteſtaterben ein— 
treten, der Zweck des Entwurfes alſo verfehlt fein; hätte 
ferner der Stifter Den Abzug der ſ. g. quarta trebelliana 
dem Erben zu verbieten unterlaſſen, jo würde das Erbgut 
nicht ohne dieſe Schmälerung in die Hände des Fideicommiß— 
berechtigten gelangen, fein Beftand alfo gefährdet fen. 
Ueberdich beſchränkt das beftchende Necht die zur Reſtitution 
verpflichteten Erben und deſſen Nachfolger in der Dispefition - 
über das Fideicommißgut, und felbft in der Kegel hinſicht— 
lih des Früchtebezugs im einer Weife, die mit Dem Bes 
dürfnijfe und der Sitte unſeres Bauernflandes nicht vers 
einbarlih iſt. Rechtsinftitute, die zu ibrer Handhabung 
der Cautelar-Jurisprudenz bedürfen, werden dem Bolke nie 
ugänglich und darin dürfte der wejentlicye Grund zu finden 
Kein, daß von jenem Mittel ebenfowenig, wie von Errich— 
tung der Familienfideicommiſſe, im Sinne des deutſchen 
Rechtes, — wenn Schon deren Conftituirung im Großher— 
zogthum nicht ausschließliches Vorrecht beftimmter Stände 
geweien fein ſollte — Gebrauch gemacht wurde. 

Ohnehin Tag ja für Grundbefiger, die nicht zum Adei 
ebörten, ehedem nur “geringere Beranlaflung vor, durch 
jene Mittel der Zerjplitterung des Grundeigenthums vor: 
zubeugen, da, wie oben erwähnt, andere redptliche Urſachen 
dieſem Uebel vielfach begegnet hatten, 

Mas die Provinz Rheinheſſen betrifft, jo kann nach 
dem Code civile (Art. 826) im Falle der Inteſtaterbfolge 
„Jeder Miterbe jeinen Autheit an liegender Habe im Stüde 
verlangen“ und die Vorjchrift des Art. 832 „Daß, ſoviel 
immer thunlich, die Zerftüdelung der Grundftücde vermieden, 
jedem Loos, wo möglih, g’eih viel an unbeweglichen 
Gütern zugeſchieden werden joll” begreift nicht die zu einer 
Erbmaſſe gehörigen Liegenſchaften im Ganzen, verbieret nur 
die Zerlegung einer Parcelle in Eleinere Theile, als nad 
landwirtbichaftlihen Regeln. in einer gewiljen Gegend mit 
einer quten Bewirthſchaftung vereinbar zu erachten ıft. Das 
Zujammenhalten eines Gutes in der Hand eines Erben 
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aber kann nur durch freiwillige Uebereinfommen aller dis— 
pofitionsfähigen Erben bewirkt werden. (Art. 838.) 


Um die Maxime der gleihen Theilung bes Vermögens 
zu befördern, hatte man während der franzöfifgen Revo: 
lution dem Verfügungsrechte der Eltern fehr enge Gren— 
zen geſetzt; dieſe Grundjäge wirkten noch, als der Code 
das Anſehen der Eltern wieder berzuftellen trachtete; der 
Art. 913 geftattet jedoch denſelben in weit geringerem Maße, 
unter Lebenden oder auf den Zodesfall zu Gunften eines 
Erben, zu verfügen, ald das römiſche Recht; der römiſche 
Pflichrtheil ift weit geringer, alfo das Dispoſitionsrecht 
der Eltern weit wentger befchränft, als der Vermögens: 
antheil, hinſichtlich deſſen Das franzöfifhe Recht den Eltern 
die freie Verfügung eiizieht. 

Noch eingreifender endlich ift Die Beftimmung des Code 
eivile, nad) weldyer, als Regel, dem Erblaffer verboten ift, 
Subftitutionen zu machen; „eine Verordnung, wodurd dem 
Erben die Berbindlichfeit auferlegt wird, das Vermächtniß 
einem Anderen zu erhalten, auszuantworten, iſt ungültig.” 
(Artikel 896.) 


Diefes Verbot, zuerft während der Revolution durch 
Decret vom 25. October und 14. November 1792 aufges 
ftellt, verdanft feinen Urjprung dem Glauben, daß jeldye 
Anordnungen mit der Freiheit des Handels und Wandels 
im Widerjpruch ftche, der Cultur der Grundſtücke nach— 
theilig jet, zu einer Menge Rechtöftreitigfeiten Veranlaſſung 
gebe. Die gefeglicen Ausnahmen von jener Regel aber 
genügen zur Erreichung des Zweckes, den der Entwurf im 
Auge hat, nicht; die cine (Art. 896 und kaiſerliches Decret 
vom 1. März 1808) erfennt Die Gültigkeit ſolcher Dispo— 
fitionen nur für folhe Güter an, die zu einem von dem 
Katjer verlichenen wirklichen Titel, als deſſen Ausftattung, 
gehören; Die andere, noch practifche, Ausnahme von jenem 
Verbote, wonad Eltern und Geſchwiſtern, zufolge Art. 1048 xc. 
fideicommifjariihe Verfügungen zu machen berectigt find, 
enthält wieder jo viele Beſchränkungen, daß fie zu Erreichung 
ded vorliegenden Zwedes undienlich erſcheint; nur Eltern 
und finderloje Gefchwifter fünnen ihren Kindern, rejp. Ge: 
Ihwiftern Aftererben ernennen, nur alle Kinder erften 
Grades der zu Huaupterben ernannten eigenen oder Ge— 
ſchwiſterlinder können zu Aftererben ernannt, ale müljen 
zu gleihen Zheilen berufen, nur der f. 2. Freitheil 
des Bermögens kann für Aftererbichaft erklärt werden. — 
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Aus Allem dem folgt, daß die beftchende Geſetzgebung 
der dauernden Erhaltung des Grundeigenthums in einer 
Hand und damit in einer Familie theils erſchwert, theils 
geradezu verhindert, daß alſo, will man anders der unge— 
mefjenen Dismembration des Grundbeſitzes begegnen, Die 
Geſetzgebung auch die Mittel befchaffen muß, Durch welche 
dem Uebel gefteuert, in einfacher einem Jeden zugänglicher 
Weile Diefe Vermögensart zufammengehalten werden fat, 

. Nur die Frage könnte noch aufgeworfen werden, ob in 
den Gegenden, in welchen die Vertheilung des Bodens 
bereitd weit vorgefchritten ift, von dem Eutwurfe Befferung 
zu erwarten, ob da, wo bei dichter Bevölkerung und ander: 
weiten Erwerbsquellen derjelben, die Theildarfett, unter 
Zebenden und auf den Todesfall, mit dem Geſetze, der 
Gewöhnung des Volks verwachjen ift, häufige Anwendung 
von der im Entwurfe geftatteten Befugniß zur Errichtung 
eines Erbgutes zu hoffen fei, vb man alfo nicht noch einen 
Schritt weiter gehen, etwa mit Ausnahme der Städtege— 
marfungen, dem oil nad) dem Vorbilde eines Nach— 
barflaates, nicht mindeftens einen probibitorifchen Charakter 
geben, die fernere Zheilung der Güter von gewiſſem Um: 
fange geradezu verbieten folle. 

Man ift jedod davon zurüdgefommen, Fragen der Ge— 
jeßgebung, weldye mit der Staatswirthſchaft zuſammen— 
bäugen, nach allgemeinen dictatorifhen Principien behandeln 
zu wollen; die Geſetzgebung ſoll die Aufgabe erfüllen, die 
rechtliche Möglichkeit zu gewähren, das zu erhalten, was 
zur Zufriedenheit gereicht und die Mängel mit Edyonung 
u bejeitigen; mit Recht hat daher der Entwurf c8 der 
Frwägung, dem freien Entjichluffe des Einzelnen überlaffen, 
ob er es für rathſam erachte, einen gewiffen Stamm feiner 
Güter für ein ungertrennliches Ganze zu erklären und fo, 
unter dem Schuße des Geſetzes, Dauernd feiner Familie 
zu erhalten. — 

Indem daher die Majorität des Ausjchuffes im Allge— 
meinen mit der Tendenz des Entwurfes ſich einverftanden 
erklärt, wendet man ſich zur Prüfung der Beftimmungen 
defjelben im Einzelnen. 


Die Artifel 1—8 enthalten Borfchriften über die ob: 
und jubjectiven Vorausfegungen zu Errichtung eines Erb: 
gutes, ſowie über das Verfahren, weldyes hierbei einzu: 
halten ift. 
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Art. 1. 

Der Artikel verlangt zu Errichtung eincd Erbgutes vor 
Allem, Daß das dazu beftimmte Grund:Bermögen jänmts 
lich im Inlande belegen fet, da die Rechtsverhältniſſe eines 
Erbgutes einem Geſetze unterworfen fein müſſen, und 
ferner insbeſondere: 

a. daß der Stifter frei über das Seinige zu verfügen 
befugt ſei; es darf alſo weder der Eigenthümer über— 
haupt, noch das zum Erbgut beſtimmte Eigenthum 
ſelbſt einer Beſchränkung hinſichtlich der Veräuße— 
rungsfähigkeit unterworfen ſein; wenn dieß der Fall, 
beſtimmt das ſonſtige Recht; 

b. die une haben die Frage, welcher Werth 
oder Umfang an Grundeigenthum zu Errichtung eines 
Erbautes erforderlich fein folle, in verfchiedener Weife 
u Löfen geſucht, entweder beſtimmte Normen hierüber 
—B8 oder dem Gutachten Sachverſtändiger die 
Beurtheilung überlaſſen, ob ein für geſchloſſen zu er— 
klärendes Bauerngut groß genug ſei, daß ſich auf 
demſelben eine Familie, abgeſehen von ſonſtigen Er— 
werbsquellen, zureichend ernähren könne. 

Letzteres beſtimmt z. B. die Oeſterreichiſch-Tyrol⸗ 
—— N Verordnung vom 10. April 1835 
und 9. 

Andere Gefepgebungen, welche eine beftimmte Norm 
feftftellten, haben bei Bezeichnung des Wirthſchafts-Mini— 
mums bald Tediglid einen gewiſſen a (3. 
B. der kurheſſiſche Entwurf), bald einen gewiffen ſchulden— 
freien, fehr verjchiedenen beftimmten Gutswerth, entweder 
bemefjen nad einer feftfichenden Grundlage, 3. B. dem 
Steuerfapital, wie der bayeriihe Entwurf, oder nad) einer 
Schäßung, wie der badiſche Entwurf, als Bedingung der 
Errichtung eined Erbgutes vorgejchrieben. 

Der Entwurf Ihlägt einen doppelten Weg ein, indem 
er beftimmt: 

a. Daß entweder das zu cinem Erbgut beftimmte Grund» 
Vermögen, ausfchliehlih der Hofraithe, Gebäuden 
und Waldungen einen Werth von 15,000 fl. habe, oder 

aus 60 Morgen cultivirten Landes beftche 


und 

b. bis a obigem Betrage fchuldenfret fet. 

Hierbet werfen ſich die Fragen auf: 

1) ob es rathſam jei, einen verſchiedenen Maßftab 
für Liegenſchaften, die zu einem Erbgut geeignet fein 
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follen, anzunehmen, d. 5. entweder einen jchulden- 
freien Werth von 15,000 fl. oder 60 Morgen Landes. 

Die Folge wäre, mit Rüdfidt auf die örtlich ſehr ver: 
ſchiedenen Güterpreife, die, daß in einzelnen Gegenden Erb: 
—— von 60 Morgen errichtet werden könnten, obſchon 
ieſe nur dem dritten Theil desjenigen Betrages werth ſind, 
welcher in anderen Gegenden nach dem feſtgeſetzten Werth— 
Minimum von 15,000 fl. zur Errichtung eines Erbgutes 
von weit geringerem Umfange genügen würde. 

Gleichwohl ſind wir der Anſicht, daß die Alternative 
beizubehalten ſei, da der Begriff über die zu Verbürgung 
eines gewiſſen Wohlſtandes nöthige Größe eines Grund— 
beſitzes ſich ja nach den Bedürfniſſen der einzelnen Gegen— 
den, dieſe Bedürfniſſe ſich aber wieder nad den daſelbſt 
ftattfindenden Guts-Erträgen und dadurch bedingten Guts— 
preifen zu richten pflegen, ein Gutöbefiß von 60 Morgen 
aud) da, wo der Morgen faum den ala Theil des 
Werthes, wie anderwärts, hat, immerhin den Eigenthümer 
zur Klafje der Begüterten zählen läßt, fein gemigendes 
Auskommen ſichert, und dort, wo der Guts-Ertrag geringer 
ift, die Anſprüche an das Leben beicheidener, die Eitten 
einfacher, die Befiger genüafamer find. Hierzu fommt noch, 
daß gerade in weniger fruchtbaren Gegenden ein um jo 

rößerer Grundbefiß zum Gedeihen des Eigenthümers er— 
— wird, ebendeßhalb auch dort ſich vorzugsweiſe noch 
"der Gebrauch der Gutsübergaben an einen Erben erhals 
ten bat. Wollte man daher in folchen Laudestheilen eben— 
fall8 einen fehuldenfreien Gutswerth von 15,000 fl. fordern, 
jo würde man die Errichtung von Erbgütern nur in ſel— 
tenen Fällen möglich machen, fie alfo gerade da erjchweren, 
wo die beftchende Sitte dem Entwurfe bereit entgegen— 
fommt. 


Wenn man aber, ohne Rückſicht auf ihren Werth, einen 
Flächengehalt von 60 Morgen für genügend annimmmt, jo 
wird man wenigftens verlangen müſſen, daß darauf feine 
Schulden haften, oder wenn, daß dann ein fchuldenfreier 
Werth von 15,000 fl. übrig bleibe, will man nidt Erb» 
güter errichten laffen, die in der That fir den Wohlftand, 
von Anfang an, ſchon feine genügende Bürgichaft geben. 

2) Ob e8 rathfam ei, bei Berechnung des Werthes und 
des Flächengehaltes Waldungen auszufchlichen ? 

Nach dem badischen Entwurfe fönnen zu den f. g. Hof 
gütern auch Waldungen verwendet werden, fofern nur der 
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weſentliche Zweck foldyer Güter im Ganzen, d. h. Betrich 
der Landwirthſchaft, geeignet erreicht werden fann. Wir 
geben dieſer Beſtimmung den Vorzug; in vielen Theilen 
des Landes befinden fi Waldungen in den Händen von 
Privaten, bilden einen ſchätzbaren Autheil ihres Grunds 
Vermögens und ftehen mir dem Betrieb der Landwirth: 
ſchaft in innigem Zufanmenbang. 

—Da jedoch das auf Waldboden ſtehende Holz einen be— 
trächtlichen Werth haben Fun, der Erbguts-Eigenthümer 
aber Hinfichrlich der Verwaltung unbeſchränkt, alfo befugt 
ift, das Holz abzutreiben, den Erlös für fid) zu behalten, 
und bierdurdy belichig das Gut weit unter den sub b. 
voransgejegten Werth zu mindern, jo wirde bei der Ab: 
Ihägung das auf Waldboden ftehende Holz außer Anfaß 
zu bleiben haben. 

Der Ausschuß beantragt daher: 

im Eingang hinter den Worten: „Jeder Eigenthümer“ 
das Wort „Iandwirtbfchaftlicher” zu freien, und. 
den Eaß b. alſo zu fallen: 

b. (wenn) Das zu einem Erbgut beftimmte und 
zum Betrieb der Landwirthſchaft überhaupt ge- 
eignete Grundvermögen, entweder ausſchließlich 
der Hofraithe, Gebäuden und des auf Wald» 
boden ftehenden Holzes einen Werth von 
15,000 fl. bat, und Bis zu dieſem Betrage 
ſchuldenfrei ift, oder 

aus 60 Normal:Morgen, mit Echulden nicht 
belafteten, Landes beftcht. 

Ein Mitglied des Ausſchuſſes beantragte ferner, bei 
der Wertbberehnung, noch auszunchnen: 

„Weinberge“. 

Die Frage, ob nicht auch Die Feſtſetzung eined Maxi— 
mums für landwirtbichaftlihe Erbgüter geboten jet, wie 
dieß 3. B. in dem kurheſſiſchen Entwurfe vorgeſehen if, 
glauben wir, abaefchen von dem in den Motiven ange 
gebenen Grunde (Art. 42) vernemmen zu müſſen, da, jelbft 
voransgefegt, Daß man eine derartige Beſchränkung poll: 
tiſch für geboten erachten folte, die Furcht vor Anhäufung 
alzugroßer Güter in den Händen nicht adeliger Befiger 
dermalen eine ungegründete wäre. 

ad c. Mit diefer Vorausfegung find wir einverftan- 
den; der Entwurf bat nicht den Befig einzelner, wenn aud) 
noch jo zahlreicher, Parcellen eines Eigenthümers, in ver 
Ichiedenen entfernten Gemarkungen im Auge, fondern nur 


* 
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ſolche Complexe, die jo gelegen und geeignet find, daß ihre 
—— in einer Hand möglich iſt. 

Um dieß beitimmt hervorzuheben, beantragen wir: 
ftatt Der Worte: „oder — liegt” zu fagen: „oder in uns 
mittelbar anetnander grenzeuden Gemarkungen liegt.“ 

_ add. Im ähnlichen Gefeggebungen anderer Staaten 
iſt der Wirthichaftsgebäude nicht ausdrüdlid erwähnt; 
man bat fie aber ftilfehweigend als, wenn auch läſtige, 
ebendeghalb bei der Werthſchätzung nicht in Anſatz kom— 
mende, dennoch nörhine Zubehör eines geſchloſſenen Gutes 
ſich gedacht. Wir halten es für eine Verbeſſerung, Daß 
der Entwurf dieſes Requifites ausdrüdlich erwähnt. 

Einer befonderen Beftimmung darüber, wie die Erfül- 
lung der Auflage des Stifters zu überwachen jet, Damit 
die vorhandenen Mittel oder der überjchisßende Werth des 
Gutes ſelbſt zur Errihtung der nöthigen Gebäude auch 
verwendet werde, bedarf e8 wohl nicht; das beftchende 
Recht gewährt den Intereſſenten genügende Mittel zur Er: 
füllung oder Sidyerung, mag nun die Auflage durch ein 
Rechtsgeſchäft unter Lebenden oder auf den Todesfall ans 
geordnet worden fein. 

Die Majorität war der Anficht, daß zu den „Hierzu 
genügenden Mitteln“ auch dasjenige Grundvermögen zu 
zählen jei, welches den sub b. bezeichneten Flächengehalt 
überfteigt und jet e8 durch Berpfündung oder Verkauf, die 
zu Erbauung der Gebäude erforderlichen Koften dedt. 

Ein Mitglied beantragte, dieß -beftimmt auszufprechen 
und den Sag von den Worten: „oder den Werth ꝛc. x." 
alfo zu faſſen: 

„oder die zum Erbgute beftimmten Grundftüde ent- 
weder den Werth von 15,000 fl. oder den Flächen— 

- gehalt von 60 Morgen in dem Maaße überfteigen, 
daß, nad) Anfchaffung der erforderlichen Gebäude, ein 
Ihuldenfreied Grundvermögen mit einem Werth von 
mindeftend 15,000 fl. oder einem Flächengehalt von 
mindeftend 60 Morgen verbleibt.” 

Die Minorität des Ausſchuſſes, von der Anſicht aus: 

ebend, daß das Binden des Grundeigenthums durch 
Seccoimie und Erbgüter, wenn hierdurd) ein allzugroßer 
heil dem Verkehr entzogen werde, nachtheilig ſein könne 
und beantragt endlich, vor dem legten Abjage einzuſchieben: 
„Auch darf durch Erbgüter und Fideicommiſſe nicht 
mehr ald der vierte Theil des Grundeigenthumsd in 
einer Gemarkung dem Verkehr entzogen werden.“ 
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Art, 2, 


Die Vorſchrift des erften Abſatzes, nad welcher, wäh: 
rend der Che, Grundſtücke, welche zur allgemeinen ehelichen 
Gütergemeliiſchaft oder zur Errungenſchafts-Gemeinſchaft 

ehören, nur mit Einwilligung beider Ehegaiten zu einem 
baute beftimmt werden können, ſchließt fidy dem gemeinen 
Rechte an, da (Prüjudiz des Oberappellationg » Gerichts 
Nr. 124) felbft der Dann, ohne Einwilligung der Ehe— 
frau, nur befugt ift, einzelne errungenfchaftlübe Grunde 
ftüce zu veräußern, bei allgemeiner ehelicher Gütergemein— 
ſchaft, Der beftchenden Rechtſprechung gemäß, die Frau min— 
deſtens cin Widerfpruhs: Recht hat, wenn der Ehemann 
einfeitig über Das Vermögen unter Lebenden disponirt, auf 
den Zodeffall aber jeder Ehegatte nur über jene ideale 
Hälfte zu verfügen befugt ift. 
Wir beantragen daher: 
„den 4. Abjag des Art. 2 anzunchmen“, 

Der zweite Abſatz geftattet aber ſelbſt dem überleben: 
den Ehegatten, Gründſtücke der im erften Abjag erwähn— 
ten Artikel unter den Vorausſetzungen sub 1 md 2, allein 
zu Errichtung eines Erbguts zu verwenden. Der Entwurf 
weicht hier von dem beftchenden Rechte ab. Sept ein übers 
lebender Gatte die allgemeine Gütergemeinichaft mit feinen 
Kindern fort, jo treten dieſe an die Etelle des verftorbenen 
Elterntheils; es kann Daher der Überlebende Ehegatte nur 
injofern über chegemeinjchaftliche Güter verfügen, als er 
dieß zu Lebzeiten des verftorbenen Gatten werniochte, d. h. 
die Kinder haben ein Widerjpruchsrecht, wenn der lebende 
Eiterntheil einfeitig zu Gunſten eines der Kinder cin 
Erbgut errichten wollte. 

Fand aber in einer Che Gemeinſchaft der Errungen- 
haften flatt, dann fallen die errungenen Güter zu dem 
aliquoten Theile den Kindern aus der Che eigenthümlich 
zu uud der Überlebende Ehegatte hat in der Regel Feine 
Befugniß über die Antheile jener zu diſponiren, jet es auch 
zu Gunften eines dieſer Kinder. 

Da es fih bier von der Conſtituirung eines Erb: 
guts Handelt, nicht von dem echte des überlebenten Ehe 
— welcher gemeinſchaftlich init dem verſtorbenen ein 

rbgut beſaß, für jenen Fall aber eine abweichende Aus— 
dehnung der Rechte des überlebenden Miteigenthümers, zu 
Gunſten der Errihtung derartiger Güter, ſich nicht wohl 
rchhtfertigen, die Dispofitionsbefugniß des Stifters, nad 
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allgemeinen Grundfägen über die Fähigfeit zur Vornahme 
eines Nechtsgejchäftes zu beurtheilen ſein möchte, hierfür 
aber der Art. 1 Abfag a. genügt, beantragen wir: 

„den Abjag 2 des Art. 2 nicht anzunehmen”. 


Art. 3. 


Der Inhalt diefes Artikels erflärt fi) daraus, daß bei 
Gütern, an welchen einem Dritten Nutzungsrechte zuftchen, 
ſich die in den ſpäteren Artikeln enthaltenen Vorschriften 
über Die Auszahlung der Abfindung au die Anerben, Das 
Leibaeding 2c. ꝛc. faun verwirklichen ließen, jo lange der 
Nacdyfolger in einem alſo belafteten Erbgut aus demfelben 
feinerlet Bortheil ziehen kann. 

Da der Art, 16 nicht bloß den Werth, fondern auch 
unter Umftänden den Flächengehalt als zur Errichtung eines 
Erbgutes für genügend erklärt, beantragen wir: - 

dem Artifel eine ſolche Faſſung zu geben, melde 
auf alle Fälle paßt und zwar dadurch, daß flutt 
der Worte: 
„DaB legtere allein einen Werth von menigftens 
15,000 fl. haben” geſetzt wird: 
„daß legtere allein den VBorausfegungen des Art. 1b. 
genügen“. 


Art. 4, 


Zu Nr. 1. 

Da im Art. 6 Nr. 1 des Entwurfs, die Errichtung der 
Familien-Fideicommiſſe betreffend, ftatt „öffentlichen Ur— 
funde” die Bezeihnung „gerichtlichen Urkunde” gebraucht 
worden tft, worunter aud Notariats-Acte begriffen find, 
und da dem Ausſchuſſe die Formen, unter welchen ein 
Ichriftlihes Privat Zeftament errichtet werden kann, nicht 
von ausreichender Sicherheit zu fein fcheinen, beantragen wir: 

„ſtatt der Worte „öffentlichen“ ſowie „Ichriftlichen” 
ſtets das Wort „gerichtlichen“ zu ſetzen“. 

Zu Nr. 2. 

Rach Inhalt dieſes Abſatzes würde die Beſtätigung der 
Errichtung eines Erbgutes von allen Gerichten — 
zu geſchehen haben, in deren Bezirk Theile des zum Erb— 
gut gehörigen Grundvermögens belegen ſind. Die Errich— 
tung eines Erbautes ſetzt jedoch gewiſſe Erforderniſſe voraus, 
welche die Geſammtheit des Inſtitutes betreffen, z. B. die 
perſönliche Fähigkeit eines Stifters zu einer ſolchen Dispo— 
ſition, die Veräußerlichkeit des Objectes, die Prüfung, ob 
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der nöthige Werth oder Umfang im Ganzen vorhanden fet, 
ob das Gelände in einer Hand bewirthichaftet werden fünne, 
endlich die Fürſorge binfichtlich etwaiger Gläubiger. Es 
möchte fih daher empfehlen, die Leitung des Berfahrens, 
die Prüfung der gefeglichen Vorausſetzungen und die end— 
liche Betätigung m einer Hand zu vereinigen, und bier: 
durch der Vervielfältigung der Arbeit, felbft vielleicht wider: 
ſprechenden Berfügungen der refp. Gerichte vorzubeugen 
und Einheit in das Geſchäft zu bringen, Etwaige Be: 
denken gegen eine ſolche Erweiterung der Competenz kön— 
nen nur formelle ſein; denn an ſich kann das cine Gericht 
die Prüfung ebenfowohl vornehmen, als das andere; Ob— 
liegenheit des für competent erklärten Richter würde es 
jein, eintretenden Falles, wenn nämlich der Errichter nicht 
in demfeloen Bezirk fein Domieil haben follte oder Theile 
des demnächſtigen Erbautes in einem anderen Gerichtöbezirk 
liegen, von den betreffenden Gerichten ſich die Mittel zur 
Prüfung der Fragen zu erwirken, ob binfichtlic der Perſon 
de8 Disponenten, oder binfichtlich der Veräußerlichkeit der 
betreffenden Liegenichaften der endlichen Beftätigung ein 
Anftand im Wege ftche. 

Uebereinftimmend mit den Anträgen unjeres Ausſchuſſes 
zu dem correipondirenden Artikel des Entwurfes, die Er— 
tihtung der Familien Fideicommiſſe betreffend, beantragen 
wir daher, die pos. 2 alfo zu fallen: 

2) die nad) vergängiger Prüfung der gefeglichen Vorauss 
fegungen erfolgte Beftätigung der Errichtung des Erb: 
gutes durch das zuftändige Landgericht, in der Pro: 
vinz Rheinheffen durch das Bezirksgericht, 

Zuftändig ift das Gericht, in deſſen Gerichtsbezirk 
das betreffende Grundvermögen gelegen ift. 

Wenn dafjelbe in mehreren Gerichtöbezirken liegt, 
jo ift dasjenige Gericht mit der Leitung des Verfah— 
vend und der endlichen Beftätigung beauftragt, in 
deſſen Berirk der größte Theil des Grundvermögens 
nach Maßgabe des Steuercapitals fid) befindet. 

ft das Grundvermögen in gleichen Maße in 
mehreren Gerichtöbezirfen belegen, fo hat der Betreis 
bende unter dieſen Gerichten die Wahl. 


Zu Nr. 3. 
Da die Flurbücher ihrer Beltimmung und Einrichtung 
zufolge nicht wohl geeignet find, die erforderliche Publicität 
mit Sicherheit zu vermitteln, und mit Nüdfiht auf Die 
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Aebrrlichfeit der Erbgüter mit den Fideicommifien, kann e8 
feinem Bedenken unterliegen, da, mo feine Grundbücer 
exiitiren, deren Stelle auch bei Einträgen von Erbgütern 
durch die Verzeichuiffe vertreten zu laſſen, in welche Die 
Untergericbte nad Artikel 37 und 39 des Geſetzes vom 
21. Februar 1852 die Fideicommiffe einzutragen haben. 

Sm Anschluß an die proponirte Faſſung des enripreden: 
den Art. 6 des Entwurfs über Errichtung der Familien— 
sen beantragen wir daher, die pos. 3 aljo zu 
allen: | 

"Die Errichtung eines Erbguts erlangt gegen dritte 
Perfonen erft dadurd Wirkſamkeit, daß es auf Grund 
der gerichtlichen Beflätiqung in dem Grundbud der 
Gemeinde, in deren Gemarfung das Erbaut liegt, 
oder wenn ſolches zu mehren Gemarkungen gehört, 
. “ betreffenden Grundbücern eingetragen wor: 
en iſt. 

In denjenigen Gemeinden, in welden noch fein 
legäliſirtes Grundbuch vorhanden ift, vertritt, bis zu 
dem Zeitpunkt der Errichtung deffelben, das von den 
Laudgerichten nad Art. 37 und 39 des Geſetzes 
— Februar 1852 zu führende Verzeichniß ehe 
Stelle," ‘ | 


Der Ichte Abſatz des Artikels ift nicht zu beanftanden. 


Art. 5, 


Da der Artikel 13 beftimmt, daß der Gerichtszugriff 
in ein errichtetes Erbgut nur wegen folder Schulden ſtatt— 
finden fönne, welche in Gemäßbeit der vorbergehenden Ar: 
tifel darauf gelegt worden jeten, jo trifft der Art. 5 u. 6 
dafür Vorkehrung, daß eine Gefährdung folder Gläubiger, 
welche vor Errichtung des Erbgutes Forderungen an Die 
Stifter hatte, möglichft vermieden werde. 

Die Entwürfe anderer Staaten gehen in diejer Hinficht 
zum Theil von anderen Prinzipien aus; entweder nehmen 
fte gar feine Rüdfiht auf das VBorhandenfein folder Schul— 
den (wie der furheffiihe Entwurf), oder doch wenigſtens 
auf hypothekariſch nicht verficherte, wie der badiſche Ent: 
wurf, laſſen aber alsdann die Erbguts-Eigenſchaft jenen 
Gläubigern in feiner Weiſe präjudiziren. 

Es läßt fih zwar nicht verfennen, daß die Vorladung 
unbekannter Gläubiger eine unangerchme Durchforſchung 
der Vermögensverhältniſſe mit ſich führt, Koften veranlagt, 
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deßhalb von Errichtung der Erbaüter abhalten kann, indeſſen 
dürfte die Geſetzgebung feinen Grund haben, aus verfchul- 
deten Gütern, Die nur nominell dem Eigenthümer gehören, 
Erbaüter, alfo ein Werk errichten zu lafjen, deſſen jofortige 
Umftoßung lediglich in dem Belieben der Gläubiger ftände, 
oder deſſen Beftehen nur mit Verlegung der Rechte diefer 
ftattfinden könnte, 

Wir billigen daher die Beitimmungen des Entwurfes, 
der im dieſer Hinficht dem Art. A des bayerischen Entwurfs 
entjpriiht, im Allgemeinen, und beantragen nur, aus den 
in dem Bericht unſeres Ausſchuſſes zu Art. 7 des Geſetzes, 
die Errichtung der Familienz Fideicommifle betreffend, ans 
ae Gründen den Worten „Hypothekenbüchern“ an— 
ufügen : 

— „und eine Beſcheinigung, daß feine oder welche ftill- 
ſchweigende Pfandrechte auf dem zu dem Erbgut be: 
ſtimmten Bermögen ruhen.” 


Art. 6. 


Daß in der Provinz Rheinheffen die Frift zur Erhebung 
des Einſpruchs nur auf 2 Monate, nach Art. 5 aber für 
die Diejjeitigen Provinzen auf 3 Monate beftimmt ift, hat 
feinen Grund darin, weil in dem für das Purgations— 
Nerfahren (Art. 2194 20.) vorgejchriebenen Procedere ge= 
jeglih die Anmeldungsfrift auf 2 Monate beftimmt und es 
foftenerfparend ift, wenn dieſelbe Friſt auch für Chirographar: 
Glänbiger beibehalten wird. 

Im Uebrigen zu dem Artikel nichts zu erinnern findend, 
empfehlen wir denſelben 

zur Annahme. 


Art. 7. 


Der erfte Abſatz des Artikels. Schreibt vor, daß ein 
mit einer Hypothek belaftetes Grundftüd nur mit Einwillt: 
gung des Hypothefargläubigerd zu einem Erbgut beflimmt 
werden könne. 

Nach der Beitimmung des Artikels 13 jollen Erbgüter 
nur wegen folder Schulden in Anfprud genommen wer: 
den, welche in Gemäßheit der vorhergehenden Artikel darauf 
gelegt worden find. | 

Da nun die gedachten Hypothefihulden bereitö auf dem 
Grundvermögen lagen, bevor ed Beftandtheil eines Erb- 
gut3 wurde, jo folgt daraus, daß der Hupothefargläubiger, 
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wenn er einmwilligt, fein Pfandrecht verliert. Jedenfalls 
aber behält ein Prandgläubiger im Falle feiner Einwillt- 
gung feine Forderung, nimmt alfo als Chrirographar— 
läubiger an den im dritten Abſatz des Artikels Diejen 
eingeräumten Rechten Theil; e8 fteht daher auch nichts im 
Wege, daß der Prandgläubiger feine Einwilligung unter 
der Bedingung ertheilt, Daß er mit feiner Forderung im 
Hypothekenbuch auf das Erbgut eingetragen werde. 

Die Majorität des Ausſchuſſes war daher mit dem 
Subalte des erften Abfages einverftanden, beantragte jedoch, 
um jene Folge der Einwilligung, die Erlöjchung des Brand: 
rechted, Deutlich hervorzuheben, dem Artikel 1 folgenden 
Satz anzufügen: 

„Im Sale der. Einwilligung des Gläubigers erlischt 
jein Pfandrecht.“ 

Die Minorität ift jedoch der Anfiht, daß — da, nad) 
dem Entwurf des Hypothefengejeges, der Eigenthümer die 
Dispofitionsbefugniß tiber fein Unterpfand unbejchadet der 
Rechte des Hypothefargläubigers behält, Ddiefer nur von 
der Veräußerung in Kenntniß zu ſetzen ift, die Einwilligung 
des Hypothefurgläubigers nicht den Berluft des Pfand— 
rechtes nad) fich ziehen joll, die Entwürfe neuer Geſetze 
aber möglichft im Einklang zu ftehen haben, der Beftäti- 

ung eines verpfändeten Erbgutes auch, wenn die Voraus: 
' ——— des Art. 1 b. vorhanden find, kein rechtliches 
Bedenken entgegenftehen kann, jedenfall ein ſchuldenfreier 
Werth von 15,000 fl. oder 60 Morgen unverpfändeten 
Landes vorhanden fein müſſen — fid) die in Dem Entwurfe 
und von der Mujorität proponirte Beftimmnng nicht recht: 
fertigen dürfte und beantragt Daher, ſtatt des erften Abſatzes 
zu beflimmen: 
„Die Rechtöverhältnifje der zur Zeit der Errichtung 
eines Erbgutes vorhandenen gerichtsbekannten Hypo— 
thekargläubigers werden hierdurch nicht verändert.“ 

Bei dem zweiten Abjag finden wir nichts zu erinnern. 

Der dritte Abjag wird wohl nicht zu dem Mißverſtänd— 
niffe führen, als bedürfe e8 zum Eintrag der Forderung 
eines unverficherten Gläubigerd nad dieſſeits beitebendem 
Rechte nur deſſen Zuſtimmung, nicht auch derjenigen des 
Erbgutserrichters. 

Falls unſerem Antrag zu Art. 1 b. Folge gegeben wird, 
müßte dem dritten Abjaß eine Faſſung gegeben werden, 
welche auf. die beiden VBorausfegungen des Art. 1 b. paßt, 
weßhalb wir beantragen: R 
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dem Sabe „injoweit — unbelaftet” die Worte folgen 
zu laflen: 
„oder ein unverpfändeter Slächengehalt von 60 Nor: 
malmorgen übrig bleibt.“ 


Art. 8 bis 15. 


Die Art. 8 bis 15 enthalten Beſtimmungen über die 
Rechte des Erbgutseigenthümers und deren Beſchränkungen. 
Das wejentlihe Recht des Eigentbümers, die Befugniß, 
ji veräußern, wäre mit dem Zwed der Erbgüter unverein- 

arlih und ift daher in der Kegel an die Zuftimmung der 

Anerben geknüpft, jet e8 nun, daß die Veräußerung oder 
Belaftung des Erbgutes im Ganzen oder nur einzelne Theile 
deſſelben betrifft, vder auch nur eine eventuelle Veräußerung, 
Berpfündung, in Rede fteht. 

Der Entwurf enthält jedoh Fälle, in denen ausnahms— 
weife der Richter die mangelnde Einwilligung der Anerben 
ergänzen fann (Art. 11, Art, 12, Abfag 2) oder e8 der 
Einwilligung der Anerben gar nicht bedarf (Art. 10, Art. 12, 
Schlußſatz). 

Art. 8. 


Daß der jeweilige Eigenthümer eines Erbgutes alle 
Rechte und Pflichten eines ſolchen Hat, nicht bloß Nuß: 
nießer wird, feine Anerben lediglich ein Erbrecht haben, 
nicht aber Miteigenthümer find, unterfcheidet wejentlicy die 
Erbaüter von den Fideicommiffen. 

ir find um fo mehr damit einverftanden, daß, ſoweit 
immer nur mit dem Zwecke vereinbarlich, der Erwerber eines , 
Erbgutes als wirklicher und alleiniger Eigenthümer betrach— 
tet, jede nicht abjolut gebotene Beichränfung deſſelben vers 
mieden werde, ba das Gegentheil der beftehenden Volks— 
anficht widerftreitet, der Errihtung der Erbgüter nicht fürs 
derlich, mit dem Beftehen folder Heineren Gürer ganz uns 
verträglich fein würde, Der Gutsnachfolger ift daher hin— 
fihytlih der Holzungen, der Eulturweife, bei Aenderungen 
der äußeren Geftalt des Hofes völlig unbejchränft und er— 
Scheint rechtlich und politifc) dem Staat und den Staats— 
angehörigen gegenüber als vollberechtigter Eigenthümer, ins 
fofern der Entwurf felbft ihn nicht beſchränkt. 

i u beantragen daher nur eine Redactions-Aenderung 
abin: I 
ftatt der Worte „der jeweilige Beſitzer — eines 
ſolchen“ 
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zu jagen: 
„der jeweilige Eigenthümer eines Erbguts hat 
alle Kechte und Pflichten eines ſolchen 20.” 


Art. 9. 


Der Artikel ſtellt als Regel den Grundjaß auf, daß 
die Befugniß des Erbgutseigentbimers, ein Erbgut zu vers 
äußern, im weiteften Sinne, oder ſolches mit über die 
Dauer feines Rechtes hinaus wirkſamen Laſten zu bejchwe: 
ren, von der Zuftimmung ſämmtlicher Anerben abhängen 
jolle. Selbftverftändlih gehören zu den Ausnahmen von 
diefer Regel nicht bloß die in den unmittelbar nachfolgen- 
den, Jondern auch Die in den fpäteren Artikeln enthaltenen 
Fälle, 3. B. Art. 21, 39; ebenjo bedarf es faun der Er: 
wähnung, daß der Stifter des Erbguted aud dann, wenn 
er nah Art. 30 zum Miderruf der Stiftung berechtigt ift, 
unbedinat aud zur Veräußerung befugt ericheint. 

Die Fragen, ob, von wem und inwieweit der Erbguts— 
eigenthümer in der Veräußerungsbefugniß zu befchränfen jet, 
find in den verjchiedenen Entwürfen verjchieden gelöft. 

Nach dem Entwurfe für Kurbefien hat der Eigenthümer 
eines gejchloffenen Hofes völlig freie Befugniß, das Gut 
im Ganzen zu veräußern und zu vwerpfänden (Art. 7 
und 16). Diejer Entwurf gebt jedoch in dem Princip von 
einem ganz andern Standpunkt aus, als der unjrige und 
die Legislationen anderer Stauten; dort wird nur bezweckt, 
dag ein einmal gejchloffenes Gut, feinem Beftande nad, 
erhalten bleibe, lediglich der ſachlichen, wirthſchaftlichen 
Seite ift Rechnung getragen, während andere Staaten ne- 
ben dieſer Rückſicht zugleich den fittlichen und rein privat: 
rechtlichen Zwed verfolgen, das geſchloſſene Gut nicht bloß 
als folches, ſondern ed auch möglichft in einer Familie zu 
erhalten und Damit der gefeglich angenommenen und gemiß 
auch wirkliben Intention des Stifters zu entjprechen. 

Dieſe Abfiht theilt mit Recht auch unſer Entwurf. 

Die zweite Frage iſt, wer berufen ſein ſoll, darüber zu 
wachen, daß die Erhaltung des Gutes in der Familie mög— 
lichſt geſichert bleibe? 

Näch dem Artikel 6 des bayeriſchen Entwurfs und dem 
badifchen Entwurf ($. 10 in feiner primären Faſſung) 
fann jede Veräußerung 2c. nur mit Genehmigung des Ges 
richts, reſp. der VBerwaltungsbehörde erfolgen; dieſe Behörs 
den müſſen zwar die Anerben darüber hören, ohne jedoch 
Ihledthin an deren Erklärung gebunden zu jein. 

3 
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Unfer Entwurf aber (und eben fo der eventuelle Bor 
ſchlag des badischen Entwurfs zu $. 10) geht daven aus, 
daß das Gericht jede Veräußerung beftätigen muB (falls 
nicht fonftige Auftände vorliegen), wenn die Anerben ihre 
Zuftimmung ertbeilt Gaben. 

Wir geben diefer Beftimmung entjchieden den Vorzug; 
das entgegengefegte Eyftem, jo wohlgemeint es auch jein 
mag, bat eine alzuftarfe Beimiſchung rein poltzeilicher 
Ueberwachung, die den beftehenden Anfichten der Bevölke— 
rung des Landes nicht entjpricht und eben deßhalb eine 
Abneigung gegen das Inſtitut hervorrufen würde. 

Der Staat hat genug gethan, wenn er die rechtliche 
Möglichkeit geichaffen hat, dem Familiengliedern einen Ver: 
mögensftend zu begründen und zu erbalten; liegt e8 aber 
in deren wahrem oder vermeintlihem Intereſſe, Diejes Ber: 
mögen wieder zu zeriplittern, jo würde eine Behinderung 
daran durch die Behörden eben jo viel Mißmuth gegen 
dDiefe, als möglicher Weiſe VBerantwortlichkeit derjelben er: 
zeugen. 

Mer die Anerben find, deren Zuftimmung erforderlich 
ift, erhellt aus der Erbfolge-Drdnung, Art. 19. 

Der Kreis der Anerben tft mögltä,ft eng auf diejenigen 
beſchränkt, deren Intereſſe am nächſten liegt, bei- denen der 
Fumiliengeift und der inniae Zufammenhang nod am leb- 
bafteften vorhanden, deren Mitwirkung daher für den Eigen: 
thümer am wenigften beläftigend, unerträglich ift. 

Auch binfichtlicy der weiteren Frane, ob alle Anerben 
oder nur die zumächft berufene Claſſe zuzuftimmen babe, 
weichen die Entwürfe von einander ab’; der bayerijche 
Art. 6) verordnet, daß nur der Anerbe der nächſten 

ucceflionsclaffe zu bören jet; Dieß hängt jedoch damit 
zujammen, daß das Gericht an deren Erklärung gar nicht 
gebunden it, Daß es die Genehmigung zur Veräußerung 
trok der Zuſtimmung jener Anerben verjagen kann, in der 
That aljo das Gericht die Rechte entfernterer Anerben zu 
wahren hat. 

Da aber unfer Entwurf mit Recht den Grundfeg feft: 
bielt, daß die Ordnung von Privatangelegenheiten, joweit 
thunlich, den Interefjenten jelbft zu überlaften fei, fo finden 
wir es vollfommen conjequent, wenn dann auc alle Inte— 
reſſenten confentiren müſſen, zumal fonft die Rechte ent- 
fernterer Claſſen, durch Gollufftonen zwifchen dem jeweiligen 
Gutsherrn und feinem nächſten Anerben, gefährdet, illufjos 
rich gemacht werden könnten. 
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Der Möglichkeit, daß Härte, Ehifane oder Unverftand 
der Anerben den Eigenthümer allzufehr in der Dispoftt ons— 
befugniß behindern fönnten, ift durch die Beftinmungen 
der folgenden Artifel begeanet. 

Bon jelbft verfteht es fih, daß, wenn Anerben minder: 
jährig , jelbft wenn fie Discendenten des Eigenthümers 
find, die Genehmigung eines Guratord und der Obervor: 
mundſchaft einzuholen it. Wir hegen die Befürchtung 
nicht, daß hierdurch die väterliche Autorität leiden könnte; 
ein guter Hausvater wird folche eingreifende Verfügungen 
ohnehin in jeinem Familienrath überlegen; gegen einen jcylech- 
ten aber werden die Kinder mit Recht acfichert, und gegen 
den Widerſpruch unreifer oder ungerathener Descendeuten 
Ihügt der Entwurf die Eltern genügend. 

Da nad) beftchendem Rechte auch die fünftige Perföns 
lihfeit (naseiturus) geſchützt wird, die Faſſung des Ar— 
tifel8 aber Zweifel darüber anregen könnte, beantragen wir: 

hinter dem Worte 
„ſämmtlicher“ anzufügen : 
„geborner oder auch nur gezeugter.” 


Art. 10. 


Da durch eine Verpfändung des Erbguts zum Zweck 
der Abtragung bereits darauf haftender und von dem Eigen: 
thümer übernommener Laften, in ihrem urfprünglichen Be: 
trage, nur Die — der Schuld geändert, der reine Werth 
des Objects aber nicht verringert wird, die Rechte der 
Anerben alſo nicht gefährdet werden können, ſo bedarf es 
auch hierzu der ———— derſelben nicht, weßhalb wir 
den Artikel 

zur Annahme empfehlen. 


Art. 11. 


Mit der Beftimmung des Artifeld find wir im Allge: 
meinen einverftanden, da der Erbgutseigenthümer nicht ohne 
Grund behindert werden darf, dann, wenn e8 wegen be— 
jonderer Umftände, z. B. außerordentliher Unglüdsfälle, 
nöthig, oder auch nur zur Eulturverbefjerung, zu befjerer 
Betriebseinrichtung nüglih ift, ſich und feiner Familie, 
durch eine apitalaufnahme das Gut zu erhalten, oder 
deſſen Ertrag zu erhöhen. 

Wir gehen ferner davon aus, daß ed die Abfiht des 

Entwurfes nicht fei, daß dieſſeits wenigftens über die Frage, 
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ob der Conſens des verweigernden Anerben zu ee 
fei, im Wege des Prozeficd entichicden werde, unterftellen 
vielmehr, daß, vorbehältlic ded Recurfes, im Wege der 
nicht ftreitigen Juſtiz die Ergänzung erfolge, und daß es 
der competenten Behörde überlaffen jet, anf Antrag des 
Erbgutsbeſitzers, die erforderliche Inſtruction fib zu ers 
wirfen, daß endlich durch die aljo erfolgte Ergänzung der 
Einwilligung die Nothwendigkeit oder Nüglichkeit einer 
Gapitalaufnahme ein fir allemal: feftgeftellt jet und ein 
daraus abgeleiteter Einwand ded Anerben, der feine Zu: 
flimmung verweigert hatte, dem Hypothefargläubiger nie 
mald mit Rechtsbeſtand entgegengejegt werden könne. 

Dagegen möchte die Grenze, bis zu welcher eine Ber: 
pfändung ftatthaft fein fol, wohl zu eng gegriffen fein. 

Es jcheint uns Fein genügender Grund dafür vorzu- 
liegen, den zum Vortheil des Uebernehmers ihm zugewen- 
deten Voraus feiner Dispofition wieder völlig zu entztchen ; 
die Rechte des Nachfolgerd können darunter nicht leiden, 
denn e8 muß ja die Gapitalaufnahme entweder nothwendig 
oder entſchieden nüglich fein, fie wendet alfo die Gefahr 
völligen Verluſtes ab, oder erhöht den Gutswerth. 

Will man alfo, womit wir einverftanden find, im Ge— 
jeß jelbft, dem Richter eine Grenze für feine Verantwort: 
licyfeit ziehen, jo dürfte fie weiter, al8 geſchehen, zu ſtecken 
jein, damit nicht möglicher Weile das wahre Intereſſe des 
Eigenthümers darunter leide. 

Wir beantragen daher: 

in dem Art. 11 die Worte „und des dem Ueber: 
nehmer zum Voraus zugewendeten Antheild” (Art. 26) 
zu ftreichen. 


Art. 12. 


Zu dem crften Abſatz finden wir nichts zu erinnern. 
Mit Rüdfiht auf die Beftimmung des Art. 1b und das 
dazu in dem Berichte Bemerfte, beantragen wir: 

im zweiten Abjaße, hinter dem Worte „Werth“ 
aud) anzufügen: 
„oder Flächengehalt.“ 

Da nad der in der Provinz Rheinheſſen beftchenden 
Gerichtsorganiſation, Die dortigen Gerichte mit Ueber: 
wahung der Verwendung des Erlöfes aus verfauften oder 
vertauſchten Beftandtheilen eines Erbautes nicht befaßt find, 
dies zur Obliegenheit der Staatöproeuratoren gehört, daher 
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die Wahl einer — welche für alle Provinzen ge— 
nügt, angemeſſen iſt, beautragen wir: 
im dritten Abſatze ſtatt der Worte „des Gerichts“ 
zu ſagen: 
„der gerichtlichen Behörde.“ 
Mit Rückſicht hierauf, ſowie auf den von uns zu Art. 4 
ai 3 geftellten Antrag, empfehlen wir aud im vierten 
aße, 
hinter den Worten „das Grundbuh” anzufügen: 
„beziehungsweife in das Verzeichniß (Art. 4) und in 
Rheinheſſen in das Zransjeriptionsregifter” 
jowie ftatt der Worte: 
„das Gericht” 
zu ſetzen: 
„die gerichtliche Behörde.” 
u Abfag 5. | 
ad) den bereit3 vorgelegten Entwürfen über Gonjo- 
lidation und Entwäfjerung kann ein Erbgutsbefiger ges 
nöthigt werden, Theile ſeines Eigenthums abzutreten, ohne 
daß dieß gerade zu einem öffentlichen Zwede geſchieht. 
Wir beantragen daher: 
im fünften Abfage die Worte „zu einem öffentlichen 
Zwede” und „deßfalls“ 
zu ftreichen, 
und ftatt des Wortes „erfolgt” „erfolgen muß“ 
zu jeßen. | 
Art. 13. 


Wir faffen die Beftimmung dieſes Artikels jo auf, daß 
das Erbaut, als ſolches, feiner Subftanz nad), nur wegen 
folder Schulden Executionsobject ift, welche in Gemäß: 
heit diefes Geſetzes darauf gelegt worden find; die Früchte, 
welche der Eigenthümer zieht, fönnen dagegen unbedenklich. 
wegen Schulden jeder Art, Gegenftand der Hülfsvollftrefung 
fein, fo fange der Schuldner zum Genuße bercchtigt iſt. 

Die Erbgüter hätten feinen Beftand, wenn man richt 
ugleicy ihrer indirecten Auflöjung, durch Schuldenmachen, 
** Der Nachfolger iſt alſo Singularſucceſſor und 
nur inſoweit zu Bezahlung der von ſeinem Vorgaͤnger con— 
trabirten fonftigen Paſſiven verpflichtet, als er defjen Eivil- 
erbe ift, oder ein anderer rechtlicher Verpflichtungsgrund 
vorliegt, und ſelbſt in dieſem Falle kann die Subſtanz des 
Erbgutes nur unter den im Geſetze feſtgeſtellten Voraus: 
ſetzungen der Zwangsverſteigerung unterworfen werden. 
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Menn auch nicht zu verkennen ift, daß troß der Bes 
ftimmung dieſes Artikels die Abficht Des Geſetzes dennoch 
vereitelt, durch Gefliffenbeit oder Nachläſſigkeit des Eigen: 
tbümers das Gut zur Zwangsverfteigerung und auf Diefe 
Weiſe indirect zur Zerfplitterung gebracht werden fann, jo 
vermögen wir doch micht ein anderes Syſtem in Borjchlag 
zu bringen, indem dann mur der einzige Ausweg übrig- 
bliebe, die Erbgüter geradezu für ſolche Güter zu erflären, 
welche nur binfichtlicdy ihrer Nußungen dem Gerichtszugriff 
unterworfen werden fönnen, endlofe Adminiftrationsconcurfe 
einzuführen, Mittel, die von der Sitte der ländlichen Be: 
völferung und dem gemeinen Rechte allzufehr abweichen, 
jelbft in der Theorie, bezüglich gejchloffener Bauerngüter, 
als nicht empfehlenswerth, als aufgegeben betrachtet werden. 

Nur die kleine NRedactionsbemerfung haben wir nod 
bervorzubeben, daß der Artikel nur der in Gemäßheit der 
vorhergehenden Artikel contrabirten Schulden gedenft, 
und nicht auch der in jpäteren Artikeln aufgeführten, für 
welhe ohne Zweifel das Erbgut, feiner Eubftanz nad, 
ebenfalls zu baten bat. Der Art. 43 zählt zu dieſen Laften, 
außer der Herausgabe an den Vorgänger im Erbgut und 
der Abfindungsfumme, auch die Alımente und räumt den 
jelben einen Pfandrechtstitel ein; leßtere aber find im Art. 10 
richt ewähnt. | 

Mir Schlagen daher vor: 

futt der Morte „welche in Gemäßheit der vorher: 
gehenden Artikel darauf gelegt worden find“ 

zu ſetzen: 
„Für welche in Gemäßheit diefes Geſetzes das Erbgut 
zu haften bat.” 


Art. 14. 


Der erſte Abſatz dieſes Artikels, nach welchem Erbgüter, 
ihrer Subſtanz nach, nicht von Rechtswegen, unter die 
eheliche Gütergemeinſchaft fallen, enthält eine weſentliche 
Abweichung von dem beſtehenden Rechte. Da wo die all— 
gemeine eheliche Gütergemeinſchaft landrechtlich gilt, fällt 
befanntlich alles Vermögen, welches ein Ehegatte vor Ab— 
Ihluß der Ehe hatte, jo wie aller Erwerb, ſei er in Folge 
eines Geſchäfts unter Lebenden, oder durch Erbfall einge: 
treten, von Rechtswegen unter die Gemeinfchaft, in fo fern 
im Ebevertrage ein Anderes nicht bedungen worden. Das: 
jelbe findet nach dem Code ftatt, wenn in dem Heiraths— 
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vertrage eine allgemeine Gütergemeinichaft in diefem Um: 
fange verabredet worden war (Art. 1526). Da aber, mo 
nur Errungenſchaftsgemeinſchaft befteht, füllt, nach dieſſei— 
tigem Rechte (Verordn. vom 2. März 1795 Nr. 6a) und 
Code civil Art. 1404 die während der Ehe ererbte Liegen— 
Schaft nicht unter die Errungenſchaft; in den Dicheitigen 
Provinzen wiirde dagegen die Frage, ob ein vermöge Anz 
ſchlagsvertrags von einem Ehegatten erworbened Erbgut 
unter die Errungenjchaft falle oder nicht, davon abhängen, 
ob man einen folden Uebergabövertrag als anticipirte Erb- 
folge zu betrachten ‚habe oder nicht. 

Demohngeachtet find wir mit der in Rede ftchenden 
Beftimmung einverftanden, indem fie eine notbwendige 
Folge der Erbgutseigenſchaft, und ed ohnehin feftftehender 
Grundſatz ift, Daß ähnliche Güter, Stamm- oder Fidei- 
commißgüter, ihrer Subftang nad, nicht unter die eheliche 
Gütergemeinichaft fallen, weil eben hierin in der That eine 
Veräußerung zum Nachtheil der Erbberebtigten und eine 
unzuläffige Theilung in dem Maße läge, als der zur Sue— 
cefion nicht berufene Ehegatte das Miteigentyum an Gütern 
gedachter Art erhalten würde, 

Aus demfelben Grunde hat auch der bayerijche Entwurf, 
Art. 7, Erbgüter, in Anfehung ibrer Subftang von der ge: 
jeglichen Gütergemeinjcyaft der Ehegatten ausgenommen. 

Nach dem zweiten Abfage des Art. 14 dagegen joll e8 
geftattet fein, das Miteiginthum an der Subftanz des 
Erbgutes, dem andern Ehegatten durd Vertrag einzu 
räumen, wozu jedod die Zuftimmung ſämmtlicher Anerben 
nah Abſatz 4 erforderlich ıf. 

Inſoweit ftimmt unfer Entwurf mit dem bayeriſchen 
Entwurfe überein; unter beiden aber befteht ein weſentlicher 
Unterſchied; nad) unferem Entwurfe nämlid) erlöjcht durch 
einen ſolchen Vertrag die Erbgutsqualität nit, wohl 
aber nach dem bayerifchen Entwurf. 

Man könnte verfucht werden, leßteres für conjequent, 
mit dem PBrincip im Einflang ftehend zu halten, weil in 
der That in der Einräumung des Miteigentbums an den 
anderen Ehegatten eine Veräußerung an einen, nicht zur 
Familie des Stifters gehörigen, Dritten liegt, wenigftens 
dann, wenn Kinder aus der Ehe nicht hervorgehen. Wir 
halten jedoch die Beſtimmung unjeres — * für eine 
weſentliche Verbeſſerung. 

Die Aufnahme des einen Ehegatten in das Miteigen— 
thum entfpricht der allgemeinen ehelichen Gütergemeinſchaft 
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als Megel, und ift auch da, wo Das Dotalfyftem neben 
theilweifer Gemeinſchaft befteht, vielfach mit der Gewohn— 
beit des Volkes verwachſen. 


Iſt es auch, nah dem Princip, in der Regel undenk— 
bar, daß mehrere Miteigenthümer eines und deſſelben Erb» 
utes gleichzeitig berechtigt find, fo ift doch die ehelicye 
emeinſchaft eine jo innige, Die Gewalt des Mannes eine 
gejeglich jo überwiegende, daß, während beftehender Ehe, 
die Verwaltung wenigftens als eine einheitliche erjcheint. 
Nah aufgelöfter Che aber muß ja, wenn Kinder daraus 
bervorgingen, einem derjelben das Erbgut binterlaffen 
werden, c8 bleibt alfo dafjelbe in der Familie. Falls aber 
die Ehe kinderlos bliebe, jo würde bei allgemeiner ehe— 
liher Gütergemeinschaft oynehin fchon nach dem beftehenden 
Recht, durch den Wegfall des einen Miteigenthümers, der 
andere Ehegatte alleiniger Eigenthümer fein; da aber, 
wo ein ‚anderes eheliches Güterſyſtem gilt, wäre der vor 
der Ehe, jedoch mit Rückſicht auf fie, oder nach Abſchluß 
der Ehe in das Miteigentbum vertragsmäßig gelangte Ehe: 
gatte Eigenthümer zu denjeniaem atiquoten Theile, welcher 
in dem Bertrage beftimmt worden war, Dieß aber ver: 
trüge fih nicht mit der grundfäßlichen Untbeilbarfeit der 
Erbgüter und der Send erhal in Diejelben; eben— 
deßhalb beftimmt der Art. 23, pos. ult., Daß, unter den da- 
jelbft angegebenen Borausfegungen, der überlebende Mit: 
eigenthümer alleiniger Eigenthümer des Erbguts werde. 
Hierdurch iſt es möglih gemacht, daß das Erbgut als 
ſolches, wenn auch ın einer anderen Familie, erhalten 
bleibt, daß Inſtitut alfo jedenfalls gefördert wird. 


Daß die Nechte der Anerben des früheren Alleineigen- 
thümers hierdurch erlöfchen fönnen, ift zwar ungmeifelhaft; 
da fie aber nad Abſatz A des Art, 14 zu einem folcden 
Bertrage ihre Zuftimmung ertheilen müſſen, ihnen hierbei 
Gelegenheit gegeben ift, ihre Rechte geeignet zu wahren, 
oder fi) dafür entichädigen zu laffen, jo kann auch aus 
Rüdfiht auf fie, gegen die Beftimmung des Artikels ein 
begründete Bedenken nicht obwalten. 

Bon febft verſteht es fich übrigens, Daß, wenn Ehe: 
gatten fih das Miteigenthum vertragsmäßig einräumen 
wollen, fie, ganz abgejehen von der erforderlihen Einwilli— 
gung der Anerben, überhaupt zur Veräußerung befugt jein 
müſſen, insbejondere auch die Art des Rechtsgeſchäftes 
ſelbſt dem Givilrechte nicht widerftreiten darf, 
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Am Falle des Abjages 3 verlangt der Entwurf ledig— 
lich die Zuftimmung des Ascendenten. 


Die Majorität des Ausſchuſſes Hat ſich für Beibehal— 
tung dieſer Beſtimmung entſchieden, da eine Vorſchrift, 
vermöge deren ein Ascendent, auch die Einwilligung der 
übrigen Anerben im Fragefalle einzuholen habe, allzube— 
läſtigend und der elterlichen Autorität nachtheilig ſein könne, 
und, um den Gegenſatz ſchärfer hervortreten zu laſſen, 
beantragt: 

zwiſchen den Worten: 
„hat — der“ 
einzuſchieben: 
„dagegen.“ 
Die Minorität aber beantragt: 
den dritten Abſatz abzulehnen, 
indem fie die Beftimmung für unvereinbarlid mit dem Rechte 
der Anerben hielt. Stünde es lediglich in der Macht eines 
Ascendenten, ohne Einwilligung der Anerben, dem Che: 
gatten jeincd Gutsnachfolgers das Miteigenthum, nad) dem 
unter dieſen abgejchloffenen Ehevertrag, zu überlafjen, und 
bliebe die Ehe dann finderlos, jo wiirde der angeheirathete 
und überlebende Gatte alleiniger Eigenthümer (Art. 23), die 
Familie des Stifter alfo um das Gut gebracht, ohne daß 
die berechtigten Anerben eingewilligt, oder nur Gelegenheit 
ehabt hätten, Die ihnen, nach Art. 9 in der Regel zufte- 
* Rechte zu wahren, ſich für deren Verluſt entſchädi— 
gen zu lafjen. 


Die im vierten Abjage befindlichen Worte: „An den 
obigen Fällen” beyuhen offenbar auf einem Drudfchler, 
da die Abſätze 3 und A anfonft im Widerſpruch ftänden, 
dort Lediglich die Zuftimmung des Ascendenten gefor- 
dert, nad) Abjag 4 aber in den „obigen” Fällen, d. h. 
aljo aud) in dem sub Abſatz 3 gedachten, die Zuftimmung 
aller Anerben verlangt wird. 


Wir Beantragen daher: 
ftatt der Worte | 
„sn den obigen Fällen” 
zu ſetzen: 
„sn diefem Falle“ 
und den vierten Abjaß unmittelbar Hinter dem zweiten Ab« 
ſatze folgen zu lafjen. 
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Art. 15. 


Es liegt nicht in der Faſſung und Abfiht des Artikels, 
daß die Berugniß eines Auerben zu Anfechtung einer dem 
Art. 9—14 entgegen geichehenen Veräußerung oder Be: 
laſtung erft alsdann einzutreten habe, wenn der Anerbe zur 
Nachfolge gerufen ift, da hierdurch die Rechtöverhältntffe 
zu unficher werden würden, 

Da aus dem Sclußjaß des Artikels erhellt, daß Die 
mangelnde Einwilligung der Anerben ein Rechtsgeſchäft 
nicht ſchlechthin ungültig, jondern nur anfechtbar macht, 
jo beantragt man die Worte: 

„iſt unwirkfam und“ 
zu flreichen. 
Art, 16—2B8. 


Nachdem der Entwurf in den vorhergehenden Artifeln 
die jelbftftändige Bedeutung der Erbgüter, deren eigentlicher 
Scwerpunft ın der Gefchlofjenheit derjelben liegt, geregelt 
bat, geht er zu den beionderen Normen über, welche er für 
den Uebergang der Erbgüter in Folge von Rechtsgeſchäften 
unter Lebenden oder durch Erbfolge in jene Güter aufftellt 
und handelt dabei die damit zufammenhänden Inſtitute 
des Vorauſes und der Abfindung der zur Gutdnachfolge 
nicht gelangenden Anerben ab. 


Art. 16. 


Der Artikel entfpricht dem Art. 14 des badifchen Ents 
wurfes. In dem Großherzogthum iſt nicht, wie in Baden, 
da8 Rechtsgeſchäft der Bermögensübergabe landrechtlich 
(Art. 847 c. des badischen Landrechts) geordnet; in den 
diefjeitigen Provinzen beftand hierüber ein ſchwankendes 
Gewohnheitsrecht; ebendeßhalb hat der Entwurf, binficht- 
lich der Erbgüter, das Juſtitut der Guts-Uebergabe in 
verjchiedenen Artikeln, jelbitftändig entwicelt und beſtimmt. 

Wir finden zu dem allgemeinen Saß dieſes Artikels 
nichts zu erinnern und beantragen daher . 

nur die Redactions-Aenderung: 
ftatt des Wortes „Erbſchaft“ das Wort „Erb: 
folge“ 
zu jeßen. 
AL 23T, 


Die Frage, ob der Eigenthümer eines Erbgutes beredy- 
tigt jet, Dafjelbe dem Anerben durch letztwillige Verfügung 
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oder Ehevertrag zu entziehen, oder diefer Dagegen geſichert 
fei, ift in den betreffenden Particular-Rechten verichieden 
beantwortet. 

Mit Recht hat der Entwurf beftimmt, daß das Anerb- 
recht in der Regel nicht entzogen werden könne; da die 
entgegengefeßte Befugniß einem der Zwecke der Erbgüter 
geradezu widerftreiten würde, 

Wir beantragen daher: 

. den Artikel anzunehmen. 


Art. 18. 


Die Faſſung des Artikels, deilen Inhalt bereits Ein- 
gangs gewürdigt wurde, gibt zu feiner Bemerkung Veran— 
lafjung; von jelbft verfteht e8 fd) übrigens, daß auch dann, 
wenn die Vorausſeyungen zur Theilung eines Erbgutes 
vorhanden find, und daſſelbe, nad) Art. 42 getbeilt worden 
ift, ftetS nur ein Anerbe zu je einem der Erbgüter gelan- 
gen fann. Wir empfehlen daher: 

den Artikel anzunehmen. 


Art. 19. 


Abgefehen von der im Art. 18 enthaltenen fingulären 
Beftimmung, weicht die bier aufgeftellte Exrbfolgeordnung 
von der nad) dem Code civil (3. Buch, 1. Theil, 5. Ab . 
Schnitt) und der dieſſeits geltenden gemeinrechtlichen Inter 
ftat-Erbfolge in mehreren Punkten ab. 

Einoertanden war der Ausschuß damit, daß Ascenden- 
ten zur Gutsnachfolge in ein Erbgut nicht gerufen find, 
jo lange voll» und halbbürtige Geſchwiſter des Erbgutset- 
genthümers, rejp. Descendenten jener vorhanden find, 
da Eltern, wenn fie dur den Tod eines Kindes zur Nach— 
folge berechtigt wären, daſſelbe bereits abgetreten haben, 
fih alfo in der Negel nicht mehr in einem Alter und in 
der Nüftigfeit befinden werden, wie fie eine tüchtige Be: 
wirtbichaftung des Gutes verlangt. 

Dagıgen bildete fi in dem Ausfchuß eine Verjchieden- 
beit der Aufichten über die Fragen: | 

1) od, abgejehen von dem vorermwähnten Ausſchluſſe 
der Ascendenten, die Beftimmungen Nr. 1, 2, 3 
und des 5. Abfages, und endlich nod) 

2) ob der Inhalt des 6. Abjages beizubehalten jet. 

ad 1. Die Majerität war für Beibehaltung des Ent: 
wurfs, obgleich er folgende Abweichungen enthält, 
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a) von der dieſſeits geltenden Snteftat-Erbfolge, 
infofern, als nicht bloß die Kinder verftorbener 
volle, reſp. halbbürtiger Geſchwiſter in der 2., reip. 
3. Klaffe juccediren jollen, ſondern überhaupt alle 
Descondenten der gedachten Geſchwiſter, jomit das 
j. g.Repräfentationsrecht aud) in der 2. und 3. Klaſſe 
unbedingt gelten ſoll, Gejchwifter-Enfel nicht in 
die A. Klaſſe verwielen find, 

b) von der Erbfolge des franzöfiihen Rechts 

Art. 752), 

nach welcher voll- und halbbürtige Geſchwiſter 

oder Nachkommen derſelben in einer Klaſſe ſue— 

cediren, jedoch mit dem Syſtem der Theilung des 

Nachlaſſes in 2 Hälften, 
und ging bierbei von der Anfiht aus, daß die im Ent: 
wurf vorgeichriebene Succeffions-Ordnung dem natürlichen 
Rechtsgefühl, dem präfumtiven Willen des Erblafjers, mehr 
entjprecye, der Erhaltung der Erbgüter als ſolcher, fürder- 
licyer, mit der rechtlichen Eigenthümlichfeit derjelben allein 
vereinbar jet, beantragt daher: 

den Abſatz 1—5 incl. anzunchmen. 


Die Minorität des Ausfchuffes dagegen war der An: 
fiht, daß fein gemügender Grund vorliege, die in den eins 
zelnen Landestheilen beftehende Succeſſions-Ordnung zu 
ändern, ein Special-Geſetz ſich, ſoweit immer möglich, an 
das gemeine Civil-Recht anzufchließen babe, jo lange nicht 
eine Abweichung durch das Weſen des zu fchaffenden In— 
ftitut8 geboten Ti und beantragt daher ftatt der pos. I—3 
und des Abſatzes 5 

zu jagen: 
„Zur... berufen, die Descendenten des Erb— 
„guts-Eigenthümers, deſſen vollbürtige und halb: 
„bürtige Geſchwiſter und deren Descendenten, nach 
„den Beftimmungen des gemeinen Erbrechtes.“ 


ad. 2. Was die Beftimmung des legten Abſatzes betrifft, 
jo entſchied fi) bier die Majorität des Ausſchuſſes dafür, 
von den gemeinrechtlichen Beſtimmungen nicht abzuweichen, 
nach welchen z. B. in den Dieffeitigen Provinzen in Bezug 
auf die Mutter die uneheliche Berwandtichaft der ehelichen, 
in der Regel, gleichfteht, und ferner auch ſ. g. Brautfinder 
(Oberappellationg-Gerichts:Präjudiz Nr. 39) zum Nach— 
lalje des Vaters erbberechtigt find, und beantragt daher: 

„den legten Abjag zu ftreichen” 
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jo daß alfo, nach Art. 16, die allgemeinen geſetzlichen Bes 
flimmungen einzutreten hätten. - I 

Die Minorität glaubte jedoh, mit Rückſicht auf die 
Berjchiedenheit der Gejeßgebung in der Provinz Rheinheſſen 
und den Ddiejjeitigen Provinzen, es bei den Beftimmungen 
de3 Entwurfes belafjen zu müſſen, Hinfichtlic deren, im 
Erfolge beide Gefeßgebungen übereinftinmen, und bean— 
tragt daher: 

den legten Abſatz anzunehmen. 


Art. 20. 


Der Artikel enthält mehrere Fälle, im denen die im 
Art. 19 beftimmte regelmäßige Erbfolge nicht eintritt, und 
war: 

1) den Berzicht eines Anerben auf die Nachfolge in das 

- Erbgut (Abi. 1—3.) | 

Mit der Beftimmung des zweiten Abſatzes des Artikels 
war der Ausschuß einverftanden. Daß ein folder Verzicht 
an fich gültig fei, fomit von dem an die Stelle des Ber: 
—— eintretenden Anerben geltend gemacht werden 
önne, wenn ſchon der Act der Verzichtleiſtung nicht dieſem, 
fondern nur dem Befiter des Erbgutes gegenüber abgelegt 
worden war, fteht mit der diefjettigen Rechtſprechung im 
Einklang. Ob es nicht angemeſſen jei, die Vorfchrift des 
Abſatzes 2 voranzuftellen, die Beftimmungen des Artikels 
über die Wirkungen Art. 1 und 3 derjenigen über die 
Gültigkeit, aljo der präjudiciellen, folgen zu laffen, wird 
Sade der Redaction fein, 

2) Was den erften und dritten Satz betrifft, war die 
Majorirät für unbedingte Beibehaltung, drei Mitglieder 
des Ausſchuſſes aber beantragen eine abweichende Faſſung 
und zwar aus folgenden Gründen. 

Der zweite Abſatz beftimmt, wie bemerkt, unter welchen 
Borausiegungen ein Verzicht gültig fei, der in 1—3, 
welche Wirfung er haben ſolle. 

Nach dem erften Abjag nun foll der Verzicht Die Folge 
haben, daß der Verzichtende aus der Reihe Der zur 
Nachfolge Berufenen wegfällt; diefer Vorderſatz wird 
aber durch den dritten Abjag wieder reftringirt, erbält durch 
dieſen erſt feine eigentliche Vedeutung, denn ibm zu folge 
joll der Berzichtende zwar allen in feiner Claſſe Berufenen 
nachſtehen, aber auch nur dieſen. Gejeßt aljo, es bätte 
ein zur Cucceſſion demnächſt berufener vollbürtiger Bruder 


48 Beilage Nr.209 5. 34. Prot. v. 31. Juli 1857, 


auf die Gutsnachfolge verzichtet, jo wäre er von derfelben 
jo lange ausgeſchloſſen, als noch volbürtige Geſchwiſter 
vorhanden wären, trätẽ aber wieder ein, wenn nur noch 
Halbgeſchwiſter mit ihm concurrirten, und jchlöße dieje 
wieder aus. ns 

Man verfennt zwar nicht, daß häufig ein Verzicht nur 
zu Gunften derjenigen Miterben geleiftet werden wird, die 
mit den Berzichtenden gleichberechtigt find, glaubt aber, 
Daß die Verwandlung diejer thatſächlichen Prafumtion in 
eine rechtliche ſich nicht genügend rechtfertigen lafje. 

Jedem Verzichtenden ſteht e8 natürlich frei, feinen Ber: 
zichte jede ibm beliebige Ausdehnung zu geben; e8 ift feine 
Sache zu beftimmen, zu weſſen Gunften der Verzicht wirken 
jolle, bat aber der Verzichtende fich nicht deutlich ausge: 
drückt, ift aljo die Faſſung des Verzichts eine zweifelhafte, 
jo genügen die gewöhnlichen Snterpretationsregeln, wonach 
ein Verzicht in feiner möglichft engen Bedeutung aufzufaffen 
ift; dieſer Grundfaß dürfte auch bier ausreichen. 

Die Minorität beantragt daher: 

„den erſten und dritten Abjag abzulehnen“ 

und ftatt derfelben dem zweiten Abjag folgende Beftimmung 

anzufügen: Ä 

„Im Zweifel iſt anzunehmen, daß ein folcher Verzicht 
nur zum Bortheil des, nad dem Verzichtenden zus 
näcft berufenen Anerben wirkſam fein ſolle.“ — 

3) Der vierte Abjag enthält im erften Saß drei Fälle, 
in denen ein berufener Anerbe von der Gutönachfolge, je 
doch nur durch einen Anerben feiner Claſſe ausgefchloffen 
jein ſoll, in letztem Sage einen Fall, in weldem der Bor: 
zugserbe unbedingt ausfült. 

Die erften drei Fälle find: 

a. ein Anerbe, welcher von demjelben Erbautseigen- 
thümer Schon ein Erbgut, in Gemäßheit dieſes Geſetzes, 
erlangt bat, jolle den Anerben feiner Elafje nachftehen. 

Wir halten die Beftimmung für angemejjen. Ä 

Sie hat ihren Grund darin, daß die Anhäufung 
mehrer Erbgüter in einer Hand, im Hinblid auf die großen 
Bortbeile des Boraujes ꝛc. eine allzugroße Bevorzugung 
enthalten würde, Daß ferner, im öffentlichen Intereſſe, Die 
Bereinigung mehrer Erbgüter im Befiß eines Einzelnen 
thunlichit wermieden, der Wohlitand möglichit vieler Erb: 
guiseigenthümer begründet werden ſoll. 

. Ein weiterer Fall ift der, wenn der Vorzugserbe 
entmündigt ift. 
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Der Ausdruck „entmündigt” ift dem franzöftichen Rechte 
Kar 489), dem Art. 22 des badiihen Entwurfes über 

richtung der Erbgüter entiprechend. ntmündigung tritt 
ein, wenn ein Voljühriger wegen Gemüths- oder Geiſtes— 
ſchwäche, Wahnfinn oder Raferei unter Curatel geftellt 
wird, nicht minder find auch Diejenigen Perfonen darunter 
zu begreifen, welche wegen Berichwendung unter Guratel 
eftellt (Art. 513) nach vorgängigem Entmündigungsver: 
—38 für mundtodt erklärt worden ſind. Iſt auch in den 
dieſſeitigen Provinzen zur Zeit der Sprachgebrauch für die 
Anordnung einer Curatel aus jenen Veranlaſſungen nicht 
derſelbe, ſo unterliegt die Beibehaltung des Ausdrucks 
„entmündigt“ doch um ſo weniger einem Anſtande, als der 
Entwurf für das Perſonenrecht dieſelbe Terminologie an— 
geuommen hat, und der Sache nah im Weſentlichen unter 
den verjchiedenen Reiten fein Unterjchied -befteht. 

Mit dem Inhalt der Beftimmung find wir einverſtanden, 
obgleich fie von dem badischen Entwurfe abweicht, injofern 
dieſer Den Ausschluß nicht bloß auf dieſelbe Elafje beſchränkt, 
fondern ſtets Denjenigen Anerben einrüden läßt, welder 
durch den Entmündigten ausgejchloffen war. 

So Lange die Gutsherrlichkeit über Bauerngüter über— 
wiegend war, galten ähnliche Vorſchriften Hinfichtlich der 
auf Leibe gegebenen Liegenschaften im Intereſſe der Guts— 
berrn. Wenn wir nun auch die Gutsherrlichfeit bald nur 
als Rechtsantiquität zu betrachten Haben werden, jo wird 
immerhin doch auf die perfönliche Fähigkeit des Erbguts 
befipers ſo lange Rüdficht genommen werden müſſen, als 
es außer den Vorzugserben noch Berheiligte gibt, deren 
Intereffen eng mit dem Gedeihen des Guts zujammen- 
hängen, d. h. Die anderen Anerben. 

Die Beichränfung des Ausichluffes entmündigter Anz 
erben auf ihre Claſſe billigen wir, da das Gegentheil zu 
Härten führen würde. | 

e. Es joll endlich ein verfchollener Anerbe, den An 
* ſeiner Claſſe hinſichtlich der Gutsnachfolge nach— 

ehen. 

Die Majorität des Ausſchuſſes ſtimmte für unbedingte 
Beibehaltung dieſer Vorſchrift, die Minorität dagegen für 
eine Aenderung und ging dabei von folgenden Gründen aus. 

Vor Allem bedarf es einer Erläuterung, wenn ein An— 
erbe für verſchollen zu erachten iſt. ERS: 

Sowohl nad franzöſiſchem, als nach dieſſeitigem Rechte 
wird ein Erbe dann ein abwejender Ban) wenn jeine 
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Abwesenheit eine jo andauernde, und von folhen Umftänden 
bealeitet ift, daß man nicht weiß, wo der Abweſende ſich 
befindet, und daß fich Zweifel erheben, ob die Abweſenheit 
nur eine vorübergehende und fretmillige jet, oder ob’ der 
Tod oder andere Zufälle den Verſchwundenen an der Rück— 
kehr verhindern. 

Nach dem franzöfifchen Rechte aber wird ein folder 
Abweſender erft durch einen richterlihen Act ein Ver: 
jchollener, feine absence presumee wird zur declaree; 
die Anterefjenten fünnen nämlih, wenn ein Abmejender 
(Bermißter) Vermögen, aber feinen Bevollmächtigten zu— 
rücfgelafjen hat, nad Ablauf von 4 Jahren von dem Zeit: 
punfte an, wo ſich der Abwejende von feiner Wohnung 
enifernt hat, oder die legte Nachricht von jeinem Leben 
eingegangen iſt, falls er aber einen Bevollmächtigten zu— 
rückgelaſſen hat, erft nah 10 Jahren, darauf antragen, 
daß Das Gericht den Abwefenden für verfchollen erklärt, 
und erft ein Sahr, nah Prüfung der Beweije der Ab- 
wejenheit, darf der Bejcheid, Durch welche die Verſchollen— 
beit erflärt wird, ausgefprochen werden. 


Es fragt fih alfo, ob das Wort „verſchollen“ in diejem 
Sinne aufzufaffen ſei? 

Man ift der Anficht, daß dieß wohl nicht in der In— 
tention des Entwurfs liege, in dem fonft folgerichtig, nach 
franzöftihem Rechte, 5 reſp. 11 Sabre lang ein Zuftaud 
der Echwebe und Unbeftimmtheit binfihtlich der Gutsnach— 
folge eintreten müßte, der, mit anderweiten Beftimmungen 
des Entwurfs fih nicht wohl vereinbaren ließe. 


Ueberdieß bat nach dem Code, die Berfchollenheits- 
erklärung nur für dasjenige Vermögen Bedeutung, welches 
ein Abweſender zurüdgelaffen hatte; bier handelt es 
fid) aber von der Frage, wie es gehalten werden joll, wenn 
einem Abweſenden ein Vermögen erft angefallen ift, er, 
während feiner Abweſenheit, zur Gutsnachfolge gerufen 
it. In diefem Falle nun wird auch nad) dem Code eine 
Verſchollenheitserklärung nicht gefordert, ein Abweſender 
(Art. 135, 136 des Code civ.) wird vielmehr, ganz ohne 
Rückſicht ob er bloß vermißt oder verfchollen ift, al8 nicht 
vorhanden angejchen, und das ihm angefallene Vermögen 
acht auf Diejenigen über, mit welchen er die Erbſchaft zu 
theilen gehabt haben würde, oder die dazu gelangt fein 
würden, wenn er nicht exiftirte. 
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Um daher jedes Mißverftändniß zu verhüten, hält es 
die Minorität des Ausſchuſſes für angemefjen, ſtatt des 
Wortes „verihollen” das Wort „abweſend“ zu jeßen. 

Abgeſehen von dieſem formellen Punkte, der Wort: 
faflung, iſt zu erörtern, ob die Wirfungen, Die an den 
Zuftand der Abweſenheit gefnüpft find, ſich rechtfertigen 
laffen, der Entwurf will: 

„Daß ein abweſender Anerbe von der Gutsnacfolge, 
jedoh nur zu Gunften der Anerben feiner Claſſe 
ausgejchloffen jet.” 

Was in dieſer Hinficht die Beftimmungen des beftehenden 
Rechtes betrifft, jo verordnet der Art. 137 des Code civ. 
daß, wenn. der abwejende Erbe zurüdfchrt, er jein näheres 
Erbrecht gegen den Befiger noch immer geltend machen 
fönne, jo lange nicht Verjährung eingetreten tft. 

Nach diefjeitiger Rechtſprechung ift beftimmt (DO. A. ©. 
Präj. Nr. 153): 

„der einem Abwejenden, deffen Aufenthaltsort unbe: 
kannt ift, beftellte Chrator ift in dieſer Eigenfchaft 
nicht Tegitimirt, eine, dem Abmejenden deferirte Erb- 
Schaft für feinen Euranden anzutreten, und e8 wird 
durch die Anordnung einer ſolchen Cura, dem Rechte 
der, durch die Cancurrenz eines Abwejenden in ihrem 
Erbrechte beſchränkten Miterben nicht präjudicirt, eine 
Erklärung über Antretung oder Ausſchlagung der 
Erbſchaft zu verlangen. Der Richter ift vielmehr in 
einem ſolchen Falle verpflichtet auf Antrag der Inte: 
rejjenten, den Abmwelenden, unter dem geſetzlichen 
Präjudize des Verzichtes auf fein Erbredt, durch 
öffentliche Ladung zu dieſer Erklärung aufzufordern, 
und nach fruchtlojem Ablauf dieſes Termins, Die 
Erbſchaft den allein fi) gemeldet habenden Erben zu 
überlafjen.” 

Sofern alſo der Entwurf beftimmt, daß der verfchollene 
Erbe von der Gutsnachfolge ausgeſchloſſen fein fol, 
flimmt er mit dem beiderjeitigen beftehenden Recht überein. 

Auch) die Minorität ift mit dem Grundſatz einverftanden, 
daß der Abwejende von der Nachfolge «uszufchlichen ift, 
der Erbgang würde jonft unfichec, verwickelt, ftreitig, auf 
allzu lange Zeit binausgejchoben fein, oder es müßte der 
angeordneten Fürſorge eine Einrichtung und Dauer gegeben 
werden, melde fie Din Zurüdigebliebenen allzu läſtig machen 
würde, Man will amwejende, ſelbſtthätige Landwirthe, 
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feften Beſitz am Gut, nicht proviforiichen Erwerb oder 
Curatelen. 

Gerade dieſe Gründe veranlaſſen die Minorität, ſich 
dagegen auszuſprechen, daß der Abweſende nur den Anerben 
ſeiner Claſſe nachſtehen ſoll. 

Geſetzt, ein Anerbe der zweiten Claſſe war abweſend, und 
es wären nur Anerben der dritten Claſſe vorhanden, ſo 
würde der Abweſende dieſen in der Gursnahfolge nicht 
nachftehen, alfo zum Erbgute gelangen, wenn er in feiner 
Claſſe allein ftände. Folgeweiſe müßte das Erbgut dies— 
jeitö, nad Verordnung vom 19. Februar 1774 und 13. Fe: 
bruar 1776, wo Diele gelten, bis zum 70. Lebensjahre 
des Abweſenden adminiftrirt werden; bis dabin find aber 
ganz andere Erben berechtigt, als die zur Zeit des Anfalles 
des Erbgutes berufenen, ja, es kann die ſucceſſionsberech— 
tigte Claſſe ausgeftorben fein und Erben vierter Claſſe 
fönnen, als gewöhnliche Inteftaterben, das Erbgut zer: 
jplittern. - | 

Ehen deßhalb ift man der Anfiht, daß die Gleichheit 
ded Grundes dafür ſpreche, daß der Abweſende nicht bloß 
den Anerben feiner Claſſe nachftehen, fein Vorzugsrecht 
auf den zunächſt Berufenen, welcher Clafje er aud) ange— 
hören möge, übergehen müfle, wie dieß dem beftehenden 
Rechte entipriht. 

Celbfiverftändlih müßte der definitive Ausschluß des 
Abweienden nur auf Die Gutsnachfolge ſich bejchränfen ; 
binfichtlich der Abfindung, der von dem Richter zu Er- 
mittlung der Abweſenheit eines Erben zu treffenden Ber- 
füqungen und Vorkehrungen, würde e8 bei den Beftim- 
mungen des betreffenden Civilrechts zu belaflen fein. 

Die Minorität beantragt daher: 

im vierten Abjchnitt erften Satz dad Wort 
„verſchollen“ 
zu ſtreichen, dagegen im vierten Satze zwiſchen die 
Worte 
„Anerbe — erbunmündig“ 
das Wort 
„abweſend oder“ 
einzuſchieben. 

Zwei Mitglieder beantragten ferner hinſichtlich der ent- 

mündigten und verfchollenen Anerben folgende Beftimmung : 
„Verſchollene oder entmündigte Anerben find von der 
Gutsnachfolge ausgefchloffen, infofern fie nicht Des- 
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cendenten haben, welche alsdann mit der Wirfung 

des Neprälentationd- Rechtes an ihre Stelle treten“, 

Mit dem Inhalte Des legten Satzes find wir einver- 

ftanden. 

In welden Fällen Jemand unwürdig, unfähig ift, Erbe 

u werden, tft nach dem in den rejp. Provinzen geltenden 

ivilrehte zu beurtheilen, da die Fälle des Code civ. 
Art. 727 — 730 mit den römischen Erbunfähigkeits- oder 

Indignitäts-Fällen nicht völlig übereinftimmen. . 


Art. 21. 


Die Bewirthſchaftung des. Erb- oder Buuerngutes durch 
den Eigenthümer ſelbſt, bildet die Regel; geht dieſem nun 
die erforderliche Rüſtigkeit ab, fo tritt er, nach einer im 
Großherzogthum vielfach verbreiteten Sitte, jun bei Xebs 
zeiten das (Hut an den ihm geeignet fcheinenden Erben ab 
und fegt fid zur Ruhe. 

Diefer Sitte ſchließt fich der Art. 21 an, welder an 
fi) zu feiner weiteren Bemerfung Beranlafjung gibt. 

Da, wo ein beftimmtes Alter des Abtretenden, gegen: 
falls aber richterlicher Conſens vorgejchrieben ift, wird Diefe 
Beſtimmung zu beobachten fein; eine Ausdehnung derjelben 
aber halten wir nicht fiir geboten. 

Wir beantragen daher: 

den Artikel anzunehmen. 


Art. 22. 


Der erfte Abjchnitt geftattet dem Guts - Eigenthümer, 
ſich feinen Nachfolger im Gute zu wählen, fei dieß run 
unter Lebenden oder auf den Todesfall, verpflichtet ihn 
jedoch hierbei, die im Art. 19 beſtimmten Claſſen einzu= 
halten, falls nicht Art. 20 eintritt. 

Durch dieſe Beftimmungen werden die möglichen Nach— 
theile vermieden, welche mit dem unabänderlichen Erbrechte 
eines beftimmten Erben verbunden fein fönnen. 

Dis Net Der Auswahl muß dem Eigentbümer ver: 
bletben, da e8 vielfady in der Gewohnheit des Volkes be: 
gründet, zur Stürfung der elterlichen Autorität dienlich iſt, 
der Gutsherr zunächſt befugt und befähigt erſcheint, ſich 
den tüchtigſten und zugleich verträglichſten Nachfolger zu 
erwaählen. 

Wir find daher mit dem erſten nnd ebenſo zweiten 
Abſatz, hinfichtlich deflen wir auf das zu Art. 20 Bemerfte 
vermweifen, einverflanden. 


t 
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Der dritte Abichnitt erfter Sag enthält die ganz allge 
meine Vorjchrift, Daß, wenn Ehegatten in Bean a lantliden 
Beſitze eines Erbautes fid) befinden, der Nachfolger nur 
— übereinſtimmenden Willen beider beſtimmt werden 
önne. 

Diefes Verbot würde zur Folge haben, daß aud da, 
wo partifularrechtlidy jene Uebereinfiimmung des Willens 
nicht unter allen Umftäinden erforderlicy if, dieß abgeän- 
dert wäre. 

Nach Erbacher Landrecht können 3. B. ebegemeinjchaft- 
liche Liegenſchaften in der Regel nur mit beiderſeitigem Willen 
der Ehegatten gültig veräußert werden; indeſſen werden 
dennoch Veräußerungen ſolchen Vermögens durch den Ehe: 
mann, felbft wenn fie einfeitig vorgenommen waren, unter 
Umftänden aufrecht erhalten, wenn fie 3. B. durch Noth 
geboten waren, oder dem Wohl der Familie hierdurch fein 
Nachtheil zugegangen tft; 

ch. Erbader Landrecht Be und Lauteren pag. 213: 
„der Richter ift befugt, die Einfprache des diſſen— 
tirenden Theils, wenn es an Durlegung vernünfs 
tiger Gründe gebricht, abzuweiſen.“ 

cf. pag. 223. J— 

Durd) eine Abänderung würde der negative Wille der 
Frau größere Wirfung erhalten, als die Beſonnenheit und 
Einfiht des Mannes. Es Fünnen Fälle vorkommen, in 
denen der tm Miteigenthum befindlihe Mann ſich zur Ab» 
tretung genöthigt ficht, oder joldye der ganzen Familie zu 
offenbarem Vortheil gereichen würde, und gleichwohl würde 
Die Uebergabe in Folge des, wenn auch ganz ungegründes 
ten Widerſpruchs der Ehefrau unterbleiben müflen. 

Der Ausſchuß beantragt Daher: 

den Sa 
„befinden fih — beftimmt werden“ 

abzulehnen. 

Dieß hat dann nach Art. 16 zur Folge, Daß, wenn 
beide Ehegatten Miteigenthümer eines Erbgutes find, in 
der Regel feiner, ohne den Willen Des anderen, die in dem 
Artikel erwähnte Dispofition treffen kann, Daß aber, infos 
fern landrechtlich hiervon eine Abweichung geftattet ift, das 
betreffende Lantrecbt zur Anwendung kommt. 

Uebereinſtimmend mit unferen früheren Anträgen, empfeh- 
len wir auch bier: 

im legten Sage des dritten Abfages, ftatt: 
„öffe ntlichen Urkunde“ 
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zu ſetzen: 
„gerichtlichen Urkunde”, 
und ſtatt: 

„in einem ſchriftlichen Teftamente” 
„mittelft gerichtlichen Teſtamentes“. 


Art. 23, 


Der Artikel enthält Beltimmungen darüber, wie es, 
wenn von Ehegatten, welche ein. Erbgut gemeinschaftlich 
eigenthümlich befigen, der eine ftirbt, ohne daß fie den 
Nachfolger beftimmt batten, gehalten werden fol: 

1) mit dem Rechte des überlebenden Ehegatten den Nach— 

folger zu wählen; 

3 mit der Succeſſton der Kinder; 
3) mit den Rechten des überlebenden Ehegatten an dem 

Vermögen. 

Die in dem Artikel enthaltenen Anordnungen müſſen 
im Zuſammenhange mit den Art. 1 a., Art. 2 und Art. 14 
ded Entwurfs aufgefaßt werden. 

Ehegatten können ein Erbgut gemeinfchaftlich eigen: 
thümlich (jei die nun nad den Grundjüßen der allge: 
meinen ehelichen oder particulären Gütergemeinfchaft) be 
figen, entweder weil fie e8 errichtet, oder an einem bereits 
errichteten vertragsmäßig ſich das Miteigenthum. zuges 
bracht haben. 

In jenem Falle verftcht es fih von felbft, daß die ge 
meinjchaftlihen Stifter das Erbgut nur dann errichten 
fonnten, wenn und infofern fie über die Beſtandtheile deſ— 
jelben frei zu verfügen befugt waren, in legterem Kalle aber 
hat der Vertrag nur dann Wirkſamkeit, wenn die Anerben 
zu dem Vertrage eingewilligt haben. 

Dieß feithaltend, ift die Majorität des Ausſchuſſes ad 1, 
mit der Beftimmung des zweiten und dritten Abſatzes 
(sub a.) des Art. 23 einveritanden, daß der Überlebende 
leibliche Elterntheil das Recht bat, aus den von ihm 
und dem verftorbenen Gatten abftammenden Descendenten 
den Nachfolger zu wählen, daß aber das Recht erlischt, 
fobald der überlebende Theil zur zweiten Ehe fihreitet. 

2) Die Succeffion der Kinder betreffend, hat der Ars 
tifel beſtimmt: | —— 

a. leibliche Kinder beider Ehegatten ſuccediren in das 

Erbgut vorzugsweife, mit Ausschluß der Kinder 
aus früherer Ehe (cf. Ab. 5); 
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b. find nur Kinder des verftorbenen Ehegatten aus einer 
früberen Ehe defjelben vorhanden, fo find dieſe zur 
Nachfo!lge berufen (of. 4); 

e. find nur Kinder des verftorbenen Ehegatten aus einer 
früheren Ehe defjelben und des überlebenden Theile 
aus früherer Ehe vorhanden, fo concurriren fie zur 
Nachfolge; fie werden alfo als Kinder einer Ehe be- 
trachtet und unter ihnen entjcheidet Hinfichtlid der 
PBerion Des .Borzugserben der Art. 25; 

d. hat der verftorbene Ehegatte feine Kinder hinterlaffen, 
fo ift der überlebende Theil alleiniger Erbe, ver: 
erbt aljo das Erbgut auf feine Anerben. 


Es fünnte auffallen, daß der Artikel eine Succeffton 
feftjegt, welcher die Rechte der Kinder erfter Ehe, ſowie 
in Ermanglung leiblicher Descendenten des verftorbenen 
Ehegatten auch die Anerben zweiter und dritter Elafie be= 
einträchtigt, oder doch zu beeinträchtigen ſcheint. Gerade 
deßhalb muß man ſtets im Auge behalten, daß nad) Art. 14 
Erbgüter nie, kraft Geſetzes, in die allgemeine oder theil- 
weiſe eheliche Gütergemeinfchaft fallen, jondern nur vers 
möge Vertrags, daß aber hierzu etwaige Anerben einzus 
willigen haben, oder aber, wenn fie-minderjährtg find, Die 
Vormundſchaft ihren Conſens zu ertheilen hat. Coll aljo - 
ein Vertrag jener Art abgefchloffen werden, jo werden vor _ 
ausfichtlich Die Anerben, rejp. deren Bertreter Die Anteref- 
jen wahrnehmen und fich gegen mögliche Benacdhtheiligung 
durch bedungened Vorzugs-Recht oder in ſonſt geeigneter 
Weiſe fihern oder entſchädigen laſſen. 


Deßhalb findet die Majorität des Ausſchuſſes gegen 
die betreffenden Beſtimmungen nichts zu erinnern. 


Zwei Mitglieder dagegen beantragten: 

ſtatt der Abſätze 1—6 incl, zu ſetzen: 
„Wenn von Ehegatten, welche ein Erbgut eigenthüm— 
lich befigen, der eine ftirbt, ohne daß fie gemeinschaft 
lid) den Nachfolger beftimmt haben, jo gebt: 

a, dann, wenn der Berftorbene nur Descendenten 
aus dieſer Ehe binterlaffen bat, das Recht, 
denfelben zu erwähblen, auf den liberlebenden Ehe- 
gatten über; dieſes Recht ac. 20... jchreitet; 

b. binterläßt der verftorbene Ehegatte Descenden- 
ten aus einer früheren Ehe, fo find dieſe vor den 
Descendenten aus der Ehe mit dem BVerftorbenen 
zur Nachfolge in das Erbgut gerufen ; 
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c. haben der verftorbene und der überlebende Che: 
gatte Descendenten aus früheren Ehen, jo find 
dieſe vor den Descendenten aus der legten Che 
zur Erbfolge gerufen, und concurriren mitein— 
ander, al& ob fie Kinder einer Ehe wären.” 

Der Abſatz 7, „Alle vorgenannten Descendenten eines 
der Ehegatten find von den in der zweiten oder dritten 
Glafje (Art. 19) berufenen Anerben berufen“, möchte ent 
bebrlicy jein. Bereits im Echlußfage des Art. 19 tft be— 
merkt, daß das Vorhandenſein von Anerben einer vorher: 
gehenden Claſſe, die in der fpätern ausjchliche; dieſer 
Grundjag findet alſo aud) bier offenbar Anwendung. Uchers 
dieß aber ift in dem letzten Abſatz ausdrüdlich beftimmt, 
daß, wenn Descendenten des verftorbenen Ehegatten 
und Miteigenthümers niht vorhanden find, der überlebende 
Ehegatte alleiniger Eigenthümer des Erbgutes werden folle; 
es Fann daher ein Anerbe zweiter und dritter Claſſe des 
verftorbenen Ehegatten unter feinen Umftänden gerufen fein, 

Wir beantragen daher: 

den Abſatz 7 von den Worten 
„Ale — berufen“ 
zu ſtreichen. 

3) Was die Rechte des Überlebenden Elterntheild bes 
trifft, Jo beftimmt der Abjag 8: 

„binfichtlich der ehelichen, elterlichen Nußnießung gelten 

die allgemeinen geſetzlichen Grundſätze.“ 

In dieſer Beziehung tft befonders mit Rückſicht auf die 
Beftimmungen sub b, und c. de Artikels zu erwägen, wie 
fi) das Verhältniß des Überlebenden Ehegatten geftaltet, 
wenn ein Stieffind defielben zur Nachfolge gerufen tft. 

Je nach den diefjeitigen Landrechten würde das Rechts— 
Berhältniß folgendes jein. 

Sm Falle der ehelichen allgemeinen Gütergemeinfchaft 
behält der überlebende Ehegatte das Miteigenthyum und die - 
Bermaltung des Erbguted gemeinfam mit Neinen eingefinds 
ſchafteten Stieffindern, fo lange nicht eine rechtliche Ur: 
ſache das Ende der fortgejegten Gütergemeinſchaft herbei— 
führt, d. h. Zod, freier Wille oder Uebertritt des über: 
lebenden Elterntheild zu weiterer Ehe; in dieſem letzteren 
Falle namentlich ift er, falls nicht ein anderweites Ab- 
kommen ftattfindet, zur Abtheilung verbunden. 

Nah den Principien über Erbgüter aber kann eine 
Abtheilung nicht flattfinden; der Verzugs- Erbe unter den 
Kindern Art. 23 Abf. 6) ift zur alleinigen Nachfolge gerufen. 
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Aehnliche Bewandtnig hat e8 mit denjenigen Landrech— 
Mn e welcyen die particuläre Gütergemeinſchaft feſtge— 
etzt iſt. 

Faſt alle dieſe Landrechte beſtimmen, daß den Stief— 
eltern Fein Beiſeß an dem Vermögen ihrer Stiefkinder ges 
bührt, nur das Kapenellenboger Landrecht enthält die ein— 
ige Ausnahme, Daß den Stiefeltern an dem errungens 
Naftlichen Vermögen der Etieffinder der lebenslängliche 
Nießbrauch gebühre, 

Nun aber jollen, in Ermanglung rechter Kinder des 
überlebenden und des verftorbenen Ehegatten, Die Kinder 
des verftorbenen zur Nachfolge in das Erbgut berufen 
jein, jomit eins derjelben der alleinige Eigenthümer werden. 

Disponirt nun der Art. 23, daß die ehelichen Nugungs- 
verhältntfje nach beftchendem Nechte beurthetlt werden Sollen, 
jo müßte, nach jenen Landrechten, nothwendig das Erbrecht 
des Etieffindes fofort, und unbefhränft durch einen 
Niebbraud des Stiefascendenten, eintreten. 

Sollte aber auch die Intention des Entwurfs dahin 
geben, daß der Überlebende Ehegatte doch mindeftens feinen 
Antheil am Erbgut lebenslänglich behalten müffe, das volle 
Anerbrecht des Stieffindes aljo erft nah bem Tode des 
Überlebenden Elterntbeils zur Geltung fommen folle, fo 
würde doch Diefer nach jenen Zaudrechten immerhin wenig— 
ftend alle Rechte an dem Gutstheil des verftorbenen Ehe— 
gatten verlieren, im welchen der berechiigte Anerbe jofort 
unbeſchränkt einzutreten berechtigt wäre. 

Eine ſolche, wenn auch nur temporäre, theilmeife Sue— 
ceffion ſtünde mit dem Princip des Art. 18 nicht in. Ein- 
Hang; eine Theilung in der Verwaltung und im Genufle 
eines Erbguted aber würde zu Verwicklungen führen, mit 
dem Inſtitut nicht vereinbarlich fein. 

In der Regel werden zwar, wenn ein Chegatte, der 
Kinder hat, zur zweiten Ehe jchreitet, dieſe Verhältniſſe geordnet 
werden; wenn ed aber nicht der Fall ıft, muß das Geſetz 
Vorjehung treffen, welche Rechte einem überlebenden Ehe— 
gatten und Miteigenthümer nach Dem Ableben des andern, 
abgejehen von dem Wahlrechte des Nachfolger unter den 
rechten Kindern, zuſtehen jollen. 

Geſchähe dieß nicht, jo fünnte ein in den Geſetzen uns 
erfahrner und übelberatbener Ehegatte leicht in feinen Ers 
wartungen über feine Rechte am Erbgut ſich täujchen oder 
gar abſichtlich getäujcht werden, 
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Entweder nämlich ift der eine Ehegatte von dem an— 
dern, der ſeither Alleineigenthümer war, in das Miteigen- 
thum des Gutes aufgenommen, in Folge einer Kiberalität 
oder tit. oneroso; in beiden Fällen aber träte für ihn Ber: 
luft aller feiner Rechte am Erbgute und ſelbſt des dafür 
Gegebenen ein, jo bald der berufene Gutsnachfolger ein 
Stieffind wäre, eben weil diefer ſofort als Erbe zur Nach— 
folge gelangt, der Stiefparens landrechtlich in der Regel 
am Vermögen des Stiefkindes fein Recht hut. 


Es wirft ſich alfo die Frage auf, wer den Rechten des 
Andern weicben full, ob das Erbrecht des Stieffindes bis 
zum Zode des überlebenden Elterntheils überhaupt nicht 
zur Verwirklichung zu fommen, oder der legtere von feinem 
Miteigenthum zu Gunften des Stieffindes abzutreten habe? 


Mit Rückſicht auf den wirthſchaftlichen Grund, daß in 
der Regel der Anerbe zum Betriebe der Landwirtſchaft ge— 
eigneter fein wird, die Verzögerung feines Erbrechtes zu— 
gleich die Herauszahlung der Abfindungen für die übrigen 
Anerben in die Ferne rüden, eine theilmeile, vorlagsmeife 
Abfindung durch den Stiefascendenten, Verpflichtung zur Aus— 
ftattung, mit Vorbehalt der Aufrechnung auf die Abfindungs- 
und des Rückerſatzes auf Seiten des demnächſtigen Guts— 
nachfolgers, die Rechtöverhältniffe alle zu ſehr verwideln 
würde, halten wie den Ausweg für den angemefjenften, daß 
der überlebende Eiterntheil, welcher Miteigenthimer ift, 
dem zur Gutsnachfolge berufenen Anerben, wenn Dderjelbe 
ein Stteffind ift, das Erbgut zu überlafjfen babe, ſobald 
derjelbe großjäyrig geworden ift. 

Dagegen müßte dem Gutsnachfolger die rechtliche Ver— 
pflihtung auferlegt werden, dem Gtiefelterntheil die im 
Art. 39 beftimmten Alimente in dem dort vorgeichriebenen 
Maße zu verabreihen und umgekehrt müßten die Stief— 
eltern, jo lange fie den Genuß und die Verwaltung des 
Erbgutes haben, den Stieffindern die erforderlichen Ali- 
mente geben, 

Für die anderen Fälle wird die Nothwendigkeit einer 
befonderen Beftimmung nicht vorliegen, denn, wenn der 
überlebende Ehegatte Kinder mit dem veritorbenen batte, , 
und aljo eind derjelben dad Erbgnt erbt, oder wenn jeder 
Ehegatte Kinder aus früheren Ehen hatte, aber ein Kind 
des überlebenden Theiles der Vorzugserbe ift, jo behält 
Diefer in der Regel nad den Lundrechten den Beiſeß am 
ganzen Vermögen. feiner Kinder lebenslänglich oder doch 
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(Mainzer Landrecht) bis zur Großjührfgfeit, reſp. Verhei— 

rathung, falls dieſe vor erfolgter Großjährigkeit erfolgt. 
Wir beantragen daher: 

| den Suß „hinſichtlich — Grundſätze“ 

in angegebener Richtung zu erweitern und einzuſchalten: 

„Wenn der zur Gutsnachfolge berufene Anerde 
ein Stiefkind des überlebenden Elterniheils ift, fo 
verbleibt Diefem die Verwaltung und der Genuß 
des Erbgutes bis zur Großjährigkeit des Nach— 
folgers. So lange der überlebende Ehegatte den 
Genuß und die Verwaltung des Erbguts behält, 
liegt ihm die Verbindlichkeit ob, auch den von 
dem verſtorbenen Ehegatten aus früherer Ehe ab— 
flummeuden Kindern, bis fie ſich ſelbſt erhalten 
fönnen, Alimente zu geben.“ 

„Von dem Eintritt in das Erbgnt an bat auch 
der Gutsnadhfolger dem überlebenden Stiefeltern— 
theil Alimente in dem im Art. 39 beftinmten 
Maße zu verabfolgen.“ 

„Im Lebrigen gelten birfichtlic der ehelichen 
und elterlichen Nußnießung die allgemeinen gejeß- 
lichen Grundſätze.“ j 


Art. 24. 


Die in den Ddiefjeitigen Lundrechten über die Befugniffe 
des üüberlebenden Ehegatten an dem Vermögen tes vers 
ftorbenen Gatten enthaltenen Beftimmungen weichen, wie 
bemerft, unter einander in den verichtedenen Fällen, ie nach— 
dem leibliche oder Stieffinder oder entferntere Erben vor: 
handen find, jehr von einander ab, 

Wenn fih auch das Empfeblende einer gleihmäßigen 
Reglung diejer Verhältniſſe nicht verfennen läßt, jo bat 
fid) doch das Familienrecht meiftens jo mit der Gewohnheit 
des Volfes verwebt, ift ihm jo geläufig, daß gerade in 
dieſer Hinfiht die größte Schonung beftehender Gejeße oder 
Rechtsgewohnheiten ſich dringend empfiehlt. 

Wir möchten daber bier nicht, wie dich im Artikel 23 
nöthig war, eine Aenderung eintreten iaffen, erachten es 
daber für rathſam, an dem Beftehenden nichts zu ändern 
und beantragen deßhalb: Ä 

unmittelbar hinter den Morten 
„Erbgutes war“ 
folgen zu lafjen: | 
„So verbleibt e8 hinſichtlich der ehelichen und elter- 
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lichen Nutznießung bei den allgemeinen gejeglichen 
Grundjägen“, — 
im Uebrigen aber den Artikel abzulehnen. 


Art. 25. 


Nachdem die Art. 18 und 19 feſtgeſetzt haben, daß zu 
dem Erbgut nur ein Erbe gelangen könne, und in welcher 
Ordnung die überhaupt berufenen Anerben je nach dem 
"Grad der Verwandtſchaft eintreten ſollen, entſcheidet der 
Art. 25, falls der Erblaffer dieß nicht beftimmt hat, mel- 
her von mehreren zu einer Claſſe gehörigen Erben jener 
eine Berechtigte fein fol. Eine Rorm bierüber ift nöthig, 
da ſonſt in Folge der Untheilbarfeit des Gutes das Loos 
entjcheiden müßte, von dem Zufall aber das Gedeihen des 
Gutes nicht abhängen fann. 

Die Borfchrift (Mr. 1), daß die männlichen Anerben 
vor den weiblichen derſelben Claſſe den Vorzug haben 
follen, entfpricht dem präſumtiven Willen des Erblaſſers 
und der Sitte, da in der Regel factiſch gefchloffene Güter 
an einen Sohn übergeben zu werden pflegen, fie entjpricht 
der Zwedmäßigfeit, da ein Erbgut eines Fräftigen Armes . 
und Willens bedarf, fie entipricht endlich, fo weit dieß 
ohne Härte möglich ift, der Beltimmung des Erbgutes, da 
Weiber weniger geeignet find, die Fortdauer des Familien: 
bewußtſeins zu vermitteln. 

Nr. 2. Nicht minder ſachgemäß ift die zweite Beftim- 
mung; der ältere Anerbe verdient den Vorzug, da er feine 
Kräfte in der Regel länger zum Vortheil des Guts ge— 
opfert baben, der tüchtigere, zur Bewirthſchaftung taug: 
lichere fein wird. Es liegt Daher nicht in der Abficht des 
Entwurfes, hierbei das Repräjentationsrecht eintreten, aljo 
den unmiündigen Sohn des verflorbenen älteften Bruders 
an defjen Stelle zur Gutsnachfolge zu rufen, während ein 
an Jahren älterer Oheim vorhanden ift. 

Die Majorität des Ausſchuſſes beantragt daher die Ans 
nahme des Artikels, jedoch mit der Redactions Aenderung, 
daß, flatt der Worte des erften Abſatzes 

„So kommen 20.” bis zu dem Worte „Anerben”, 
in Nr. 1 geſagt werde: 
„so haben unter me&reren Anerben derjelben Claſſe 
(Arr. 19) 
1) die männlichen den Vorzug vor den weib: 
lichen Anerben.“ 
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Eine Minorität beantragt jedoch ad pos. 2 anzufügen: 
„verftorbene Anerben werden von ihren Descendenten 
repräſentirt.“ 

Die Geſetzentwürfe anderer Staaten führen noch weitere 
Gründe für einen Vorzug unter gleichberechtigten Anerbe 
anz 3. B. der bayerifche Art. 12: 

„daß nicht anfälfige den Vorzug vor den anfälfigen 
haben“, 

„unter den männlichen zunächft diejenigen vergehen 
jollen, welche fi dem Betrieb der Landwirthſchaft 
gewidmet haben”; 

der kurheſſiſche Entwurf: 
„daß derjenige bevorzugt fein fol, welcher verheirathet 
auf dem 501 wohne ;“ 
das weftphälifche Erbfolgegefeß erkennt endlich denjenigen 
* Vorzug zu, welche militärfähig ſind und gedient 
aben. 

Wir ſind jedoch damit einverſtanden, daß auf weitere 
Specialitäten der Art keine Rückſicht genommen iſt, da das 
Geſetz ohnehin nicht alle denkbaren Fälle im Voraus tref— 
fen kann, der Erblaſſer wohl nicht ermangeln wird, das 
Geeignete zeitig vorzukehren, wenn ein berufener Nachfolger 
ungeeignet wäre, endlich die Uebereinfunft der Erben nicht 
ausgeſchloſſen ift. Ä 


Zu Art, 26 — 28. x 


Eine der wichtigften Beftimmungen eines Geſetzes über 
landwirthichaftlihe Ecbgüter ift die über die Größe des 
dem Gutönachfolger zu bewilligenden Vorauſes und der 
Abfindung der Anerben. 

Die höhere Rüdfiht auf Erhaltung des Gutes muß zur 
natürlichen Folge führen, daß die perfönlichen Interefjen 
der anderen Miterben unterzuordnen find. Diejer in der 


Natur der Sache liegende Grund hat allentbalben, wo 


thatfächlich Die geichloffenen Güter beftcehen, Anwendung, 
feinen bezeichnenden Ausdrud in der Benennung des Kauf: 
preifes bei Gutsübergaven, 
„um gejchwifterlichen, billigen Anſchlag“ 

gefunden, und zu der Beftimmung geführt, Daß dem Guts- 
nachfolger nicpt der volle Werth des Gutes zu Laſten zu 
jegen , ihm ein Bortheil, nad) dem Entwurf „Boraus” zu 
gewähren jet. 

Ale neueren Gefehgebungen flimmen wenigſtens im 
Princip hiermit überein, wenn auch nicht gerade in der 


ni 


a 


ry. _ 
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Größe. In letzter Hinfiht hat man 2 verichiedene Wege 
eingeſchlagen, entweder hat man die Summe des Vorauſes 
und der Abfindung nad ter Zabl der mit den Nachfolger 
concurrirenden Erben und dem Gutböwertbe, oder ledig: 
lich nad der objectiven Grundlage, dem Werth des Guts 

allein , bemeſſen. 

Der Entwurf bat beide Enfteme aufgenommen, in den 
Art. 26 jenes, in den Art. 27 und 28 dieſes. 


Art. 26. 


Die Beftimmungen des Artikels disponiren über die 
Größe des Vorauſes, wenn der Gutsnacfolger und die 
mit ihm concurrirenden Anerben der 1. Klafje angehören. 

Es find 2 Möglichkeiten denkbar; entweder hat der Guts— 
vorgänger über den Voraus Anordnung getroffen oder nicht. 

Für den erften Kal beftimmt der Entwurf ein Maxi—- 
mum, weldes der Vorgänger feinem Nachfolger ald Vor— 
aus zumenden fann, und ein Minimum, welches er ihm 
zuwenden muß; für den legteren Fall jegt der Art. Feft, 
daß vermuthet werden jolle, der Vorgänger babe feinem 
Nachfolger das Minimum binterlaffen wollen. 

As Mapftab für jene Beftimmung des Vorauſes dient 
dem Entwurf der Plichtthetl; den ganzen Betrag feines Ver: 
mögensd, über welchen ein Erbguts-Eigenthümer, obne Ber: 
legung verfügen darf, fann er dem Gutsnacfolger als 
Boraus abgehen laſſen, die Hälfte davon muß er ihm zus 
wenden und fie wird ihm zu Theil, wenn der Erblafjer 
ein Anderes nicht verfügt hat. 

Bet Prüfung dieſer Beftimmungen find 2 Fälle aus: 
einander zu halten, der, wenn der Erblaffer eines Erbe 
gutes 5 Errichter und der, wenn er ein ſpäterer 
Erhguts-Eigenthümer war. | 

Man ift volllommen damit einverftanden, daß die Er- 
richtung eines Erbguts in feiner Weile den Anſpruch an 
den Notberben des Stifterd präjudiciren darf. Die Er 
richtung eines Erbguts enthält einen Act der Liberalität zu 
Gunften des Voraus-Erben; Verfügungen dieſer Art aber 
föunen bekanntlich von dem pflichttheilsberechtigten Erben 
angefochten werden, jojern das, was bei dem Tode dem 
Notherben zufüllt, weniger betragt, als deſſen Pflichttheit, 
wenn dieſer von dem Vermögen, wäre die Schenfung nicht 
erfolgt, berechnet würde, und zwar findet nad) Diesjeitigem 
und franzöfiihem Rechte Die Anfechtung in jo weit ftatt, 
als die Liberalität den Pflichtheil verfürzte, 
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Da der Art. 1 sub a. bereits beftimmt, daß nur dann 
der Eigenthümer ein Erbgut errichten könne, wenn er über 
das Seinige frei zu verfügen befugt jet, jo folat auch ſchon 
daraus, daß ihm jenes Recht nur zuftchen könne, injoweit 
er über fein Bermögen disponiren konnte, ohne den Pflicht: 
theil jeiner Notherben zu verkürzen, wenn ſich auch der: 
jelbe erft nad) dem Tod des Erblafjers beftimmen, und dann 
erſt bemeffen läßt, ob das Erbgut beftehen bleiben könne. 

Was aber den zweiten Fall betrifft, fo bat der Aus» 
Ihuß erwogen, ob es nicht angemeſſen fei, bier, ohne 
Rückſicht auf die Zahl der Notherben, ein für allemal eine 
beftimmte Summe feftzufegen, welche mindeitend dem Guts— 
übernehmer als Voraus überlaffen werden müffe. 

Es bat ſich nämlich die Theorie (conf. Bejeler, Syftem 
des deutjchen Privatrechts Bd. 3 pag. 124 Nr. 20) dafür 
ausgeiproden, daß die Abfindung der Anerben nicht nad 
den Grundjügen der Eivilerbtbeilung bemefjen werden dürfe, 
und neuere Entwürfe und Gefege anderer Staaten, mit 
Ausnahme des badifchen Entwurfs, Haben daher ohne 
Rückſicht auf Notherben eine Summe feft beftimmt, welche 
mindeftend dem Gutsnachfolger als Voraus zugemwendet 
werden müſſe. 

Dafür läßt ſich geltend machen, daß es ſich bier nicht 
mehr um Die Nachfolge in ein Erbgut handelt, welches 
fih nod in den Händen des erften Stifters befand, der 
aljo, nad) beftehbendem Rechte, Die Anjprüche feiner Noth— 
erben nicht Jchmälern konnte, fondern um die Succeflion 
in ein Erbgut, welches bereits auf weitere Nachfolger über: 

egangen war. Der Anſpruch der Pflichttheilserben eines 

Folchen Gutsinhabers hätte fih, wäre das Erbgut theilbar 
gewejen, natürlich vermindern, die Erbtheile hätten von 
Generation zu Generation ſchmäler werden müſſen. 

Ueberdieß weichen die Beftimmungen des Code civ. 
und des römischen Rechts weſentlich darin von einander ab, 
welcher Bermögensbetrag den Descendenten binterlaflen 
werden muß. 

Bekanntlich iſt der Pflihttheil nah römiſchem Rechte 
auf 4, reip. 4 der Inteftaterbportion des Notberben bes 
ſtimmt, je nachdem die Snteftaterbichaft in vier oder weniger, 
oder in nf oder mehr Theile gebt; nad dem Code civ. 
aber beträgt derjenige Theil ded Bermögens, über den ein 
Erblaffer, unter Lebenden oder auf den Todesfall aus 
Liberalität verfügen fann, Die Hälfte feiner ſämmtlichen 
Güter, wenn er nur ein eheliches Kind, den dritten Theil, 
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wenn er zwei Kinder, den vierten Theil, wenn er Drei oder 
mebr Kinder binterläßt. Es könnte aljo empfehlenswert 
ericheinen, eine jo verſchiedene Beftimmung in einem jo wer 
jentliben Punkte zu vermeiden. 

Ohnehin liegt in der Berechnung des Vorauſes nad 
dem Pflichtrheile, der fih nad) der Zahl der Concurrenten 
bemißt, viel Schwanfendes, Zufälliges; der Boraus fann 
bald groß, bald aber jo gering ausfallen, daß bei raſch 
eintretender Erbfolge der Gutsnaxhfolger duch die Laſt der 
Abfindungsſumme erdrüdt werden fan. 

Hierzu tritt aber noch ein weiterer Grund. Der Ueber: 
gang -eined Gutes findet im vielen Landestheilen meiſtens 
unter 2ebenden flatt. In diefem Falle würde es ſchwer, 
faft unmöglich jein, in dem Gutsanjchlag zu beftimmen, 
welche Summe der Erwerber des Erbgutes berauszuzablen 
babe, Damit fie dem Art. 26 entipreche, d. b. den Pflicht: 
tbeil nicht verlege, die porfion disponible nicht überfchreite. 
Da der Pflichttheil exit nach dem Zod des Uebergebenden 
zahlbar tft, hierbei das gejammte Vermögen in Anfchlag 
kommt, dann erſt bemeſſen werden fanı, ob dur den 
Gutsanſchlag und Voraus den Anſprüchen den Pflicht: 
theilserben präjudieirt wurde, der Pflichtiheil hei Lebzeiten 
nur approrimativ, mir beläftigender, unzuläfliger Durch— 
forſchung der Vermögensverhältniſſe zu ermitreln, ſelbſt 
dann nicht zuverläſſig wäre, bei Rüdgang des in der Dis- 
poſition unbeichränften Uebergebers ſein Vermögen ſich 
ändern kann, jo hätte der vertragsmäßige Erwerber eines 
Erbgutes, trotz des ſtipulirten Anſchlagspreiſes, erſt nach 
dem Tode ſeines Vorgängers dafür volle Sicherheit, daß 
ſein Erwerb ein feſter, unanfechtbarer jet. 

Dennoch hat fih der Ausschuß für Beibehaltung der 
Beftimmung des Entwurfes entſchieden, weil die Beftim- 
mungen des gemeinen Rechtes in einem Specialgefege nur 
dann zu verlafen find, wenn jene mit dem neu zu grün— 
denden Inſtitut nicht zu vereinigen wären, dieß aber nicht 
der Fall iſt, die Aufnabme einer beftimmten Summe für 
den Voraus, ohne Rückſicht auf die Zahl der concurrirenden 
Notherben, etwas MWillführliches bat, unter Umständen zu 
Härten führen, felbft bei Gutsanſchlägen, durch vorfichtige 
Abfaſſung des Vertrags, die Möglichkeit einer ſpäteren Ans 
fechtung vermieden werden kann. 

Wir beantragen daber: 

„den Artikel anzunehmen.” 
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Art. 27. 


Der Artikel ſeßt voraus, daß ein Anerbe zweiter oder 
dritter Claſſe zur Nachfolge in das Erbgut gelange, wäh— 
rend Descendenten des verſtorbenen Gutseigenthümers vor— 
handen ſind. Fälle dieſer Art werden zwar, nach den Be— 
ſtimmungen der Art. 19 und 20 höchſt ſelten vorkommen 
können, ſind aber gleichwohl nicht unmöglich. 

Die Majorität des Ausſchuſſes war für: 

Annahme des Artikels. 

Die Minorität beantragte die unten bemerkte Faſſung 
und zwar aus folgendem Grunde: 

Die Abſicht des Entwurfs geht wohl dahin, in dem 
erwähnten Falle, deu Voraus des Gutsnachfolgers geringer 
u greifen, alfo die Herausgabe an die Anerben erfter 
(afe zu erhöhen, und zwar deßhalb, weil ein, der Regel 
nach, zur Nachfolge in das Erdgut nicht berufener Anerbe 
zu demjelben gelangt. 

Nun aber kann es, ſowohl nad dieſſeitigem Rechte, als 
namentlid) nad) dem Code eiv. möglich werden, daß, im 
Fall der Inteftaterbfolge des Art. 26 die Abfindung der 
Descendenten fi) auf eine höhere Summe beläuft, als die 
nach Art. 27 ihnen zugedachte. 

Man beantragt daher: 

ftatt der Worte „jo hat — herauszugeben“ 

zu jagen: 
„ſo fommen die Beftimmungen des Art. 26, mit Aus: 
nahme des legten Saßes zur Anwendung.” 


Art. 28. 


In der Regel werden bereits die Gefchwifter eines Erb- 
utsbefigers ihre Abfindung erhalten haben, als dieſer das 
rbgut von dem Ascendenten überfam. Wenn nun aud), 
nad) manden Tarticularrechten, durch die Abfindung die 
Erlöfhung des Erbrechtes am Gute felbft eintreten fol, 
jo erflärt ſich dieß zunächft daraus, daß ein für Erbleih— 
nn erflärliher Grundfag ausgedehnt worden ift. Bei 

ütern, die nur auf Leihe gegeben find, liegt e8 im Inte— 
reſſe des Gutsherrn, durch eine Beftimmung jener Art, 
die Möglichkeiten des Heimfalld zu vermehren; bei freien 
Bauerngütern aber ift fein Grund vorhanden, in der bloßen 
Abfindung, wenn fein Erbverzicht mit derfelben verbunden 
war, aud alles Erbrecht in das Gut für erloſchen zu er— 
klären; das gejegliche Inteſtaterbrecht des -Anerben muß 
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vielmehr wieder eintreten, jobald durch den Wegfall näherer 
Anerben, die Nachfolge wieder eröffnet wird. 

Hieraus erklärt ſich Die Beftimmung des Abſatzes 1. 

Nicht minder ift es gerechtfertigt, Daß, wie im zweiten 
Abſatz feftgefegt, der Anſpruch der Anerben zweiter oder 
dritter Claſſe mwegfällt, wenn der Gutseigenthümer das 
Erbgut übergab, oder den Nachfolger wählte, da ein Erb: 
lafjer in der Regel nicht verpflichtet ift, den Anerben zweiter 
a dritter Claffe aus feinem Vermögen Etwas zu hinters - 
affen. 

Aus dem dritten Abjag folgt, daß der Gutsinhaber 
verpflichtet ift, dem Nachfelger zweiter oder dritter Claſſe 
4 des Gutswerths frei zu überlaflen, weil er nur berech— 
tigt fein fol, fi 4 des fchuldenfreien Erbgutswerthes als 
Eigentum vorzubehalten, und der Art. 34 jede anderweite 
Zuwendung verbietet, ſofern dieß nicht im Entwurf aus— 
drücklich geftattet ift. 

Die, unter Umftänden, ftärkere Belaftung des Ueber: 
nehmers des Erbautes, im Falle Descendenten jeines 
Vorgängers zur Abfindung berechtigt find, (Art. 26, 27) 
“ erflärt fih aus dem gejeglichen Anſpruch jener, als Noth— 
erben, welchem die Rüdficht auf das Gedeihen des Erb: 
gutsübernehmers in jo weit weichen muß. 

Wir beantragen daher: 

„den Artikel anzunehmen.” 


Artikel 29. 


Da e8 ohne Zweifel Abficht der pos. 3 ift, daß durch 
Entwährung oder Veräußerung der Beftandtheile des Erb: 
guted nur dann deſſen Eigenjchaft, als eines folchen, er— 
löfchen foll, wenn der bleibende Theil oder Werth den 
Borausjegungen des Art. 1b nicht mehr entjpricht, jo be: 
antragen wir, zu Befeitigung möglichen Mißverftändnifies: 
der pos. 3 die Worte anzufligen: 

45 — die dem Erbguts-Eigenthümer verbleibenden 
Theile den Erforderniſſen des Art. 1b nicht mehr 
entſprechen.“ 

* Mitglieder des Ausſchuſſes ſind der Anſicht, daß 
die Erbguts-Eigenſchaft auch dann eriöfchen ſolle, wenn 
das Erbgut zum Drittenmale vererbt wurde und beantra- 
gen daher: 

als pos. 5 anzufügen: 
„mit der dritten Erbfolge”. 
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Artikel 30 und 31. 
Einverftanden. 


Artifel 3. 


Mit Rückſicht auf unferen Antrag zu Art. ANT 3 und 
da ferner die Erlöfhung des Erbgutes nicht ſowohl mit 
dem Ausſpruch der Erlöſchung, als mit dem Eintrage ein: 
tritt, beantragen wir: 

im erften Abjfag nad) dem Worte: 
„Grundbuch“ 
anzufügen: 
„beziehungsweiſe in dem Verzeichniſſe (Art. 4) und 
in Rheinheſſen auch im Transſcriptions-Regiſter“, 
jodann im zweiten Ahſatz ftatt der Worte: 
„die Erlöſchung auszusprechen”, 
die Worte: 
„dieſes geſchehen“ 
zu ſetzen. 


Artikel 33. 


Wenn ſchon der im Nachſatze gedachte Fall höchſt ſelten 
vorkommen kann, da die Eigenſchaft eines Gutes, als eines 
Erbautes, im Grundbuce ꝛc. eingetragen jein muß, es aljo 
in der Regel aud dem dritten Erwerber an dem jur Er- 
fitung nöthigen quten Glauben fehlen wird, fo laflen fi 
doch Möglichkeiten denfen, in denen der Erwerber in bona 
fide gewejen, die Erfigung der Freibeit von der Erbguts— 
Eigenihaft, nah) Maßgabe der beftehenden Gefege ftatt: 
finden fann. 

Wir beantragen daher nur: 
nah dem Worte: 
„Grundbuch“ 
anzufügen: 
„beziehungsweiſe in dem Verzeichniſſe“. 


Artifel 34 und 35. 

Einverftanden. 

Artikel 36, 

Es entſpricht einer, auf dem Bedürfniſſe beruhenden 
Rechtsgewohnheit, daß die Abfindungsfumme nicht fofort, 
nah dem Erwerb des Erbgutes, trete derſelbe durch Ber: 
trag oder Erbfolge ein, zu berichtigen ift, daß vielmehr für 
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die Zahlung jpätere Termine beftimmt werden, damit der 
Nachfolger nicht durch alsbaldige Klagen auf Erfüllung 
feiner Berbindiichfeiten erdrüdt werde. 

Der Ausſchuß war jedoch der Auſicht: ’ 

1) daß der ald Regel für Auszahlung der Abfindungd- 
jumme, feftgefegte Zeitraum von drei Jahren und ſechs Mo: 
naten Kündigungsfriſt allzulange fet, für die gewöhnlichen 
Fälle ein Jahr genüge; 

2) daß ferner auch für den Sal Vorſorge zu treffen 
jet, wenn der zur Gutsnachfolge berufene Anerbe nicht jo: 
fort in den Befig gelangt, der überlebende Ehegatte Des 
Vorgängers vielmehr Genuß und Verwaltung behält, Da 
infolange dem Gutserben in der Regel die Mittel zur Ab: 
findung fehlen werden; 

3) daß die Ausnahme sub 2 zu eng gefaßt jei, aud) 
andere Gründe, 3. B. Krankheit ꝛc., Die jofortige Auszah— 
lung nöthig machen könne, beantragt daher den Art. 36 zu 
modificiren: | 

„Iſt das Gut in Folge des Todes des bisherigen 
Eigenthümers oder des Erlöichens des Verwaltungs: 
oder Nußungsrtechtes des überlebenden Ehegatten über: 
gegangen, jo fünnen Die Anerben die Auszahlung ihrer 
Abfindungsſumme, nad Ablauf eined Jahres nad) 
dem Tode, beziebungsweife dem Erlöſchen jener Rechte 
nach vorheriger Kündigung verlangen.“ 

Ausnahmsweiſe . . . . erforderlich ift „oder ein 
Jonftiges dringendes Bedürfniß vorliegt”. | 

Iſt Das Gut... . fünnen, 

„Iſt dieß nicht geichehen, fo find Diejelben nad er: 
folgter Kündigung zahlbar, welche in den unter Zif— 
fer 1 und 2 angeführten Füllen ſelbſt bei Lebzeiten 
des Uebergeberd, oder des überlebenden Ehegatten, 
jonft nur nah Ablauf eines Jahres nach dem Tode 
deſſelben, beziehungsweife nad) dem Erlöjchen der ge- 
We Rechte des überlebenden Ehegatten, erfolgen 
ars.” 

„Uebrigens ift der Anerbe felbft dann berechtigt, 
die ihm gebührende Abfindungsfumme ein Jahr nad) 
dem Zode des Gutsübergebers, beziebungsweife nach 
dem Erlöfchen jener Rechte des überlebenden Che- 
atten zu Mündigen, wenn der Gutsübergeber eine 
ängere Aiſ beſtimmt haben ſollte. Darüber ꝛc. ent— 
ſcheiden.“ 
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Artikel 37. 


Wenn auch einzelne PBarticularrechte nach der — 
„was in der Were ſtirbt, erbt an die Were“ beſtimmen, 
— die — Abfindung eines, nach dem Erblaſſer 
geſtorbenen Kindes bei dem Gute bleiben ſolle, und wenn 
es auch zuweilen vorfommt, .daß bei Gutsanſchlägen an 
einen Erben der Rückfall der Abfindungsſumme für gewiſſe 
Fälle, bedungen wird, jo find Uebereinkommen dieſer Art 
im Großherzogthum doch nicht jo gewöhnlich, noch jo gleich— 
förmig, daß eine Gefebgebung hinreichende Veranlafjung 
hätte, hieraus eine Regel zu bilden. 

Der Anerbe, der eine Abfindungsfumme anzufprechen 
befugt ift, Bat auf diejelbe ein feftes, wenn jchon betagted 
oder binfichtlich der Verfallzeit bedingtes Recht; eine Dis- 
pofition deſſelben hierüber unter Lebenden (Geflion) kann 
die Rage des fehuldenden Beſitzers nicht verjchlimmern, da 
diefer, nach ullgemeinen Grundjägen, nur dann zu zahlen 
hat, wenn die Berfallzeit, reſp. die Bedingung in der 3 
ſon des Gedenten eingetreten iſt; die Bedürfniffe des Ceſ— 
fionars find ohne Einfluß. 

Dem Anerben aber kann, unter Umftänden, die Ceſſion 
von großem Vortheil fein, zumal der Art. 36 ihn ohnehin 
ſchon ſehr bejchränft. 

Offenbar hängt der Abſatz 1 mit der Vorſchrift des 
Abſatz 2 zuſammen und erklärt ſich aus dieſer. 

Aber auch dieſe Beſtimmung dürfte zu weit gehen; 
wenn es auch gewöhnlich iſt, daß Anerben auf dem Gute 
erzogen werden und leben, ſo iſt es doch nicht gerade die 
Regel; Thatſache iſt ferner, daß Landleute zu Teſtaments— 
Errichtungen ſich ſchwer entſchließen, häufig, ſtatt des eige— 
nen Willens, das Geſetz entſcheiden laſſen; es würde alſo 
die Zahl der Vorrechte des Gutsnachfolgers, wenn er allein 
die Abfindungsſummen als Inteſtat-Erbe erlangte, ohne 
genügenden Örund noch vermehrt. Wohnen auch Anerbe 
und Gutsherr zufammen, jo wird das gute Verhältniß 
unter denjelben gefördert, wenn der Eigenthiimer nur von 
dem, durch gute Behandlung des Anerben, beftimmten 
Willen deflelben eine Begünftigung der Art zu erwarten hat. 

Wir beantragen daher: 

„den Artikel abzulehnen.“ 


Artikel 38. 
Einverftanden. 
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Artifel 39. 


Es ift ein eigenthümliches Inſtitut des deutſchen Rech— 
tes, daß der Gutsnachfolger zur Verabreichung von Alimen— 
ten an gewiſſe Perſonen verpflichtet zu ſein pflegt, denen 
er hierzu, nach den Verpflichtungsgründen des gemeinen 
Rechtes, nicht verbunden wäre. 

Ihren Grund hat die Leibzucht in dem Confliet der 
Raute des Guted mit dem Rechte der fonftigen 

ben. 

Der Entwurf geht davon aus, daß eine Verpflichtung 
des Erbgutd-Eigenthümers, als jolchen ſtets nur eine ver: 
tragsmäßige ſei, ſofern natürlich nicht die ohnehin ge 
jegliche und gemeinrechtlicdhe Alimentationspflicht eintritt. 
Andere Gefeßgebungen gehen weiter und jegen, was bei 
freien gejchlofienen Gütern durchſchnittlich durch Vertrag 
ftipulict zu werden pflegte, als Rechtsregel feit, jedoch mit 
verschiedenen Abweichungen. J 

Wir ſind mit dem Entwurfe darin einverſtanden, daß 
die geſetzliche Alimentationspflicht nicht auszudehnen ſei, 
und für ſolche Anerben, die nicht vertragsmäßig zur Leib— 
zucht berechtigt ſind, die Abfindungsſumme, für Ehegatten, 
der geſetzliche Nießbrauch genüge. 

Was die Größe der Alimente betrifft, ſo beſtimmt der 
Entwurf ſein Maximum, welches ſelbſt vertragsmäßig nicht 
überſchritten werden darf. 

Andere Geſetzgebungen überlaſſen die Beſtimmung der 
Alimente im Falle einer mangelnden Uebereinkunft über das 
Quantum dem richterlichen Official-Verfahren oder Schieds— 
richtern. Indeſſen haben dieſe Vorſchriften ſo viel Unbe— 
ſtimmtes, daß wir dem Entwurf den Vorzug geben. 

Die Beſtimmung einer Grenze rechtfertigt ſich auch durch 
die Rückſicht, daß die Leibzucht die Kräfte des Gutes nicht 
überſchreiten, in der übermäßigen Größe nicht ein Grund 
zum Ruin des Nachfolgers, und ein Reiz für den Bor: 
gänger liegen darf, allzufrüh dem thätigen Leben fich zu 
entziehen, und die Laſt einem Andern aufzubürden. 

Statt des Worted „unverforgten” vor dem Worte 
„Kindern“, welches zu Zweifeln Veranlaſſung geben könnte, 
möchten wir die Worte „minderjährigen“ oder „erwerbun- 
fähigen” jubftituiren. 

Sodann wird außer den Alimenten auch namentlich des 
Einfigrechtes zu erwähnen und ausdrücklich zu beflimmen 
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fein, daß defien Werth, bei dem Anjchlage der Alimente 
überhaupt außer Anja zu bleiben babe, da Gebäude auf. 
dem Lande in der Regel ohnehin faum einen Miethwerth 
baten, und aud bei Errichtung des Erbgutes auf die 
MWerthbefiimmung ohne Einfluß find. 

Bon jelbft werftebt es fi, daß auch ein Miteigenthlimer 
(Art. 23) diefeiben Nechte, wie der Ehegutie in dem alles 
girten Art. 24 haben muß, wenn er den Nachfolger wäb- 
len, alfo aud) das Gut "übergeben kann, oder fein Recht 
früher an den beftimmten Nachfolger abtritt. 

Wir beantragen daher: 

in der vierten Zeile flatt 
„unverſorgten“ 
zu ſetzen: 
„minderjährigen oder erwerbunfähigen“ 
und vor dem Worte 
„Alimentatiousreichniſſe“ 
einzuſchieben: 
„Einſitzrechte und“ 
nach den Schlußworten des erſten Abſatzes, anzıt: 
fügen: 
„wobei jedoch der Werth der Einſitzrechte außer 
Anſatz bleibt“ | 
endlich im zweiten Abjag außer dem Art. 24 aud 
den Art. 23 zu allegiven. 


Artifel 40, 41 und 42. 
(Sinverftanden. 


Artikel 43. 


Der Artifel räumt den sub 1 —3 genannten Berech— 
tigten einen gefeßlichen Prandred;ts= Titel, und fobald der 
Eintrag erfolgt it, ein Pfandrecht ein, 

Die Anfiht des Ausſchuſſes hierüber war getheilt, Die 
Majorität ſtimmte für Beibehaliung aus folgenden Gründen: 

ad Nr. 1 und 2. 

Obgleich der Vorgänger im Erbgut bei einer Ueber: 
gabe deffelben die Befugniß bat, ſich, wie jeder andere Ber: 
fäufer zu fihern, d. h. burd Vorbehalt des Eigenthums 
oder Ausbedingung eines Pfandrechtes, jo würden die Anz 
erben doch, wenn jener die unterlaffen hätte, mag Ihnen 
nun die Herauszahlung alsbald überwiejen worden jein, 
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oder biejelbe bei Dem Tode des früheren Guts- Eigenthü- 
mers noch zurüdftehen, möglicher Weiſe gefährdet werden 
fönnen, wenn ihnen wicht ein felbfiftändiges Recht auf 
Sicherung dieſes Anſpruchs zuftände. Noch mehr iſt diek 
im Falle der Inteſtat-Erbfolge geboten, da die den Erben 
zufallende Abfindung den Erbgeldern gleich- und dieſen 
u O.⸗A.“G. Nr. 83) ein Vorzugsrecht dieſſeits 
wicht zufteht. | | u . 
VUeberdieß empfiehlt. ſich die Beſtimmung mit Rüdfidt 
darauf, daß der Art. 2103 des Code eiv. dem Kaufſchilling 
und-Erbaeld ein Privileg einräumt, der. Art: 43 ſich alſo 
diefer Gefebgebung nähert und, die Herftellung der Gleich: 
fürmigfeit wänjchenswerth. ift. F SR 
Was die pos. 3 betrifft, jo wird aud Hier vertrags- 
mäßiger. Vorbehalt der Alimente vorausgeſetzt. Wenn auch 
der höchſte Gerichtöhof (Präjudiz Nr. 40) dahin entjchier 
den. bat, Daß der reſervirte Auszug als eime auf dem 
Gute haftende Realla ft: anzufehen jei, infofern nit aus 
den befonderen Beſtimmungen des. Vertrages. hervorgehe, 
daß die Eltern fihb nur perſönliche Auſprüche hätten 
iipulicen wollen, und vermöge der dinalichen Natur einer 
olchen dinglichen. Laft der Berechtigte. bereits, und zwar 
mehr, als durch Einräumung eines Pfandrechts-Titels und 
Pfandrechts gefichert ift, To. möchte ſich doch die pos. 3 
deßhalb empfehlen, weil. derartige Forderungen nach. dem 
Code civ. ein gejegliches Vorzugsrecht nicht ‚haben. 

Die Mejepität des Ausſchuſſes beantragt. daher: 

„den Art, 43 anzunehmen.“ | 
Die Minorität dagegen beantragt, in Erwägung, daß 
in; dem Entwurfe des Hypotheken-Geſetzes die Zahl der 
eſetzlichen Pfandrechts⸗Titel möglichſt beichränft worden 
ei, und keine genügende Bene vorliege, Ddiejelben, 
wie. im Art. 43 beabfichtigt, wieder zu vermehren. 

„den Art. 43 abzulehnen.” 


Artikel 44. 
Einverftanden. 


Artikel 45. 


Aus der Raflung des erſten Sages, namentlich" den 

Worten: „Jede Partei“ folgt, daß der Artikel’ den Fall 

im Auge hat, wenn die Intereffenten ftreitig find, in an— 
6 
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dern, Fällen. wird dieſſeits die Abſchätzung unbedenklich nach 
den Beftimmungen des Ediets über die: Ortsgerichte vor⸗ 
zunehmen ſein. —— A: ee a 
Der zweite Abſatz beftimmt, daß das vorhandene Vieh 
und die Adergeräthe, dem Gutsnachfolger um den: Taxa⸗— 
tionswerth zu. .überlaffen ſeien; ex hat alſo auf alle dieſe 
Gegenftände ein. Recht, d. h. das, fie zu kaufens. ir) 
Hierbei entfteht die Frage, ob binfichtlich jener‘ Objecte 
die gewöhnliche: Erbfolge eintreten fol, oder -obi auch von 
dem Werthe derſelben dem Nachfolger der Boraus gebührt, 
Nach dem Worte „gleichfalls“. ſcheint die letztere Aus: 
legung der Intention. des: Entwurfes zu: enffprechen. : ©" 
So wichtig für den ungeftötten Fortbetrieb der Wirth: 
ſchaft die Beivehaltung des Inventaärs auch ift, jo reht- 
fertigt :dieß doch nur das. Recht des Nachfolgers das In⸗ 
ventar um den Zazationswerth übernehmen’ zu dürfen, es 
bilden :dafjelbe ‚einen fo. beträchtlichen Theil‘ des Vermögens 
und iſt ſeiner wandelbaren Natur nach, im der: Regel’ aus 
den Nußzungen des Gutes angefchafft, daher zum Alodiat: 
nachlaſſe gehörig. 6 nd 
Mit Rückſicht auf die ohnehin bedeutenden Vortheile 
des Gutsnachfolgers würden die Civil-Erben allzufehr De: 
—— wollte man ihnen den izeg auf vollen Er: 
ſatz des Werthes ſchmälern und aud in Bezug auf diefer 
Theil ded Nachlafjes dem Gutserben einen Anſpruch ar 
einen Voraus zugeftehen. DE 
Um jedoch einer entgegenftehenden Deutung und einem 
ferner möglihen Mißverftandnifje seen als müſſe 
auch das. nicht zut Bewirthſchaftung des Gutes erforder⸗ 
liche, aber vorhandene, z. B. zu — SEE 
Vieh, um den Taxationspreis überlaſſen werden, beantta⸗ 
en wir ns — et, an Te ui 
. im Eingang‘ des zweiten Abfages nach den Worten?’ 
„vorhandene“ min vi re — 
folgen zu laffen: 
„und zur Bewirtthſchaftung dienende“ 
und das Wort: Im 
gleichfalls“ 
zu ſtreichen. Bor) er U ö 
Die weitere Ausnahme, welche der: Entwurf enthält, 
beruht ſchon jetzt auf, Volksſitte; auch in auderen Geſetz⸗ 
gebungen find Die benanmen Gegenftände als ſolche be⸗ 


ey] 6) 
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zeichnet, welche dem Gutsnadfolger nicht in Anfchlag ges 
bradyt und unentgeldlicy überlaflen werden jollen. 
Wir empfehlen daher den Artifel im Uebrigen 
zur Annahme. 
Die 
Artifel 46 und 47 
geben zu feiner Bemerkung Beranlafjung. 
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Beilage Nr. 210 
zum 35. Protofol vom 4. Auguſt 1857. 


Nachtrag zu dem weiteren Bericht des zweiten Aus- 
ſchuſſes 
über die beiden Geſetzesentwürfe: 
a. die Gemeinde-Ausgaben zweiter und dritter 
Claſſe betr., 
b. die Bildung der Ortsvorſtände 
und 
die Vorftelung von 1% Bürgermeiftern 
rheinheſſiſcher Öemeinben, die Hebertragung 
mehrerer Ausgaben zweiter in die dritte 
Claſſe betr, (Beil. Nr. 195); 
erftattet von dem Abgeoroneten Dr. Klipftein. 


Die zweite Kammer hat nad) dem Antrage des beridy- 
tenden Ausſchuſſes a Zujaß zu dem Xrtifel 1 des 
Gejepesentwurfes, die Bildung der Drtövorftände betreffend, 
beſchloſſen: 

‚der vermöge ſeines Grundbeſitzes zum Eintritt in 
den Gemeinderatb Berechtigte fann, wenn er aud 
die hierzu erforderligen Eigenjchaften hat, nicht in 
den Gemeinderatb gewählt werden. 

Das gewählte Mitalied des Gemeinderaths tritt, 
wenn ed vermöge der Beftimmungen dieſes Gejeßes 
zum Eintritt in den Gemeinderath berechtigt wird, 
aus der Zahl der gewählten Mitglieder aus und 
ed werden in einem folchen Falle die Art. AO und 41 
des Geſetzes vom 8. Januar 1852 zur Anwendung 
gebracht.“ 
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Wir hatten unſeren Antrag auf diefen Zuſatz durch die 
Bemerkung motivirt, daß das Recht, in den Gemeinderath 
gewählt zu werden, fein Intereſſe für denjenigen babe, 
welcher vermöge jeined® Grundbefiged in den Gemeinderath 
trete, weil er ohnehin ſchon dieſer Körperfchaft angehöre 
(Beilage Nr. 102, Seite 33). 

Der Ausſchuß der erften Kammer tbeilte zwar die Anz 
ficht nicht, daß der vermöge feines Grundbefiges zum Ein: 
tritt in den Gemeinderatb Berufene fein Intereſſe bei dem 
paffiven Wahlrecht babe, war vielmehr der Meinung, daß, 
wenn der größere Grundbefiger fich des Bertrauend der 
Gemeinde erfreue und auf dieſen Grund hin gewählt werde, 
fein Grundvermögen gar nicht weiter in Betracht fommen 
jolle, vielmehr dann auf die Berechtigung des gegenwärti— 
gen Gejekes Hin derjenige in den Gemeinderath berufen 
ericheine, welcher jenem Gewäbhlten zunächit ſtehe, demunge— 
achtet ſchuug er vor, dem von und bejchloffenen Zufaß 
ne (Beilage 11, Seite 17), was denn aud) 
eſchah. 

So iſt denn dieſer Zuſatz durch die übereinſtim— 
menden Beſchlüſſe beider Kammern beliebt worden und 
die erſte Kammer hat überdieß von der Annahme der zu 
Art. 1 beſchloſſenen Zuſätze, die Annahme des ganzen Ge— 
ſetzes abhängig gemacht. 

Die Vorausſetzung, unter welcher wir den oft erwähnten 
Zuſatz beantragten und unter welcher er, wie wohl anzu— 
nehmen iſt, auch von unſerer Kammer angenommen wurde, 
daß nämlich der große Grundbeſitzer kein Intereſſe daran 
haben könne, in den Gemeinderath gewählt zu werden, 
hat durch einen andern Beſchluß der erſten Kammer eine 
weſentliche Aenderung erlitten. 

Wenn nämlich, wie von der Staatsregierung vorge— 
ſchlagen und von uns angenommen worden war, nur der— 
jenige vermöge feines Grundbeſitzes in den Gemeinderath 
berufen jein jollte, welcher mehr als ein Viertheil der in 
der Gemeinde aufzubringenden Grundfteuer zu entrichten 
hatte, jo fam es nur höchſt felten vor, daß ein folder 
Grundbefiger zugleich in den Gemeinderath wählbar war, 
Hauptfählich der Domanial:Fisfus, die Standesheren und 
einige Fideicommißbefiger wären in dem, von dem Geſetz 
unterftellten Falle geweſen. 

Nach dem Beſchluſſe der erſten Kammer, dem wir in 
unſerem weiteren Berichte (Beilage 195 Seite 4 und 5) 
beizuſtimmen beantragt haben, ſoll künftig zu dem Gemeinde⸗ 
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rath auch derjenige höchftbefteuerte Grundbefiger gehören, 
welcher wenigftend ein Sechstheil der in der Gemeinde 
aufzubringenden Grundfteuer entrichtet oder in Ermange— 
fung deſſen der Höchftbefteuerte, welcher ein Steuercapital 
von 550 fl. Bat. 

Wenn diefe Beftimmung demnächſt in das Geſetz auf 
genommen wird, dann fommt es viel häufiger vor, daß ein 
durch den Grundbefig Berechtigter au die Eigenfchaften 
bat, welche ihn mählbar machen und es tritt dann ein 
jehr wichtiged Intereſſe jowohl für den Berechtigten als 
für die Gemeinde und für die Staatsregierung ein, welches 
verbietet, dem erwähnten Berechtigten die paſſive Wählbar- 
feit zu entziehen. 

Der Artikel 2 des Geſetzes vom 8. Januar 1852 die 
Bildung des Drtsvorftands und die Wahl des Gemeinde: 
raths betreffend, ſchreibt nämlich vor, daß der Bürgere 
meifter von der Staatsregierung nur aus den gewählten 
Mitgliedern des Gemeinderaths ernannt werden fann. Die 
durch ihren Grundbefig Berechtigten würden, wenn. man 
ihnen das Recht entzöge in den Gemeinderath. gewählt 
werden zu können, von dem Bürgermeilteramt geradezu 
ausgeſchloſſen jein, ja e8 würden fogar jeßt ſchon Manche 
das Bürgermeifteramt niederlegen müſſen. 

Diefe Folge des von uns beantragten Gefeßes Eonnten 
wir nicht beabfichtigen und auch nicht vorausjegen. 

In einem Falle, wie der vorliegende, in welchem ein 
Beſchluß der Kammer durch einen weiteren Beichluß der 
anderen Kammer, eine viel meiter gehende und von ver 
urjprünglichen Abfiht ganz verjchiedene Wirkung befemmt, 
kann unjerer Anſicht nad die Kammer an ihren urjprüngs 
lichen Beichluß, der eigentlih durch die Umgeftaltung, 
welche das Gejeß in der anderen Kammer erlitten bat, ein 
ganz anderer geworden ift, nicht mehr gebunden fein und 
wir beantragen daher, ftatt des oft erwähnten Zufages 
folgenden Artikel als Art. 1 a in das Geſetz aufzunehmen: 

„Wenn ein, vermöge feines Grundbefiged zum Ein: 
tritt in den Gemeinderath Berechtigter, welcher die 
Bedingungen der Wählbarfeit in ſich vereinigt, durch 
Wahl in den Gemeinderatb berufen wird, jo rubt 
für die Dauer der Wahlperiode, für welche er ge- 
wählt ift, das ihm nad) Art, 1 zuſtehende Recht“ 

Das Gefeg will Vertretung Des größeren Grundbe- 
fihed in dem Gemeinderath. Der Abficht des Geſetzes ift 
entſprochen, wenn der höchftbefteuerte Grundbefiger, welcher 
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zugleich wählbar ift, in den Gemeinderathb gewählt wird. 
ALS gewähltes Mitglied ift er verpflichtet, Die Wahl an— 
zunehmen und fih an allen Gejchäften des Gemeinderarhs 
zu betheiligen. 

Wollte man ihm geftatten, die Wahl auszufchlagen und 
von feinem Recht als Höchftbefteuerter Gebrauch zu machen, 
aljo an den Berathungen des Gemeinderatbs nur danı, 
wenn er e8 für gut findet oder durch einen Stellvertreter Theil 
zu nehmen, jo würde er nicht allein ala Höchftbefteuerter bes 
vorzugt, Jondern auch von einer ihm jonft aufliegenden bür- 
gerlichen Pflicht (Art. 22 des Gefeßes von 1852) befreit, 
mithin doppelt privtlegirt fein. Wenn er gewählt werden 
fann und alddann nur ald gewähltes: Mitglied des 
Gemeinderaths erjcheint, jo folgt dann von felbft, daß ihn 
die Staatöregierung zum Bürgermeifter ernennen darf und 
wenn etwa jet em Höchſtbeſteuerter, der vermöge dieſes 
Geſetzes zum Eintritt in den ‚Gemeinderath berufen wird, 
Ihon Bürgertneifter ift, fo braucht er natürlich fein Amt 
nicht niederzulegen, denn jenes Recht foll nach unferem Bor: 
Iatag, für die Dauer der Wahlperiode ruhen. 

eil die Abficht des Geſetzes erreicht ift, wenn der 
höchſtbeſteuerte Grundbefiger dDurh Wahl in den Gemeinde: 
rath berufen wird, jo liegt unferer Anfiht nach Fein ge 
nügender Grund vor, außer den bereitd gewählten Höchft- 
befteuerten noch den Näcft- Höchftbefteuerten .in den Ges 
meinderath eintreten zu lafjen, welcher alddann, was uns 
nicht ganz pafiend erjcheint, nur für eine gewiſſe ‘Bei, 
uämlid für die Dauer der Wahlperiode, für welche der 
Höchftbefteuerte gewählt wurde, als außerordentliches Ges: 
meinderathömitglied fungiven würde. 

Wir beantragen nad) dieſen Erwägungen: 

den vorhin formulirten Zufagartifel 
ftatt des früher befchlofjenen Zujages. 


Beilage Nr. 211 
zum 35. Protofoll vom 4. Auguft 1857. 


Bericht des erften Ausfehuffes 
über die Regierungsvorlage bezüglich der Ver— 
wendung der auf circa 127,000 fl, berechneten 
Neberfchüffe ver Schulden - Tilgungsfaffe für die 
Provinzial-Straßenbauten der Provinz Rheinheffen 
u verſchiedenen neuen Ötraßenbauten in dieſer 
Brovinz (Beil. Nr. 165) gleichwie über mehrere 
darauf bezügliche befondere Anträge (Beil. Nr, 161 
und 169); | 

erftattet von dem Abgeordneten Küchler. 





Von der Großh. Staatsregierung ift nachftehende Vor: 
ne in obigem Betreffe an die II. Stände: Kammer ge: 
angt: 

„Dei Berathung im erften Ausſchuſſe der zweiten Kam— 
„mer der Stände auf dem außerordentlichen (14.) Land: 
„tage über das Finazgejeb für die Finanzperiode von 1834 
„it bereits zur Sprache -gelommen , daß vorausfichtlich der 
„Zuſchuß von 2 Heller jährlich auf den Gulden Steuer-Capi— 
„tal, welchen die Hauptflaatskaffe und die Staatsſchulden— 
„Tilgungskaſſe jede zur Hälfte nad dem Finanggefeg für 
„1843 zur Verzinfung und Tilgung der Provinzialftraßen: 
„baus Schulden in der Provinz Rheinheſſen und zur 
„Gleichſtellung der 3 Provinzen unter fib zu leiften bat, 
„Sowie au der Ausfchlag von 14 Heller auf den Gulden- 
„Steuer:Eapital jährlich ebenfalls zur Verzinfung und Til- 
„gung der Brovinzialftraßenbaufchulden diefer Provinz, nicht 
„ganz nörhig fein würden, um ſämmtliche Provinzialftvaßen: 
" aufhulden diejer Provinz in 1834 abzutragen. Es wurde 
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‚jedod bet dieſem beziehungsweiſe Zuſchuſſe und Ausjchlage 
„für Die 3 Sabre der Finanzperiode von 183% belafjen, 
„indem man bierbet von der Annahme ausging, daß allen: 
„Falls fi) ergebende Ueberſchüſſe zum Bau einiger weiter 
„nöthig befunden werdenden Straßen in der Provinz Rhein: 
„beilen nad vorheriger Zuftimmung der Stände hierzu 
„verwendet werden könnten“, 


„Die obenerwähnte Borausfeßung und Annahme, daß 
„ſich ein Ueberſchuß ergeben werde, iſt auch nun wirklich 
„eingetreten, indem nach vorläufiger Reftftelung nad) Abs 
„tragung ſämmtlicher Provinzialftraßenbau : Schulden der 
„Provinz Rheinheſſen nebft Zinfen und Koften für 183% 
„ein Ueberſchuß von circa 127,000 fl. — ſich ergibt, der 
„raum Bau und zur Fortjegung einiger weiteren nöthigen 
a — in dieſer Provinz verwendet werden 
„kann. 


„Nach der hieraufhin eingeleiteten und ſtattgefundenen 
„gründlichen Prüfung der * vorliegenden Verhältniſſe 
„von Seiten der Verwaltungs: und Baubehörden und mit 
„Berüdfichtigung des dDispdniblen Fonds und der größeren 
„oder geringeren durch die Verkehrs-Verhältniſſe bedingten 
„Rothwendtgkeit empfeblen ſich vorzugsweiſe folgende Stra- 
„Ben in der Provinz Rheinheſſen Ko euaswelle zum Bau 
„und zur Kortjeßung: 

1) „Die Straße von Flonheim, refp. Wendels- fl. 
„beim bis Wolfsheim und von Oberbilbers: 
„beim bis Gaualgesheim, jedocd vor der 
„Hand nur Ausbau der legteren Strede, 
„im Anfhlag von . 2 2 22 ne 

2) „Die Straße von der Königlich Bayeri— 
„ſchen Grenze bei Niederbaufen über Tie— 
„renthal auf die Kreuznacher Straße bei 
SIERHEID: 2 Be 

3) „Die Straße von Flonheim über Biebeln: 
„beim nach Bechtolsheun und von Oder: 
„beim über Dorndürfheim bis zur Rhein: 
„ſtraße bei Alsheim, — jedody vorerft mit 
„Ausfegung des Baues der Strede vom 
„Kreuzungs-Punkt mit der Gauftraße bei 
„Dorndürfheim bi8 Odernheim, — im Anz: 
„wlag von . 2.2... 


26,000 


16 000 


ee ee. 
zu übertragen 70,500 
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fl. 
Uebertrag 70,500 
4) „Die Straße von Alzey über Heimersheim 
„mad Flonheim und von da nah Wöllftein 
„und Hadenheim, jedoch vorerft nur Aus: 
„führung der Berbindung zwiſchen Flon— 
„beim und Wöllſtein, im Anſchlag von . 33,600 
5) „Die Straße von Offftein über Heppen- 
„beim und Horchheim nad Worms im An 
„lag SR" - -» 2 2 0 0 2 0. 40,000 
Summe der veranjihlagten Koften . . 114,100 
„wonach von dem disponiblen Fond von 127,000 fl. nod 
„12,909 fl. übrig blieben, die bis auf Weiteres für etwaige 
„Mehrkoften und als Rejervefond zu reſerviren find“. 

„Mit Allerhöchſter Ermächtigung Seiner Königlichen 
„Hoheit des Großherzog beehrt fid) demnach Das unter: 
„zeichnete Minifterium, an die Stände des Großherzog: 
„thums das Anfinnen zu richten, zum Bau der obenbe: 
„merkten Provinzialftraße in der Provinz Rheinheſſen ihre 
„Zuftimmung ertheilen zu wollen.“ 

Zum richtigen Berftändniffe diefer Vorlage ift ein Rück— 
blick auf die geſchichtliche Entwidelung unſeres Staats: 
und Hrooinzlale Stand + Strafenbaumelend erforderlich), 

Bis zum Jahre 1830 Fannte man eine Unterjcheidung 
zwilchen Staatsſtraßen und Provinzial-Staatöftraßen nicht. 
Der Straßenbau wurde vielmehr, einerlei ob er zur Ver: 
mittlung des Außeren oder inneren Verkehrs dienen follte, 
mit Recht ald ein Mittel der Förderung des MWohlftandes 
der Geſammtheit erkannt, und deßhalb auch auf allgemeine 
Landesfoften zur Ausführung gebracht. Erft das Geſetz 
vom 12. Dctober 1830 janctionirte jene Unterſcheidung, und 
jegte feft, Daß der Aufwand ſowohl für den Neubau, als 
die Unterhaltung der ‘Brovinzialftraßen von jeder betreffen- 
den Provinz zu beftretten jet, der Ausſchlag Für Neubau 
jedod nicht mehr als 1 Kreuzer vom Gulden Normalfteuer- 
fapttal folle betragen dürfen, Das Motiv für diefe Maß: 
regel beruhte vorzugsweife in der Würdigung der That: 
ache, daß die Provinz Rheinheſſen — einen großen 

heil ihrer Secundärſtraßen vermittelſt Gemeindeverbänden, . 
unter Beihülfe des ihr ausfchließlich zuftehenden ſogenann— 
ten Kriegsfonds beftritten batte. Es erjchiene deßhalb als 
eine Beeinträchtigung der befonderen Interefjen diefer Pro: 
vinz, wollte ihre Zuziehung zu den Steuerausjchlägen für 
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den Ausbau der noch vielfach fehlenden Straßen in den 
anderen Provinzen verordnet werden. i 

Nachdem in Gemäßheit jenes Geſetzes ein Syſtem für 
die Erbauung, rejpective Ucbernahme beftimmter Straßen 
als Staatsftraßen und Provinzialftraßen vereinbart, reſpee— 
tive auf dem Kandtage von 1835 vervollftändigt worden 
war, wurde fodann der jährliche Steuerausfchlaa für Dies 
fen Zweck in den Provinzen Starfenburg und Oberheſſen 
auf 3 Heller und in der Provinz Rheinheſſen auf 14 Hel- 
ler vom Gulden Normal-Steuerfapital befchränft. 

‚Conf.. Landftändifhe Verhandlungen von 1835 I, Bd. 
Beilagen Nr. 68, 138 und 158 und Landtagsab- 
ichied vom 30. Sunt 1836 — 8. 

Gleichzeitig verordnete ein Geſetz vom 14. Juni 1836 
bezüglich der Staatsſtraßen, daß die jährlichen Aus— 
ſchläge zur Beſtreitung und Tilgung der deßfalls entſtan— 
denen Koſten und Schulden, im Ganzen das Maximum 
von 1 Heller auf den Gulden Normal-Steuer-Rapital nicht 
überfteigen dürften. 

Schon im Sabre 1839 kam man indeffen won der 
principtell bedenflichen Unterſcheidung zwifchen Staats» 
und Provinzialftragen wieder zurüd. Gin eignes Gefeg 
vom 4. Mat 1839 hob dieſen Unterſchied bezüglich aller 
neu zu wereinbarenden Straßen, wie auch binfichtlich der 
Unterbaltungspfliht der früher vereinbarten gänzlich auf, 
und ließ ihn, was die Vergangenheit betrifft, nur in fo 
weit fortbeftcehen, als es verordnete, daß das Geſetz vom 
12. October 1830 nur noch bis zur Vollendung der 
früher vereinbarten Straßen in Kraft bleiben, auc) der pro: 
vinztelle Ausfchlag von 3, reipective 13 Hellern nur bis zur 
gänzlichen Tilgung der zu dem Provinzialftraßenbau 
aufaenommenen Kapitalten fortaefeßt werden folle. 

nn ra Verb. v. 1835 I. Bd. Beilage Nr. 11 
un j 

Mus die a. 1845 auf 2,244,000 fl. berechneten Staats: 
ftraßenbaufchulden betrifft, fo wurde fpäter durch Geſetz 
vom 19. September 1845 deren Tilgung und Verzinfung 
an die Staatsfchuldentilgungsfafle überwiefen, wogegen in 
diefe Forthin, der bis zur Tilgung Fortzuerbebende Steuer: 
ausſchlag von 1 Heller fliehen ſolle. 

Für dieſe aefeßliche Maßregel diente die Betrachtung 
al8 Beweggrund, daß der erwähnte Steuerausfchlag zum 
Tilgungszwecke unzureichend, die Staatsſchulden-Tilgungs— 
kaſſe aber durch ihre Dotation, insbejondere den früheren 
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Bezug des ihr zugemwiefenen Domänen-Drittheils im Stande 
erichien, Das Fehlende unbefchadet der Erfüllung ihrer Ver— 
bindlichfeiten zu übernehmen. 

Wegen Berzinjung und allmählicher Zilgung der Pro: 
vinzialftraßenbaufhulden, in dem a. 1845 annähernd 
berechneten Betrage von: 

für Oberbefien .: .» 2 2 202020. .1894'000 fl. 
für Starfendwug © 2 2 20202000. 1,688,000 fl. 
‚für Rheinheflen » 2 2 2 2.2022 .562,000 fl. 
verordnete dagegen ein anderes Geſetz vom 3. October 1845, 
daß, da die feitherigen Steuerausſchläge in den beiden erfteren 
Provinzen & 3 Heller zur Tilgung gleihfalld unzureichend 
erichienen, Diefelben für Oberheſſen um 2 Heller und für 
Starfenburg um 14 Heller erhöht werden follten, eine Er- 
höhung für Rheinheſſen aber nicht erforderlich ei. 

Dieſes Geſetz kam jedoch nicht zum wirklichen VBollzuge. 
Gelegentlich der Beratyung des Finanzgeſetzes von 1843 
wandte fich nämlich der Finanzausfchuß zweiter Kammer 
mit dem Wunſche an die Großherzogliche Staatsregierung, 
daß die gedachten Provinzen möglihft mit der fraglichen 
‚Steuervermehrung verſchont bleiben möchten, was in Be— 
tracht des damaligen günftigen Standes der Finanzen wohl 
zuläffig jein durfte. | 

‚Der. Borftand des Finanzminifteriums theilte hierauf 
folgende Erflärung mit: 

„Es wird auch der Staatsregierung nur erwünfcht fein, 
„wenn von dem durch den vorgelegten Geſetzesentwurf über 
„die Verzinſung und allmählige Zilgung der Provinzial: 
„raßenbaufchulden beabfichtigten erhöhten Steuerausſchlag 
„von 2 Hellern für die Provinz Oberheſſen und 14 Heller 
„Für die Provinz Starfenburg wenigftens vor der Hand 
„Umgang genommen werden fann und fie wird dazu gerne 
„die Hand bieten.“ 

„Wenn e8 fich hierbei von einer allgemeinen Staattaus: 
„gabe handelte, fo würde die Sache weniger Schwierig— 
„Leiten haben, da aber die Provinzialftragenbaujchuld feine 
„eigentlihe Staatsſchuld, jondern eine Provinzialichuld ift, 
„weldye auf den drei Provinzen in ungleihem Verhältniß 
„Laftet, fo entftcht vor Allem Die Frage, ob der erforderliche 
„Mehrbedarf aus allgemeinen Staatömitteln gededt werden 
„ann, wenn auch dieje vorhanden find. 

„Ew. Wohlgeboren geehrtes Schreiben ſpricht ſich hier— 
„über nicht aus; nach der Faſſung der an mich gerichteten 
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„Anfrage ſcheint jedoch der verehrliche Ausſchuß worauszu- 
„Segen, daß dieß geichehen könne,“ \ | 
„In diefem Falle beträgt der erforderliche Mehrbedarf: 
1) für Oberheſſen 2 Heller Steuerausichlag im Netto: 
betrag, d. h. nad) Abzug der Hebgebühren, Aus» 
fälle zꝛc.. . 33,506 fl. 
2) für Starkenburg 14 Heller deßgleichen- 27,416 fl. 
62,922 fl. 
„Diefe Summe fünnte wohl nad) dem Stande des Bud» 
„get aus der Hauptflaatsfaffe fiir die laufende Finanz— 
„periode in die betreffenden Baufonds zugeſchoſſen werden. 
„Wenn dagegen die Drei Provinzen gleich behandelt 
„werden, und ihnen die aus allgemeinen Staatsmitteln zu 
„leiftenden Zufchüffe in gleihem Maaße nad Verhältniß 
„ihrer Steuerfapitalien zu gut kommen follen, jo müßte 
„Kür alle drei der Betrag von 2 Heller Steuerausichlag 
„jedem bejonderen Straßenbaufond zugeſchoſſen werden, 
„was zur Folge haben würde, daß die Amortijation der 
„Schuld bei Starkenburg um etwas Weniges, bei Rhein- 
nbeilen aber um ein Bedeutendes bejchleunigt würde, indem 
„bei erfterer Provinz 4 Heller, bei leßterer aber 2 Heller 
„dem Zilgungsfond zuwachſen würden. 
„In diefem Falle würde fih der Zufchuß berechnen: 
„für Oberheſſen Netto . . 2 2 2. 39,506 fl. 
„für Starfenbug „2 202000. 36,594 fl. 
„Tür Rheinbefien „» - - 0 0.383973 fl. 


111,033 fl. 
„Dieſe Summe erfcheint jedoch zu hoch, um fie ganz 
„auf Lie Hauptftaatsfaffe übernehmen zu fönnen, obne bes 
„Türchten zu müſſen, daß dieſe Geldverlegenheit ausgefegt 
„werde, da der Ertrag der Zollgefälle immer unficyer und 
„von Zufälligfeiten abhängig bleibt, eine Verminderung der 
„Rheinſchifffahrtsgebühren mit großer Wahrſcheinlichkeit in 
„Ausſicht echt und die durch Die legte Ueberſchwemmung 
zan Straßen, Dämmen und Brüden verurfachten Beſchädi— 
„gungen ohne Zweifel bedeutende, im Staatsbudget nicht 
„eorgejchene, underfchieblihe Ausgaben veranlafjen werden, 
„Indeſſen fönnte bier wohl noch folgender Ausweg gefunden. 
„werden.“ 

„Nach dem gleichzeitig mit dem Gefeg über die Pro: 
„Dinztalftraßen an die Stände gebrachten Gefeg über die 
„Derzinfung und Tilgung der Staatöftraßenbaufchuld, ſoll 
„dieſe Schuld im ohngefähren Betrag von 2,244,000 fl. 
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„der na ve überwieſen werden, Dagegen 
„aber der Nettobetrag des für den Staatftraßenbau be- 
„ſtimmten Steuerausſchlags von 1 Heller, obngefähr 
„95,000 fl., bis zur volftändigen Tilgung der Schuld in 
„diefe Kafle fließen.” » 

„Die tiber die Mittel und Berbindlichkeiten der Staatd« 
„ſculdentilgüngskaſſe angeftellten forgfältigen Unterfuchungen 
„und aufgeftellten genauen Berechnungen haben ergeben, 
„daß dieſelbe, ohne in Erfüllung ihrer übrigen Verbind— 
„lichkeiten im mindeiten geftört zu. werden, die erwähnte 
„Schuld von 2,244,000 fl. übernehmen und aus ihren 
„Fonds verzinfen und: tilgen kann, wenn ihr auch der da— 
„tür beftimmte Stewerausichlag von 1 Heller nicht über- 
„laffen wird, und daß ihe au in dieſem Falle, wenn 
„nicht bejondere unvorbergejehene Umftände eintreten, am 
„Ende des Jahres 1876, wo das Rothſchild'ſche Lotterie— 
„anlehen vollſtändig getilgt ſein wird, immer noch ein an— 
„ſehnlicher, wenn auch durch die fragliche Ueberweiſung 
„bedeutend verminderter Activbeſtand verbleiben wird.“ 

„Man könnte alſo den erwähnten, für die Staats— 
„ſtraßen beſtimmten Ausſchlag von 1 Heller den Provinzial: 
„ſtraßen zuwenden und den Betrag des weiter erforderlichen 
„1 Hellers auf die Hauptftaatsfaffe übernehmen.” 

„Es wäre nicht nöthig, deshalb die Faſſung des den 
„Ständen bereitd vorliegenden Geſetzes über die Staatd- 
„ſtraßen abzuändern, indem die Staatsſchuldentilgungskaſſe 
„den ihre darin zugewiejenen 1 Heller Steuerausſchlag be— 
„ziehen und in gleichem Betrag an die verjchiedenen Pro: 
„vinzialſtraßenbaufonds wieder abgeben könnte.“ | 

„Kür den oben erwähnten zweiten Fall, daß nämlich 
„für jede Provinz der Betrag von 2 Heller Steuerausschlag 
„zu dem Provinztalftraßenbaufond aus allgemeinen Staats— 
„mitteln zugefchofien werden muß, geht demnach mein Vor: 
„Ihlag dahin, Die hierzu erforterlihe Summe von 111,033 fl. 
„für die Finanzperiode von 1845—1847 zur Hälfte auf die 
„Staatsſchuldentilgungskaſſe und zur Hälfte auf die Haupts 
„ſtaatskafſe zu übernehmen.“ 

„Bei Vorlegung des nächſten Staatsbudgets müßten 
„alsdann den Ständen von der Staatsregierung weitere 
„Propoſitionen über dieſen Gegenſtand gemacht werden.“ 

„Da hierdurch der Zweck erreicht werden wird, den die 
„verehrliche zweite Kammer bei der beſchloſſenen Erhöhung 
„des Boranihlags der Zolgefälle um 100,000 fl. vor 
„Augen gehabt zu haben ſcheint, jo zweifle ich nit, daß 
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„von dieſer ganz. gegen Die biöher bei Veranſchlagung der 
„Staatseinnahme, bejolgten- Oruudfäge vorgenommenen Er- 
„böhung dieſer Poſttion wenigftens inſoweit abftrahirt werden 
„wird, als Diejelbe nicht zur Ausgleihung des Staats- 
„budgets nöthig erſcheint.“ £ Tor 
Die Stände nehmen dieje Erklärung, worüber der Fir 
nanzausſchuß die nachgeſetzte gutachtliche Aeußerung abge— 
geben. hatte: mer ein 3 
„Der Ausschuß: war nicht zweifelhaft, welcher der vor—⸗ 
„geſchlagenen Alternativen “der Borzug zugeben jet,‘ und 
„erklärte fid) demnah um jo mehr für legteren, als die. 
„drei Provinzen dadurch, wie serwähnt, gleich ; behandelt 
„werden, und ihnen die aus allgemeinen Staatsmitteln zu 
„teiftenden Zuſchüſſe in gleihen Maße: nad) Verhältniß 
„ihrer: Steuercapitalien zu gut fommen.” “ Ben, 
„Der Zuſchuß wird nach dieſem beftehen: 
| „für Oberbeflen, Netto, in 7 35,906 fl. 
„Für Starfenburg, „, u... 36,554 fl. 
„für Nheinhefien u u... 238.978 fl. 
| „zulammen, . 111,033 fl, 
„und die Folge davon fein, daß, ohne Steuererhöhung die 
„Tilgung der Schuld in Oberheſſen ganz.jo von. Statten 
„gehen würde, wie es das. vorgelegte Geſetz in Ausficht 
„tellt, in Starkenburg ſolche um etwas Weniges, bei Rhein: 
„beilen aber um ein Bedeutendes beſchleunigt würde.” 
„Was nun das. Aufbringen der fraglihen Summe bes 
„trifft, jo glaubt der Ausschuß. den in dieſer Hinficht ges 
— Vorſchlag der Kammer ebenfalls empfehlen zu 
„Dürfen. » in Mobed,- a © 
„Demnach ‚würde der feitherige für die Staatsſtraßen 
„beitimmte, in Zukunft fortbeftebende Ausſchlag von 1 Heller 
„im obngefähren Betrag von. 55,000 fl. den Provinzial: 
„ſtraßen zuzuwenden, der weiter erforderliche Bedarf von 
„1 Heller aber aus der Staatsfafje zu entnehmen und 
„beide Beträge unter. die drei Provinzen in dem bereits 
„oben angegebenen Verhältniß Behufs Berzinfung und Til: 
„gung der Provinzialftraßenbaufhulden abzugeben fein, und 
„zwar um dem in diefer Hinficht in der Mittheilung aus: 
„gedrüdten Wunſche zu eutſprechen, in der Art, daß die 
„Hälfte der ganzen zu befagtem Zwed benöthigten Summe 
„von 111,033 fl. auf Die Staatdfaffe, die andere Hälfte 
„aber auf die Staatsfchulden » Tilgungskaffe übernommen 


„würde.“ 


Beilage Nr. 211 5.35. Prot. 0.4, Aug. 1857. 9 


„Indem daher der Ausfhuß darauf anträgt: 

„den von dem Borftand des Finanzminiſteriums ge- 

machten vorftehend erwähnten Vorſchlag dankbar an- 

— 

„glaubt er der Kammer in Betreff der Ausführung des— 
"ben Folgendes proponiren zu Dürfen: 

„Da der’ gemachte Vorſchlag vor der Hand nur als 
„ein Proviforium anzujehen ift, und für den Fall, als in 
„ſpäteren Sinangperioden der zur Verzinfung und Tilgung 
„ver Brovinzialfteaßenbanfchutd nötbige Bedarf nicht mehr 
„aus Staatömitteln in vorerwähnter Weife:gededt werden 
„könnte, alsdann auf den bereit in Ausficht genommenen 
„Steverausichlag ohnehin. zurüdgefommen werden müßte, 
„so hält es der Ausſchuß für fachgemäß, den zu diefem 
— bereits vorliegenden Geſetzes-Entwurf ( Beilage 
„Nr. 126 H.), womit er fid im Allgemeinen und in Be: 
ug auf: die einzelnen ‚Artifel einverftanden erklärt, zur 
„alsbaldigen Annahme zu empfehlen und weiter anzutragen, 
„Die Wirkungen der Artikel 1 und 6 dieſes Gejeßes durd) 
„einen entfprechenden Zufag zum $. 1, Abſatz 2 des Finanz» 
„gejeßes, lautend: 

| „Die Beiträge zur Erbauung. der Staats- und 

—— — welche nach Maßgabe der be: 
ebenden gefeglichen Beflimmungen im Wege der 
directen Beltenerung aufzubringen find, werden dem 
jährlichen Steuerausſchlag noch bejonders zugejeßt‘‘, 
„für die laufende Finanzperiode wieder zu fuspendiren. 
he —— Zuſatz möchte etwa in folgender Weiſe zu 
„faſſen ſein: | 
Für die Jahre 1845, 1846 und 1847 fol jedoch 
die duch das Geſetz vom 3. d. M. betreffend die 
Berzinfung und allmählige Zilgung der Provinzial: 
firaßenbaufchulden verordnete Erhöhung der beftehenden 
Steuerausschläge nicht zur Ausführung fommen, So: 
wohl der Betrag dieſer Erhöhung, als die zur nö— 
thigen Gleichftelung der drei Provinzen unferes Groß: 
herzogthums unter fi erforderlihe Summe foll im 
Nettobetrag eines Ausſchlags von 2 Heller auf den 
Gulden Normalfteuerfapital zur Hälfte aus der Haupt: 
ftaatsfaffe und zur Hälfte aus der Staatsfcyuldentil- 
ungsfaffe entnommen und in die Provinziafftraßen- 
au ade der drei Provinzen, nach Berhältniß- ihrer 
Steuerfapitalien zum Behufe der Berzinjung und der 
Tilgung der Provinzialftraßenbaufchulden nad den 
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Beftimmungen des erwähnten Geſetzes vom 3. d. M. 
‚abgegeben werden.” | 
„Den am Schluffe der gefälligen Mitthetlung:des Vor— 
„ſtands des Finanzminiſteriums berührten "Gegenftand, 
„nämlich die von der zweiten Kammer beliebte Erhöhung 
„der Zollgefälle um 100,000 fl. anbelangend, fo zweifelt 
„der Yusihuß nicht, Daß hiervon, for weit nöthig, aller: 
„dings abftrahirt werden fünne, glaubt aber für jegt dieſe 
„Sache unberührt laffen und vorerit die Beſchlüſſe der erften 
„Kammer darüber abwarten zu müſſen.“ | 
ſofort dem Ausshußantrage gemäß an, und wurde demzu— 
folge der am Schluſſe beantragte Zufag unverfudert in Das 
Sinanzgeje vom 7. October 1845 aufgenommen. 
(Conf. Landſtändiſche Verhandlungen von. 1844 1. Bd. 
Beilage Nr. 125 und 126 und III. Bd. Pr. 162.) 
Seitdem enthalten denn auch alle jpäteren Finanzgeſetze, 
gleich wie der neuefte Kegierungsentwurf für Das. Finanz— 
ejeß von 1853 denfelben Zufag. Es unterblieb demgemäß 
eit 1845 die urjprünglih proponirte Provinzialfteuerver: 
mebrung von 2 Heller für Oberbefjen und 14 Heller für 
Sturfenburg, und wurde ftatt deffen eine dem Nettobetrag 
eines Ausſchlags von 2 Heller vom Gulden Normalftener: 
fapital der 3 Prorinzen gleichftchende Summe, jährlich 4 
aus der Hauptſtaatskaſſe und 1- aus der Staatsjchulden: 
tilgungskaſſe in die Provinzialfiraßenbaufonds der 3 Pro— 
vinzen nad) Berhältniß ihrer Stenercapitalien abgegeben. 
In Folge dieſer Operation haben fih die Provinzial: 
ftraßenbaufchulden nad) den abgejchloffenen Rechnungen von 
1854 Ende 1853 bis auf folgende Summen vermindert: 
in Oberheſſen auf . . 2. 1,820,557 fl. 
„ Starfenburg » » 2 20.0. 1,396,400 fl. 
„Rheinheſſen. . . .. } 97,800 fl. 
Die nähere Ueberficht der betreffenden Rechnungsergeb— 
niffe für die Provinz Rheinhefjen aus der Periode von 1834 
ift in der nachftehenden Zufammenftellung enthalten: 


Einnahme: fl. tr. 


1. Vorrath nad) der den Ständen auf dem 
14. Landtag erftatteten definitiven Rechen: 
Ihaftsablage bis Ende 1850 für den 
Provinzialftragenbau 202. 29,184 16 

II. Aufgenommene Gapitalien 4,000 — 


zu übertragen 33,184 16 
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fl. : 3 
Uebertrag 33,184 16 
II. An Fonds zur Abtragung und Verzin⸗ 
jung der Kapitalanlehen: 
a. Nettobetrag des in der Provinz Rhein— 
heſſen zu 14 pf. auf den Gulden Nor: 
malfteuercapital beftehenden Steueraus- 
eis: fl. kr. J ı 2 
3 im Jahr 1851 29,768 52 
2) » „n 182 29,837 46 
3) » „ 1853 30,018 105 89,624 481 


b. Betrag des dem Netto eines 
weiteren Ausſchlags von 2pf. 
aufdenGuldenormalfteuer: 
capital gleichfommenden aus 
Großh. Hauptftaatsfaffe und 
Gr.Staatsjchuldentilgungs- 
kaſſe gemeinschaft. zu leiften- 
—* Aufhuffes: A fl. kr. 
im Jahr — J 691 50 
3 I 1853 2002 16 119,499 50 


IV. An fonftigen Einnahmen: 
a. Betrag der gemangelten Zinscoupons 
bei den in der Rechnungsperiode 1834 
abgetragenen, in Folge Verlooſun 
rüdzahlbar gewordenen Provinzial- 
— Obligationen auf Inhaber 
’ 15 fl. 30 Er. 


209,124 384 


b. — des bei dem Ver⸗ 
faufe von 31 pCt. Pro: 
vinzalttragenbauobliga- 
tionen während der Pe— 
riode vom 1. Juli 1845 
bi8 Ende 1847 entftan- 
denen, von der Haupt: 
Staatö-Rafie erjegten 
Cours: Berluftes . . 9100fl. — fr. 

c. Erjaß des aus der Pe 
tiode 1835 herrührenden 
Eoursverluftes, ſowie 
des Zinſen⸗ und Provi- 


— — — — 
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fl. Er 
Uebertrag 9215 fl. 30 fr. 232,308 544 
fionsantheild aus einem Eu 
Capital-Vorſchuß des 
Banquierhaufes Jäger | 
in Sranffurt a M. . 4227|. 3kr. 43,442 33 


Summe der Einnafme . . 255,751 271 
Die Ausgabe verglihen . . 234,739 225 
Erjheint Vorratb . . 21,012 43 
Ausgabe 
seh hie von aufgenommenen Kapitalien 22,445 533 
II. &ourd-Berluft von verkauften Obliga: 
tionen (Erjaß aus vorderen Jahren | 
bis Ende 1853). » » 13,100 — 
III. Abgetragene Kapttalien . . . ... 199,100 — 
IV. Berwaltungskoften und jonftige Ausgaben .93.29 
‚Summe der Ausgabe 234,739 223 
Nahmetjung des Schuldenftandes. 
Obligationen auf Haupt- 
Inhaber. ſumme. 
Unverzinslich. à es 


fl. i fl. 
Stand zu Ende 1850 . 23,500 269,400 292,900 
Zugang während 1833. — 4,000 4,000 
Summe 23,500 273,400 296,900 
Abgang in 1834. . . 21,500 177,600 199,100 
| 2,000 95,500 97,800 
Den 31 9, Obligationen 
auf Inhaber gehen ab und 
der unverzinslichen Schuld 
zu, die am 1. Febr. 1853 
und 1. Januar 1854 vers 
looſten aber nicht erhobe: 
benen Kapitalien . . . 14,800 14,800 — 
ee iſt Stand 46,800 81,000 97,800 
Da nach dem Finanzgeſetz von 1834 die Fortdauer der 
feitherigen Bezüge der Provinzial» Straßenban: Schulden 
Zilgungsfaffen vorgejehen war, dieſe ſich aber für Iheins 
heſſen jährlıd über 70,000 fl. berechneten, fo iſt es klar, 
daß nicht nur ſchon im 2. Budgetjahre ſämmtliche Straßens 
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bauſchulden diefer Provinz getilgt ſeien, ſondern auch am 
Schluſſe der Budgetperiode ſich noch ſehr bedeutende Ueber: 
ſchüſſe ergeben müßten. Die nachfolgende von der Regie— 
rung überkommene Ueberſicht berechnet dieſelben muthmaß⸗ 
lich auf 127,087 fl. 13 fr. 


Ei 1... 8 
1. Borrath nad) der ueberiä fir 183 . 21,012 43 
II. Aufgenommene Kapitalten — — 
III. An Fonds zur Abtragung und Vetzin⸗ 
| jen der Kapital-Anichen: 
a. Nettobetrag des in der Provinz Rheins 
heſſen zu 14 Heller auf den Gulden Nor— 
malſteuer⸗ Kapital nee Steuer: 
ausjchlags: fl. 2 
1)im —* 1854 30,277 58 
n „ 1855 30,474 313 
3) u „ 1856 30, 609 22' 94,361 51} 


b. Betrag desdem Netto eines 
weiteren Aufichlagd von 
- 2 Hellern auf den Gulden 
Normale Steuer » Kapital 
leihfommenden aus Groß: 
erzoglicher Hauptſtaats— 
kaſſe und Großherzoglichen 
Staats⸗Schuldentilgungs⸗ 
Caſſe gemeinſchaftlich zu lei- 
ſtenden Zuſchuſſes: fl. kr. 
1) im Jahr 1854 40,370835 
2)» „ 1855 40, ‚63239 
3) u m 1856 40,81228 121,815.42 


IV. An fonftigen Einnahmen . . , 


213,177 333 
er 35 — 
Summe der Einnahme . .. 234,224 384 


Die Ausgabe verglihen . : . . 107,167. 255 
Erfcheint Borrathb . » .» . . . 127,057 13 
Ausgabe. 


infen von aufgenommenen Kapitalien 3,360 — 
T urch Ablieferung aufgenommener ein 
: an die Hauptftantsfaffe zum Behuf | 
des Straßenbaues (Erfag von Vorlagen) 5,848 554 
III. Xbgetragene Kapitalien . . 7,800. — 
-IV. Verwaltungskoſten und fonftige Ausgaben 158 30 


Summe der Ausgaben 107,167 251 
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Nachweiſung des Schuldenftandes: 


Obligationen auf Inhaber. Haupt: 
Unverzinslih. 3342. ſumme. 


fl. fl. fl... 
Stand zu Ende 1853. . 16,800 81,000 97,800 
Zugang während 1854 . — — — 
16,800 . 81,000 97800 
Abgang während 183% nad) 
II. der Ausgabe . . 16,800 81,000 97,800 
Vergleicht ih . — — Be 

Es iſt nicht zu bezweifeln, daß der hiernach berechnete 
——— Vorrath der Wirklichkeit ſehr nahe kommen 
wird. | 

Dagegen entfteht über die Frage einiges Bedenken, ob 
der Provinz Rheinheſſen ein begründetes Recht auf den 
Bezug dieſes Vorraths zuftehe. Nach dem Buchftaben der 
Verwilligung jolte die Abgabe aus der Staatskaſſe und 
der Staatsſchulden-Tilgungskaſſe nur zum Zwecke der 
Schuldentilgung erfolgen. Es könnte daher nicht ohne 
begründeten Schein die Behnuptung aufgeftellt werden, daß 
fie mit dem Angenblide der vollendeten Schuldentilgung 

eo ipso wegfallen müßte. 

| Wenn man indefjen mit Rückſicht auf die obige geſchicht— 
liche Erörterung die Sache ihrem Geifte nach auffagt und 
die überall klar ausgeſprochene Abfiht einer gleichen Be— 
handlung und Gteichftelhung der dret Provinzen in gerechte 
Erwägung zieht, jo wird man der Verheißung einer ſolchen 
auch bezüglidy der Periode von 1854 eine thatfächliche An- 
erfennung nicht verjagen Dürfen. 

Wir beantragen daher, der Regierungspropofition die 
ſtändiſche Zuftimmung dahin zu ertheilen: 

„daß die aus der Rechnungsperiode von 183% nad) 
förmfichem Abichluß der Provinzialftragenbaufchulden: 
Tilgungsfaffe verbleibenden Ueberſchüſſe diefer Pro: 
vinz zum. Zwecke des Ausbaues ihrer Provinzial: 
ftraßen überlaffen werden.‘ 

Was insbeſondere die einzelnen projeetirten Straßenzüge 
betrifft, jo finden wir Diefelben im Ganzen als zur zwed- 
mäßigen Bervollitindigung des Straßenneges der Provinz 
Rheinheſſen entiprechend und vorzugsweiſe geeignet. 

Su der Zwilchenzeit find ferner verfchiedene Gefuce und 
Anträge wegen Erbauung von Berbindungsftraßen in der 
Provinz Rheinheſſen eingelaufen, nämlich: 
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1) Eine Borftelung der ſämmtlichen Ortsbürger von 
Hohenſülzen um Erbauung ciner Straße von Monsheim 
über Hobenfülzen nach Offftein. 

2) Ein Antrag des Abgeordneten Mohrmann auf Er: 
bauung einer Provinzialftraße von dem Forſthauſe des Do: 
manialwaldes Vorholz Über Bechenheim und Nack mit Eins 
mündung in die Landftraße von Alzey nach Kreuznach bei 
Wendeldheim (Nr. 161 der Beilagen). 

3) Ein Antrag des Abgeordneten Baum auf Erbauung 
einer Straße von Bodenbeim nah Pfaffenfchwabenheim 
(Beilage Nr. 169). 

4) Eine Borftellung der DOrtsvorftände von Gabsheim, 
Udenheim und Scorushein, um eine Verbiudung dieſer 
Dite von Biebelnbeim aus mit der Pariſer Straße. 

Bon Diefen Anträgen fcheint nur der unter 2 erwähnte 
beachtenswerth, Indem die darin berührte Berbindung, 
vorausgejeßt, daß der Anfchluß von Bayern -gefichert iſt, 
den Verkehr mehrerer Orte mit drei benachbarten Staats— 
fragen zu vermitteln geeignet jein würde, während Die 
unter 1, 3 und A gedachten Verbindungen, wie ein Blid 
auf die Karte zeigt, mehr in die Kategorie der Vieinal— 
wege gehörig find. Da indefjen der unter 2 bemerften 
Straße immerhin eine Priorität vor den in der Regierungss 
propofition empfohlenen nicht beigemeflen werden fann, es 
aber ungewiß bleibt, ob nad deren Vollendung noch bereite 
Mittel übrig jein werden, jo fielen wir den Antrag: | 

„alle vier befonderen Anträge vorerft abzulehnen, jes 

doch denjenigen unter 2 der Staatsregierung zur Bes 

rückſichtigung und geeignetenfalls zu einer deßfallſigen 
weiteren Vorlage zu empfehlen.“ 

Schließlich haben wir noch darauf aufmerkſam zu machen, 
daß, da der Zweck der bisherigen Staatsbeiträge, das iſt 
die Schuldentilgung für Rheinheſſen, erfüllt iſt, dergleichen 
Bezüge für die Zukunft werden wegfallen müſſen, und daß 
es dieſer hohen Kammer demzufolge vorbebalten fein wird, 
die Tilgungs-Verhältniffe der Provinzialftraßenbaufchulden 
der beiden anderen Provinzen bei Gelegenheit der Felt- 
ftellung des Finanzgefiges von 1834 des Näheren zu regeln. 


SHE — 
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Beilage Nr. 12 
zum 35, Protokoll vom 4. Auguſt 1857. 


Berigt des dritten Ausfchuffes 
übe die Beſchwerde des Stahlichleifers "Matthias 
Herr aus Offenbach, wegen Verweigerung der 
rlubniß zur Verehelihung mit Anna Gatta zu 
leineinheim; 
erſtattet on dem Abgeordneten George. 


— — 





Nach den valiegenden Acten hat der Stadtvorſtand von 
Offenbach dem Vitfteller es verweigert, fi) mit der Anna 
Gatta aus Kleinftengeim zu werenelichen, welcher Weige- 
rung Großh. Kreisant unterm 19. Juli 1856 die Beflä- 
tigung ertheilt hatte. | 

Auf das erfte Recurgeſuch an Großh. Minifterium ift 
dem Petenten unterm 11. Auguſt 1856 der Beſcheid ge: 
. morden, daß die Beſchwerde als unbegründet abgewieſen 
und die Verfügung Großh. Keisamts aufrecht erbalten 
bleibe, und dabei als Motiv angerihrt, daß Bitifteller ſchon 
während feiner erſten Ehe Unterfligung aus öffentlichen 
Mitteln in Anſpruch zu nehmen genörygt gewefen, fi in 
feinem Wittwenjtand nichts erſpart habt, daher anzunch- 
men jeie, daß er feine Familie ernähren Sönne, 

Eine zweite Vorftelung an Großh. Minckerium wurde 
and denſelben Gründen am 20. Zanuar lauferden Jahres 
abgewieſen. 

Beſchwerdeführer wendete ſich hierauf unterm Si, Mai 
d. J. mit einer Eingabe an die hohe zweite Kammer und 
führe darin aus: 

1) daß die Anna Gatta Schon längere Zeit in Offen: 
bach wohne, obgleich fie fein Vermögen befige fi mit Wa— 
Shen und fonfligen Arbeiten bintänglih emähre. Der 

1 


* 
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Hauseigenthümer befcheinigt derjelben, daß fe ſich in den drei 
Jahren, wo fie bei ibm wohne, gut betragen habe; ebenfo 
vier andere Perfonen, welcher Beicheinigung jedod) die Be— 
glaubigung einer Behörde, fehlt. 

2) daß er ſich felbften gut betragen, worüber die Bür— 
germeifteret Offenbach ſich wie folgt ausſpricht: 

„Matthias Heim, Bürger und Stahljchleifer zu Nſen— 
„bach, führt fett dem Ableben feiner Frau ein! Ot« 
„dentlihen Lebenswandel und hat fic) feither jut be— 
„tragen“. 

3) daß er als Stahlfchleifer wöchentlich 8 br If. 
verdiene, welches durch P. Mohr bejcheinigt ift, 

4) daß ihm nach dem Tod feines Waters, zufode des 
den Acten angefchloffenen Teſtaments des Friedrie Veim 
für fein Antheil ein Vermögen von 1000 fl. zukomile. 

Weiter führt Bittfteler noh an, daß feine ere Frau 
ſehr unverträglich gewejen, Daher es ihm jchwe gefallen 
jeie, eine Micthwohnung zu erhalten, weßhalb erdezwungen 
geweſen wäre, während einem halben Sabr en ſtädti⸗ 
ſchen Verſorgungshauſe zu wohnen, was die Anterſtützung 
ſeie, die er erhalten habe. 

Wenn er ſich kein Vermögen erſpart Ei ſo liege der 
Grund darin, daß feine Frau feine qute Paushälterin ges 
weſen und daß er nıd dem Tod derjrden nicht daran ges 
dadıt Habe, fi) wieder zu verehelidyt; anders jei es aber 
feit er Die Abficht habe, ſich wiede- zu verehelichen. 

Bittftelev bemerkt nun weiten, In Berüdfichtigung , daß 
er für den Notbfall nody ein Vemögen von mehr als 1000 fl. 
zu erwarten habe, feine lobte bereitd 46 Jahre alt, 
wohl ohne Kinder bleiben werde und fie mit ihrem beider: 
feitigen Verdienft um d eher ihr Ausfommen haben würz 
den, als feine Verloſce im Gegenfag zu feiner erſten Ehe: 
frau eine gute Hasfrau feie und kommt jofort zu dem 
Schlu 
— Ctändeverfammlung wolle ſich dahin ausſpre— 

hen, Fuß fein gejegliher Grund zur Berweigerung 
der Heirathserlaubniß bier vorliege und ſich demge— 
mid bei Gr. Minifterium dahin verwenden, daß ihm 
die Erlaubniß zur Eingehung feiner vorhabenden Ver: 
ebelihung werde". 

Referent war es zmeifelbaft, ob hiernach wirklich ge= 
nügender Grund vorhanden feie, die Heirathserlaubniß bet 
dem angegebenen Verdienft und Vermögen im Einne des 
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Geſetzes au verweigern, wandte ſich daher ımterm 20. Juni 

an Gr. Minifterium mit der Bitte um weitere Aufklärung. 

roßh. Minifterium äußert fih nun bieraufhin im Wer 

jentlihen wie folgt: 

„Es ſtehe richtig , daß Bittfteller wöchentlich 8 bis 9 fl. 

als Stahlſchleifer verdiene, daß er aber hiervon 

feine Familie ernähren könne, gebe daraus hervor, 

daß er ſich davon noch nichts erjvart habe, daß er 

bis vor einem Viertel Jahr fi) häufig Vorſchüſſe auf 

feinen Lohn habe geben laffen, und daß es diters 

vorfomme, daß er einige Tage nad) Empfang feines 

Lohnes nichts mehr Davon befiße, daß es auch vor: 

fonıme, daß er fi mande Tage der Arbeit enthalte, 

daß nicht allein feine verstorbene Ehefrau, fordern 

vorzugsweile er felbit ein Schlechter Hauehälter war.“ 

„Die angegebene Erbſchaft von 1000 fl. wird nidt 

in Abrede geitellt, dagegen bemerkt, daß ſolche zur 

Zeit noch nicht als Vermögen des Bittſtellers ange: 

jehen werden fünne, Daher bei der Frage: ob Bitt- 

fteller jegt eine Familie ernähren fönne, nicht in Be— 
tracht fommen könne“. | 

„Seine Berlobte ftehe in nichts weniger als einem 

guten Ruf, babe mit ihrem unehelichen Sohn (nad) 

der Angabe des Gr. Kreisamts einem fünfzehnjähri— 

gen vollendeten Taugenihts, Vagabunden und Dich) 

von Offenbach ausgewieſen werden müſſen, weil fie 

mit dem Bittſteller im Goncubinat lebte, welches Al- 

les zufammen die Regierung beflimmen mußte, die 

Geſuche des Matthias Heim wiederholt abzuſchlagen“. 

Ihr Ausſchuß ift biernady der Unſicht, weil durch Die 

Verheirathung der Anna Gatta mit Matthias Heim der be: 

rüchtigte unchelihe Sohn in der Stadt Offenbach heimath— 

berechtigt werden mwirde und gedachter M. Heim diefe feine 

zufünftige Familie, Mutter und Sohn, wohl nicht auf red— 

liche — wird ernähcen können, dem Geſuch feine Folge 

zu geden. 


1* 
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Antrag der Abgeordneten Probſt, Strigler und 
Zeller 
um eine Geſetzesvorlage über die Währſchaften 
beim Viehhandel. 


Das Bedürfniß eines dem Stande der Veterinärkunde 
und dem merkantiliſchen Tacte der Neuzeit entſprechenden 
Geſctzes über die ſogenannten Währſchaften beim Viehhandel 
iſt ein allgemein gefühltes, von Der Großherzoglichen Staats⸗ 
regierung ſelbſt anerkanntes, indem ſie in dem Entwurfe 
eines bürgerlichen Geſetzbuches für die Provinzen Starken— 
burg und Oberheſſen ſelbſt ſchon derartige Beſtimmungen 
vorgeſehen hat. 

Da aber dieſes Geſetzbuch nicht ſobald erſcheinen wird, 
und das Bedürfniß der bezeichneten Art aber auch für 
Rheinheſſen, woſelbſt noch die Verordnungen und Gewohn— 
heiten aus den Zeiten der franzöſiſchen Occupation gelten, 
ebenfo dringend ıft, jo ftelen wir den Antrag auf das Er- 
ſuchen an die Staatöregierung: 
jene Beftimmungen als beſonderes Geſetz für das 

game Großherzogthum thunlichſt bald zur gefeglichen 
erabſchiedung zu bringen, 
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Bericht des erften Ausfchuffes 
über die Propofition Großherzogl. Regierung auf 
Unterflüsung des Baues einer fleinernen Brüde 
bei Mainz durch ein Anlehben à 4'/, Brocent 
(Beilage Nr. 181); 

erftattet von dem Abgeorpneten Wernbher. 


Es iſt Ichrreih, einen Rückblick zu werfen auf die 


Geichhichte der Uebergangsmittel von einem Rheinufer zum 


andern, 

Bis vor furzer Zeit war die fteinerne Brüde von Groß: 
Bafel nah Klein-Baſel unmittelbar vor der deutfchen Grenze, 
der legte, zu allen Yahreszeiten, in Eisgang und Hochfluth 
gefiherte Uebergang über den Rhein; von da an bis zum 
Ausflug des Stroms in's Meer, hing der Uebergang über 
den Strom von Sahreszeiten und den Elementen ab. Selbft 
die Schiffbrüden waren bis vor vierzig Jahren nur wenig 
zahlreich, und höchſt fonderbar die älteren hatten ihre erfte 
Gründung nicht dem Frieden und dem Bedürfniß fried- 
lihen Handelsverkehrs zu verdanken, jondern der Krieg 
überbrüdte den Strom zum Marſch des Heeres uud der 
Frieden erhielt die Brüde zum friedlichen Verkehr, als eine 
Erbſchaft des Krieges. i 

So wurde im Dreißigjährigen Krieg von Guſtav Adolph 
bei Mainz eine Sciffbrüde über den Rhein geichlagen, 
zur Verbindung der Guftavsburg mit dem linken Rheinufer. 
Nach Beendigung dieſes Krieges verlegte Der Ehurfürft 
Johann Philipp von Schönborn diefe Kriegsbrüde an die 
jegige Stelle und ging ſelbſt am 12. Mai 1664 mit jeinem 


I) 
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ganzen Hofftant über diefe Brüde, den Brüdenzoll bezah— 
lend, zum Zeichen, daß Niemand befreit fein jollte von der 
Erlegung des Zelle. 2 

Vor dem Dreißigjährigen Krieg wurde der Uebergang 
‚über den Rhein bei Mainz durch Führen vermittelt. 

Die jetzige Brüde zu Mannheim wurde von den Allirten 
im Winter 1814 zum Uebergang des Heeres aus zuſammen— 
oerafften Schiffen und Pontons geſchlagen; der Frieden hat 
fie überfommen, erhalten und verbefjert. 

Vorher beftand Dort nur eine ſ. g. fliegende Brüde. 

Oberhalb Mannheim bis zur Schweizergrenze wurden ' 
zwar in Den vielen Kriegen zwilchen Frankreich und dem 
deutſchen Reich, zu Hüningen, Neu-Breiſach, Kehl, Lauter: 
burg u. ſ. f. vielfache Kriegsbrüden gejchlagen, aber im 
Frieden und jobald der Brückenkopf auf der gegenüber: 
Itegenden Eeite wieder verloren gegangen war, aud) wieder 
abgebrochen; — der mmüberbrüdte Rhein bildete die jcharfe 
Grenze zwiſchen den beiden feindlichen Etaaten, 

Erſt in Den letzten 42 Friedensjahren find die Schiff— 
brüden zu Knielingen und Straßburg fefte Gewohnheiten 
geworden. 

Die Schiffbrücke von Worms iſt erſt vom allerneueſten 
Datum, doch ſtand auch ſchon ganz in der Nähe von 
Woruus eine ſpaniſche Schiffbrücke, um im dreißigjährigen 
Krieg die Verbindung zwiſchen der Pfalz auf dem linken 
und rechten Rbeinufer dem Steger zu fihern. Die Schiff— 
brüden von Mainz abwärts, zu Goblenz und Cöln, find 
erſt unter preußischer Negierung gebaut und der urſprüng— 
liche Hauptzweck der Brüde zu Goblenz war, die Feftung 
Ebrenbreititein mit dem befeftigten Lager „an der Mojel: 
mündung zu verbinden. 

Dit: arftelung zeigt, wie man fid) im Anfang dieſes 
Jabrhunderts noch Länge des ganzen Nheinlanfes im Frieden 
mit Fähren und ſ. g. fliegenden Brüden behalf und wie 
die Mainzer Schiffbrüde Die älteſte und dauernſte friedliche 
Brückenanlage über den Nbein war. 

Dieſe mebrfaben UWeberbrüdungen des Rheins durch 
ſtehende Stiffbrüden find aber im Lauf Diefer legten dreißig 
Jahre kaum vollendet, und zwar als Brüden des Friedens 
vollendet, und ſchon find fie durch höher gefpaunte Bedürf: 
niſſe überboten. 

Die europäische Welt bat ihre alte Richtung verlaflen, 
an die Stelle des Krieges ift dir Wetteifer der Yıduftrie 
getreten, geihäftlicher Erwerb und Genuß, nicht Eroberung 
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durch die Waffen, ift vorläuftg die Signatur unferer Zeit. 
Auf wie lange, das liegt in Gottes Hand! 

Das die Schiffbrüden, kaum gebant, fchon veraltet find, 
ift Die natürlıhe Folge davon, daß auf allen Haupiftraßen 
Eijenbahnen die Chaufjeen verdrängt haben, daß zwar 
Schiffbrücken, werigftens in der guten Zahreszeit, und bei 
nicht zu hohem Waflerftand für von Pierden gezogene 
Fuhrwerk eine genügende Fortjegung der Straßen find, 
Daß Dagegen die Locomotive und der Eiſenbahntrain vor 
der Schiffbrücke flillhalten und das Gut auf Pferdefuhrwerk 
übergeladen werden muß, daher verlangt der Handel an 
allen Punkten, an denen Haupteiſenbahnzüge das Rhein— 
ufer erreichen, den ununterbrodyenen Mebergang der Loco: 
motive und des Trains vermittetft fefter, auf fleinernen 
Pfeilern ruhender, Brüden. 

In Cöln werden im Lauf des Jahres 1857, begünftigt 
durdy Den niederen Waſſerſtand des Rbeins, die Pfeiler zur 
Bollendung kommen; der Bau der Mainzer Brüde Tiegt 
vor ung, iber den Plan einer fteinernen Brüde vou Straß: 
burg nach Kehl finden Unterbandfungen zwiſchen Frankreich 
und dem Deutschen Bund fiat, welche, nad öffentlichen 
Blättern, in Diefen Tagen zum Abſchluß gedieben fein jollen. 
So find demnach die alten Siapelpläge Der Rheinſchifffahrt, 
Straßburg, Mainz und Cöln, zu Uebergangspunften der 
Eiſenbahnen defignirt, cin Beweis, daß ihre commerciclle 
Bedeutung nicht eine bloß hiſtoriſche ift, meil eine größere 
Stadt dahin gebaut ift, fondern im der natürlichen Figus 
ration des Landes liegt; fo ift Mainz gebaut am Edyluß 
der großen Ebene des linken Rheinufers, von Bafıl abs 
wärts, gegenüber der Mündung des wafjerreichften Neben— 
ſtromes des Rheins, des Mains, und gegenüber der Etellen, 

‚wo die Hauptitraße aus Franken und Heffen das Ufer des 
Rheins erreihen, Wären die Germanen das Gultur brins 
gende Volk gewejen, ‚jo würde Mainz in den Winkel zwis 
wen Rhein und Main gebaut worden fein, wo jetzt Kaftel 
und Koftheim liegen, die Römer aber bauten die Studt 
euf ihr Uſer und auf einen Hügel, der die Mündung des 
Mains und die Etraßen aus und nad Germunien be: 
herrſcht. 

Mainz war von Arfang an ein Waffen: und ein Han: 
delsplatz zugleich; wenn es nicht flünde, müßte es als 
jolder gebaut werden; es wird diefen doppelten Charakter 
behalten, jo fange in Deutſchland ein Culturvolk wohnt; 
Mainz bat viel Unglüd in feiner Geſchichte gehabt, es hat 
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fi) aber immer wieder erbolt, Dank feiner Lage. Gein 
jegiger Aufſchwung ſcheint alle früheren überbieten zu wollen; 
der Bau einer ſteinernen Brüde über den Rhein wird nicht 
wenig dazu beitragen. | 

Dan würde Unrecht thun, Bauten der Art zunächſt als 
eine Gunft zu betrachten, welche man einer beftimmten Loka— 
lität gewährt. Sie find, von einem höheren Gefihtspunft 
aus, die Erfüllung einer Pflicht, welge man der Geſammt— 
heit gegenüber bat. Wenn am Oberrhein in Straßburg 
und am Niederrhein in Cöln fteinerne Brüden über den 
Rhein gebaut werden, jo tft die Erbauung einer ſolchen 
Brüde im Gebiet des Mittelrheins viel weniger ein Bau, 
gerechtfertigt Durch den Zweck, dem Plaß, wo er gebaut 
wird, Vortheile zu verfchaffen, al8 ein Opfer, welches man 
bringen muß, wenn man die Stellung nicht verfaffen will, 
weiche man feinen Nachbarn gegenüber inne bat. 

Mainz ift der von der Natur und der Geſchichte bezeich- 
nete Punkt zum Bau einer fleinernen Brücke am Mittel: 
rhein; das Großherzogthum Heffen genießt die Vortheile, 
welhe aus dem Befiß eines folden günftig gelegenen 
Platzes entipringen; es kann ſich aber auch den Obliegen— 
heiten nicht entziehen, welche ebenfalls aus dem Beſitz dies 
jes Platzes gefolgert werden. | 

Ob eine ſteinerne Brüde zu Mainz zu bauen fei? ift 
von Großh. Regierung in ihrer Vorlage an die Kammer 
gar nicht in Frage geftellt; jo weit gebt der Referent mit 
den Anfichten Groß). Regierung einmüthig, dagegen in der 
Frage, an welchen ſpeciellen Plag bei Mainz dieſe Brücke 
gebaut werden fol, und aus welchen Mitteln diefer groß: 
artige Bau zu befchaffen ſei, iſt es dem Referenten geradezu 
unmöglich, denfelben Weg einzuhalten, den Gr. Negierung 
betreten bat. | 

Großyerzoglihe Vorlage an die Kammer trennt fich zu 
wenig von den zwar wichtigen, aber Doc untergeordneten 
Intereſſen einer einzelnen Eiſenbahngeſellſchaft, welche Ju: 
tereffen keineswegs überall vollſtändig zufammentreffen mit 
den gerechten Anforderungen des Landes, der Stadt Mainz 
der Provinz Rheinheſſen, und aud das muß bier gejagt 
werden, mit den Forderungen, welche Deutſchland, als un- 
jer ee Vaterland, an uns zu flellen berech— 
tigt iſt. 

z Die Erbauung einer ftehenden Brüde über den Rhein 
ift nicht gleich dem Bau emer Schiffbrücke, welche man 
nach Jahren auseinanderlegen oder an einen andern Platz 
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führen lann, oder gleich einer Geſetzgebung, die man zu: 
rücknehmen, oder nad) gemagpten Erfahrungen nur ab- 
ändern darf, 

Eine fleinerne Brüde, einmal gebaut, ift gebaut, wie 
fie gebaut ift; fie kann von der Stelle, wohin man fie ge- 
baut bat, nicht nad) einer paßlicyeren verlegt werden, Ab: 
änderungen find au allen weſentlichen Theilen, ohne Zer- 
flörung des Ganzen, nicht mebr thunlich. 

Auch iſt der Aufwand eines ſolchen Brüdenbaucs zu 
toß, um, wenn es irgend vermieden werden kann, mehrere 
rücken neben einander p bauen. Die Brüde muß vicl- 

mehr an Dicjenige Stelle und jo gebaut werden, daß fie 
den mebrjeitigen Intereffen zuſammen dient. ER 

ie Erbauer und Alle, welde in den Bau einzuwilligen 
haben, tragen der Mit- und Nachwelt gegenüber gemein 
ſchaftlich die Berantwortlichkeit des Baucs, und nur, wenn 
alle Dabei concurrirenden Intereſſen, jo viel möglich), gewahrt 
worden find, und fie nicht, um nur raſch zum Ziel zu kom⸗ 
men, leichthin über die wirklichen Schwierigkeuen hinweg⸗ 
geſprungen find, können ſie einem Urtheil der Nachwelt ge⸗ 
troſt entgegenſehen. 

Der Referent betrachtet als directe und nächſte Inte— 
reſſen bei dem beabſichtigten Brückenbau 

J. den deutſchen Bund, als Inhaber der Bundesfeſtung 
Mainz, | 

ır das Großherzogthum Heſſen, deſſen volkreichſte 
Stadt und erfie Handelsſtadt Mainz iſt, 

Free Provinz Rheinheſſen, deren alte Hauptſtadt 
ainz iſt, 

| IV. die Stadt Mainz felbft und das Städtchen Eaftel 

als nächſte Intereffenten, . 

V. ſämmtliche Eiſenbahnen, welche bereits jetzt Mainz 
berühren und in Zukunft berühren werden. 

Vergleichen wır diefen Intereffen gegenüber das Pro- 
ject, welches Gegenftard der Vorlage Gr. Regierung iſt. 

Nach dem vorliegenden Vorſchlag ſoll die Brücke vor 
den Thoren von Mainz, eine klein⸗ balbe Stunde oberhalb 
Der Stadt, aber noch innerhalb der legten Außenwerke von 
der Mainfpiße auf Dem linken Mainufer nadı dem rhein⸗ 


Es liegt auf flacher Hand, daß bei einer ernſten Be— 
lagerung von Mainz dieſe, nur durch die Außenwerke ge⸗ 
ſchützte Brücke, ein naher Gegenſtand des Angriffs der 
Belagerer fein wird. Diejelbe wird daher entweder von 
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dem Velagerer oder von den Belagerten ſelbſt zerflört wer: 
den, wie Dieß Ichtere auch von Dem Feflungsgouvernement 
in der verläuftgen Forderung, den Overbau der Brüde fo 
einzurichten, Daß derſelbe zu jeder Zeit leicht zerſtört wer— 
den könnte, vorausgejcht wird. 

Iſt es nun verftändig, einen folben Bau an einer 
Stelle ausführen zu fafjen, auf welcher die Brücke bei jeder 
ernten Belagerung euiweder vom Belagerer oder von Be— 
lagerten wird zerftört werden ? 


Dagegen eine Brüde, gebaut innerhalb der Mauern der 
Stadt Mainz, ift durd) Die drei- und vierfache Circum— 
vallattion und die detachirten Forts der gegen feindliches 
Geſchoß am meisten geficherte Punkt der ganzen Stadt, Die 
Brücke wird bei den härteften Belagerungen erhalten wer: 
den fünnen. Sie wird unabhängig von jeder Jahreszeit 
und jedem Stand des Hochwaſſers, Kaftel und Mainz, die 
beiden zufammengehenden Seftungen verbinden, es geftat 
ten, Truppenmaſſen und Geſchütz in fürzefter Zeit von der 
einen Rheinjeite auf Die ‚andere zu werfen, und Die Erbauer 
einer Brüde innerhalb Mainz würden in der Geihichte dem 
harten Vorwurf nicht entgegengehen, daß eme Bejagung 
von Mainz oder der Ueberreſt einer Befagung aus Dan: 
gel einer Verbindung mit dem rechten Rheinufer gensthigt 
gewejen jet, Die Waffen Kb ftreden — ein Vorwurf, der 
dem übereilten Bau der Brüde in einem Außenwerk dann 
nicht wird erjpart werden. 


Die Bewohner des Großherzogthums wohnen befannt- 
lich nicht bloß längs der Bahn von der Mainjpige nad) 
Darmftadt und Aſchaffenburg, jondern fie wohnen ebenfo 
längs der Main Weſerbahn und der noch weiter in der 
Provinz Oberheſſen projectirten Bahnen; ebenſo ift der 
Verkehr und die Verbindungen der Staatdangehörigen in 
Rheinheſſen nicht allein auf die Richtung nad Darmſtadt 
und Alchaffenburg befchränft, fondern die Beziehungen der 
Nheinhefjen zu Dem rechten Rheinufer bewegen ſich in allen 
Radien des Halbkreiſes. 

Werden die Bewohner beider Provinzen auf die Dauer, 
ohne Klage, und zwar ohne gerechte Klage, es vertragen 
wollen, die Oberheſſen und alle Bewohner des nordöſtlichen 
und nördlichen Deutſchlands, wenn ſie und ihre Waaren 
ſich zum Uebergang auf das linke Rheinufer bei Main 
einer ſtehenden Brücke bedienen müſſen, dieſe Brücke aut 
dem Umweg über Darmſtadt zur Mainfpige zu ſuchen? 
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Werden die Bewohner der Provinz Rheinheſſen und‘ wer 

aus: dem Weften nach dem.rechten Rheinufer über Mainz 
will, Waaren und Perjouen, e8 nicht Schwer und mit Recht 
tadeln, daß man ‘fie nöthigen will, ſtatt von Caſtel aus 
fi) ſogleich ihren Weg nach -allen: Richtungen ſuchen zu 
fönnen, exit nach dem Bahnhof zu Darmftadt ſich zu be— 
geben: und unter Umftänden. von dort aus den Weg nad 
dem unmittelbar Mainz gegenüber liegenden rechten Rhein— 
ufen, dem eigentlichen Zwed der Reiſe, zu ſuchen? 

Eine der Äälteften und fruchtbarften Verbindungen von 
Mainz: find Das Rheingau und das Herzogthum Naffau, 
jollen die etwa aufgegeben und ein Erfaß dafür im. Bach: 
gau und. Speflart geſucht werden? Ä 

Sollen die Bewohner von Mainz, wenn fte bei unter: 
brodyenem Webergang über den Rhein auf das gegenüber: 
gelegene Ufer nad, dem Städtchen Caſtel mollen, dazu die 
ſtehende Brüde. bei Weijenau paffiren müffen, und in Er- 
mangelung einer Mainbrüde den Weg über —— nach 
einem Städtchen nehmen müſſen, das gewiſſermaßen ein 
Theil ihrer eigenen Stadt iſt? | 

Der Referent findet den Eifer der Verwaltung der. Lud— 
wigs⸗Eiſenbahn⸗Geſellſchaft für die einjeitigen Intereſſen die: 
ſer Geſellſchaft ganz natürlich, auch mißbilligt er nicht, Daß 
Gr. Regierung dieſem Unternehmen geneigt iſt; aber-das Al⸗ 
led berechtigt nicht, Die Natur der Dinge umfehren zu dürfen, 
und dev Mehrzahl der Bewohner des Großherzogthums, den 
Bewohnern der Stadt Mainz insbefondere und allen Denen, 
welche. außer Den Anwohnern der Bahn nach Ajchaffenburg 
mit dem Großherzogthum im Verkehr flehen, Zumuthungen 
zu. machen, wie foldye in dem Bau einer fleinernen Brüde 
von der Mainfpige nad Mainz der Welt gemacht. werden. 

Alerdingd werden durch den Bau einer Eijenbahn von 
Biſchoffsheim nach Iſenburg einige der Nachtheile etwas 
gemindert werden, aber der Bau einer fünfſtündigen Eiſen— 
bahn koſtet bekanntlich Geld, vielleicht nn jo viel Geld, 
als nöthig iſt, um den Unterſchied der Baukoſten einer 
Brücke im Bentrum von Mainz gegen den Ban einer Brücke 
an der. Mainjpige zu deden, und ift irgend eine Hoffnung 
da, daß Frankfurt, der Miteigenthümer der Main:Nedar- 
Bahn, jemals einwilligen wird in den Anfchluß diejer pro— 
jectirten Bahn an die Main-Neckarbahn? da der Brücken— 
bau an der Mainfpige eingeftandenermaßen Beinen andern 

weck bat, als der Stadt Frankfurt ein Paroli zu bieten. 

as heißt, auf eine kindliche Gutmüthigfeit rechnen, Die 
man bei, Frankfurt nicht erwarten darf. REN 
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‚Zu den Gründen ‚. welche dan Bau der Brüde an. der 
Mainipige ftügen jollen, gehört auch, daß an dieſer Stelle 
die fteinerne Brüde feine nennenswerthe Goncurrenz machen 
werde der domanialen Schiffbrüde zu Mainz. z 

Dem Referenten fällt es fchwer, für die Kritif dieſer 
Behauptung das rechte Maß im Ausdrud zu finden, emt- 
weder wird ein bedeutender Theil der Perfonen und Saden, 
weiche neh Mainz und zum Durchgang durch Mainz be- 
ſtimmt find, die Brücke an der Mainfpige paffiren, und 
dann fann es nicht anders fein, der Ertrag des Brüden- 
zolles der Schiffbrücke muß um den Betrag, welchen dieſe 
Perſonen und Sachen bezahlt haben würden, wenn: fie die 
Schiffbrücke paffirt hätten, fidy vermindern. Oder es findet 
überhaupt der geboffte große Verkehr auf der Eifenbahn 
von Mainz nad Ajchaffenburg und über die Brücke nicht 
ftatt, Dann ift das ganze Unternehmen ein mißglüdtes: 

Der Wirbelmind ſanguiniſcher Hoffnungen und Die 
Empfindlichkeiten, welche bei der Wahl der Mainjpige zum 
Ausgangspunkt ſich geltend gemacht haben, werden nach wes ı 
nigen Jahren einer ruhigeren Stimmung Raum machen, dann 
aber kommt die Reue zu Spät, denn fteinerne Brüden kann man 
nicht verfegen und zweit fteinerne Brüden baut man, wenn es 
vermieden werden kann, über einen Strom, wie der Rhein tft, 
innerhalb einer halbenStunde Wegraumes nicht nebeneinander. 

Ob dieje Brüde in diefem Jahr wird begonnen werden 
fönnen oder nicht, ift in den Augen des Referenten ein 
Punkt untergeordneten Werthes; die Aufgabe der Regie: 
rung ift es, fi auf die Höhe des wirflihen Bedürfnifjes 
zu ftellen, Ddafjelbe aus allgemeinen: und wahrhaft großen 
Gefihtspunften zu beurtheilen, ohne Haß, ohne Prädilec- 
tion für beftimmte Projecte und ohne fleinlihen Neid ge— 
gen unjere Nachbarn, wobei doch unjere particularen In— 
tereffen, ſoweit fie innere und wirkliche Berechtigungen 
haben, vollftändig erwogen und gewahrt werden fünnen. 

Der Referent betrachtet den Bau einer fteinernen Brüde 
von Gaftel nah Mainz als eine gemeinfame wichtige An— 
gelegenheit des Ddeutichen Bundes, des Großherzogthums 
Heſſen, der Provinz Rheinheſſen, der Stadt Mainz und 
aller in Mainz mündender Eijenbahnen. | Ä 

Das Natürlichfte ift, daß dieſer Bau Durch die Vereinigung 
der Kräfte diefer nächften Intereſſenten ausgeführt wird. - 

Bei einem unbefangenen ernften Willen dazu erjcheint 
dem Referenten. die Vereinigung. diefer Kräfte nicht ſo un— 
möglich; wie man e8 vielleicht darftellen wird. Der deutfche- 
Bund hat Millionen zu Feftungsbauten in Mainz und Caſtel 
verwandt, eine fleinerne Brüde über den Rhein vollendet 
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diefe Feftungsarbeiten, ein Beitrag Dazu fann daher ſehr 
gut ald eine Bundeslaft gefordert werden. | 
Der Ausschuß würde feinen Anftand nehmen, der Kammer 
zu empfehlen, den Bau einer Brüde von Mainz nad) Caſtel 
as nic mit denfelben Mitteln zu unterftüßen, welche für 
den Bau einer Brüde von der Muinfpige nah Weifenau 
durch die Vorlage der Regierung angefprochen werden, d. h. 
alfo bei einem Prioritätdanlehen A 44 pEt. fi mit dem 
Betrag von wenigſtens 1,200,000 fl. zu betheiligen. 
Die Provinz Rbeinbeffen, deren Provinzialſtraßenbauſchuld 
durch die Erhebung von 14 Hell. Zufägfteuer zu den direc— 
ten Steuern getilgt ift, würde vollftändig in ihrem Intereſſe 
handeln, diefen Zufag noch einige Jahre fortzuerheben und 
den Ertrag dem Mainzer Brüdenbau zuzuwenden, wenn 
die Brüde in der Art gebaut wird, daß auch, wie in Cöln, 
Räderfuhrwerk fie pafjiren kann. 
Für die Stadt Mainz iſt es ein Gegenftand der allerböchften 
Wichtigkeit, eine Brücke im Centrum ihrer Stadt ſich zu ſichern. 
Die Bewohner diejer wohlhabenden Stadt werden, wenn 
fie Unterftügung finden, ihre Behörden an der Spibe, fid) 
nicht weigern, Dafür Opfer von hohem Betrag zu bringen. 
Der Ludwigseiſenbahngeſellſchaft möchte fein größerer 
Aufwand zur Laft fallen, als der bereit von ihr zum 
Brüdenbau an der a in Ausficht genommene. 
Gegen die audern in Eaftel und Mainz auslaufenden 
Eifenbahnen befißt Großherzogliche Regierung, wenn fie 
davon Gebrauch machen will, ein uusreichendes Mittel, 
um fie zur Betheiligung an dem Bau der fteinernen Brüde 
von Gaftel nah Mainz zu veranlaffen. Eifenbahnen, weldye 
nicht zur Brüde beitragen werden, find für Perſonen und 
Sachen vom Gebraudy der Brüde ausgejchloflen. | 
' Der Antrag des Ausfchußreferenten, welchem die Mino- 
rität des Ausſchuſſes fih anjchließt, gebt dahin: 
die Kammer möge den Vorſchlag der Regierung mit dem Ber 
ttag von 1,200,000 fl., dem Nennwerthe der Actien, welche 
Gr. Regierung bet der Ludwigseiſenbahn befigt, in Form 
eines Prioritätsanfehns à 44 pCt. zum Bau einer ftelnernen 
Brüde (von der Mainfpige auf das linke Rheinufer) ſich 
zu betheiligen, fo, wie er angebracht ift, ablehnen. 
Dagegen Großh. Regierung erſuchen: 

I. Ueber die Erbauung einer fleinernen Brüde von Mainz 
nah Gaftel die geeignete Vorunterſuchung anftellen, 
Pläne und Koftenüberjchläge ausarbeiten zu laſſen. 

II. Den hoben deutſchen Bund, die Stadt Mainz und 
die in Mainz; auslaufenden Eifenbahnen zur Theil: 
nahme an diefem Bau aufzufordern.' 
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III. Der, Kammer demnähft von dem Reſultat diefer Be: 
mühung Mittheilung zu geben und auf Grund der: 
jelben weitere Vorlage. zu machen, ! 

‚Die Majorität ift anderer Anficht. Ä 

Sie erkennt die beabfichtigte feſte Rheinüberbrückung als 
ein für den Verfehr im Ganzen und Großen hochwichtiges, ja 
unentbehrliches Unternehmen, und kann deßhalb audy nur den 

Wunſch des Ausichyußreferenten theilen, Daß dafür eine Stelle 

auserfohren werde, welche den allgemeinen Intereſſen am 

meiften entipricht. Aber fie glaubt unter den vorliegenden Ber: 

bältnifjen, insbejondere in Betracht der bei der Berathung im 

Ausſchuſſe von Seiten der Regierung wiederholt verficherten: 

Unerſchwinglichkeit der Koften eines Brückenbaues zwijchen 

Mainz und Caſtel, ſowie der vorgeftellten technifchen und lo— 

falen Schwierigfeiten, und der Convenienz der vorhandenen 

eigenthümlichen VBerhältniffe überhaupt wegen, den Beichlüffen 
der Großherzoglichen Staatsregierung in Diefer Beziehung ſich 
lediglich anſchließen zu ſollen. 

te Majorität nimmt deßhalb auch feinen Anftand, ſchon 

jeßt den auf Die Regierungspropofition eingehenden Antrag 

zur Annahme zu empfehlen: 
die Kammer wolle ihre Zuftimmung dazu geben, daß die Gr. 
Staatöregierung bei dem fraglichen Brüdenbau ſich mit dem 
Betrage von 1,200,000fl.,d. t. dem Nennwertbe der Actien, 
welche Die Regierung von der Zudwigseifenbahn befigt, in 
Form eines Brioritätsanlehne von 44 pCt. betheilige. 
Dagegen glaubt dDieMajorität im allgemeinen Intereſſe noch 

weiter Die folgenden Anträge Daran reihen zu müſſen, nämlich: . 

„1) daß der Taunuseifenbahnverwaltung verftattet werden 
wole, binnen einer beftimmten Friſt, Die Taunuseiſen— 
bahn vermittelft Ueberbrüdung des Mains in der Nähe 
von Koftheim an die Ajchaffenburg-Mainzerbahn anzu: 
Ichließen” und 

„2) daß bezüglich der Feftfegung des Brückengeldtarifs Die 
maßgebende Entfchließung der Großh. Staatsregierung 
vorzubehalten fei.” Endlich 

„3) daß an Die Gr. Stuatäregierung das dringende Erſuchen 
gerichtet werde: 

„es wolle diejelbe für den Kal, daß die unter 1. ge- 
dachte Verbindung mit der Zaunuseifenbahn nicht zur 
Berwirklichung käme, der Ludwigseiſenbahngeſellſchaft 
auferlegen, Das von der Generalverfammlung der: 
jelben am 27. April 1857 bereits in Ausficht geftellte 
Broject einer unmittelbaren Schienenverbindung Der 

Brücke mit Frankfurt auf kürzeftem Wege jofort zur 
Ausführung zu bringen.“ | 
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Beilage Nr. 215 
zum 37. Protofoll vom 6. Auguft 1857. 


Bericht des erften Ausfchuffes 
über die Vorlage Großherzog. Minifteriums des 
Innern, betr. eine Entſchädigung der Freiherrn 
Riedeſel wegen der durch die tumultuarifchen 
Greigniffe zu Lauterbah und Umgegend im Jahre 
1848 erlittenen DVerlufte (Beil. Nr. 146); 
erftattet von dem Abgeordneten Draudt. 


Bon Großh. Minifterium des Innern wird mit Aller: 
höchſter Ermächtigung Sr. Königlichen Hoheit des Groß— 
herzogs in einer Vorlage vom 11. Mai 1857 den Ständen 
proponirt, die Freiheren Stiedefel wegen der am 25., 26. 
und 27. März 1848 durch die tumultuariichen Exceſſe zu 
Lauterbach, Angersbadh und Eiſenbach erlittenen Derfuhe 
in einem Betrag von 50,042 fl. mit zwei Dritttbeilen die: 
jed Betrages, oder 33,361 fl. 20 fr., aus der Staatskaſſe 
zu entichädigen. 

Dieje Propofition hat den Ausgang von einem Ereig— 
niß, das aus jener Zeit in unjerem Lande weit vor andern 
den Beleg zurüdgelatfen, zu weldem Unheil und Verderben 
entfejjelte Xeidenjchaften zu führen vermögen. Zu befannt 
noch iſt es, wie die Ereigniſſe des 24. Februar 1848 zu 
Paris in raſcher Folge nur am zu vielen Orten ſich geeig— 
net zeigten, Begterden zu entzügela und Die Bande ber 
Ordnung aufzulöjen. Eine Aufregung hatte bald auch 
über das Großherzogtum ſich ausgebreitet und fie hatte 
vorzugsmeije in mehreren flandesherrlichen Bezirken zu rohen 
Ausbrüchen geführt. | * 
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Was bier insbefondere den durch Die gegenwärtige 
Propofition in Sprache fommenden Borgang angeht, jo hat 
ſich dieſer, wie folgt, entwidelt: 

Unmittelbar nad) der landesherrlichen Proclamation vom 
6. März 1848 hatte fih nad der Mode jener Tage auch 
aus Lauterbah eine Yürgerdepntation in Darmftadt ein: 
gefunden, um den auf dem Landtag damals bier anweſen— 
den beiden Freiherrn Ludwig und Georg Riedeſel die For: 
derungen ihrer Stadt vorzutragen, und hatten Darauf dieſe 
unter dem 9. März in einem, auch in Die Großherzoglicye 
Zeitung vom 14. März aufgenommenen Schreiben dem an 
der Spige der Deputation geftandenen Bürgermeiiter zu 
Lauterbach eröffnet, wie fie fir ihre Perfon, unangeſehen 
ihrer Mirbefiger, die Patrimonial: Gerichtsbarkeit an den 
Staat abtreten, die Abtretung des Präientationsrechts auf 
Pfarreien und Schulſtellen an die Gemeinden gefeglicher 
Beſtimmung anheimſtellen, dem Recht auf Anftelung des 
Bürgermeifters und fonftiger Drisvorftantsperfonen ent: 
jagen, werfchiedene benannte Privatgerechtſame aufgeben 
wollten, endlid zu einem Vergleich der obſchwebenden Holz⸗ 
proceſſe — dieſe hatten den Hanptgegenftand der Beſchwer— 
den gebildet — bereit feien und zu dem Ende fie fi, ſo— 
bald es nur mit ihren Pflichten als Landſtäude vereinbar 
fei, nach Lauterbach begeben, unterdeffen aber ihren Sammt— 
raıh von Bart zur einftmeiltgen Einleitung der Vergleichs— 
unterhandlungen inftruiren würden. Ein zu jchleunigerer 
Erledigung der letzteren Angelegenheit in Lauterbach ermübl» 
ter eigner Ausſchuß harte in jeiner erſten Stgung am 14. Mürz 
(in dem folgenden Lanterbaber Wochenblatt bekannt ges 
macht) den Beſchluß gefaßt: Sammtrath v. Buri wäre zu 
erſuchen, binnen 10 Tagen die erforderliche Vollmacht ſich 
zu verſchaffen. Der Schluß dieſes hier genannten Termins, 
der in dem Volke ſich bald als ein ſolcher ausbreitete, zu 
dem ihm ſeine Ferderungen nachgegeben ſein müßten, hier 
und dort ſchon mit der Folge, daß ſonſt die Riedeſel'ſchen 
Schlöſſer abgebrochen, die Acten aus dem Archive verbrannt 
würden, but dann in trauriger Verwirklichung, was vor: 
her das bloß unbeſtimmte, doch weit verbreitete Gerücht 
bereits befürchten laſſen konnte, das ganze Unheil der großen 
Zerflörungen gebracht, zu dem in bedauerlicher Weiſe eine aufs 
geregte Volksmenge ſich hat fortreißen Laffen, fo febr nach 
den Zwiſchenfällen aud andererjeits ſich eigentlich ſchon 
eine gutliche Ausgleichung wieder im Ganzen hätte erwarten 
laſſen dürfen. — In der Zwiſchenzeit, ſchon am 16. März, 
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war eine nroße Menge Volkes aus den Drten des Frei 
herrlich Riedeſel'ſchen ehemaligen Gerichts Engelrod in dros 
bender Haltung vor Sammtrath von Burt in Lauterbach 
erfchienen, und wieder zu einer Beruhigung batte an dem fols 
genden Zag der Stadtvorftand von Lauterbach cinen befondes 
ven Aufruf an Die fämmtlichen Bewohner des Landraths— 
bezirks über die wahrjcheinlihe Ausficht zu einer gütlichen 
Bereinigung erlaffen, neben der weiteren Bekanntmachung, 
daß aus den webrkaren Einwohnern Lauterbachs eine Bür— 
gergarde ſich gebildet, um einem jeden unerlaubten Eingriff 
in die Öffentliche Ordnung und Ruhe mit Entjchicdenheit 
zu begegnen. Möchte nur das Letztere dann ſpäter auch 
geſchehen fein! Nah Darmftadt waren nochmals zwei De: 
putirte aus Lauterbach entjendet worden, fie wuren am 
22. März bei den beiden hier anweſenden Freiherrn Riedeſel, 
und auf cin anderes dringendes Anſtehen des Sammtraths 
von Buri hatte gleichzeitig Großh. Miniftertalrath Maurer 
ſich in Lauterbach eingefunden, um Vergleichs: Unterhande 
lungen dort perſönlich zu vermitteln. Wirklich bewirkte auch 
der eben genannte Regierungs-Commiſſär am 23. März 
einen Bergleich wegen der obſchwebenden Holzproceſſe mit 
der Etadt Lauterbach; er ging am 24. März zu Vergleichen 
‚ mit den Gemeinden der Freiherrlich Riedeſel'ſchen Gerichte 
Moos, Altenſchlirf, Freienfteinau und Cherchmen und am 
25. März zu Bergleichen mit den Freiherrlich Riedeſel'ſchen 
Drten Maar, Landenhanfen und Angersbad über, als an 
dem Ichtberührten Tag, des Morgens gegen 10 Uhr, die 
gejammten Ortöbürger des chemaligen Gerichts Engelrod 
in Lauterbach fich einfanden. Die zufanmenftrömende Volks: 
menge machte bald nun Das ſchon durch die geftern und 
heute gefteigerten Forderungen ſchwierig gewordene Weiters 
unterbandeln urmöglid. Das Erfte, Das um die Mittags— 
zeit aus der Volksmenge, die ſich zuſammengethan, geſchah, 
war, daß fie auf dem Rathhauſe, während man dort fi) 
mit den Gemeinden die Vergleiche weiter zu ordnen bes 
mühte, tobend die Entlafjung eines unbelichten Landraths— 
Diener von dem Borgefegten deſſelben erzwang. Es wurde 
jodaun. die Aeußerung laut: „jeßt geht es an Die Riedeſel— 
den Schilder“. Unter Zujammenftrönen vieler Hunderte 
wurde in Mitte der Stadt von dem Freiherrlich Riedeſel— 
ſchen ſ. g. Fräuleins-Wirthshaus das Riedeſel'ſche Wuppen 
und Wirthsſchild heruntergeſchlagen und das Wappen, Das 
ouf Blech gemalt geſtanden, an einer Leiter befeſtigt, durch 
die Straßen der Stadt nach dem Burghof getragen. Die 
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Menge hatte von bier ſchon wieder abziehen wollen, als fie 
auf Das über dem vorderen Eingang zum Burgſchloß ein: 
gemauerte fteinerne Wappen aufmerffam wurde. Sie wen: 
dete num gegen dieſes fich, deſſen Beſchädigung aber wollte 
der Höhe wegen, in der es fich befand, nicht wohl gelingen. 
Inzwiſchen wurde mit Steinen in die Fenſter des Shiofes 
geworfen und follte die verſchloſſene Thüre deſſelben mit 
der Leiter aufgerennt werden. In dem Schloſſe hatte ſich 
damals allein die Bejchließerin von Landmarſchall Frei: 
herren Riedeſel zu Neuenhof bei Eifenady aufgehalten. Der 
Großh. Landrath, ein Gendarmerie-Brigadier, auch Andere 
ſuchten zuredend das Einbrechen in das Schloß abzuwenden, 
fie mußten vor der tobenden Menge jedoch fich entfernen. 
Die Eingangsthüre des Schloſſes wurde gewaltfam auf: 
geftoßen und die Menge ftrömte mafjenhaft hinein und brei— 
tete im Verlauf des Nachmittags in allen Zheilen des 
vierftöcdigen Gebäudes ſich aus, Die verjchloffenen Thüren 
im Innern überall erbrechend. Der reihe Inhalt des 
Schlofjes war gänzlich der Vernichtung Preis gegeben und 
unterlag in allen Stüden, nichts unverfchont, einer viehi— 
ſchen Zerftörungswuth der Mafje, theils ſchon in den ein- 
ie Zimmern, theil® heruntergeftürzt in den Schloßhof: 
eine Räumlichkeit in dem ganzen großen Gebäude, von 
dem Dad bis in die Keller, blieb irgend unbejchädtgt. 
Aus Lauterbady fammelten ſich Feine Bürger, die bier Ein: 
halt geſchafft, noch befondere Aufforderungen des Großh. 
Minifterialrath8 Maurer auf dem Marftplag hatten Erfoig, 
ungehindert fonnten die Frevler ihr Zerftörungswerf bie 
auf den legten Gegenftand vollenden. — Bon diefem Acte 
der roheften Erbirterung trug ſich die Wuth jegt hinüber 
aegen die Dienſtwohnung des Freiherrlich Riedeſel'ſchen 
Rentmeiſters Simmer, in Haß gegen den Bewehner. Diejes 
Gebäude, zweiftöcig, befindet gleihfalls fi in dem Burg: 
hof, dem Schloß gegenüber. Aus Beſorgniß vor perlönlicher 
Mißhandlung war die Wohnung bereits verlaflen. Die ver: 
Ichlofjene Hausthüre wurde gewaltſam aufgeftoßen und von 
den Eindringlingen überall wieder ſowohl an dem Gebäude, 
als an den vorfindlihen Mebilien ihr Zerftörungseifer be— 
thätigt. — Der größere Theil der Menge batte in dieſer 
Zeit auch fehon wieder ſich weiter gewendet gegen die Woh— 
nung des Kammerherrn Freiherrn Ludwig NRiedejel, das 
I. g. Darmftädter Haus. Zwei Tage vorber bereits hatte die 
Gemahlin Des genannten Freiherrn, weil fie ſich nicht mehr 
fiher bier gehalten, mit ıhren Kindern ihren dafigen Auf: 
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enthalt verlaffen; nur. ein Bediente und eine Köchin waren 
zurüdgeblieben. Der Bediente Hatte während der Zerftö- 
zungen in dem Burgichloffe nod) ſchnell verjchiedene werth— 
volle Gegenftände zu retten gejuht. in Gendarın und 
einzelne Andere juchten die Herünftrömenden von dem 
Eindringen abzuhalten, doch fie wurden durch die uns. 
leihe Gewalt verdrängt. ine bejondere Erbitterung 
* fi) in der Menge dadurch ausgebreitet, daß, wie 
das Gerücht allgemein ging, Freiherr Ludwig Riedeſel 
vor der letzten Deputation in Darmftadt die Yeußerung 
gethan habe: fie würden, ehe fie den an fie geftellten For- 
derungen nachgäben, ihre Befißungen an den Rothſchild 
verfaufen, welcher den Bewohnern des Bezirks erft recht 
nod das. Mark audfaugen jolle, diefe Aeußerung war das 
Stichwort der wüthenden Menge geworden. Die Tumul—⸗ 
tuanten erbraden dad Haus, im Inneren wieder alle vers 
ſchloſſenen Thüren, und zertrünmerten, was ihnen ſich darbot, 
bis auch bier fi) das Zerflörungsmerk vwolftindig durch 
alle Räume des großen ſchönen Haufes in den drei Stod- 
werfen defjelben ausgebreitet hatte. — Dieſem Haufe gegen 
über ſteht das zweiſtöckige Freiherrlich Riedeſeliſche Archiv— 
— Gegen ſolches wendete ſich nunmehr die Menge. 

chon war es Abend geworden. Die ſtarle Eingangsthüre 
deſſelben, wie die verſchloſſenen Thüren im Inneren des 
Gebäudes, wurden gewaltſam aufgeſchlagen, wie in den 
vorderen Gebäuden, die Fenſter zerbrochen, und was von 
Acten und Urkunden, die bier aufbewahrt waren, bet 
folder Verwüftung im Innern den Zumultuanten in Die 
Hände ftel, wurde, um fo ſicherer die Papiere zu vernich 
ten, auf die Straße berausgeworfen. — Den Schluß zu 
ſolchen Zerftörungen in der Stadt Lauterbach jelbit machte, 
auch noch während Die Verheerungen in dem Archiv ges 
ſchahen, das um ein Haus von dieſem entfernte Wohnhaus 
des Freiherrn Georg Riedefel, das |. g. Altenburger Haug, 
in weldem damals außer Dienftboten, die Wittwe und 
eine Tochter des Oberpfarrers Hoffmann gewohnt hatten, 
Auch bier fand die Zerftörungsmuth der gewaltſam Einge: 
Drungenen wieder ein reiches Material und was von der 
Menge in den drei Stodwerfen des Hauſes vernichtet 
werden fonnte, wurde blindlings zerſchlagen. — Sei es 
Erſchöpfung der Tumultuanten, die in ſolchem Zerſtörungs— 
eifer mit * Verheerungen bis tief in die Nacht hinein 
fortfuhren, oder eine allmählig erwachende Beſorgniß vor 
einem Einſchreiten der mehr zum Schutze ſich vereinigenden 
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Bürger Lauterbachs, in Lauterbach wurde von jcht mes 
nigſtens fein anderes Riedeſel'ſches Gchande mehr erſtürmt. 
Aber die aus dem Archiv herausgeworfenen Papiere mit 
vielen anderen Stücken der zertrümmerten Möbel wurden 
ins Lauf des Abends zu einem Haufen vor die Etadt her— 
ausgefahren und hier angezündet und dem Feuer überlaffen. 

Während bier ſolches geſchah, zog um Mitternacht noch 
ein Haufe naw Der 3 Stunden von Lauterbach entfernten 
Freiherrlich Riedeſel'ſchen Ziegelbrennerei bei Angersbach. 
Daß auch dieſe zerſtört werden ſolle, war des Nachmittags 
ſchon während der Verwüſtungen im Burgſchloß in's Ges 
ſpräch gekommen, möglich, wie cine Vermuthung war, daß 
angeregt durch eine Eiferſucht von Häfnern in Lauterbach. 
Die wüſte Rotte verließ dort den bei den Zerſtörungen 
in Lauterbach offen ausgeſprochen feftgchaltenen Grundjag, 
nichts durch ein Feueranlegen in den Gebäuden zu vernichten, 
weil den Eigentbümern für dieſes ſonſt aus der Brand: 
kaſſe wieder Entihädigung werde. Die Ziegelei nebft den 
bereutenden dort geflandenen Holzſtößen wurde angezündet 
und mit ihnen die vorhandenen Fabrikate und Geräthe ver: 
richtet. 

An dem fommenden Tag, dem 26. März, einem Sonn— 
tag, fanden nochmals viele Auswärtige fid in Lauterbach 
ein, jet e8, um zu betrachten, was geſchehen, jei es um an 
werteren Zerftörungen fi zu betheiligen. Wirklich wurde 
von einer Anzahl Leute aus Lanzenhain Die — — 
des cine Stunde von Lauterbach entrernten Schloſſes Eifen: 
bach des Freiherrn Ludwig Riedeſel offen verabredet. Ein 
Trupp zog des Nachmittags anf der Chauſſee dorthin, auf 
welchem Wege nos; Einzelne fich ihnen zugejellten, und bet 
Eiſenbach ſchloſſen weiter Verſchiedene aus Herbflein fich 
ibnen an, Die vorher von der vorhabenden Zeritörung des 
Schloſſezs Kunde erhalten und nun bier Das nach einer 
Saye von einem in alten Zeiten durch einen Riedejel’jcyen 
Ruter in bem Schloß gefangen gehaltenen Geiſtlichen aus 
Herbſtein zurückgebliebene Meßgewand zurüdholen wolten, 
J dem Schloſſe befand damals ſich nur eine einzelne 

ienerin, aber durch den bei dem Schloſſe wohnenden 
Pachter mir ſeinen Knechten, den dortigen Revieriörfter 
und einige Schon binzugezogene Wächter hätte wohl möglich 
den bis jetzt erſt nur ın ſchwächerer Zahl beranzichenden 
Frevlern Einhalt geſchehen können, dody wie wörtliche Ab— 
mabnungen gegen dieſelben nichts fruchteten, mochte Die 
Bucht vor ſpäterer Ausdehnung einer Verwüflung auf das 
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eigene Gut, ein thätiacd Entgegentreten abhalten, und der 
Haufe zog ungebindert in den Schloßhof ein. Die unteren 
Fenſter des Schloſſes wurden eingeſchlagen oder geworfen; 
die Eingangsıhüre gewaltſam erbrochen, cine Thüre nad 
dem Weinkeller aufgeriffen, wodurch ſchen zu Anfang Die 
bier lagernden großen Weinvorrätbe Preis geftellt wurden, 
und nach dem dortigen reichlichen Zuſpruch erhigt, dehnten 
die Frevler fib bald in dem ver diedenen Naumen des 
großen vierltödigen Gebäudes, zerftörungswüthend gegen 
ale Gegenftände, die ihnen fidy Darboten, aus. Mit Dem 
Anbrud der Naht waren auch andere Schaaren aus den 
umliegenden Orten herangezogen, aus Neugierde, oder zum . 
Schutze des Pachters, oder zum GSteblen, oder um mitzus 
beifen bei der begeunenen Zerftörung, und an Alle, wer 
fam, wurde noh Wein zum Zrinfen herumgegeben. Die 
viehiſche Zerflörung ging bei Lichter und Laternen bis zur 
Mitternacht fort, wo Erſchöpfung von der raſtloſen Arbeit 
allmählig die Frevler fid entfernen laflen machte, die Ichten 
freilich erſt gegen 2 Uhr Morgens. Der Bediente des 
Freiherrn Ri 35 der in Lauterbach geweſen, kam mit zu— 
ezogener Hülfe gegen 3 Uhr auf den Platz. Schon am 
itiwoch vor den Auftritten zu Lauterbach hatte derſelbe 
werthvollere Geräthſchaften des Schloſſes in einem Gewölbe 
defielben zu bergen lea und Diefe ließ er jegt von bier 
auf 2 Wagen nad) Lauterbach fahren. - Den ÜRorgen über, 
am 27. März, fanden wieder neuerdings Rotten ſich ein, 
jet e8 zum Stehlen, oder zu cinem Werterverwüften, was 
der Zerfiärung bis jeßt ned entgangen war. Eiſt nad 
Mittag kam em Theil der Bürgergarde, Die in Lauterbach 
fit) gebildet, zunächſt auf Die, übrigens irrige Nachricht, 
es jeie ein Arzt won Lauterbach, der nad Eiſenbach ge— 
fommen war, dort erſchoſſen worden, herangezogen zu ende 
licher Eäuberung des Schloſſes. Der größere Theil des 
Geſindels zerſtob jetzt aus dem Schloſſe; nur Zwei, mit 
Prügeln bewaffnet, wollten jenen entgegen, fie fielen jedod), 
da fie nicht auf Anrufen ſteben blicben, tödtlih von den- 
jelben gejwoffen, nieder. Ein anderes Menfchenfeben 
hatten die Vorfälle Nachts vorher ſchon gefoitet, wo ein 
Burſche an den bei den Zerftörungen in Lauterbach am 
Kopie erlittenen Contuſtionen geftorben war. Mit dem ge- 
Daten, zu lange nur in Anſtand geiaffenen endlichen 
Eruſt zu einem Widerſtand, war jegt den umfangreicen 
Zerflörungen -ihr Ende geſchafft. An dem folgenden Tag 
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gegen Abend traf auch Militärmacht aus Butzbach und 
Friedberg, für den Sicherheitsdienft entjendet, noch ein. 
Wie belangreicy die worberührten Zerftörungen in Lau— 
terbach, bei Angersbad und zu Eiſenbach ſich ausgedehnt 
haben, zeigt die nachftehende Zujammenftellung, nach wel: 
cher Hr in Geld angefchlagene Schaden Dderjelben betra- 
gen bat: 





an Mobilien 


an den 


z der 
Gebäuden. Sreiheren | Dritter, 
Riedeſel. | 
1: 1 76, fl. kr.afl. Ir 
zu Lauterbach 
in dem Burgſchloß . . . . 2704-119,077 431 138 - 
in der Simmer’schen Dienft- 


WORRUNG 0 24 04% 548I— — 1-1 5@— 
in dem Darmftädter Haus. [1144| — 3,3801—| 287157 
in dem Archiv....... 449 — — — 


in dem Altenburger Haus. |1113!30 9,014—1 682124 


bei Angeröbady in der 





BEOER 2 0 — I—*)] 3,379132] 152)— 
zu Eiſenbach im Schloß [2802/30 9,620 — —: ie 
8761I— 140,471|15[1833|18 


Zwar fommt die bier aus den gerichtlichen Unter: 
fuhungsacten gefertigte Zufammenftellung nicht zu dem in 
der Propofition Großherzogl. Miniftertums auf 50,042 fl. 
angegebenen Gejammtjchadensbetrag, bei dem ausjchließlich 
Freiherrlich Riedeſel'ſchen Eigenthum um 809 fl. 45 fr. 
niedriger, auf 49,232. fl. 15 kr., und unter Zurechnung 
der in den Gebäuden mit zerftörten Mobilien von in Freis 
herrlich Riedefel’fchen Dieniten ftehenden und anderen in 
jenen Gebäuden wohnenden Berjonen um 1023 fl. 33 fr. 
höher, auf 51,065 fl. 33 fr.; jedoch glaubt Großherzogl. 
Minifterium den von ihm feüber angenommenen Betrag 
beibehalten zu können. Diefer Betrag beruht auf einer 
Angabe der Freiherrn Riedejel jelbft, wonad) ihre Verlufte, 


) Der Schaden der Ziegeleigebäube ift beſage des Regierungs— 
blatt8 von 1851, ©. 145, mit 3969 fl. 40 fr. aus der Brand» 
fafje erjegt worden. 
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den amtlich aufgenommenen und den Unterfuchungsacten 
beiliegenden Taxationen zufolge, betragen hätten: 
I. an Bejhädigungen und Zerftörungen von Immo— 


DEIEN SE 52.5 wear ae re er rl. Fe 

II. an Mobilien, nach ihrer eidlichen Erhär— 
KING, EIER = 4 a ee ee, 
50,042 fl. 


Der Herr Minifterialpräfident theilte auch eine bet 
Großherzogl. Minifterium jelbft gefertigte Zufammenftellung 
dem ne mit, und -diefe weicht von der. oben durch 
diejen aufgenommenen darin ad, daß fie 

1) den Schaden an Immobilien, mit der Angabe der 
Breiheren Riedejel übereinftimmend, ebenfalld zu 8781 fl. 
berechnet, wobet jedoch überjehen wurde, von der Taxations— 
jumme des Schadens im Darmftädter Haus den bei ders 
jelben zu 20 fl. angefchlagenen, aber tn Sicherheit ge: 
brachten Wajchkefjel wieder abzuziehen ; 

2) den Schaden an Freiherrlich Riedeſel'ſchen Mobilien 
u 40,392 fl. 43 fr., wobei aus der Ziegelei bet Angers» 
—* die verbrannten 497 Stecken Ho & 3 fl. 45 fr., 
um 15 fr. zu body, die zertrümmerten Waaren, HZiegels 
bretter und Geſchirr nach der Angabe im Hauptbericht des 
Criminalrichters, von den fpeciellen Schäßungen. des Zieg— 
lerd abweichend, um 78 fl. 47 Er. zu gering aufgenommen 
ftehen; endlich 

3) den Schaden an Mobilien Dritter zu 1848 fl. 34 fr., 
wobei die Mobilten des Ziegler bei Angersbah, von 
deiien cigner Angabe abweichend, nad) der Angabe im 
Hauptbericht des Griminalrichterd um 54 fr. höher ange: 
jet, endlich aucy noch 14 fl. 22 fr. zugerechnet ftehen aus 
einer Beihädigung an Laden und Fenfter bei einem in der 
vorderen Aufzählung nicht befonderd in Erwähnung ges 
brachten, am Abend des 25. März vereinzelt unternomme— 
nen Angriff gegen «die Privatwohnung des Freiherrlich 
Riedeſel'ſchen Rentmeiſters Dieffenbah zu Lauterbad. — 
„Bon weiteren Unterfuchungen zur Aufklärung diefer Diffe: 
venzen mit den Angaben der Freiherrn Riedefel”, bemerfte 
der Herr Prafident des Großherzogl. Minifteriums des 
Innern in feiner Antwort an den Referenten, „glaubte 
man abftrabiren und die Angabe des Schadens von 50,042fl. 
der zu bewilligenden Entſchaͤdigung in der Abfiht zu Grunde 
legen zu fönnen, den Freiherrn Riedeſel demnächſt bei Ber 
willigung einer Entfhädigung die Verpflihtung aufzuer: 
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fegen, an Derfelben in gleichem Verhältniſſe auch Die in 
ihren Dienften ftchenden oder in ihren Gebänden wohnen: 
den Perſonen theilnehmen zu laſſen“. 

Die wegen der Thäter alsbald eingeleitete, von drei 
Eommifjären geführte gerichtliche Unterfuchung Ffonnte aus 
den vielen, bei den einzelnen Zerſtörnngen durch Ab- und 
Zugang wechſelnden Haufen wohl nur den Eleineren Theil 
ermitteln; die jedoch ſchuldig befunden wurden, gehörten 
durchgebends, weit überwiegend, der niedrigsten Claſſe der 
bürgerlichen Geſellſchaft an. Durd Urtheil des Hofge— 
— zu Gießen vom 21. Auguſt 1848 wurden ſchuldig 
erkannt: 

a) wegen der Vorgänge zu Lauterbach und Angersbach 
PH zu Zuchthausſtrafen von 94 bis 2 Jahren, und 

ünfzchn zu Correctionshausſtrafen von 34 Jahren bis 
3 Monate, und zwar aus Lauterbady 17, Allmenrod 5, 
Angersbady 2, Dierlammen 2, Zandenhaufen 2, Maar 2, 
— Stumpertenrod, Weidmoos, Storndorf und Friſch⸗ 
orn je 1; 

b) wegen des Vorgangs zn Eiſenbach Dreizehn zu Zucht⸗ 
hausſtrafen von 44 bis 2 Jahren, und Vier zu Corrections⸗ 
hausſtrafen von 2 Jahren bis 8 Monate, und zwar aus 
Lanzenhain 7, Herbftein 3, Dierlammen 2, Dinar 2, Steine 
furth, Hörgenau und Rizfield je 1. 

Die Strafen gegen 44, bis zu 1 Jahr Correctionshaus, 
find in Dem Regierungsblatt von 1853, ©. 195—1%6, be: 
kannt gemacht; 8 weitere erhielten Strafen unter 1 Jahr 
Gorrectionsbaus. 

Das hofgerichtliche Urtheil hat alle Condemnaten, welde 
an den einzelnen Zerftörungen theilgenommen, bezüglich des 
- erwetölich geftifteten Schadens für ſolidariſch hafibar er— 
klärt; jedoch aus dieſer, auch namhajt in unſerem Straf 
geſetzbuch Art. 6 noch aufgenommenen Quelle haben die 
beſchädigten Eigenthümer keinen Erſatz zu erwarten, da 
ſchon auf die Unterſuchungskoſten im» Geſammtbetrag von 
2818 fl., aus Mangel an Vermögensobjceten der Verur— 
theilten, etwa nur Der neunte Theil zur Criminalkaſſe eins 
gezogen werden fonnte, Die Propoſition Großherzogl. 
Minifteriums geht deßhalb, wie zum Eingang berührt, auf 
eine Eutſchädigung der Beſchädigten aus der Staatskaſſe 
mit zwei Drittheilen ihres in Geld angeichlagenen Bers 
luſtes, nad) demselben Maße, in welchem im Jahr 1833 
den Etaatöbeamten, die durch Die bekannten tumultuariſchen 
Exceſſe in Oberheſſen im Jahr 1830 beſchädigt wurden, 
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eine Entfhädigung ihrer Verluſte ſtändiſcher Seits aus 
der Staatskaſſe zugeftanden worden. 
Zunächſt ſcheint in dem vorliegenden Kal zu beflagen, 
daß in den Diefjeitigen Provinzen des Großherzogthums 
nod) fein Geſetz die Einwohner einer Gemeinde bet offenen 
Eigentbumsverlegungen einer zufammengerotteten Menge, 
wenn Die Gemeinden ſolche Beſchädigungen verhindern 
fonnten,, für Ecyadenserftattung verantwortlich erflärt bat. 
Hätte ein ſolches Gefeg am 25. März 1848 vorgelegen, 
ſchwer wohl möchten die ungcheuren Zerftörungen in Aus— 
führung gekommen fein, wegen der nad) der vorliegenden 
Propofttion die Staatskaſſe eine jo bedeutende Eutſchädigung 
jetzt leiften fol. Nah dem erzählten ganzen Gang der 
Zerftörungen möchte, nur zu ſehr, es alle Wahrſcheinlich⸗ 
fett für ſich haben, daß die Einwohner Lauterbachs, wenn 
fie bei dem Hereinziehen der Bewohner des Gerichts Engel 
rod mit Entfchiedenheit aufgetreten wären, wenn vorjorg: 
lich nur die Bürgergarde ſich aufaeftellt, die doch ſchon, 
nach der Bekanntmachung des Stadtvorſtandes vom 17. ge— 
nannten Monats, aus allen wehrbaren Einwohnern ſich 
gebildet hatte — wie in dieſer Bekanntmachung es aus— 
drücklich heißt, um „jedem etwaigen unerlaubten Eingriff 
in die öffentliche Ordnung und Ruhe mitaller Eutſchieden— 
heit zu begegnen“, dann auch die fünmtlichen gefolgten 
maßlojen Verheerungen im Gntftchen abgewendet haben 
würden. Die Einwohnerfchaft Lauterbachs läßt eben ſo— 
wohl nach ihrer bei Bildung einer Bürgergarde zu ver 
muthenden befferen Bewaffnung, als ſchon nach ihrer Kopfe 
zahl, fi) im Uebergewicht gegen die bereingeftrömte Menge 
annchmen; und wohl auch nur erft bei Einzelnen in dieſer 
Menge mochte ein beſtimmter Vorfag zu einer Zerftörung 
gefaßt gewefen fein, der vermuthlich jedod), bei offenem 
Gegenüberſtand, gar nicht zu einem Ausdrud gefommen 
fein dürfte. Nicht ſofort fchritt die Menge, wie fie in 
Lauterbach fi) zufammengefunden, zu ihrem Zerftörungss 
werk über, fondern erft nach und nach, als fie fich nirgends 
von einer gewaltthätigen Abwehr gehemmt fand, lich fie 
au ihren Zerftörungsgräneln ſich hinüberführen. Der vors 
iegende Fall möchte für die Regierung es nochmals zu 
einer befonderer reiflichen Erwägung empfehlen, ob fie 
den Ständen nicht wiederholt ein Geſetz in dem vorange— 
denteten Stun vorlegen folle, als fie dieſes m dem Jahr 
1848 gethan, worauf umſomehr hier bingewirfen werden 
mochte, da im Jahr 1848 die zweite Ständekammer es 
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war, die, obſchon fie am 21. März die Staatöregierung 
um Die — eines entſprechenden Geſetzesentwurfs, 
mit 34 gegen 3 Stimmen, erſucht hatte, doch, nachdem 
ſolches am 10. Mai geſchehen, am 4. Juli, mit 20 gegen 
19 Stimmen, wieder die Beſchlußnahme über dieſen Ge— 
ſetzesentwurf auf unbeſtimmte Zeit vertagt haben wollte. 

Gr. Minifterium bafirt die von ihm gemachte Propo— 
fition zu einer Entſchädigung aus der Staatskaſſe nicht jo: 
— auf einen rechtlichen, als auf einen Billigfeitsan- 
pruch. 

Daß ein Anſpruch aus Rechtsgründen nicht beſtehe, 
möchte übrigens jo ganz unzweifelhaft ſchon nicht feine 
Geltung haben. Die Staatöverbindung befteht zu einer 
alfeitigen Sicherheit, Seder aus dem Volke hat ein Recht 
Schutz gegen Vergewaltigungen zu fordern, und die Re 
gierung jelbft, kraft ihrer Oberauffiht und Polizeigewalt, 
tft, wie berechtigt, jo verpflichtet, nicht allein auch aus 
eigenem Antrieb Kenntniß von Allem zu nehmen, was in 
Abfiht auf Erreihung des Staatszweckes wichtig ift, ſon— 
dern fernerhin, wie berechtigt, ebene verpflichtet, zu binter- 
treiben und vernichten, was dem Staatszweck zumwider be: 
funden wird, befonderd was die Sicherheit Aller, wie 
Einzelner bedroht, und für die Erhaltung öffentlicher Ord— 
nung ſteht dem Staatsoberherrn mit felbi die Waffen. 
boheit zu. Die Sicherheitpolizet muß in Thätigfeit treten 
allezeit, jobald wegen einer drohenden Rechtöverlegung nur 
‚ die Währfcheinfichkeit vorbanden tft; die Gewißheit derjelben 
kann nicht erfordert werden, denn wollte man ſolche, jo 
würde es zu einer Berhütung zu ſpät jein, da eine Ges 
wißheit erft durh den wirklichen Eintritt der Rechtsver— 
- Iegung geichaffen wird. Wie die bier angegebenen allge: 
meinen Sätze des Staatsrechts eine Verbindlichfett des 
Staatd zur Entihädigung begründen, findet auch bereits 
fih, jo viel durch den Druck befannt, namentlih in einem 
Erfenntniß des Oberappellationsgerichts zu Eaflel aus dem 
Jahr 1834 anerfannt, wo, was deu Diefem Gerichtähof 
vorgelegenen befonderen Fall angeht, auf die Klage eines 
Handelsmanns, deſſen Haus bei tumultuarifchen Bewe— 
gungen in der Stadt von einer Anzahl daran Theilnch- 
mender angegriffen und nebft den darin befindlichen Mo— 
bilien befcyädigt worden, — in Mebereinftimmung mit dem 
vorausgegangenen Erkenntniß des Obergerihts, die Ver— 
pflihtung des Staats für Erſtattung des Schadens, 
welcher durch das pflichtmäßige Einſchreiten der Polizei— 
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und Militärbehörde hätte verhütet werden fünnen, ange- 
nommen wurde. 

Mit Anwendung folher Rechtsſätze auf den gegenwärtig 
und vorliegenden Zul würde ſonach die rechtliche Ver: 
pflichtung der Stuatskaffe zu einer Entjhädigung der Frei- 
bern Riedeſel, wenn ſchon die Propofition Gr. Miniftes 
riums dieſe Verpflichtung nicht annimmt, geringeren Zwei: 
fels fein. Hätten die Freiheren Riedejel eine Staatöhülfe 
jelbft nicht einmal bejonders angeſprochen gehabt, jo war 
ohnehin jedoch der Staatsregierung, wie es namentlicd aus 
‚ihrer Entfendung des Gr. Miniſterialraths Maurer zu ent- 
nehmen, die bevorftehende Gefahr bekannt gewefen; und 
daß diefe Gefahr aud wirklich ihre Wahrjcheinlichkeit hatte, 
dürfte ferner daraus ſich entnehmen laſſen, daß die Frei— 
herrlich Riedeſel'ſchen Familienglieder, welche in Lauterbach 
bis dabin gewohnt, einige Zage zuvor fi von dort 
entfernten, indem fie nicht mehr ſich da ficher halten fonn= - 
ten, und zum Theil auch werihvollere Mobiltenftüde von 
> ihnen, jo gut e8 gejchehen konnte, verborgen wurden. Ge— 
rade für den Tag, an dem die Zerftörungen ſich eröffneten, 
hätte ed dur die zehn Tage vorausgegangene Bekannt: 
madhung, nad den in der Zwiſchenzeit auf fie hier und dort 
laut gewordenen Neußerungen, vorzugsweije veranlaßt ges 
wejen fein dürfen, Vorkehrungen zu ‚einer Sicerftellung 
zu treffen und möchten jelbft dieſem gegenüber nicht einmal 
die inzwilchen zur Einleitung gebrachten Vergleichsverhand— 
lungen beſonders geeignet gewejen fein, Die durch jene 
vorhergegangenen Greignifle erwedten erniteren Bejorgniffe 
wieder zu heben, da, wenn auch dieje Verhandlungen bei 
ihrem Beginne, an dem zweiten Zag vor den nachher in 
Ausführung gebrachten Zerftörungen noch einen glüdlichen 
Abſchluß gewannen, Diejelben aber an dem nächſten Tag 
ſchon weniger dazu zu fommen vermochten. Aus einer all- 
emeinen Anfchauung der Vorgänge von jener Zeit zu 
—— dürfte dieſe Betrachtungsweiſe ſich wohl be— 
gründen; doch iſt immerhin es möglich, daß, wer den Vor— 
gängen näher geſtanden, eine andere Ueberzeugung hat ge— 
winnen können, ihm es nach den in Gang gekommenen 
Vergleichsverhandlungen wieder wahrſcheinlicher werden 
durfte, daß die Aufregung der dortigen Gegend ſich wieder: 
mehr bejänftigen werde, oder daß er, für den Fall ſelbſt 
einer jchlimmeren Wendung der Dinge, zur Abwendung der 
möglichen Gefahr aud einiges Vertrauen nod auf die da- 
mals ins Leben gerufene Bürgergarde iu Lauterbach ſetzen 
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fonnte: denn fie follte ja nad der bejonderen öffentlichen 
Bekanntmachung des Stadtvorftandes vom 17. März, wie 
wiederholt ſchon hervorgehoben, einem „jeden etwaigen une 
erlaubten Cingriff in die öffentlihe Ordnung und Ruhe 
mit aller Entfcyiedenheit begegnen”, und warum hätte man, 
da die Bürgergarde nad der Bekanntmachung aus allen 
mehrbaren Einwohnern Lauterbachs beftand, ohne Weiteres 
fein Vertrauen in fie ſetzen ſollen! 

Bei den angegebenen Sätzen für eine Verpflichtung des 
Staats aus nicht geleiſtetem Schutz muß übrigens davon 
immer auszugeben bleiben, daß die Gewährung des Schntzes 
unter den vorliegenden Umftinden ihm möglich geweſen 
jet, ebenſowohl im Allgemeinen, al8 ungehindert durd 
andere Berbäftniffe: denn der Beſorgniſſe eines Angriffs 
können ja möglich fih auch mehrere zu gleicher Zeit und 
an verschiedenen Orten aufgeworfen haben, ſo daß fir den 
Staat eine gleichmäßige Abwendung der gefammten, zu 
befürchten geflandenen Angriffe über jeine Kräfte hätte 
gehen müſſen. Auf die Möglichkeit ſolcher Entſchuldigung 
einzugehen, wirft ſich aber fir den vorltegenden Fall um 
jo leichter auf, da bekanntlich um jene Zeit auch vielfach 
anderwärts Aufregung und Erbitterung offenbar geworden 
und eine Erſchütterung aller Berhältniſſe ſich gezeigt hat. 
Bei ſolchen concurrirenden Anfprücden, die nicht gleichzeitig 
eine Befriedigung befommen fomiten, wird dann nad) der 
Natur der Sadye Die nad) einer oder der anderen Richtung 
nüber oder entferuter beftehende Gefahr, ſowie insbefondere 
auch die materielle Wichtigfeit aus einer oder der andern, die 
Enticheidung hier- oder dorthin zu beſtimmen baben. Wir 
wiſſen num aus der fraglichen Zeit, daß Beforgniffe vor 
tumultuariſchen Auftritten nicht bloß in dem Lauterbachiſchen, 
fondern in Gleichem auch aus anderen Orten des Groß— 
berzogtbums ſich Find thaten, und ſolches nicht allein im 
Oberheſſen, wie namentlich der von der Negierung ente 
jendete Gr. Miniſterialrath Maurer ja unmittelbar zuvor 
zu Büdingen und in Aſſeuheim Etürme zu beſchwichtigen 
hatte, fondern insbefondere aud in der Provinz Starfene 
burg, wie namentlich in dem Odenwald. Sa es drobte 
der Ausbruch von Stürmen damals nicht allein von In— 
Ländern, fondern ſicher umfangreicher nod von auswärts, 
Das Sitzungsprotokoll der zweiten Stäudekammer vom 
27. März 1848 mit ſeiner Beilage Nr. 304, mag bins 
läuglich rückerinnern, welche dringende Anzeichen mun da— 
mals hatte, daß von der Schweiz und von Frankreich aus 
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ein bewaffneter Einfall in Süddeutſchland zum — de 
Monarchieen und Einführung einer deutſchen Republik ge— 
ſchehen ſollte. Solchen Thatſachen gegenüber läßt ſich 
ſchwer behaupten, inwieweit die Staatsregierung ſich im 
Stand halten fonnte und mußte, zur Niederhaltung tumul: 
tuarifcher Exceſſe Militär in jener Zeit nach dem Lauter: 
bachiſchen zu entjenden, vielmehr dürfte es rechtfertigend 
für fie gelten, daß fie ſolches anftehen zu laffen hatte, jo 
lange fie ſich irgend fonft noch auf eine Abwendung folcher 
Exceſſe, ſei es in gütlihem Wege, oder durc andere Mittel, 
genug machen durfte. Die Entjcheidung für den Bes 
stand. eines Rechtsanſpruchs fir die Freiherrn Riedeſel bet 
dDiefen Rüdfihtnahmen würde, wie fid) aus den bier ge- 
‚gebenen Andeutungen jchen leicht entnehmen läßt, zweifels: 
ohne nady allen Richtungen bin ein weit tieferes Eindringen 
in die gefammte Staatöverwaltwng jener Zeit gebieten, als 
dem Ausschuß ein ſolches nur möglich fein kann; doch wird 
für eine Entſcheidung der Ständefamnern auf die vorlie— 
gende Propofttion Gr. Minifteriumsd des Innern ganz ſich 
von folhem auch abſehen lafjen, da die Anforderung an die 
Staatöfafje hier nicht aus Rechts-, ſondern nur aus Billig: 
feitögründen erhoben worden tft, und fie nicht auf einen 
vollen Betrag des erlittenen Schadens gebt. Spredyen aber 
andere Gründe fchon für dieſe Propoſtlion Gr. Minifteriums, 
jo genügte es, zu einer Verftärkung bier darauf nur auf: 
merkſam gemacht zu haben, Daß möglich auch Rechtsgründe 
den Anſpruch der Freiherrn Riedeel zu ſtützen vermöchten. 
So viel die Billigkeitsgründe für den vorliegenden 
Anſpruch zu einer theilweiſen Entſchädigung der Freiherrn 
Riedeſel wegen ihrer erlittenen Verluſte angeht, ſo werden 
dieſelben in der für dieſe Entſchädigung gemachten Propo— 
fition einmal daher entnommen, Daß ohne ein in jener 
Zeit beftandenes flärkeres Bedürfniß der Militärmaht nad) 
anderen Richtungen, den nad) der Aufregung in der dorti— 
gen Gegend allerdings Schon im Voraus zu befürchten ges 
andenen Gewaltthätigfeiten fih würde Haben begegnen 
laffen; ferner daher, daß die Angriffe gegen Das Eigen: 
thum der Freiheren Riedeſel mit aus der politiichen Stel— 
fung derjelben im Staate entjprungen ſeien; endlich da— 
ber, daß zwei Mitglieder der Freiherrlich Riedeſel'ſchen Far 
milie, weil fie damals ſich auf dem Landtage befanden, in 
jener ereignißreichen Zeit ſich nicht perſönlich ji Haus um 
eine Abwendung der Exceſſe hätten bemühen können. 


* 
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Bon dem erften dieſer bier ausgehobenen drei Gründe 
ift bei der vorderen Ausführung ſchon geſprochen. Die 
Propofition Gr. Minifteriums nimmt für ihn auch darauf 
nambaft Bezug, wie nad) den eingetroffenen Nachrichten von 
den Ereignifjen des 13. und 14. März zu Wien und des 
18. und 19. März zu Berlin auch in dem Großherzogthum 
der Ausbruch jelbft einer Revolution habe befürchtet. wer— 
den können. Dem berufenen erften Grund wird feine Ans 
erfennung nicht. zu verjagen fein. Hatten die Freiheren 
Riedejel aus dem allgemeinen Staatszwede, welcher Sicher- 
beit gegen willfübrlihe Eingriffe und Störungen von Sei— 
ten Dritter gewähren joll, einen Anfprudy auf den Schuß 
des Staates, war der Staatsregierung es bekannt, daß die 
Sicherſtellung der Freiheren Niedefel in ihrem Eigenthum 
in der fraglichen Zeit bedroht war, und mußten deijen- 
ungeachtet die Freiherrn Riedeſel einen Schug des Staats 
entbehren, weil derjelbe Damals feine Macht zur Abwehr wo 
anders hin bedurfte, jo fanır es, die Richtigkeit von leßterem 
vorausgeſetzt — und ohne diefes würden die gedachten Freiz . 
herrn nach dem früher Ausgeführten rechtlich ja ſelbſt eine 
volle Entfchädigung anzufprehen haben, gewiß nur auf 
einer hohen Billigfeit beruhen, daß der Staat, während er 
jeine Macht zu anderen Anfprücen bereit gehalten und die 
Freiherrn Riedeſel lediglich deßhalb ſchutzlos gelaffen, den— 
ſelben wenigſtens einen Theil der Verluſte vergütet, die er 
ſonſt nach ſeiner Pflicht vollſtändig von ihnen abzuwenden 
gehabt hätte. 

Der zweite in der Propoſition Großh. Miniſteriums 
aus dem Angriff auf die politiſche Stellung der Freiherrn 
Riedeſel im Staate zu einer Berückſichtigung aus Billigkeit 
für dieſelben entlehnte Grund wird inſofern, als er mehr 
noch dafür ſpricht, dem hervorgehobenen erſten Grund Folge 
u geben, allerdings ebenfalls alle Rückſicht verdienen. 
Dach Anerkennung der deutſchen Bundesacte haben die 
Freiheren Riedeſel befonders die Gewähr der ihnen einges 
räumten politiſchen Stellung anzulprehen und fie fonnten 
jomit auch umfomehr, in diefem Schuß nicht hintangeſetzt 
zu werden, verlangen. Daß aber der Angriff gegen das 
Eigenthum der Freiherrn Niedefel aus der politiichen Stel: 
fung derjelben mit ausgegangen, wird dadurch begründet, 
daß eine mehrfache Abänderung jener Stellung unter den 
an fie damals geftellten Forderungen enthalten war, wegen 
der ſämmtlich gegen jle diejenige Erbitterung aufgewachlen 
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ift, die den erften Anreiz zu dem nachherigen umfangreichen 
Zerftörungsmerfe gegeben, mag bei diefem folgend aud) 
mehrfach lediglich die blinde Wuth, nur um zu zerftören, 
Einzelne fortgeriffen Haben. Großh. Minifterium nimmt 
bei diefem Grunde Bezug auf die ſtändiſche Anerkennung 
in einem vorderen Sale, in welchem den durd) die tumul— 
tuariſchen Auftritte im Jahr 1830 beihädigten Staate- 
dDienern eine ſolche Entſchädigung zu Theil geworden fet. 
Allerdings vereinigten damals ſich die Stände für jene 
Stantödtener auf eine Entihädigung zu zwei Drittheilen 
ihres Berluftes, weil ſolche Staatsdtener den. Berluft eben 
in Folge ihrer Stellung im öffentlichen Dienfte erlitten 
hatten; doch bleibt der Grund für eine Berüdfihtigung 
des Intereſſes, das der Staatsdienft geboten, verjchieden 
von dem, der für die Aufrechterhaltung der politijchen Be— 
rehhtigung einer Glaffe von Stautsbürgern ſprechen wird. 
Hier wird es die bundesverfaffungsmäßige Anerkennung . 
dieſer Berechtigung fein, dort ift es das unentbehrliche Be— 
dürfniß des Staatsdienfted an fih für alle Zmeige der 
Staatövermaltung. | 
Auch der Dritte für die Propofition von Großherzogl. 
Miniftertum berufene Grund wird fir eine Entjcheidung 
auf dieſe Propofition nicht ohne Einfluß gelaffen werden 
fönnen. Die beiden auf dem Landtage zu Darmftadt ans 
wejenden Freiheren Ludwig und Georg Riedefel hatten es 
bet ihrer erften Antwort vom 9. März auf die Anforde 
rungen der Bewohner Lauterbachs ausdrüdlich erklärt, daß 
fie 3 zu einem Vergleiche in Betreff der obſchwebenden 
A oceile „ſobald e8 nur mit ihren Pflichten als Land: 
änden vereinbar ſei“, jelbft nach Rauterbach begeben würden. 
Wie es die PBropofition Großherzog. Miniftertund name 
haft hervorhebt, durfte e8 ein damaliger Landftand bei 
den fich überftürzenden folgenreichen Ereigniſſen des März 
1848 aus gutem Grund mit feinen Pflichten unvereinbar 
halten, daß er in Ddiefer Zeit von Darmftadt fi) nicht ent— 
fernte; und andererſeits läßt Die Möglichkeit nicht ſich ver: 
abreden, daß durch eine perjönliche Unterhandfung eines 
der Freiherrn Riedefel ein Vergleich jchneller hätte herge— 
ftellt werden können und daß dann mit Diefer rajcheren 
Befeitigung des Gährungsftoffs aucd die Aufregung, vor 
ihren rohen Ausbrüchen, ſchon wieder ihre Belünftigung 
hätte haben können. Konnten aber nad jenem Verhältniß, 
- alfo, wie die Propofition befagt, im öffentlichen Intereſſe, 
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die Freiherrn Riedeſel, ſoviel ihre beiden genannten Mit— 
glieder betrifft, an die Die Bewohner Lauterbachs ſich zu: 
nächſt gewendet hatten, von jener Möglichkeit feinen Ge— 
brauch machen, fo würde e8 bei den vorderen Gründen 
weniger noch billig erfcheinen, fie den im anderen Falle 
möglich von ſich abgewendeten Berluft ganz tragen zu 
laſſen und ihnen die für fie proponirte Entihädigung zu 
verſagen. 

Weiterhin wird zu den angeführten drei Billigkeits— 
gründen aud aus einer Rüdficht der Staatöflughett der 
Grund ſich noch zugefellen können, daß die Frevler in ihrer 
Abfiht, durch die Zerftörungen, wie fie es ausſprachen, 
den Freiherrn Riedejel einen Schaden ohne fommenden 
Erjag zugufügen, einigermaßen fi getäufcht jehen müſſen. 

Zum Schluß fann im Allgemeinen nocd erwähnt werden, 
wie auf die Anfrage des Referenten, ob noch andere ähn— 
lihe Entſchädigungsanſprüche erhoben worden ſeien oder 
vermuthet werden könnten, der Herr Präftdent ———— 
Miniſteriums des Innern erwidert hat, daß ähnliche Ent— 
ſchädigungsanſprüche, wie ſolche von Seiten der Freiherrn 
Riedeſel erhoben worden von anderer Seite nicht 
gemacht worden und, bei der großen Verſchiedenheit der 
auch anderwärts vorgekommenen Beſchädigungen von den 
bei den Lauterbacher Exceſſen verübten, nicht wohl erwartet 
werden könnten. 

Drei Mitglieder des Ausſchuſſes beantragen nach den 
vorderen Ausführungen, das eine Mitglied jedoch nur mit 
einem Theile der Motive einverſtanden: 

die Kammer wolle zur Verabfolgung einer Entſchä— 
Digung an Die Sehen Niedejel wegen der durch 
die tumultuarifchen Exeeffe zu Lauterbach und Um: 
gegend erlittenen Verlufte im Betrage von 33,361 fl, 
20 fr. aus der Staatöfafje, mit der Verpflichtung 
an die gedachten Freiherrn, an diefer Entſchädigung 
in gleihem Werhältniffe auch die in ihren Dienften 
ftehenden oder in ihren Gebäuden wohnenden Ber: 
jonen theilnehmen zu Taffen, ihre Zuftimmung er: 
theilen. 

Das vierte Mitglied des Ausschufies erklärt fich mit 
dem vorfiehenden Antrag ebenfalld einverftanden, 

wenn zuvor über eine fommende DVerantwortlichkeit 
der Gemeinden zur Entſchädigung ſolcher offenen Zers 
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— ein beſonderes Geſetz verabſchiedet worden 

ein wird. 

Das fünfte und ſechſte Mitglied des Ausſchuſſes erklären 

ſich endlich in Beſorgniß der Conſequenzen im Ganzen 

gegen den geſtellten Antrag und beantragen ihrerſeits: 
die Propofition Großherzogl. Miniftertums des Innern 
wegen einer Entſchädigung der Freiherrn Riedeſel 
abzulehnen. 
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Beilage Nr. 216 
zum 37. Protofoll vom 6. Auguft 1857. 


Weiterer Bericht des zweiten Ausfchuffrs, 
den Gefegesentwurf wegen Zufammenlegung der 
Grundftüde, Theilbarfeit der Parcellen und Feld— 
mege- Anlagen betr, (Beil, Nr. 134); 

erfiattet von dem Abgeorpneten Hofmann, 


Die erfte Kammer bat, auf erflatteten Ausichußbericht 
(Beil. Nr. 14), zu den nachfolgend bezeichneten Artikeln 
des Gefegesenrwurfs mehrere von den dieſſeitigen Beſchlüſ— 
fen, denen fie fonft überall beigetreten ift, abweichende Be- 
fchlüfje gefaßt, über welche Ihr Ausſchuß fich in gegen- 
wärtigem Berichte weiter zu äußern hat. 


Zu Artikel A, 


An erfter Kammer wurde beichloffen: 

3 in pos. a das Wort: „getrennte“ zu flreichen. 

2) die pos. a fo zu faflen: 
Hofgüter, infoweit deren Grundftüde in wohlgerundes 
tem Zufammenhange um das Hofgebäude liegen, fo: 
wie wohlgerundete, einem Eigenthümer zuftchende, 
Grundflähen von wenigftens zchn Morgen Flächen: 
ehalt, die nicht mit Hofgebäuden im Zufammen- 
Ar ftehen, auch wenn in beiden Fällen diefe Gü— 
tercomplege in mehreren Gemarkungen, Fluren oder 
Gewannen liegen oder durch Wege und Büche ge: 
trennt find, 

3) in pos. b die Worte: „es fei denn — einverftanden 
erklären” zu ftreichen und nad) pos. b folgenden Sag 
einzujchalten : 
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Uebrigens ift e8 ſowohl den unter a als auch den 
unter b aufgeführten Grundbefigern geftattet, an 
der Zujammenlegung freiwillig fi zu betheiligen. 
Solange fie jedody ihre deßfallſige Erklärung nicht 
ausdrücklich abgegeben haben, find fie weder ſelbſt 
bezüglich der betreffenden Grundftüde als ſtimm— 
berechtigt zu betrachten, noch fünnen diefe Grund» 
ftüde bei der Anmwendimg der im Art. 1 enthal- 
- tenen Beſtimmungen mitgezählt werden, 

Mit dem erſten und Dritten dieſer Beſchlüſſe find mir 
aus den im jenfeitigen Ausichußberichte entwicelten Grün 
den, die wir als richtig anerkennen, einverftanden, bean: 
tragen daher: 

denjelben beizutreten, | 

Bezüglich des zweiten Bejchluffes dagegen fünnen wir 
Gleiches, bejonders in Hinblid auf den Schlußſatz „aud 
wenn — find“ nit empfehlen, weil wir beforgen, daß 
eine ſolche Beftimmung oft Gonjolidationen unmöglich madyen 
würde, die an fi) wohl motiwirt erjcheinen. Liegen eins 
zelne zu einem Hofgute gehörende Puarcellen nicht in ſolchem 
wohlgerundeten Zujammenhange, wie e8 der Entwurf for: 
dert, ſo möchte weder Grund noch Bedürfniß vorliegen, fte 
von der Conjolidation ausjunchmen uud daſſelbe ſcheint 
uns der Fall zu fein, wenn jonft aneinander ftoßende Güs 
tercompfere von der bezeichneten Größe ſogar in verſchie— 
denen Gemarkungen liegen oder thatſächlich durch Wege 
oder Bäche getrennt find; in letzterem Falle fann man et 
gentlicdy gar nicht fagen, daß es fih von einem zuſam— 
menliegenden Srundftüde handle und wohl möchte der 
beſchloſſene Zufag einer geordneten Wegeanlage oft große 
Schwierigkeiten zu bereiten geeignet fein; — im andern 
Falle aber ift in Betracht zu ziehen, daß regelmäßig doch 
nur eine Gemarkung, Gewann oder Flur confolidirt wird, 
und es alio nicht immer leicht ausführbar fein wird, viels 
leicht fleine zu der betreffenden Gemarkung ꝛc. gehörende 
Grundflächen bloß darum, weil fie mit größeren Flächen 
einer andern Gemarfung in Berbindung fichen, gauz von 
der Coufolidation auszunchmen. 

In den allermeiften Fällen werden übrigens joldye größere 
Gutscomplexe bei flatıfindenden Confolidationen ohnehin 

ufammenbleiben, eine wejentliche praftifche Folge des 
ejchluffes Der erften Kammer würde daber nur in außerft 
jeltenen Fällen zu erwarten fein; c8 iſt jogar fait wahr— 
Iheinlih, Daß nie Fälle vorlommen werden, wo einem 
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Grundeigentbümer aus Nichtannahme der fraglichen Bes 
ſtimmung Nachtheil erwachſen wird, allein umgekehrt laſſen 
fidy die möglichen Nachtheile, welche ihre Annahme vielleicht 
ur Folge haben kann, kaum mit einiger Sicherheit vorher: 
* Aus dieſen Gründen beantragen wir: 
„den Beitritt zu dem erwähnten zweiten Befchluffe 
der erften Kammer abzulehnen.“ 


Zu Artikel 8. 


Die erſte Kammer hat beichloffen, die Worte: „vor 
ie von 20 Jahren” au fireihen und ſtatt deren zu 
eben: 
„wenn nachher eine Zerfplitterung derfelben nicht 

ftattgefunden.* | 
Nun ſprechen zwar allerdings einige Gründe der Bil- 
ligfeit dafiir, daß derjenige nicht abermals zur Confolida- 
tion gezwungen werde, der bei einer ſolchen ſchon einmal 
betheiligt war und fein hierbei überfommenes Grundeigen- 
thum unzerjtüdelt erhalten bat; allein wenn wir uns in— 
joferne mit dem Beſchluſſe der erften Kammer conformiren 
ir müfjen glauben, jo folgt daraus doc) feineswegs, daß 
ie Worte: „vor Ablauf von 20 Jahren“ zwedmäßig zu 
ftreihen feien, indem wir vielmehr der Anficbt find, daß 
der durch fie gegebene Schuß gegen allzubäufige Conſoli— 
dationen allen Grundbefigern unbedenklich gewährt und 
die Abficht der erftien Kammer vollftändig. erreicht werden 
fönne, wenn dem Artikel folgende Faſſung gegeben- würde: 
Grundftüce, welche nad) Maßgabe des gegenmärtigen 
Geſetzes bei einer Zufammenlegung bethetligt waren, 
fönnen, joferne fe jpäter ungerftüdelt geblieben, tiber: 
haupt nicht, ſonſt aber nur nad) Ablauf von 20 Jah— 
ren gegen den Willen des Befißerd zu einer nody 
naligen Zujammenlegung zugezogen werden, 

was mir beantragen. 


Zu Artikel 11. 


Nach den Worten: „den Lehns- und Erbleihheren” hat 
die erſte Kammer einzuſchalten beſchloſſen: 
„den Anwärtern bezüglich der zu einem Fideicom— 
miſſe gehörenden Grundſtücke.“ 
Dieſer Zuſatz harmonirt ohne Zweifel mit dem Geiſte 
und der Abſicht des Geſetzes; wir empfehlen deßhalb: 
ihn anzunehmen, 
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Zu Artikel 13. 


Die erfte Kammer hat den Beitritt zu dem dieſſeitigen 
Beichluffe abgelehnt, daß die Staatsregierung erfucht wer— 
den folle, in die Ausführungsverordnung oder Snftruction 
eine Beftimmung aufzunehmen, kraft weldyer die Betheilige 
ten zu Ausübung der ihnen nah rt. 61 des Geſetzes 
über das Pfandrecht zuftehenden Befugniffe von der einge: 
tretenen Veränderung in SKenntniß zu feßen jeien. Als 
Grund der Ablehnung wurde bezeichnet, daß das neue Ge- 
jeß über das Pfandrecht noch nicht verabſchiedet fei. Selbſt— 
verftindlich war die Abficht der zweiten Kammer nur dabin 
nerichtet, daß die fragliche Anordnung, mit der in materieller 
Beziehung der Ausſchuß der erften Kammer fih einver: 
ftanden erklärt hat, eintreten möge, jobald und injoferne 
das Geſetz über das Pfandredht Geltung erlangen werde. 
Da nun für diefen Fall auch in erfter Kammer die Zweck— 
mäßtgfeit der von und empfohlenen Vorſchrift gar nicht 
beanftandet worden und deghalb zu erwarten ift, daß die 
Staatsregierung geneigt fein werde, |. 3. das Gecignete 
im Stune des Defideriums zu verfüigen, fo legen wir darauf, 
ob noch ein förmliches deßfallſiges Erſuchen beſchloſſen 
werde, fein beſonderes Gewicht, beantragen vielmehr zu 
möglichfter Förderung gleichmäßiger Beichlüffe : 

von einem ſolchen Erſuchen zu abftrahiren. 

Sodann hat die erſte Kammer dem von und votirten 

Zufage: 
Findet in Folge der Zufammenlequng eine Heraus: 
bezahfung an den Pfandichuldner flatt, fo fann Dies 
jelbe gültig nur an den Hypothekargläubiger geleiftet 
‚werden; 
eine mehr fpectelle Faſſung zu geben beſchloſſen (Seite 17 
und 18 des jenjeitigen Berichtsſ. Wir find num zwar der 
Anſicht, daß jene allgemeine Faflung vollfommen genügt 
haben würde, finden uns aber nicht veranlaßt, dieſerhalb 
einen Diffens zu erheben und beantragen: 
dem erwähnten Bejchluffe der erften Kammer beizu- 
treten. 

Endlich hatte befanntliih die zweite Kammer nad) dem 
Antrage des Heren Abgeordneten Seig mit 27 gegen 21 
a befchloffen, den dritten Abjag des Art. 13 jo zu 
aſſen: 

„In Ermangelung freier Uebereinkunft der Betheilig: 
ten bezeichnet die nach Art. 19 zu bildende Com— 
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miffion das neue Unterpfand, melches an die Stelle 
des alten treten fol, vworbehältlih der Entſcheidung 
des Adminiſtrativ-Juſtizhofs im Falle einer Recla= 
mation“; 
allein obgleich der Ausſchuß erſter Kammer die Annabme 
dieſes Amendements empfohlen hatte, ſo iſt es doch dort 
zu beſonderer Abſtimmung nicht gekommen, vielmehr hat 
die erſte Kammer die Frage, ob jener Abſatz jo gefaßt 
werden jolle: 
„Sn Ermangelung ꝛc. entjcheidet Das richterliche Er- 
meſſen“; 
mit 16 gegen 2 Stimmen bejaht. 

Die Mujorität des Ddiefleitigen Ausſchuſſes empfichtt, 
daß die Kammer dieſem Beichluffe beitreten niöge; die Dit: 
norität ift der Anficht, Daß bei Dem früheren Beſchluſſe zu 
beharren und dadurch zu veranlaſſen ſei, daß die erfte 
Kammer über das mehrerwähnte Amendement annoc ſörm— 
lich abſtimme. | 3 

Zu Artikel 15. 2 

Die zweite Kammer hatte ‚ohne den Antrag des Aus: 
ihufjes mit geringer Stimmenmehrheit beſchloſſen, hinter 
den Worten: „aus der Muffe gebührenden Erſatzes“ ein— 
zujdalten: 

„Zu Gunſten des Eigenthümers des feither berech— 
tigten Grundſtückes.“ | 

Was der Ausschuß erfter Kammer (S. 18 u. 19 des 
Berichts) gegen dieſen Zufag anführt, ſcheint uns vollkom— 
men überzeugend; die erfte Kammer ift ihm deßhalb nicht 
beigetreten und wir empfehlen: | 

„den erwähnten Beſchluß fallen zu laſſen.“ 


Zu Artikel 16. 


Der Ausschuß erfter Kammer hat im Wejentlichen nur 
beanstandet, daß der Geſetzesvorſchlag Das eventuelle Küu— 
Digungsrecht des Pachters zu ſehr beglinftige, weßhalb er 
©. 20 u. 21 des Berichts) einen Zujaß, reſp. cine ver: 
änderte Faſſung vorſchlug, die nur in dem einen angedeus 
teten Punkte von unjeren Beichlüffen abweicht und den Die 
erfte Kammer angenommen hat. Es iſt nicht zu verfennen, 
daß ſich Billigfeitsrücjichten für den Beichluß der erften 
Kammer geltend machen laſſen. Da wir nun darauf, welche 
Anficht in das Geſetz aufgenommen werde, hier gerade deßhalb 
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ein befonderes Gewicht nicht legen, weil fünftiahin die Bethei- 
ligten ftet3 in der Zuge fein werden, in den Pachtverträgen, 
die ja zunächit maßgebend find, ihre Rechte gutfindend zu 
wahren, jo tragen wir darauf an: 

auch bier dem Beſchluſſe der erften Kammer beizu- 

treten. 

Aus demfelben Grunde glauben wir auch den Beitritt 

u dem in erfter Kammer mit 10 aegen 8 Stimmen ge- 
8 Beſchluſſe, daß die pos. 6 dieſes Artikels wegfallen 
möge, beantragen zu ſollen, obgleich wir die betreffende 
Beſtimmung fortwährend für durchaus ſachgemäß halten. 


Zu Artikel 17. 


Die genauere Präcifirung des Schlußabſatzes dieſes 
Artikels, welche der Ausſchuß erfter Kammer (S. 21 u. 22 
des Berichts) vorgeſchlagen hat, halten wir für eine Ber: 
befjerung | 
und empfehlen den demgemäß gefaßten Beſchluß zur 
Annahme. 


Zu Artikel 18. 


Dem in zweiter Kammer beſchloſſenen Art. 18a will 
die erfte Kammer noch den Zufaß beigefügt wiſſen: 
„Auch ift der Pachter im Falle etwa zur Zeit der 
Auflöfung des Pachtverhältniffes dieſe Entſchädi— 
ungsanſprüche noch nicht definitiv geordnet ſein 
7 nicht berechtigt, dieſerhalb ein Retentionsrecht 
an dem Grundſtücke auszuüben“, 
den wir nicht beanſtanden, obwohl in Zweifel zu ziehen 
ſein dürfte, ob es ſich im Allgemeinen empfehle, allzuſehr 
ſpecialiſirende Vorſchriften in das Geſetz aufzunehmen. 


Zu Artikel 19. 


Jenſeits wurde vorerft, dem Ausjchußantrage entipre= 
hend, beichlofien, daß in pos. b geſetzt werden möge: 
„aus dem Borfteher des Ortsgerichts in den Pro: 
vinzen Starfenburg und Oberbejjen und aus dem 
Bürgermeifter in der Provinz Rheinbeſſen.“ 
Obwohl wir an fi) ein fehr großes Gewicht auf dieſe 
Uenderung nicht legen, jo glauben wir doc Ddiefelbe zur 
Annahme nicht empfehlen zu dürfen. In andern ähnlichen 
Gejegen wird ſtets nur der Bürgermeifter als Mitglied der 
Eommifjion bezeichnet, und es fcheint uns nicht empfch- 
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fenswerth ohne fehr erhebliche Gründe, die nicht vorliegen 
dürften, bier etwas Auderes zu beftimmen; außerdem tft 
aber ſchon nad) dem Geſetzesentwurfe und mehr noch nad) 
den Beſchlüſſen der Kammern die Thätigfeit der Gerichte 
bei Anwendung dieſes Gejeges Faft gänzlich ausgeſchloſſen, 
und es würde, wie es uns jcheint, den rein adminiftra= 
tiven Charakter deffelben geradezu widersprechen, wollte man 
Hülfsbeamte der Juſtiz in die Commifjion berufen. Wir 
beantragen deßhalb: 
bei dem vorderen Beichluffe zu beharren. 
Außerdem wurde in erfter Kammer mit 12 gegen 6 
. Stimmen bejchlofjen, die pos. d dieſes Artikels als pos. © 
anzunehrien, ſodann Die pos. d jo zu fallen: - 
aus einem von der Regierungsbehörde oder dem von 
ihr beitellten Commiſſar und den sub c genannten 
drei Sachverſtändigen zu wählenden Geometer crfter. 
Claſſe, wobei beftimmt wird, daß Stimmenmehrheit, 
bei Gleichheit der- Stimmen aber das Votum der 
Negierungsbehörde oder deren Commiſſärs für Die 
Wahl enticheidend ift, 
Man ging dabei von. der Anfiht aus, daß ohne eine 
folhe Vorſchrift den Betheiligten leicht ein Geometer auf: 
edrungen werden fönnte, der ihr Vertrauen nicht geniche, 
b dieß durch jenen Beſchluß wirklich verhindert, noch mehr, 
ob dadurch die Wahl tüchtiger Geometer geſichert werden 
wird, ſteht ſehr dahin, indeſſen wollen wir bei zunächſt 
formellen Fragen einen Diſſens nicht erheben und bean— 
tragen: 
Beitritt zu jenem Beſchluſſe; 
der übrigens — was der Staatsregierung füglich überlaſſen 
werden kann — etwas anders zu redigiren ein dürfte. 


Zu Artikel 20. 


Aus gieihem Grunde treten wir dem MWunfche erfter 
Kammer bei, daß die hier feftgejehte Frift auf drei Mo: 
nate erweitert werden möge, obwohl wir an fih ſechs Wochen 
für volftändig ausreichend erachten. | Ä 

Dagegen vermögen wir uns mit dem weiteren in Ge— 
mäßheit des Antrages auf Seite 24 des jenfeitigen Be— 
richtes gefaßten Bejchluffe nicht zu vereinigen. Seine Aus- 
führung würde, wie es und fcheint, das Verfahren Doppelt 
weitiäufig machen und, hiervon abgejehen, glauben wir nicht, 
dag den Beiheiligten mit Grund zugemuthet werden könne, 
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fih über den Plan der Zufammenlegung beftimmt auszu— 
predyen, fo lange die Modalitäten derselben nicht feſtge— 
ellt find; endlich würde der angedentete Beſchluß nicht 
— vollſtändig gegen das ſichern, was vermieden wer— 
en ſoll. 
Wir gehen davon aus, daß bei irgend verſtändiger Lei— 
tung des ganzen Geſchäftes die Commiſſion Verſchieden— 
heiten, wie fie der erfte Abſatz des Art. 6 berührt, nur 
infoweit berüdjichtigen wird, ald fie muthmaßlid dem Nach— 
folger no zu Sure fommen werden, beforgen alfo faum, 
dag in Wirklichkeit ſolche Benachtheiligungen in irgend 
nennenswerthbem Maße eintreten werden, wie fie durch Den 
Beihluß der erften Kammer befeitigt werden jollen. Fände 
man eine foldye Beforgniß dennoch begründet, jo würden 
wir vorziehen, am Schluſſe dieſes Abjcynittes ald Art. 25a 
folgende Vorſchrift einzufichalten: - 
„Innerhalb vier Wochen nad) erfolgter Ueberweifung 
der Grundftüde fteht den Betheiligten frei, bei der 
Commiffion (Art. 19) auf den Grund bin zu recla= 
miren, daß die im Abja 1 des Art. 6 erwähnten 
Berfchiedenheiten inmittelft wieder in Wegfall ge— 
fonımen feien. Ueber folhe Reclamationen und ob 
und in wie weit nach Maßgabe derjeiben die Zahlun 
einer Ausgleihungsjfumme zu unterbleiben babe, i 
nah den VBorfchriften der Art. 22 und 23 dieſes Ge— 
ſetzes zu entſcheiden“; 

was wir, zu Ausgleichung der entgegenſtehenden Anſichten 

beantragen. 


Zu Artikel 22. 


In Berfolg ihres vorerwähnten Beichluffes hat die erfte 
Kammer einen Zuſatz dahin bejchloffen: 

Reclamationen bezüglich der in dem erften Abſatz des 
Art. 6 vorgefehenen Ausgleihungsfurımen fönnen Die 
Ucberweifung der “PBarcellen an die Betheiligten 
(Art. 24) nicht aufhalten. 

Findet unfer Vorſchlag zu Art. 20 Billigung, jo dürfte 
Diefer Zufaß, gegen den fonft durchaus nichts zu erinnern 
ift, als über ütlig abzulehnen fein, 

was wir beantragen. 


Zu Nrtifel 26. 


Yu der andern Kammer wurde, dem Antrage ihres 
Ausſchuſſes gemäß, der Zujag beſchloſſen: 
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die Koften, welche nicht im Intereſſe der ganzen Ge: 
meinfchaft, fondern nur im Intereſſe einzelner Grund: 
ftüde, 3. B. bei Bewäſſerungs- und Entwäflerungd- 
. anlagen aufgewendet worden, find von den Beflgern 
diefer Grundftüde zu tragen; 
den wir der Billigkeit entfprechend Halten und zur An— 
nahme empfehlen, 


Zu Artikel 28. 


Die erſte Kammer bat einftimmig befchloflen, dieſen 
Artifel unter der Bedingung anzunchmen, daß die Redac— 
tion deflelben fo gefaßt werde, daß Diejenigen, welde fich 
nicht gegen die in Rede ſtehenden Anlanen erklären, als 
zuftimmend angelehen werden follen. Wir finden zwar 
einigermaßen mißftändig, daß ein und daſſelbe Geſetz ganz 
entgegengeſetzte Dispofitionen über die Folgen einer uns. 
terbliebenen Erklärung enthalten fol; begründet ift aber 
allerdings, daß auch die Berhältniffe in beiden in Frage 
ftebenden Füllen nicht gleich find, und daß es viel gerin- 
geren Bedenken unterliegt, bier das Präjudiz der Zuftim- 
mung feitzuftellen, al8 in dem Kalle, wo es fi von im 
Zwangswege durchzuführenden Zufammenlegungen handelt. 

eßhalb beantragen wir: 
dem Beichluffe der erften Kammer beizutreten. 


Zu. Artikel 289. 


In Soige eines Amendements des Herrn Grafen von 
Solms-Laubach hat die erfte Kammer mit 17 gegen eine 
Stimme bejhloffen, im zweiten Abſatze dieſes Artikels ftatt 
ein viertel Morgen zu ſetzen: 

einen halben Morgen. . 


Wir anerfennen zwar die Gründe des Herm Antrag: 
ftellers und find vollitändig damit einverftanden, daß im 
Interefje der Landwirtbichaft eine größere Beſchränkung als 
fie der Entwurf will, wünſchenswerth erſcheine; indefjen 
find wir doch der Anficht, daß es bedenklich jet, in der 
fraglichen Beziehung plötzlich allzutief in das Gewohnte 
einzugreifen, zumal da, wo Die Ueberzeugung vormwaltet, 
daß die Feſtſezung eines höheren Minimums im Interefie 
einer beflimmten Gemeinde liege, Der erfte Abjag dieſes 
Artikels das Mittel gewährt, eine deßfallfige bindende Be— 
fimmung zu treffen. Die Verhältniffe auf dem flachen 
Lande find fo außerordentlich verfchieden, daß es zweckge— 
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mäß fein dürfte, vorerft einmal die Erfahrungen abzumar- 
ten, welche etwa die Anwendung des Entwurfes an Die 
Hand geben wird; Sprechen Diefe fiir eine Erweiterung der 
fraglichen Vorſchrift, jo wird ſolche fehr leicht eintreten 
können, fowie denn auch überhaupt anzunehmen ift, daß 
man zur Zeit einer Gonjolidation von der Beingniß, weldye 
der Abjag 1 gibt, Gebrauch zu muchen geneigt ſein wird, 
aljo dasjenige — wenn die Vermögens- und fonftigen Ver— 
hältnifje der Grundbefiger e8 anders geftatten — in Folge 
freien Entſchluſſes eintreten dürfte, was Zweck des Antrages 

Unter dieſen Umftänden beantragen wir: 

Ablchnung des gedachten Beſchluſſes. 


Beilage Nr. 217 
zum 38. Protokoll, 


An die zweite Kammer ver Stände des Großherzog- 
thums. 


Nachdem in Gemäßheit des Art. 19 des Handels- und 
Zollvertrags vom 19. Februar 1853 zwiſchen den Regie: 
rungen der Zollvereinsftanten und den Regierungen von 
Defterreich und Lichtenftein am 24. Januar I. J. ein Münz: 
vertrag abgejchloffen worden ift, bechrt fid) das unterzeid): 
nete Großherzogliche Minifterium auf Allerhöchſten Befehl 
Seiner Königlihen Hoheit des Großherzegs den Ständen 
des Großherzogthbums dieſen Bertrag nebſt den dazu gebd- 
rigen Separatartifeln zur Kenntniß und geeigneten Be— 
ſchlußnahme hierbei mitzutbeilen. 

Durch diefen Vertrag ift an die Stelle der feitherigen 
Srundlage der füddeutihen Währung, nämlich der kölni— 
jhen Mark im Gewicht von 233,5, , Orammen, als @ewidhts- 
einheit das Großherzogliche Hefltiihe Pfund — einem hal- 
ben Kilogramm und an die Stelle des feitherigen 244 fl. 
Fußes der 524 fl. Fuß gejebt worden, welcher dem gleich: 
zeitig neu eingeführten 30 Thaler: Fuß der norddeutjchen 
Staaten und dem in Oefterreih neu begründeten 45, fl. 
Fuß entſpricht. Die Differenzen, welche fi) hiernach zwi- 
jhen den gleichnamigen Münzen des feitherigen und des 
neuen Münzfußes ergeben, find fo unerheblich, Daß die ver: 
tragsmäßige Beitimmung, wonach die älteren und die neuen 

leichnamigen Münzen der füddeutichen Währung und der 
balerwährung einander gleichgeftelt werden follten, feinem 
Anftande unterliegen kann. 


ku 


2 Beilage Nr. 217 3. 38, Protofol. 


Als gemeinſchaftliche Münzen der drei vertragenden 
Münzgebiete find das Einthalerftüc im Wertbe von 13 fl. 
ſüddeutſcher Währung und das Zmeithalerftüd im Werthe 
von 31 fl. dieſer Währung angenommen morden, Die 
Berceinsregierungen baben jedoch nad Art. 11 des offenen 
Vertrags und nah Sep.-Art. V. nur hinſichtlich der Aus: 
prägung von Einvereinsthalerflüden eine beftimmte Ver— 
pflidytung übernommen. 

Was die Stüdelung der Münzen des ſüddeutſchen 
Münzfußes betrifft, jo ift fie unverändert belaffen, in Ders 
felben jedoh ais zuläflige Eleinfte Courantmünze noch das 
1 fl. Stüd beigefügt worden, 

An Anfchung der Zioeiguldenflüde aber iſt im Sep.= 
Art. III. Eag 6 beftinmt, daß die Ausprägung derfelben 
fi nicht höher, als auf ein Drittheil der ın Vereinstha— 
lern ausgebracdyt werdenden Summe belaufen dürfe, 

Hinfichtlic der Scheidemünzen ift in Art. 14 des offenen 
Vertrags ala zuläffiger leichtefter Münzfuß bet Silberſchei— 
demünzen jüddeutihen Geprägs der 608 fl. Fuß für das 
Pfund feinen Silbers und bei Kupferjbeidemünzen der 
196 fl. Fuß filr den Zollcentner Kupfer feftgejegt und fer- 
ner eine Beftimmung über das Verhältniß zur Einwohner: 
zahl getreten worden, auf welches die im Umlauf beftud- 
lihe Scheidemünze allmäblig zurüdzuführen if. 

Der Münzvertrag enthält aber ferner VBerabredungen 
über eine Vereinsgoldmünze, bei welchen von dem Grund- 
jage Der Aufrehthaltung der reinen Silberwährung ausge— 
gangen und demnach der Vereinsgoldmünze der Charakter 
einer Handeldmünze beigelegt worden ift, deren Cours ges 
gen Silbergeld jederzeit dem Berhältniß der Nachfrage zum 
Angebot überlafen werden joll. : 

Alle jene Beflimmungen, welche ſpeciell das füddeutfche 
Münzgebiet betreffen, oe eine weitere Berftändigung 
unter den betreffenden Regierungen. Verhandlungen hierüber 
find zwar jeßt Schon begonnen worden; c8 it aber zur 
Zeit noch nicht möglich, den Umfang der aus der bevors 
ftchenden Vereinbarung bervorgehenden Verbindlichkeiten zu 
ermeflen und mit ihm die Koften zu berechnen, welche Die 
während der laufenden Finanzperiode hinſichtlich des Münz— 
weſens zu ergreifenden Maßregeln erfordern werden. Aller 
Vorausſicht nad wird es nicht zu umgehen fein, mit den 
conventionsmäßigen Ausprägungen das Einziehen ange: 
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mefjener Beträge an älteren Scheidemünzen zu verbinden 
und es läßt ſich daher Schon jeßt annehmen, daß der Aufs 
wand für Münzkoften und Ausfälle bei dem Münzregal 
jedenfalls nicht unter derjenigen Summe zurüdbleiben wird, 
mit welcher er in dem Budget der vorigen en 
vorgejehen war, Indeſſen wird für Die laufende Finanz: 
periode der unter der Rubrik: Ausfülle bei den Regalten 
u: ſ. w. veranfchlagte Betrag von im Ganzen jührlich 
75,000 fl. vorausfichtlich wohl die Mittel zur Dedung des 
Miünzverluftes darbieten. 


In Bezug auf die Art des Betriebes der Miünzftätten 
ift im Separat:Artifel IV. Sab 1 beftimmt worden, daß 
die Ausmünzungen jederzeit für unmittelbare Rechnung der 
Staatskaſſen bewirkt und deshalb die Münzfoften bei der 
Fabrikation nit nad) dem Gewicht vergütet werden jollen. 
Es iſt ferner in Sag 2 defjelben Sevarat-Artifeld angeord- 
net worden, daß die Prüfung des Feingehaltes der zur 
Bermünzung gaelangenden Schmelzmafjen durch mindefteng 
zwet einander controlirende Beamten, ſowie daß vor Ver: 
ausgabung der Münzen eine genaue Gewichts: und Ge: 
baltsprobe vorgenommen werden folle. 


Dieſe Vorschriften erforderu eine tbeilweife Umgeftaltung 
der bei der Großherzogl. Münze beftehenden Einrichtungen. 
Das ſeitherige Verhaͤltniß war nämlich dieß, daß die Münz— 
‘metalle für Rechnung der Staatskaſſe angekauft, Daß ferner 
die Koften der Originalftenpel, die Anſchaffung neuer Ma— 
ihinen und größerer Geräthſchaften, jowie die Koften der 
Unterhaltung des Locales und ſolche NReparaturkoften an 
den Miüngmafchinen, der Dampfmaſchine, den Schmelz: und 
Glühapparaten, weldye den Betrag von 50 fl. erreichten oder 
überftiegen, zu Laflen des Staats beftritten, alle jonftigen 
Fabrifationgkoften mit der Haftung für den Verluſt durch 
Schmelzabgäuge und etwaige Veruntreuungen der Arbeiter 
aber von dem Münzmeifter gegen eine Vergütung übernom: 
men wurden, welche fih nach der Größe der Ausprägungen 
in den verfchiedenen Münzjorten bemaß und für jede ein- 
zelne Münzſorte durch Vertrag bejonders regulirt war. 


Diejes Berbältnig muß nah dem Münzvertrag geläft 
werden. Der Staat wird in Zukunft alle Fabrikations— 
koſten und alle Berlufte felbft zu tragen und für jegt alle 
Einrihtuugen und Geräthichaften in der Großherzoglichen 
Münzftätte, welche jeither von dem Münzmeifter aus eignen 
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Mitteln anzufchaffen und zu unterhalten waren, fäuflich zu 
übernehmen haben. Als Nachtrag zu dem, den Ständen 
bereitd vorliegenden Voranſchlage über Anſchaffung und 
Unterhaltung der Münzmaſchiuen nnd Geräthichaften wird 
daher ein neuer Voranſchlag (Anlage I.) nothwendig, in 
welchem alle hiernach weiter erforderlichen Koften mit im 
Ganzen 2380 fl. oder jührlih 7934 fl. vorgefehen find. 

Die Ausmünzungsfoften für eigene Recdynung des 
Staates werden nad) vorliegenden Berechnungen zwar wahres 
ſcheinlich ſich geringer ftellen, als die feitherige Anerfional- 
vergütungen für Münzkoften. Da. jedody über die Berlufte 
durd) Tiegelabgänge und etwaige Veruntrenungen nody feine 
Erfahrungen vorliegen, fo erjcheint es räthlih, vor der 
Hand und bis zur nächften Finanzperiode in Bezichung auf 
dieſe Koften und alle jonftigen nicht für Befoldungen und 
Anſchaffungen nebft Unterhaltung der Münzmafchinen und 
Gerätbichoften entftehenden Ausgaben an dem bisherigen 
Verhältniß nichts zu ändern, wonach der Betrag dieſer 
Koften und Ausgaben durd) Abzug an der Einnahme aus 
dem Münzregal verrechnet und beziebungsmweije das Mehr, 
um welches fie dieſe Einnahme überftiegen unter der Rub— 

rik „Ausfälle bei den Regalien” berüdjichtigt wurde. 

| Nach dem Müngvertrag find in der Großherzoglichen 
Münzſtätte mindeftens zwei einander controlirende Beamten 
anzuftellen. 

Der feitherige Etat ift: 

1) Der Miüngmeifter mit einem Gehalt von 1500 fl. 


freier Wohnung im Anſchlag von 200 fl. 
und Bureaukoften im Betrage von 100 fl. 
1800 fl. 


| und Ä 
2) der Minzcontroleur, defjen Stelle als etat- 
mäßige Nebenftelle mit einem Gehalt von 300 fl. 
behandelt ift. 

Das Verhältniß des Controleurs rührt aus der Zeit 
vor dem Abſchluß der Müngconvention vom 25. Auguſt 
1837 ber, durch melde leßtere zuerft die Controlproben 
mittelft De8 Verfahrens auf naffem Wege eingeführt wur- 
den. Der Müngcontroleur bat daher nah der früheren 
Einrichtung bis jet nur die Gewichtsproben bejorgt, wäh- 
vend Die Gebaltöproben vor 1837 in Frankfurt und nad 
dem Abjchluß der Münchener Münzceonvention dabier durch 


Beilage Nr. 217 3. 39. Protofcl. 5 


den Seeretär der Großherzoglihen Münzdepntation gegen 
bejondere Bergütung vorgenommen worden find. Mit Ruüd: 
fit auf Die Dermalen beftebenden Perſonalverhältniſſe er- 
ſcheint e8 vor der Hand nicht geeignet, hierin eine Aende— 
rung einzuführen; es wird aber demnächſt nicht zu umge— 
ben jein, emen zweiten Münzbeamten mit einem höheren 
Schulte, als von 300 fl. a wogegen dann Die be= 
—— Vergütung für die Gchaltsproben erſpart werden 
wird. 

Dagegen ericheiut eine Aenderung in dem Gehaltsver— 
bältnig des Münzmeiſters erforderlich, da ein wefentlicyer 
Theil jeines jeitherigen Einkommens, nämlich der reine Uchers 
ſchuß feiner Fabrikationskoſten über die ihm dafür gewährte 
vertragsmäßige Vergütung von nun an wegfallen, außer: 
dem aber dieſer Beamte in Zukunft wegen der nun eintre: 
tenden Ddetaillirten Rechnungsſtellung einen größeren Aufs 
wand für Bureaufoften zu beftreiten haben wird. 

Nach der Anſicht der Großherzoglidyen Regierung wird 
das Gchaltöverhältniß des Großherzoglichen Münzmeiſters 
in folgender Weiſe zu reguliren und hiernach eine Abän— 
derung des ſeitherigen definitiven Etats zu vereinbaren 
ſein, nämlich: 

1) an Gehalt . R j ; ; . 1800 fl. 
2) freie Dienftwohnung im Anſchlag von 200 fl. 
und 

3) für Bureanfoften s i — R. 

Was die Ausführung der fonftigen, in dem Münzver— 
trage enthaltenen Beſtimmungen betrifft, jo wird fie in ei— 
nigen Beziehungen beſondere geſetzliche Vorſchriften erfor: 
dern. Es könnte die Frage entftchen, ob es nicht geeignet 
jein möchte, den wejentlihen Inhalt des Vertrages in ein 
Geſetz aufzunehmen, wie dieß in Preußen, Sachſen, Hans 
nover, Oldenburg und Braunſchweig geſchehen tft. Allein 
bei näherer Erwägung wird dieſe Frage für die gegenwär— 
tigen Verhältnifje verneint werden müſſen, weil nämlich in 
dem Bereih der Staaten ſüddeutſcher Währung bis jegt 
durch den Münzvertrag das Münzweſen noch nicht volls 
ftändig geordnet iſt. Anch bedarf es für die von dem 
Staate vertragsmäßig zu erfüllenden Verbindlichkeiten Feis 
ner gefeglichen Beltimmungen und wird es genügen, Dies 
jelben durch Publikation des Vertrages zur allgemeinen 
Kenntniß zu bringen. Dagegen erjcheint die Erlalfung ei— 
ned Geſetzes hinſichtlich derjenigen Bertragsbeitimmmgen 
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nothwendig, welche über die Verhältniffe des Privatverfehrs 
und die Art nnd Weife der Erfüllung von Zahlungsver«. 
bindlichfeiten disponiren. 

Auf diefe Beftimmungen ift der Inhalt des anliegen: 
den Geſetzesentwurfes beichräuft, defjen Motive unmittel— 
bar aus dem Inhalte des Münzvertrags hervorgehen. 

Das unterzeichnete Großherzogliche Minifterium richtet 
daher an die Stände des Großherzogthums mit Aller 
höchſter Genchmigung die Propofition: | 

1) dem anliegenden Gefeßesentwurfe und 
2) dem anliegenden Voranjchlage Über die Koften der 
Anschaffung und Unterhaltung der Münzmafchinen 
und Gerätbichaften, ſowie der Erhöhung des etat- 
mäßigen Dienfteinfommens des Münzmeifterd von 
1800 fl. auf 2200 fl. 
ihre verfaſſungmäßige Zuſtimmung ertheilen zu wollen. 


Darmftadt, den 27. Auguft 1857. | 
Großherzogliches Miniſterium der Finanzen. 
In Verhinderung des Präſidenten: 
unterz.: 


v. Biegeleben. 


Meiſenzahl. 
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| zum 38. Protokoll. 


* 


Gefegesentwurf, die Ausführung des Münzver⸗ 
trages vom 24, Januar 1857 betr, 


Ludwig IH. von Gottes Gnaden Großherzog von 
Helen und bei Rhein ꝛc. zc. | 


| In Gemäßheit des am 24. Januar l. J. zwiſchen den 
Regierungen der Zollvereinsftaaten einerjeits, und den Re: 
gierungen von Defterreih und Liechtenftein andererjeits ab- 
Münzvertrages haben Wir mit Zuſtimmung 
nſerer getreuen Stände verordnet und verordnen Wir, 
wie folgt: 
Artikel 1. 


Das in Unjerem Großherzogthum als gefegliches Lan⸗ 
desgewicht eingeführte Pfund in der Schwere von 500 
Grammen joll bei den Ausmünzungen als Grundlage Ddie- 
nen und zu Ddiefem Zwede eine Eintheilung in Zaufend- 
theile mit weiterer decimaler Abftufung erhalten. 


Artikel 2. 


ALS Landesmünzfuß und ald Grundlage der gejeglichen 
Landeswährung tritt an Die Stelle des jeitherigen 244 fl. 
Fußes der zwei und fünfzig und ein Halb Gulden Fuß 
dergeſtalt, daß aus einem Funde feinen Silbers zwei und 
Fünthig und ein halber Gulden ausgebradht werden jollen. 


Artikel 3. 


Die Münzftüde des 524 fl. Fußes follen völlig gleiche 
Geltung mit denjenigen gleichnamigen Münzen haben, welche 
in dem jeitherigen 244 fl. Fuß ausgeprägt worden find. 
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Zwiſchen den Münzen des 524 fl. Fußes und den 
Münzen des 244 fl. Fußes darf daher bei Zahlungen und 
Zahlungsverſprechungen ein Unterjchied nicht gemacht wer: 
den, den im Art. 7 gedachten Fall ausgenommen. 

Dieje Beflimmung findet auf alle Münzen des 524 fl. 
Fußes und des 244 fl. Fußes dhne Unterſchied des Ge- 
präges Anwendung. 2 


Artifel 4 


Den nad Art. 8 des Münzvertrags vom 24. Januar 
laufenden Jahres ausgeprägt werdenden Vereins: Silber: 
münzen aller vertragenden Staaten, nämlich: 

1) dem Ein-Bereinsthalerftüd im Feingehalte von „,Pfund 

Silber und im Werthe von 12 fl. und 
2) dem Zwei -Vereinsthalerſtück im Feingehalte von 
45 Pfund Silber und im Werthe von 3 Fl.» 
wird im Umfange Unſeres Großherzogtbums bei allen 
Staatö-, Gemeinde-, Stiftungs- und anderen öffentligen _ 
Kaflen, ſowie im Privatverkehre, namentlich auch bei Wech- 
ſelzahlungen, in dem angegebenen Werthe unbejchränfte 
Gültigkeit, gleidy den Landesmünzen, verliehen, 


Artikel 5. 


Diejenigen 33 fl. Stüde, welche von den durch die all- 
gemeine Münzconvention vom 30. Juli 1838 verbundenen 
Staaten bisher in der Eigenfchaft von Vereinsmünzen aus— 
geprägt worden find, werden den im vorhergehenden Artikel 
erwähnten 34 fl. Siücken in ihrer Gültigkeit gleichgeftellt. 


Artikel 6. 


Diefelbe Gültigkeit, wie die Landesmünzen, erhalten 
im Werthe von 13 fl. bei allen Zahlungen Diejenigen Ein- 
Thalerftüde, melde in Gemäßbeit der allgemeinen Münz- 
convention vom 30. Suli 1838, oder vor dem Jahre 1839 
in dem bisherigen 14 Thalerfuß ausgeprägt worden find. 


Artikel 7. 


Es darf Niemand die Annahme der in Art. A und 5 
erwähnten Vereinsmünzen zu ibrem vollen Werthe in Zah: 
(ungen verweigern, felbft in dem Falle, wenn die Zujage 
der Zahlungsleiftung auf eine andere beftimmte Münzjorte 
lauten follte. | 
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Dagegen iſt e8 Jedermann geftattet, dieſe Vereins⸗ 
münzen ausdrüdiih und mit der Wirkung zu verſprechen 
oder ſich zu bedingen, Daß die Zahlung in einem ſolchen 
Bulle lediglich in Vereinsmünzen geleiftet werden muß. 


Artitel 8 


Es ift Niemand genöthigt, eine Zahlung, welche den 
Werth der Fleinften groben Münze der Landeswährung er- 
reiht, in Scheidemünze anzunehmen. 


Artikel 9. 


Der Silberwerth der nad Art. 18 des Münzvertrages 
vom 24. Januar laufenden Jahres ausgeprägt werdenden 
Bereind-Goldmünzen, nämlich: 

1) der Krone zu z1, Pfund feinen Goldes und 

2) der halben Krone zu ;4; Pfund feinen Goldes 
wird lediglih durch das Verhältniß des Angebotes zur 
Nachfrage beftimmt, und es tft zu deren Annahme an Stelle 
der gejeglichen Silberwährung Niemand verpflichtet. 


Artikel 10. 


Allen Unferen Kaſſen, ſowie allen unter Unferer Au: 
torität beftehenden öffentlichen Anftalten, namentlib auch 
Geld: und Ereditanftalten, Banfen u. ſ. w. iſt es nicht 
geftattet, wegen der von ihnen zu leiftenden vertragsmäßi— 
nen Zahlungen einen alternativen Vorbehalt der Wahl des 
Zahlmitteld in Silber oder Gold in der Nrt ſich zu be- 
Dingen, daß dabei für Iegtered ein im Voraus beftimmtes 
- Werthverhältniß gegen Stlber ausgedrüdt wird. 

Iſt ein folcher Vorbehalt gemacht worden, fo joll die 
in Gold beftimmte Summe allein entjcheidend und der 
Empfänger berechtigt fein, diefelbe in Silber nah dem 
Kaffencurs der Goldmünzen zu verlangen, wenn dieſer für 
ihn vortheilhafter ift, als der vereinbarte Curs. 


Artikel 11. 


Die in Art. 9 erwähnten Vereins: Goldmünzen jollen 
nur dann als vollwichtig gelten, wenn ihr Gewicht nicht 
mehr ald 24 Zaujendtheile von dem Normalgewicht ab: 
weicht, und wenn fe nicht durch gewaltſame oder gejeß- 
widrige Beihädigung am Gewicht verringert find. 
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Goldmünzen, welche das vorgedachte ae ges nicht 
erreichen, und weldhe von Unferen Kaſſen oder von den 
unter Unſerer Autorität ftehenden öffentlihen Anftalten, 
namentlich den Geld - und Ereditanftalten und Banken an» - 
enommen worden find, Dürfen von dieſen Kaflen und die- 
Pen Anftalten nicht wieder ausgegeben werden. 


Urkundlich x. 
Darmftadt, den.... 


YAulage 


zur 
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Nachträglicher Voranſchlag über Die Anſchaffun und Un- 
terhaltung der Münzmaſchinen und Rünggerätbihaften für 
die Jahre 1857, 1858 und 1859. Ä 


Geſammt⸗ 

Gegenſtände. betrag der 

Koſten. 

1) * neue Gießflaſchen zu Vereinsthalern à r 

3 Ein von Berlin zu beziehendes Urpfundftüd . 27 
3) Neues ——— von ——— enthaltend 
Stücke von 50, 40, 20, 5, 2 und 1 Pfund nebſt 

Unterabtheilungeee.. 17170 

B Unvorherzufehende Ausgaben . . 2. 2... 178 
5) Bolgende, ſeither dem Großherzoglichen Münzs 
rath Rößler gehörige Gegenflände, welche zur 
Bollziehung des Separatartifels IV. des Münz- 
vertragd vom 24. Sanuar 1857 nunmehr auf 
die Großherzoglihe Staatskaſſe zu überneh- 

men find: 


a. Bureau: fl. 


Große Waage nebft Zi ». . 36 
Kleinere Waage nebft Schränkchen 29 
Probirwaage nebft Ziihchen . . 134 
Probirwaage für den Gontroleur. 60 
Waage für die nafjen Proben nebft 
Släfern und Pipettn . . . » 


zu übertragen 475 


CH DD mn 


Beilage Nr. 218 z. 38. Protokoll. 


Gefammts 
Gegenftände. betrag der 
Koften. 


fl. fl. 
Uebertrag 283 475 
6) Bühefärant m mit ' Schubladen und 


aß 15 
N) ELIONEDENE numtsmatifche Säit = 
8) Shracbiſch, A andere Tifhe, 2 
Stühle, 1. ‚Repofitorium er 
8 Siegelpreſſe 8 
10 5 A a Duräfioen de Probe ; 
pla ; 2 
Giferne Geidkiſte u = .:18 
12 Einſatzgewicht von Meffing 4 
13) Alphabete und Zahlen zum Nach⸗ 


ſchlagen der Geldftempel . . 100 
14) Wafjerwaage, Gastocworricptung | 
zum Auflöjen der Proben . . 5 
b. Prägftube: 

3 Senkring von Stahl und — . 26 

tZaãhl⸗ und Rollbleche . . . 164 
c. Berfftätte: 
1) Drei Drehbänke mit Supports, 
Schwungrad und fonft. Zubehör 580 


5 Bohrmaschine . . 60 
Schraubftöde, Schleifſtein, Amboſe, 
Schraubenſchneidkluppen .. 63 
4) Verjchiedene "fleinere Bertgeuge 
und Een —5 102 
5) Schranf . i — 9 : 
d. ——— 


8 a ei vorräthige Stredwalen . 102 
tempelftabl und vorgerichtete 
Stempel, SUN: — — 


eiſen .. 614 
e. Zuftirflube: 

2 ——— at are A 

Sutiblede - : 2.2. 2 


zu übertragen 17895 475 


Beilage Nr. 218 z. 38, Protokoll. 7 


— 
Gegenſtände. Rede, 
* 


Uebertrag —— Ra 
f. Schmiede. 
3 Blafebalg . .+.80 
Schraubſtock und Haͤmmer .. 45 
g. Feuerſpritze: . . EN‘ 1,905 
Summe. für 3 Jahre w0 
4 für en Jahr... 793 
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Beilage Nr. 2419 
zum 38. Protokoll. 


An die zweite Kammer der Stände des Großherzog- 
thums. 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben zu be— 
fehlen geruht, daß den Ständen des Großherzogthums ein 
Geſetzesentwurf, die Wiederherſtellung der Jagdberechti⸗ 
gungen und deren Ablöſung betreffend, zur verfaſſungs— 
mäßigen Berathung und Beichlußnahme vorgelegt werden foll. 

Das unterzeichnete Minifterium beehrt fih zu dieſem 
Zwede den mit Motiven beigejchloffenen Gejegesentwurf 
der zweiten Kammer der Stände ergebenft mitzutheilen. 


Darmftadt, am 7. Sept. 1857. 
Großherzogl. Minifterium des Innern, 
unterz. 
v. Dalmigf. 


Knorr. 
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Beilage Nr. 220 
zum 38. Protokoll, 


Gefegesentwurf, vie Wiederherftellung der Jagd⸗ 
berechtigungen und deren Ablöſung beir. 


Ludwig III. von Gottes Gnaden Großherzog von 
Heſſen und bei Rhein ꝛc. 2. 


Wir haben mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände 
verordnet und verordnen hiermit wie folgt: 


Artikel 1. 


Die durch das Geſetz vom 26. Juli 1848 aufgehobenen 
Sagdberechtigungen follen den früheren Jagdberechtigten, 
nämlich denjenigen, welche ſolche zur Zeit des Erſcheinens 
jenes Geſetzes eigenthümlich oder nugnießlich befaßen, bes 
ziehungsmetje deren Rechtsnachfolgern, nah Maßgabe der 
hie — — gegenwärtigen Geſetzes zurückgege⸗ 
en werden. 


Artikel 2. 


Die Gemeinden und Grundbeſitzer, welche in Folge des 
Geſetzes vom 26. Juli 1848 Jagden erworben haben, die 
nad Art. 1 ded gegenwärtigen Geſetzes den früheren Jagd— 
ran ie zurüdgegeben werden, können folche mittelft Ab- 
löfung der Jagdberechtigungen wieder erwerben. 


Artikel 3. 


Das Ablöjungscapital, welches der frühere Jagdberech— 
tigte für Abtretung der Jagd von denjenigen Anzufprechen 
bat, welche die Ausübung der Jagd erwerben wollen (Nr: 
titel 2), befleht in dem zwanzigfachen Betrage der Summe, 
welche die betreffende Jagd von dem Zeitpunfte an, mit 
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welchem fie an die dermaligen Beſttzer übergegangen ift, 
bis Ende 1857 im Durchſchnitte jährlich ertragen bat. 


Artikel 4. 


Bei denjenigen Jagden, welche mittelft öffentlicher, un— 
ter Aufficht‘ der Negierungsbehörde ‚vorgenommener Ber: 
fteigerung verpachtet worden find, wird die jährliche Durch: 
ſchnittsſumme rad den Pactverträgen berechnet. 

Maren Jagden nicht in Diefer Weiſe verpachtet, jo wird 
im alle des Art. A des Geſetzes vom 26. Juli 1848 der 
jährliche ‚Ertrag derjeiben nach dem. Pachtertrage der Ge- 
meindejagd in den übrigen Zheilen der Gemarkung ‚worin 
die nicht verpachtete Jagdfläche gelegen it, und zwar nad 
dem Verhältniſſe der Morgenzahl Diefer Fläche zu derjent- 
gen der Gemeindejagd feftgejegt, im Falle des Art. 7 jenes 
Geſetzes dagegen wird in der nämlichen Weiſe der jährliche 
Sagdertrag nah den Pachterträgen der Gemeindejagden 
in ſämmtlichen diejelbe. begränzenden inländiihen Gemar— 
fungen beftinmt. 

Der jo ausgemittelte jährliche Ertrag mit 20 zu Ca— 
pital erhoben, bildet die. zu leiftende Entſchädigung. 


Artikel 5. 


War eine abzulöfende Jagd bisher nicht für fich allein, 
jondern mit anderen Zagddiftricten der Gemarkung, in 
welcher fie gelegen ift, verpachtet, jo wird der jührliche 
Durchſchnittsſertrag des ganzen Jagdbezirks auf die vers 
Ichiedenen früheren Sagddiftricte nad) Verhältnig ihrer Mors 
genzahl zu einander vertheilt. 


Artikel 6. 


Die nah den vorhergehenden Artikeln zu berechnenden 
Ablöfungscapitalien werden durch das betreifende Kreisamt 
nad Vernehmung der Intereſſenten ausgemittelt und von 
dem Miniftertum des Innern feftgejegt. 

Sind die Antheile mehrerer früherer Berechtigten an 
derjelben Jagd nicht gleich und laſſen ſich dieſe Antheile 
nicht nach dem Flächengehalte der Yagddiftricte beftimmen, 
jo hat das betreffende Kreisamf, wenn eine von ihm zu 
vermittelnde Verftändigung bieriiber unter-den Interefjenten 
nicht zu Stande fommt, nah Vernehmung von Sachver— 
Fändigen über dic BVertheilung der von der ganzen Ge- 
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marfung zu entrichtenden Ablöſungsſumme unter die frübe- 
ren Sagdbereehtigten zu entſcheiden. 

Segen dieſe Entfcheidung kann von den früheren Jagd— 
berechtigten der Recurs binnen vier Wochen zerftörlicher 
Frit an den Adminiſtrativ-Juſtizhof und gegen deſſen Ent: 
ſcheidung, blumen gleicher Frift, an den Staatsrath er: 
griffen werden. 


Artikel 7. 


Die nad den vorhergehenden Artifeln feſtgeſetzten Abe 
löfungscapitalten find von den die Jagden erwerbenden 
Gemeinden und Grundbefigern durdy baare Zahlung an die 
früheren Jagdberechtigten zu leiſten. Erfolgt die Zahlung 
nah dem . 2 2 2° ſo ſind von dieſem 
Zage an dem Berechtigten von dem Ablöfungscapital bis 
zu deſſen Abtragung vier Procent Zinfen jährlich zu ver- 
güten. : 

Denjenigen, welche die Nblöfungscapitalien zu zahlen 
haben, tft jedoch geftattet, das Capital in der Bette ab- 
zuführen, daß fie vom . . . . „an zehn Sabre lang 
jährlich ein Zehntheil des Capitals nebft vier Procent Zin- 
jen von dem jeweiligen Betrage Ddefjelben an den Berech— 
tigten entrichten. Boch ift es den Pflicytigen auch unbe— 
nommen, das Ablöfungscapital in größeren- Räten abzu— 
tragen. 


Artifel 8. 


Ablöfungscapitalien, welde nad) den Beftimmungen des 
gegenwärtigen Geſetzes von Gemeinden zu entrichten find, 
zu den Gemeindeausgaben dritter Claſſe. 


Artikel 9. 


Die Gemeinden und Grundbefiger, welche von der durch 
Art. 2 ihnen extheilten Befugnig Gebraud machen wollen, 
haben ihre depfallfige Erklärung innerhalb drei Monaten 
vom Zuge des Ericheinens gegenmärtigen Gejches im Re: 
gierungsblatt an gerechnet, bei dem Kreisamt des Kreiſes, 
worin Die Jagden gelegen find, um jo gewiſſer abzugeben, 
als nad fruchtlofem Ablaufe dieſer Frift angenommen wers 
den fol, daß fie auf Wiedererwerb der Jagden, in deren 
Befiß fie ſich Dermaien befinden, verzichten. 
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Artikel 10. 


Inſoweit Gemeinden und Grundbeſitzer innerhalb der 
im vorhergehenden Artikel beſtimmten Friſt die Ablöſung 
der Jagdberechtigungen nicht in Anſpruch nehmen, ſollen 
die früheren Jagdberechtigten alsbald nach Ablauf jener 
Bein wieder in den Befiß ihrer Sugdberechtigungen ges 
angen. 

Sn eine an den früher Berechtigten zurüdfallende Jagd 
verpachtet, fo bat der Sagdberechtigte den Ablauf der Pacht: 
zeit abzuwarten, ehe er ſelbſt die Ausübung der Jagd über: 
nehmen fann; die Gemeinde, beziehungsweife der Grund: 
befiger, bat jedoch das Pachtgeld von dem Zage der Zu: 
rückgabe an berechnet an den Berechtigten abzuliefern. 


Artikel 11. 


Hinfichtlic) derjenigen Jagden, welche in Gemäßheit des 
Art. 10 gegenwärtigen Gejeged an Die früheren Sagdbe- 
rechtigten zurüdfallen, fönnen die Gemeinden und Grund: 
befiger, welche durch das Gele vom 26. Juli 1848 als 
zur Ausübung der Jagd berechtigt erklärt find, von der 
ihnen durch Art. 2 gegenwärtigen Geſetzes ertheilten Bes 
fugniß zur Erwerbung der Sagden mittelft Ablöjung vor 
Ablauf von drei Jahren vom Zuge des Erjcheinens dieſes 
Geſetzes im Negierungsblatt an gerechnet feinen Gebrauch 
machen, wenn Die Sagdberechtigten nicht felbft in die Ab— 
löfung einwilligen. 


Artikel 12. 


Die Art. 3, 4, 5, 6, 7 und 8 des gegenwärtigen Ges 
jeßes finden auch Anwendung auf die nad Art. 10 dieſes 
Geſetzes an die früheren Sagdberechtigten zurüdfallenden 
Jagden, für den Fall, daß jpäter die Ablöfung in Anſpruch 
genommen wird; insbejondere gilt dieß auch von der Pe— 
riode, aus welcher nach Art. 3 der Durchichnittsertrag det 
Jagd zum Behuf der Feſtſetzung des Ablöfungscapitals 
berechnet werden ſoll. Die Jagdberechtigten können jedoch 
verlangen, daß der Werth der Jagd durch Abſchätzung er- 
mittelt wird. Die in dem Art. 7 beftimmten Zermine für 
Entrihtung des Ablöfungscapitald und deſſen Verzinfung 
beginnen mit dem Zage, an welchem die Jagd von den 
Jagdberechtigten auf die ablöfenden Gemeinden oder Grund- 
befier übergebt. 
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Artifel 13. Er 

Wird, die Abſchätzung des Werths einer abzuldfenden 
Jagd verlangt (Art. 12), jo erfolgt dieſelbe unter der Lei— 
tung des, Kreisamts auf. den Grund eines, Gutachtens von 
drei Sachverſtändigen, von denen der eine durch den Jägd— 
berechtigten, der zweite Durch denjenigen, welder die Ab- 
löfung in Anſpruch nimmt, und der dritte von dem Kreis: 
amt ernannt wird. de . 

Gegen die auf den Grund des Gutachtens dir Sud: 
verftändigen von dem Kreißamt zu ertheilende Entſcheidung 
wegen Feſtſetzung des Ablöfungscapirald kann ‚von jeder 
der beiden Partien Recurs binnen vier Wochen zerftörlicher 
Frift an den Adminiftrativ-Suftizhof und gegen deſſen Ent: 
scheidung binnen gleicher Friſt am den Staatsrath ergriffen 


werden. | Je WIRZE 
Artikel 14, Ä 

Wenn eine an den früheren Jaägdberechtigten zurückge— 
fallene Jagd, welche jpäter mittelft Ablöfung von einer 
Gemeinde oder einem Grundbefiger erworben: werden fol, 
zur Zeit der Ablöfung verpachter ift, jo hat die Gemeinde 
oder der Grundbefiger den Ablauf des Pachtvertrags ab: 
zuwarten, ebe fie die Ausübung der Jagd überuehmen, 
Bis zu dieſem Zeitpunfte bleibt auch die Entrichtung des 
Ablöfungscapitald an Deu Berechtigten ausgejeßt; ;' 


Artikel 15. — 

Die Beſtimmungen des gegenwärtigen Geſehes finden 
auch auf diejenigen Jagden, für welche die früheren Jagd— 
berechtigten bereits aus der Staatskaſſe, unmittelbar, oder 
in Folge der Beſtimmungen in Art. 7 des Geſetzes vom 
12. December 1851 mittelbar, Entſchädigung erhalten ha— 
ben, den Erwerbern dieſer Jagden gegenüber unter der 
Modification Anwendung, daß die dermaligen Befiger ſol— 
cher Jagden, welche dieſelden wieder erwerben wollen, Die 
nad den Beftimmungen des gegenwärtigen Gefeßes zu er- 
mittelnde Ablöjungsjumme für diejelbe an die Staatskaſſe 
zu entrichten haben. Verzichten aber die dermaligen Bes 
ſitzer ſolcher Jagden auf deren Ablöſung (Art. 9), jo geht 
die Sagdberechtigung auf den Staat über. 


Artikel 16. 


Die Staatskaſſe hat denjenigen Grundbefigern, welche 
in Folge des Geſetzes vom 26. Juli 1848 Jagden erwor: 
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ben haben, deren Werth san der wegen des DBorluftes an- 
derer Jagden nad) Art. 15 des erwähnten Geſetzes erhal- 
tenen Entſchädigung in Abzug gebracht wurde, Entjchädt- 
gung für den Unterſchied —*2*— der vollen und der be— 
reits geleiſteten Entſchädigungsſumme zu gewähren. 


Artikel 17. 


Der Art. 2 des Geſetzes vom 26. Juli 1848, wonach 
das Recht, auf fremden Grundſtücken zu jagen als Dienſt⸗ 
barkeit nicht heftellt werden kann, ift ———— Dage⸗ 
gen find Verträge, wodurd die Unablösbarfeit von Jagd: 

erechtigungen bedungen wird, nichtig. 


Artikel 18. 


Der Art. 1 des Geſetzes vom 12. December 1851 tritt 
außer Wirkfamkeit. Die biernady auf die Pachterträge der 
betreffenden Jagden bis zum Erſcheinen des gegenwärtigen 
Geſetzes bereits angeordneten Ausfchläge find jedoch noch 
vollſtändig an die Stantstaffe zu entrichten. 


Artikel 19. 
Unſer Minifteriun des Innern ift mit der Vollziehung 
dieſes Geſetzes beauftragt. 
Urkundlich Unſerer eigenhändigen Unterſchrift und bei— 
gedrückten Großherzogl. Siegels. 


Darmſtadt, den.... 
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Motive zu dem Gefegesentwurfe, die Wiederher- 
ftellung der Jagdberechtigungen und deren Ab- 
löfung betreffend, 


Durch das Gejeg vom 26. Juli 1848, die Ausübung 
der Jagd und Fifcherei in den Provinzen Starkenburg und 
Oberheſſen betreffend, find die Sagdberechtigungen auf 
fremden Grundftüden aufgehoben und die Jagden den Ge— 
meinden und Grundbefigern überwiejen worden; e8 haben 
jedoch, nad) den Beftimmungen des Art. 15 dieſes Geſetzes, 
nur diejenigen von den früheren Sagdberechtigten Entjchä- 
digung für den Verluſt ihrer Jagdberechtigungen erhalten, 
welche nachzuweiſen im Stande waren, daß fie Diejelben 
in den legten 30 Jahren durch onerofen Titel erworben 
hatten. Allen übrigen Jagdberechtigten Dagegen, nament- 
(ih der großen Mehrzahl derjenigen, welche ihre Berech— 
tigungen ſchon vor länger ald 30 Sahren erworben hatten, 
wurde ihre Berechtigungen ohne Entſchädigung entzogen. 
Schon bei Erlaß jenes Gejeges haben fi viele Stimmen, 
aud) von Unbetheiligten, gegen die Zuläffigfeit dieſes Ver— 
fahrens, obwohl on Erfolg, erhoben; es haben aber 
namentlich die Betheiligten felbft wegen Beeinträchtigung 
in ihren Rechten fortwährend Bejchwerde geführt und viel- 
fach das Berlaugen geftellt, entweder den früheren Beredy- 
tigten die ihnen entzogenen Rechte wieder einräumen oder 
ihnen doch mindeftens für den Verluft derjelben eine ange: 
mefjene Entjhädigung gewähren zu laffen. 

Es kann feinem Zweifel unterliegen, daß die,Aufhebung 
der bis dahin in anerkannter Wirkſamkeit beftandenen Jagd: 
rechte durch das Geſetz vom 26. Juli 1848 ohne alle Ent: 
Ihädigung rechtlich nicht gebilligt werden kann, daß viel 
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mehr die Aufhebung der Jagdrechte, wenn folche im öffent: 
lichen Intereſſe für notbwendta oder räthlich erfannt murde, 
nur gegen Entſchädigung dur ein Ähnliches Geſetz bätte 
erfolgen jollen, wie ſolche bezüglich verjchiedener anderer 
Berechtigungen, deren Befeitigung wünfchenswerth erjchien, 
erlafjen wordeit find. Bill man,nan;der deßfalls erhobenen 
Beſchwerden gerecht werden und den Gegenfland nachträg— 
lich, infoweit es die veränderten Verhältniſſe geftatten, durch 
ein neues Gefeg regeln, fo wird man hierin Das Ziel zu 
verfolgen haben, nach der einen Seite jene Beeinträchtigung 
wohlerworbener. Rechte wieder. gut zu. machen, auf der 
andern Seite aber mit Rüdficht auf Die Cultur der Land: 
wirtbichaft und den dermaligen, bereitd neun Sabre ans 
dauernden Zuftand es denjenigen, welchen die Jagdrechte 
durch das Gejeg vom 26. Juli 1848 zugefallen find, mög: 
lih zu machen, durch alsbaldige Ablöſung derjelben den 
dermaligen Zuftand zu conjerviren. Dieß wird. gejchehen, 
wenn dad Gefeg die Rückgabe der Jagdrechte im Prineip 
aufftellt und zugleih die Zuläſſigkeit der alsbaldigen Ab- 
lörung durch die dermaligen Befiger ausſpricht. Es find 
daher in den beiden erften Artikeln des Geſetzesent— 
wurfes Diefe Beſtimmungen als die Principien deſſelben 
oben angeſtellt, während die folgenden Artikel die näheren 
Vorſchriften darüber enthalten, wie dieſelben zur Ausführung 
ebracht werden ſollen. Zur Erläuterung derſelben dürften 
Folgende Bemerkungen genügen. | 


Zu Art. 3, 4 und 5. 


Den Werth der Zagden und die mit Beridfichtigung 
defjelben zu beftimmende Ablöfungsfumme durch Abſchä— 
Bungen zu ermitteln, würde in der Ausführung woraus: 
fihtlich auf allzugroße Schwierigfeiten  ftoßen. Ebenjoweniq 
möchte fi) das in anderen Ländern beliebte Verfahren, wo— 
nah der Flächengehalt der Jagdbezirke zur Grundlage 
für die Ermittelung einer Entſchädigungsſumme gewählt, 
worden tft, enipfehlen. Dagegen — die Pacht— 
erträge von den an die Gemeinden übergegangenen Jag— 
den, welche mittelſt öffentlicher, unter Aufſicht der Regie— 
rungsbehörden vorgenommenen Verſteigerungen in den lezten 
9 Fahren erzielt worden find, einen ziemlich ſicheren und 
einfachen Maßſtab für die Beurtbeilung des Werth der 
einzelnen Sagden. Es find deshalb in Dem Egtwurfe dieſe 
Pachterträge als Grundlage für die Größe der Ablöſungs— 
jummen gewählt worden. | 
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Da wo die Kagddiftricte der früheren Berechtigten mit 
anderen Zheilen einer Gemarkung, welcye. nicht zu jenen 
Zagddiftricten gehörten, bisher zujammen verpacdhtet waren, 
wird Dagegen Die Bertbeilung der davon erzielten Pacht: 
erträge am zwedmäßigften nah dem Flächengehalte der 
— begriffenen verſchiedenen Jagdgebiete vorzunehmen 
ein. 


Zu Artikel 6. 


Die Ermittelung der Ablöfungscapitalien wird nad) den 
in den vorhergehenden Artikeln enthaltenen Beſtimmungen 
in der Regel tn einer einfachen Berechnung beftehen. Nur 
wenn für diefelbe Jagd mehrere Berechtigte zu ungleicyen Thei- 
fen vorhanden waren und fich deren Antheile nicht wohl nad) 
dem Flächengehalte der Jagd beftimmen laflen, wie 3. B. 
bei verſchiedenen Antheilen an Koppeljagden, bei welchen 
der eine Theil zur hoben, der andere Theil zur niederen 
Jagd, oder der eine Theil zu einer Vorjagd berechtigt war, 
fönnen fich größere Schwierigkeiten für die Beftimmung der 
den einzelnen Berechtigten an dem fiir die ganze Gemarkung 
berechneten Ablöfungscapitale ergeben. Laſſen ſich Dieje 
Schwierigkeiten in anderer Wetje nicht befeitigen, jo eignen 
fie fi) wohl zur Entſcheidung durch die Adminiſtrativ-Ju— 
ftizbehörden, während es einer ſolchen für jene einfachen 
Berechnungen nicht bedarf. 


Zu Artikel 7. 


Nach Artikel 9 des Entwurfs foll die Zurückgabe der 
Jagden an die früheren Berechtigten erfolgen, jobald die 
dermaligen Inhaber derjelben nicht binnen drei Monaten 
von dem Tage an, in welchem das Geſetz im Regierungs— 
blatte erſchienen, die Erklärung abgegeben haben, daß fie 
die Jagden ablöfen wollen. Wird dieje Erklärung abgegeben 
und in Folge hiervon dem früheren Berechtigten die Jagd 
nicht wicder eingeräumt, fo ift es billig, daß ibm entweder 
alsbald das Ablöfungscapital ausbezahlt wird, oder, info: 
weit fich Died verzögert, von dem erwähnten Tage an Zinfen 
von demjelben vergütet werden. 

Den Pflihtigen werden übrigens zur Berichtigung der 
Ablöfungscapitalten zehnjährige Zielzahlungen geftattet, um 
ihnen hierdurch einige Erleichterung zu gewähren, obne je: 
doch die Befriedigung der Berechtigten im zu weite Ferne 
zu rücken. | 
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Zu Artikel 8. 


Nach dem Gefege vom 26. Juli 1848 müſſen die an 
die Gemeinden übergegangenen Jagden zum Wortheil der 
Gefammtfteuerpflichtigen verpachtet werden, weßhalb die 
Pachterträge in der dritten &laffe der Gemeindeeinnahmen 
erjcheinen. Aus denfelben Gründen, welche diefe Be: 
flimmung veranlaßt, gehören auch die in Kolge des Ueber; 
gangs der Jagden an die Gemeinden entftehenden Aus: 
gaben für die Ablöfung der früheren Jagdberechtigung zu 
den Gemeindeansgaben der dritten Claſſe. 


Zu Artikel 9 und 10, 


Da es in der Abficht des Entwurfs liegt, daß fich Die 
dermaligen Inhaber der Jagden der im Art. l verordneten 
Zurüdgabe der Jagden an die früheren Berechtigten durch 
jofortige Ablöjung derjelben follen entziehen können, jo 
ſchien e8 angemefjen, für die Zurückgabe der Jagden oder 
deren alöbaldige Ablöfung einen und Denfelben Zermin zu 
beftimmen und es von der Entſchließung und beftimmten 
Erklärung des dermaligen Inhabers der Jagd abhängig zu 
machen, ob er diejelbe mit Ablauf dieſes Termins an den 
jrüberen Berechtigten zurückgeben oder fi) den Beſitz der 
Sagd durch die Erklärung, die. Beredhtigung ablöjen zu 
wollen , erhalten will. 

Erfolgt die Zurüdgabe einer Jagd, fo find Beflim- 
mungen Darüber nothwendig, wie ed mit dem etwa noch 
beftehenden SBachtvertrage gehalten werden ſoll. Die Rück— 
fihten auf Die einmal beftehenden Verhältniſſe gebieten, 
dergleichen Berträge aufrecht zu erhalten. Der Berechtigte 
faun daher in den Befig der an ihn gefallenen Jagdberech— 
tigung erſt dann gelangen, menn der beftchende Pachtver— 
trag abgelaufen ift; er hat jedoch Anfprud darauf, einft- 
weilen das Pachtgeld zu beziehen. 


Zu Artikel 11. 


Die Beftimmung dieſes Artifels entfpridt wohl der 
Billigkeit. Die dermaligen Inbaber der Jagden erbalten 
duch das Geſetz, insbefondere Art. 9 defielben, Gelegen- 
beit, fi der Zurüdgabe der Jagden durch al8baldige Ab- 
löfung derſelben zu entzieben. Berzichten fie hierauf und 
es treffen die früheren Jagdberechtigten wegen Ausübung 
ihrer Jagden die nöthigen Einrichtungen, jo ift es billig, 
daß dem Berechtigten wenigftens einige Jahre die Ausübung 
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feiner Jagd verbleibe, ehe fie ihm durch deren Ablöfung 
wieder entzogen werden kann. 


Bu Artikel 12 und 13. 


Soll eine Jagdberechtigung auch nicht al8bald nad) dem 
Erſcheinen des Öefeges, Sondern erſt in fpäteren Jahren 
abgelöft werden, jo erjcheint es dennoch angemefjen, die 
Ermittelung des Ablöfungscapitald 2. ganz nach den Be: 
flimmungen des gegenwärtigen Gejeßes eintreten zu Laffen, 
namentlich wird es zweckmäßig fein, Das Ablöjungscapital 
nah den Bachterträgen, welche die betreffende Jagd fett 
dem Gefeße vom 26. Sult 1848 bis zum Erxjcheinen des 
gegenwärtigen Geſetzes geliefert hat, zu berechnen und gleich— 
zeitig mit der Zurückgabe der Jagd an den früheren Bes 
rechtigten Feftzuftellen. | 

Man wird jedoch für die in fünftigen Jahren ftatt- 
findenden Ablöfungen dem Jagdberechtigten nicht verjagen 
fönnen, die Abſchätzung des Jagdwerthes zu verlangen, 
da ſich die Verhältniffe jo weſentlich ändern fönnen, daß 
in dem auf Grund der Pachterträge von den Jahren 1848 
bis 1857 beredyneten Ablöfungscapitale nicht mehr eine 
entipreibende Vergütung für den Werth der Jagd zu er- 
fennen iſt. 


Zu Artikel 14. 


Auch bier gilt bezüglich der Anerkennung und Aufrecht- 
erhaltung befteheuder Pachtverträge, was zu Art. 10 be: 
merkt worden ift. — Da in dieſem Falle die Entrichtung 
und reſp. Verzinſung des Ablöfungscapitald bis zum Er— 
löſchen — —— Pachtvertrages ausgeſetzt bleibt, I 
bat der Berechtigte bis zu dieſem Zeitpunfte das Pachtgeld 
auch noch für ſich zu beziehen. 


Zu Artikel 15. 


Das Geſetz vom 26. Juli 1848 trifft vorzugsmeife der 
Tadel, daß die Sagdberechtigten für den Verluſt ihrer 
Jagden nicht entichädigt worden find. Inſoweit Daher in 
Gemäßheit des Art. 15 jenes Geſetzes einzelne Jagdberech⸗ 
tigte bereits Entſchädigung erhalten haben, hat die Sache 
für ſie definitiv ihre Erledigung gefunden, ſie können nicht 
mehr verlangen, daß ihnen nach Maßgabe der Beſtimmun— 
gen des gegenwärtigen Geſetzes ihre früheren Jagdberech— 
tigungen zurückgegeben oder dafür Ablöſungscapitaälien be— 
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zahlt werden. An ihre Stelle tritt der Fiseus, welcher 
die Entfhädigungen an fie bezahlt Hat, und darum nun 
nah den Beltimmungen des gegenwärtigen Gejeßes ent- 
weder die Ueberweiſung der beizerfenden Jagden oder Ent: 
richtung der dafür zu berechnenden Ablöjungscapitalien ver= 
langen fan. Die Stuatsfafje ſoll zwar nach dem Gejepe 
vom 12, December 1851 für die von ihr geleifteten Ent: 
Ihädigungen Erjag erhalten, fie wird aber immerhin, wenn 
ber Art. 1 jenes Gejeßes, wie im Art. 18 des gegenwärtigen 
Entwürfs vorgejehen ift, außer Wirkſamkeit tritt, noch ein 
ſehr bedeutendes Opfer für jene Entjchädigungen gebracht 
haben, weßhalb e8 gerechtfertigt erſcheint, dem Staate Die: 
jenigen Jagden zuzuſprechen, welche gegen Entſchädigung 
der früheren Jagdberechtigten aufgehoben worden find, und 
beziehungsweiſe die Staatskaſſe zum Bezuge der entſpre— 
chenden Ablöjungscapitalien für berechtigt zu erflären, welche 
fie alsdann an ihren Vorlagen für geleiftete Entſchädigungen 
in Abzug zu bringen hätte. 


Zu Artikel 16. 


Dem Art. 15 des Gejeßes vom 26. Juli 1848 zufolge 
mußte an den nad) Ddiefem Artikel zu Leiftenden Entſchädi— 
gungen der Werth derjenigen Jagden, welchen der zu Ent: 
Ihädigende durch daſſelbe Gefeg anderswo neu erworben 
hatte, in Abzug gebracht werden. Wenn nun der Berech- 
tigte nad) gegenwärtigem Gejeße diefe neu erworbene Jagd 
dem früheren Berechtigten wieder zurücdgeben oder dem— 
jelben ein angemeljenes Ablöjungscapital dafür entrichten 
muß, jo ift es billig und gerecht, ihm den Betrag, welcher 
ibm bei der geleifteten Entihädigung in Abzug gebracht 
— nunmehr aus der Staatskaſſe noch vergüten zu 
aſſen. 


Zu Artikel 17. 


Sobald die Ablösbarkeit der Jagdberechtigungen aner— 
kannt und deren Ablöſung möglich gemacht iſt, liegt kein 
Grund mehr vor, die Beſtellung von Jagdberechtigungen 
auf fremden Grundſtücken als unſtatthaft zu unterſagen. 
Es ſchien daher räthlich, den Art. 2 des Geſetzes vom 
26. Juli 1848 durch die im Art. 17 gegenwärtigen Ge— 
ſetzesentwurfs enthaltene Beſtimmung zu erſetzen. 
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Zu Artikel 18. 


Werden die Jagden an die früheren Berechtigten zurüd- 
egeben oder von den dermaligen Befigern derjelben abgelöft, 
ho müfjen Die Durch Art. 2 des Gejeges vom 12. December 
1851 angeordneten Ausschläge auf ſämmtliche Jagden, welche 
durch das Geſetz vom 26. Juli 1848 von Gemeinden oder 
Grundbefigern gewonnen worden find, fernerhin unter: 
bleiben und der Staatöfaffe werden ſonach die auf Grund 
des Geſetzes vom 26. Juli 1848 geleifteten Entfhädigungen 
an frühere Jagdberechtigte nicht weiter erjeßt. Dagegen 
erhält fie nach Art. 15 des gegenwärtigen Geſetzesentwurfs 
entweder flatt des früheren Berechtigten die Ablöfungs- 
capitalien für diejenigen Jagden, für welche fie Entſchä— 
digung geleiftet hat, oder es erwirbt der Fiscus dieſe 
Jagden und kann diejelben für ſich nutzbar machen. Sollte 
die Staatskaſſe hierdurch auch nicht zu einem vollftändigen 
Erjag ihrer Vorlagen gelangen, jo hat fie diefen Nachtheil, 
der jedoch nicht erheblich fein fann, zu tragen. Dagegen 
muß ihr audy ein etwaiger, wenn gleich nicht wahrjchein- 
liher, Gewinn zum Bortheil gereichen. 
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An die zweite Kammer der Stände des Großherzog⸗ 
thums. | | 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben zu be- 
fehlen gerubt, daß den Ständen des Großherzogthums der 
Entwurf eines die Beflimmungen im Art. 4 und 15 des 
Geſetzes vom 7. Auguft 1848, „die Verhältniffe der Stan: 
desherrn und adeligen Gerichtsherrn betreffend“ abändern⸗ 
den Geſetzes zur Ertheilung Ihrer verfaſſungsmäßigen Zu— 
ſtimmung übergeben werden x 

Das unterzeichnete Miniſterium beehrt fich, der zweiten 
Kammer der Stände diefen Gejekesentwurf nebſt Motiven 
zu gedachtem Zwecke hierbei mitzutheilen. 

Darmſtadt, am 14. Sept. 1857. 


Großherzogl. Miniſterium des Innern. 


unterz. 
v. Dalwigk. 


Zimmermann. 
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Gefegesentwurf, ven Bezug der Forfiftrafen mes 
gen Frevel in ven Gemeindewaldungen ver ftan- 
des- und patrimonialgerichtsherrlichen Bezirke betr. 


Ludwig IIL von Gottes Gnaden Großherzog von 
Hefien und bei Rhein ꝛc. zc. 


Wir haben mit Zuftimmung Unferer getreuen Stände 
verordnet und verordnen hiermit wie folgt: 


Artikel 1. 


Die im Art. 4 und 15 des Geſetzes vom 7. Augufl 
1848 enthaltene Beftinnmung, wonach die wegen Frevel in 
den Gemeindewaldungen der flandes = und yatrimonial- 
in Sarg Bezirke erkannten Forſtſtrafen von den 
etreffenden Gemeinden zu beziehen find, ift aufgehoben. 


| Artikel 2, 
Die in dem vorhergehenden Artikel bemerkten Forft- 
firafen fließen in die Staatsfaffe. 
Artikel 3. 


Gegenwärtiges Geſetz tritt hinſichtlich aller nach Ablauf 
des Jahres 1857 erkannten Forfiftrafen in Wirkfamfeit. 


Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfehrift und bei: 
gebrüdten Großherzogl. Siegels. 
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"an dem! Ark’ 4 des Geſetzes wol 7. Auguſt 1848,: Die 
Verhãltniſſe der! Stalidesherrn und Adtligenn Gerichtshertn 
betreffend, iſt unter ander beflimmt daß die Standes⸗ 
herrn den Bezug von Strafen verlieren ſollen mit Aus— 
nahme der ——— welche für Frevel in ihren eigen— 
thümlichen Waldungen in Anſatz kommen, und welche ihnen 
verbleiben, inſofern ein für dieſe Waldungen von ihnen 
ausſchließlich beſoldetes Schutzperſonal vorhanden iſt. Zu— 
gleich wurde feſtgeſetzt, daß der Bezug der Forſtſtrafen für 
are in den. Gemeindewefdungen der flandesherrlichen 
ezirfe auf die betreffenden Gemeinden übergehen joll. 

Durch Art. 15 des ya vom 7. Auguft 1848 wur: 
den die oben erwähnten Beflimmungen aud auf die Pa— 
trimonialgerihtsheren, beziehungsweife die Gemeinden in 
den patrimonialgerichtsherrlichen Bezirken für anwendbar 
erflärt. Die biernach verfügte Ueberweifung des Bezugs 
der ee wegen Frevel in den Gemeindewaldungen 
der Itandes- und patrimonialgerichtöherrlichen Bezirke an 
die Gemeinden hatte mehr den Charakter einer tranfitori- 
ſchen Beftimmung, und es jcheint Die Abficht gewefen zu 
fein, den Gemeinden überhaupt den Bezug von trafen 
auf dem Weg der Gefehgebung in ausgedehnterem Um: 
fange zu überweifen. en ift dieſe Idee nicht weiter 
verfolgt worden. Die meiften Gemeinden in den Doma= 
niallanden, welche Waldungen befigen, beziehen nicht die 
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rn wegen Frevel in ihren Waldungen und dem 
taate, welcher dieje Strafen bezieht, fann nicht zugemuthet 
werden, hierauf — verzichten. Es liegt kein genügender 
Grund vor, die Gemeinden in den ſtandes- und patri— 
monialgerichtsherrlichen Bezirken, welche Waldungen be: 
en, — zu — * die rein — 
emeinden iM den Domaunia edieß ſtehen nach 
der Propoſition ee der ne Rechtsver⸗ 
hältniſſe große Opfer in Ausſicht, welche die Staatskaſſe 
im Intereſſe der Gemäinden/rejp.der Grundrentenpflichtigen 
in * a Ar Bezirken zu un ug 
Durch ;porftehende Bemerkungen dürfte der Gefeßesent-- 
tourt, weicher ———— Bl das — Au⸗ 
auft 1848 den Gemeinden‘ in den ſtandes "und patri⸗ 
mentäfgerichtsherelicyen Bezirken’ eingeräumten Dorn vor 
den Gemeinden in den Domguiadbezisten,  binfichtlic ‚der 
ne zu befeitigen, als genügend dere erligt er 
cheinen. 
Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß diejenigen 
Gemeinden, welchen ſchon vor dem Geſetz vom 7. Auguſt 
1848: das. Recht: auf Bezug von Forſiſtrafen zuftand, hierzu 
auch. ſernerhin ‚berechtigt: bleibeeee. — 
Ei | erh spend 
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Beilage Mr. Br 
zum 38. Protokoll vom +15: Oeteber 1857. 


Bericht des erfien Ausfchuffes | 
über den Antrag des Abgeordneten Klingelhöffer 
‘wegen Erbauung’ einer Staatöftraße von Gladen— 
bach über Mornshaufen an ver — bis zur 
kurheſſiſchen Grenze (Beil. Nr. 72); - 

erhal, von Dem. — De (m 


3 





"Der ‚Her. Ab ordnete Rlingelböffer bat bei —— 
Kammer ‚einen Antrag wegen » Erbauung “der rubrieirten 
Straße geſtellt und übet zur Unterftüging des ‚Antrags 
Folgendes an: 

Gladenbach und feine naͤchſte —— ſaie in: ‚das 
Staarsftraßen:, beziehungsweife BrovinzialitraßenNeß des 
jogenannten Hinter andes aufgenommen, es jeien aber. die 
' Berkehröverhäftnifje durch die Anlage der Main Beier: Bahn 
anders geworden, Gladenbach ſeie kaum zwei Stunden. von 
der fun —16 Eiſenbahn⸗ Station” Frohnhauſen entferut, 
und. liege es deßhalb in ſeinem, wie in Dem. Imereſſe jeis 
ner —E auf dem nächſten Weg mit der Maiu— 

ahn im, Verbindung. zu kommen, dieſes könne aber 

„die Weiſe geſchehen, wenn die urfürftlich heſſiſche 
J—— wie ——— in⸗Ausführung begriffen, von Frohn⸗ 
hanſen dugch das Salzbödethal, bis zum: Grenzort Lohra 
eine Straße baut, ‚Diefelbe aber. non unferem Staat aufge⸗ 
uommen un ‚Der Mornshanjen; nach Gladenbach ‚geführt 
werde, Dieß. ſeie zwar bexeitö theilweiſe geſchehen, da bie 
——— hauſen und Gladenbach einen Vicinalweg 
bie kurz vor, dieſen Ort; — rhaut haben; dieſes reiche indeſſen 
nicht. aus, indem, dieſer Weg, ſolleer als Verbindungsweg 
dienen und, be ahren werden können; Del: * einen Seite 
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Gladenbachs, wo er einmünde, durch ein kleines Thal, 
mittelt Damm und Brüde auf die andere Seite Glas 
denbachs geführt werden müſſe. Die Ausführung diejer 
Straßenftrede erfordere aber, nach den bereits vorliegenden 
Boranfchlägen einen Koftenaufwand von 15,000, fl., welche 
Summe die — Gladenhach, weng Ale: nicht völlig zu 
Grunde gehen ſolle, nicht aufbringen könne. 
ne en DE weiter an, daß — Hi 
tingende Aufgabe; des Staates betrachtet; werden müſſe, 
der gedachten Gegend * ne der Hötbinen Wer 
fchröwege die a verſchaffen, das zu ‚erwerben, 
was von ihr gefordert werde. |: wi." rue 
Der ‚Berihterftatter: hat dieſe Eingabe dem Herm Prä⸗ 
ſidenten ‚des. Finanzminiſt eriums überſchickt, und Rich die 
Anſicht der.‘ sgierung Darüber erbeten... Diele iſt ihm durch 
Schreiben vom 1, auf geworden, und, Wehr ‚im. el it⸗ 
lichen dahin, Daß’ ſeit Etbffuling der —— Ne 
Station Frohnhaufen“ ſich ein‘ ziemlich ftarker Verkehr’ mt? 
chen Ddiefer Station und Gladenbad und damit das Ver— 
langen nad einer fahrbaren Straßenverbindung zwijchen 
beiden Orten gebildet habe. Es beftehe aber bereits auf 
Großhergogl. Gebiet eine an die kurfürſtlich hefſtſche Glenze 
ausmündende Straße: mämlich “die Probinzialſtraße über 
Ammenhauſen in der Richtung nach Willershauſen, welche 
urſprünglich auf eine von kurheſſiſcher Seite indeſfen nicht 
weiter als bis Willershaufeit fortgeſeizte Verbindung zwifchen 
Gladenbach und: Marburg berechnet geweſen wäre, Und die 
füt die Verbindung mit Frohnhauſen ohne allen Auſtand und 
ohne! einen dieſſeits Weiter zu beſtreitenden Koſtenaufwand 
gebraucht werden könnte, wenn die —— BERLoE Res 
— ſich geneigt gefunden: hätte, auf’ jenſeitigem Gebiete 
von Willershanfen aus, einen fahrbareit Weg über Könau' 
und. Niederwälgern sherzuftelfen. Durch die Karte zeige A 
daß die Länge dieſer Straͤßenverbindung nur Yang ü 8 
deutend größer als diejenige des directen Au 
Mornähaufen;:Lohre, „Dimm und Oberwalgern Ferei’/E 
jeien deßhalb Berhaudhnigen‘ mit der kurfürſtlichett 5— 
rung: eingeleitet werden, -unf’fte zut Annahme jenes Stra⸗ 
ßenprojeets zu hemegen;'diefelben hätten aber den erwünſch⸗ 
tem Erfolgnicht gehabt indem man jenſeits darauf behar⸗ 
ven: zu: müſſen geglaubt habe,“ niit einer Untetſtütnng aus 
Staatsmitteln dein alten Ddirecten Berbindungsweg —* 
ven Stand ſttzeit und ihn⸗ an eine Stelle zur Ueherſchreitung 
des Jogenannien Prachtet Berges einbauen zu dlaſſen. 


— 
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Auf Diefleitigem Gebiet beftänden in dieſer Richtung 
nur Bicinalwege, welche theilweiſe einer weſentlichen Ber: 
befierung und Berfteinung bedürften, um al& hinreichend 
gute Communicationswege gebrauht werden zu fönnen. 
Die Paflage durch Mornshaufen fei wegen einer ftarfen 
Steigung und Gegenfteigung beſchwerlich und würde 
ohne unverhältnigmäßig große Koften nicht verbefjert werden 
fönnen. Auch jeien, wie der Antragfteller bereitö erwähnt, 
ur Herftellung einer gecigneten Verbindung mit der Staats— 
—* in Gladenbach, koſtſpielige Anlagen nothwendig, da 
hierfür eine Thalſchlucht überſchritten werden müſſe, und 
die allzuſteil beſtehende Ortsſtraße nicht gebraucht werden 
könne. Die Koſten dieſer Bauten würden nach einer neuer— 
dings ſpeciell vorgenommenen Veranſchlagung, ohne eine 
Verbeſſerung der Durchfahrt durch Mornshaujen, und mit 
Beibehaltung der jegigen theilweiſe ſehr jchwierigen Weg— 
arbeiten auf 18,500 fl. ſich belaufen. 

Diefem nach jcheine ein hinlänglicher Grund nicht vor 
jutlegen, diefe nicht unbedeutenden Koften auf die Staats— 
affe zu übernehmen, da die auf kurheſſiſcher Seite herge- 
ftellte Wegftrede im Wejentlihen nur ein — ſei, 
und die Hoffnung nicht gänzlich aufgegeben werden könne, 
daß mau ſich —38 — doch dazu entſchließen dürfte, nach 
dem dieſſeitigen Vorſchlage eine Straße von Willershauſen 
nach Frohnhauſen. zu erbauen. 

Der Ausſchuß theilt die Anſicht des Herrn Präſidenten 
des Finanzminiſteriums und beantragt: 

dem Geſuch für jegt feine Folge zu geben. 
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Beilage Nr. 226 
zum 38. Protokoll vom 15. Detober 1857. 


Bericht des erften Ausfchuffes 
über den Antrag des Abgeorpneten Weber, wegen. 
Mebernahme des Vicinalmegs zwifchen Friedberg 
und Staden als Staatsſtraße von Seiten de 
Staats (Beil. Nr. 125); J 

erſtattet von dem Abgeordneten Hirſch. 





— 


Schon auf dem vorigen außerordentlichen Landtage ha— 
ben die Gemeinden Fauerbach IL., Oſſenheim, Nieder: und 
Dber:Florftadt die Uebernahme des Vicinalweges zwiſchen 
Friedberg und Staden, als Staatöftraße, nachgeſucht, wo- 
rüber der Herr Abgeordnete Hofmann Antrag geftellt hatte. 
u Beilage Nr. 268 zum 33. Protocol vom 3. Mai 


Der Finanzausfhuß der damaligen Kammer Hat durch 
den Herren Abgeordneten Kraft von Dieburg darüber Bericht 
erftattet, wie aus Beilage Nr. 600 zum 132. Protocol 
hervorgeht, und die Kammer bat in ihrer 134. Sibung 
vom 16. März 1852 die Ablehnung des Antrags befchloffen. 

Die obengenannten vier Gemeinden haben in einer Ein- 

abe an verehrliche Kammer vom 17. Januar legthin dieſen 
ntrag erneuert, welchen der Herr Abgeordnete Weber am 
8. April darauf Hin übergeben hat. 

Der erfte Ausihuß hat durch Ihren in diefer Sache 
beftellten Referenten die Eingabe dem Herrn Präfidenten 
des Finanzminifteriums mit- der Bitte übergeben, ihm die. 
nunmebrigen Anfihten Großherzoglicher Negierung über 
diejen ee, mittheilen zu wollen. 

Diefer Bitte wurde durch hochverehrliches Schreiben 
vom 10. Juli 1. 3. willfahrt, indem der Herr Präfdent , 


> - 
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des Finanzminifteriums dem Berichterftatter eine Abjchrift 
des dem Herrn Abgeordneten Kraft bei dem vorigen außer: 
ordentlichen Landtage am 31. Mai 1851 zugeftellten Schrei: 
bens über Dieje Angelegenheit mittheilte, und worauf von 
Seiten der Regierung wegen der dadurch fi ergebenden 
bedeutenden Koften die Sache abgewieſen wurde, und auf 
diefen Beſcheid noch weiter eröffnet wurde, daß die Großh. 
Regierung ſich für die Uebernahme des fraglichen Bicinal- 
weges auch jegt noch nicht ausjprechen. fünne, da, wie be: 
fannt, die Mittel zu neuen Straßenanlagen, oder wie bier 
zum Umbau von theilmeife mangelhaft angelegten Wegen 
dermalen wohl nicht flüffig gemacht: werden, fönnten, ‚außer 
dem aber es auch nicht. thunlich fein würde, den. Fond: für 
Unterhaltung der Straßen nod) mehr, wie bisher, zu befaften. 
Der Ausſchuß ift mit dieſer Anficht einverftanden und trägt 
auf Ablehnung des Geſuchs a 
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Beilage Nr. 297 
zum 38. Protofol vom 15. October 1857. 


Antrag des Abgeordneten Buff, 
die Vorftellung des Ortsvorſtandes der Gemeinde 
Groß-tinden um Anlegung eines Stationdbaufes 
auf der Main Wefer-Eifenbahn bei Groß Linden 
betreffend. 





Unter Bezugnahme auf die rubricirte Borftellung, welche 
bober Kammer übergeben und laut Protofoll vom 18. Mai 
dieſes Jahres bereits dem erften Ausſchuß zum Bericht 
überwiejen worden iſt; ſowie unter Bezugnahme auf die 
weitere Eingabe der genannten Gemeinde, welche laut ‘Bro: 
tofoll vom 29. Mai jenem Ausſchuß zur Nachricht mitges 
theilt wurde, überreiche ich hoher Kammer die mir von der 
Petentin zugefendeten, auf die Anlegung des fraglichen 
Stationshaufes ſich beziehenden, Riffe und Koftenvoran- 
ſchläge, welche diejelbe von einem Sachverſtändigen hat an: 
fertigen laſſen, mit der Bitte: 

diefelben dem erften Ausschuß mitzutheilen, denfelben 
zur baldigen Berichtserftattung veranlaffen und bier- 
nächſt das Geſuch der Gemeinde Großherzogl. Staats: 
regierung zur Berückſichtigung empfehlen zu wollen. 
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Beilage Nr. 228 
zum 38. Prototoll vom 15. October 1857: 


Bericht des erften Ausfchuffes 

über. den. Antrag. des Abgeordneten Heumann auf 
Erhöhung des Adminiftrativftempels, bezüglich ein- 
zelner. Gegenftände, welche verordnungsmäßig einer 
Stempelabgabe unterliegen (Beil. Nr. 143), dann 
"über die in der 36. Sitzung vom 5, Auguft d. 3. 
während ver Berathung über: das. Cinnahme- 
Budget mündlich geftellten Anträge des Abgeord- 
neten Soherr: 


a. die Regierung zu erſuchen, eine. Geſetzesvor— 
lage zu machen, nad welcher die Stempel⸗ 
viſikung der Fremdenbücher in allen Logir— 
häuſern der Provinzen Starkenburg und Ober- 
heſſen ganz wie ın Rheinheſſen einzuführen 
iſt, und 
b. die — um eine Geſetzesvorlage zu 
erſuchen, nach welcher zur Verwendung der 
Grundbuchsauszüge im ganzen Großherzog⸗ 
thum ein gleich hoher Stempel beſtimmt wird; 
erſtattet von Dem’ Dri "Stahl. 


4 4 ar 18 


Der Shared Sei en ftägt (Beil. Nr. 143 
zum 12. Protofoll), um für den erbößten Staalsbedarf 
nicht nur die directen Steuern, ſondern auch die indfrecten 
Steuern zu Hülfe zu nehmen, vor, daß die Stempelabgabe 
für einzelne Gegenftände erhöht werden jolle, und zwar: 
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1) für Xtteftate 2c. (Heimathsſcheine); 

2) für Goncefltionen zum Zanz und Mufikhalten; 
3) für Eonceflionen zur Anlegung von Apotheken; 
4) für Dispenjationen; Ä 

5) für Gewerbspatente; 

6) für Paßkarten. 

Auf das Erfuhen um gefällige Meinungsäußerung er— 
bielt der Ausſchuß von Großherzogl. Finanzminifterium 
(am 7. Auguft faufenden Jahrs) eine: Antwort. folgenden 
Inhalts: 

„Die Großherzoglichen Miniſterien haben bereits be— 
ſchloſſen, zum Zwecke der Erhöhung der Staatsein— 
nahmen aus dem Stempel ſich mit einer Reviſton 
der Stempelordnung zu beſchäftigen — Was Die 

‚. vorliegenden jpeciellen Anträge auf Erhöhung einiger 

Zaren betrifft, jo find die unter. Nr. 1, 3 und 4 ge— 
machten Vorſchläge, die feine bedeutenden. Mehrer— 
träge in Ausficht ftellen, wohl nur geeignet, bet einer 
allgemeinen Revifton der Verordnungen über den Ad— 
miniftrativftenpel in Betracht gezogen zu werden. 
Aus einer beigelegten Tabelle über die Stempelbe- 
träge von 1854, 1855, 1856 ergibt fih, daß eine 
Erhöhung des Stempeld nad) dem geftellten Antrage 
einen Mehrertrag hoffen ließe: een, . 
für. Atteftate (Heimathsſcheine) . . 531 fl. 
für Dispenfationen ea SRBIE N, 
Tr Summe . 925 fl. 
Die unter Nr. 3 vorgejchlagene. Erhöhung des 

Stempeld für. Gewerböpatente von 12 auf 30 fr. 
wiürde einen Mebrertrag von 17,000 fl. ergeben. Se- 

doch spricht ſich Großherzogl. Finangminifterium da— 

gegen aus, weil. diefe Maßregel ald eine Erhöhung 
der Gewerbfteuer zu betrachten wäre, welche jeden 

Gewerbetreibenden in aleihem Maße, daher nicht 

nah der Steuerfraft treffen und den geringen Ge— 

werbetreibenden um jo empfindlicher fein würde, als 
fie den Zujchlag nicht in monatlichen Raten, fondern 
auf einmal zu Anfang des Jahres bezahlen müßte, — 
Die Erhöhung des. Stempeld fir Paßkarten erklärt 
Großherzogl. Minifterium mit Rüdficht auf die be— 
ftehenden Vereinbarungen für überhaupt unthunlich. — 
Für die vorgefchlagene Erhöhung der Stempelabgabe 
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für Conceſſion zum Tanz und Mufikhalten flellt Gr. 
Minifterium eine Mehreinnahme von circa 10,000 fl. 
in Ausfiht, und hält fie für der Berüdfihtigung 
werth, zumal aus polizeilichen Gründen wohl nicht 
zu bedauern wäre, wenn die Erhöhung der Abgabe 

‚eine Verminderung der öffentlichen Tanzbeluſtigungen 

zur Folge hätte.“ | 

Der Ausſchuß ift nun der Anficht, Daß durch den Be- 
Ihluß der Kammer (36. Protokoll), Großherzogl. Mini- 
fterium um Revifion der Stempelordnung zu erjuchen, das 
nübere Eingehen auf den vorliegenden Antrag überflüffig 
geworden Rn in Bezug auf die Vorſchläge Nr. 1, 3, 4, 
5, 6. — Was den Antrag auf Erhöhung der Stempel- 
abgabe für Conceflion zum Tanz- und Muſikhalten be- 
trifft, jo bemerkt Referent, Daß, abgejehen von dem ſehr 
ee Gewicht des angeführten polizeilichen Motives, 
ie 
Das Geſetz jelbft (Gewerbefteuergejeg vom 16. Juni 1827) 
faft die Eonceflionen für Tanz- und Muſikhalten, Komö- 
dien. und Marionettenjpicl oder andere öffentliche Darftel- 
lungen zujammen; der Zufammenhang mit dieſen wie mit 
manchen ähnlichen, mit Stempelabgabe belafteten Hand- 
lungen und Bergnügungen möchte nicht außer Acht gelaffen 
werden dürfen, da Doch ein gewiſſes Verhältnig in ihrer 
Belaftung nicht überfchritten werden darf. Der Mapftab 
ur Würdigung der vorgeichlagenen Erhöhung jener Taxe 
* daher, ſo lange nicht vorliegt, ob und in welchem 
Maße das Miniſterium die Taxe für analoge Gegenſtände 
zu erhöhen gedenkt. Daher iſt es rathſamer die beabſich— 
Reviſion abzuwarten und der Ausſchuß beantragt 
daher: 

„die Base des Abgeordneten Herrn Heumann 
einfach dem Großherzogl. Minifterium zur Berüd: 
fihtigung bei der Revifton der Stempelordnung zu 
übergeben.“ 

Ingleihem find die Anträge des Abgeordneten Herem 
Soherr um jo weniger für jofortige Berathung gerignet, 
als die zur Einführung in den diefjeitigen Provinzen vor- 
gejchlagenen Abgaben ein nur fehr unbedeutender Theil der 
durch das Geſetz vom 13. Brumaire 1807 in Rheinheſſen 
eingeführten Stempelabgaben find. Es ift bei der beab- 
fihtigten Reviflon der Stempelordnung zu erwarten, daß 
das Großherzogliche Miniftertum die jo wünfchenswerthe 


e Abgabe nicht füglich einzeln behandelt werden fan. - 
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Gleichheit der Stempelabgaben m den drei Provinzen thun- 
lichft erfiteben und daher auch das angeräptte Geſetz nicht 
außer Acht laſſen werde. 
Der Ausſchuß beantragt daher: 
auch die beiden Anträge des Aibgeordueten Herrn 
| —* einfach dem Großherzogl. Miniſterium zuzu— 
ellen 


Beilage Nr. 229 
zum 38. Protokoll vom 15. Detober 1857. 


Bericht des zweiten Ausſchuſſes 
über den Gefetesentwurf, die Rechtsverhältnifie 
der Standeöherrn des Großherzogthums betreffend 
(Beil. Nr. 107, 108 und 109); | 
erftattet von dem Abgeorpneten Seiß. 





Die Beilagen Nr. 107, 108 und 109 zum 12. Protocol 
der zweiten Kammer enthalten Propofitionen des Großher— 
zoglichen Miniftertums des Junern, weiche durch eine Ber 
ſchwerde der Standesheren des Großherzogthums über 
verjcbiedene durch das Geſetz vom 7. Auguft 1848 — 
rungsblatt Nr. 40), ſowie durch einige andere Geſetze in 
den Rechtsverhältniſſen derſelben bewirkte Abänderungen 
veranlaßt wurden, und deren Zweck es iſt, theils einen dem 
Art. 14 der deutſchen Bundesacte entſprechenden bleibenden 
Rechtszuſtand der Mediatifirten wieder berzuftellen, theils 
aber auch denjelben eine Entjchädigung für Diejenigen Ver— 
mögensverlufte zu Theil werden zu laflen, weldye aus dem 
die Ablöfung der ſtandesherrlichen Grundrenten betreffenden 
Ürtikel 11 des Gejeßes vom 7. Auguft 1848 für fie ent- 
Iprungen find, 

Ihr zweiter Ausihuß bat Diefen Vorlagen eine ſehr 
forgfältige Prüfung gewidmet, Deren Refultate er Ihnen im 
Nachſtehenden mit den Bemerfen vorlegt, daß, wenn auch 
der Ausschuß die unten folgenden Anträge in allen wejent- 
lichen Punkten und mit ‚nur wenigen Ausnahmen mit 
Stimmeneinheit beichloffen bat, Doch in Beziehung auf die 
in- dem Berichte niedergelegten Motive, politiichen Auffaljun- 
gen und rechtlichen Beurtheilungen der bierbei nothwendi 
zur Sprache kommenden Zuftände uud Verhältniſſe fi 

| ü 1 
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mannigfaltige - Meinungsverfchiedenheiten ergeben und Die 
übrigen Ausichußmitglieder nicht in allen Punkten die An— 
ſichten des Berichterftatterd zu den ihrigen gemacht haben. 

Obwohl die Standeöherren, in Rolge der feit dem 
Sabre 1806 in Deutfhland eingetretenen großen politiichen 
Veränderungen, zu denjenigen ihrer — Mitſtände, 
deren Staaten ihre Territorien einverleibt wurden, in ein 
vollſtändiges Subjectionsverhältniß getreten und deren Uns 
terthanen im vollen. Umfange dieſes eueitte geworden find, 
fo ift e8 Doch begreiflich, daß ihre unter ſolchen Umftänden 
berbreigeführte Unterordnung unter eine fremde Landeshobeit 
mit gewiljen Beſchränkungen und Modiftcationen flattfand, 
wodurd. ein eigenthümliches ftaatsrechtliches Verhältniß der: 
ſelben, insbejondere gegenüber der. Landesgeſetzgebung, be= 
“gründet wurde, Als die politiſchen Gewalten von fo. vielen 
reichsfürſtlichen und reihsgräflichen Häufern, die weder an 
Alter und Glanz ihrer Geichlechter, noch an NRegenten= ‘und 
PBrivattugenden, theilweiſe nicht einmal an Umfang ihrer 
Gebiete, Manchen ihrer glücklicheren Mitftände nachftanden, jo 
große Dpfer forderten und mit einem Federzuge die Ver— 
nihtung ihrer Reichsunmittelbarkeit und ihrer- Landesherr: _ 
lichkeit decretirten, glaubten fie doch, eine Erinnerung an 
ihre ehemalige Hoheit dieſen illüftern Opfern -der Politik 
belaffen zu müflen; — freilih nur einen Schatten, um 
deſſen Verwirklichung ein langer Kampf dauerte, der mit 
der Heberzeugung der Standesherren endete, daB man nie 
Dasjenige volftindig erreichen werde, was zuerft die rhei- 
niſche und dann die deutſche Bundesacte verſprochen und 
in Ausſicht geftellt Hatten. 

In der Rheinbundesacte waren die Verhältniſſe der 
Standedherren nur im Allgemeinen, dürftig, theilweije une 
klar wıd zweideutig bezeichnet worden. Die Zolgen waren 
Verhandlungen, Streitigkeiten und Anterpretationen über 
Sinn und Umfang jener Zufiherungen, denen die Regie- 
rungen der Nhrinbundesftaaten durch befondere Declara- 
tionen und Edicte, regelmäßig zum Nachtheile der Standes: 
5— bisweilen ſelbſt gegen den klaren Inhalt der Rhein— 
undesaete, landesgeſetzlich ein Ende zu machen ſich für 
befugt erachteten. Aber auch dieſe ſtaatsgeſetzlichen Beſtim— 
mungen erfreuten ſich feiner Stetigkeit: bald wurden ſie 
unmittelbaren Aenderungen ——— bald in den Strom 
der ſo oft wechſelnden allgemeinen Landesorganiſationen 
mir hineingezogen, wobei die ſichtbaren Nachtheile auf der 
Seite der Mediatiſirten blieben, welche, während der Periode 
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des Nheinbundes, bald über neue Entziehungen von Rechten, 
bald über Verkümmerung derjelben durch neue Laften fich 
beſchwerten. Weniger war dieß indeflen im Großherzog: 
thum Heflen, als in andern Staaten des Nheinbundes, der 
Fall; gleihwie es überhaupt eine gefchichtlich anerkannte 
Zhatfache ift, daß die Standesherren von Anfang an und 
bis zum Sabre 1848 in feinem andern Staate rüdfichts- 
oe bebundelt worden find, als im Großherzogthum 
eflen. Ä 
Die nad) Deutichland’8 Befreiung von der Fremd 
berrichaft in den unterdrüdten - Reichöftänden wieder er- 
wachte Hoffnung, zugleich mit der Wiederherftellung einer 
Reihöverfaffung eine’ ihren früheren Verhältniſſen entſpre— 
chende politiiche Bedeutung zurück zu erhalten, ſollte ihnen 
eine Enttäufhung bereiten, die fie noch fchmerzlicher em- 
pfanden, ald die Mediatifirung a Denn das Bemwußt- 
fein, Das Opfer fremder Gewaltherrfchaft geworden zu fein, 
war, gehoben durch die flete Hoffnung auf Deutichlands 
dereinftige Wiederbefreiung, leichter für fie zu ertragen 
eweien, was die Gewißheit, ihr Scidjal verewigt zu 
* durch die Politik der verbündeten Mächte, deren Ge— 
rechtigkeit ſie auf dem Wiener Congreſſe, unter Hinweifung 
auf ihre dem Kaiſer und Reiche ſtets bewieſene Treue, 
vergebens anriefen. Die Geſchichte bat die Denkſchriften, 
in welchen jene fürftlihen und gräflihen Häufer an Die 
Billigfeit und Gerechtigkeit derjenigen Souveraine appellit- 
ten, in deren Gabineten ihr Schickſal entfchieden werden 
jollte, und die Hierdurch veranlaßten Berhandlungen 
auf dem Miener Bonareffe, ſowie die von ihnen am 
12. und 13. Juni 1815 bei dem Congreſſe überreichte 
feierliche Proteftation einregiftrirt; — und wo es fich immer 
auch in fpäterer Zeit um eine Tandesgefegliche Regulirung 
der ftantsrechtlichen Verhältniffe der Staudesherren handelt, 
dürfen jene Gefchichtsbiätter nicht überfchlagen werden. 
Denn obwohl die den Standesherren am Wenigſten günſlige 
Stimmung auf dem Gongrefje den Sieg davon trug und 
den Art. 14 der Bundesacte zu Stande bradte, und jo 
enttäufcht und leer an Erfolgen aud) ihre Bevollmächtigten 
den Congreß verließen; jo glaubten .fie doch Eines wenig: 
ftens erlangt zu haben: eine fefte und fichere Bürgſchaft 
dafür, daß ihr Nechtszuftand fo farg und jpärlih im Ver— 
gleiche zu ihrer Vergangenheit und ihren Hoffnungen er 
ihnen auch zugemefjen worden war, ein gegen willfür 
liche Sömälecung völkerrechtlich geſchützter und 
l 
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bleibender fein werde, — und daß. fie fih in fo 
lange, al$ bei dem deutfchen Regierungen Treu’ und Glau— 
ben und im deutichen Bolfe das Bemwußtjein der Gerech— 
tigfeit uud der Pietät gegen ehrwürdige, von den politi— 
ſchen Ereigniffen fo. ſchwer heimgefuchte Familien nicht 
erlojchen jein werde, gegen jede weitere Verkiimmerung Der 
geringen Refte ibrer Vergangenheit, welcde die auf dem 
Wiener Gongreffe vormwaltende Politik ihnen belafjen zu 
müſſen glaubte, für geſichert halten köunten. 

. Wie bereitd bemerkt wurde, iſt Das Verhältniß Der 
Standesherren zu der Landesgefeßgebung verſchieden won 
demjenigen der übrigen Staatsangehörigen, wenn auch dieje 
Berjchiedenheit nicht in dem Umfange anerfannt werden 
darf, daß — wie dieß vielfach von den Sachführern der 
Mediatifirten behauptet wurde, „deren öffentliche und Pri— 
vatgerechtjame der Barticulargejeßgebung Der einzelnen 
Bundesftunten ganz und gur entrüdt wären.” Daß die 
Standesherren im Allgemeinen als wirkliche Unterthanen 
derjenigen Landesheren, mit deren Staaten ihre Fürften- 
thümer und Grafſchaften vereinigt wurden, allen Souveraine= 
tätsrechten derfelben untergeordnet find, iſt ſchon in dem 
Art. 24 der Rheinischen Bundesacte ausgeiproden, und 
der Art. 26 diefer Aete zählt die den Bundesftaaten über 
die Standesherren verliehenen droits de Souverainete 
einzeln auf, nd erwähnt unter Ddiefen ausdrüdlidh der 
Geſetzgebung. Dagegen ift Die Landesgeſetzgebung gegen: 
über den Standesherren injoferne beichränft, als diejenigen 
befonderen Rechte, weldye ihnen in dem Art. 14 der deut 
Ihen Bundesacte gewährleiftet find und deren Complex den 
‚Begriff der Standesherrlichkeit bildet, ihnen ohne ihre Ein- - 
willigung, durch einen einjeitigen Act der Gejeßgebung, 
nicht entzogen werden können. Jeder Act der Gefehgebung, 
welcher, ohne vorausgegangene Berzichtleiftung oder Ein— 
willigung Seitens der Standesherren, dieſe fpectellen Rechte 
antaftete, würde al8 eine Zuwiderhandlung gegen Die Bun— 
desgeſetzgebung und als eine Verlegung völferrechtlich über- 
nommener und durch Lie Bundesgewalt garanticter Ver— 
bindlichfeiten zum wohlbegründeten Recurs am die Bundes 
verfammlung Beranlaffung geben. Denn die Befugniß der 
Standesherren, fih wegen Aufrechthaltung der ihnen im 
Art. 14 der Bundesacte eingeräumten Rechte an die Bun: 
beöverfammlung zu wenden, Jowie das Recht und die Pflicht 
der letzteren, zur Aufrechtbaltung dieſer Rechte einzuſchreiten, 
war ſchon in der Bundesacte jelbft begründet, wurde übri— 
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gend durch den Art. 63 der Wiener Schkußacte auf's Neue 

anerfannt und gefichert,; und durch eine ftete. und donftante 

Praxis .beftätigt. | oe 

Welches nun Diefe den Standesheren bundesgefeglich 

gegen. jede abminiftrative oder Legislative Antaſtung befon- 

ders garantierten Rechte find, dieß tft zu erjehen, theils aus 
dem Art. 14 der Bundesacte jelbit, wo ihrer jpeciell ge: 
dacht ift, tbeild aus der königlich bayeriſchen Deelaration 
vom 19, März 1807, welche von der Bundesacte als Baſis 
und Norm für den. in allen Bundesflasten gleichmäßig 
berzuftellenden Rechtözuftand der Standesherren. aufgeftellt 
worden iſt. | 1 / u 
Eine Streitfrage, welche zu. den :meiften des von den 

Standesherren jeit dem Wiener Eongrefje bis zu dem 

Jahre 1848 bei der Bundesverfammlung geführten Be: 

ſchwerden Beranlafjung gab, wurde: durch folgende in dem 

— der Bundesacte enthaltene Beſtimmung hervor— 

erufen: 2* 

„Es ſollen ihuen (den. Standesherren) überhaupt: in 
Rückſicht ihrer Perſonen, Familien und: Befigungen 
alle diejenigen Rechte und Vorzüge zugeſichert werden 

oder bleiben, welche aus ihrem Eigenthume: 
und deſſen ungeſtörtem Genuſſe fließen, 
und nicht zu der Staatsgewalt und den höheren Re— 

gierungsrechten ‚gehören. — 

Dieſe Beſtimmung erweckte namentlich den Zweifel: 
Ob den Standesherren dadurch nur das Eigenthum 
an ihren Domainen und. an den mit denſelben verbun— 
denen gutöherrlihen und Feudalrechten, Renten, Zins 
fen und Gefällen zc,, wie fie ſolches zur Zeit ihrer 
Mediatifirung bejaßen, an und für fi. und in der. 
Meile, wie die allgemeine Landesgejeßgebung übers: 
haupt einem Jeden fein wohlerworbened Eigenthum 
ſchützt, anerfannt. und gefichert werden jollte, — oder 
ob es die Abfiht der Bundesacte war, ihnen durch 
jene Beftimmung in Anjehung ihrer Domainen und. 
gutsherrlichen Rechte eine nody viel weiter gehende 
Garantie in der Art zu gewähren, daß dieſelben den— 
jenigen Beſchränkungen und Eingriffen in das Pri— 
vateigenthum, welche ans Rückſichten des öffentlichen 
Wohles ‚oder aus ftaatswirthichaftlichen Gründen allen 
übrigen . Staatsangehörigen auf. dem Wege: ber. Ges 
jeßgebung auferlegt und angejonnen werden fünuen, 
+ infolange entzugen bleiben ſollen, ald fi die Stan—⸗ 


+ 
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| y ige ‚nicht freiwillig diefen Gefeßen. unterwerfen ? 

Es kann dieſe Frage bier nicht unberührt bleiben, "weil 

fie auf die in dem zweiten Theile dieſes Berichted zu erör— 
ternden Entſchädigungsanſprüche nicht ohne Einfluß find. 
Der Art. 27 der Rheiniſchen Bundesacte hatte beftimmt : 
„Ein jeder der jegt regierenden Fürften oder Grafen 

» .bebält ats Patrimonial= und Privateigenthbum ohne 
Ausnahme ale Domatnen, welche. fie gegenwärtig 
befigen, und jo auch alle Herrſchafts- und Feudal- 
rechte, die nicht wejentlic zur Souverainetät gehören, . 
namentlih das Hecht der. niederen und. mittleren 
bürgerlichen und peinlichen Gerichtöbarfeit, ‚der Forfts 
gerichtöbarfeit und Polizei, der Jagd, Fiſcherei, der 

+. Berg: und Hüttenwerfe, des Zehnten und der Feudal- 
- gefälle, das Patronatrecht und. andere diefen ähn— 
liche, jowie die aus befagren Domainen und Rechten 
fließenden Einkünfte ꝛc.“ a 5 er 
Die Abfiht der Rheinischen Bundesacte war es, mögs 
lichſt genau von denjenigen Rechten, welche als aus der 
bisherigen Randeshoheit der Stundesherren fließend, an die 
neuen ‚Souveraine übergehen jollten, Diejenigen Rechte aus— 
zufcheiden, welche privatrechtlicher Natur und deßhalb den 
Standesherren zu belaffen waren; : Den jehwierigften Punkt 
bei Löjung diefer Aufgabe bildeten aber die Domainen der 
Standesherren, nebft den denfelben anhängenden Geredyt 
famen. Dieje Domainen bildeten rämlich einen Complex 
von Gütern und Rechten, deren Befitz fi) theils auf pri: 
vatrechtlichen, theils auf ftaatörechtlichen Erwerbtiteln in 
den Händen der. Reichöftände vereinigt. hatte. Mit: dem 
urjprünglihen Stammgute der Kamilien hatten fi die 
Reihsdomainen verbunden, weldye den’ Reichsftänden: ſchon 
vor der Ausbildung der Lundeshoheit mit Rückſicht auf ihre 
Reihsämter und zur Dedung des Staats- und Berwal- 
tungsaufwandes verliehen worden waren. Dazu famen eine 
Reihe von Ermwerbungen, welde, wie Urbarmächung, Kauf, 
Heirathen, Lehnserwerbungen, Gonfiscationen ‚ Erblofigfeit 
u. ſ. w. bald entichieden atörechtlicher Art, :bald jo ges 
ftaltet waren, daß fich jegt der ſtaats- oder privatrechtliche 
Zitel gar nicht mehr unterjcheiden.: und nachweiſen läßt. 
Als mit der Entwidelung der Zaudeshoheit der Begriff der 
reichsſtändiſchen Amtsgewalt hinwegfiel, wurde die aa 
gewalt jelbft mit allen ihren: ſtaatsrechtlichen Ausflüſſen und 
Annexen al8 Privatrecht der Landesherren angejehen und 
behandelt; dieſe unterfchieden nicht zwijchen dem. für den 
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Unterhalt und Aufwand ‘des Haufes; — den für 
die Staatsbedürfniffe zu verwendenden Einfünften, und die 
Unterthamen ſelbſt hatten an einer ſolchen Ausscheidung 
fein Intereffe, da die Stammguts- und Fideicommißqualität 
der Domainen ihnen genügende Sicherheit. gegen jede Ver— 
außerung des Staatsvermögens gewährte. are 
Zur Zeit, als die Rheinische Buindesacte: entitand, und 
zu welcher im der. Damals: fich abſchließenden Literatur des 
Reichsſtaatsrechtes über die Domainenfrage die Partheien 
ſich auf das Schroffſte gegenüberſtanden, war man Davon 
jedenfalls überzeugt, daß bei Den Domainen aller einzelnen 
Standesherren, und: bei den einzelnen Beftandtheilen diefer 
Befigungen, ein Zurückgehen auf. die urfprünglichen Er— 
werbstitel, behufs der Ausſcheidung des Staatsvermögens 
von dem Privatgute, eine Sache der Unmöglichkeit ſei. 
Aber auch noch eine andere Rückſicht war bei der Löſun 
der Domainenfrage zu Guuſten der Standesherrn entſchei⸗ 
dend. Je mehr der gegen die politiſchen Rechte Der Mediati: 
firten «geführte Gewaltſtreich Das Rechtsgefühl beunruhigte, 
defto mehr ſuchte man Beſchwichtigungedes Gewillens durch 
die liberalſten Gewährungen von Privatrechten, fühlte malt 
ſich gedrungen, für die unterdrückte fürſtliche Gewäaht 
—— ‚den Troſt eines fürſtlichen Güterbefiges zu 
ge SR ar 5 TERBIrLI MSHETIZRE 
Nichts anders, ald mas der Artikel Mdet Rheiniſcheũ 
Bundesacte Thon beftimmt hatte, jollte Die oben. angezogene 
Stelle des Artilels 14 der dentſchen Bundesacterbeftätigen. 
Die Domainenfrage sollte ein- fire allemal zu Gunften“ der, 
Standesherren entichieden, alle ihre bisherigen ' Beſitzungen 
und Gerechtſame follten als ihr Patrimonial-und Privat⸗ 
eigenthum anerkannt, als ſolches gegen alle Anſprüche und 
Reclamationen der: betreffenden: Staatsregietungen geſchützt 
fein und verbleiben. :Eini Irrthum ift es aber, wein’ man 
mit: dem Standesherren und den ſeit dem Wiener Eongrefle 
ihre Sache führenden: Schriftftelern, dem Artikel 14 der 
Bundesaete die Dentung gibt, als habe; dadurch das ſtan⸗ 
desherrliche Eigenthum an ihren Domainen nicht bloß an 
und für ſich feſtgeſtellt, ſondern ihnen auf: einer auderen; 
feſteren und unantaſtbareren Grundlage garantirt werden 
ſollen, als diejenigen, welche in den allgemeinen: Landes— 
geſetzgebungen und Verfafſungen fir jedes en 
enthalten iſt; als ſei es namentlich die Adficht der Brindes: 
aetengemwejen;: die Beflgungen und Gefälle’ der Standes: 
herren denjenigen allgemeinen Gefegen gu entziehen, weldye, 
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wie die Zwangsablöjungss, Expropriations:, Gemeindeauf: 
bebungs:, Pfand und Hypothekengeſetze, aus Gründen Des 
öffentlichen Wohls Eingriffe in das Privateigenthum in: 
volviren. — | ' rt one 
In diefenn Sinne, in weldem auch die bewährteften 
neueren  Staatsrechtöfehrer das Verhältniß der Standes- 
herren zur Landesgeieggebung auffaflen, wurde ; auch von 
der Großherzoglicy heffiichen Regierung: ſchon vor der Ema- 
nation des ftandesherrlichen Edictes vom :17. Februar 1820 
der Artikel 14 der Bundesacte interpretict, wie dieß na— 
mentlidy aus einer in der 23; Sitzung der Bundesverfamms 
lung. von 1819 (28. Juni) von dem Großherzoglichen 
Bundestagsgejandten abgegebenen Erklärung erhellt, in 
welcher, unter firicter eher Princips, daß die 
Standesherren in Beziehung auf ihr Eigenthun keineswegs 
der Landesgefepgebung irgendwie ‚ entzogen oder vor andern 
Staatsangehörigen bevorrechtet ſeien, darauf, hingewieſen 
wurde, welche schwere Nachtheile einem Lande, in welchem 
nahezu der vierte: Theil des Staatsgebietes aus ſtandes— 
und igerihtöhertlichen Territorien beſtehe, erwachſen würden, 
wenn durh die Geltung: des. entgegengejegten Brincips die 
Geſetzgebung in der völligen: Aufhebung ‚der. Zeibeigenichaft, 
in Ablöjung der Frohnden, in Verwandlung der Natural⸗ 
zehnten, in Veränderung der Bannrechte, mithin gerade. in 
den wohlthätigften und: vom Geiſte der Zeit“ am dringend— 
ften geforderten Berbefjerungen: gehemmt würde... — 
Die in, dem Großhexzogthum beftchenden ‚allgemeinen, 
-d..b; für. alle Staatdangehörigen ohne Ausuahme  gegebe- 
nen Garantien. des Eigenthums find in den Artikeln 23 
und. :27 ; der - Berfafjungsurfunde enthalten. ‚Daß dieſe 
Verfaſſungsbeſtimmungen einem. Landesgeſetze, welches. zur 
Hebung des allgemeinen Wohlſtandes und zur Erzielung 
ftaatswirthichaftliher Jutereſſen, die zwangsweiſe Ablöfung 
von Zehnten, Grundrenten und ſonſtigen gutsherrlichen 
Gefällen anordnet und. die Größe der. zu. leiſtenden Ent: 
ſchädigung nad einem allgemein verbindlichen Maßſtabe 
ſelbſt unmittelbar feſtſetzt, veder überhaupt entgegenſtehen, 
noch auch den & entſchaͤdigenden Berechtigten die Befugniß 
verleihen, die Sufficienz des) geſetzlich feſtgeſetzten Entſchä⸗ 
digungsbetrages zu beſtreiten und dadurch die Ausführung 
des Geſetzes zu — ——— zweifellos und uns 
beſtritten angeſehen werden, und wird durch ‘die. Praxis 
unſeres Landes, ſowie durch die vieler anderen: ‚Staaten, 
in; welchen, ungeachtet Der. verfaſſungsmäßige Schuß. des 
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Privateigentbums überall der nämliche tft, gleichwohl jolche 
Zwangsablöfungsgejege erlaffen und durchgeführt wurden, 
hinlänglich beftätigt. 

Wenn es fi nun aber tragt, in. wieferne im Groß 
berzogthum Heften Dur das Ediet vom 17. Februar ' 
1820 dieſes bundesgejeglihe Verhaltniß der Standesherrn 
zur Zandesgejeßgebung particnlärrechtlicd weiter modificirt, 
' und ob dadurch den Standeöheren eine noch gefichertere 
"Rage bereitet worden ift, als diejenige, welche ihnen der 
Art. 14 der Bundesacte in Verbindung mit. dem Art. 63 
der Wiener Schlußacte gewährt? jo kommt: bier der Ab: 
Ichnitt ©: „Redt der Gefehgebung und allgemeine Ober: 
aufficht" und in diefem die SS. 20 und 23 jened Edietes 
bejonders in Betracht. Indem der erftere diejer Para: 

raphen ausſpricht, daß das Recht der Gefeßgebung dem 
roßherzoge, als Souverän, zuftehe, ift dadurch zugleich 
auch. Feftgeftellt, daß auch die Standesheren felbft bezüglich. 
aller ihrer Verhaltniſſe dieſer Landesgeſetzgebung in ders 
ſelben Weije, wie alle‘ andern :Staatdangehörigen, unter: 
worfen find, injomweit nicht entweder aus der Bundesgeſetz⸗ 
ebung, oder aus dem Edicte ſelbſt eine Ausnahme, reſp. 

Ichränfung der Landesgefeßgebung zu Gunften der Stans 
desheren nachweisbar iſt. Der $. 23 jenes Edictes be— 
ftimmt fodann: u 9 © Ä | — 
„Wir fihern den, Standesheren Unſers Großherzog⸗ 

thums Unſern Schutz und Unſere Garantie für die 

; ‚ ungefränfte Ausübung und den ungeſtörten Beſitz 

aller derjenigen Rechte und desjenigen Eigenthums 

zu, welche ihnen nad) der deutjchen Bundesacte und‘ 
Unſern it Folge derjelben erlaffenen gejeglichen Bes 
flimmungen. des gegenwärtigen Edictes zuftehen, Wenn: 
wegen unvermetdlicher Colliſton zwiſchen Gemein 

und PBrivatwohl, oder wegen dringender. Roth, oder 
aus ſtaatswirthſchaftlichen Gründen und: zur Beför— 
„derung des allgemeinen Beſten, die Abänderung oder 
VBVerwandiung gewiſſer Gattungen von Privateigen- 
thum oder PBrivatberechtigungen für nothwendig er: 
achtet, und: in. landesverfaſſungsmäßiger Weife ges 
ſetzlich angeordnet wird, jo ſollen diefe Abänderungen 
‚oder Berwandlungen niemals. cher zur Ausführung, 
‚gebracht werden), als bi8 man mit. den Einzelnen, 
‚welche dadurdy betroffen werden, über: die ihnen in. 
jedem ſolchen Falle zulommende vollftändige Entichä- 
digung entweder gütlich üdereingefommen.-ift, oder, 
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infoferne diefe Uebereinfunft nicht — werden: kann; 

der .competente Richter über den Betrag’ derſelben 
entſchieden hat." te 9 then Ä 

— „Grundgeſetzliche, den «Standesherrn "als ſolchen 
ausschließlich uftehende Berechtigungen , jollen jedody 
ohne ibre Einwilligung niemals, ſelbſt nicht) gegen 
Entſchädigung, aufgehoben. werden können.“ 0, sis 
Diejer letztere Sa erneuert nun einfach und unverän: 
dert diejenige Garantie, welche ſchon der Artikel 14 der 
Bundes-Acte den Standesheren in Beziehung auf diejenigeit 
Vorrechte, welche eigentlich Das Weſen der Standesherrlich— 
feit bilden, gewährt hatte. Dagegen fällt es fofort in die 
Augen, daß der erfte Abſatz des Artifeld 23 des Edictes 
then ein in Der Bundesacte noh nicht enthalte 
nes Vorrecht in Beziehung auf ihr Privateigenthbum umd 
ihre Privatberedhtigungen einräumt;i.umd dieſe mit: einem’ 
umfaflenderen Schuße umgibt, als die Verfafjungs-Urkunde 
dem Privateigenthbum aller :andern Stuatsangchörigen ver= 
leiht: "Denn mit Klaren Worten ift hier. ausgeſprochen, daß 
die Standesheren an den in ſolchen Ablöjungsgefegen: 
allgemein fixitten Entſchädigungsmaßſtab nicht gebunden, 
jondern befugt feien, eine auch fiber denjelben hinausgehende 
volftändige Entſchädigung zu fordern, auf richterliche Liqui⸗— 
Dation derfelben zu provoziren und den Bolzug des Geſetzes 
infolange zu bemmen, tu gt 
Es iſt allerdings eine befremdende Erſcheinung, daß 
die Großherzogliche Regierung, "ungeachtet fie. noch in der 
Sitzung der Bundesverfammlung vom. 28. Juni 1819 
durdy ihren Gefandten Widerſpruch gegen die in dem Com— 
miſſionsberichte vom 24. Mai niedergelegte Auffaſſung ein: . 
legen ließ, daß die Standesherrn aus dem Artikel 14 der 
Bundesacte irgend eine Exemtion von der Landesgeſetz— 
gebung in Beziehung auf ihre Domainen und die demjelben 
adhärirenden gutöherrlichen Berechtigungen behaupten könn— 
ten, gleichwohl wenige Monate jpäter in dem ftandeöherr- 
lichen Edicte ein folcyes über die bundesgefeglichen Zu— 
ſicherungen hinausgehendes Privileg "den Standesherrn 
wirklich zugeftand. Dieſe Erſcheinung findet indeflen da= 
rin. ihre Erklärung, daß der Artikel 14 der Bundesacte 
duch feine nichtd weniger als Fare und präciſe Faſſung 
Zweifel: über den Umfang der bezüglich dieſes Gegenftan- 
des den Staudeöheren zugeſicherten Rechte: hervorgerufen 
hatte, welche zur Zeit der Vereinbarung unſeres ſtandesherr⸗ 
lichen Edictes weder doctrinell noch dur die Staatspraxis 
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gelöj’t waren.. Eine wifjenfchaftliche Ausbildung des Bun— 
desrechtes war damals erft im Entfteben begriffen; die zu 
jener Zeit bervortretenden Anfänge einer ſpeciell mit den 
ſtaatsrechtlichen Verhältniſſen der Standesherrn ſich be- 
——— * Literatur ſtanden, wie namentlich das hier— 
ür beſonders gegründete „Archiv für die ſtandes- und 
grundherrlichen Rechte und Verhältniſſe“ entſchieden unter 
dem Einfluſſe der Mediatiſirten, welche die Bemühungen, die 
auf dem, Wiener Congreß nicht zu dem gehofften Ziele ge— 
führt hatten, nun an dem tbeoretifchen Gebiete durch Die 
von ihnen inſpirirten Schriftfteller fortjegen ließen und 
durch gelehrte Abhandlungen pro domo eine ihnen mög» 
lichft günftige Interpretation der Bundesacte zur Herr 
Ihaft zu dringen ſuchten. Dazu kömmt, daß, wie das cr= 
wähnte Gutachten der Bundesconmilfion vom 24. Mat 
1819 zeigt, id im Schoße der Vundesverſammlung ſelbſt 
eine Anficht gebildet hatte, welche der gänzlichen Exem— 
tion der Befigungen und Einkünfte der Standesheren. von 
der LZandesgejeßgebung. nicht: abhold war. . 


Unter diefen Umſtänden mochte es die Großherzogliche 
Regierung für räthlich halten, den im $. 23 des Edietes 
eingejchlagenen vermittelnden Weg zu betreten und ein 
vergleichsweiſes Abkommen mit den Standesherrn zu tref- 
fen, wobei Die Regierung zwar dem Principe der unbes 
Dingten Unterwerfung des ftandesherrlihen Eigenthums 
unter die Landesgejeggebung entjagte, zugleich aber aud) 
ſich die Möglichkeit ficherte, ihren auf Befreiung ded Grund: 
eigenthums von Feudallaften gerichteten legtslativen Be— 
ftrebungen auch für die ftandesherrlichen Bezirfe einen Er: 
folg zu verfchaffen, — auf welchen die Regierung einen 
um jo höheren Werrh legen mußte, al8 auf den Unter- 
thanen der Mediatbezirfe mitunter noch Abgaben an die 
Grundherrſchaft lafteten, deren Befeitigung die Gleichheit 
der Steuerpflicht und das Prineip einer gerechten und 
gleichmäßigen Vertheilung der Steuerlaft zu fordern ſchien. 


Wie dem nun -arc ſei, thatfächlich ſteht feft, daß dem 
Privateigenthume und den Privatberedhtigungen der Stan: 
desherrn durch den. $.: 23 des Edictes vom 17. Februar 
1820 ein Privileg in der angegebenen Weije wirklich ver— 
ktehen, und Daß durd) den $. 58 dieſes Edictes dieſes 
Privileg, jomie das gefammte Verhältniß der: Standes: 
beren. zu der Landeögejeßgebung nochmals durch Folgende, 
Beftimmung, feftgeftelt worden tft:. j ——— 
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„Wein im verfafjungsmäßigen Wege allgemeine ge— 
feglihe Anordnungen erfolgen, durch welche die (in 
vorftehbendem Paragraph verzeichneten) nugbaren Rechte 
und Gefälle der Standesbermn zu Staatszwecken in 
Anſpruch genommen, vermindert, ganz oder theilweiſe 
abgelöſ't, oder der Form nach verwandelt werden, fo 
fol dieß, nach der in $. 23 diefes Unſers Edictes- 
+ enthaltenen Zuficherung, nicht anders ald gegen gleich⸗ 
zeitige vollftändige Entſchädigung der Standesheren 
geſchehen fünnen. Alle übrigen, in den andern Ab: 
ichnitten dieſes Edictes, den arundgefeglichen Beftime: 
mungen der deutjchen Bundesacte gemäß, näher be 
zeichneten, fowohl perſönlichen, als wie die Ausübung 
der Juſtiz und Polizei umfaſſenden, ftandesherrlichen 
Berechtigungen find aber unter diejenigen zu rechnen, 
welche ohne Einwilligung der Standesherrn denfelben, 
nad) befagtem 8. 23, jelbft gegen Entſchädigung nicht 
entzogen werden fönnen.“ Ba 
Nicht unbemerkt: kann Hier bleiben, daß: die Bundes⸗ 
verfammlung in verfchiedenen Bejchwerdejachen den Grund- 
ſatz als geltende Norm aufgeftellt hat, daß der Suhalt der. 
auf dem. Vertragswege — unter Den Namen Declarationen, 
Edicte 2c. — zu Stande gebrachten Vollzugänormen und 
Bereinbarungen, jowie der. Inhalt der unangefochten in 
Wirkſamkeit beftehenden Vollzugsvorſchriften dieſelbe Kraft 
und. Unverletzlichkeit habe und dieſelbe Bundesgewährſchaft 
geniee, als wäre er: wörtlich) im Artikel 14 der deutjchen 
undesacte enthalten, | Ä 
„Der vorftehend geichilderte, theild in der Bundes» und 
Wiener Schlußacte, theils im Großherzoglichen Edicte vom 
17. Februar 1820 begründete und, mit legterem im Artifel 
37 der Berfaflungsurfunde unter dem Schuß der Berfafjung 
eftellte Rechtszuftand der Standesheren blieb Dis zum, 
Sabre 1848 unangetaftet und ohne eine wejentliche Ver— 
änderung. Abgeſehen von gewiſſen auf die Gerichtsbar— 
feit und ‘Boltzeiverwaltung bezüglichen Berechtigungen, 
welche eben fo läftig für die Standesherrn jelbft, als ftörend 
für die Staatöverwaltung waren, und deren Aufhebung 
daher im gemeinfchaftlichen Intereſſe vertragsweiſe herbei- 
geführt wurde, fonnten die Standesheren ſich um fo leid: 
ter tm ungejchmälerten Genuffe aller ihnen zugeſicherten 
Vorrechte erhalten, al8 Seitens der Regierung jeder An⸗— 
laß zu einer gegründeten Beſchwerde gewifjen aft vermie⸗ 
den wurde. Auch durch Erlaſſung des die Ablöſung der 
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Grundrenten betreffenden Gefeßes vom 27. Juni 1836, zu 
welchem die Standesherrn jelbft in der erften Kammer der 
Stände mitgewirkt hatten, entfernte fich die Großherzogliche 
Regierung feineswegs von ihrem den Mediatifirten gegen- 
über jorgfältig. beobachteten Principe der vollfommenften 
Rechtsachtung; denn bei der Berathung des Gejeges jelbft 
wurde Schon durch die Erflärungen der Regierungs-Com— 
miſſäre conftatirt, daß demſelben feine den Paragraphen 
23 und 53 des ftandesherrlichen Edictes zumiderlaufende 
Anwendung gegeben werden folle, und daß den Staudes— 
heren die vergleichsweife oder gerichtliche Liquidation einer 
rößeren Entihädigung al8 die in dem Gejeße jelbft be- 
immte, vorbebalten bfeibe; und als in der Folge Die 
Mehrzahl der Stundesherrn theils die Anwendbarkeit diejes 
Geſetzes auf die ftandesherrlihen Grundrenten überhaupt, 
theils wenigftens ihre Verbindlichkeit, fi) dem in demſelben 
feftgejegten Eutjchädigungsmaßftabe zu unterwerfen, bes 
ftritten, und in Folge des Bundesbeichlufjed vom 17. 
Juni 1841 den Rechtsweg betraten, wurde der Bollzug 
des Ablöfungsgejeged in Anſehung diefer Flagend aufge 
tretenen - Standesheren fofort fiftirt. Auf diefen ftandes- 
herrlichen Grundrentenproceß werden wir in Dem zweiten ' 
heile dieſes Berichtes zurückkommen. 

Die Bewegungen des Sahres 1848, weldye bei ihrer 
Entftehung in Deutſchland nirgends den Charakter einer, 
eines beftimmten politischen Zieles fi) bewußten Revolu— 
tion hatten, ſondern fid) als planlofe Empörungen gegen 
Alles äußerten, was im Staate Gejeß und Ordnung reprä- 
fentirt und der von der allgemeinen Krankheit ergriffenen Be- 
völferung unbequem fchien, nahmen in den ftandesherrlichen 
Gebieten eine, die politischen Zuftände bei Seite jeßende, 
mehr foctaliftiiche Richtung an. Das ſtürmiſche Drängen, 
welches in den Üefidenzen gegen die Souveraine ihrer Re- 

ierungen und Behörden organifirt wurde, um von den- 
—* politiſche Conceſſtonen zu ertrotzen, äußerte ſich in 
den Mediatgebieten in Angriffen auf die Privatrechte und 
das Eigenthum der Standesherrn. Die Standesherrn 
des Großherzogthums ſuchten Schutz bei der Regierung; 
allein dieſe, welche unter den bedenklichen Erſcheinungeü 
jener Zelt es nicht wagen zu Dürfen glaubte, den gegen 
die Staatsgewalt felbft gerichteten aufrühreriichen Unter: 
nehmungen einen energiſchen Widerftand entgegenzufegen, 
vielmehr Durch. weitgehende Verheißungen den Sturm zu 
beihwören juchte, glaubte auch nicht die ausreichenden 


* 
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Mittel zu beſitzen, um die von ihren aufgewiegelten ehe— 
maligen Unterthanen auf das Außerfte bedrängten Stan: 
dedheren, deren Familien- und Privateigenthum zu fchüßen. 
Auf die Gejuche der Standesheren um Schuß wurden zwar 
offtcielle Aufrufe. an die Bewohner ihrer Bezirfe-erlaffen, und 
Commiſſäre zur Bermittelung und Beruhigung entjendet. Aber 
jene Aufrufe, in bittendem und beſchwichtigendem Tone gehals 
ten, hatten mehr den Erfolg, die Leidenschaften zu ermutbigen, 
als zu unterdrüden, indem fie.die verübten Zügelloſigkeiten 
als flüchtige und durch die Aufwallung des Augenblides zu 
entfchuldigende Berirrungen von dem Wege des Geſetzes 
jelbft zu beſchönigen juchten, die Urheber der Exceſſe als 
wuter einem unerträglichen Drucke leidende „brave Männer“ 
beflagten, und die Aufhebung einer Reihe bundesgejeglich 
garantirter Rechte der Stundesherrn, Die nur durd frei 
willigen Verzicht derjelben erlöſchen konnten, als in ficherer 
Ausſicht ftehend, anfündigten und gewifjermaßen  einfeitig 
Decretirten. s 

Auch die Entjendung der Regierungs-Commiſſäre trug 
weniger zur Vermittelung und Beruhigung ald zur Er— 
ſchwerung der Lage der Standesherrn, wentigitens in”eini- 
gen Bezirken bei. Im Geifte der Proclamation an die 
Dpdenmwälder vom 12. März 1848 empfing man fie als 
die Boten, welche nicht zum Schutze für die Standesheren 
und zur Unterdrückung der gegen fie gerichteten Zügellofig: 
eeiten, fondern zur Befreiung der Ercedenten von den fie 
niederdrüdenden Seudallaften erjchienen feien; und jo mußte 
natürlicy ihre Ankunft für die Bewohner der ftandesherr: 
lien Bezirke das Stanal werden, mit immer neuen Be- 
jchwerden gegen die Standesherrn hervorzutreten und das 
Maaß der Forderungen zu fleigern. Wie wenig im Al: 
gemeinen der von der Regierung beabfichtigte Zweck durch 
jene — erreicht wurde, beweiſen theils die Fre— 
vel und Verbrechen, welche unmittelbar darauf in einzelnen 
Bezirken verübt wurden, theils die offtciellen Erlaſſe der 
Regierung ſelbſt und die von ihren Organen in den ſtän— 
diihen Kammern abgegebenen Erklärungen. 

Dieß waren die Zuftände und Verhältniſſe, unter welchen 
furz nad) dem Ausbruche jener revolutionären Bewegungen 
zwilchen der Regierung und den Standesherrn Verbund: 
lungen gepflogen und die leßteren gedrängt wurden, durch 
Aufgeben der ihnen verfaffungsmäßtg und bundesgejeglich 
zuſtehenden Prärogativen und Privilegien die Regierung in 
den Stand zu jegen, eine Umgeftaltung der flandesherr- 
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(then -Rechtsverhältniffe im Wege der Geſetzgebung ein- 
treten zu lafjen. 

Dem zweiten Ausjchuffe wohnt zwar eine offictelle 
Kenntniß aller Details jener zwiſchen der Negierung und 
den Etandesheren zu dem erwähnten Zwede im April 1848 

epflogenen Berhandlungen und deren Refultate nicht bei; 
Iolerne aber Diejenigen Mittheilungen auf Wahrheit bes 
ruhen, welche in einer von den Heren Grafen von Erbach— 
Schönberg, Erbady:Kürftenaun und Erbach-Erbach im Sabre 
1853 bei der deutjchen Bundesverfammlung eingereichten 
Beſchwerdeſchrift über jene Verhandlungen enthalten ſind, fo 
haben diejelben zu einer definitiven Verſtändigung Über alle 
in dem deßfalls zu erlafjenden Gefege zu ordnenden Vers 
bältwiffe nicht geführt. Gewiß ift, daß, als darauf der 
Entwurf des die Verhältniffe der Standes: und adeligen 
Gerichtöheren betreffenden Gejcked vom 7. Auguft 1848 
den Ständen zur Berabjchiedung vorgelegt wurde, bei den 
darüber in der zweiten Kammer zepflogenen Beratbungen 
von Seiten der in der Kammer anweſenden Regierungsd: 
commiffäre in Anſehung des Umfanges der von den Stan— 
desheren geleifteten Verzichte auf die ihnen Durch Diefes 
Geſetz zu entziehenden Rechte ein Stillihweigen beobachtet 
wurde, weldyes fpäter in der hohen erften Kammer dur) 
nachftehende Bemerkungen eines Mitgliedes derjelben charak: 
terifirt wurde: 

- „das Mißtrauen des Ausſchuſſes, ob der Gejeßes: 
entwarf mit den Verzichten übereinftimme, ift nur zu 
gerechtfertigt. Während die Regierung in der zweiten 
Kammer durch ihre Organe erklärt hat, daß ſie die 
Berzichte als den einzigen rechtlichen Boden 
des Gefeges anerfenne, daß daffelbe nur durch 
dDiefe möglich geworden, daß fie den Standesherrn 
dafür zu Dank verpflichtet ſei, gebt der Gejeßesents 
wurf weit über die Verzichte hinnus, und die am 
Rechte feithaltenden Mitglieder der zweiten 
Kammer haben, wie wir vorausfegen müffen, dem 
Geſetzeseutwurfe, wie er ift, deßhalb ihre 
Zuftisimung gegeben, weil fie glaubten, er 
enthalte nichts, als die Verzichte“ — — 

„Der Herr Regierungscommiffär ‚veranlaßt mich 

zu bemerken, daß: ich bier der Regierung den Vor— 

- wurf zunächſt nicht gemacht babe, Daß der Geſetzes— 
-  entwurf über die Verzichte hinausgeht, fondern daß 
Diejelbe durch ihre Organe Im der. Kammer 
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in einer Weiſe aufgetreten ift, welde die 
irrige Meinung begründen mußte, als babe 
der Geſehesentwurf ſich firenge an die Ver— 
site gehalten.” 

Diefed Dunkel, in welches bei den Verhandlungen in 
der zweiten Kammer das Berhältniß der geleifteten Ver— 
zihte zu dem Inhalte des Gejegesentwurfs jelbft gebüllt 
‚ blieb, mußte in dem Ausfchufle der erften Kammer Beden— 
fen erweden, melde in der, Seite 159 des von demjelben 
erftatteten Berichtes „enthaltenen Bemerkung ihren Aus— 
druck fanden: 

„Es bleibt aber auch ebenſo denkbar, daß der In— 
halt des vorgelegten Gejekesentwurfs ‚weiter gebe, 
al8 der geleiftete Berzicht; im einem ſolchen Falle 
würde die Zuftimmung der Kammern eine 
offenbare, von der Regierung jelbft nicht beabfidy- 
tigte, Rechtsverletzung für die Standesherrn 
enthalten” ꝛc. — 
und welche das hauptſächliche Motiv waren, weldes den 
Ausschuß der erften Kammer Damals zu dem einftimmigen 
Relultate führte, daß von einer gejeßlihen Formulirung 
Diejer, ihre verbindende Kraft in ſich felbft und der bloßen 
Aeceptation Seitens Der Negterung tragenden, Berzichte 
abzuſehen, aljo der Gefepesentwurf abzulehnen, und es 
der Regierung zu überlaffen fei, die geleifteten Verzichte 
injoweit, als fie wirklich rechtögiltig vorlägen, auf dem 
Verordnungswege zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Bei Beratbung jenes Gejeßesentwurfs in der erften 
Kammer (20. bis 24. Juni 1848), an welcher fünf Stans 
desheren Theil nahmen, fonnten natürlich jene Zweifel an 
der vollitändigen Uebereinflimmung des von der Regierung 
vorgelegten Gejegesentwurfed mit, dem Umfange der gelet- 
fleten Berzichte nicht unberrührt bleiben. Den in der 
Sigung anweſenden Regierungscommiffären, obwohl fie 
jelbft im Principe anerfannten, daß: die beabfidhtigte Auf— 
bebung der den Standesheren bundesgejeglich garantirten 
Rechte nur in einem Verzichte derſelben eine rechtliche 
Grundlage finden könne, gelang es nicht, in ihren über 
Diefe Frage mit einer gewiſſen Borfiht und Zurückhaltung 
abgegebenen Erklärungen dem Geftändniffe, daß man Sei: 
tens der Regierung in dem Entwurfe allerdings den Boden 
der. Uebereinfunft verlaffen habe und über die vorliegenden 
Verzichte binausgegangen ſei, auszumeihen, und dem 
Widerjpruche zu entgehen, in welchen fie ihr Gefeg mit dem 


Beilage Nr. 289 5.88, Brot. v. 15.0. 1857. 17 


von ihnen felbft vertbeidigten Principe ſetzten, daß die 
Landesgefehgebung nur in. Folge einer Einwilligung der 
Standesherrn deren edietsmäßige Vorrechte zu ſchmälern 
oder aufzuheben die Macht Habe. 

Wenn gleichwohl die erfte Kammer dem Antrage ihres 
Ausſchuſſes nicht beiftimmte, und das Gejek vom 7. Auguft 
1848 mit nur wenigen erheblichen Abweichungen von dem 
den Ständen vorgelegten Negierumgsentwurfe zu. Stande 
fan, jo waren wohl die von einem Standesheren bei Er: 
Öffnung. der. Berakhung entwickelten Motive entjcheidend, 
die um jo weniger Bier unberührt bleiben dürfen, als ihre 
Bedeutung für Die Benrtheilung der heute uns vorliegenden 
Regietungspropofition tm werteren Verlaufe dieſes Berichts 
noch mehr bervortreten wird: 

„Unter den bedauerlichen Erjcheinungen der jeßigen 
Zeit ift auch vorzüglich ein allgemein verbreitetes und 
oft nicht aus den reinften Motiven genährtes Mip- 
trauen zu rechnen. Die Feinde der Standesherrn 
md dieſer hoben Kammer würden nicht anfteben, bei 
einer dem Anträgen des Ausſchußberichtes entſpre— 
chenden Ablehnung mehrerer Dispofitionen des Ge— 
jegesentwurfs unrichtige Motive zu unterftellen, und 
Abfihten anzudeuten, die dem Herrn Berichtserflatter 
35 — den verzichtet habenden Standesherrn ferne 
tegen. — Ich kann verſichern, Daß ich nach kurzem 
Bedenfen zu dem Nefultate gelangte, daß jenem Anz 
trage nicht beizufreten wäre, da es nabe liegt, daß 
hierdurch) zu künſtlich hervorgerufener Aufregung meuer 
Anlaß gegeben‘ werden wirde ꝛc.“ 

Wenn in den Vorftehenden theils auf die Lage, in 
welcher fih die Standesheren des Großherzogthums uns 
- mittelbar vor und während der Verabſchiedung des Geſetzes 
vom 7. Auguſt 1848 gegenüber den politiſchen Aufre— 
gungen und dem gerade für ſte vorzugsweiſe beängſtigenden 
Volksexceſſen jener ale, befanden, . tbeils aber auch auf 
manche fir die Entftehung jenes Geſetzes hurakteriftiiche 
Details der darüber gepflogenen ſtändiſchen Verhandlungen 
näher eiitgegangen wurde; jo geſchah dies in der Abficht, 
um zur Würdigung ‚der in den Motiven der vorliegenden 
Regierungspropofitton enthaltenen Bemerfung einige. Mas 
terialten zu Tiefern : 

„daß, wenn aud jet die Regierung die von den 

Standesheren geleifteten Verzichte nicht als ungiltig 

betrachten könne, dieſelben doch unter jo eigenthüm— 
2 


J 
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lichen Umſtänden geleiſtet worden ſeien, daß es wohl 
als vollkommen gerechtfertigt erſcheine, an ſolchen nicht 
rückſichtslos den Standesherrn gegenüber feſtzuhalten.“ 
Wir glauben die Frage nach dem Rechtsbeſtande dieſer 
Verzichte, als der alleinigen rechtlichen Grundlage des Ge— 
ſetzes vom 7. Auguſt 1848, wie ſolche von dem juriſti— 
ſchen Standpunkte aufzufaſſen ſein möchte, hier unberück— 
ſichtigt laſſen und nur aus politiſchen Motiven unſere Ent— 
ſcheidung ſchöpfen zu müſſen, ob wir dem Wunſche der 
Regierung entgegenkommen ſollen, ein Verhältniß auf dem 
Wege der Geſetzgebung wieder herzuſtellen, das bis zum 
Jahre 1848 (nach den Worten eines hohen Verſtorbenen) 
„durch Alles, was die menſchliche Vorausfiht. als Garau— 
tie bieten kann, durch ſtaats- und völkerrechtliche Begrün— 
dung, durch die Macht der Verträge und durch den aus: 
drücklichen Schutz der Verfaſſung geſichert ſchien“, und deſſen 
Stärke nur Erſchütterungen unterliegen koönnte, welche 
vorübergehend die ganze politiſche Verfaſſung Deutſchlands 
in Frage geſtellt, und diejenige Autorität ſelbſt außer Wirk— 
ſamkeit geſetzt hatten, welcher der Schuß der ſtandesherr— 
lichen Rechte anvertraut iſt? N 
Für die Bejahung dieſer Frage möchten folgende Ge— 
fihtspunfte entfcheidend fein:. | ER 
Betrachtet man die Lage, in welcher fich die Regierung 
des Jahres 1848 inmitten einer vevolutionären Erhebung, 
die alle politifhe Gewalten überrafht und theilweiſe ge— 
lähmt Batte, wor einer Zukunft, über deren fernere Geftal: 
tung ſich jelbft die umfichtiaften und erfahrenften Staats— 
männer argen Zäujchungen biugaben, ‚und umgeben von 
einer Verwirrung aller ſtaatsrechtlichen Begriffe, welche die 
roße Maſſe des Volkes ergriffen und ſelbſt in den politi- 
* Körpern der deutſchen Staaten ihre Herrſchaft begon— 
nen hatte, befand, ſo wird man, will man gerecht ſein, ſein 
Urtheil über dieſes Vorgehen der Regierung gegen die 
Standesherrn mildern, das unter andern Vorauséſetzungen 
und in einer andern Zeitlage als ein rückſichtsloſes, eben 
ſo ſehr den Grunbſätzen der Gerechtigkeit, als denen einer 
offenen und ehrlichen Politik zuwiderlaufendes bezeichnet 
werden müßte. Daß die Lage der Regierung, gegenüber 
den Standesherrn, damals eine höchſt ſchwierige war, und 
daß die Verantwortwortlichkeit für alle die Folgen, welche 
die damaligen Leiter der Staatsgeſchäfte aus einem energi— 
ſchen Widerſtande gegen die aufwiegleriſchen Elemente in 
den flandesherrlichen Bezirken beforgen mochten, Vieles ent: 


— 
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ſchuldigen mag, was heute einer ernſteren Beurtheilung 
nicht entgehen würde, kann Niemand verkennen. Aber ſo 
mild anch unſer Urtheil über die begangenen Mißgriffe 
ausfallen mag, ſo kann und darf uns dies nicht hindern, 
das durch dieſe Mißgriffe herbeigeführte Verhältniß, wie 
es nun vor uns liegt, in ſeiner ganzen Unverträglichkeit mit 
einer auf Achtung erworbener Rechte und Vertragstreue 
baſirenden Geſetzgebungspolitik —— 

Das Geſetz vom 7. Auguſt 1848 entzieht den Standes— 
herrn jo viele und wichtige der ihnen durch das Ediet 
zn Vorrechte, daß fie dadurch in der That als der 

tandesherrlidyfeit ſelbſt entfleidet und in den Stand der 
adeligen Gutöbefiger zurüdgetreten erſcheinen. 

Erwägt man nun, mit weldyen Anftrengungen die deut: 
hen Standesherren auf dem Wiener Gongreg um die 


‚Erhaltung des ihnen damals belafjenen Reftes ihrer che: 


maligen Prärogativen kämpften, mit welcher Beharrlichkeit 
fie aud) in der Folge jedem wirklichen oder vermeintlichen 
Uebergriffe in ihre perfönlichen und Bermögensprivilegien 
Seitens der Regierungen und deren Bebörden entgegen= 
traten, mit wie vielen Bejchwerden und Klagen über Ver: 
fümmerung und Beeinträchtigung ihrer Rechte fie Das Bun- 
desarchiv füllten; jo wird man fort zugeben müſſen, daß, 
infomweit die Standesherrn des Großherzogthums wirklich 
auf Die ihren durch das Gejeh vom 7. Auguft 1848 ent: 
— bis dahin mit ſo großer Feſtigkeit vertheidigten, 

echte verzichtet haben, dieſe Verzichte nicht als das Pro— 
duet einer von äußeren Einflüſſen und irrigen Vorſtellungen 
ungetrübten, freien Selbſtbeſtimmung gelten können. Zwar 
wird der würdevolle Ernſt, mit welchem die in der Sißung 
der erften Kammer vom 20. Juni 1848 anmefenden Stan: 
desherrn ihre Bereitwilligkeit, dur das Opfer ihrer fie 
bis dahin von Volke trennenden vorzüglichen Stellung die 
Reform der ftantsrechtlichen Verbältniffe unſers Vaterlandes 
ji erleichtern, beftätigten, e8 nicht geftatten, die Aufrichtig- 
eit Diefer feierlichen Verficherungen, welche gewiß auch den 
Geſinnungen der in jener Verſammlung nicht anmwefenden 
Stundesgenofjen entſprach, zu bezweiflen und’ zu unter 
ftellen , daß Einſchüchterungen und Beforgnifje vor perſön— 
lichen Gefahren und Angriffen auf das ftandesherrliche 
Eigenthum einen entfcheidenden Einfluß auf die mit foldyer 
Feftigkeit und Entfchiedenheit ausgefprochene Unterwerfung 
unter das damals in Berathung begriffene Geſetz ausgeübt 
haben können. - Allein von jener allgemeinen Zauſchung über 

2 
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Die. Bedeutung und die Folgen der ‚damaligen politischen 
Bewegung, ‚welche alle Claſſen der, Stantsangebörigen und 
jelbft die Regierungen ergriffen hatte, waren aud) Die Staur 
Desheren befangen; auch fie wähnten, daB eine. ganz, neue 
politiſche Drdnung berangetreten jet, daß de Fortſchritt 
der Revolution nur durch eine durchgreifende Reform aller 
ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe aufgehalten werden könne, daß 
der Staat nur auf ganz veränderten, kein — J t 
mehr anerkennenden, keine Standesprivilegien mehr dul— 
denden Grundlagen ‚wieder Feftigfeit erlangen könne, Daß 
alfo ein Jeder, der ſein Vaterland aufrichtig vor den Schreden 
einer verheerenden Revolution , bewahrt zu ſehen wünſche, 
bereit ſein miſſe, dieſe Reform: zu fördern: und Derjelben 
jedes auch noch. ſo Ichmerzliche Opfer feiner hiſtoriſchen 
Rechte und Privilegien zu bringen, Died war der Grund⸗ 
aedankfe, der fih durch die am 20. Juni 1848 in Ders erften 
Kammer gepflogene Berhandlung über das. Gejeb vom 
7. Auguſt jenes Jahres hindurch zieht, und. nicht nur, von 
den Standesheren, welche ihre: bisherige Sonderftellung. als 
eine mit den zur Herrſchaft gelangten veränderten politiſchen 
Begriffen, unverteägliche, ſchiefe und unhaltbare im die. bes 
eh. neue Staatsordnung nicht hinüber nehmen wollten; 
und. „in der Entwidelung der. politiihen Lage Deutichlands; 
durch, Bildung eines einigen, mächtigen und großen: Vater- 
landes, einen Erfaß Für die aufgegebenen Borrechte zur fin— 
den hofften“, ausgeiprochen, jondern. auch von den Regie— 
rungs-Gommifjären geltend gemacht wurde, wenn: Diefe jenem 
Geſetze als Abficht unterlegten,, „Daß die Standesherrn mit— 
telſt deſſelben aus einem zwar rechtlich beftebenden, ‚aber 
faktiſch unhaltbaren Zuftande in einen möglichen und-erz 
träglichen gelangen ſollten.“ vo no 

Aus ſolchen Täuſchungen und Irrthümern ſind ine 
Entjagungen entiprungen, welche die rechtliche Grundlage 
. ded Gefeßes vom. 7. Auguft 1848 bilden, jollen,; Nichte 
von dem Allen, was Biele mit frohen Hoffnungen, Andere 
niit erſten Bejorguiffen, Alle aber mit Sicherheit: als unſere 
politiſche Zukunft vor ſich zu ſehen wähnten, bat ſich vers 
wirklicht,, Die, Bewegungen des Jahres 1848 blieben, ohne 
Früchte, wenn auch nicht ohne, tiefgreifende Kolgen, ‚die, das 
auf den vormärzlichen, Standpunkt zurüdgefehrte politiſche 
Bewußtſein der Regierungen, ſowie des Volkes und: feinen 
Vertreter, als Störungen ‚auffaßt und auf adminiſtrativem 
oder legislativem Wege auszufcpeiden ſich bemüht, Mies, 
manden, der Dieje durch die Irre Revolution von, 1848 herz 

. 
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vorgerufene Richtung der Gegenwart Begriffen hat, kann 
ed befremden, daß auch die Standesheren von derjelben thre 
Rechte wieder fordern; aber ebenfo muß auch Jeder, welcher 
billig denft und gerecht iſt — mag er tm Uebrigen mir dem 
in der Gegenwart‘ herrſchenden politiichen Syſteme einver: 
fanden fein oder nicht — die Conſequenzen dieſes Syſtems 
nach allen Seiten bin und ohne die Standesherrn von den: 
ſelben anszuſchließen, anerkennen. 
Wir erachten es nicht Für nöthig, bei der Frage zu 
verweilen: ob nicht Die durch Die beklagenswerthen Volks— 
Exceſſe jener Zeit beängſtigte Stimmung der Standes— 
herrn den von ihnen, geleifteten Werzichten jede rechtliche 
Geltüng entziehe? und ob nicht jenes Dunkel, welches bei 
den über das Gele von 7J. AAN 1848 gepflogenen 
ſtändiſchen Berathungen über den Umfang der Peltiteten 
Verzichte verbreitet blieb, allein ſchon eine hinreichende 
Auforderung enthalten müffe, gegenüber den Standesheren 
an Dem Reſultate von Verhandlungen, welche den Charak— 
ter der Offenheit! und Aufrichtigfeit vermiſſen laſſen, um 
ſo weniger feſtzuhalten, al8 die Standesheren bei jenen 
Verhandlungen ſich das Recht der Freien Beanſtandung 
des ihnen von der Regierung mitgetheilten Gejeßesentwur: 
fes file den Fall offen hielten, daß ihre dagegen gemachten 
Bemerkungen nicht die geeignete Berückfichtigung finden 
wirden? Wir wollen ferner die Frage nicht weiter erör— 
tern: ob dieſe Verzichte wicht in jo wett, als fie auf Stan: 
desprivilegien zum Nachtheile des Standes geleiftet wur: 
den, nach der beſtehenden Geſetzgebung an ſich ſchon 
—— und wirkungslos waren? Das entſcheidende 
Motiv, welches’ uns beſtimmt, den vorliegenden Geſetzes— 
Entwurf im Allgemeinen zur Annahme zu empfehlen, liegt 
in der’ Betrachtung, daß die Standesheren ihre durch. das 
Geſetz von 7.’ Auguft 1848 vernichteten Rechte als ein 
Dpfer darbringen wollten unter Voransfegungen, welche 
nicht in Erfüllung gegangen find, an. eine Zukunft, weldye 
ſich nicht verwirklicht hat, an ein polttitches Syſtem, welches 
längft wieder verlaffen wurde. Nachdem die Gejeßgebung 
dieſes Syſtem, für welches fie jene Opfer von, den Stan- 
desherrn forderte, ſelbſt Fallen gelaſſen bat, und bemüht tt, 
alle durch die vorübergehende Herrſchaft dieſes Syſtems 
alterirten Zuſtände wieder herzuſtellen, kann der Staat und 
die Geſetzgebung auch nicht Länger ſich der möraliſchen Ver— 
bindlichkeit entziehen, auch den Standesheren, die von Kr 
gebrachten Opfer’ zurückzugeben, an deren längere Borenthalz 
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tung fi) fein irgend denkbares praktiſches Interefje ‚mehr 
fnüpfen fann. Denn, wie in der Sigung der erſten Kam— 
mer vom 20, Juni 1848 von des eriten Präſidenten Groß- 
berzoglicher Hoheit ausdrüdlich conftatirt wurde, , find Die 
durch dad Geſetz vom 7. Auguft 1848 aufgehobenen.ftandes- 
herrlichen Rechte, Deren Wiederverleihung der vorliegende Ges 
ſetzesentwurf beabfichtigt, „Leine Jolche, welche irgend Jeman— 
den beläftigen: e8 find VBorrechte, Ehrenrechte, Trümmer einer 
lorreihen Vergangenheit früherer Landeshoheit, die eine 
** Stellung gewähren, aber durchaus für einen Andern 
kein Druck ſind.“ 
Indem wir uns nunmehr ſpeciell 
I. zu dem Geſetzesentwurfe, die Rechtsverhält— 
niffe der Standesherrn betreffend (Beilage 
Nro. 108 und 109.) | 
wenden, glauben wir vor Allem darauf aufmerkſam machen 
zu müflen, daß derfelbe nur eine theilweile, feineswegs 
eine vollftändige Wiederherftellung desjenigen flaats- 
rechtlichen Zuflandes bezweckt, in welchem fi) die Standes: 
heren vor der Emanation des Gejeßes vom 7. Auguft 1848 
befunden haben. Alle diejenigen Rechte, welche fi als 
Ausflüffe der ihnen nad Art, 14 der deutſchen Bundesacte 
und nach dem Edicte vom 17. Februar 1820 belafjenen 
untergeordneten Territorialhoheit darftellen, wie namentlich 
Gerichtsbarkeit, Polizeigewalt, Gerechtjame in Kirchen: 
und Gemeinde-Angelegenheiten ꝛc. follen ihnen im Allge— 
meinen auch fernerhin entzogen bleiben; ihr privilegirter 
Gerichtöftand joll ihnen nur in ſehr beſchränkter Weiſe zu: 
rücgegeben, das im $. 23 des Edictes von 1820 begrün- 
dete Hrinifeg ihres Privateigenthums und ihrer Privatbes 
rechtigungen nicht wieder verliehen werden. Als ganz 
bejonders erfreulich müljen wir aber hervorheben, daß die 
Standesheren auch fernerhin der ihnen durch das. Edict 
von 1820 garautirten partiellen Steuerbefreiung entfagen 
und fi) in demfelben Umfange, wie alle übrigen Staats: 
Angehörigen, den allgemeinen Steuergefegen unterwerfen. 
wollen. Bei einem Rormalfteuerfapital von 309,948 fl. 
9 Er., welches die primitiv flandesherrlichen Befigungen im 
Großherzogthum repräfentiren, beläuft ſich der ihnen edictd- 
mäßig zugeficherte Steuernachlaß von 3, bei einem Aus—⸗ 
Ihlage von 11 fr. . Hlle, auf einen Gulden Normal. 
Steuer-Bapital auf 21,551 fl. 7%, fr. Im Hinblid auf; 
dieſes bedeutende und dankenswerthe Opfer, welches die 
Standesherrn durch Verzicht auf, ihr Steuerprivileg dem 
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Stänte zu bringen bereit find, glaubt der Ausfhuß die 
Annahme des vorliegenden Gefegesentwurfes im Allgemeinen 
um jo nachdrücklicher empfehlen zu müſſen, als die Ansprüche 
der Standesherrn, wie fih aus dem weiteren Verlaufe Die: 
ſes Berichtes ergeben wird, nirgends die Grenzen der 
Mäßigung und Billigkeit überſchreiten, und als, wie ja 
nicht verfannt werden darf, diefen Ansprüchen bundesrecht— 
fihe Garantien zur Seite ftehen, während die Dagegen 
etron geltend NY machenden Berzichte aus. dem Jahre 1848 
in ihrer Wirklichkeit und im ihrem rechtlichen Werthe als 
höchſt zweifelhaft dahingeftellt bleiben müfjen. 


Zug. 1 bis 3. 


Dieſe Paragraphen des Entwurfes, welche theils die 
Art und Weiſe reguliren, wie die Standesherrn dem Staats— 
oberhaupte zu huldigen haben (Art. 1), theils den Standes— 
herrn das Recht des hohen Adels und der Ebeunbürtigkeit 
fihern ($.2), theils endlich verichiedene auf Zitel, Prädi— 
cate und Wappen derjelben bezüglihe Beſtimmungen ent: 
halten ($. 3), find vollfommen gleichlautend mit den Para- 
graphen 1 bis 3 ded Edictes vom 17, Februar 1820 und 
gehören zu denjenigen Beftimmungen des leßteren, welche 
durh das Gejeg vom 7. Auguft 1848 ganz unberührt ge: 
blieben waren, und nur deßhalb in dem vorliegenden Ent- 
wurfe Aufnahme gefunden haben, weil e8 die Abficht der 
Regterung ift, in dem neuen Gelege den ganzen Rechts: 
zuſtand der Standesherrn vollftändig zufammenzuftellen und 
dieſes an die Stelle des nunmehr ganz zu befeitigenden 
Edictes von 1820 treten zu laflen. 

Es tft. deßhalb kaum nöthig zu-bemerfen, daß das Recht 
des hohen Adels und der Ebenbürtigfeit den Standesherrn 
Ihon ausdrüdlih im Artifel 14 der Bundesacte gefichert 
war, und daß auch die auf die Huldigung, auf die Titel, 
Prädicate und Wappen derjelben bezüiglichen Beſtimmungen 
im Wejentlichen mit dem übereinftimmen , was hierüber in 
der Königlich Bayeriſchen Declaration vom 19. März 1807 
beftimmt ift, welche bekanntlich im Artikel 14 Der Bundes: 
acte als Bafis und Norm für die Requlirung der ftandes- 
herrlichen Rechtsverhältniffe in den einzelnen Bundesstaaten 
bezeichnet wurde. 3 : 

Es iſt nur durchaus zu billigen, wenn der, wie ſchon 
bemerkt, wörtlid mit. dem $. 2 des Edictes von 1820 über: 
einflimmende, $. 2 des vorliegenden Entwurfes alle die: 
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jenigen Zweifel und Streitfragen gänzlich unberührt läßt, 
welche uͤber Begriff und Umfang. von. hohem ‚Adel, ſowie 
über. die Wirkungen der Ebenbürtigfeit, namentlich in, Be: 
ztehung auf. die morganatiichen und Mißheirathen, noch 
- immer ungelöft im deutjchen Staatsrechte beſtehen. Denn 
es find dies Verhältniffe, melde der. particularen. Geſetz— 
gebung. ‚entzogen bfeiben und, in. Ermangelung: näherer, 
Beftimmungen durch die Bundesgejebgebung, lediglich nach 
denjenigen Grundſätzen beurtheilt werden müſſen, welche 
ſich hierüber im Fürftenrechte und Herkommen des ehema— 
ligen deutſchen Reiches gebildet, hatten und jegt. der Willen: 
ſchaft überlaffen bleiben; weßhalb denn auch überhaupt die 
Bundesftaaten, welche. in. ihren die Rechtsverhältniſſe der 
Standesheren requlirenden Verordnungen und Edicten die— 
jer Rechte Erwähnung thun, fih darauf. befehränfen zu 
müſſen glaubten, die. fragliche Beftimmung ‚der Bundes: 
acte meift mit denfelben Worten, aljo mit gleicher Unbe— 
ftimmtheit, zu wiederholen. 


Zu 4A und 5. 


Diefe beiden, das Kirchengebet und die Zrauer bei, 
Todesfällen in den ftandesherrlichen Kamilien betreffenden, 
Paragraphen stellen die. SS. A und 5 des Edicted vom; 
17. Februar 1820 wieder ber, welche die pos. 1 des Ar, 
tifel 1 des Geſetzes vom 7. Auguft 1848 für aufgehoben, 
erklärt hatte. Der. $. 4 ſoll unverändert wieder hergeſtellt, 
werden; der $. 5 mit der ganz unmejentlichen Modification, 
Daß ‚ während nad dem Edicte von 1820 das ZTrauerges 
äute 

a, für den Standesherrn und deſſen Gemahlin 6 Wochen; 
b. für den präfumtiven Nachfolger des Standesherrn 
und defien Gemahlin 3 Wochen und | 
c. für Die übrigen Mitglieder der ftandesherrlichen Fa— 
milien 14 Tage lang ftattfinden follte, 
deſſen Dauer nunmehr bei dem Standesheren und feiner 
Gemahlin auf 14, und bei den übrigen Mitgliedern der 
ftandesherrlichen Familie auf 8 Tage bejchränft werden ſoll. 
Außerdem ift der im Edicte von 1820 enthaltene Schluß- 
lag des Art. 5: 
Eine eigentliche Zandestrauer kann aber nur. für, den 
— oder auf deſſen beſondere Anordnung ſtatt— 

nden — 
in dem Entwurfe binmweggelaffen worden, was nur, Billi+ 
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gung verdient, da dieß eine fich ganz von ſelbſt verſtehende 
rein declaratoriſche Beſtimmung mar. | — 
Weder die Rheiniſche, noch die deutſche Bundesacte 
thun des Kirchengebetes, des Trauergeläutes und der öffent— 
lichen Trauer zu Gunſten der Standesherrn und. ihrer 
Familienangehörigen Erwähnung. Dagegen beſtimmt die: 
Königlich Bayeriſche Declaration vom 19: März 1807; 
„Rah dem Kirchengebete für den Souverain kann: 
dajjelbe auch für die mediatifirten: Fürften, Grafen 
und Herrn in den Kirchen ihrer Wohnorte entrichtet: 
werden. Ein Gleiches wird auch in ihren, WBohus: 
‚orten in Anſehung des. Trauergeläutes geſtattet. 
- Eine. eigentliche. Landestrauer kann aber nur, für: den 
Souverain. ausgejchrieben werden.“ “ — 
Da, wie bereits mehrfach erwähnt wurde, dieſe Der: 
claration bundesgeſetzlich als Norm und Bafls für. Die, Re— 
ulirung der ftandesherrlichen VBerhältniffe in. den einzefnen. 
undesſtaaten bezeichnet wurde, jo gingen ähnlihe Bes 
flimmungen ‚über in das. Bayeriſche Ediet von 1818, im 
die. Köntglih Württembergifche Darftellung des Rechtszu—⸗ 
ftandes der Standesheren, in das Badiſche Edict von 1819 
in die Preußiiche Inſtruction vom 30. Mai, 1820 und, in; 
das Großh. Hefliihe Edict vom 17. Februar 1820, welches 
letztere die längfte Zrauerzeit angeordnet hatte, die durch 
den vorliegenden Entwurf in angemefjener Weije befchränft 
werden foll. | 
Weder das Kirchengebet, noch das Trauergeläute und 
die Einftellung der ee Zuftbarkeiten find nach der: 
nenern. oder. Älteren ſtaatsrechtlichen Auffaſſung Vorrechte 
des Landesherrn oder der Angehörigen des Regentenhauſes. 
Nur Die allgemeine Landestrauer kömmt dem Regenten und— 
ſeiner Familie allein zu, während die auf beſtimmte Kir— 
hen, Orte oder Bezirke beſchränkte öffentliche Trauer auch 
Unterthanen, Grund- nnd Gerichtsherrn, Kirchenpatronen, 
Prälaten ꝛc. als perſönliches Vorrecht eingeräumt ſein kann. 
„Dieſe Ehrenrechte — bemerkt von Drejch (Abbandl. über 
Gegenſtände des öffentlichen Rechtes S. 149 f.) mit Be— 
ug auf Kirchengebet und öffentliche Trauer der Standes— 
* — beeinträchtigen weder die den Souverainen vor— 
behaltene Staatsgewalt, nody die höheren Regierungsrechte; 
fie find ein Theil der Vorzüge, Die den Standeöheren ehez. 
mals. gebührten und ihnen bleiben jollen, jobald fie die vox— 
behaltenen Rechte der Souveraine nicht ſtören; fie erhalten 
den Begriff ihrer Ebenbürtigfeit mit jouverainen Häuſern, 
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bei denen Gleiches ftattfindet, aufrecht und zeichnen Die 
ehemaligen Reichsftände als die erften Standesherrn 'tit 
den Ländern, zu denen fie gehören, vor andern Unterthanen 
aus, d. h. ftellen fie noch) immer al8 Mitglieder des aften 
Herrenftandes iu Deutfchland dar, dem ſie ehemals ange— 
hörten und als Hoher Adel auch jegt noch angehören follett.* 

MWenngleih biernah von dem Standpunfte der aus— 
ſchließlich dem Großherzoglihen Haufe vorzubehaltenden 
Prärogative der Regentenfamilie fein Anftand gegen die 
duch die Paragraphen 4 und 5 des Entwurfes beabfich- 
tigte Wiederherftellung diefer ſtandesherrlichen Ehrenrechte 
obwalten dürfte; jo glaubte doch Neferent bei den’ Ber: 
bandInngen im Ausfchuffe auf ein aus einem’ andern Ge- 
fihtspunfte ſich darbietendes Bedenken aufmerkſam machen 
zu’ müſſen, weldhes indefjen nicht jowohl gegen die Wieder- 
einräumung dieſer Ehrenrechte an ſich, als vielmehr gegen 
die Faſſung diefer Paragraphen gerichtet iſt. Vergleicht 
man nämlic den oben wörtlich angeführten Text der 
Bayerifchen Declaration von 1807 mit der Kaflung der 
Paragraphen A und 5 ded Großherzoglichen Edictes von 
1820 und des vorliegenden Entwurfes, fo fällt — der 
Unterſchied in die Augen, daß, während dort das Kirchen— 
gebet und Trauergeläute den Standesherrn nur geftattet 
wird, es bier in einer fehr präceptiven Form vorge- 
ſchrieben ift. “ 

Auch die Königlich Preußiiche Anftruction über die Ver- 
bältniffe der Standesherrn vom 30. Mat 1820 $. 9 und 
10 bat dieſe präceptive Form vermieden, und nur bes 
flimnt, daß für die Standesheren im ihren ai et Kir: 
hengebet, ZTrauergelänte und Einftellung der öffentlichen - 
Luſtbarkeiten ftattfinden könne. Der Grund davon iſt 
theils der, weil die Staatsgeſetzgebung, wenn ſie unmittel— 
bar ſelbſt Anordnungen über gottesdienſtliche Handlungen 
treffen und liturgiſche Vorſchriften geben wollte, in das 
Gebiet der inneren Kirchengewalt übergreifen, und eines— 
Thetls die Rechte des Landesherrn ald Summus Epis- 
copus conſtitutionellen Beſchränkungen unterwerfen, und 
anberh Theild die verfaffungsmäßigen Freiheiten der katho— 
lichen Kirche beeinträchtigen würde. Sodann aber ging 
man davon aus, daß, da Sitte und Pietät den Wunſch 
eines jeden Verflorbenen achten, welcher ſich den öffentlichen 
Zrauerpomp verbeten Hat, doch gewiß feine Veranlaſſung 
vorliegt, den Standesheren dieſes einem jeden Privaten 
zuftehende Recht, ohne alles: öffentlihe Geräufd aus dem’ 
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Reben zu ſcheiden, wenn dieſes feinen inneren Neigungen, 
ſeinen philoſophiſchen vder religiöfen Dispofitionen „ent: 
ſpricht, durch ein Landesgeſetz zu entziehen, welches feiner 
ganzen Tendenz nad doch nur den Standesheren eine pri— 
vilegirte und begünftigte Stellung vor den übrigen Staats: 
angehörigern ſichern, micht aber dieſelben Beſchränkungen 
e ſoll, welche ſchon mit der allgemeinen bürger— 
lichen und religiöſen Freiheit unvereinbar find. Obwohl 
num Referent aus dieſen Gründen fir die Paragraphen A 
und 5_eine andere, jene abfolut präceptive ling ver: 
meidende Redaction nad preußtfchem und baveriichem Mufter 
im Ausſchuſſe vorgeichlagen hatte; jo ift er doch nach den 
in der Discuffion erfolgten Grläuterungen im Hinblick 
darauf, daß diefe SS. im gleicher Faffung ſchon im Edicte 
von 1820 enthalten waren, der fih Fir die unveränderte 
Beibehaltung des Entwurfs ausfprechenden Majorität bei- 
getreten, indem er von der Unterftellung ausgeht, daß der 
Sinn dieſer Beftinimungen nad) wie vor nur der bleibe: 
unter der ſich ganz von felbft verftehenden Vorausfegung, 
dag Die Kirchengewalt im Allgemeinen oder in einzelnen 
Fällen Diefe kirchlichen Ehrenbezeugungen den Standes: 
bern zu erweifen geneigt, und dieß dem MWunfche des 
Standesheren jelbft entjprechend fei, den Umfang und die 
Grenzen Feftzufegen, innerhalb welcher diejes ohne eine 
‘ Antaftung der Prärogativen des Landesheren und feines 
Haufes gejchehen könne und von dem Standpunkte der 
Staatögewalt aus zugelaffen werden dürfe, 


Zu $6 und 7, 


Dieje beiden SS. geben unverändert die $$. 6 und 7 
des Edictes von 1820 wieder, welche durch das Gefeg vom 
7. Anguft 1848 unberührt geblieben find, alfo fortwährend 
in Kraft beftehen. Auch die von der Bundesverfammlung 
in ihrem engeren Rathe am 18. Auguft 1825 und am 
13. Februar 1829 gefaßten Beſchläſſe (ſ. Klüber's Quel: 
leuſammlung Nr. XXXIL und XXXII.) ftehen mit dem 
erften Abjage des $. 6 in Einklang, Der $. 7 entfpricht 
einer Schon im Art. 31 der Rheinbundesacte enthaltenen 
Beftimmung, flimmt fat wörtlich mit der betreffenden 
Stelle des Art, 14 der deutfchen Bundesacte überein, und 
ift in den flandesherrlichen Edieten der Übrigen Staaten 
ebenfalls enthalten, 
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Dieſer Paragraph, welder den Standesherren für, ihre 
Perfonen und Familien Befreiung von. der. Mikitärpflicht 
und das Recht zufichert, im. jedem. zum deutſchen, Bunde 
gehörigen oder. mit demſelben in Frieden lebenden. Staafe 
tilitärs oder Givildienfte zu nehmen, ift volllommen gleich— 
lautend mit dem $.,8 des Edictes von 1820. . Der dl 1, 
hos. 2 des Geſetßes vom 7. Auguſt 1848 hatte zwar 
nicht Das, unbeſchränkte Recht. der, Standesherren, in Die 
Dienfle fremder deutſchen oder. mit dem Bunde in. Frieden 
lebender außerdeutfehen Staaten zu treten, wohl aber. deren 
Befreiung von der Militärpflict aufgehoben, infoweit nicht 
der in einem andern. deutſchen Stante bereitd angetretene 
Militärdienſt nachgewiefen werde, | — 
Die Befreiung der Standesherren und ihrer Familien 
von der; Militärpflicht beruht ebenfalls auf dem Art. 14 
der deutſchen Bundssacte. Bet den am 20. Juni 1848 
über. diefen Gegenftand tu, der erſten Kammer gepflogenen 
Verhandlungen behaupteten "die in der. Verjammlung an: 
weſenden Standesherren, Daß ein: Verzicht auf dieſes Vor— 
recht nicht. geleiftet worden -jei, was von den im der Sitzung 
egenwärtigen Regierungs-Commiſſären nicht in. Abrede, gez 
Bet werden konnte, und. durch das am 9. April 1848 von 
den. Staudesherren an den; damaligen Großherzoglichen 
Minifter. des Junern. gerichteten. Schreiben beftätigt - wird; 
- in welchem e8 beißt: Bar a EFT 
„Wenn fie (die Standesherren) die im $. 8 des ſtan— 
desherrlichen Edictes ihnen —— Freiheit von 
der Militärpflicht? nicht ausdrücklich unter den perſön— 
lichen Borrechten genannt Haben „ jo- geliebt Dieß 
feineswegs in.der Abficht, der. Pflicht und. dem Rechte: 
der DBaterlandövertheidigung fish entziehen. zu wollen ;; 
ſie glauben aber hinfichtlich -diejes Punktes den, Be: 
ftimmungen des conftitutreuden deutſchen Parlamentes 
über die Wehrpflicht entgegenſehen zu ſollen und nicht, 
bevor Diefe erfolgen, der Freiheit zu entjagen, in jedem 
deutſchen Heere ihrer Dienſtpflicht gegen das Vater— 
fand. gemüge zu leiſten. Ihre Familien haben ſich 
derſelben auf dieſe Weiſe nie entzogen, und werden 
ſich ihr niemals entziehen.“ 1J 
Die Wiederherſtellung dieſes Privilegs wird daher um 
jo weniger beanſtandet werden können, als es mit der be 
vorzugten Stellung ver Standeöherren wejentlic zufanı: 
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des Entwurfs tritt an die Stelle des im Gefeße von 
7. Auguſt 1848, Art. 1, pos. 3. anfgehobenen. $. I des 
Edictes_ von 1820, welcher Fotkehdermahen lautete! 
Die Unterthanen in den Standesherrihaften hahen 
Unus, als ihrem Regenteit, den. ‚gewöhnlichen Huldi— 
ungseid abzulegen; gleichzeitig ſollen dieſelben dem 
tandesherrn eidlich detſprechen ; 44 
daß ſte die ihm gebührende Ehrerbietung und, den 
Kt: der Verfaſſung ſchuldigen Gehorfam erzeigen 
= ODER. > DI YMY AT an 
Die Abnahme dieſes Gelübdes geſchieht durch die ſtau— 
desherrlichen Beamten, welche jedoch für dieſen ac 
keine befonderen Gebühren, zu beziehen haben follen.“ 
So lange ſich die Staudesherren, als verfaffungsmäßige 
Unterobrigkeiten ihrer Bezirke, im Beſitze der niederen Ge— 
richtsbarkeit, der Ortspolizei, der Aufficht in Kirchen: un 
Gemeindejachen ꝛc. befanden, fag’es in der Natur der Sache, 
doß fie von Ionen Dinterionlen eine ‚ Huldigung ‚fordern 
fonnten; weßhalb denn guch die in den verfchtedenen Staa: 
ten nach dem Wiener Congreſſe vereinbarten ſtandesherr— 
lichen Ediete, wie 3. B. das Badiſche vom 46. April 1819, 
$. 9, das KBaperitihe vom, 26. Mai, 1818, 8.14. das 
Großherzoglich Heſſiſche in dem angeführten, F. 9, den 
Standesherren das Recht, dieſe Huldigung zu fordern, als 
nothwendige Folge ihres obrigkeitlichen Charakters aus— 
drücklich zügeſtanden, obwohl weder. die Bundesacte, noch 
die Bayeriiche Declaration von 1807. dieſes Rechtes Er: 
wähnung thaten 434,16 Mgmt made 
Nachdem aber der Artı 8. des Geſetzes vom 7 Auguft 
1848, beitimmt, daß alle Vorrechte der Standesherren, ver- 
möge ‚derem ihnen eine beſchränkte Ausübung‘ gewifler Ho- 
heitsrechte zugeſtanden, namentlich Gerichtsbarkeit, Bolizei- 
verwaltung, Anftellung, Ernennung» und: Präfentation von 
Beamten, einfchließlih dev Gemeindebeamten, desgleichen 
ihr Antheil an der Kirchenverwaltung erloſchen ſeien, und 
auch ‚Durch Den vorliegenden Entwurf eine Wiederberleihung 
dieſer niederen »Hoheitsrechte ‚keineswegs: beabſichtigt «wird, 
ſo verſteht es ſich wohl von ſelbſt, daß mich das Mecht, 
von ihren Hinterſaſſen eine förmliche eidliche Huldiguug 
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oder Berpflihtung zum Gehorſame zu Fordern, nicht wieder 
bergeftellt werden fann, und: bei dem Mangel einer unter- 
geordneten ZTerritorialhoheit gar feine Bedeutung Haben 
wirde. er 
Dagegen iſt es der. bevorzugten focialen Stellung der 
Standesherren vollkemmen angemeſſen, daß, wie es nun 
der F. 9 des Entwurfes beſtimmt, die Unterthanen in den 
Standesherrſchaften bei ihrer Anſäſſigmachung auf diejenige 
Ehrerbietung beſonders verwieſen werden, welche ihnen als 
der privilegirteſten Claſſe der Staatsangehörigen gebührt. 
Eine beſtimmte practiſche Folge‘ läßt ſich allerdings mit 
dieſer blojen Remihiscenz am Die ehemalige, Huldigung, 
welche der $. 9 des Entwurfes conferpiren will, nicht ver: 
knüpfen, da den Ständesherren und ihren Familien dieſe 
nah Titel XXX VII. des Strafgeſetzbuches die Strafbar: 
feit der Angriffe auf die Ehre erhöhende beſondere Achtung 
und Ehrerbietung. nichı allein in den ftandesherrlichen Be- 
zirken, jondern ım ganzen Lande, alfo auch von Seiten 
derjenigen, welche nicht befonders darauf verwieſen wurden, 
gebührt. 
28 Ä 3u$. 10; ie 
Wenn überhaupt der Zweck des vorliegenden Entwurfes 
— Erhaltung oder vielmehr Wicderherftellung eines hohen 
Adels im Großherzogthum — erreicht werden joll, daun 
iſt es vor Allen nothwendig, den Art. 2 des Geſetzes vom 
7. Auguft 1848, welcher fan u 
i —— der Standesherren und Verfügun— 
gen derſelben über ihre Güter und Familienverhält— 
niſſe, die künftig errichtet werden, find nach den für 
' andere a beftehenden allgemeinen Ge: 
Jethtzen zu beurthetlen. Die dermalen“ rechtsgültig be: 
ftebenden Beftimmungen Diefer Art bleiben befteben, 
"0 bis im Wege der Gejeßgebung eine Abänderung der: 
ſelben ‘erfolgt, find jedoch * Liegenſchaften, 
Jwelche die Standesherren nach Verkündigung - des 
gegenwaͤrtigen Geſetzes durch Ankauf zur Vermehrung 
ihres Grundbeſitzes erwerben, nicht. anwendbar —“ 
zu beſeitigen und: den "Art. 10 des Edietes vom 17. Febr. 
1820, mit welchem: der $: 10 des vorliegenden Entwurfes 
wörtlich: übereinftimmt ;r wieder herzuftellen. Die deutfche: 
Rechtsgejchichte Hat als unzweifelhaftes Refultat feſtgeſtellt, 
daß jeit der Zeit, als die herzogliche und Grafengemalt 
ihren urſprünglichen Amtscharaftev verlor, Fürſtenthum und 


— — — — — 


Beilage Nr. 2293.38. Prot. v. 15, Det. 1857, 31 


Graffhaft zum Privatrechte ihrer Inhaber wurden, und 
Die Reception des römiſchen Rechtes die freiefte Veräußer— 
lichfeit und. die. unbedingte Erbtheilung zur ‚Regel: werden 
ließ, der hohe Adel allein noch in dem Rechte der‘ Auto: 
nomie ſeine Exiſtenz ſich erhalten fonnte, Der Art. 2 des 
—— vom 7. Auguſt 1848 iſt unter allen Beſtimmungen 
dieſes, Geſetzes diejenige, welche den Standesherren die 
tödtlichſe Wunde ſchlug; denn indem ex denſelben Daß 
Recht der Autonomie für die Zukunft gänzlich entzieht, für 
die beſtehenden —— 7— aber eine Aufbebung auf 
dem Wege der Geſetzgebung in Ausſicht ſtellt, führt er auf 
dem directeſten Wege zur gänzlichen Vernichtung des mer 
diatifirten hoben Adels. Hi ii 

Die deutſche Bundesacte verfaunte nicht, daß dieſes 
Recht die Grundbedingung für Lebensfähigkeit und: Beftand 
der Standesherclichkeit, ſei; fie nahm Daher eine Garantie 
dejlelben in den Art, 14 auf, welche auch in alle particularen 
ftandesherrlihen Edicte übergegangen ift. Bet den im 
Sabre 1848 zwilchen der Regierung und den Standesherren 
epflogenen Verhandlungen erklärten die letzteren zwar auf 
ünftige autonomijche Verfügungen verzichten zu wollen, 
Dagegen weigerten fie ſich, der particularen Landesgeſetz— 
gebung die Gewalt einzuräumen, ihre. bereit&: in Kralt bes 
ftehenden: Familienverträge abzuändern oder : aufzuheben, 
indem. fie dieſe uur einer Lünftigen allgemeinen) deutjchen 
Geſetzgebung unferwerfen zu wollen erklärten. :: Es fehlt 
alfo auch Diefem Art. 2 des. Geſetzes von 1848, wie. kr 
wirklich vorliegt, Die rechtliche Grundlage eines Verzichtes, 
wie dieß in der Sißung der erfien, Kammer vom: 21. Juni 
1848, von den. im: der. Berfammlung anweſenden Standes: 
herren ausdrücklich couftatirt, und von- dem’ Regierungs: 
Commiſſär zugegeben: wurde. iu 
7 Inhalt. und Faflung des Art. 10, des: Entwurfs, welche, 
wie :bereftd bemerkt, wörtlich. mit: dem Art. 10 des Ediktes 
von 1820 übereinstimmen, und auch ‚mit. der betreffenden 
Beſtimmung des Art. 14 der Bundesacte im Einklang stehen, 
bieten „feinen Anftand dar, Jusbeſondere kann auch Die 
Stelle, welche beingt, Daß die. landesherrlihe Beftätigung 
zur Gültigkeit ſolcher Familienverträge und Verfügungen 
nicht erforderlich ei; kein Bedenken erregen. Es :ift zwar 
gegründet, daß Die, Köuiglich Bayeriſche Declaration von 
1807 die, Königliche, Beſtätigung der ſtandesherrlichen Fa: 
miltenverträge und Succeffionsordnungen vorfchrieb, daß 
auch das während des Rheinbundes beflandene Großher⸗ 
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zoglich heſſtſche Ediet von: 1807- die bisherigen und künf— 
tigen. Bamilienverträge der Standesheren in Ermangelung 
der. landesherrlihen Beſtätigung für ungültig erklärte, wie 
auch die Gtoßherzogliche: Erklärung von 1818 noch Diele 
EA GUN). fordert, daß endlich auch nad) den ſtandes— 
herrlichen Gejegen einiger andern Staaten, wie namentlich 
nach der Königlich Preußiſchen Snftruction vom 30. Mai 
1820: 8. 21 uud dem Großherzoglih Badiſchen Ediete 
vom 16. April 1819 8. 4 die autonomifchen Urkunden 
der Regierung zur Beftätigung oder Genehmigung vor: 
gelegt werden ſollen. Indeſſen thut die Bundesacte einer 
ſolchen ER feine: Erwähnung, — und, jo mand): 
faltige bier nicht weiter interreffirende Controverjen auch 
über.die die ftandesherrliche Autonomie garantirende Stelle 
des: Art: 14 der Bundesacte entftanden find, iſt min 
jegt doch allerjeit8 darüber einverftanden, daß es die Ab: 
jicht der Bundesacte war, ‚dem mediatifirten hohen Adel 
das Recht der Autonomie in demfelben Umfange ımbe: 
Ichränft und unverkümmert zu belaſſen, in welchem es zur 
Beit des Reiches die reichsſtändiſchen Familien pefeften 
hatten. Wührend der Neichsverfaffung hatten aber Die 
Hausgeſetze und Familienverträge des hohen Adels, foferne 
ſie feine den Verfaſſungsgeſetzen des Reiches zuwiderlaufen— 
den Beltimmungen enthielten und in objectiver Beziehung 
nicht die Grenzen der Autonomie überſchritten — alſo fid) 
auf materielle Beftimmungen über das Familienbeſitzthum 
(Berbot der Theilung und Veräußerung, Fürſorge für die 
Erhaltung der Subſtanz der Güter durch Errichtung von 
Fideicommifjen), auf die Erbfolge (Feſtſtellung der Sue— 
cejfionsordnung, Abfindung dev Nachgeborenen, Verſor— 
gung der Töchter und Wittwen), auf bie ehelichen Ver— 
hältniſſe (Bedingungen der ebenbürtigen Ehe, Beftimmungeit 
über. Die Mifheiratben, über die Verzichte der: ſich verehe- 
kichenden Töchter), auf die väterliche Gewalt, die Vor— 
mundschaften, die Volljährigkeit, die Rechte des Familien— 
oberhauptes und dergleichen, "endlich auf die Anordnung 
von Austrägen beichränkien — nad dem Reichsherlommen 
und nad) der Wahlkapitwlation von 1711, Art: 1, $. 9, 
Art. 11, 8.2, volle Gültigkeit, fowohl unter: den Angehö— 
rigen Der Familie. ſelbſt, als auch für dritte Perſonen, auch 
wenn fie in ihren Beſtimmungen „über: die der Privat— 
dispofition gefeßlich gezogenen Schranken" hinausgingen und 
den Prohibitivſätzen des gemeinen, Rechtes: zuwider Tiefen. 
Eine: kaiſerliche oder veichägevichtliche Beſtätigung dieſor 
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Hausgeſetze oder Kamtlienverträge war zu ihrer Gültigkeit 
nicht erforderlich; und wenn auch meiftens eine Confirma— 
tion des Reichshofrathes eingeholt zu werden pflegte, To 
hatte diefe Doch nur die Bedeutung einer Erklärung, daß 
der Familienvertrag nichts enthalte, was den Verfaſſungs— 
gejeßen des Reiches zumider fei oder die Grenzen der Aus 
fonomie überfchreite, und die Neichsgerichte haben ftets 
auch die nicht confirmirten Familienverträge in den darüber 
entftandenen Proceffen aufrecht erhalten. 

Hiernad) können die: Standesherren auf. den Grund des 

Art. 14 der Bundesacte unzweifelhaft verlangen, daß ihre 
beftehenden oder künftigen autonomiſchen Beinen aud) 
ohne Iandesherrlihe Betätigung von den Gerichten als 
güftig anerfannt und aufrecht erhalten werden. Im Uebri— 
gen gibt der zweite Theil des $. 10 genügende Garantie 
dafür, Daß in den ftandesherrlichen Kamilienverträgen und 
Hausgejegen die Grenzen der Autonomie nicht überſchrit— 
ten, und daß dritte Ferjonen nicht in Folge ihrer Unkennt— 
— des Inhaltes jener Verträge benachtbeiligt werden 
können. 
Dieß iſt die Anſicht der Majorität des Ansſchuſſes in 
Anſehung des F. 10 des Entwurfes, gegen welche fidy die 
Minorität ihre. theilweiſe abweichende Meinung geltend zu 
machen vorbebielt. | 


Zu $ 11. | ! 

Dieſer Paragraph- ftellt umverändert den $. 11 des 
Edictes von 1820 wieder her, welcher durch Art. 1, pos. 4 
des Geſetzes vom 7. Auguft 1848 aufgehoben worden war. 
Obwohl das Recht der Standesherren, ſolche Ehrenwachen 
zu halten, bundesgejeglic nirgends zugefidyert und aud) 
in der Königlich Bayerifchen Declaratton von 1807 nicht 
erwähnt ift, jo wurde es ihnen doch in den meiften Staaten, 
namentlich in Württemberg, Baden, Bayern, Preußen x. 
zugeftanden. Das badiſche Edict vom 16. Avril 1819 ging 
noch) weiter, indem: es den Standesherren freiftellte, „eine 
Ehrenwache von Großherzoglichem Militär auf ihre Koſten 
an allen Orten ihres Standesgebietes, wo ſolches in Gar: 
nifon liegt, zu verlangen, oder auch ſtatt deffen ein eigenes: 
Drabanten-Corps von 25 bis 80 Manı in ihrem Wohnorte 
aufzuftellen.“ Geht mar; wie fih wohl ven ſelbſt verfieht, 
davon ans, Daß diefe Ehrenwacen keinen militärijchen 
Ebarakter, fondern nur den von bewaffneten Privatdienern 
haben, ſo kann in der Einräumung dieſes Rechtes. auch 
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feine ‚Beeinträchtigung der. nur dem Kriegsherrn zuftehenden 
Militär Hoheit gefumden werden, und; e8: könnte ſelbſt Die 
Trage entftehen, ob dieſes Recht überhaupt einer gejeglichen 
Gewährung bedarf? . Zu: der in’ den: meiften andern, Staa- 
ten. beftehenden Beſchränkung dieſes Rechtes im der Art, 
daß ‚die Ehrenwade ‚nur aus Inländern beſtehen darf, 
möchte feine genügende Veranlaſſung vorliegen. Wir bean- 
tragen um ſo mehr, als es fih nur, um. Wiederherftellung 
einer im Edicte von 1820 enthaltenen Beftunmung. handelt, 
die unveränderte Annahme dieſes Paragraphen... jr" 


Bu.$.1% 


Diefer Paragraph Toll den Standesherren den befreiten 
Gerihtsftand in Strafſachen, Civilrechtsſtreitigkeiten und 
Gegenſtänden der freiwilligen Gerichtsbarfeit zurückgeben, 
welcher ihnen durch Art. 1, Nr. 5 des Geſetzes vom 7. Au— 
auft 1848 und beziehungsweife durch das Gejch vom 
22. September 1848 entzogen worden war, , . | 

I. Vor ihrer Medtatifirung konnten die Standesherren 
in peinliden Sachen natuͤrlich nicht der Jurisdiction 
ihrer eigenen Zerritorialgerichte unterworfen ſein, Aber auch 
die Reichsgerichte hatten feine Strafgewalt über ſie. Machten 
fie fi) in ihrer Eigenſchaft als Neichsftände eines Ver— 
brehens oder Vergehens jchuldig, jo murde der Proceß 
durch das Reichsgericht inſtruirt, das Straferfenntniß aber 
fand, ihren Mitſtänden auf den Reichsſstage zu. , „Ber: 
gehen, Deren ‚fie, Sid) ‚in ihrer Meivatelgenhhaht ſchuldig 
machten, blieben entweder ganz ungeahndet, oder wurden, 
wenn fie ſchwerer Art waren, mit Geldbußen oder willkür— 
lichen leichteren Strafen von dem Katjer belegt, der indeſſen 
eine egentlihe Griminafftrafe niemals ohne Zuftimmmutg 
der Übrigen Mitſtände gegen einen Reichsftand erkennen 
konnte. So viel war außer Zweifel, daß. die Strafnormen 
der Garolina auf. die Privatverbrechen der Reichsfürſten 
feine Anwendung fanden, Nur danı, wenn ein Reihsffand 
in dem Dienfte eines anderen Fürſten ftaud, war er in 
Beziehung auf feine Amtsverbreden der, Griminal: Juris 
dietion Des leßteren unterworfen. Ende ee 1a 

Dieſes Recht, in Eriminalfachen von ‚einem Judicium 
parium auf dem Reichstage ‚gerichtet. zu werden, Stand auch 
den nit regierenden Mitgliedern des hohen Reichsadels, 
‚namentlich. den. apanagirten Brüder: zu. Ob aud Die Go— 
mablun, Matter umd die Kinder der regierenden Herren 


| 
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einen Anſpruch auf jenes Gericht von Ebenbürtigen- hatten 
oder . der Straf = Jurisdiction, rejp. den Landesgerichten 
des regierenden Gemahles, und reſp. Baterd unterworfen 
warn? Died war eine Gontroverfe, die: bis zur Auflöjung 
des Reiches ungelöft blieb. 

Die Nheinbundesacte erhielt den Standesherren bei 
ihrer Mediatijirung . dad Judicium parium; denn im 
Art. 28 beftimmte fie: 

daß Die j gi regierenden Fürften, Grafen und ihre 

Erben in Griminalfällen das Recht genießen ſollen, 
von ihres Gleichen gerichtet zu werden, 
weiches Recht die Rheinbundesaete aus Untenntaiß der 
dentichen Nechtözuftände jonderbarer Weile das Recht des 
Aufträgaigeridtes nannte, Den übrigen. Mitaltedern 
der ſtandesherrlichen Familien war durch ‚Die Rbeinbundes: 
acte dieſes Recht nicht, wenigſtens nicht. ausdrücklich, vor— 
behalten worden. 

Die deutſche Bundesaete ſichert den Standedherrn in yein- 
lichen Sachen einfach nur einen privtlegirten Gerichtöftand für 
ſich und ihre Familien zu, läßt aber Die Frage offen: ob unter 
diejem prioilegirten Gerichtäftande nothwendig der vor einem 
Pairögerichte zu veritehen ſei? welche Frage indejlen nur 
bejaht. werden kaun, wenn man berüdjichtigt, Daß Die 
deutſche Bundesacte nicht weniger — als die rheiniſche, 
den Standesherrn einräumen wollte, daß das Art. 28 der 
Nheinbundesacte überhaupt nirgends ausdrücklich aufgehoben 
ift, und daß auch Die bundesgejeglich ald Bafls und Norm 
für Den Rechtözuftand der Stundeöheren bezeichnete Bayeriſche 
Declaration von 1807 $. 11 dieſen privilegirten Gerichts- 
ftand als eine Aufträgalinftanz im Sinne der Rheinbundes- 
acte bezeichnet, 

Hieraus ergibt. fidh, daß der befreite Gerichtsitand der 
Standesherrn in ‚Griminaljaden vor einem Pairsgerichte 
durdy eine dreifache Gurantie geſchützt war, durch Die 
rheintiche, Die deutſche Bundesacte und durch das Edict 
von 1820, beziehungsweile den Art. 37 der Verfaſſungs— 
urfunde, daß mithin, wen man an dem, von den Stans 
desheren. geleiteten Verzichte nicht fefthatten fann oder will, 
bie Wiederherftellung dieſes Vorrechtes eine Nothmwendigkeit 
wird, um jo mehr, als aud) in denjenigen großen Staaten, 
in weldyen das conftitutionelle Syften am weiteften aus: 
gebildet it oder war, ‚der Pairsgerichtshof als eine zum 
rec Diejes Syſtems werentliche Juſtitution angejeben 
wird. ge 


. 


36 Beilage Nr. 229 3.38. Prot, v. 15Det. 1857. 


Die in dem 8. 12 des Entwurfes enthaltenen Be— 
flimmungen über die Aufammenfegung des ftandesherrlichen 
Pairsgerichtes, ſowie über das. gegen die Standesherrn in 
Eriminalfällen einzubaltende: Verfahren, find gleichlautend 
mit dem Art. 13 des Edietes von 1820, welcher ſelbſt 
wieder mit mur geringen Modiftcationen dem $. 8 des 
Königlich Bayeriſchen Edictes vom 26. Mat 1818 nachge- 
bildet ift, der auch in anderen Staaten als Mufter und 
Vorbild gedient hat. - 

Der Ausſchuß benntragt die Annabme- der fünf erften 
Abſätze dieſes Puragrapben, mit der einzigen Abänderung, 
daß der dritte Abſatz alſo gefaßt wird: 

Das Stundesgeridit wird von Uns, nachdem die Un- 
terfuchungsconmijlion nad aefchloffener Unterfuchung 
und Beendigtem Vertheidigungsverfahren die Neten 
an und eingefendet hat u. |. w. 

Dieje Abänderung ift darum wünſchenswerth, weil ein 
on Erkenntniß auf Spectalunterfuchung nicht mehr 
üblich ift. 

Der ſechſte Abſatz dieſes F. 6 weicht in zwei Bezie- 
hungen von den ſtandesherrlichen Edicten faft aller andern 
Staaten ab. Einmal darin, Daß er unbedingt allen eben- 
bürtigen Mitgliedern der ftandesherrlihen Familien das 
Recht auf das Standesgericht fichert, während daſſelbe in 
andern Staunen entweder den Häuptern der Familien allein, 
wie in Preußen und Bayern, oder nur den Familienhäuptern 
und deren Gemahlinnen während des Lebens ihrer Gatten, 
wie in Baden ꝛc. zugefichert wurde. Cine andere Abwei- 
Hung befteht Darin, daß der Entwurf allen im wirklichen 
Militär: oder Stantsdienfte ftehenden Standesherrn unbe— 
dingt bei allen Verbrechen oder Vergeben das Stan: 
deögericht entzieht, während die Edicte der andern Staaten 
(was anch wohl der Natur der Sache und dem Rechtszu— 
ſtande der Standesherrn vor ihrer Mediatifirung entſpricht) 
nur die Militär und Amtsverbrechen, nicht aber auch die 

emetnen Berbrechen, der im Milttär: oder Civildienſte 
Mebenben Standesheren dem Standesgerichte entziehen. In— 
deſſen glanbt der Ausſchuß über diefe Bedenken um deß- 
willen hinweggehen zu ſollen, weil dieſe Abweichungen ſchon 
A das Edict von 1820 gefeglihen Beftand erhalten 
atten. 

II. Der fiebente Abſatz des F. 12 beftimmt den be- 
freiten Gerichisftand der Standesherrn in Eivilftraf: 
ſachen und in Polizei: und Forſtſtrafſachen bei 
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dem Großberzoglihen Oberappellationd: und Eaflations: 
gerichte. Dieſer privilegirte Gerichtsftand beftand für Die 
Standesheren ſchon nad $. 13, a. in fine, uud $. 18 des 
Edictes von 1820, beziehungsweife nach Art. 18 des Ge: 
jeßes von 6. Juni 1832 (betreffend die Uebertragung der 
Polizergerichtsbarfeit in Starfenburg und Oberbeffen an 
die Gerichte). Bundesgejeglich iſt den Standesherrn in 
nicht peinlichen Fällen. einfach nur ‚ein. privilegirter, im 
Uebrigen nicht näher bezeichneter, Gerichisftand zugefichert; 
die Bayeriſche Deelarattion von 1807 weißt ihnen denfelben 
in erfter Inſtanz vor den Hofgerichte und im zweiter In— 
ſtanz vor dem Oberappellationsgerichte an, was auch in 
den :übrigen Staaten meift geichehen iſt. Es mag. dahin 
geftellt bleiben, ob die Standeshern nicht auf den Grund 
der allgemeinen Clauſel der Bundesacte, wonad fie und 
ihre Famlien die privilegirtefte Elafje im Staate bilden, 
in denjenigen Staaten, wo andere Staatömgehörigei, mie 
die Prinzen des Regentenhaufes, ihren Gerichtsſtand in 
erfter Inſtanz bei dem Oberappellationsgerichte haben, auf 
denſelben ebenfalls einen bundesrechtlichen Anſpruch haben. 
Wir finden in der Thatjache, daß die Standesherrn vor 
1848. ihr. Forum unmittelbar bei dem oberften Gerichte 
ſchon befejjen haben, einen hinlänglichen Grund, die Frage 
nicht weiter ‘zu. urgiren, ob es ihnen nicht nad). dem. Bei: 
jpiele der meiften andern Staaten jebt bei den Hofgerichten 
anzumeilen jei?. ' | 
‘III. In Eivilredtöftreitigfeiten war den Stan: 
desheren der privilegirte Gerichtöftaud allgemein bei. dem 
Oberappellationögerichte angewieſen, mit der einzigen Ber 
Ichränktung , daß in Realfachen die Standesherrn: in erfter 
Inſtanz unter den. einfchlägigen Gerichten (das heißt unter 
den Gerichten der belegenen Sache) ftanden. Ä 
Der Art. 12 des Ehtiwuies sub. b. 1 und 2 beabficht 
zwar, auch in Civilrechtsſtreitigkeiten den Standesheren 
einen privilegirten Gerichtöftand vor dem Oberappellations— 
gerichte zurüdzugeben, jedoch in ſehr beichränfter Weife, 
nämlich nur in jolchen Erbichafts: und Bormundichaits- 
procefjen, welche ehedem regelmäßig zur Competenz der 
Stamm: und Familienausträge des hen Adels gehörten. 
Ehedem legte der hohe Reichsadel großes Gewicht darauf, 
durch Anordnung ſolcher Austrägen in den Hausgefegen und 
Familienftatuten Zwifte und Spaltungen innerhalb der 
Familien zu verbüten oder, wo ſolche, insbeſondere Suc- 
cefiond: oder-Bormundjchaftsftreitigkeiten, entflanden waren, 
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diefelben den Neichögerichten zu entzieben und Durch Die 
aus der Verwandtichaft oder Freundſchaft gewählten eben: 
buürtigen Richter entfcheiden zu laſſen. Das Recht auf 
diefe durch die Reichsgeſetze mehrfach janetionirten und im 
Privatfürftenrechte ftet8 anerkannten Familien- und Stamm: 
austräge jollte den Standesberrn bei ihrer Mediatifirung 
keineswegs entzogen werden. Die Königlich Bayeriſche 
Declaration von 1807 beitinimte $. 9: Sl 
| „Sollte bei einem der oben angeführten medtatifirten 
fürftlichen oder gräflihen Häuſer durch Familienver— 
träge bejondere Austrägalgerichte feither eingeführt 
eweſen jein, jo werden Wir Ddiefelben näher ‚unter: 
Fuchen laſſen, und wegen ihrer Beftätigung befondere 
Entichließung ertheilen.“ J 
Dieſe Beſtimmung ging in das Bayeriſche Ediet von 
1818 und in die Sandesberrlichkeitsgeſetze mehrerer anderen 
Staaten ber; fie findet ſich jedoch. nicht auch in dem 
Großherzoglich Heſſiſchen Edicte von 1820. Der nur nod) 
auf Erbichafts: und Vormundſchaftsſtreitigkeiten beſchränkte 
privilegirte Gerichtsſtand, welchen der vorliegende Entwurf 
sub b. 1 und 2 den Standesherrn in Civilſachen vor dem 
Dberappellationsgericht einräumen will, jolb offenbar an’ die 
Stelle der den Standesheren im Hinblicke auf die Bayerische 
Declaration  bundesgejeglih garantirten  Austrägalinftang 
treten , welche leßtere ‚übrigens feit der Mediatifirung ſelbſt 
in denjenigen Staaten, wo fie, wie in Preußen, Bayern, 
Württemberg ꝛc. ausdrüdlich für fortbeftehend erklärt worden 
war, in ftandesherrlichen Ramiltenftreitigkeiten nicht mehr 
praftiich gewejen zu ſein ſcheint. Wir glauben daher auch 
nicht, die Wiederherftellung eines Anftitutes beantragen zu 
follen, auf welches die Standesheren ‚' obwohl fie auf das: 
jelbe weniaftens infomeit, als es in ihren beftehenden Fa— 
milienverträgen begründet jein jollte, nad den Bundes: 
geſetzen einen rechtlichen Anspruch baben würden, jelbft fein 
Gewicht zu legen ſcheinen. 

Aus demjeiben Grunde und davon ausachend, Daß die 
MWiederherftelung des befreiten Gerichtöftandes der Stan- 
desheren in allen ibren Eivilrechtöftreitigfeiten, wie er vor 
1848 beitanden batte, als ein läftiges, unbequemes und 
foftipieliges Vorrecht von ihnen felbft nicht gewünſcht wird, 
erklären wir und Damit einverflanden, Daß derſelbe als 
Surrogat der ehemaligen Bamilienausträge , auf die in dem 
Entwurfe bezeichneten Ramtlienftreitigfeiten beſchränkt wird, 
ür alle übrigen Procefje aber aufgehoben bleibt. 
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Der dritte Abſatz des $ 12 sub b., welcher mit den 
Worten“ beginnt: 
'. ?yDiehe‘ Rechtsfaihen find 2c.“: 
und welcher Beftimmungen. über das Verfahren in den in 
erſter Inſtanz bei dem Oberappellationsgerichte anbängigen 
Proceſſen enthält, "weicht: nur feiner  Yaflung, nicht aber 
aud feinem Inhalte nach, von der parallelen Stelle des 
$: 13 des Edictes von 1820. ab. - Wir finden auch gegen 
Diefen. Sag nichts zu erinnern ,:da er der Verordnung vom 
3. Juni 1812 und dem mit diefer Berordnung überein: 
ftimmenden Art!A1 des den Ständen dermalen vorliegenden 
Entwurfes einer neuen) &ivilproceßordnung entipricht. Da: 
gegen wird in den letzteren demmächſt das Erforderliche zu 
wahren: fein): Damit der Art. 41: derſelben, welcher nur von 
dem Gerichtöftande. der Mitglieder Des  Großherzoglichen 
Hauſes redet, auch. auf die Standesherrn, injoweit dieſe 
ihr Forum nun ‚ebenfalls bei ‘dem Oberappellationdgerichte 
erhalten, ausgedehnt wird. 

Die imidem Edicte vom 1820 num folgende Beſtimmung, 
daß die Standesheren in allen Realſachen in erſter Inſtam 
unter dem; — Gerichten ſtehen, iſt in Folge der 
Beſtimmungen sub b. 1 und 2 ded Entwurfes überflüffig 
und deßhalb in letzterem weggelaſſen worden. | 
Die‘ beidens folgenden: Altnead.ıc 

Gegen üre Bermaltumgabebörden 2. 


In Realllagſachen —8* | 
find wörtlich, Dem Ediete von 1820 — 

Da übrigens der $i-15:de8 Entwurfes, welcher neu 
und: in dem: Edicte won 1820: noch nicht enthalten iſt, |pe: 
ctellere Beftimmungen über das VBerhältniß der: ftandesherr: | 
lichen Verwaltungsbehörden zu den Rechtsſtreitigkeiten der 
Standesherrn und über die Befugniß der erſteren, Procep: 
vollmachten Namens der letzteren auszuſtellen, enthält, ſo 
dürften dieſe beiden Abſätze um ſo mehr:aus dem $. 12 

anz zu ſtreichen ſein, als fie theilweiſe mit dem $. 15 
ar im: Widerſpruche Stehen. Mur 
Der nun folgende Satz des Entwurfes: 
„Diejenigen Unſerer Standesherrn, deren Befitzungen 
— 
ordnet für die Standesherrn des Großherzogthums jenes 
proceſſualiſche Verhältniß an, welches unter dem Namen 
des vollen Landſaſſiates bekannt iſt, und das ſchon 
in dem Edicte von: 1820 begründet und durch Das Geſetz 


MC 
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von 1848 nicht. aufgehoben war, da es mit dem privilegir⸗ 
ten Gerichtäftande der Standesherren feinen: Zufammenbang 
bat. Da e8 übrigens ſehr wohl vorfommen Tann, Daß auch 
ſolche Standeäherrn, deren un nicht in verſchiedenen 
Staaten, ſondern ſämmtlich im Großherzogthume belegen 
find, in einem fremden, Staate ihr. Domicil nehmen, wenn 
fie 3. B. in fremde Civil- oder Militärdienfte treten, und 
es gewiß nicht die Abſicht war, Diefe Standeöheren von 
dem vollen Landſaſſiate auszunehmen; ſo beanttagen wir, 
dieſe Stelle fo zu fallen: . 
Diejenigen Unſerer Standeöheren, welche ihr Domicil 
nicht in Unferen Runden haben, können 20. 20. 

Es verſteht fid) wohl von ſelbſt, daß wenn ein: Standes⸗ 
herr, neben feiner Standesherrichaft im Großherzogthunn, 
auch noch in einem fremden Staate Befigumgen und dort 
fein Domicil bat, er diesfeits nicht nur in dem. procefjua- 
lifchen, ſondern auch in dem flantsrechtlichen vollen Land: 
ſaſſiatsverhältniſſe fteht, d.h. den Judigenat und alle ftaate: 
bürgerlichen Rechte. des Großherzogthums: befigt. Wenn 
dDemungenchtet die auf den ftaat&bürgerlichen. vollen Land: 
ſaſſiat folder Standesherrn bezüglichen Worte: des: Edictes 
von: 1820: BE ee 

„wollen wir die Indigenatsrechte belaffen “ 
in dem vorliegenden Entwurfe — worden "find, 
jo beruht dieß wohl nur darauf, weil man dieß als jelbft- 
verftändlic und ſchon durch den Art. 1 binlänglich gewahrt 
anfah. Denn da nah Art. 1 alle Stundesheren des Groß- 
berzogthbums, alſo auch die auf ihren. ausländifchen Be: 
fißungen domieilirten, als Staatsbürger des Großherzogs 
thums bezeichnet werden, jo folgt, daß fie auch. das Recht 
der —— im diesſeitigen Staate genießen. Ueber: 
tieß beitimmt auch der Art. 14 der Verfaſſungsurkunde 
Ihon, daß die in dem Beſitze einer oder mehrerer Standes: 
herrſchaften fich befindenden Häupter der. ftandesherrlichen 
Familien das Staatsbürgerrecht ungeachtet eines fremden 
perjönlichen Unterthansverbandes haben. Hiernach finden 
wir gegen Die Aenderung, welche der Entwurf am der be: 
treffenden Stelle de& Edictes von 1820 vorgenommen hat, 
Nichts zu erinnern. Er 

Die beiden folgenden Süße: 

„Diejenigen Unferer Unterthanen, welche nach dem 
Rechtsbegriffe des Domicils 2c. ıc. 


„Auch wollen Wir gefchehen laſſen ac. x. 


und 
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geben: proceſſualiſche Beſtimmumgen, die‘ zwar ſchon im 
Ediete von 1820 pre enthalten und: durch das 
Gefeg von 1848 nicht aufgehoben waren, welche indeſſen 
nach unſerer Anficht ans mehrfächen Gründen aus dem vor: 
liegenden Entwurfe zu ſtreichen fein möchten: | 
Nachdem der priviligirte Gerihtsftand der Standesheren 
in Civilſachen, mit bioßer Ausnahme‘ der Erbſchafts⸗ und 
Vormundſchaftsproceſſe, auch fernerhin aufgehoben bleiben 
ſoll, iſt es confequent, auch in allen übrigen Beziehungen 
feine befonderen oder exceptionellen : Proceßgeſehze für Die 
Standeshertn beftchen zu faffen. Uebrigens enthalten: dieſe 
beiden Alineas nur folhe, die Gompetenz bei. einer Eon: 
currenz meßrerer fora domieilii und die’ Univerfalität eines 
im Auslande eröffneten Goncurfes auch in Beziehung anf 
die im Inlande belegenen Güter des Gemeinſchuldners be- 
treffende Beftimmungen, welche mit dem gemeinen Rechte 
und der. ‚bisherigen Praxis der Großherzoglihen "Gerichte 
vollkommen übereinftimmen; wenigſtens möchte ſich fein 
Grund und‘ fein bejundere® Intereſſe der Staudeshern 
oder ihrer inländifchen Gläubiger nachweisen laſſen, daß in 
diefen Beziehungen andere Normen befolgt werden, als 
diejenigen, welche für alle anderen Staatdangehörigen nad) 
dem beftehenden Proceßrechte gelten oder demnächſt durch) 
eine neue Proceßordnung eingeführt werden jollen. 
IV. Auch in Sachen der Freiwsiltig en Gerihtäbar- 
feit foll den Standesherrn und ‘deren Familien der privi- 
legirte Gerichtöftand vor dem Oberappellationsgericht, wel: 
cher ihmen durch das Ediet von 1820 8. 13. c. ganz all: 
gemein zugefichert war, zurückgegeben werden, jedoch mit 
der fehr winfchenswerthen und audy im eigenen Intereſſe 
der Standesherrn liegenden Ausnahme, Daß die Beftätigung 
der Berträge über Veräußerung und Verpfändung von Im 
mobilen, nnd die Einträge In die Mutationsverzeichniffe 
den hierfür allgemein zuftändigen- Gerichten erfter Inſtanz 
vorbehalten bleibt. Der Ausſchuß ift hiermit einverftanden, 
gleichwie er aud) | - 1m, 
V. die Scylußbeftimmung des $. 12 sub. d, die zwar 
gejeglich: bisher noch nicht beftand, aber als eine der be 
vorzugten focialen Stellung der Standesheren gebührende 
Rückſicht meiſt ſchon von den Gerichten beobachtet wurde, 
zur Annahme empflehlt. 


Bu. 13. | 
Ueber das reichsftändifhe Vormundſchaftsrecht 
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fehlte e8 während der. Reichöverfaffung an allgemeinen 
fetten Normen. Nur für die Ehurfürften enthielt die gol— 
dene Bulle Beſtimmungen, welche fi auf das Bormund:” 
ſchaftsweſen bezogen; für den übrigen hohen Adel waren 
die Dispofitionen der Familtenverträge maßgebend, und 
der Kaiſer legte fi die Rechte der Obervormundfchaft bei. 
Auch die Bundesgeiege enthalten: feine beſonderen Be: 
flimmungen über das ftandesherrliche Vormundſchaftsweſen. 
Das Großherzogliche Edict von 1820 nahm ſolche in feinem 
$:: 14 aber mit einer Ausfübrlichfeit und Bolftändigkeit 
auf, wie: fle in feinem anderen Standesherrlichkeitsedicte: zu 
finden: find. pe | y 
Dieſe Beftimmungen, welche, ſoweit fie ;von dem ge: 
meinen deutichen Bormundichaftsrechte abweichen, nament: 
lid) dem Familienoberhaupte umfaflendere Rechte, Dem. Vor: 
munde eine weniger benuffichtigte Stellung einräumen zc., 
mit: dem auf Reichsherkommen beruhenden SBeivarfürften- 
rechte im Wejentlihen barmoniren, blieben in dem Gejege 
vom 7. Auguft 1848 ‚unberührt, “indem daſſelbe Art. 2 
1. Folgendes ausſprach: | | 3; 
„Die beſonderen Beftimmungen über Vormundſchaften 
in den ſtandesherrlichen Familien (H. 14 des Edietes) 
bleiben beſtehen, bis allgemeine geſetzliche Vorſchriften 
über das Vormundſchaftsrecht erfolgen.“ “ 
Da ſohin der Art, 14 des Edictes von: 1820 nur der 
Volftändigkeit wegen a8: 13 in! den vorliegenden Ent: 
wurf unverändert und wörtlich: aufgenommen worden, ift; 
jo. glauben ‚wir feine Veranfaffung zu haben, auf eine Be 
gutachtung der einzelnen Poſitionen einzugehen, beſchränken 
uns vielmehr, darauf, diefen Paragraph einfach zur Annahme 
zu empfehlen, ’ | BR 


u gta — 
Auch das in dieſem Paragraphe den Häuptern der ſtau— 
desherrlichen Familien eingeräumte Recht findet in dem zur 
* des deutſchen Reiches practiſchen Privatfürſtenrechte 
eine Begründung'; es wurde auch in: den ſtandesherrlichen 
Geſetzen anderer deutſchen Staaten anerkanut — 3: B. Baye⸗ 
riſches Ediet von 1818, $. 7, Württembergiſches Geſetz 
über die Standesherrn, $. 8, Preußiſche Inſtruction von 
1820, $. 19 — und eine Aufhebung dieſes in $.:45. Des 
Großherzoglichen Edictes von 1820 ganz gleichlautend mit 
dem Entwurfe eingeräumten Rechtes, ift im Gefeke vom 
7. Auguft 1848 nicht erſichtlich. —— | 
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Der $. 15 des Entmwurfes beftimmt das Verhältniß der 
ftandesherrlihen Rentkammern zu den GStaatöbehörden. 
Weitere Vorſchriften iiber die Errichtung diefer ftandes- 
berrlihen Rentlammern und Domänenfanzleien ſowohl, als 
deren dienstlichen Verkehr mit: den Großherzoglichen Staats— 
hebörden, enthalten Die SS: 38 und 39: Es jcheint uns 
daher angemeflen, den $. 15 bier auszufcheiden und den 
SS. 38 und 39 einzufügen, wo ihm der natürlihe Zuſam— 
menhang ſeinen Pla anweiſt. Wir. behalten uns daher 
vor, auf den $. 15 an der geeigneten Stelle zurückzukommen, 


Bu $. 16. 


Das die Bundesacte, indem fle die Häupter der ehe- 
mals reichöftändifchen fürftlichen und gräflichen Familien für 
die erften Standesherrn in den Ländern, zu denen fie 
gehören, erklärte, Diefelben für geborene, und Für die erften 
oder vorderften Landſtände erklären wollte, daß alſo deu 
Standesheren, die erbliche Landftandfchaft und zwar, mo das 
Zweikammerſyſtem befteht, der Sig in der erſten Kammer 
unmittelbar. nad den Prinzen des Regentenhauſes bundes: 
geſetzlich garantirt iſt; darüber befteht nirgends der Tetjefte 
yaeiiel gleiywie denn auch bis zum Sabre. 1848 in allen 
Bundesftaiten mit landftändiicher Verfaflung die Standes: 
herrn fi in der Ausübung dieſes Rechtes befanden. 

ALS die Standeöherren des Großherzogthums im Jahre 
1848 einer Neihe ihrer bundes= und Tandesverfaflungs:- 
mäßig gurantirten Rechte und Prärogativen- entjagten, 
Ehe fie dieſes in der zuverfichtlichen Vorausſetzung, daß 
ihnen dagegen das Recht der Landſtandſchaft, auf welches 
fie befonderd hohen Werth Tegten, erhalten werde, und’ als 
in der der Berathung des Gejeßed vom 7. Auguft 1848 ge- 
widmeten Sitzung der 1. Kammer vom 20. Juni 1848 
der Herr Graf von Solms-Laubach das Wort ergriff, um 
in einem würdevollen Bortrage die Lage feiner Standes: 
genofjen gegenüber der Revolution und gegenüber dem won 
ihr hervorgerufenen Gejeßesentwurfe- zu jchildern, fügte er 
die Verwahrung bei: | 

„Sie (die Ständesherrn) haben Opfer an Geld ge— 
bracht und Opfer an Rechten; fie glauben aber da= 
duch um jo mehr befähigt zu fein, das einzige ihnen 
noch zuftehende politiihe Recht, nämlid das Recht 
auf Standichaft, im Intereſſe ded Vaterlandes aus— 
zuüben, als fie in. Zukunft feine Sonderinterejjen. mehr 
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zu vertreten haben, wenn man nicht das Intereſſe 
an Aufrechthaltung von Recht und Geſetz, und die Ab— 
neigung gegen ein Ueberſtürzen aller Verhältniſſe und 
jegen eine allzuhaſtige Abänderung aller in der Ge— 
chichte und in den Gewohnheiten der deutſchen Na— 
tion begründeten Einrichtungen etwa auch als ein 
Sonderintereſſe zu bezeichnen geneigt fein ſollte.“ 
Wir jehr die Standesherren in. diefer Erwartung fich 
täuſchten, ift bekannt. Das Wahlgejeß vom 3. September 
1849 entzoy ihnen auch dieſen Reſt ihrer politiichen Rechte 
und vollendete jo die Vernichtung ihrer Standeöherrlich- 
keit. Indeſſen wurden die Standesherren bereits durd) 
das Geſetz vom 6. September 1856 wieder auf ihre 
früheren Sitze in der erften Kammer berufen. 
r Art. 16 des Entwurfes, gleichlautend mit dem 
Art. 16 des Edictes von 1820, gewährt daher den Standes- 
— keine neuen Rechte, ſondern reiht nur das bereits wie— 
er hergeſtellte und in Uebung begriffene Recht derſelben auf 
erbliche Landſtandſchaft in das vorliegende Geſetz ein, um 
auch dieſes Recht unter die im $. Al ausgeſprochene er- 
le Garantie des Rechtszuftandes der Standesheren zu 
ellen. Ä 
Die Annahme diefes S fann daher feinem Anftande 


unterliegen. 
| Zu $. 17. 


Wie in den meiften andern Staaten, namentlich Bayern, 
Preußen, Würtemberg ꝛc., jo waren auch in Großherzog: 
thum Heflen vor 1848 die Schlöffer der Standesheren von 
der Einquartirungslaft gänzlich befreit. Verordnung vom 
5. Suni 1815, Edict vom 17. Februar 1820, 8. 17.. Der 
Art. 1. sub 6. des Geſetzes vom 7. Auguft 1848 hob dieſe 
Befreiung auf. ‚Der $. 17 des Entwurfes will. fie 
keineswegs wiederherftellen, jondern den Standesherren in 
Beziehung auf Die Truppeneinguartirung nur eine Be- 

ünftigung. gewähren, die ohne die übrigen Staatsange— 
Dörigen mehr zu belaften oder den Standesherren einen 
pefuniären Vortheil zu verfchaffen, nur als eine der bes 
vorzugten ſocialen Stellung dieſer Standesklaffe gebüh— 
rende Rückſicht erfcheint und als folhe zur Annahme zu 


empfehlen ift. 
Zu $. 18. 


Schon die Bayeriſche Declaration von 1807 hatte in 
einem: den auswärtigen Verhältnifien der Standesherren 
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ewidmeten bejonderen Abſchnitte ausgefprochen, daß den- 

Fefben fein Antheil an der repräfentativen Gewalt gegen 
andere Staaten zufomme, daß ihnen alfo nicht geftattet jet, 
durch diplomatiſche Agenten einen offtciellen Verkehr mit 
fremden Staaten zu unterhalten, daß fie zwar in ihren pri- 
vats, nicht aber auch in ihren ftaatsrechtlichen Angelegenheiten 
unmittelbar mit fremden Regierungen zu verhandeln be. 
fugt umd verpflichtet feien, dasjenige, was fie in dieſer 
legteren Beziehung an ausmärtige Regierungen zu ‚bringen 
hätten, ihrem Souveraine anzuzeigen, der fie durch feine 
Geſandtſchaft vertreten Faffen werde. 


Obwohl ſich dieß Alles in Folge ihrer Subjection unter 
eine fremde Souverainetät und des Berluftes ihrer Landes— 
hoheit ſchon gang von felbft verftand ; jo fanden ſich doc 
Ipäter die meiften Bundesftaaten, ‚denen ftandesherrliche 
Befigungen einverleibt worden waren, bei der definitiven 
Regulirung des Rechtszuſtandes der Standesherren ver- 
anlaßt, ähnliche Beſtimmungen in ihre Edicte aufzunehmen, 
. den Mediatifirten den diplomatischen. Verkehr nach Außen 
zu unterfagen und ihre Berhandlungen mit fremden Re— 
gierungen lediglich auf ihre Privatangelegenheiten und die 
Ihre Güter und Befigungen,. ihre Lehen: und Dienftverhält- 
nifje betreffenden Verhältnifje zu beſchränken. 


Die Art und Weiſe, wie die Standesherreit nach der 
Auflöfung des Rheinbundes die re ihres 
früheren politifhen Zuftandes zu erlangen; wie fle durd) 
ihre Bevollmächtigten und durch die zu dieſem Zwede von 
ihnen gebildeten Bomited auf die Verhandlungen des 
Miener Congreſſes einzuwirken gefucht, "die Deputationen, 
die mündlichen und ſchriftlichen WVorftellungen, in welchen 
fie fih unmittelbar an den Kaiſer von Defterreih und 
andere europälfche Monarchen gewendet, die Noten, welche 
fie an die Gongreßbevollmächtigten gerichtet hatten, um 
gegen ihre Unterdrüdung zu proteftiren, gegen die Willkür 
ihrer neuen Souveraine während der Periode des Rhein— 
bundes Bejchwerde zu führen u. j. w. — dieſes ganze 
Borangehen hatte vielfach Die Regierungen derjenigen Bun- 
desftaaten, denen fie fubjicttt worden waren, verleßt und 
die Beſorgniß erweckt, daß fie auch künftig ihr ftaatsrecht- 
liches Verhältniß auf Wegen zu erhalten oder zu verbeſſern 
ſuchen würden, welche demjenigen nicht entſprächen, der 
ihnen durch Art. 63 der Wiener Schluß-Aete vorgezeichnet 
tft. Aus diefer Bejorgniß mag wohl die in den $. 19 
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des Großherzoglichen Edietes von. 1820. übergegangene 

weitere Beſtimmung geflofen fein, 

Ä daß, die Standesherren ihre etwaigen Beſchwerden 
und Recurje über ihr inländisches ſtaatsrechtliches Ver: 
hältutß, ohne Verlegung ihrer Pflichten gegen den 
Staat, blos im bundesverfa ungewäßigen ege alt: 
bringen. können. 

Wenn num auch der ganze $. 19 des Edietes von 1820, 
hwelaper, mit blojer Hinweglaflung der Eingangsworte: 
die. repräjentative Gewalt gegen andere Staaten ſteht 
allein Uns, ald dem Souveraine zu, — 
unverändert in de $. 18. de8 anliegenden Entwurfes er⸗ 
ueuert wird, unter den gegenwärtigen Verhältniſſen kaum 
noch eine praftifche Bedeutung haben dürfie, indem die völ— 
ferrechtlichen und politifchen Zuftände an ſich ſchon den Stan: 
desherren jeden diplomatischen Verkehr unmöglich machen 
und audy die übrigen Beftimmungen des H fid) von jelbft 
verſtehen, — jo finden wir demungeachter gegen Die uns 
veränderte Aufnahme defjelben in das —— Geſetz 
nm deßwillen Nichts zu erinnern, weil der $. 19 des 

Edictes von 1820 durd) das Geſetz von 1848 nicht auf 

gehoben war, umd deſſen Nichtaufnahme als eine Außer 

Fraftfegung deffelben aufgefaßt werden und zu Mißver— 

ftändniffen Veranlaſſung geben könnte, 

In dem. Edicte von 1820 folgen nun in den 99. 2056 
unter den Titeln 
na der Geſetzgebung und. allgemeinen Oberauf- 
ht 


Gerichtsbarkeit der Standesherren, ftandesherrliche 
Polizei-Berwaltung  — ſtandesherrliche Gerechtſame 
in Kirchenſachen 

ausführliche Beſtimmnugen, wodurch theils das Verhältniß 
der Standesherren zur Staatögewalt und Landesgeſetz— 
gebung näher bezeichnet, theils die Ausübung der ihnen 
nach Art. 27 dir Rheinbundes-Acte und nach Art. 14 der 
deutſchen Bundes-Acte belaffenen — genauer ge⸗ 
regelt wird. Nachdem der Art. 3 des Geſetzes vom 7. 

en 1848 beſtimmt hatte, 
‚DaB alle Vorrechte, vermöge deren den Standesherren 
. ‚eine: beſchränlte Ausübung gewiſſer Hoheitsrechte zu— 
ſtand, namentlich Gerichisbarkeit, Polizeiverwaltung, 
Anſtellung, Ernennung und Präſentation von Ber 
anten, einſchließlich der Gemeindebeamten, deögleichen 
ihr Antheil an der Kirchengewalt, erloſchen jeien — 
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waren alle dieſe in den 99. 20—56 enthaltenen Dispoſitio— 
nen theils als aufgehoben, theils inſoferne als bedeutungs— 
los — als die, Unterordnung der Standes— 
herren und ihrer Bezirke unter Die Gefeggebung, Oberauf: 
fiht und Die obere Gerichtsbarkeit der Staatögewalt, der 
Borbebalt des landesherrlichen Beguadigungsrechtes u... w. 
fi: nunmehr. ganz von ſelbſt veritanden und ‚einer aus- 
drücklichen ‚gejeglichen :Declaration nicht mebr bedurften.. 

Die Juſtiz- Polizei- und Conſiſtorial-⸗Gerechtſame war 
ren den Standesherren ſowohl durch. die Mheinbundesacte, 
als die deutſche Bundesacte : ausdrücklich reſervirt worden. 
Die mancherlei Uuzuträglichkeiten, Beläftigungen und Stö- 
rungen, welche ſowohl für, die Stundesherren felbft, als 
für die Staatsverwaltwig aus dieſem Zuftande eutfprungen 
waren, batten jchon vor. 1848 vertragsweiſe Abtretungen 
der meiften Diefer Rechte an den Staat herbeigeführt, Daß 
die Staudesberren auch in ſo weit, -al& fie: ſich vor dem 
Geſetze vom 7. Auguft 1848 nody im Beſitze dieſer Ge: 
rechtfume befanden, jetzt auf Wiederverleihung derſelben 
nicht beſtehen, iſt gewiß ſehr erfreulich. 

Unter dieſen Umſtänden hat der Ausſchuß bein⸗ Verau⸗ 
laſſung bei den den Inhalt der 88. 20—56 des Edietes 
von 1820 bildenden Beſtimmungen zu: verweilen, indem er 
fib nur vorbehält, auf einige wenige derſelben,— welche 
gleichwohl in den vorliegenden ‚Entwurf hinuͤbergreifen, im 
weiteren Verlaufe dieſes Berichtes: aucidgufonusen. er 


Zu &19.und 20, 


welche im Weſentlichen mit dem erſten Abſatze des Art, 1 
und mir. dem Art. 5 des Geſetzes vom 7. Auguft 1848 
übereinftinmen, und, ſoviel insbeſondere den. $. 19 betrifft, 
ein. nothwendiges Gorrelat zu der im Art 3 des Geſetzes 
von 1848 verfügten. Aufhebung: der den Standesherren bis 
dabin. belaſſenen Gerechtſamen in Beziehung auf, Die Suftizs, 
Polizei: und Eonfiftorta Verwaltung find, findet: der Aus 
ſchuß nichts zu erinnern, Die, im, den F. 19 euthaltenen 
Beſtinmumgen über; den Bezug der Forſt- und Feldſtrafen 
für die auf den ftandesherrlichen Befigungen in⸗ oder außer- 
halb. der Standesherrſchaften verübten Frevel, inſoweit für 
dieſe Beſitzungen ein von den Standesherren ausſchließlich 
beſoldetes Schußperſonal vorhanden iſt, beruhen auf. einem 
durchaus billigen und richtigen Princip, welches ſchon in 
dem Geſetze vom 7. Auguſt 1848 anerkannt. war, und Se 
une vollſtändig durchgeführt, werden ſoll. 
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| Zu 8. 21. 


Diefer at gab zu einer längeren Discujfion 
im Ausſchuſſe Veranlaſſung. Bon Seiten des Referenten 
wurde gegen deſſen Annahme Folgendes ‚geltend gemacht: 


Die in diefem Paragraph den Standesherren ertbeilte 
Zufiherung jcheine mit der Stellung, welche diejelben fünf: 
tig in ihren Bezirken einnehmen werden, nicht: wohl verein: 
bar. Sie hätten ſich ihrer untergeordneten Zerritorial: 
Hoheit begeben, dieſe jolle nicht wieder hergeſtellt werden, 
und damit müſſe Ihnen jeder directe Einfluß auf die Admi— 
niftration entzogen bleiben, Die ftandesherrlichen Gebiete 
feien in Beziehung auf alle Zweige der Verwaltung den 
übrigen Bezirkeu des Staates volllommen gleichgeftellt: 
diejelben Principien der öffentlichen Verwaltung, daſſelbe 
Syitem, weldes in den Domaniallanden herrſche, folle auch 
in den Souverainetätögebieten bis zu den geringften Detuils 
herab durdigeführt werden, Daß eine den Standesherren 
geftattete directe Einwirfung auf den Zuftand der öffent 
lichen Verwaltung in ihren Bezirken für die gleichmäßige 
und comjequente Durchführung des allgemeinen Verwal— 
tungsſyſtems große Störungen herbeiführen würde, bediürfe 
wohl feines Nachweiſes. Kein Staatsangehörigen ſei durch 
ein Geſetz gehindert, jeine Privatanfichten, Vorſchläge oder 
Wünſche über Zuftände der allgemeinen oder Kocalverwal: 
tung den: Staatöbehörden mitufpeifen, und die Regierung 
werde gewiß ſolche Schritte, wenn fie ohne eigennüßige 
Nebenmotive in wohlmeinender Abficht zur Förderung des 
öffentlihen Yntevefjes unternommen würden, wohlwollend 
aufnehinen und ihnen jede Beachtung ſchenken, die fie ver: 
dienten. Inſoferne gewähre aljo der 21 den Standes- 
herren nichts, was einer bejonderen Zuſicherung bedürfte. 
Wolle aber der $. 21 den. Standesherren eine bejondere 
Prüregative einräumen, jo würde die Regierung, -went die 
von ihr edietsmäßig ertheilte Zufickerung nicht vollig nichts— 
jagend fein Tolle, ſolchen Vorſchlägen und Defiderten der 
Standesherren. gegenüber eine -Verpflihtung anerkennen 
müſſen, welche die freie Bewegung der Verwaltung, ihrer 
Maßregeln und Anordnungen beeinträchtigen, und, wo die 
Regierung auf ſolche Vorſchläge nicht eingehen zu dürfen 
glaube, höchſt läftige Verhandlungen zwilchen ihr und den 
auf die Zuficherung. des $. 21 infiftirenden, vielleicht: gar - 
Beſchwerden an die Bundesverfammlung. darauf gründenden 
Standesherren hervorrufen könnte. Die Standesherren 
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hätten übrigens um fo weniger Urſache auf der im $. 21 
des Entwurfs enthaltenen Zuficherung zu beftehen, nachdem 
ihnen das Recht der Landitandichaft wieder verliehen und 
dadurch verfafjungsmäßig ein. viel wirkfamerer und erfolg: 
‚ reicherer Weg bezeichnet fei, ihren Anſichten und Wünſchen 
über Berwaltungszuftinde in- oder außerhalb ihrer Stun: 
desherrichaften der Regieruug gegenüber Geltung zu ver: 
Ichaffen. | 

Da indeflen diefen Bedenken des Referenten gegemüber 
theil8 auf den großen Werth, welchen die Standeöherren 
auf diefe Zufiherung legten, theild darauf bingewiejen 
wurde, daß die Regierung natürlich Die freiefte Hand be- 
halte, welche Folgen fie ſolchen Vorſchlägen und Deftderien 
geben. wolle; und da namentlich von den Herrn Regierungs— 
Eommifjären felbft hervorgehoben wurde, daß ed der Res 
‚gierung immer nur — ſein köune, die Anſichten der 
Standesherren kennen zu lernen, welche nach ihrem ganzen 
Berhältnifje zu. ihren chemaligen Zerritorien * ein 
beſonderes Intereſſe an den in denſelben beſtehenden Zu— 
ſtänden, als auch, neben den Staatsbehörden, die beſte 
Gelegenheit hätten, ſich eine genaue Kenntniß dieſer Zu— 
ſtände zu verſchaffen; ſo glaubte auch der Referent nicht 
länger auf feinem Wiederſpruche beharren, ſondern ſich der 
Anſicht der Majorität, welche auch dieſen Paragraph zur 
Annahme empfiehlt, in dem feſten Vertrauen darauf an— 
ſchließen zu müſſen, daß die Standesherren, wo immer fle 
von diefer Zufiherung Gebraud machen werden, ſtets ihre 
perfönlihen Wünſche dem wohlverftandenen Beften ihrer 
ehemaligen Unterthanen unterordnen und den $. 21 nie als 
ein Mittel betrachten werden, um über die amtliche Wirk: 
ſamkeit der Localbebörden des Staates einen Einfluß zu 
gewinnen, welcher mit ihrer heutigen flaatsrechrlichen GStel- 
lung nicht vereinbar fein würde, 


Zu $. 22. 


Auch diefer Paragraph erregte in. dem Ausjchufle Be- 
denken. Die gegenwärtige Eintheilung des Staatögebietes 
in Bezirke fann, was insbefondere die Yufttzverwaltung 
betrifft, Feineswegs als eine definitive angejchen werden. 
Deränderte Gircumferiptionen ftehen bei der fünftigen Ein- 
fübrung einer neuen Gerichtöverfaffung, fiher in Ausficht. 
Eine Beſchränkung des freien Organifationsrechtes - der 
Regierung, wie fie ebenwohi in dem $. 22 gefunden wer: 

% 
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den müßte, wenn auch bier nicht eine von der Regieruma 
willfürlich bei Seite zu fehiebende Zuſage ertheilt jein ſoll, 
würde um fo weniger gerechtfertigt fein, als kein eigent- 
liches practiiches Intereffe der Standesherren, nachdem fie 
fih aller Territortalherrlichkeit begeben Haben, nachgewieſen 
werden fann, die Integrität ihrer Standesherrichaften in- 
nerhalb der politifchen Gintheilung des Landes in Verwal- 
tungs- und Gerichtsbezirfe erhalten zu ſehen. 

Indejjen glaubte doch auch bier der Ausſchuß, nament- 
(ich im Hinblick auf das Intereſſe der Standesherren, daß 
ihre Reſidenzen möglichſt als Sie der Localbehörden bei- 
behalten werden, dem $. 22 alsdann zuftimmen zu können, 
wenn derjelbe in folgender Weiſe gefaßt wird: 

„Bei Veränderung der politiſchen Eintheilung des 
Großherzogthums in Kreife, Gerichtöbeztrfe 2c., ſoll 
darauf Bedacht genommen werden, daß ohne genü— 
gende Gründe, über deren Erbeblihfeit 
Wir allein zu entfheiden Uns vorbehal- 
ten, die Standesherrfäjaften nicht zerriffen, Tondern 
in ihrem urfprünglichen Beftande erhalten werden.” 


Zu $. 23. Ki 

Gegen die Beftimmungen dieſes $ finden wir nichts 
zu erinnern. - | Ba 5 Dar 

Das Intereſſe der Standesherren, als der größten Grund: 
befiger des. Landes, und die ihnen als Mitgliedem des 
hohen Adels gebührenden Äußeren Rüdfichten ſprechen dafür, 
daß, wenn fie dieß en. in ihren Schlöſſern und. deren 
Umgebungen, ſoweit dieje zum flandesherrlichen Eigenthume 
gehören, ſowie in ihren. eigenen. Feldgemarfungen, die Lo— 
‚calpolizei und der Feldihuß durch ein befonderes, auf 
ihren Vorſchlag zu verpflichtendes Perfonal ausgeübt werde. 

Wir gehen tndeffen davon aus, daß dieſes auf den 
Vorſchlag der Standesherren für die Localpolizei und den 
Feldſchutz auf den ftandesherrlichen Befigungen zu ver: 
pflihtende Perſonal auch von denfelben zu bejol- 
den tft, — was nah $..19 wohl in der Abficht des Ent- 


wurfes liegt. 
| Zu $. 24, 
Diefer $ wiederholt, abgejehen von der am Schluffe 
enthaltenen Modification, den $. 47 des Edictes von 
1820, welcher durch das Gefeg vom 7. Auguft 1848 nicht 
aufgehoben worden war. Wir beantragen defjen Annahme. 
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Zu 8. 25. 
bat der Ausſchuß nichts zu erinnern. 


Zu $. 26—31. 


Diele SS betreffen das den Standeöherren wieder zu 
verleihende Präfeutationsrecht in Kirche und Schule. 

Die Standesherren hatten theils vor, theils mach der 
Reformation vielfach Patronatrechte. in den in ihren Ge- 
bieten befindlichen Kirdyen erworben, nicht blos durch Fun— 
dation der Kirchen aus ihrem Kameralvermögen , ſondern 
auch, in Folge der Säcularifation, bei welcher das Patro— 
natreht an. den den aufgehobenen Klöftern incorporirten 
Pfründen an die Erwerber überging, — bier und da aud) 
wohl. durch Verjährung. 

Mit der Reformation waren aber die Episcopalrechte 
in Beziehung, auf die. proteftantiichen Kirchen auf Die 
Standeöherrn übergegangen; die ganze Kichengewalt wurde 
nad den Grundfägen des Conſiſtorialſyſtemg von ihnen, 
als Landesherrn, ausgeübt, und da ihnen nunmehr in 
dieſer Eigenſchaft-das Recht der Verleihung der Kirchen- 
ämter, Die obere Verwaltung des Kirchenvermögend ꝛc. zus 
ftand, jo wurden ihre auf privatkirchenrechtlichen Zitelu bes 
ruhenden Patronatrechte Durd) ihre viel umfaljenderen Inndes- 
herrlichen Episcopalrechte dergeſtalt in den Hintergrund . 
zurüdgedrängt, daß die erfieren, an- die fi) Fein praftifches 
Jutereſſe mehr zu knüpfen ſchien, unbeachtet bfieben und, 
infomeit nicht Die in den ftandesherrlichen Archiven nufbe 
wahrten Stiftung, Präjentationd- und ſonſtigen Urkunden 
und die an den Kirchen jelbft vorfindlihen Monumente, 
Wappen und Inſchriften die Erinnerung daran erhielten, 
der Vexgeſſenheit anbeimfielen, | 

Die Rheinbundesacte, welche den Standesheren über: 
haupt feine landesherrlichen, ſondern nur gutöherrliche Brivats 
rechte im Sinne des Fendalſyſtems belaſſen weilte, ſchweigt 
von den Episcopaltechten und fichert deu Standesherrn 
unter ihren übrigen Feudalrechten nur die Erhaltung ihrer 
Patronatrechte gu. ‚Allein die bayeriihe Declaration von 
1807 und nad) deren Mufter die Edicte aller andern Staaten 
peter den Standeöheren einen Theil ihrer Episcopalrechte 

eziehungsweife eine untergeordnete Kirchengewalt mit dem 

Rechte der Mediat-Bonfiftorien zurüd, und in Folge dieſes 
ihnen belafjenen Reftes ihrer ebemaligen vollen Episcopal- 
vechte haben die Standesheren in allen yroteſtautiſchen 
| 4 
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Kirchen ihrer Bezirke, ohne Rückſicht darauf, ob fie das 
Patronatreht in denfelben , unter. einem: firchenrehtlichen 
Titel erworben hatten oder nicht, diejenige Mitwirkung 
bei der Bejegung der Pfarr- und unteren Kirchenämter 
ausgeübt, welche bei den im Jahre 1848 in den Kammern 
epflogenen Verhandlungen gewöhnlich das den Standes- 
ik ſolchen zuftehende allgemeine Präſenta— 
tionsrecht genannt wurde: Be | 
Bei den tm Jahre 1848 zwifchen der Regierung und 
den ‚Standesheren gepflogenen Verhandlungen beabfichtigte 
die Erſtere, den Standesherren zugleih mit Aufhebung 
ihrer - bisherigen untergeordneten Kirchengewalt und Con— 
ſiſtorialrechte ſchlechthin alle SPräfentationsrechte zu ent 
ziehen, ohne Unterfchied, ob diefelben nur in Folge Der 
Episcopaltechte, oder auf den Grund eines privatrechtlichen 
Patronatrechtes ausgeübt worden waren, Die Entziehung 
ded allgemeinen Präjentationsrechtes entſprach vollfommen 
den Brincipien, von welchen das Geſetz von 1848 aus— 
ging, indem es alle bis dahin nocd den Standesheren er: 
baltenen Surrogate ihrer ehemaligen laändesherrlichen Rechte 
vernichten wollte. Dagegen wäre Die" Aufhebung der auf 
firchenrechtlichen Titeln beruhenden Patronatredite der Stau: 
deöheren: ein Eitigriff in deren Privatvermögensrechte ge: 
wejen, welcher um jo weniger gerechtfertigt werden Fonnte, 
als allen übrigen Gemeinden, Eorporatiönen und Privaten, 
welche ſich im Beſitze von Kirhenpatronaten befinden, Diele 
vorerft wenigſtens belafjen bleiben jollten, — weßhalb die 
Standesheren hiergegen proteftirten und Die Regierung in 
den Art. 6 des Gejegesentwurfes den Vorbehalt aufnahm, 
daß die Präfentation zu ſolchen Pfarr-, Schul: und Ber: 
walterftellen -den Standesherrn erhalten bleiben follten, 
von welchen fie nachweijen Eönnten, Daß fie von ihnen oder 
ihren Vorfahren (aus ihrem Privatwermögen) gegründet 
worden feier. So kam der Art. 6 des Geſetzes vom 
7. Auguft. 1848 zu Stande, in Folge deſſen eine Com— 
miſſion mit Untere der auf wirflichem Patronatrechte 
beruhenden Präjentationsrechte beauftragt wurde. 

Es ift begreiflih, daß die Entjcheidungen diefer Com: 
miffion, infoweit fie die von- den Standesherrn reclamir— 
ten PBatronatrechte aberfannte, höchſt unguverläfftg find; 
denn theils find die über die Kundation der Kirchen ſpre— 
enden Urkunden gar nicht mehr vorhanden, theils läßt 
ſich daraus jedenfalls nicht entnehmen, aus welchen Mitteln 
die zur Errichtung und Dotation der- Pfründen verwen: 
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deten Summen, beſtritten wurden, ob: aus dem Staats— 
vermögen, oder aus dem Privatvermögen des damaligen 
Landesherrn. | | 
Der ‚vorliegende Entwurf beabfichtigt  feineswegs, dem 
Standeöheren die Rechte der untergeordneten Kirchengemalt, 
in, deren Beſitz fie. fih bis zum Jahre 1848 ve ai 
ar eben; Das Recht. der Mediatconfiftorien umd alle 
efu nie in Anſehung der Kirchen ihrer Bezirke, welche 
Ausflüſſe ihrer” ehemaligen, Episcopalrechte waren, ‚bleiben 
nah wie vor aufgehoben, . Eben darum will, aud). der Ents 
wurf jenes allgemeine Präfentationsrecht der, Standesheren 
in Diefer Weiſe keineswegs wieder herftellen; ‚vielmehr will 
der Entwurf den Standesheren in allen bereits beftehenden 
Pfarrkirchen ihrer Bezirke, in welchen fie nicht durch den 
Beweis der Zundation in Gemäßheit ded Art. 6 ded Ger, 
jeßes vom 7. Auguſt 1848 das. Patronatrecht dermalen. 
noch befigen, nicht etwa ein bloßes Präſentationsrecht, 
ſondern ein wirkliches Patronatsrecht verleihen 
($. 26) und ihnen. auch bei künftiger Errichtung neuer. 
Pfarreien in ihren Bezirken die Möglichkeit der, Erwerbung, 
* ie durch Eee der Fundatiou zur 
BR IS SEN. ae; —— 
Die außerordentlichen Schwierigkeiten, welche die Res 
gulirung gerade dieſes Verhältniſſes darbietet, find nicht. 
zu verkennen. Nachdem aller Antheil der Standesherrn 
an der u der Staatd- und Kirchengewalt. hinweg-- 
gefallen ift und fünftig aufgehoben bleiben ſoll, kann ihnen 
auch feine Einwirkung auf die Verleihung von Staats— 
und Kirchenämtern, Hıhareit dieſelbe, aus. ihrer — 
Territorialhoheit entſpringt, zugeſtanden werden. 5 er. 
andern Seite greift aber der durch den Art. 6 des Geſetzes 
von 1848 begründete Zuftand verlegend in Die Privatrechte, 
der Standesheren ein, infoferne, als derjelbe ihnen viele. 
Patronatrechte,: die fie durch jeßt nicht mehr erweisbare 
ndattonen ans ihrem Privatvermögen oder durd andere 
firchenrechtliche Titel erworben hatten, ohne Entſchädigung 
entzieht! Der einzige Weg, diefer Schwierigkeit zu entgehen, 
war der, welchen der Entwurf betreten hat. Er geht von 
-der :wohlgerechtfertigten Bermuthumg‘ aus, daß die Standes» 
herrn wirklich, wenn auch nicht in allen, doch in den mei: 
ften Kirchen, in denen-fie bis zum Jahre 1848 das Prä- 
fentationsredht ausgeübt, das Patronatrecht wirklich erwor⸗ 
ben hatten; ex befreit fie von dem höchſt fehwierigen Be— 
weile dieſes Erwerbes auf. dem. einfachiten Wege dadurch, 
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daß er ihnen das Patronatrecht in allen’ dieſen Kirchen 
für wieder verliehen erklärt, / | Ihe er 
Daß das Patronatrecht nicht bloß durch te Fun: 
datton und durch Verjährung, fondern auch durch eine 
Verleihung Seitens der Kirhengemalt erworben 
werden kann, unterliegt mad) den Seundtäpen des kanoni⸗ 
ſchen Rechts ebenſowenig einem Zweifel, als daß eine folche 
Verleihung ein dem Wirfungsfteis der, Stände entzoge— 
ner Act der Kirchenregierung iſt. Wenn es daher Der 
Wille der Kirchengemwalt ift, die durch das Geſetz „von 
1843 erlofchenen ftandesherrlichen Präfentattousrechte durch 
Verleihung des Patronatrechtes in einer anderen privat 
rechtlichen Form wiederherzuftellen (natürlich mur in den 
proteftantifhen Kirchen, da in den katholiſchen das Par 
tronatrecht nur durch die katholiſche Kitchengewalt verliehen 
werden kann), ſo könnten die Stände, wenn ſie auch Be— 
denken dagegen hätten, dieß verfaſſungsmäßig nicht hindern. 
Uebrigens exiſtiren ſolche Bedenken nicht. Die Rechte, 
welche die Standesherrn durch das ihnen verliehene Pa— 
tronat außer dem Präſentationsrechte, welches ſie bis zum 
Jahre 1848 von jeher beſeſſen hatten, erwerben, ſind ** 
befchränft und weder für die Kirchengewalt ſtörend, noch 
für die Kirchengemeinden matt oder für das Kirchen— 
vermögen läſtig; im ERENIDENE ann das Teßtere durch 
die dem Kirchenpatron als ſolchem obliegenden eventuellen 
Berpflichtungen nur gewinnen. | 
Menn nun den Standesheren in den in ihren Bezirken 
befindlichen Kirchen, in welchen fie bis zum a vom 
7. Auguft 1848 das Präfentationsrecht. ausgeübt hatten, 
das Patronatrecht verliehen wird, jo dürfte e8 fein Ber 
denken Haben ihnen auch die Präfentation zu den niederen 
Kirchendienften und. zu den Schulitellen, —25* ſie früher 
im Beſitze dieſes Rechtes waren, wieder zu gewähren. 
Ein Mitglied des Ausſchuſſes iſt indeſſen inſoweit ab⸗ 
weichender Anſicht, als es den Standesherrn jede Einwir— 
fung auf die Beſetzung der Schulſtellen nach wie vor 
entzogen willen will. 
Was nun die einzelnen hierher gehörigen 88. betrifft, 
jo. hatte Referent im Ausſchuſſe beantragt: 
1) Zu 8. 26: denfelben auf folgende Beſtimmung zu 
beſchränken: | | 
„den Standesheren fteht das Patronatrecht in An— 
ſehung aller desjenigen Pfarrftellen innerhalb ihrer 


| 
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Standesherrichaften zu, für welche ihnen bis zum, 
Sabre 1848 das Rrifentationsreiht zuftand. 

Das Recht der Präfentation zu niederen Kirchen⸗ 
dienften joll ihnen da’ belaffen werden, wo ſolches 
bergebracht iſt.“ | — 

Die in dem Paragraph enthaltenen weiteren Beftin=, 
mungen, welche ſich auf ‚die den. Standesheren. in Folge 
der Verleihung des: Batronatrechts: zuftehenden Rechte be— 
ziehen, würden danach binwegfallen. ı 

Referent ging bei dieſem Antrage davon aus, daß es 
nicht die Abſicht ei, für die Standesheren ein eigenthüm— 
liches, von "demjenigen anderer Kirchenpatrome verſchiede— 
ned, Patronatrecht zu schaffen,  E8 genüge darum voll- 
ftändig, einfach auszujprechen, daß nnd in welchen Kirdyen 
ihnen das Patronatredytizuftehen, reſp. verliehen fern jollte ; 
es verftehe fich alsdann von ſelbſt, daß ‚ihnen neben‘ dent 
Präfentationsrechte «alle diejenigen Rechte der Mitaufficht 
über das Kirchenvermögen, der Einwilligung zu Pfrimdenz: 
veränderungen und ——— zuſtehen, welche nach der 
allgemeinen Kirchengeſetzgebung den Inhalt des Patronat⸗ 
rechts bilden und jedem andern Kirchenpratron als ſolchem 
zuſtehen. Die in dem Entwurfe verſuchte Spezialiſirung 
dieſes Rechtsverhältniffes ſei darum eines Theils überflüſſig, 
andern Theils aber auch unvollſtändig, weil ſie die Rechte 
des Kirchenpatrons nicht erſchöpfend bezeichne, und über— 
dieß die Verbindlichkeiten, welche dem Kircheupatrone ob— 
liegen, ganz unberührt laſſe. Bleibe der $. des Entwurfes 
unverändert ſtehen, ſo könnten in vorkommenden Fällen 
Zweifel darüber entſtehen, ob die gemeinrechtlichen Beſtim— 
mungen über das Kirchenpatronat, inſoweit fie hier nicht 
ſpeciell erwähnt ſind, bei den Standesherrn anwendbar 
ſind, oder nicht? 

Die Majorität des Ausſchuſſes glaubte indeſſen den $.- 
26 in der Faſſung des Entwurfed unverändert zur Anz 
nahme empfehlen zu können, indem fie annahm, daß auch 
bei diefer Faſſung fein Zweifel darüber beftehen werde, daß 
das zwifchen den Standesherrn und den betreffenden Kir- 
hen — Verhältniß genau dieſelben Rechte und 
Verbindlichkeiten involvire, wie Diejenigen, welche auch bei, 
jedem andern Kirchenpatronate aus den allgemeinen Kirchen— 
gefegen fi ergeben. | 

Unter dieſer Vorausſetzung ſchloß fi) Referent. dem 
Antrage der Majorität an, indem er es für genügend er 
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ofiet, feine Auffaffung in den Bericht. niedergelegt zu 
aben. TRIER: . a 
a Zu $. 27 beantragt die Majorität die Annahme, 
ein Mitglied d des dagegen die Ablehnung diefer 
Beltimmung. Bon: 


ed Ausſchu 

3) Zu $. 28 beantragen wir nur die zwei lebten Zei- 

len des Entwurfes ſo zu fallen: | 2 
20. machen, welches über alle einzelnen Bes 
werber die von den Standesherrn nachzu— 
ſuchende Ausfunft zu ertheilen bat. 24 

Bei ihren Präfentationen zu. Pfarr- und Schulftellen 
fönnen die Standesheren natürlich nicht an die Gutachten und. 
Anträge des Oberconfiftoriums, beziehungsweiſe der Oberftu- 
diendirection gebunden fein; die freie Auswahl ‚unter den 
Bewerbern muß ihrem eignen gewiljenhaften Ermefjen übers: 
laflen bleiben. Berückſichtigt man aber, welche nachtheiligen 
Einflüffe ein Mißariff. bei der Präjentation auf das: Wohl 
der Gemeinde nad ſich ziehen kann, wie jehr den Kirchen- - 
patronen oft die Mittel. fehlen, ſich über Character, Kennt: 
niffe, früberes Leben aller Bewerber genügende Auskunft. 
u verjchaffen, und wie nahe bier überhaupt die Bejorgniß- 

er. auf perjönlichen. und Famtlienrüdfichten beruhenden: 

Bevorzugung ungeeigneter Gandidaten liegt, jo wird gewiß, 
eine. wünfchenswerthe Garantie in der Beſtimmung liegen, 
daß unbedingt in allen’Fällen, und nicht efwa nur 
auf den bejonderen Wunſch des Standesherrn, Die 
betreffenden Landescollegien, welche fich im Befige aller zur 
Würdigung der Bewerber erforderlichen Materialien befin— 
den, vor der Präfentation ihre gutächtlichen Anfichten .den 
Standesherrn mittheilen müflen. 

4) Den $. 29 empfehlen wir einfach zur Annahme. 

Der Artikel:6 des Geſetzes vom 7. Auguft 1848. hatte: 
namlich, indem er das allgemeine Präjentationsrecht der 
Standesheren aufhob, zugleich beftimmt ; | 

„Leiſtungen zu Gunften von. Kirchen und Schulen, 

welche ermweislic Durch Die Hebung des Präfentations: 
rechtes car find, fönnen von dem das PBräjen:: 
tationsrecht 

fordert werden.” 

Dieſe urſprünglich in dem Entwurfe des Geſetzes von. 
1848 nicht enthaltene Beſtimmung hat in Folge von Amen: 
dements Aufnahme in demfelben gefunden, Die nur auf, 
einem Mißverftändniffe beruhen konnten. Durch das Geſetz 
von 1848 jollten nur die allgemeinen ftandesherrlichen 


erlierenden in Zukunft nicht mehr ges - 
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Präjentationsrechte aufgehoben, werden, welche auf deren 
ehemaligen landesherrlichen oder Episfopalrechten beruhten, 
‚nicht aber diejenigen, welche ſich auf ihre unter einem pri- 
vatfirhenrechtlichen Titel erworbenen Patronatsrechte grün— 
deten, Die Leiftungen, welche den Standesheren aus 
ihrem Privatvermögen zu Gunften beftimmter Kirchen und 
Schulen oblagen, Hodhten fe nun in Beiträgen zu den 
Baufoften oder zu den Befoldungen der Pfarrer und Schul- 
lehrer beftehen, fanden der Natur der Sache nad) „mit 
ihren ehemaligen Tandesherrlichen und Episcopalrechten in. 
feinem Zujammenhange, Jondern fonnten nur auf Stiftunz‘ 
gen, Vermächtniffen, Schenkungen 2c., alfo auf nur privat: 
rechtlichen Titeln beruhen ‚und mit ihrem eigentlihen Pa— 
tronatsrechte zufammenhängen, welches. ihnen Durch das 
Geſetz von 1848 gar nicht entzogen werden follte, da ja 
gerade in der Verbindlichkeit zu ſolchen Leiftungen für eine 
Kirche der Beweis liegt, Daß dieſe Kirhe aus dem Privat- 
vermögen des Berpflichteten ganz oder theilweife fundirt 
worden tft. 

Es möchte daher wohl jchwerlich ein Fall vorgekommen 
jein, daß die zur Unterſuchung der Präjentationsrechte 
niedergejegte Commilfion einem Standesheren das Präſen— 
tationsrecht da abyejprochen ‚bat, wo derſelbe ſich Darliber 
ausmeilen founte, daß er aus feinem Brivatvermögen solche 
Bau = ‚oder Bejoldungstaften zu Gunften: der Kirche oder 
Schule zu. tragen hatte: ‚Sollte aber, ein ſolcher Fall ‚bier 
oder da, wirklich. vorgefommen und. der Pflichtige in Folge 
des Berluftes feines Präſentationsrechtes ven. dieſen Ber- 
bindlichkeiten befreit worden fein, ſo entſpricht es gewiß 
der, auch von, dem Standesherrn ſelbſt anerkannten Billig: 
feit, daß. mit der Wiederherſtellung ihres Präfentationg- 
rechts durch Verleihung des Patronates auch jene Laſten 
auf, ihr Bermögen wieder übernommen werden. 

5) Zu 8.30. In dem PBatronatrehte an ſich liegt 
. keineswegs, auch das Recht, während der ‚Erledigung. der 
Stellen den Vikar zu. beftellen,. Wir finden. indeffen. nichts 
dagegen zu erinnern, ‚wenn den Standesheren da, wo ihnen 
das Präjentationsrecht zuſteht, thunlichite Berückſichtigung 
ihrer Wünſche bezüglich des zu -beftellenden Vikars uge 
ſichert wird. Es verſteht ſich wohl von ſelbſt, daß das be— 
treffende Landescolleg da, wo das Vikariat füglich von einer 
benachbarten Stelle aus verſehen werden kann, ſich dürch 
den Wunſch des Standesherrn nicht beſtimmen laſſen wird, 
mit größeren Koſten einen beſonderen Verweſer zu beftellen, 
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6) Auch gegen den $, 31 finden wir nichts zu erinnert. 
Wenn das Bedürfnig einer neu zu errichtenden Pfarr⸗ oder 


Schulſtelle eintritt, kann es für Kirche oder Staat nur 


exwünſcht fein, wenn ein Private freiwillig die mit der 
Kunboltın verbundenen Bermögensopfer übernimmt, Die 
werbung des Patronatsrehtes in Folge der. Fundation 


ift eine gejeßlih von ſelbſt eintretende Folge, deren. Anaz. 


logie auch bei der Fundation einer, Schulftelle ohne Bedenfen 
amerfannt werden mag. Das den Standesheren bier ein: 
zuräumende Net möchte. daher um jo weniger zu bean: 
fanden fein, als es in einzelnen Fällen auch jedem andern 
Privaten, nicht wohl verweigert werden wird. . Auch. bier 
wird übrigens als ſich von jelbft verftebend vorausgefegt, 
daß bei Errichtung katholiſcher Pfarreten in ftandesherrlichen 
Bezirken die der katholiſchen Kirchengewalt zuftehenden Nechte 
nicht. beeinträchtigt werden jollen. | 


Zu $. 32. | ; 
Der $. 55: des Ediftes von 1820 hatte den Stundes- 
beren Die Wiege Dispofitionsbefugniß über Die 
Einkünfte derjenigen milden Anftalten, welche von ihnen 
oder ihren Vorfahren jelbft geftiftet waren, vorbehalten ; 


nad) dem Art. 7 des Geſetzes vom 7. Auguft 1848 follten 
dieſe Dispofitionsdefugnilfe in allen den Fällen auf den 


Staat übergehen, wo die Standesherrn nicht nachweiſen 
wirden, Daß Die Anftalten aus dem Privatvermögen der 
berechtigten Familien errichtet worden ſeien. 

Der $. 32: des Entwurfes beabfichtigt, die durch das 
Edict von 1820 den Stundesheren zugeficherte fliftungs- 
mäßige Dispofitionsbefugniß itber alle von ihren Vorfahren 
errichteten milden Anftalten, ohne Rückſicht darauf, ob die 
Errihtung aus ihrem Privatvermögen flattgefunden Hatte 
oder nicht, unter gleichzeitiger Verleihung des Rechtes der 


Anftelung der Verwalter und Rechner diefer Fends, wieder 


berzuftellen, aljo die Standesherrn von dem durch den 
$. 7 des Gefeßes von 1848 verlangten Beweije zu befreten 
und die Motive bemerken bierzu, die Verhandlungen über 
die Ausführung des gedachten Art. 7 hätten ergeben, daß 
man den Standesherrn die Erbringung des dort verlangten 
Rachweiſes nicht wohl zumuthen könne. 


Wenn man erwägt, daß das von den Vorfahren der 


Standesheren zu ſolchen Fonds verwendete Vermögen wohl 
meift aus den Domänen und deren Einfünften entnommen 
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war, daß aber die urfprünglihe Eigenſchaft dieſer theils 
aus Privateigentbum der Regenten-Familie, theils _ aus 
Staatsgut gebildeten Domänen ſich ſeit der Zeit längit 
verwijcht Hatte, wo die. Standesheern Landeshoheit erlangt 
und nun al8 Landesherrn ohne Unterfchied zwiſchen Dem 
privativen oder ſtaatsrechtlichen Ermwerbstitel diefe Domänen 
verwaltet hatten, jo erjcheint die Bemerfung in den Motiven 
wohl vollfommen gerechtfertigt. 

Selbft in ſolchen Fällen, wo, wie bei dem Höchſter 
Klofterfond, der urfprüngliche Erwerb genau bekannt ift, 
würde die Frage: ob die Erxrichtung ‚aus Privat = oder 
Staatsvermögen erfolgt jei? auf eine Controverſe zurüd- 
gie werden müſſen, deren Löjung mit den größten 

hwtertgfeiten verbunden wäre. 

Nachdem ſchon durch die Rbeinbundesacte alle Domänen 
der. Standesherrn, ohne Rüdfiht,. ob fie ihrem urjprüng: 
lichen Erwerbe nad) Staats- oder. Privatqut waren, ‚für 
ftandesherrlihes Familieneigenthum erklärt: worden. find, 
erheifcht e8 auch die Conſequenz, alle von den Borfahren 
der Standesherrn geftifteten Fonds als aus ihrem Privat: 
vermögen berrührend anzufehen und zu behandeln 


| Zu $ 3% ; 5% | 


Der $. 62 des Edictes von 1820 Hatte den Standes- 
bern nit nur das Eigenthum und das Einfommen der 
von ihnen ‚bereits eröffneten Bergwerke zugefichert, fondern 
ihnen auch noch ein Surrogat ihres ehemaligen Bergwerks— 
regals inſoweit belafjen,. al8 er ihnen das vorzugsmeile 
Recht der in me; der innerhalb ihrer Standedherrihaften 
künftig ſich vorfindenden Mineralien und Foffilien und zwar 
ohne die Verbindlichkeit zur Einholung einer Conceſſton 
in der Art zugeftand, daß, wenn andere, Berfonen um die 
Crlaubniß ji Ihürfen, Bergs, Hütten-, Schmelz» uud: 
Hammerwerfe anzulegen, nachſuchten, Diefe von den Staats» 
behörden nur dann Jollte ertheilt werden können, wenn der 
Standesherr ausdrüdlich oder ſtillſchweigend zu erkennen 
gegeben hatte, daß er den beabfichtigten Bergbau nicht jelbft 
unternehmen wolle. | * — 

Der 8. 9 des Geſetßzes von 1848 bob dieſes votzugs— 
weiſe Recht der Standesheren in Beziehung auf den Ber 
bau tn ihren —— auf, legte ihnen auf, 
Muthnuugs⸗ oder Velohnungsbriefe in Anſehung ihrer, be— 
reits eröffneten und als gemuthet zu betrachtenden Berg— 
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werke zu.erwirfen und erflärte alle auf. den Bergbau und 
das Bergregal bezüglichen allgemeinen gefeglichen: Beſtim— 
mungen ohne Ausnahme auch in den Standesherrſchaften 
für anwendbar. | ea —— ze 
Der $. 33. des Entwurfs will in. Diefer legteren 
Beziehung an dem $. 9 des Gefeges von 1848 nichts ändern; 
auch das vorzugsweife Recht der Benugung der Mineralien 
und Foſſilien in ihren Standesherrſchaften ſoll nicht in. der 
früheren Allgemeinheit, jondern nur in Beziehung auf ihren 
eigenthümlichen Grund und Boden wieder hergeftellt. werden 
und zwar jo, daß auch bier die Standesherrn um die Eon: 
ceffion zum Bergbau, die ihnen indeſſen von der Staatöbe- 
börde nicht verweigert werden kann, nachſuchen müffen, 
und daß auch dritten Perjonen die Erlaubnig zum Schürfen 
und Bergbau auf ftandesberrlihem Eigenthum , ertheilt 
werden fan, wenn die Standesherrn nicht jelbft.den Bau 
übernehmen wollen, reſp. innerhalb der im Paragraph be: 
zeichneten Friften in Abgabe ihrer deffallfigen Erklärung 
oder mit dem Beginne des Baues ſäumig find. 
Gegen diefe im Vergleiche zu Der ihnen im Edicte 
von 1820 eingeräumten Berechtigung fo ſehr bejchränfte 
Befugniß der Standesherrn dürfte ebenjo wenig ein Be— 
denfen fein, ald_gegen den legten. Abjaß des $. 33, wo: 
nad die Standesheren auch fernerhin von Entrichtung des 
Bergzehntens in Anjehung «derjenigen Gruben innerhalb 
ihrer Standesherrichaften befreit. bleiben follen, melde zur: 
—* der Verkündigung des Geſetzes von 1848 bereits be— 
anden haben und eröffnet waren, oo 
— Zu $. 34. 2 
Die Standesheren hatten bis zum Jahre 1848 durch 
ihre Rentbeamten ihre liquiden Gefälle in ähnlicher Weiſe 
auf adminiftrativem Wege beitretben Laffen, wie dieß durch 
die Großherzoglichen Domanial:Rentämter geichieht. Der, 
Art. 13 des Geſetzes vom 7. Auguft 1848 erklärte das den 
Standesheren‘ bisher eingeriumte Recht. der. eigenen Bei— 
treibung ihrer liquiden Gefälle für aufgehoben. — 
Der Grund, aus welchem das Executionsweſen in Be— 
eng auf die liquiden Gefälle der Staatsdomänen in jo 
ange, als ein Widerſpruch Seitens des Schuldners nicht 
erfolgt ‚ den Gerichten entzogen. und den Großherzoglichen 
Rentämtern übertragen ift, tritt auch bei den Domanial- 
gefällen der Standesherrn in ganz gleicher Weije ein. ES. 
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handelt fich hierbei nicht um den Vollzug gerichtlicher Ent- 
elek ſondern einfach nur darum, — Schuldner 
zur pünktlichen Entrichtung unbeſtrittener, meiſt periodiſch 
wiederkehrender und auf längſt feſtſtehenden Rechtstiteln 
beruhender Präſtationen duch geeigneten Zwang anzuhal— 
ten; und es liegt gewiß mehr im eigenen Intereſſe der 
Debenten, als in. dem der Standesherrn, : daß dieß mit 
Umgebung der gerichtlichen Hülfe, deren Koften die beizu- 
treibenden Beträge oft. bedeutend überfteigen würden, auf 
admintftrativem Üege geſchehe. Schon bei den ſtändiſchen 
Verhandlungen über. den Art. 13 des Gefeges vom 7, Auguſt 
1848 war in der erften Kanimer, auf die Nachtheile, welche 
durch Die gerichtliche Beitreibung dieſer Gefälle für die 
Schuldner entfteben würden, bingewiejen und der Wunſch 
ausgeſprochen worden, Daß durch eine, auderweite Einrich— 
tung, etwa durch Webertragung der. Beitreibung an das 
Erecutionsperfonal der Domänenrentämter, Fürſorge ge: 
troffen werden möge, worauf aud) der Regierungscommillär 
die Zufage ertheilte, Daß die Staatsregierung dielem Gegen: 
ftande ale erforderliche Aufmerffanfett zuwenden. werde. 
Es iſt dem Ausſchuſſe nicht. befannt, Daß * von der 
Regierung damals in Ausſicht geſtellte Einrichtung dieſer 
Art wirklich getroffen worden it; ‚wir halten, es darum, 
da Die Uebertragung des Executionsweſens in Beziehung 
anf Die, ftandesherrlihen Domanialeinkünfte an die Staats— 
rentämter mancherlei Inconvenienzen nach ſich ziehen würde 
und ein genügender Grund, nicht erfindlich tft, warum dieſe 
Beitreibung nicht den ftandesherrlichen Renteibehörden jelbft 
überlaſſen werden fönnte, ſo lange die Debenten nicht Durch) 
ihren Widerſpruch auf die gerichtliche Entſcheidung provo— 
eiren, für das, Zweckmäßigſte, wenn mit Bejeitigung des 
Art. 13 des Geſetzes vom 7. Nuguft 1848 den Standes- 
heren das früher ausgeübte Recht der eignen, Beitreibung 
zurückgegeben. wird. A naeh 
Indem wir daher den $. 34 zur Annahme: empfehlen, 
gehen wir jedoch von der Vorausſetzung aus, daß die mit 
der Beitreibuug. dieſer Gefälle. zu aa Ba ſtandes⸗ 
herrlichen Diener von den FEINE nen Staatöbehörden auf 
eine Inftruction zu verpflichten find, in welcher ausdrücklich 
vorgejehen wird, daß ein einfacher Widerfprud des De— 
benten gegen die Schuld ‚; ohne weitere Förmlichkeit, Hin- 
reichend jet, um die Execution zu ſiſtiren. 27 
Ein Mitglied des Ausichuffes beantragt die Ablehnung 
des $. 34, Davon ausgehend, daß jolhe Erecutionen, als 
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Ausflug einer obrigkeitlihen Gewalt, feinen Privaten über: 
faffen werden können. 


Zu $. 35 bis 37. 

’ Nachdem fowohl durch die rheinifche als die deutjche 
Bundesacte ausgeiprochen war, daß die Standesheren und 
ihre Familien die privtlegirtefte Klaffe in dem Staate, zu 
welchen fie gehören, insbefondere auch In anleeurg der 
Befteuerung bilden jollen, waren ihnen überall bezüglich) 
der Directen und indirecten Abgaben mehr oder weniger 
weit gehende Begünftigungen eingeräumt worden; fo auch 
im Großherzogthum Helfen durch die Erklärung von 1318 
und durch das Edict von 1820 $. 65 und 67. Bei den 
im Sabre 1848 zwilchen der Regierung und den Standes- 
bern gepflogenen Berhandlungen erklärten die Leßteren, 
der Aufhebung dieſes vertragsmäßig ihnen zuftehenden Pri- 
vilegs, Fo empfindlich fie dadurch auch in einer Zeit be: 
troffen würden, in welcher ohnehin auch andere Opfer und 
financielle Verluſte auf fie einftürmten, th doch unterwerfen 
u wollen, da e8 mit der Neugeftaltung. der Verhältniſſe 
Kir unverträglich gehalten werde. Demgemäß erklärte der 
Artikel 8 des Geſetzes vom 7. Auguft 1848 alle Bor: 
rechte der Standesheren Hinfihtlih der Entrichtung vou 
directen und indirecten Abgaben für aufgehoben und unter 
warf vom 1. Zuli 1848 au fie und ihre Familien den all: 
a Steuergejegen. Hierbei fol es auch nad $. 37 
ed Entiwurfes fein Bewenden behalten. Die in den bei- 
den vorhergehenden Paragraphen enthaltenen Modiftcationen 
in Anſehung des Ehauffeeaeldes und der Sagdpäffe find 
faum als Steuerprivilegten zu betrachten, und. bezweden 
weniger, den Standesheren pecuniäre Vortheile zuzuweu— 
den, als vielmehr. fie mit perſönlichen Beläftiguugen zu 
verichonen, "die nicht wohl mit ihrer bevorzugten joctalen 
Stellung vereinbar find, wenigſtens häufig rn bern 
geben könnten, daß. das Erhebungs- und Auffihtsperjonal 
ne Range gebührenden Rüdfichten außer Acht ſetzen 

müßte. | 
Die Majorität des Ausſchuſſes empfiehlt daher die 
SS. 35, 36 und 37 zur Annahme, während ein Mitglied 
die Ablehnung der 9 35 und 36 beantragt. | 


Zu & 38 und 39. 


Diefe Paragraphen geben wörtlich die SS. 73 uud 74 
des Edictes von 1820 wieder, Die letzteren find durch das 
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Geſetz vom 7. Auguft 1848 nicht berührt worden, mithin 
noch jegt als fortgeltend anzufehen. Bei der Berathung 
des Geſetzes von 1848 wurde zwar in der zweiten Kammer 
ein Amendement dahin geftellt: 
Die von den Standesheren zur Bejorgung ihrer Pris 
vatangelegenheiten gebrauchten Perjonen haben in 
Zufunft die Stellung von Privatbevollmächtigten und 
die ihnen von den Standesheren gegebenen Zitel find 
ohne alle öffentliche Bedeutung. | 
Allein diefes Amendement fand in. der. erften Kammer 
feinen Beifall und blieb aus dem Gejege entfernt. Der 
erfte Theil defjelben erjchien um deßwillen ganz bedeutungß- 
[08, weil dieſe flandesherrlichen. Domanialbehörden -aud) 
unter der Herrichaft des Edicted von 1820 ftet8 als bloße 
PBrivatbevollmächtigte, von den Gerichten, ſowie von den 
übrigen Staatsbehörden, angejehen und behandelt wurden 
find.. Bezüglich der ftandesherrlichen Zitel nud Hofwürden 
ging man davon aus, daß dieſer Gegenftand eines Theils 
eine nur. jehr untergeordnete . practifche Bedeutung Habe, 
andern theils aber mit gewiſſen Beſtimmungen der’ damals 
in Berathung begriffenen Grundrechte des deutjchen Volkes 
zuſammenhänge, es alfo angemeflen fei, die Sache dem 
Schickſale aubelmkeilen ; welches die Krankfurter Ver⸗ 
ſammlung über die: Berhältniffe des deutſchen Adels und 
über das Titelweſen überhaupt befchließen würde. >" 
Wir glauben, daB auch jetzt Feine Veranlaſſung vor- 
liegen - dürfte, an den $$. 73 und 7A des Edicted von 
1820 etwas zu ändern und empfehlen daher die Annahme 
der 98. 38 ımd 39° des Entwurfes, indem wir nur für 
den legten Satz des $. 39 Folgende Faſſung vorfchlagen: 
„Die Refolntionen follen in der einfadyen Form vier 
Signatur, und in gerihtlihen Sachen in den 
übliden Stöceffualltihen Formen an die 
ftandesherrlichen Rentkammern erlaffen werden. 

„Hier ift der Ort, auf. den $. 15 des Entwurfes zurüd- 
—— welcher eine das Verhältniß der ſtandesherr⸗ 
ichen Rentfammern zu dei Staatsbehörden näher regelnde, 
in dem Edicte von 4820 noch nicht enthaltene neue Ber 
ſtimmung ftatuirt. 

Die Rentfammern der Standesheren find in allen zu 
ihrem Reflort gehörigen, alfo die Verwaltung der Domänen 
betreffenden Angelegenheiten die Generalmandatare der Stun: 
desheren, und ald jolche in den $$. 38 und 39 gefeplich 
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und öffentlich anerkannt. &8 unterliegt daher feinem Zweifel, 
daß’ fie. in Beziehung: auf diefe ihnen überwieſenen Ange: 
legenheiten bei allen Großherzoglichen Staatsbehörden, * 
wohl gerichtlichen als Verwaltungsſtellen, inſoweit bei den— 
ſelben überhaupt durch Generalmandatare verhandelt wer— 
den kann, auch ohne weitere Legitimation für ihre Man— 
danten auftreten und in einer für dieſe verbindlichen Weiſe 
agiren können. Nur verfteht es ſich wohl von felbft, daß 
die betreffenden Staatsbehörden von denjenigen PBerjonen, 
welche. die. Standesherrn als Mitglieder und reip. Vor: 
ftände. ihrer Rentkammern anftellen, auf officielle Weiſe 
Kenntniß erhalten, | a 
Was nun aber. den zweiten: Saß des $. 15: 

„Unter: dieſer Borausfegung — — — — auszu— 
ſttellen.“ — | 
betrifft, welcher der Königlich Preußischen Inſtruetion vom 
30. Mai 1820 entnommen, refp. mit dem $. 36 derfelben 
faft wörtlich gleichlautend ift, jo tft derſelbe nichts weniger 
als flar geraht und fönnte leicht fo verftanden werden, als 
jollten: hiernach die ftandesherrlichen Rentfammern in den 
dort erwähnten Proceſſen der Standesheren nicht etwa nur 
‚ohne jpecielle Zegitimation als Bevollmächtigte Derfelben bei 
Gericht zugelaffen, fondern felbft als Haupt: und Neben: 
parthien (unter. welchen legtexen bier. wohl die Nebeninter- 
venienten, Litisdenunciaten und Adcitaten verftanden find) 
grad aufzutreten und Proceßvollmachten auszuftellen 
erechtigt, mit andern Worten alfo als die Domini 
litis anzujehen und befugt fein, alle: diejenigen Proceß— 
handlungen, die den Purthien in. Selbftperfonen obliegen 
(wie namentlich Die Ableiftung von Haupteiden) für Die 
Standesheren vorzunehmen. Hierin würde indefjen eine 
auch wohl von dem Entwurfe jelbft nicht beabſichtigte, ſehr 
weitgehende Abweichung von- den allgemeinen Proceßgeſetzen 
liegen, wonach bisher. alle ſtandesherrlichen Proceſſe ohne 
Ausnahme im eignen Namen der Standesheren geführt 
und nur fie felbit als die Parthien behandelt wurden, 
Auch iſt in dem Entrourfe der Umfang derjenigen Proceſſe, 
in welchen die Rentfammern ohne weitere Legitimation die 
Standesherrn hei Gericht follen vertreten Fönnen, viel zu 
weit gezogen, jo daß er faft alle, auch zum eigentlichen 
Geſchäftskteiſe der Rentkammern gar nicht gehörige Nechts- 
angelegenheiten. der’ Standesherrn umfaffen würde Mir 
Ihlagen darum fiir den zweiten Satz des $. 15 folgende 

veränderte Zaflung vor: 2 | 
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Insbeſondere find die ſtandesherrlichen Rentfammern 
befugt, ‚in. allen. Die flandesherrlichen Haufer. betrefz 
fenden Rechtsſtreitigleiten über, Domanialpachtungen, 
Dr und. Fruchtverfäufe,. Domantalgefälle und, pl 
ſtige zum. Wirfungsfreife der Rentkammern gehörige 
gewöhnliche Forderungs- und Sculdfachen Bir den 
jeweiligen Chef ..des flandesherrlihen Hauſes, auch 
„ohne befondere Vollmacht, gerichtlich aufzutreten und 
techtögiltige Proceßvollmacht für denfelben auszuftellen. 


Zu 940. 


Die deutſche Nationalverſammlung hatte bekanntlich in 
* über die Verfaſſung des deutſchen Reiches erlaſſenen 
ejege vom. 28. März 1849 (Großh. Regierungsblatt von 
1849 Nr. 28). $.-171; ‚beftimmt, daß aller Lehensverband 
in Deutſchland aufzuheben, das Nähere über die Art und 
Weiſe der Ausführung aber durch die Gejeggebungen der 
Einzelftaaten anzuordnen ſei. In Ausführung diefer Be: 
ſtimmung erſchien das, Sroßherzoglihe Gefeg. vom 2. Mat 
1849 , deſſen Nrtifel.7 sub a.,namentlich alle Bien en 
Lehen, Deren Lehensherrlichkeit der Staat in Folge "der 
Verordnung vom 4. Februar 1807 und dur Anwendung 
der darin ausgejprochenen Grundjäge auf ſpätere Territo— 
rialveränderungen an ſich gezogen hatte, ohne alle — 
ſchädigung für den Lehnsheren allodiftcirte. Schon’ bei den 
Berathungen über das Gejek vom 7. Auguft 1848 in der 
erften Kammer hatten die Standesheren die Aufhebung des 
Lehnsverbandes gewiſſermaßen als ein Aequivalent für die 
von ihren in Beziehung auf ihre ſtaatsrechtlichen Verhält— 
niſſe gemachten Gonceflionen "begehrt: und es war ihnen ein 
ſolches Geſetz auch durch die, Regierungscommifjäre in Aus: 
ſicht geſtellt worden. ©); ib; CHE HA 
Das Gejeg vom 2. Mat 1849 iſt eine nollendete That: 
jache ‚welche es unnöthig macht, bei Betrachtungen zu vers 
wetlen, zu welchen ein jo raſcher und tiefer Eingrifk in 
faum zu Nhäpende eventuelle Wermögensrechte des Staates 
und in ein durch Tange Jahrhunderte geheiligtes auf der 
tieferen fittlihen Grundlage der Lehnstreue berubendes, 
Verhältniß wohl auffordern fünnte, Auch ‚der Frage, ob 
nicht jeßt, wo die Standesheren, wenigſtens zum großen 
Theile, ihre früheren Prärogativen wieder erlangen und in 
ihren früheren NRechtszuftand wieder eintreten len, Die 
Wicderherftellung ihrer Paſſivlehn ſich als eine Conſequenz 
5 


} 


- 
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darſtelle? treten mannichfache Bedenken ERIBIGER ‚ tbeil8 von 
dem rechtlihen und legislativen Standpunkte, theild von 
dem der Billigkeit aus, Durch das Geſetz können zwar 
Lehen mit oder ohne Entihädigung aufgehoben und- in 
freies Eigenthum verwandelt werden; ob aber auch umge: 
fehrt das Geſetz das freie Allod in Lehn verwandeln und 
ein Verhältniß begründen fann, welches weſentlich auf dem 
Lehnsvertrage bafirt? dieß Scheint uns ehr zweifelhaft. 
Dazu kömmt, daß die Standesherın, welche ſich der vor: 
liegenden Uebereinkunft angeſchloſſen Haben, nad) wie vor 
aa ſehr wichtige und bundesgeſetzlich geficherte Rechte, wie 
die Gerichtöharfeit, Polizei: und Kirchengerechtfame, ihr 
Steuerprivileg 2c. verzichten wollen, und daß, weun thnen 
nicht durch die Annahme des $. AO des Entwurjes eine 
verfaffungsmäßige Garantie dafür gegeben würde, daß, ihre 
duch das Geſetz vom 2. Mat 1849 allodifteirten Paſſiv— 
leben nie mehr ohne ihre Einwilligung in den Lehnsnexus 
zurücgezogen werden können, Das Rejultat der ganzen Weber: 
Hunt vorausfichtlich vereitelt werden würde, 

Mir empfehlen daher die Annahme des $. 40, gehen 
Dabei jedod) von der Annahme aus, daß eine Revifton des 
Geſetzes vom 2. Mai 1849 in Anfehung der Pafjivlehen 
derjenigen Standesheren, welche der vorliegenden Weber: 
einkunft nicht beigetreten find, eine für die Gefep- 


‚gebung offene Frage bleibt, 


Zu $. 41. " 

In Beziehung auf diefen Paragraphen, durch welchen 
das vorliegende neue Standesherrlichfeitsedict unter dieſelben 
Garantien der Berfaflung und der Bundesgefeggebung ges 
ftellt wird, wie das nunmehr gänzlich aufgehobene Edict 
von 1820, finden wir nichts zu erinnern. Daß es die 
Abfiht dieſes $. 6 keineswegs Sei, den Standesheren das— 
jenige Privileg in Anjehung ihres Eigenthums und ihrer 
Privatberechtiaungen wieder zu gewähren, welches der fer- 
nerhin in Kraft bleibende Art, 10 des Geſetzes vom 7. Aug. 
1848 für aufgehoben erflärt bat, ift in den Motiven des 
Entwurfes. ausdrüdlicy bemerft. 


Zu$, 42 
bieter fih ung feine Veranfaffung zu einer Bemerkung dar. 
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II. Eine weitere Regierungspropofition (Beil. Nr. 107 
sub II. Seite 3 bis 13) bezieht fih auf die den Stau— 
desherrn Durch den Art. 11 des Gefeges vom 
7. Auguft 1848 zugefügten Bermögensnadtbeile, 
und finnt den Ständen an, ihre Zuſtimmung zur Ueber: 
nahme derjenigen Entihädigungen auf die Staatöfaffe zu 
ertheilen, welche am angeführten Orte pag. 13, sub A., B. 
und O. näher bezeichnet find. 

Wir glaubten uns bei» Begutachtung des die Wieder: 
beritellung des ſtaatsrechtlichen Verhältniſſes der Standes- 
beren betreffenden Gejeßesentwurfs — insbefondere, was 
die von den Standesheren im Sabre 1848 geleifteten Ber: 
zichte betrifft — keineswegs auf den ftreng juriftiichen 
Standpunkt ftellen zu follen; wir habem ung vielmehr in 
Diejer dem öffentlichen Rechte angebörigen Materie mehr 
von politiſchen Rüdiichten und von der Betrachtung leiten 
laffen, daß ſchon die eigne Würde des Staates die Re: 
vifion des das Gepräge einer kranken Zeit an fidy tragenden 
Geſetzes vom 7. Auauft 1848 erheiſche, bei welcher das 
Maß der den Standesheren einzuräumenden oder wieder zu 
verletbenden Prärogativen nicht bloß durch ihr erzwingbares 
juriſtiſches Recht, fondern vielmehr noch durch Das eigne 
Snterefle des Staates, feiner erblichen Pairie die ihr ge- 
bührende ausgezeichnete Stellung nicht vorzuenthalten, bes 
flinmt wurde. | : j 
Auf einen ganz andern Standpunkt müſſen wir uns 
dagegen bei demjenigen Theile der Regierungsvorfage ftellen, 
welcher die den Stundesherrn zu gewährenden Geldent: 
ſchädigungen betrifft; denn bier, wo es ſich lediglich um 
das Mein und Dein handelt, könnten feine Rüdjichten der 
Politik und des öffentlichen Intereſſes Bewilliguugen recht: 
fertigen, die, wenn. fie nicht durch einen juriſtiſch gehörig 
nachgewieſenen Rechtsanſpruch bedingt find, fi als eine 
Liberalität darftellen würden, deren Gewährung die Stände 
nicht mit ihren Pflichten, und deren Annahme die Stu: 
desherrn nicht mit - ihrer Würde vereinigen fönnten. 
Auch Fönnte, den Mangel eines juriftiih nachweisbaren 
Rechtsanſpruchs der Standesheren gegenüber dem Staate 
vorausgejegt,. bier unſers Erachtens die in der Regierungs: 
vorlage auögejprocheue , Empfehlung, nicht rückſichtslos an 
den geleifteten Verzichten feftzubalten, keineswegs durch die 
Hinweifung auf andere ‚von den Standesherrn zum Vor: 
theile des. Staates gebrachte Opfer, 3. B. auf ihr Steuer- 
privileg, unterflügt werden; denn man wird wieder mit 
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der Aufhebung des Lehnsnexus, melde die Standesheren 
jelbft im Jahre 1848 als einen Preis’ für ihre Opfer be— 
etchneten, repliciren können und in ein Labyrinth von 
rechitung und Gegenrehnung gerathen, ; 
Le gebe die Entſchädigungsſummen find, welche hier 
für die Standesherrn verlangt werden, und je gebieteriſcher 
unfere Finanzlage der Regierung und den Ständen Mäßi— 
gung und Sparfamfeit in ihren Dispofttionen über Die 
Staatsmittel zur unverbrüchlichen Pflicht macht; mit defto 
jrößerer Gewiſſenhaftigkeit und Gründlichkeit glaubte Re- 
nt bei Prüfung der bier entfcheidenden, höchſt ſchwierigen 
Base zu Werke gehen zu müfjen, um den Rechtspunkt 
eftzuftellen, von dem feiner Ueberzeugung nad) das Schick— 
jal dieſer Regierungsvorlage allein nur abhängen kann 
und darf. | — 
Zu A. | 
. Die Bundesgewalt ging von der Anfiht aus, daß der 
ganze Rechtszuftand der Standesheren in den einzelnen 
Bundesftaaten, infomweit er nicht unmittelbar durch den 
Art. 14 der Bundesacte und beziesungsweiſe durch Die 
Königlih Bayeriſche Declaration von 1807 in feinen Grunde 
zügen bezeichnet war, durch ein Freiwilliges Ueber— 
einfommen zwijchen den betreffenden Regierungen umd 
den ihnen fubjicirten Standesheren und, injoweit ein ſolches 
Uebereinfommen auf dem Wege der freien Unterhandlung 
nicht erzielt werden fünne, eventwell durch die Entſcheidung 
der ren zu reguliren ſei. Es fann bet 
einer ng des Beichluffes der Burndesverfammlung 
vom 24. Mut 1819, einem gegründeten Zweifel nicht untere _ 
liegen, Daß die verbindende Kraft der ftandesherrlichen 
Edicte zunachft auf einem Vertragsverhältniije beruht; und 
dieſes, auch dem Großherzoglichen Ediete von 1820 zu 
Grunde liegende, Vertragsverhältniß konnte natürlich durch 
den Umftand, daß dieſes Ediet in der won der Regierung 
gewählten Beh eines Landesgeſetzes promulgirt wurde, 
in jeinen Wirkungen nicht beinträchtigt, jondern nur noch 
mehr beienigt werdet. . | 
Wenn hiernach alle in dem Edicte von 1820 enthaltenen 
Zuftcherungen zu Gunſten der Standesheren, "infoweit fie 
nicht vorher ſchon —— waren, Ver— 
tragsrechte gegen die Großhefzogliche a 
begründen; fo gilt dieß namentlich auch von der im’$, 2 
dieſes Edictes "enthaltenen Beſtimmung, word die aus 
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—3 Rückſichten des Staatswohles oder aus ſtaatswirth⸗ 
chaftlichen Gründen geſetzlich angeordnet werdenden Ab 
-- anderungen oder Verwandlungen von Privateigenthum oder 
Privatberechtigungen, gegenüber den Standesherrn niemals 
eher zur ushihrung gebracht werden ſollen, als bis ‚über 
Die Ballen iie und gleichzeitig zu. leiftende Entſchädigung 
entweder. gütlich übereingefommten oder richtexlich entſchieden 
worden tft. Eine, weitere notbwendige „Folge hiervon tft 
die, Daß jeder adminiftrative oder legielative Act der Re— 
gierung, ‚welcher. dieſe den Standesheren ‚gegenüber über: 
nommene  Berpflichtung verlegt, dem Staate, in. gleicher ' 
Weije die Verbindlichkeit zum Schadenserſatze auferlegt, 
wie. jeder andere Gontrabent dur Nichterfüllung einer 
Vertragspflicht hierzu verbindlich wird. | 
Am 27. Juni 1836 erſchien ‚das. bekannte Grundren- - 
tenablöſungsgeſetz, ‚welches. beſtimmte: 
Art. 1. Die dermalen beſtehenden oder durch geſetz— 
liche Verwandlung anderer jetzt ſchon vorhandener 
Laſten noch entſtehenden Grundrenten, welche als 
Reallaſten auf gewiſſen Grundſtücken ruhen, ſind un— 
ter den in dieſem Geſetze enthaltenen Beſtimmungen 
zwangsweiſe ablösbar. 

Art. 9. Das bei eintretender zwangsweiſer Ab- 
löſung einer Grundrente an den Berechtigten. zu 
zahlende Ablöſungscapital beſteht in dem Abt 
zehnfachen des einjährigen Brutto-Gelder— 
trags der Grundrente. * 

Art. 13. Wird eine einem Standesherrn zugehö— 
rige Grundrente abaelöft, jo erhält derjelbe außer | 
dem Ablöjungscapitale auch noch eine Vergütung für 
die, im Gemäßhe des $. 65 des Edictes über die 
ftandesherrlichen Rechtsverhältniffe. vom 17. Februar 
1820 in Abzug kommenden. drei, Achttheile von. den 
auf dieſe Grundrente fallenden Steuern, ; Dieje Ver— 

| giitung wird durch Gonftituirung einer Staatsrente 
bewirkt, welche in von 15. p&t. des Normalfteuer- 
Capitals der Grundrente beſteht. Ä 
Außer dem Art. 18 find weitere befondere Beſtimmun— 
gen in Anjehbung der Ablöfung der ſtandesherrlichen 
Grundrenten. in dem Gefege nicht enthalten. Nirgends 
enthält der Text des Geſetzes auch nur eine Andeutung, 
daß der im Art, 9 allgemein, und ‚ohne: zwijchen den ftan- 
deöherrlichen und. andern Grundrenten zu untericheiden, 
feſtgeſetzte Entſchädigungsmaßſtab des 18fachen Multipli 
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Bei den ftändifchen Berathungen des Gejeßed von 1836 
berührte die Diskuffton namentlich auch folgende Punkte: 

1) Gegen die Betrachtung, daß ſolche Geſetze, welche, 
wie Zwangsablöfungsgefeße, einen Eingriff in das Privat: 
eigenthum enthielten, nur durch höhere Rüdfichten des 
Staatswohls gerechtfertigt werden fünnten, daß mithin, da 
es fih auch bier um die Erreichung eines Staatszweckes 
handle, der Staat die Ablöfung aus feinen Mitteln zu 
beftreiten habe, wurde der Gefichtspunft als eutjcheidend 
betrachtet, daß das Intereſſe des Staates an dieſen Ab- 
löfungen nur ein ſecundäres ſei, Daß die abzulöſenden Grund— 
laften Privatichulden der Pflichtigen jeien, denen auch zu— 
nächft die Befreiung ihres Etgenthbums zu Statten kommen, — 
und jo wurde geſetzlich anerkannt, daß der im Art. 9 
beftimmte Ablöfungspreis nicht von dem Gtaate, 
jondern von den Pflichtigen ſelbſt zu entrichten ſei. 

2) Es wurde geltend gemadt, daß der im Art. 9 ans 
genommene allgemeine Mapftab des 18fachen Bruttobetrags 
nicht unbedingt und allgemein als eine vollſtändige Ent- 
Ihädigung gemwährend angejehen werden könne; indeſſen 
fand der Beſchluß der ei Kammer, den Berechtigten 
allgemein die Liquidation eines etwaigen höheren Entjcyä- 
digungsbetrags vorzubehalten, in der zweiten Kammer feinen 
Anklang, und der 18fache Betrag wurde als der gejegliche 
Entſchädigungsmaßſtab in der Art in dem Gelege fixirt, daß 
weder den Berechtigten der Beweis einer höheren, nod 
den Pflichtigen der Beweis einer geringeren Entfhädigung _ 
nachgelaſſen iſt. Es Fam aber auch | 

3) das den Standesheren im $. 23 des Edictes garan- 
tirte Recht, bei einer Verwandlung ihrer unter die Ver: 
wandlungsgejege fallenden Vermögenstheile ſtets eine voll- 
ftändige Entihädigung fordern zu können, zur Sprache, 
und die in der Sitzung der erften Kammer anmwejenden 
Regierungscommifjäre erklärten auf die deßfallfigen Inter— 
pellationen und Rejervationen der Standesherrn, daß es 
die Abficht des Ablölungsgejeßes Feineswegs jet, verfaſſungs— 
mäßige Beſtimmungen zu ändern und das den Standes— 
herrn edietsmäßig zuftehende Recht der Liquidation und 
vollen Entſchädigung bei Ablöfung ihrer Gefälle zu beein: 
trächtigen. Nur fügten die Negierungscommilläre in ihren 
Erklärungen die Beichränfung bei, daß die Standesherrn 
zur Liquidation einer höheren Entſchädigung alsdann nicht 
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berechtigt jeien, wenn fie jelbft die Ablöfung verlangten, 
und daß, wenn der Antrag auf Ablöjung von den P ch 
tigen ausgehe, -und- fie *— der Liquidation beſtünden, ſie 
aber auch au ein unter, Dem 18fachen Betrage zurückbleiben— 
des Reſultat derſelben gebunden fein würden. 

Auf dieſe Verhandlungen hin wurde das Geſetz pro— 
mulgirt. Als es in Folge deſſelben zur Einleitung des 
Ablöſungsverfahrens gegen einzelne Standesherrn kam, und 
deren Behörden die der geſetzlichen Entſchä— 
digung beſtritten, wurde im einer von einer größeren Zahl 
der Standesheren bei Großherzoglichem Miniſterium des 
Innern und der Juſtiz eingereichten Denffchrift, unter Bes 
tehung auf Die S$. 23 und 57. des Edictes vom 17. Fe: 
ruar 1820, theild die Anwendbarkeit des SDIeTunge eſehes 
auf die ſtandesherrlichen Grundrenten überhaupt beſtritten, 
theils eventuell die Inſuffizienz des geſetzlichen Ablöſungs— 
maßſtabes und ihr Recht, die von ihnen zu liquidirende 
volle Eutſchädigung zu verlangen, zu begründen geſucht, 
und damit das Anſinnen an die Staatsregierung. verbuns 
den, über dieſen Anſpruch mit den Standesberrn gütlid) fi) 
zu. vereinigen und die Differenz gesen die von den Pflich— 
tigen nach dem Gejeße von 1836 zu zahlende Ablöjungs- 
jumme auf die Staatöfafje zu übernehmen, weil der Staat, 
wenn er zu Staatözweden für fi) oder andere Privat— 
eigentbum in Anſpruch nehme, überall einzuftehen he und 
jonad) der alleinige Schuldner ſei, und weil, jonft die 
Standesheren gendtbigt würden, mit den Gemeinden und 
den einzelnen Sculdnern ſelbſt vor den Gerichten den 
Kampf um volle Entſchädigung auszufechten. — Diefelben. 
Rechte, wie für ihre eignen Grundrenten, nahmen die Stan: 
desherrn auc für Die von ihnen und ihren Vorfahren ge: 
fifteten milden Fonds in Anſpruch. 

Das Minifterium ‚des Innern und der Auftiz lehnte 
durh Erlaß vom 21. Juni 1839, unter Hinwelfung auf 
das verfaflungsmäßig zu Stande gefommene und promul- 
girte Gejeg vom 27. Juni 1836, ein Eingehen auf dieſe 
Anträge ab, — erklärte Die Staatsregierung für nicht be— 
fugt, im Namen aller Pflichtigen der Standesherrn des 
Großherzogthums über einen generellen Anſpruch dieſer Be- 
rechtigten auf ein von den allgemeinen gejeßlichen Beſtim— 
mungen abweichendes Ablöſungsquantum, welches in jedem 
Falle doch nur allein von den betreffenden Pflichtigen jelbft 
zu beftreiten wäre, mit den Berechtigten zu unterhandeln 
und zu contrahiren, — und verwies endlich, Die Standes: 


1 
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ah! infoweit fie das Unzureichende des geſetzlichen Ent- 
chädigungsmaßſtabes behatipteten, auf den in Anwendung 
der Beſtimmung des $. 23 des überall aufrecht zu erhal- 
tenden Edictes von 1820 zu betretenden Weg der gütlichen 
Vereinbarung mit den betreffenden Pflichtigen, und im Falle 
der Erfolglofigkeit diefes Weges an die Entſcheidung des 
competenten Richters Über den Betrag der von den’ Pflich— 
tigen zu leiftenden Entſchädigung, ihnen zugleich jeden an— 
deren geeignet fcheinenden Rechtsweg bocbebaftend. nr 
Aut eine Befchwerde, weldye darauf jene Standesherrn 
bei der Bundesverfammlung führten, erfolgte ein Beichluß 
derjelben vom 47. Sunt 1541, daß die Großherzogliche 
Stuatöregierung erjucdht werde: — u 
1) nach ihrer erfolgten entgegenfommenden Erklärung 
- wegen Zulaffung des Rechtsweges in dieſer Bejchwerde- 
ſache Diefen dahin zu eröffnen, daß, auf von den 
Standesherrn gegen die Großherzogliche Regierung 
erhobene Klage, auf den Grumd der SS. 23 und 
57 des Edictes vom 17. Februar 1820, ohne Rück— 
fiht auf die befonderen Vorſchriften des Ablöſungs— 
gefeßes vom 27. Juni 1836, über die Anwendbärfett 
deifelben im Allgemeinen auf die Standesherrn, des— 
gleichen über das Maß der ihnen jedenfalld gebühren- 
den vollftändigen und gleichzeitigen Entſchädigung 
für die ————— Grundrenten, und darüber, wer 
ihnen ganz oder antheilig eine Entſchädigung zu 
leisten’ nr rechtlich erkannt werde; 
2) 5i8 zur erfolgten gerichtlichen Entſcheidung die Ab— 
löfungsanträge gegen diejenigen Standesheren zu in= » 

hibiren, welche die obige Klage erheben und erflären 
follten, fih dem Ausfalle des Rechtöverfahrens unter: 
werfen zu wollen 20,” 

In Folge dieſes Bundestagsbefchluffes traten 15 Stan- 
desherrn des Großherzogthums, von denen indefien Einer 
im Laufe des Procefjed zurücktrat, im Sabre 1841 Elagend 
gegen den Gentralfisfus auf. In dieſem durch Urtheil des 

erappellationsgerichtes vom 9. December 1847 in legter 
Inſtanz erledigten Proceſſe wurde in der Hauptjadhe, os 
weit fie bier ein Intereſſe noch darbietet, Folgendes ent: 
Ichteden und rechtskräftig feitgeftellt: 

1) Die Standesherrn können aus dem Art. 14 der 
Bundesacte, Art. 63 der Wiener Schlußacte und aus dem 
* 23 des Edietes von 1820 eine Exemtion von dem Ge— 
ege von 1836 nicht ableiten; vielmehr find auch fie Der 
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in diefem Gefege janctionirten zwangsweiſen Ablöfung der 
Grundrenten ımterworfen, da namentlich der allegirte Art. 23 
gefegliche Abänderungen und Verwandlungen ſtandesherr⸗ 
licher Privatberechtigungen aus Rüdfichten des Staats— 
wohles oder aus ſtaatswirthſchaftlichen Gründen geftattet, 
nnd die Frage, ob folhe Rüdfichten und Gründe dem Ge- 
jeße won. 1836 wirklich zur Seite ftehen? durch das Gejek 
jelbft auf eine für alle Staatsangehörige, die Standes- 
herrn und die Gerichte jelbft, verbindende Weile legislativ 
bejaht ift. 

2) Ueber die Frage: ob der. in dem Gejeße von 1836 
allgemein aufgeftellte Entfchädigungsmaßftab. des 18fachen . 
Bruttobetrags auch für. die Standesherren verbindend jei? 
beftand fein Streit. Nachdem  jchon in den ſtändiſchen 
Verhandlungen von den Regterungdcommilfären nachgegeben 
worden war, daß den Standesherren in den von den Pflich- 
tigen gegen fie beantragten Ablöfungsverfahren Die Liqui— 
datton eines höheren Entſchädigungsbetrages vorbehalten 
bleibe, und auch der Bundesbeihluß vom. 17. Juni 1841 
die den Standesherren jedenfalld gebührende vollftändige 
und gleichzeitige Entſchädigung anerkannt hatte, fonnte aud) 
von dem Gentraffiscus in dem Procefje dad Recht der 
Standesherren, eine zu liquidirende höhere Entſchädigung 
als den 18fachen Betrag zu fordern,. und bis zur % ſtel⸗ 
lung der Entſchädigungsſumme das Ablöſungsverfahren zu 
inhibiren, nicht beſtritten werden. Es wurde dieß in dem 
Proceſſe nicht nur von den ſtreitenden Theilen, ſondern auch 
von den Gerichten beider Inſtanzen als zweifellos ange— 
nommen. 

3) Das Verlangen der Standesherren, daß die ihnen 
gebührende Entſchädigung in einem entſprechenden Aequi— 
valent in Grundeigenthum geleiſtet werde, — oder Daß 
fie jedenfalls nicht eher verpflichtet ſeien, die Entſchädigungs— 
Capitalien anzunehmen, als bis ſie dafür Grundeigenthum 
acquirirt hätten, wurde für unbegründet erklärt. 

- 4) Die Hauptfrage endlich: wem denn geſetzlich die 
Verbindlichkeit obliege, die in der Differenz zwiſchen dem 
18fachen Bruttoertrage und zwijchen dem Durch die Liqui— 
dation feftzuftellenden wirklichen Schaden beftehende Ent- 
Ihädiqung den Standesherren zu leiften? wurde. mit Rück— 
fit darauf, daß nad Abfiht und Willen des Geſetzes von 
1836 überhaupt die Pflichtigen die zur Befreiung ihres 
Grundeigenthums von den Darauf ruhenden Grundlaften 
erforderlichen Koften aus eiguem Vermögen zu beftveitei 
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haben, und daß man auch bei der ſtändiſchen Berathung 
jenes Geſetzes allerfeits davon ausgegangen fei, daß Die 
von den Standesherren zufolge des $. 23 des Edictes von 
1820 etwa zu liquidirende höhere Entſchädigung von den 
Pflichtigen ſelbſt zu leiften jei, — dahin entſchieden, Daß 
dem Staate keinerlei Entſchädigungsverbind— 
lichkeit obliege, und daß die Standesherren Die 
Leiftung jener Differenz von den Pflichtigen 
ſelbſt zu verlangen hätten; — wovon dann Die noth- 
wendige Folge die war, daß 

5) dic gegen den Gentralfiscus erhobene Klage, als 
gegen den ünrichtigen Beflagten gerichtet, abge: 
wiejen wurde. 

Daß diefe von den Gerichten ausgeſprochene Verweiſung 
der Standesherren an die einzelnen Grundrente- 
pflihtigen, um dieſen gegenüber ihr edietmäßig 
garantirteds Recht auf eine den 18fachen Betrag überftet- 
gende vollftändige Entihädigung mittelft gerichtlicher Liqui— 
dation geltend zu machen, in ihrem Erfolge dieſen Entſchä— 
digungsanſprnch thatſächlich vereitelt haben würde, wird 
Seder zugeben müffen, der ſich einen Begriff von der Menge 
und den enormen Koften der Proceſſe machen kann, mweldye 
durch die, in Folge der Unzuläffigfeit der fubjectiven Kla— 
genhäufung mothwendige, jeparate Durchführung jener 
ftandesherrlichen Entſchädigungsanſprüche gegen eine Legion 
einzelner Grundrentenpflichtigen hätten entftehen müſſen. 

In Diefer Lage der Sade traten die revolutionären 
Bempqungen des Sahres 1848 ein. Es erſchien Das Geſetz 
vom 7. Auguft 1848, weldyes in jeinem Art. 11 jenen, in 
Folge der gerichtlichen Entſcheidung thatſächlich ſchon nicht 
mehr zu realifirenden Anfprud der Standesherren auf die 
den 18fachen Betrag der Rente überfteigende volle Ent: 
Ihädigung nun auch gejeglich vernichtete, aber auf Die bloße 
Vernichtung dieſes Entſchädigungsanſpruchs ſich nicht bes 
ſchränkte, fondern auch nody eine Strafe hinzufügte, — 
eine Strafe dafür, daß die Standeösherren e8 gewagt hat: 
ten, einen Weg zu betreten, auf melden fie von der Regte- 
rung ſelbſt jowohl, wie von der Bundesverfammlung hin: 
gewiejen werden waren; daß fie cd gewagt hatten, zur 
Realifirung ihres, an fi) gang unbeftritten feftitehenden, 
Rechtes auf Liquidation einer höheren Entfhädigung dei 
Rechtsweg zu betreten. 

Denn Daß die Abzüge, welche der Art. 11 des Geſetzes 
vom 7. Auguft 1848 (}. Beilage Nr. 107, Seite 3) den 
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Standesherren durch Ermäßigung des geſetzlichen Ablö— 
fungscapitald auf den zwölf: und beziehungsweiſe auf den 
fünfzehnfachen Betrag auferlegt, die Standedherren «ld eine _ 
Strafe für ihre, wie es in dem Geſetze beißt, „allgemein 
anzuncehmende Berzögerung der Ablöſung“ — mit anderen 
Worten aljo für ihre Procepführung — treffen follte, fällt 
an fih in die Augen, wird aber noch mehr durch Die bei 
den Verhandlungen der erften Kammer am 24. Juni 1848 
geäußerten Anfichten beftätigt, wo bald die Regierungs: 
Commiſſäre von einer, zwar in den einzelnen Fällen nicht 
nachzumeijenden, gleihwohl im Allgemeinen vorhandenen 
Mora redeten, bald von anderer Geite in beflimmterer, 
aber juriſtiſch nicht beffer begründeten Weife den Standes- 
berren zuc Laſt gelegt wurde, Daß fie Durch Die Wahl 
des unrechten Beklagten den Vollzug eines ver 
faſſungsmäßig zu Stande gefommenen Geſetzes 
widerrechtlich verzögert und für Die Rentepflid- 
tigen unmöglich gemadt hätten. 

Das Geſetz von 1848 ftügt fi, wenn es den Standes: 
herren den Vorwurf der Morofität, einer inanen und fru— 
jtratorifchen Procepführung macht, auf die Entfeheidung der 
Gerichte. Es kann natürlich unfere Abficht nicht fein, auf 
diefe Entjcheidung zurüdgufommen, um das durch ihre 
Rechtskraft begründete Verhältniß wieder in Frage zu ftel- 
fen, oder uus irgend eine Kritik über Diejelbe anzumaßen. 
Wenn aber die Aufgabe, die und durch die Vorlage der 
Regierung geftellt wurde, darin befteht, den Art. 11 des 
Gejeges vom 7. Auguft 1848 vom legislativen Standpuntte 
aus zu prüfen, Die Uebereinftimmnung feiner Dispofition 
mit den Principien der Gerechtigkeit und die Wahrheit des 
in ihm jelbft ausgedrücdten Motivs zu unterfuchen, um ung 
daraufhin zu entjcheiden, ob wir dieſe Beftimmung als eine 
gerechte aufrecht erhalten, oder ald eine ungerechte und auf 
einer unwahren Borausjegung berubende mit allen ihren 
Folgen vernichten ſollen; jo würden wir, nad Anftcht Des 
Referenten, das Verhältniß Der richterlichen zur geſetzgeben— 
den Gewalt durchaus verfennen, wenn wir uns in unferer 
jelbftftändigen und gänzlich unabhängigen Beurtheilung der 
hierbei enticheidenden Rechtöfrage, beztehungsweife in unſerer 
freien Interpretation des Grundrentenablöfungsgefeßes von 
1836, durch eine Res judicata wollten hindern oder be: 
engen lafjen, die für die Gerichte jelbft in vorkommenden 
künftigen Fällen nicht mehr bindend fein wirde, um fo viel \ 
weniger alſo für den Gefeßgeber. 
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Wir können ‚und um fo weniger einer freien und unab— 
bängigen Beurtheilnng. diefer Frage entſchlagen, als es fich 
bierbei feineswegs um bloße pecuniäre Intereſſen der Stanz 
desherren handelt, Die. durch den Art. 11 jenes Geſetzes 
verlegt worden fein jollen, jondern auch um das Intereſſe 
ihrer Ehre; denn: in einem durch das Regierungsblatt ver: 
fündigten Landesgeſetz iſt ihnen der Vorwurf der Moro— 
fität, der Vorwurf- durch einen ungerechten Proceß Die 
Rechte ihrer Rentenſchuldner beeinträchtigt zu haben, hin— 

egeben worden; die Standesherren des Großherzogthums 
önnen daher heute mit Recht von der Landesgeſetzgebung 
verlangen, daß, wenn jener geſetzlich gegen ſie ausgeſpro— 
chene Vorwurf der Illegalitaͤt eines in ihrer Geſammtheit 
von ihnen unternommenen Schrittes als ungerecht und un— 
verdient befunden wird, nicht allein die ihnen deshalb zur 

Strafe auferlegten Bermögensnachtbeile aufgehoben, ſon— 
dern au der Makel der in dem Gejege über, jie 
verhängten Genfur ausgelöſcht werde, 

Daß die Standesheren nad) dem Erjcheinen des Ge— 
ſetzes vom 27. Juni 1836 zur Procepführung genöthigt 
waren, wenn fie nicht ihr unbeflrittenes Recht auf voll- 
ftändige Entſchädigung für ihre abzulöfenden Renten preis- 
geben wollten, dieß ift außer Frage, da file unter den. ob» 
waltenden Umftänden nur auf dem gerichtlichen Wege ihren 
den 18 fachen Betrag überfleigenden Entiſchädigungsanſpruch 
liquidiren konnten. Die Frage ift alfo nur die: Mußten- 
fie ihre Klage gegen die Rentepflichtigen. richten, 
oder gegen den Fiscus? Mit andern Worten: Wuren 
nad) dem Geſetze von 1836 die Nentepflichtigen, 
oder der Staat verpflichtet, Den Standedherrn 
die Differenz zwifchen dem 18fachen Betrage der 
Rente und zwiſchen dem zu liquidirenden vollen 
Schaden zu erjeßen? 

— dieſe Frage zu beantworten, muß man nun zunächſt 
wiſſen: 

1) daß es ſchon ſeit der Mediatiſirung ein gewiß zu 
billigendes und gerechtes Prinecip der. Großh. Regierung 
war, durch Zuſchuͤſſe aus der Staatskaſſe die Unterthanen 
in deu Souverainitätslanden in der Befreiung von Feudal— 
laften zu erleichtern und eine möglichſte Gleichſtel— 
lung derfelben mit denlinterthbanen der Domanial- 
lande herbeizuführen.  Diefe Martme, welche 4..8. 
bei der Ablöjung der Leibeigenichaftsgejälle in. den ſtandes— 
herrlichen Bezirken im Jahr 1827, bei der Aufhebung ber 


> 
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Jagdfrohnden im Jahr 1824, bei Aufhebung der nicht ala 
Staatsfrohnden zu betrachtenden Frohndberechtigungen in 
den ftandesherrlichen Bezirken, und im zahlreichen andern 
Füllen bethätigt worden war, wurde auch 
2) bei dem Ablöfungsgelege von 1836 zur Richtſchnur 
— Ja gerade bei dieſem Geſetze lag noch eine 
beſondere Aufforderung Für die Geſetzgebumng vor, den 
Grundſatz völliger Gleichſtellung der ſtandesherrlichen Rente— 
pflichtigen mit denen der Domaniallande feſtzuhalten. Denn, 
wie bereits oben nachgewieſen wurde, jo hatten die Stan— 
desheren bumdesgefeglih und vor dem’ Edicte von 41820 
feine Vorrechte bezügfidy ihrer Domänen und der Ablös— 
barkeit ihrer Domantalgefälle. Die ſtandesherrlichen Un-⸗ 
tertbanen traten daher bei der Mediatifirung in dieſer Be- 
giebung vollkommen aleichberechtigt mit den Untertanen 
er Domantallande in den Staatsverband- ein, und konnten 
deßhalb hoffen und nach dem Grundfage der Gleichheit vor 
dem Geſetze erwarten, daß ſie bei folchen agrarifchen Ge— 
jegen nicht nach andern dDrüdenderen Normen: ‚behandelt 
wurden, al8 die‘ Unterthanen der Domaniallande. Wenn die 
Regierung nun, als fie das ftandesherrliche Edict von 180 
vereinbarte, den Standesheren das ihnen bundesgejeg- 
lich nicht verliehene Privileg, bei Verwandlung und 
Ablöſung ihrer Gerechtſame an einen allgemeinen gefeglichen 
Entihädtgungsmaßftab nicht gebimden zu fein, Tondern auch 
eilie über denjelben hinausgehende höhere Entſchädigung 
liquidiren zu können, wirklich einräumte, — jo war dies 
ein veiner Aet der LKiberalität der Megierung gegen die 
Standesherrn, deren pecuntäre Folgen darıım auch die Staats- 
kaſſe zu tragen hatte, und nicht den ftandesherrlichen Grund: 
ventepflichttgen anfgebürdet werden durften, "welche bei der 
Bereinbarung des Edictes nicht mitgewirkt hatten, "Hätte 
alſo das Geſetz von 1836 ausgeſprochen, daß die ftandes- 
herrlichen Nentepflichtigen fich nicht, wie andere’ Rente— 
ſchuldner durch Zablung des 18fachen Betrags von den 
Renten befreien könnten, Fondetti dasient e höhere Ablöfungs- 
fapttaf den Standesherrn entrichten "müßten, "welches * 
liquidiren würden: dann würde das Geſetz der Vorwurf 
einer großen Unbilligkeit treffen, der Vorwurf nämlich, eine 
von dem Staate gegenüber den Standesherrn aus Libera— 
lität freiwillig. übernommenen "Verbindlichkeit anf eine “eben 
so lingerechte, als willkührliche Weiſe "einer einzelnen Gfaffe 
von Untertbanen anfgebürbet zu haken. © "7 
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3) Das Geſetz von 1836 ſpricht nun wirklich auch 
ſchlechthin aus: daß alle Rentepflihtigen (ohne 
Unterſchied, ſowohl die ftandesherrlihen, wie die 
übrigen) ihr Eigenthum durch Zahlung eines in 
dem 18fachen Bruttobetrag der Rente beftehbenden 
Abiöfungscapitald® von den Renten befreien 
fönnten. Hätte das Geſetz, wenn es die flandesherrlichen 
Pflichtigen anders behandeln wollte, nicht jagen müſſen: 
daß die Rentepflichtigen, mit Ausnahme der ftandes- 
herrlichen, durch Zahlung des 18fachen Multipli befreit 
wirden, Daß dagegen die ftandesherrlichen Pilichtigen ſich 
nur durch Bezahlung derjenigen vollen Entichädigung be— 
freien könnten, weldye die Stundesheren liquidiren würden ? 

Da das Gejeg diefe Unterjiheidung nicht enthält, darf 
fie auch nicht in daſſelbe hineininterpretirt werden. | 

4) Allerding® war, wie bereit bemerkt, bei den flän- 
diſchen Verhandlungen über das Weſetz von 1836 das edicts- 
mäßige Recht der Standesherrn, daß nur gegen volle Ent— 
ſchädigung auf dem Wege der Geſetzgebung Abänderungen 
‚oder Berwandlungen ihres Eigenthums fattfinden könnten, 
zur Sprade gekommen, und darauf von den Regierungs— 
commiflären erklärt worden, daß, wie fih won jelbft ver: 
ftehe, die ihnen verfallungsmäßig. aus jenem Edicte zu: 
ftehenden Rechte nicht beeinträchtigt werden könnten. Danad) 
war das Verhältniß einfach jo zu beurtheilen: 

Die Stautsregierung tfi Durch den $. 23 des Ediets 
von 1520 keineswegs gehindert, auf dem Wege der Ge— 
jeßgebung aud die ftandesherrlihen Gerechtſamen, Abän— 
derungen und Ablöfungen aus ſtaatswirthſchaftlichen Gründen 
zu unterwerfen, und aud auf fie die desfallfigen allge: 
meinen Landesgeſetze auszudehnen. Edictmäßig können Die 
Standesherren nur Died fordern, Daß, wenn ein ſolches Ab— 
löjungsgejeg wirklich erlafjen wird, die Regierung vermöge 
ihrer durch die Vereinbarung des Edietes vertragsweiſe 
(Bundesbeſchluß von 24, Mai 1819) übernommenen Ber: 
bindfichfeit dafür forge, daß gleichzeitig mit Dem Vollzuge 
des Gejeges den Standesherrn ihre vollftäudige und durch) 
feinen gejeglichen Ablöfungsmaßftab zu beichränfende Ent- 
ſchädigung zu Theil werde. Wer dieſe Entſchädigung zu 
leiften Habe, iſt durch das Edict nicht beftimmt, und für 
das Intereſſe der Standesherrn ganz indifferent, da es 
ihnen genügen muß, daß fie ihre Entſchädigung wirklich 
erhalten. Bon dem Belieben der Regierung hängt es daher 
ab, ob fie in ihren Ablöfungsgejegen die Entſchädigungs— 
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pflicht gegenüber den Standesheren derjenigen PBerfonen, 
deren Eigenthum von den Laften befreit werden foll, ganz 
oder theilweiſe aufbürden, oder ob uud wie weit fie dieſe 
Entfhädiqungspflict anf Die Staatskaſſe übernehmen will. 
Hätte das Geſetz von 1836 ausgeiprochen, daß alle Grund: 
renten im Lande unentgeltlich aufgehoben jeten, dann wären 
auch die ftandesherrlichen Rentepflichtigen ohne Zahlung 
eines Ablöfungspreifes befreit gewejen, und Die Standes 
beren hätten vertragäweife und auf den Grund des Art. 23 
des Edietes von 1820 die ganze Entſchädigung an den 
Staat zu fordern gehabt. Dis Geſetz von 1836 erklärte 
zwar im Princip die Zahlung des Ablöfungspreijes für 
eine Schuld der Rentepflichtigen; aber gleichzeitig bejchränfte 
e8 dieſes Abtöfungscapital für alle Nentepflichtigen, ein- 
Ichließlich der ftandesherrlichen, auf das 18fache Multiplum; 
von ſelbſt verſtand es ſich alfo, daß, da durch dieſes Ge— 
ſetz der F. 23 des Edictes von 1820 nicht beeinträchtigt 
werden fonnte und, nad der Erklärung der Regierungs— 
commifjäre, nicht beeinträchtigt werden follte, inſoweit, als 
durch das geſetzlich abfolut x ftxirte Ablöjungscapital Die 
Standesherrn nicht. vollſtändig entſchädigt würden, die 
Differenz zwiſchen dem den Pentepflichtigen obliegenden 
18 fuchen Betrage und’ zwiſchen der. zu. liquidirenden vollen 
Entſchädigung der Staatsfafje zur Laſt falle, 

5) Wenn bei der Verhandlung über. die Frage: Wer 
zur Zahlung jener Differenz an. die Standesheren “ver: 
bunden ſei, ob der Staat oder die Grundrentejchulduer ? 
der Umftand für entfcheidend gehalten wurde, daß es inhaltlich 
der ſtändiſchen Verhandlungen Meinung und Abjicht der 
Factoren der Geſetzgebung geweſen ſei, die Eutſchädigung 
als eine Privatſchuld den einzelnen Pflichtigen aufzubürden, 
— ſo iſt Dies nur. richtig in Beziehung anf das geſetlich 
feſtgeſetzte Ablöjungscapital (des 18fachen Betrags) ſelbſt. 
Die Frage dagegen: Wer die den Standesherrn im Falle 
der Liquidation eines höheren Schadens gebührende Diffe— 
renz zu tragen babe? iſt fpeciell weder in den Ausſchuß— 
berichten, noch in den Kammerdiscuſſionen auch nur mit 
einer Sylbe berührt worden, indem man ſich in der erſten 
Kammer lediglich beſchränkte, von Seiten der Standesherrn 
auf den Vorbehalt des ihnen edietsmäßig zuſtehenden Rechtes 
der Liquidation eines höheren Schadens, von Seiten der 
Regierungscommiſſäre aber Auf die Erklärung, daß ſelbſt— 
verſtändlich die verfaljungsmäßigen Rechte der Standesherrn 
durch Das Nblöfungsgeieg nicht beeinträchtigt: werben könnten. 
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Könnten aber auch einzelne Aeußerungen in dem ftändifchen 
Verhandlungen jo gedeutet werden, daß man auch jene 
Differenz als eine Schuld der Nentepflichtigen anjehen 
wollte, jo würden diefe Aeußernngen und Anfichten , jelbft 
wenn fie. von allen Factoren der Gejeßgebung wirklich ge— 
theilt worden wären, gegenüber dem Elaren Buchitaben des 
Geſetzes von 1836, welches fin alle Grumdrentepflichtigen, 
ohne die ftandesherrlihen auszunehmen, abjolut und unab— 
änderlich Das ANblöfungecapital auf das 18fache Multipfum 
feftjeßt, für die rechtliche Beurtheilung bedeutungslos bleiben 
und dieſe nicht ermächtigen, Beſtimmungen, Modificationen 
und Ausnahmen in dem Geſetze zu fuppliren,. welche, mögen 
fie nun abfihtlih oder aus Verſehen aus dem Geſetze ent: 
fernt. geblieben jein, jedenfalls nicht geſetzlich verkündigt 
worden find. Die. ftändiichen Berathungsprotofolle mögen 
bei der Interpretation Dunkler und zweifelhafter Geſetzes— 
texte als Anhaltspunkte benußt merden; nie aber darf man 
jo weit gehen, daß man- einen an fich. vollfommen, flaren 
Gejegestert, wegen angeblicher Nichtübereinftimmung. mit 
der aus den legislativen Berathungen erkennbaren. Abficht 
der Factoren der Geſetzgebung, verbeffert und ändert, in= 
dem das. Geſetz nicht ſo, wie es etwa beabfichtigt war, 
Jondern nur. jo, wie es wirklich verkündigt worden iſt, zur 
Richtichnur dienen fonnte, und. angewendet werden. muß. 
Die Standesheren des Großherzogthums haben nunmehr 
den‘ Beftimmungen des Ablöfungsgejeßes von 1836 ſtch un— 
bedingt unterworfen, jedem über den allgemeinen Ablöjungs- 
maßftab dieſes Geſetzes hinausgehenden Entfhädigungsan- 
ſpruche entſagt und überhaupt auf das ihnen edietsmäßig 
zugeſtandene Vorrecht auf vollſtändige und ‚gleichzeitige Ent— 
ſchädigung bei Ablöſungen, Verwandlungen oder Aufhe— 
bungen ihrer Gerechtſame verzichtet; und es ſoll an dem 
an 10 des Gejeßes vom 7. Auguſt 1848 nichts geändert 
werden, 

Wenn nım aber die Standesheren in dem Bewußtjein, 
bei Einleitung des gerichtlichen Verfahrens! gegen: den 
Großherzoglichen Centralfiscus fich nirgends von dem Wege 
der. ftrengiten: Legalität entfernt zw haben, . jegt die Be— 
jeitigung des Art. 11 des Geſetzes vom 7. Aug.. 1848 
mit allen ſeinen Folgen verlangen; ſo ftehen ihnen: nicht 
‚etwa nur pecuntäre, Oudern es ftehen ihnen: ungleidy wich- 
tigere Intereſſen, Die ihrer Ehre, zur Seite. Man Bat 
ihnen — wir wiederholen e8 — in einem durch das Re— 
gierungsblatt verfündigten -Qandesgejebe den Vorwurf der 
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Morvfität,, den, Vorwurf, durch einen. ungerechten Proceß 
die Rechte ihrer Rentenjchuldner —60 u. haben, 
hingegeben; man bat, im gänzlicher Verkennung des Legis- 
lativen Standpunftes, ein richterliches Urtheil in 
der Form eines Geſetzes über fie gefällt, indem 
man-ohne vorausgegangenes vechtliches Verfahren, auf den 
Grund, ja auf Die blore Präſumtion „der auf Seiten’ der 
Stundesheren allgemein anzunehmenden Verzögerung der 
Ablöſung“ Hin, fie zu einer Entſchädigung, mittelft der in 
den pos. 1. und 2 des Artikels 11 gedachten Abzüge an 
dem, gejeplichen Ablöjungsfapitale, „condemnirte, Selten 
fich Die ſtandesherrlichen Rentepflichtigen wirklich durch ‚eine 
inane ‚und fruſtratoriſche Proceßführung der. Standesheren 
in. Ihren Vermögensrechten für beeinträchtigt, ‚dan ſtand 
ihnen zur, Geltendmachung ihrer Entſchädigungsanſprüche 
der , Rechtöweg ‚offen; aber nur die Gerichte, konnten 
Darüber —55— ob den Standesherrn wirklich eine 
I remder Rechte zur Laſt falle und ob und in 
welchem fange ihnen ‚eine Verbindlichkeit zum Erſatze 
des Dadurch verurjachten Schadens obfiege. 
Wenn dagegen eine andere Gewalt im Staate, als die 
richterliche, den Schein des Gejeges und die Omnipotenz 
der Geſetzgebung benußte, um ohne —— und rechtliches 
Gehör Juſtiz ‚zu üben und, die Standesherrn ‚einer wider 
rechtlichen Kränfung fremder Rechte und einer: Mora, die, 
wie ein Regierungd-Commiffär, in der. Sitzung der; erften 
Kammer vom 24, Juni 1848 conftaticte, „zwar. in ‚ein 
zelnen. Fällen nicht nachzumeifen fein möge, aber im All- 
emeinen vorhanden jet“, in folle ſchuldig zu erkfären und zum 
rſatz des dadurch verurſachten Schadens in einem anz 
willkürlich gegriffenen Betrage zu verfällen, — fo war di 8 
ein Act, für welchen. man ſich vergebens. nach einer ver— 
faſſungsmäßigen Grundlage, umſehen wird, und deſſen Ver— 
nichtung nicht allein das gefränkte Privatrecht der Standes⸗ 
herrn, ſondern ‚auch das verletzte öffentliche Recht, unſers 
Landes fordert. Eine ‚In. integrum vestitutio der Stan- 
desherrn gegen dieſe rechts und verfaſſungswidrige Ber: 
urtheilung it Daher, unbedingt ‚nothwendig, und wäre es 
auch nur zu dem Zwecke, um das Bewußtſein der Rechts— 
ſicherheit im Staale wieder herzuſtellen und von dem Drucke 
des Gedankens zu befreien, daß auch in künftigen Fällen 
eine an keine materiellen und formellen Geſetze gebundene 
Gewalt ſich an die Stelle der, richterlichen drangen, fid) Die 
Entſcheidung über angebliche Uebertretungen des Geſetzes 
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und Entſchädigungsverbindlichkeiten anmaßen und Verur—⸗ 
theilungen gegen einzelne Private erlaſſen werde, gegen welche 
weder eine Vertheidigung noch ein Rechtsmittel möglich iſt. 


Dieſe Wiedereinfegung kann nur darin beftehen, Daß 
ihnen dasjenige erjegt wird, was ihnen der Art. 11 des 
Geſetzes vom 7. Aug. 1848 entzogen hat, die ihnen ge 
machten Abzüge von 4 und beziehungsweije 4 der im Ge— 
jege von 1836 normirten gejeglichen Ablöjungscapttalten, 


Nach der Regierungdvorlage ſoll den Standeöheren 
Im Entſchädigung nicht nur in Beziehung anf ihre eigenen, 
ondern aud in Beziehung auf die den flandesherrlichen 
milden Stiftungen — Grundrenten bewilligt wer— 
den, welche durch Artikel 11 des Geſetzes vom 7. Auguſt 
1848 denſelben Abzügen unterworfen worden ſind. Auch 
ſcheint die Regierungsvorlage keinen Unterſchied zu machen 
zwiſchen denjenigen Grundrenten, welche den Standesherrn 
in ihren eigenen Standesherrſchaften zuſtehen, und zwiſchen 
den exterritorialen. Die Gerichte hatten nun zwar in dem oft— 
gedachten Prozeſſe entſchieden, daß das den Standesherrn 
nach Art. 23 des Edictes von 1820 hinſichtlich ihres Eigen— 
thums eingeräumte Vorrecht weder auf die Grundrenten 
der von ihnen geſtifteten milden Fonds, noch auf ihre 
Grundrenten extra curtem anwendbar ſei; allein gleich— 
zeitig wurde anerkannt, daß dieſe Fragen, wegen nicht 
präciſer Faſſung der einſchlagenden Stelle des Edictes, höchſt 
gweifelhaft ſeien und Die gerichtliche Entſcheidung bafirt 
deshalb vorzugsweije auf einem non liquet ex verbis. 
‚Der Ausſchuß will dieſe Fragen keineswegs zum Gegen- 
ftande einer ſelbſtſtändigen Prüfung machen; allein ihm 
Iheint, Daß, wenn die Standesheren auch gegen die Anz 
wendbarfeit des im eh von 1836 fe geflelten Ent: 
Ichädigungsmaßftabes auf die ſe Grundrenten Anftände er- 
hoben und auf eine gerichtliche Entfcheidung dieſer Zweifel 
provocirten, wenn fie fih namentlich für verpflichtet erach- 
teten, auf das Sorgfältigfte und Gewiſſenhafteſte die Rechte 
der ihrer Obhut anvertrauten milden Stiftungen gerichtlich 
| J wahren, das Geſetz vom 7. Auguſt 1848 darum noch nicht 
erechtigt war, gegen die Standesherrn eine Strafe aus— 
zuſprechen, Die nur unter der Vorausſetzung der mala fides 
und einer wahrhaft frivolen Procefführung gerechtfertigt fein 
würde — eine Strafe, die zudem, foviel die milden Stiftungen 
Betrifft, nicht die Standesherrn jelbft, fondern diejenigen an 
deren angeblicher fruftratorifcher Procepführung gewiß ganz 
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Ne Berjonen und Anftalten treffen würde, zu deren 
Gunſten die: Einkünfte jener Fonds dispenfirt: werden. 
Die Regierimgsvorlage nimmt ſodann weiter. auch eime 
Zindvergätung der durch das Geſetz vom 7. Aug. 1848 
den Standesheren auferlegten. Abzüge an dem gejeßlichen 
Ablöjungscapitale in Anſpruch und. zwar von dem Jahre 
an, tm weldem die Ablöfung in Wirkjamfeit getreten ift, 
bis zum Zeitpunkte der Auszahlung der Entſchädigungs— 
jummen. Wir behalten uns ‘vor, auf diefe Zinsvergütung 
zurückzukommen, ſobald wir: die Frage unterfucht haben: 
wem, ob dem Fiscus oder den betreffenden Rentepflich— 
tigen, die Entſchädigung ‚der Standesherrn. für Die durch 
den ‚Artikel 11 des mehrgedachten Gejeges vom 7. Auguft 
1848 ihnen zugefügten Bermögensnachtheile anzufinnen —* 
Referent kann bezüglich dieſer Frage die in der Regierungs— 
Vorlage entwidelte Auficht nicht theilen: daß dem Staate 
eine Verbindlichkeit; diefe Entfhädigung den Stundesheren 
aus eigenen Mitteln zu Leiften, rechtlih nicht obliege, 
Daß hierzu die Rentepflichtigen angehalten werden 
fönnten, und daß, wenn gleihwohl die Uebernahme der 
Entſchädigung auf die. Staatskaſſe vorgejchlagen werde, 
died nur mit Rüdficht auf die großen. Schwierigkeiten und 
Inconvenienzen gejchehe, welche mit der Herbeiziehung der 
Rentepflichtigen: zum Erſatze dieſes Schadens verbunden 
jein würden. Referent. glaubtivielmehr, Daß, wenn dem 
Staate rechtlich dieſe Entſchädigungspflicht nicht obläge, es 
lediglich den Standesherrn. überlaffen bleiben müßte, wie 
ſie jene. Schwierigkeiten überwinden und von ihren Schuld» 
nern dasjenige; erlangen -fönnen, was ‚ihnen vechtlich ger 
bührt, und daß unter. diefer Vorausſetzung eine freiwillige 
Anterceifton ‚des Fiskus: zu Gunften jener Schuldner, durch 
weiche die Staatskaſſe mit einer auf pag. 5 der Regierungs- 
Borlage auf, mehr als 300,000 fl; berechneten «Summe be- 
laftet würde: (melde durch den möglichen: nachträglichen 
Beitritt- nochsranderer. Standesheren ſich noch beträchtlich 
erhöhen: könnte), im Feiner Weiſe gerechtfertigt. jein würde. 
Es muß. bier. wiederholt. hervorgehoben werden, daß 
der. Stant vermöge des 9. 23. des Edietes von 1820 ver— 
tragsweiſe den Standesheren dafür einzuftehen: hat, daß 
fie, wenn ‚auf dem Wege Der! Gejeßgebung die Aufhebung 
oder Berwandlung ihrer Privatgerechtiame verfügt wird, 
vollftändige Entfhädigung dafür erhalten, Daß. alſo der 
' Staat dieſe Entihädigungspflicht jelbft.in demjenigen Maße 
und. Umfang: übernimmt, alder fie durch ſeine Geſetze den 
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urjpränglichen Schuldnern erläßt. So ‚hatte der Staat, 
wie bereitd oben nachgemwiejen wurde, fchon Dur) das Ger 
je vom 27. Juni 1836, die Verbindlichkeit zur Entſchädi⸗ 
ung der Standesheren für ihre abzulöſenden Renten in: 
N übernommen, als dieſe einen größeren Schaden, al? 
den 18fachen Bruttobetrag der Rente, nachzuweiſen vermö— 
gen, da dieſes Geſetz dadurch, daß es dieſen Ablöjungs- 
mapftab als allgemeine Norm auch für die flandesherr- 
lihen Renten feitiehte, die Entrichtung einer dieſes Ablö— 
ea überftetgenden Entſchädigung den Schuldnern 
erließ. 

Wenn nun duch Artikel 11 des Gefeßed vom 7. Aus 
guſt 1848 die von den ftandesherrlichen Rentepflichtigen zu 
zahlenden Ablöfungscapitalten nochmal® um 4 und be— 
ziehungsweife 4 berabgejegt wurden, fo verftand es ſich 
abermals und im Hinblid auf den Artikel 23. des Edictes, 
welcher bis dahin noch zu Recht beftand, ganz won jelbft, 
daß in Beziehung auf die Vergangenheit der Anſpruch der 
Standeshern auf volle Entſchädigung intact und nad) 
wie vor unter dem Schutze des Edictes und des Bundes 
beftehen blieb; daß alſo diefe Entjhädigungspflicht, jo weit 
man fie den Nentepflidhtigen duch Minderung des Ablös 
ſungscapitals erließ, dem Staate zuwuchs, der vertrags- 
mäßtg für alle Durch feine Gejeße verfügten Eingriffe in 
das A undeöberrliche Eigenthum verhaftet war. 

Zwar wurde gleichzeitig durch das Geſetz vom 7. Aus 
guft 1848 Art. 10 den Standesheren mit ihrer Zuftim- 
mung das ihnen im $. 23 des Edictes gewährte Vorrecht 
entzogen und e8 joll dieſes Vorrecht auch jet nicht wieder 
pergetef werden. Allein wenn jener Artikel 10 wörtlich 
bejagt, „daß die Standesheren Binfichtlidy ihrer Privatbe- 
rechtigungen in Zukunft allen Gejegen —— unter⸗ 
worfen ſeien, welche in Bezug auf die Ablöſung, Verwand⸗ 
fung oder Aufhebung folder Gerechtſame in verfaſſungs— 
mäßiger Weiſe für das ganze Land erlaffen werden foll- 
ten;“ fo iſt es einleuchtend, daß diefem Artikel eine Rück— 
wirfung auf die in Gemäßheit des Geſetzes von 1836 
durchzuführenden Ablöfungen nicht beigemeffen werden kann. 
Ebenjowenig ftand der Regierung, als fie durch den Arti— 
fel 11 des Gefjeßes von 1848 die Standesheren jener 
Quoten des —— verluſtig erklärte, ein Ver— 
icht derſelben zur Seite. Denn abgeſehen von den Zwei— 
* welche oben im Allgemeinen über den Werth der dem 
Geſetze vom 7. Auguſt 1848 vorausgegangenen Verzichte 
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angedeutet wurden, jo find die Modiftcationen, unter welchen 
fi) die Standesheren bei den im Jahr 1848 gepflogenen 
Verhandlungen den Beftimmungen des Artikels 11 unter 
werfen zu wollen erklärt hatten, von der Regierung nicht 
berückſichtigt, vielmehr in dem Schreiben des Minifterial- 
veferenten: vom. 14, April 1848 für nicht annehmbar erflärt 
worden, Daß die Beflimmungen des Artikel 11. über den 
von den Standesheren geleifteten Verzicht hinausgehen, ift 
auch in der Sigung der erfien Kammer vom 24. Juni 1848 
ur Sprache gekommen und von den Regierungd:-Commi)- 
—* zugegeben worden. 

Auf der andern Seite läßt: ſich Angeſichts des Art. 11 
des — vom 7. Auguſt 1848 eine Verbindlichkeit 
der andesherrlichen Grundrentepflichtigen, 
die von den Standesherrn reclamirte Entſchädigung zu 
übernehmen, nicht nachweiſen. Denn obwohl das Geſetz 
von 1848 inſoweit, als es den Standesherrn jede den 12- 
und resp. 15fachen Bruttobetrag überſteigende Eutſchädi— 
gung für ihre Rente zu entziehen beabſichtigte, mithin dem 
damals noch unter dem Schutze der Verfaſſung und des Bun— 
des ſtehenden 8. 23 des Edictes zuwiderlief, nicht aufrecht 
beſtehen kann, ſo hat es doch inſoweit, als es die von den 
Pflichtigen zu zahlenden Ablöſungscapitalien auf ‚die, ers 
wähnten Beträge berabjegte, jeine Wirkſamkeit geäußert, 
d. h. die Pflichtigen von ihrer Schuld. bis zu: diefem her 
abgejegten Betrage —— In der Regierungsvorlage 
iſt zwar als ein möglicher Weg, dieſes verfahrene Ver— 
hältniß wieder zu ordnen, der bezeichnet, daß man jene 
Befreiung rückwärts aufheben und durch ein neues Geſetz 
für die Nandeöberrlichen Rentepflichtigen ‚das Ablöſungs— 
‚capital anf den 18fachen Betrag: wieder, erhöhen, könne. 
Obwohl ſich für dieſen Vorſchlag allerdings dies anführen 
läßt, daß die ſtandesherrlichen Rentepflichtigen dadurch den— 
jenigen in den Domaniallanden wieder gleichgeſtellt, und 
nur eines Gewinnes verluſtig gehen würden, der ihnen 
durch den Artikel 11 des Geſetzes von 1848 ohne jeden 
rechtlichen Grund unter dem Vorwande einer Entſchädigung 
für die durch Die angebliche mora der Standesheren erlit- 
tenen Vermögensnachtheile zuerkannt. worden war; ſo glau—⸗ 
ben fir doch die Bedenken, welche die Regierung ſelbſt 
hegt, ‚auf. dieſe Weiſe den. Knoten zu durchhauen, vollfom- 
men billigen zu müſſen. Denn es gibt gewiſſe Grenzen, 
welche der ——— überſchreiten darf. Directe und 
unmittelbare. Eingriffe. des Gefetzes ur: Dis: Bermögensvers 
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hältniſſe Einzelner können nur durch wichtige Gründe des 
öffentlichen Wohles gerechtfertigt werden. Geſetze, wodurch 
ſpecielle Obligationsverhältniſſe, welche durch Zahlung ber 
reits erloſchen, oder durch Richterſpruch, oder durch das 
Geſetz ſelbſt für aufgehoben erklärt worden ſind, rückwärts 
wieder hergeſtellt, oder durch welche beſtehende Verbindlich⸗ 
keiten dem Schuldner abgenommen und auf dritte Perſo— 
nen übertragen werden, find wohl ‚ohne ‚Beispiel. Haben 
die Organe’ des Staates, welche das Gefeß von 1848 "ber: 
vorriefen, duch ihr willkührliches Vorſchreiten gegen Die 
Standesheren Entihädigungsanfprüche der Tegteren gegen 
den Staat begründet, To. muß dieſer die rechtlichen Folgen, 
ſo drüdend ſie auch für den Fiscus fein mögen; in 
neßmenu 27.0 tie a Ei ee 

Die allerbedenklichften Conſequenzen würde aber ein 
‚Gefeg. in Ausficht ftellen, Durch ‚welche der Staat ſich eier 
durch die Mißgeiffe feiner Organe übernommenen Entſchä⸗— 
digungspflicht Eurger Hand dadurch entledigte und den Re— 
clamationen der Gläubiger ſich dadurch entzdge, Daß. ver 
dritten Perſonen, die, mögen fie 'audy "urfprünglidy Die 
‚Schuldner geweien fein, immerhin durch ein beſtehendes Ge— 
jeg von dieſer Schuld: befreit: find,; feine Verbindlichkeiten 
übertrüge. Ein ſolches Beiſpiel, feine Schulden zu bezab- 
len, darf der Staat nicht geben, wenn er fi nicht dem 
Vorwurfe ausſetzen will, willführlich über die Vermögens 
rechte einzelner Staatsangehörigen zu ſchalten. 4 
Meferent iſt hiernach der Anficht!“ m u 0 ©. 

1) daß’ der: ‚Staat: dadurch, daß exi: Durkh: das Geſetz 
vom 7, Auguſt 1848: die den Standeshertn gebührenden 
Ablöfungscapitalien bis zum 12= und resp. 45fachen Brutto- 
betrage  berabfeßte, mithin die Differenz. zwiſchen dieſem 
und. dem 18fachen Betrage den Schuldnern erließ‘, unge: 
achtet damals der $. 23 des. Edictes noch in Kraft beſtand 
und ein giltiger Verzicht der ; Standesherrn. nicht vorlag, 
die Entſchädigungspflicht inſoweit, als er die Renteſchuld— 
ner davon befreite, ſelbſt übernommen hat... m; 
2). daß eine Revocation: der den Rentepflichtigen  ein- 
mal durdy- ein, in der verfafjungsmäßigen: Korm erlaſſenes 
Geſetz gewährten Befreiung, resp. einer Zurückübertragung 
der. von. dem Staate durch Die — ſeiner Organe 
übernommenen Entſchädigungspflicht auf die urſprünglichen 
Schuldner nicht zu befuürworten, da die Schuldner dieſe 
Befreiung „einmal durch das Geſetz erworben haben, und 
keine ſolche Rückſichten des. Staatswohles obwalten, welche 
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einen Eingriff in die Vermögensverhältnifie diefer Schuld» 
ner. auf. Dem Wege der —— durch Entziehung er⸗ 
worbener Rechte rechtfertigen konnten; daß daher I 

3) kein anderer Ausweg übrig bleibt, als die: Auszah⸗ 
lung der von den Standesherrn rerlamtrten: Differenz. zwi- 
ſchen dem 18 fachen und zwiſchen dem zwölf, reip: 15 En 
Bruttobetrage «der einzelnen Ablöfungscapitalien auf den 
(rund einer. vorherigen definitiven Liquidation und Be- 
rechnung, als eine dem Staate rechtlich obliegende am, 
zu bemilligen. ü 


Hiernach fan e8 aber u feinem tweifel ietiiegen, 
daß der Staat auch dieſe Quoten des Ablöſungscapitals 
von dem Tage an, an welchem die betreffenden Ablöſungen 
in Wirkſamkeit getreten find, bis zum Tage der zu Leiften- 
den Zahlungen zu verginfen verpflichtet iſt. Diefe Ver— 
bindlichkeit zur Verzinſung ift Die nothwendige Conſequenz 
aus den oben entwickelten Prämiſſen, daß das den Statt: 
deöheren im 8.23 des Edictes verlichene Privileg der 
vonftändigen und gleichzeitigen Entſchäädigung in Beziehun— 
auf / den Vollzug des Ablöſungsgeſetzes non 1836 an' Pr 
noch fortbeſteht "und sin Verzicht der Standesherrn nur in— 
Joweit wirklich vorliegt, als fie ſich mit dem 18fachen Be— 
krage begnügen, reſp denfelben ale tine vrunandige * 
ſchaͤdigung anerkennen wollen. — 


Aus der Vorſchrift des Edittes, daß die — 
eine gleichzeitige fein müſſe, folgt, daß das ganze Ku 
öfungscapital im 18 fachen Betrage an dem Tage; 
welchem die Abköfung in Wirkfomfeit, tat, "Fällt; ind er 
Staat zu. deffen unverfürzter" Auszahlung verpffi tet war; 
und e8 ift deßhalb der Staat inſoweit, als er auf den 
Grund des Art. 11 des Geſetzes von 1848 unbefugte Ab— 
züge machte, den Standeshertu "gegenüber in mora und 
zur Entrichtung von Verzugszinſen verpflichtet. 

Wir empfehlen ſonach der verehrlichen Kammer ad 
pag, 13 sub A der Regierungsvorlage (Beil. Nr. 107): 
| Die Zuftimmung zu der dort proponirten Beflimmung 

zu. ertbeilen, ‚veip, Die zum Vollzuge dieſer Beftim- 
mung erforderlichen Capital- und. Zinfenbeträge zu 
bewilligen ‚und, die Regierung zu ermächtigen, dieſe 

Vergütung nach ihrem Ermeſſen entweder durch Baar- 

zahlung oder mittelft Berabfolgung von Obligationen 
zu. 4 pCt. auf Inhaber, ‚welche auf; Seiten der In⸗ 
haber unauffindbar find ‚ zu leiſten. 


u ci 
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Zum beſſeren Verftäindniffe der auf die Staatsrente 
bezüglichen  Regierungspropofition sub’ B tft Folgendes 
vorauszuſchicken: j Ä A 

Das Ablöſungsgeſetz von 1836 beabfichtigt, dem Grund-⸗ 
renteberechtigten für das Aufgeben ſeiner Rente einen Er— 
ſatz durch ein Geldcapital zu geben; welches, zu 4 pGt. 
verzinslich angelegt, denſelben reinen Ertrag verſchafft, 
welchen die. Rente ſelbſt gewährt hatte. Geldeapitalien 
unterliegen weder einer Beſteuerung noch verurſachen fie 
einen) befonderen Verwaltungsaufwand. Beides tritt aber 
bei den. Grundrenten ein; mit der Ablöfung einer Grund» 
rente verjchwindet: die Steuerlaſt für den bisherigen Be— 
vehtigten und gebt auf den ablöſenden Pflichtiqen Aber, 
indem diefer nunmehr fein rentenfreies Grundftüd um jo 
viel höher. verftenern muß. Es war, darum nötbig, zur 
Ermittelung des reinen Ertrages „der Renten alle. darauf 
haftenden Staats-, Provinzials und Gommunnlausichläge, 
ſowie jonftige Koften und Laften auf den Grund von Durch: 
Ichnittöberechnungen zu: Gunften der- Pflichtigen in, Abzug 
zu bringen. ° Das Ergebniß dieſer Berechnung war Dieß, 
daß ‚auf einer: Bruttorente, von 100 fl. an Steuern. und 
ſonſtigen Zaften 28: fl. ruben, worunter insbefondere 15 fl. 
directe Steuern, jo daß alfo der Reinertrag nur 72 FL iſt. 
Diefe 72. fl. find ‚gleich ‚dem vierprocentigen Zinfenbezuge 
aus einem Gapitale von 1800 fl., wonach alfo das dem 
Reinertrag der Grundrente: entiprechende. Geldcapital gleich) 
iſt dem 18 fachen des Jahresbetrags der Bruttorente. 

Hierauf. beruht der im Gejege von 1836 allgemein be- 
ſtimmte Ablöfungsmaßftab. Für die Standesherrn murde 
aber aus folgendem Grunde noch eine befondere Beftim- 
mung. erforderlich. Da nämlich die Standesherrn nach 

. 65 des Edictes von 1820 in Anjehung.. ihrer ehemals 

euerfreien Befigungen bisher noch ‚eine partielle Steuer: 

efreiung von °/, genoffen, jo war natürlich der Reinertrag 
ihrer Grundrenten um fo viel, als ihr Steuernachlaß bes 
‚trägt, höher, als der Reinertrag anderer Grundrenten; es 
mußte daher den Standeöheren, außer dem Für alle übrigen 
Grimdrentenberechtigten fixitten Ablöfungscapitil des 
18 fachen Bruttoertrags, noch eine’ weitere Vergütung zus 
gefichert werden, welche aus 3, von 15 pCt. der Brutto— 
rente oder des Normalftenercapital® "beftcht, da, wie bes 
reits bemerkt⸗ die auf den Grundrenten haftenden directen 
Steuern 15 pCt.des Normalſteuereapitals betragen und 


Beilage Nr. 2295.38. Prot. v. 15.0.1857. 89 


diefes Dem Bruttoerttage der Nente ſelbſt glei if. Da 
nun, wie oben erörtert wurde, Das —— die 
ſtandesherrlichen Grundrentepflichtigen nicht nach drücken— 
deren- Normen behandelt wiſſen will, als alle andern, über: 
die auch die Ablöjung einer -ftandesherrlichen Grundrente 
infomweit einen Gewinn fir den Staat ergibt, ald das bis- 
ber in den Händen des Standesherrn theilweiſe fteuerfreie 
Dbject durch feinen Uebergang in die Hände des ablöfen- 
den Pflichtigen den allgemeinen Steuergejeßen unterworfen 
wird; jo wurde diejenige Vergütung, welche den Standes- 
beren mit Rüdfiht auf ihre partielle Steuerfreiheit gebührt, 
nicht zu dem Ablöfungscapital felbft gejchlagen und mit 
dieſem den ablöfenden Rentepflichtigen anfgebürdet, jondern 
als eine Schuld auf Die Staatötaife übernommen, welche 
nah Urt. 13 des Ablöfungsgejeßes den Stamdesheren da⸗ 
für eine Staatörente zu couſtituiren hat: Ä 
Dieſe den Standesheren bei Ablöfung ihrer Grund⸗ 
renten iu conftituirende Staatsrente war Daher nichts an— 
ders, als ein Theil der ibnen rechtlich gebührenden Ente 
Ihädigung, der aber mit ihrem 'Steuerprivileg im engften 
Zufammenhange ftand und in'demfelben Augenblide bins 
wegfallen mußte, wo ihnen die Steuerbegünftigung ſelbſt 
entzogen wurde, Denn e8 liegt auf ** Hand, Daß, 
wenn bie Standeöheren in Folge des Wegfalls ihres’ Steuer- 
privilegs ihre nicht abgelöfte Grundrente wie jeder’ andere 
Grumdrentenberechtigte verfteuern müſſen, ihr Nheinertrag 
auch nicht höher tft, wie der, welchen alle anderi "Grund: 
rentenberechtigte beziehen, und‘ daß fie mithin auch nicht 
wegen‘ eines Böheren Reinertrags eine bejondere Vergütung 
oder eine über den allgemeinen Ablöfungsmapftab Knaus: 
gehende weitere Entfchädigung in Anfpruch nehmen können. 
Nachdem der Artikel‘ 8 des Gejeßes vum 7. "Au: 
ge 1848 alle Borrechte der Standesheren hinfſichtlich der 
‚ntrichtung von directen oder indireeten Steuern aufgehoben 
hatte, war es eine natürliche ae daß auch der Art: 12 
dieſes Geſetzes ihnen in Beziehung auf die noch zu bewir⸗ 
fenden Ablöfungen den Anſptuch auf jene im Art. 13: des 
Ablöfungsgejeges ihnen zugeficherte Staatsrente entzog; ja 
28 hätte eben wegen diefer nothwendigen Conſequenz, kaum 
einer ausdrücklichen Entziehung im Gefege bedurft. 
Wenn nun, wie aus der Regiernngsvorlage zu entneh: 
inen ift, die Standesherrn gleihwohl eine nachträgliche Eon» 
ftituirung jener Staatsrenten für alle jett dem 1. Juli 1848 
bist jegt abgelöften Grindrenten verlangen (deren jährlicher 
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Geſammtbetrag fih auf cirea, 2800, f...befäuft , wozu noch 
der auf, ‚ungefähr. 22,400 fl. angegebene Rückſtand aus 
früheren Jahren fommt, und wozu vorausſichtlich durch den 
nachträglichen Beitritt noch anderer Standeshexrn noch wei— 
tere Summen hinzukommen werden); ſo ſcheint beim erſten 
Anblicke dieſer Anſpruch befremdend und einer rechtlichen 
Begründung zu entbehren. RE 
Die Standesheren, möchte. man: wohl. einwenden, haben 
im: Sabre 1848 auf ihr Steuerprivileg verzichtet, ſich ſeit⸗ 
dem bezüglich aller ihrer fteuerbaren Bermögensobjecte, und 
namentlich auch bezüglich ihrer nicht abgelöften. Grundren- 
te, bereitwillig. den allgemeinen Steuergeſetzen unterworfen, 
und: auch jegt dieſen Verzicht. erneuert: und. beitätigt, indem 
fie zu Dem: $. 37 des dermalen zur ſtändiſchen Verabſchiedung 
vorliegenden neuen Standesherrlichfeitsedictes, welcher die Auf- 
bebung des Steuerprivilegs erneuert, ihre Zuſtimmung gegeben 
haben. : Wie fönnen num Die Standesherrn — wird ‚man fra= 
gen — auf der. einen Seite anerkennen, daß fie ſeit dem 1..Fuli 
1848 bis ‚jeßt mit Recht. hinfichtlidy aller. ihrer, Bermögensr 
objecte, zur vollen „Steuer ‚herangezogen. worden, find, und 
leichwohl verlangen, daß ihnen-für ihre während ‚Dejjelben 
J—— abgelöſten Grundrenten ‚eine Vergütung, oder 
Entſchädigung bewilligt werde, welche nothwer 0 Ak der 
VBorausjegung. berubt,: daß Die Standesherrlichen Grundren⸗ 
ten nicht alleın. während ‚Des Zeitraumes. vom, 1,Juli 1848 
his jetzt, ſondern auch in ‚aller, Zukunft. won. %a,.Der ordent— 
lichen Steuer befreit ſind? Entweder, wird man weiter 
concludiren, wollen die. Standesherrn ‚bei Ihrem. edictmäßtz 
en. Steuerprivilen beharren ; dann muß es aber befremden, 

iß fie dieſes Steuerprivileg, nur ‚für ihre innerhalb des 
Zeitraumes. vom 1. Juli 4848 bis jetzt abgelöſten Renten, 
nucht aber auch hinſichtlich ihrer übrigen ſteuerbaxen Objecte, 
nicht. einmal. hinſichtlich ihrer. künftig abzulöſenden Renten 
geltend machen, und daß. fie, mit, dem vorliegenden, Entſchä— 
digungsanſpruche nicht zugleich, Die Zurüdjorderung von * 
ihrer ı gefammten feit dem 1. Juli 1848 bezahlten. Directen 
Steyern verbunden haben... Oder aber, die. Standesherrn 
erkennen. an, „wie ſie dies in der That thun, daß. jie jeit 
dem 1. Juli 1848 fein Steuerpricileg mehr — und 
mit Recht hinſichtlich ihres ganzen ſteuerbaren Vermögens 
nach den allgemeinen Steuergeſetzen behandelt worden ſind: 
dann kaun aber doch wohl feine Rede Davon: ſein, daß. ſie 
für ihre won dieſen Zeitpunkt abgelöften Neuten eine Der 
ſondere ‚Vergütung fuͤr denjenigen, höheren Reinertrag im 
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Anſpruch nehmen, welchen diefe Menten in Folge der parti 
ellen Steuerbefretung für die. Standesheren hatten. 

Gleichwohl glaubt Meferent leicht nachweiſen zu fönnen, 
daß der die Staatsrente betreffende Anſpruch der Standes: 
bern, ungeachtet jener Scheinbar: demſelben 'entgegenftehen= 
den Bedenken, juriſtiſch durchaus begründet. ift, und daß 
daher der Staat, wollte er ihn zurückweiſen, in Folge einer 
Beichwerde bei der Bundesverfammlung: oder. richterlich 
zur Bezahlung der geförderten Summe : ——— werden 
würde. 

Wenn fih aud aus der Beftimmung der Bundesncke, 
daß die Standesherrn auch in Anſehung der Befteuerung 
zur privilegirteſten Claſſe gehören jollen, in ‚denjenigen 
Städten, wo überhaupt. feine Steuerbefreium en: mehr be: 
fteben, fein beftimmtes Steuerprivileg‘ det Standesheren 
nachweiſen läßt; ſo ift es doch gewiß, daß den Standes⸗ 
herrn des Grobherzogihumo ein ſolches durch das Ediet 
von 4820 wirklich eingeräumt wurde, daß dieſes Steuer: 
privileg mit dem Ediete ſelbſt unter dem Schutze des Bun: 
des: md" und den Standesherrn daher nur inſoweit und 
in“ demjenigen Umfange, in welchem ſie A —— 
teten, entzogen werden: konnte, 

Bei den: Im! "Jahre 1848 Aiuifchen der. Regierung und 
den Standesherm i;gepflogenem Verhandlungen: haben die 
letzteren allerdings auf ihr Steuerprivileg verzichtet /_ indem 
fie zu dem betreffenden Artikel des ihnen damals: mitge- 
theilten 'Entwurfes des Gejeges vom 7. Auguſt 4848 in 
ihrem Schreiben: an den’ ‚Beophergoglühen: en 
vom 9; April 1848 bemerkten: 

So empfindlich wir durch die Beſtimmung dieſes Ar⸗ 
NRtikels betroffen‘ werden, in einem Zeilpunkte, wo ohne⸗ 

— auch: andere Opfer und finanzielle Verluſte aller 

92. Met Auf uns einftürmen, jo wollen wir doch der Auf- 

bebung dieſes vertragsmäßig uns ‚zuftehenden Privi— 

legs Und“ ultterwerfen, da e8 mit der Reugeftaltung 
der: Berhäftnifje. für unverträglidh gehalten wird. 

‚ Allein von dieſem Verzichte auf das Steuerprivileg im 
Kigemeinen wurde ausdrücklich der Anfpruch auf Die 
nad. Art. 13 des Ablöſungsgeſetzes zu conſtituirende Staats: 
rente audgenommen. Denn in demſelben Schreiben 
vom 9. Aptil 1848; welcher die Verzichte enthälty wurde 
zu demjenigen Artikel; des Entwurfes, welcher den Wegfall 
der Staatsrente bei künftigen Abtefungen — von N 
‚Standesheren folgendes bemerkt: - ai II 
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Man hofft, daß dieſer Artikel wegfallen wird, indem 

er eine große Härte gegen Diejenigen Berechtigten in- 

volvirt, weiche durch die verzögerte: Ablöfung ohnehin 

großen. Nachtheil erleiden. . 

Der Miniftertülveferent erwiederte darauf in feinem 
Schreiben vom 14. April 1848, 
| daß das Miniftertum diefem Wunſche zu feinem Be- 

dauern nicht zu entjprechen vermöge. - 

Und fo kam der Art. 12, des Widerſpruchs der Stan- 

desherren ungeachtet, in den den Ständen im Jahr 1848 
vorgelegten. Gejeßesentwurf. 
Es verſteht ſich ſchon nach allgemeinen juriſtiſchen Re⸗ 
geln von ſelbſt, daß, da damals die Verhandlungen zwiſchen 
der Regierung und den Standesherren die geſammten 
Rechtsverhältniſſe der letzteren gleichmäßig umfaßten, ein 
bindendes Reſultat nur dann die Folge geweſen wäre, wenn 
bezüglich aller mit einander im Zuſammenhange ſtehenden 
Punkte eine Uebereinkunft wirklich. zu Stande gekommen 
wäre. Die Regierung ‚konnte. aber um ſo weniger einzelne 
Punkte, bezüglich welcher: wirklich ein Verzicht: vorlag, will 
fürlicy ‚herausnehmen und im anderen» Punkten von den 
Wünſchen der Standesherren abweichen, ald Die Standes- 
herren ihrem. Verzichten im Dem gedachten: Schreiben‘ aus⸗ 
— die Verwahrung beigefügt hatten: 

Indem wir, hiermit unſere Bemerlungen ſchließen, 
+. fönnen, wir nicht unerwähnt laſſen, daß wir manche 
fehrgroße Härten des ‚Gejegedentwurfs “unter. der 
WVorausſetzung nicht oder nur ſehr wenig beanftandet 

haben, daß unjere zu denſelben gemachten Bemerfun- 
: » gen’ geeignete Berüdfichtigung.: finden werden. Wir 

alten deßhalb Dad, Recht Der freien Be: 

‚anftandung aufden Kall uns offen halten, 

“wennobige RER EIERRNG gegen Erwarten 
nicht eintreten follte.. — 

Hatten hiernach die Standesherrn auf ihr Steuerprivileg 
mir nuter dem als Bedingungı beigefügten: Vorbehalte 
jener Staatsrente verzichtet ; 5 war Die Folge davon, daß 
die Megierung fich: au diefen Borbehalt acht fehrte, notb- 
wendig die, daß wegen Nichterfüllung der Bedingung: der 
ganze zexzicht auf das gejammte Steuerprivileg, zufammenfiel. 
Auch jetzt haben die Staudesheren auf's Neue in. Die 
Aufbebung ihres — — reſp. in die Uebertragung 
des Art. 8 des; Geſetzes vom 7. Auguſt 1848 in das neue 
Edict, eingewilligt; aber auch jegt ‚baben. ſie Died ‚mit dem 
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allerdings ſehr ermäßigten Vorbehalte gethan, Daß ihnen 
zwar nicht mehr für die Zufunft, wohl aber für die jeit 
dem Gejege von 1848 bis jegt abgelöften Grundreuten Die 
Staatörente in Gemäßbeit des Art. 13 des Geſetzes vom 
27. Juni 1836 conftitiurt werde. | 

Wir beantragen daher, auch dieſen Anſpruch der Stanz 
desherrn ald einen rechtlich wohlbegründeten anzuerkennen, 
und umſomehr der debfalld in der Beilage Nr. 107 pag. 13 
sub B. proponirten Beftimmung die ſtändiſche Zuſtimmuung 
zu ertbeilen, als durch Nichtaunahme derjelben Die Die Auf: 
bebung des ftandesherrlihen Steuerprivilegd bezweckende 
Hebereinfunft wieder in Frage geitellt werden würde. Die 
Frage: welche Folgen für die Staatskaſſe in Ausficht ſtän— 
den, wenn die Standesheren duch Nichrbewilligung diejer 
Staatörente veranlaßt würden, eine gerichtliche Entjcheidung 
über die rechtliche Bedeutung ihres im Jahre 1848 auf das 
Steuerprivileg geleiteten Verzichtes zu provoziren? will 
Meferent hiermit nur angedeutet, nicht aber beantwortet 
haben. 


3u 0. 

In welcher Weiſe der Art. 11 des Geſetzes vom 7. Auguſt 
1848 diejenigen Verträge, welche die Standesherrn mit 
einzelnen Grundrentepflichtigen über höhere Entſchädigungs— 
ſummen, als das geſetzlich fixirte Ablöſungscapital, abge— 
ſchloſſen hatten, für aufgehoben erklärt und die Stan— 
desherrn zur Rückvergütung der über Das Achtzehnfache der 
Rente ihnen zugeſicherten Entſchädigung angehalten hat, 
Died. iſt aus pag. 10 der Beilage Nr. 107 zu erſehen. 

Die Standesherrn hatten zur Aufnahme diefer Ber 
ftimmung in das Geſetz bei den im April 1848 mit der 
Regierung gepflogenen Verhandlungen ihre Zuftimmuuag 
nidht.gegeben, rejp. auf Lie Mehrbeträge, welche ihnen 
durch Die in ‚jenem. Gejege außer Kraft geießten Verträge 
zugefihert waren, nicht verzichtet. Denn in dem Ge— 
jegesentwurf, welcher jenen Verhandlungen zur Baſis diente, 
war Dieje, erſt duch einen Antrag des Ausfchujles der 
zweiten Kammer hervorgerufeie , Belimmung noch gar nicht 
enthalten gewejen. 

Unſere PBuarticulargefeggebung bietet, außer dem; vor: 
liegenden, feinen Fall dar, in welchem durd einen legis- 
lativen Act Verträge, die in Gemäßheit der beftebenden 
Gejege und in gutem Glauben abgeſchloſſen, durch Die 
conıpetenten Behörden beftätigt und bereitd in Bollzug ges 
jet waren, rückwärts vernichtet werden find. Auch in, dem 
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gemeinen Rechte findet fich”ein ſolches Beiſpiel nicht; Diefeg 
ftellt vielmehr als unverbrüchliche Regel die auf, dafı Ver⸗ 
tragsverhaͤltniſſe, welche der Vergangenheit angehören, für 
die Geſetzgebung unerreichbar find. Das in der zweiten 
Kammer zu Hülfe genommene Motiv, jene Verträge. jeten 
don den ſtandesherrlichen Grundrentepflictigen im der 
Verzweiflung gefhloffen worden, hätte, wenn es 
auch auf eimer minder willführlichen Unterftellung berubte, 
doch nur zu einer richterlichen Auflöfung, unter: Bebbach— 
tung der procefjualiichen Formen, Führen können, nicht- aber 
zu einem Acte, der ebenwohl wieder eine verfafjungswidrige 
Einmiſchung in das Gebiet der Juſtiz und ein Mißbrauch 
der. Form des Geſetzes zur Vernichtung  wohlerworbener 
Rechte war, und zu deſſen Charakteriſirung die denſeloen 
befürwortenden Negterungscommifjäre kaum noch nöthig 
hatten, ſich als die Organe eines über die Standesherrn 
gekommenen Verhängniſſes darzuſtellen, wenn ſie im der 
Sitzung der erſten Kammer vom 24. Juni 1848 erklärten: 
„Jene Verträge anzugreifen, widerſpricht allerdings dem 
formellen Rechte; die Notbwendigfeit liegt aber in dem 
Verhängniſſe unferer Zeit, 

Die Protokolle der zweiten Kammer vom. 8. Mat 1848 

ern übrigens, daB, wenn Die Kammer einftimmig 
diefe von ihrem Ausschuife beantragte Beftimmung in das 
Geſetz aufnahm, nicht ſolche das Rechtsbewußtſein verletzende 
Motive entſcheidend waren, ſondern die der Kammer ge— 
machte Mittheilung, daß die Standesherrn auf den durch 
jene Verträge ſtipulirten Mehrbetrag ihrer Entſchädigung 
erh theils ſchon verzichtet hätten, theils zu verzichten 
bereit ſeien. Die in der gedachten Sitzung ansgeiprachene 
Berwahrung eines Ausihußmitgliedesr 
„er würde obne: dieje: Mittbeilung aiemals 
und. unter feinen Umftänden jeine Zuftim: 
mung Dazu gegeben haben, rechtsgiltige 
Berträge bei Seite zu jegen und für wir: 
kungslos zu erflären“, 
mag wohl der Gedanke der Mehrheit der zweiten‘ Kammer 
gewejen fein. 

Meferent "hat Näheres Über dieſen von. den Standes- 
beren während der ſtändiſchen Berathung des Gejeges vom 
7. Auguft 1848 auf die im demfelben für aufgehoben. er— 
klärten "Verträge geleiteten Verzicht, deſſen Umfang umd 
Modalitäten 2c.; nicht ermitteln können; jedenfalls ſcheint 
er nicht gegenüber der Regierung und deren Or— 
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ganen und ebenſowenig gegenüber denjenigen Per: 
fonen, mit welchen Die Stindesherrn jene Ber: 
träge abgeſchlofſen hatten, geleiſtet worden zu fett, 

Wenn 28 auch bier nicht zweifelhaft‘ fein möchte, daß 
diefe unter den Schutz des Geſetzes geftefite Verttagsver— 
fegung eine Wiederherftellung der gefränften echte der 
Standesheren erheiſcht; jo erübrigt nur noch Die Frage: 
welcer von den pag. 11 und 12 der Beilage, Nr. 107 
angedeuteten Wege zur Erreihung dieſes Zwedes einzu: 
Ichlagen jet? RR Re 

Die Grundrentenpflichtigen, weldye mit den Standes: 
bern jolche Verträge abgejchloffen hatten, find nun einmal 
durch ein formell giltiges Gejeg von ihren Vertragsver— 
bindlichkeiten, infoweit fie den 18fachen Betrag der Rente 
überftiegen,, befreit worden. Ein Geſetz fann Vertrags: 
verhältniffe weder begründen, noch, wo ſolche rechtlid) 
erlojchen find, wieder berftellen. Wir müßten daber, 
wenn wir die Durch Art. 11 des Gefeges vom 7. Auguſt 
1848 für aufgehoben erklärten VBerbindlichkeiten jenen Rente: 
pflichtigen durch ein Gejeg wieder auferfegen wollten‘, be: 
jorgen, Daß wir unſer Gefeß demjelben Vorwurfe aus: 
fegtein, welchem das von 1848 nicht entgehen fann, dem 
Borwurfe nämlich, daß wir die der Gefeggebung gezogenen 
Grenzen überjchritten und über Privatrechtsverhältniſſe Ein— 
zelner disponirt hätten, die nur durch richterliche Entſchei— 
dung oder durch freie Uebereinkunft der Parthien geändert 
oder geordust werden können. Unmittelbare Eingriffe des 
Geſetzes in Lie Vermögensrechte Einzelner können nur duch 
unabweisliche Rüdfichten ves Staatswohles. gerechtfertigt 
werden; dagegen bat. der Staat: die Folgen der Mißgriffe 
feiner Organe, hinzunehmen, und jeder Verſuch, mit Hülfe 
der geſetzgebenden Gewalt: ſich durch Belaftung einzelner 
Privaten dieſen Folgen zu: entziehen, würde Willkühr, Uns 
gerechtigfeit und ein großer politiſcher Febler fein. ” 

Dazu fümmt aber noch die weitere Rüdfiht, daß, wie 
Referent. bier wiederholt. betont, das Ablöſungsgeſetz von 
4836 , indem. ed: ſowohl für die-ftandesherrlichen, wie für 
alle. anderen Rentepflichtigen,, das Ablöfungscapital auf den 
18 fachen Betrag ‚der Bruttorente fixirte, damit auch allen 
Rentepflichtigen, ohne die ſtandesherrlichen Davon, auszu— 
nehmen, das. Recht, zuficherte, . durch . Bezahlung Diejes 
18fachen Betrags ihr Eigeuthum von der darauf haftenden 
Rente zu befreien; Daß mithin eine deu Standesherrn auf 
Grund des $. 23 des Edicted von 1820 gebührende höhere 
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Entſchädigung, nad dem, zwifchen Staat und Standesheren 
durch. Vereinbarung jenes. Edictes begründeten Vertrags: 
verhältnilie, von dem Fiscus zu übernehmen war; daß 
folgeweije dieſe Rentepflibtigen,, welche ſich durch jene Ver— 
träge zur Entrichtung höherer Ablöſungsbeträge den Stan— 
desherrn gegenüber verpflichteten, die dem Stagte zur Laſt 
fallende Differenz aus Irrthum und Mißverſtändniß des 
Geſetzes übernommen haben. So wenig daher auch der 
Art. 11. des Geſetzes vom 7. Auguſt 1848 vom Stand— 
punkte des formellen Rechtes nnd der legislativen Politif 
gebilligt werden fann, jo bat er Doch, freilich nur indirect 
und ohne Willen und Willen der Tegislativen Factoren, 
das Gute wenigftens bewirkt, daß das dem Gelege von 1836 
entiprechende, aber bisher veckannte, richtige Verhältniß 
wieder bergeftellt und der Staatsfaffe die ihr obliegende 
Entihädigungspflicht bezüglich der fraglichen Differenz, der 
fie fi) zur großen Prägravation der ftandesherrlichen Grund: 
bolden zu entziehen gejucht hatte, wieder aufgebürdet 
morden tft. 

‚ Indem wir daher aud) dieſen, aus dem fünften Abjag 
des Art. 11 des Geſetzes von 1848 abgeleiteten Enſchädi— 
gungsanfpruc der Standesheren gegen den Staat ald einen 
rechtlicy wohlbegründeten anerfennen, beantragen wir. aud) 
die in der Beilage Nr. 107 pag. 13 sub C. proponitte 
Beftimmung zur ſtändiſchen Annahme. 


Schließlich wird bemerkt, daß Ihr zweiter Ausschuß, 
ohne indefien in feiner Gejammtbeit den vorftebend ent: 
wicdelten Motiven in aller Beziehungen beizutreten, eins 
ftimmig dem Antrage fih) angejchloffen Hat, Mn 
daß die zweite Kammer der Stände ihre Zuftimmung 
zu den Seite 13 der Regierungsvorlage;, Beilage 
Nr. 107, proponirten Beftimmungen ertheilen wolle; 

daß indefjen ein Mitglied des Ausfchuffes dem weiteren 

Antrag geftellt Fat: Dr 
Biete Zuftimmung nur unter der Bedingung zu er- 
theilen, Daß Die conjentivenden Standesherrt auf 
Geltendmachung jeder weiteren Befchwerde beim Bun: 
destage entfager, welche fie möglichermeije wegen Ber: 
[uften geltend machen fönuten, Die fie durch die Groß: 
A Ye Geſetzgebung erlitten zu haben behaupten 
wollten. 


—— — - 


Beilage Nr. BO 
zum 38. Protokoll vom 15. October 1857. 


Bericht des erften Ausfchuffes J ⸗ 
über den’ Antrag der Abgeordneten Dörr, Oeſer, 
Calmberg, Braun, Eckert und Walther, die Vollen⸗ 

dung des Syſtems des Straßenbaues im Groß⸗ 

herzogthum betreffend, (Beil; Ir, 190; 

erſtattet von dem Abgeordneten Draudt. 





ubaRt matt} nen) J 
Die benannten ſechs Abgeordneten aus; Starkenburg 
und Oberheſſen haben für Ausführung einer im Jahr 1836 
zwiſchen Regierung und. Ständen ‚vereinbarten Syſtems 
der ‚ Straßenbauten des Großherzogthumg in Antrag ges 
ellt, für Die beiden Provinzen Starfenburg- und. ‚Ober: 
efjen, weil für Rheinheſſen durch Die, Diefem zugehörigen 
ittel ſich es erledigen werde, ‚eine Ermittelung zu ver: 
anlaſſen, welche Straßen in jenen, Provinzen nod) zu einer 
ollendung des Straßenneges zu bauen ſeien, in, welcher 
olge dieſes, und mit. welchen Mitteln in jeder, Finanz— 
pertode. 14 EL, —— 4— —— *, 8* 
Auf⸗die Mittheilung dieſes Antrags iſt von dem Herrn 
Praͤſidenten des Finanzminiſteriums dem Referenten Fol— 


gendes erwibert: RI HEE 
t EN ‚ind, die Mittel zur Ausführung des 
im Jahr 1836 mit, den, Ständen vereinbarten, Sÿſtems 
von Staats- und Provinzialftraßen durch Kapital: 
aufnahnie beſchafft mit’ anderen Worten Alfo anti- 
eipitt worden, da das Land und beziehungsweiſe die 
In ren, nicht im ‚Stande — find, auslau⸗ 
fenden Einnahmen ſofort den Aufwand für jene 


nf 
1" 
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Straßenbauten zu decken. Diefe Maßregel bat dem, 
Lande die Segnungen guter und weitverzweigter 
Straßenverbindungen früher verfchafft, als dies mög— 
lich gewefen jein würde, wenn man die Ausführung 
des vereinbarten Syitems von dem jeweiligen Stande 
der aus laufenden Einnahmen flüjftg zu machenden 
Mittel hätte, abhängig machen wollen; allein, da 
dieſe Mittel, an ſich über ein beftimmtes Maß hinaus 
nicht vermehrt werden konnten, ſo iſt von jener Zeit 
— ar noch ‚auf eine längere Reihe von Jahren ein 
fortwaͤhrender Aufwand“ für Straßenneubanten‘ ges 
blieben, wobei es in der Sache nichts Ändert, wenn 
die jährlich wiederfehrönden Ausaaben- zum Theil 
Aus der Staatsſchuldentilgungskaſſe beſtritten und 
zu Straßenneubauten nicht mehr Direct, ſondern in— 
. direct für Verzinſung und Tilgung der Straßenbaus 
ſchulden gemacht werden. Nur in der Provinz Rhein: 
heſſen haͤt ſich ein günſtigeres Verhältniß aus dem 
Grunde eingeftellt „o weil ı hier ſchon vor dem Jahre 
1836 eine Anzahl von Provinzialſtraßen erbaut und 
demnach nicht mehr ſo Vieles nachzuholen war, wie 
in den beiden dieſſeitigen Provinzen. 


RE Scheint mir durchaus nothwendig, dieſe Ver— 
hältniſſe bei Beurtheilung des vorliegenden Antrages 
er Herren Abgeordneten Dörr, Defer,’ Calmberg 
Braun, Eckert und Walther Feft im Auge zu. behal⸗ 
ton Die Heren Antengfteller beanftanden, daß feither 
der Regel allen Vorſchlägen wegen Erbaitung heiter 
EStraßen dad Argument entgegengehalten worden ſei, 
das Land beſitze hierfür keine Mittel, fie Halten dieſes 
Argument ſogar für uünklug, weil fie glauben, der 
* Stan werde dadurch discreditirt. "Ich vermag nun 
zunächſt diefes Letztere nicht zuzugeftehen, denn meiner 
Anſicht nach beruht der Credit eines Staates bei guter 
Ordnung des Finanzhaushaltes weſentlich "darauf, 

daß erfannt wird, wie man beftrebt fei, die Kräfte 

des Landes nicht zu überſpannen, ſondern in den 


Ausgaben ein weiſes Maß zu balten. | 
1 An. Erklärungen, der, Regierung. ſowohl, wie der 
3 1 Stände, daß die, Zeit zur, Wiederaufnahme; beträchts 
licher Steaßenneubauten- no nicht gekommen ſei, hat 
es aber in, der That bisher nicht gefehlt, und wenn 


’ 
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ein ſolches Bekenntniß wirklich das Mittel wäre, die 
vielen Petitionen um. Straßenanlagen aufhören zu 
faffen, jo würde die fortwährende Wiederfehr ſolcher 
Petitionen und Anträge nicht zu erklären fein. 
- Die Herren Antragfteller ſind aber ‚der Meinung, 
daß es dem Staat an Mitteln nicht fehle, und bier: 
- auf find Ihre Vorichläge gegründet, eine Vervollftän-, 
digung des Straßennetzes zu vereinbaren "und jofort 
‚einen Plan zur allmäbligen Ausführung der neu zu 
becſchließenden Straßenbauten. unter, Berückſichtigung 
des Grades, ihrer Dringlichkeit feſtzuſtellen. 
3 Bon neuen, Kapitalaufnahmen zu: Steanßenanlagen 
wird num, wie mir jcheint, gegenwärtig und. moch auf 
längere „Zeit hin nicht Die, Rede ſein fönnen; denn 
eine ſolche Operation würde dem Lande nur fort— 
dauernde, uud zwar größere Opfer auferlegen, als 
wenn man ſich Darauf, beſchränkte, die jeweilig etwa 
disponibelen Mittel direet auf Neubauten zu verwen— 
den» ‚Die Frage, inwieweit dermalen dem geſtellten 
Antrage Folge zu geben ſein dürfte, dreht ſich daher 
nur darum, zu beurtheilen, ob jetzt ſchon aus laufen— 
den Einnahmen Fonds von nennenswerthem Belang 
für Dem; bezeichneten Zweck- erübrigt: werden „können, 
deren Berausgabung: demnach) zu dem ‚obenerwähnten 
fortdauernden Ausgaben hinzukommen würde... | 


„Hhrrıt Fr 


e⸗ 
regte Gegenſtand vorerſt auf ſich berirhen zu falten 


ſeit dem Fahre 1836 Die Verkehrsverhältniſſe erheb 
lich umgeftaltet haben und e8 deshalb wünſchenswerth 
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„fen ı würde ‚dem, neu  entitandenen Verkehrsbedürf— 
niſſen durch geeignete Straßenverbindungen. Genüge 
leiſten zu können. Sobald hiermit der Anfang ge: 
macht werden ‚fann, wird es vaber in der That zwed- 
mäßig jein, die. netten Straßenbauten nad) dem Sinne 
des vorliegenden Antrages in ein beftimmtes Spftem 
zu bringen und zwar um fo mehr, als ſich jeit einer 
Reihe von Jahren To viele Wünſche in dieſer Hin- 
ſicht geltend gemacht haben, daß es hiernächſt noth- 
wendig jein wird, diefelben ihrer Bedeutung und 


“ihrer Dringlichkeit nach zu. ordnen. Der jegige Zu: - 


ftand des Straßenneges im Großherzogthum zeichnet 
ſich aber immer noch ſo vortheilhaft vor den Zus 
ftänden anderer Kinder aus, daß meiner Anficht nad) 
fein Grund zw Klagen gegeben tft, wenn’ nicht ſofort 
jede wünſchenswerthe Verbefferung jenes Zuſtandes 
vorgenommen, vielmehr das den gegebenen Berhält- 
niffen nach richtige Maß gehalten, die Steiterfraft 
des Landes für größere Straßenbuuten daher jegt 
nicht von Neuem in Anfprud genommen wird.“ 

Mit der vorftehenden Antwort if der erſte Ausichuß 
vollftändig einverstanden. ©" is 

Einmal belegen die zeitherigen ſtändiſchen Verhandlungen 
ur Genüge, auf die bereits mehrfach in den verfchieden- 
Ren Theilen des Großherzogthums von 1836 ab bis Bier: 
her neu in Antrag gebrachten Straßenbauten wie die Re— 
gierung jowohl, als die Ständefammern ſich in Ueberein— 

immung befanden und, es. nod find, daß für Die dringen— 
deren Bedürfniffe im Allgemeimen die vorhandenen 
Straßen als zureichend ſich darftellen, mag daneben auch für 
dDieje oder jene Gegend eine oder die andere Straße noch 
bejonder8 erwünſcht gelten. Einer biergegen einleitenden 
Behauptung „der Herren Antragfteller gegenüber, es habe 
in dem Lande, daß, die legten Ständekammern alle auf 
Straßenanlagen gerichteten Anträge abgelehnt hätten, feinen 
gnmtigen Eindrud gemacht, wiirde es umgefehrt wohl 

ißſtimmung in mehr Kreifen erwect haben, wenn tim 
Augenblick eine größere Belaftung der Staatsfaffe für ein: 
zelne Straßenbauten noch ausgeführt worden, 

Sodann. möchte in der gegenwärtigen Zeitperiode es 
am. wenigften geeignet fein, einen Plan für, mögliche Ver: 
vollftändigung der , jeßigen Straßenverbindungen aufzu— 
ftellen, wo für beide Provinzen Starkenburg und ‚Ober: 
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hejlen noch neue Eiſenbahn⸗Anlagen im. Ausſicht genommen 
ſtehen, ja in Starkenburg eine ſolche ſchon wirklich ‚in ‚Aus 
riff genommen iſt. Daß mit dieſen ‚Anlagen "vordere 

traßenbedürfniſſe leicht ſich aͤndern, wird wohl nicht be: - 
zweifelt werden, und da erfordert: e8 Doch, wahrlich die 
Klugheit, zunöchſt erft die, Erfahrung lehren zu laſſen, 
weldye Straßen ſich noch nach dieſem in. einem allgemeineren 
Bedürfniß ergeben werden. Sonft könnten wir, des allge: 
meinen Planes ungeachtet, leichter dahin kommen, was Die 
Heren Antragfteller doch felbft gerade abzuwenden bezweden, 
daß Straßen, mehr verlaffen von dem allgemeinen Verfehr, 
gegen andere gefuchtere Straßen ausgeführt werden. Die 
Spftematifirung des Jahres 1836, in welchem doch mehr 
auf gegebene Berhältnifje gebaut werden fonnte, bat deß— 
fallfige Belege Schon mehrfad in den ftändifchen Verband: 
lungen zur Sprache bringen laſſen. 

Hat nun fo wenig ein-Deingendes allgemeineres Bes 
dürfniß den. vorliegenden geftellten Antrag zu empfehlen, 
als umgekehrt eine Rüdficht auf die in Angriff genommenen 
und weiter projectirten neuen Eiſenbahn-Anlagen noch ge: 
rade fein Hinausftellen räthlich erjcheinen lafen muß, ſo 
möchte auch am wenigften Die gegenwärtige Finanzlage 
des Staated auf den geftellten Antrag einzugehen für zus 
en laſſen. 

ie Staatsſtraßenbauſchuld, welche jetzt noch die Staats⸗ 
ſchulden-Tilgungskaſſe von den durch das Geſetz vom 19. 
September 1845 ihr zugegangenen 2,240,900 fl. (Beilage 
vom 8. Mat 1854 Nr. 794, ©. 18) zu tilgen bat, belief 
fid) vom 1. Jan. 1857 ab auf (1,136,800 + 359,400 fl! =) 
1,496,200 fl. mit einem jährlichen Zinfenbedürfniß von 
39,788 + 14,376 fl. =) 54,164 fl.; und die Provinzial: 
raßenbeufchulden betrugen am 1. Januar 1857 für Sturfen- 
burg 1.245,900 fl. mit einem jährlichen Zinfenbedürfnig 
von 44,456 fl. 30 fr., und für Oberheſſen 1,747,126 fl. 
mit einem jährlichen Zinfenbedürfnile von 63,226 fl. 
Diejer noch dauernde * unſerer Straßenſchulden 
wird vollkommen ausreichend die Abmahnung des Herrn 
Präſidenten des Finanzminiſteriums vor neuen Kapital 
Aufnahmen zu Straßenbauten, rechtfertigen. Ebenſowenig 
aber kann irgend von disponibeln Mitteln aus der gegens 
mwärtigen Finanzperiode die Rede fommen, wo befanntlic) 
ſelbſt exft noch ein Deftcit aus den vorderen Finanzperioden 
von 143,099 fl. 34 fr. gededt werden joll und abgefehen 
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von 'dilfem, der von der Stäntsregierutig vorgelegte Haupt: 
voranfchlag der Staats-Einnahmmen’ und Ausgaben ein Fähr- 
liches Deftcit von 527,071 fl. nachweiſt, um welches zu 
decken bereits für ſich die Steuetn zu einer — —— 
“er fommen müſſen. — den. 
Der usſchuß beantragt mithin: ' ‚apat * 
dem geſtellten vorliegenden Autrag für jene Nine 
Folge zu geben. J— 
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Beilage Ar. 31 
zum 38. Protokoll vom 15. Detober 1857. 


Weiterer Bericht des erften Ausfchuffes 
über ven Hauptooranfchlag der Staats-Aus— 
gaben des Großherzugthbums für die Jahre 1857, 
1858 und 1859, und zwar bezüglich der Haupt- 
abtheilungen 
I. — VII. erftattet von dem Abg. Küchler. 
IX. , „nn nv. Emalo. 
X. Be SE Z Küchler. 
XL1-5 „ „nn Ewald. 


XI. 6-- 9 
XI. u XI. ” nn v Draudt. 


(Beil. Nr. 8 und 140.) 


— — — — 


Nachdem die Beſchlüſſe der hohen erſten Kammer in 
obigem Betreffe erfolgt ſind, ſäumen wir nicht, darüber 
weiter erforderlichen Bericht zu erſtatten. 

Es gereicht uns hierbei die Bemerkung zur Genug— 
thuung, daß die von der zweiten Kammer befolgten Grund— 
ſätze bei Hinwirkung auf hunfichfle Erſparniß auch in erſter 
Kammer durch ihre zumeift beifälligen Beſchlüſſe eine that: 
jählihe Anerkennung gefunden haben. 

Die Demzufolge erzielte Minderung der veranjchlagten 
Staatsausgaben beläuft fich auf eine fehr nanıhafte Summe, 

Es wird unter diefen Verhältniſſen erlaubt fein, von 
einer befonderen Erwiederung auf die Kritifirung urferes 
vorderen Berichts, welche der Ausichußbericht eriter Kam: 
mer Seite 1 und 2 fcheinbar enthält, ganz abzuſehen. 

i 
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Wir gehen vielmehr alsbald zur Erörterung der wenig 
zahlreichen abweichenden Befchlüffe hoher erfter Kammer über. 


Hauptabtheilung II. 
Penfionen, 


Die zweite Kammer hatte auf Antrag ihres Ausſchuſſes 
ein Erfuchen an Großherzogliches Kriegsminifterium um 
thunlichfte Minderung der Militärpenfionslaft bejchloffen. 
Der Ausihußbericht erfter Kammer hat es überjehen, dieſen 
Beichluß in Erörterung zu ziehen, und fam derjelbe dem- 
ufolge auch bei den Verhandlungen erfter Kammer ſelbſt 
überhaupt nicht zur Sprache. Daß derjelbe aber zur Kennt: 
2 ded Großherzoglichen Kriegsminifteriums gelangte, iſt 
ekannt. FETT} 
Unter diefen Umftänden ſchlagen wir vor: 
auf diefen Bejchluß nicht weiter zurüdzufomnen. 


Hauptabtheilung V. 
Landſtände. 


Hierunter hat die erſte Kammer auf Antrag ihres 
Ausſchuſſes beſchloſſen, den Gehalt des ſtändiſchen Archivars 
Wittemann nicht bloß auf 250 fl., wie von der zweiten 
Kammer gejchehen, ſondern auf 300 fl. widerruflich zu 
erhöhen, 

Wir beantragen: 

Zuftimmung. 


Hanptabtheilung VL 
Militärbudget, 


Das von der zweiten Kammer auf Antrag des Abge- 
ordneten Hofmann mit 22 gegen 21 Stimmen beichlofjene 
Erſuchen an die Großberzoglihe Staatsregierung : 

„e8 wolle Ddiejelbe durch ihren Bundestagsgefandten 
die Frage, ob und in wie weit eine Verringerung der 
Bundescontingente ftattfinden fönne, in Anregung und 
ur Entfcheidung bringen laſſen“ 
hat die Beiftimmung der erften Kammer nicht gefunden. 
„Wir meſſen der Wirfjamfeit eines Erfuchens der Art 
überhaupt feinen großen Werth bei, und veriprecben uns 
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von einer einfeitigen Kundgebung dejjelben noch weniger 
irgend welchen u 
Der Antrag unferer Majorität geht demnach dahin : 
„den Feiern Beſchluß fallen zu lafjen.” 


Hauptabtheilung IX. 
Minifterium des Innern. 


1) Zu B. 2. Eriminalfoften. 


Der Ausihuß der erſten Kammer ift dem von der’ 
zweiten Kammer in der 25. Sitzung gefaßten Bejchluffe 
(S. 61 des Protokolls) 

„an die Großherzoglihe Staatsregierung das Erſuchen 
u richten, zur Ermäßigung der Criminalkoſten in 
beinhefjen eine Revifion.der faiferlichen Decrete vom 
18. Juni 1811 und 7. April 1813 bezüglich der 
Zeugengebühren in Erwägung zu ziehen“ 
nicht beigetreten. 

Wir beantragen, zugleich mit Rückſicht darauf, daß ? 
ſich finanziell um ein nicht bedeutendes Object N 
dieſes Deſiderium fallen zu laſſen. | 


2) Zu 3. A. Kreisämter. 

Der a der Majorität des Ausſchuſſes (Beil. 140 

S. 102 — 103) 
„an die Großherzogliche Staatsregiering dag Erjuchen , 
zu ftellen, in Erwägung zu ziehen, ob nicht bei den 
Bezirfen Wimpfen und Vöhl ausnahmsweiſe von 
dem Prineip der Trennung der Verwaltung von der 
Juſtiz abzugeben und die un der Verwaltungs: 
und Sufligpeamten zu Wimpfen und Böhl in der 
Perjon je eines Beamten zu vereinigen ſeien“ 

ift von der zweiten Kammer verneint, (26. Prot. ©. 16), 

von der erften Kammer aber angenummen worden. 


Die Majorität des Ausſchuſſes erneuert jenen Antrag. 


3) Zu 3. A. Kreisämter, insbeſondere Rocalpoli- 
zeibeamten, 


Den für einen Bolizeicommiffär in Darmftadt 
angejprochenen Gehalt von 800 fl. bat die zweite Kammer 
nah dem Antrag ihres Ausſchuſſes abgelehnt (26. Proto: 
toll ©. 28), die erſte Kammer aber, dem Antrage ihres 
Ausfchuffes entgegen, bewilligt. z 
1 
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Wir halten zwar, gleich wie früber, die, Uebernahme 
weiterer Zocalpolizeibeamten, als die definitiven Etats be— 
reits enthalten, auf die Hauptftaatsfaffe für bedenklich, 
die Majorität will indeffen, unter ausdrücklicher Verwah— 
rung bezüglich etwa hieraus zu ziebender Eonjequenzen, zur 
Befettigung eines Dijjenfes mit der erften Kammer nun: 
mehr auf Bewilligung Der geforderten 800 fl. antragen, 
jedoeh mit dem Borbehult, Daß Diebe der Regulirung 
des deftritiven Perjonaletats in feiner Weile vorgegriffen ift. 


4) Zu 3. A. Kreisämter. 


Die erfte Kammer ift zwar dem Beſchluſſe der zweiten 
Kammer (26. Protokoll, S. 4 = 
„die Großherzogliche Staatsregierung zu erſuchen, in 
Erwägung zu ziehen, ob nicht eine Reduction der 
Anzahl der Kreisämter durch Vergrößerung ein- 
einer Bezirke, insbefoudere in der Provinz Rhein: 
eflen, und Dadurch eine Koftenverminderung unter 
dieſer Rubrik herbeigeführt werden könne“ 
beigetreten, jedoch mit Weglafjung der Worte „insbejon: 
dere in der Provinz Rheinheſſen.“ — 
Zur Herbeiführung der Webereinftimmung beantragen 
wir, Die von der erften Kanımer beliebte Faſſung jenes 
Beichluffes anzunehmen. 


5) 3u 3. F. Oberrehnungsfammer-Juftifi- 
catur, II. Abtheiluug. 

Die zweite Kammer hat, nadı dem Antrag des Ausſchuſſes, 
war die Vermehrung der Anzahl der Gehülfen bei der Juſti— 
—* von 13 auf 18 bewilligt, die Erhöhung der Tag— 
gelder derſelben jedoch, welche früher 450 fl. jährlich im 
Mittel betrugen, auf 492 fl. beanſtandet, und deßhalb ſtatt 
der geforderten 12,000 fl. für Ganzleifoften nur 11,500 fl. 
bewilligt (26. Protofoll, S. 45), weil man die Verbeſſe— 
rung des Ginfommens der Gebüifen für eine allgemeine 
Mapregel hielt und eine ſolche nicht ausnahmsweiſe bei der 
Oberrechnungskammer-Juſtificatur IL. Abtheilung glaubt 
zulaffen zu fönnen, Ä 

Die erfte Kammer Hat nach dem Antrage ihres Aus- 
ſchuſſes (Verhandlungen der erften Kammer, Beilage 19, 
S. 29), „weil der Strich . zweiter Kammer Functionäre 
„treffen wiirde, welcde anerkannter Maßen eine ſehr drü— 
„ende Laſt zu tragen berufen find,“ Die - geforderten 
12,000 fl. bewilligt. 
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Mir find gleich wie früher der Anfiht, daß die Juſti— 
ficaturgehülfen der Oberrechnungskammer nicht vorzugs— 
weiſe befjer zu remuneriren find, wie die mit ähnlichen 
Arbeiten bejchäftigten Gebülfen anderer Behörden und 
ſprechen uns wiederbhoft dafitc aus, daß jegt, nachdem beide 
Kammern fih für die Verbefferung der mit firen Gehalten 
angeftellten Beamten entfchieden haben, auch allgemein in 
Betracht zu ziehen fei, in welcher Weife das 2008 folcher 
Gehülfen, welde ſchon fängere Zeit verwendet und als 
tüchtig befunden worden find, berüdfichtigt werden könne. 

Indem wir daber den Wunſch ausipredhen, daß die 
Großherzogliche Staatsregierung Mittel finden möge, unter 
gleichzeitiger Bedachtuahme auf möglichhte Bejchränfung der 
Anzahl der bei den verjchiedenen Behörden verwendeten 
Gehülfen deren Einfommensverhältniffe in der gegenwär— 
tigen Zeit der Theuerung zu verbejjern, beantragen wir, 
um einen Diffens mit der erften Kammer gerade in dem 
vorliegenden Punkte zu vermeiden, 
| 4 Bewilligung der geforderten 12,000 fl. für Ganzlei= 

foften. 

6) Zu 3. I. a. Landesuniverjität. 

Die erfte Kammer bat die volle von Großherzoglicher 
Staatöregieuung im Hauptvoranjchlag gefordert gemefene 
Summe von 70,000 fl. für die Landesuniverſität bewilligt, 
während die zweite Kammer nach dem Antrage ihres Aus: 
ſchuſſes nur 68,000 fl. einſtimmig bewilligt hatte. 

Der Großherzogliche Regierungscommiffär hatte bei der 
Berhandlung in der zweiten Kammer (26. Protofoll, ©. 45) 
den Abzug von 2000 fl. nicht beanftandet, wenn auch in 
Ausficht geſtellt, daß vielleicht in Folge dieſer verminderten 
Bewilligung etwas weniger für die academifchen Snftitute 
geſchehen jollie, ala bisher geſchehen fei. 

Wie in dem Ausfchußberichte (Beilage 140, ©. 120 
bis 125) näher ausgeführt, wie auch in dem Berichte des 
Ausſchuſſes der erften Kammer hervorgehoben ift, berubt 
die Zuläſſigkeit der Verminderung um 2000 fl. darauf, daß 
in der früber beiwilligten und auch für dieſe Finanzperiode 
im Hauptvorauſchlag aufgenommene Summe von 70,000 fl. 
Diejenigen 5700 fl. enthalten find, welche in dem Etat für 
die factiſch nicht mehr beſtehende katholiſch-theologiſche Fa— 
cultät angeſetzt und von der vorigen —— 
bedingungsweiſe und für den vorübergehenden Zweck der 
Aufbefferung Bedürftiger academifcher Inftitute verwilligt 
worden waren, und Daß, wenn man, wie nunmehr von bets 
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den Kammern gejchehen, von jenen früheren Bedingungen 
abfieht, der Regierung dermalen immer noch 2700 fl, von 
dem Etat jener Facultät, und zwar nunmehr unbedingt zur 
Dispofitien ftehen. Es find ferner unter dem für Beſol— 
dungen veranfchlagten Betrage von 70,000 fl. außer den 
wirflic verliehenen Gehalten weiter 3216 fl. für vacante 
Profefiuren oder Gehaltserhöhungen vorgejehen, und dazu 
fommt noch, daß in Folge der beichlojjenen allgemeinen 
Bejoldungserhöhung weitere Mittel gewährt werden möch— 
ten, den Bejoldungsetat der Landesunmerfttät zu erleichtern 
und dadurch den academijchen Anſtalten, wo es nöthig 
jein follte, zu Hülfe zu kommen. 

Mir find zwar hiernach der Ueberzeugung, daß durch 
den bejchloffenen Abzug von 2000 fl. eine Benachtheiligung 
der Juſtitute, welche ſich in Folge der jeither reichlicher 
zugeflofjenen Mittel in einem den Anſprüchen genügenden 
Zuſtande befinden, nicht eintreten wird, beantragen jedoch, 
von dem Wunfche geleitet, daß der Großherzoglicen Staats: 
vegierung ‚ bei der. Landesuniverſität die Mittel nicht zu 
ängſtlich zugemeſſen werden möchten, da bei einem Inſtitute 
wie dieſes, Zufälligfeiten der verjchiedenften Art eintreten 
fönnen, von welchen ſehr wünſchenswerthe Verbeſſerungen 
abhängen, und dringende Bebürfniffe fi) nicht immer im 
Voraus auf mehrere Jahre überjehen laffen: 

die Bewilligung der geforderten 70,000 fl. in der 
Art, daß der Großherzoglichen Staatsregierung Die 
freie Bewegung innerhalb dirjer Summe zufteht. 


7. Zu 3. R. a Gendarmerie-Corps. 


Die zweite Kammer bat (27. Protokoll, Seite 20 u. 21) 
eine Mebrbewilligung von 18,730 fl. jür die Gendarmerie 
beichloffen und insbefondere die von Großherzoglidher Staats: 
regierung ‚geforderten 15,570 fl. für Löhnungszulagen be: 
willigt, jedoch die weiter in Anfprucd genommenen 9166 fl. 
für Vermehrung der Gendarmerie abgelehnt. Die erxfte 
Kammer hat auch Diefe letztere Summe bewilligt. 

Wir hatten die Ablehnung beantragt, weil wir uns nicht 
überzeugen fonnten, daß ein dringendes Bedürfniß vorliege, 
neben der Einfommensverbefferung der Gendarmen aud) 
nody deren Vermehrung zu bewirken, und weil wir ald das 
dDringendfte aller Bedürfuiffe die Hinwirfung auf Erſpar— 
niſſe erfannten, wo jolde thunlich erjcheinen. ES lag uns 
für dieſe Finanzperiode eine Mehrforderung von im Ganzen 
780,413 fl. gegen das Staatsbudget von 1854—56 und 
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allein in. Diefer neunten Hauptabtheilung eine Mehrforde- 
rung von 218,104 fl. und hiermit gewiß die Aufforderung 
vor, die Ablehnung ſolcher Ausgabepoften vorzuſchlagen, 
deren Berfchiebbarfeit wir für wohlbegründet erkannten. 
Wir halten auch jegt noch die Vermehrung der Gendarmerie 
nicht für jo nothwendig, Daß nicht erſt abgewartet werden 
fönnte, ob nicht das Gendarmeriecorps in Folge der ihm 
zu Theil werdenden Löhnungsverbefferung erhöhten Anfor- 
derungen an den Dienft, wo fie nöthig werden follten, be: 
veitwillig entiprechen und ausreichend genügen wird. Wenn 
von mehreren Bezirfsbehörden ein begründetes Verlangen 
nah Errichtung neuer Gendarmerieftationen dringend ges 
ftellt worden ift und nicht in anderen Bezirken eine Ber: 
minderung der Stationen follte eintreten fönnen, fo bleibt 
der Großherzoglichen Regierung immer die Möglichkeit, die 
Zahl der Fußgendarmen durch Verminderung der Zahl rei- 
tender Gendarmen zu vermehren. Aud find bei der Ber: 
handlung der zweiten Kammer mehrfach andere Mittel be— 
zeichnet worden, wie fi) der Dienft der Gendarmerie würde 
einigermaßen erleichtern laſſen. 

‚ Wir erneuern den Antrag, die proponirte Vermehrung 
der Gendarmerie und die Bewilligung der hierzu erforder: 
lihen 9166 fl. abzulehnen. | 


8 Zu 3. M. Landgeftüt. 


Die erite Kammer ift ſämmtlichen bezüglihen Befchlüffen 
der zweiten Kammer (27. Protofol, ©. 48) beigetreten, 
bat jedody außerdem nad) einem Amendement ded Herrn 
Grafen zu Solms-Laubach Erlaucht, bejchloffen: 

„die Großherzogliche Staatsregierung zu erfuchen, in 
Erwägung zu ziehen, ob nicht eine Ginrichtung zu 
treffen wäre, wonad) nur diejenigen Stuten zur Dedung 
geführt werden dürfen, die zuvor von den betreffenden 
Kreiöveterinärärzten befichtigt worden wären.” 

Dieje Einrichtung hat früherhin zur Zeit, als die Er: 
bebung von Sprunggeldern aufgehoben worden war, be— 
ftanden, ift jedody mit der Wiedereinfühung des Sprung: 
geldes zurückgenommen worden. Dieſelbe erfcheint ung bei 
dem jegt beftebenden noch Höheren Sprunggelde nicht zweck— 
mäßig; fie würde die Benutzung der Hengfte beträchtlich 
erſchweren und vorausfichtlich Doch nicht ausreichen, die in: 
ländiſche Pferdezucht zu heben, deren Verbejjerung durch 
directe Hinwirfung auf die Anſchaffung edlerer Zucht: 
ftuten wohl fiherer zu erzielen jein diirfte, 
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Im Uebrigen gebt aus unferem vorderen Bericht (Bei: 
lage 140, S. 222—226) hervor, daß für den Geſammtbe— 
darf von 1644 Remontepferden fir Reiteret und Artillerie 
in den legten 10 Jahren im Ganzen nur 114 Ausländer, 
worunter 34 unter ungewöhnlichen Verhältniſſen, bezogen 
worden find, und daß Großberzogliches Kriegsminifterium 
um jo mehr hofft, die Nemontirung fünftig ausſchließlich 
im Inlande vollziehen zu können, als es im Jahr 1855 
gelungen war, zur Herſtellung der Kriegsbereitſchaft 538 
zum Kriegsdienſte vollkommen brauchbare Pferde im In— 
lande zu erwerben, Daß es mithin mit der inlaändiſchen 
Pferdezucht nicht jo übel beftellt fein fann, um den Land— 
wirtben die Benußung des Landgeftüts weiterhin zu er— 
Ichweren. | | | 

Wir vermögen deßhalb den Beitritt zu dem Bejchluffe 
der erften Kammer nicht zu empfeblen. 


9. Zu 3. 8. Verbeiferung der Landwirth— 
haft, | Ä | 
Die erfte Kammer bat die zur Verbeflerung der Land— 
wirthichaft veranfchlagte Summe von 8000 fl., ſowie zu 
Prämien für Zuchtftuten oder Kohlen 2000 fl. in Ueberein— 
ſtimmung mit der zweiten Kammer bewilligt. 
Der weitere Beſchluß der zweiten Kammer (27. Proto- 
fol, ©. 53) 
„an die Großherzogliche Staatsregierung Das Er: 
ſuchen zu richten, den im Ausjchußbericht (pag. 255 
und 256) bezeichneten modus der Prämienverleihung 
für Zuchtſtuten näher zu prüfen und je nach dem Er— 
gebniß nähere Vorſchläge zu machen“, 
iſt in der erſten Kammer nicht zur Abſtimmung gelangt, 
wogegen dieſelbe nach dem Antrage des Herrn Grafen zu 
Solms-Laubach Erlaucht die Großherzogliche Staatsregie— 
rung zu erſuchen beſchloſſen hat, 
„die von der zweiten Kammer zu Prämieu für Zucht— 
ffuten verwilligten 2000 fl. auf folgende Werje zu 
verwenden, daß durch die Verwaltung des Landge— 
ſtüts tüchtige Stuten angefauft und zu gleicher Ans 
zahl in Den drei Provinzen des Großherzogthums an 
tnländitche Pferdezüchter im Wege öffentlicher Ber: 
ſteigerung verfanft werden, unter den Durch feſtzu— 
ſetzende Gonventionalftrafen zu fihernden Bedingungen, 
daß diefe Stuten 
a. jährlich zur Fohlenzucht benutzt werden, und 
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b. daß die Befiger vor dem Ablauf von 5 oder 6 
Jahren die auf dieſe Weije gekauften Stuten nicht 
veräußern dürfen, 

c. daß dieſe Stuten jährlich bei den Rundreiſen 
des Landftallmeifters demfelben vworacführt werden.“ 

Wir haben eben fo wenia Grumd, den ımferer Seite 
früher gemachten, auf dem Urtbeil von Sachverſtändigen 
beruhenden Borichlaa fallen zu laffen, als dem von der 
erften Kammer aeftellten Defiderium entgegenzutreten, ob— 
gleich wir bezweifeln, ob eine Summe von jährlich 2000 fl. 

et den hoben Preiſen der zu dem fraglichen Zweck geeig- 
neten Stuten und der Größe des Rifico’8 hinreichen werden, 
zur gleichen Bertbeilung in den drei Provinzen eine dem 
Zweck entiprechende Anzahl von Stuten anzufchaffen und 
ob Eonventionalftrafen gegen den Weiterverkauf folder 
Stuten fihern fünnen. 20 

Wir beantragen, den früheren Beichluß dabin zu modi- 
ficiren, daß an Großherzogliche Staatsregierung das Er: 
juchen gerichtet werde: \ | | 

„den im Ausichußberichte pag. 255 und 256 bezeich- 
neten modus, der Prämienverleibung für Zuchtftuten 
und Fohlen näber zu prüfen und hiernach oder in 
forft dem Zweck entiprechender Weiſe die bewilligten 
2000 fl. zu verwenden.” | 

10) Fi : U. Beitrag zu den Koften der Etapen- 

ragen. 

Die erfte Kammer ift dem Beichluffe der zweiten Kam— 
mer (27. Prot. S. 58) bezüglich der Bewilligung der ges 
forderten 3500 fl. beigetreten, bat dagegen den Beſchluß 
der zweiten Kammer, „mach dem Antrage des Abgeordneten 
George der Regierung den Wunſch auszuſprechen, Daß die 
Vergütung für preußtiche Einquartirung den Quartterträgern 
wie bisher vergütet werde”, abgelehnt und weiter beichfoften: 

„die Regteruing wiederholt zu erſuchen, bei Erneue- 
rung der &tapenconvenfion mit der Krone Preußen 
darauf hinzuwirken, daß von dieſer der wirkliche Be— 
darf für Verpflegung der Truppen ꝛc. zugefichert 
werde.” 

Da Ddiefer Bedarf ein ſehr mechfelnder ift, jo wird es 
nicht leicht fein, ein zutreffendes Arrangement zu Stande 
zu bringen. Wir beantragen übrigens, | 

„beiden Beichlüffen der erften Kammer und zwar dem 
erfteren ans den in dem Ausſchußbericht derjelben 
angegebenen Gründen beizutreten,“ | 
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11) Zu 4. Reijefoften, Diäten und Remunera: 
tionen. 

Die zweite Kammer bat nach dem Antrage ihres Aus- 
Ichuffes Matt der geforderten Summe von 17,900 fl. nur 
15,000 fl., aljo 1000 fl. mehr als für die vorige Finanz- 
periode, bewilligt; die erfle Kammer aber die ganze ge: 
forderte Summe, und zwar, wie in dem Bericht ihres Aus: 
ſchuſſes ©. 45 bemerft ift, weil die — der Regie— 
rung auf dem bisherigen Bedarf beruht. ur 

Abgejehen davon, daß wir den bisherigen Bedarf, jo 
fange derſelbe nicht für gerechtfertigt erklärt iſt, an und 
für ſich allein nicht al8 den Mapftab für fernere Bewilligung 
anzuerkennen vermögen, find wir aud für dem vorliegenden 
Ipectellen Fall mit der Anfiht des Ausſchuſſes der erften 
Kammer dephalb nicht einverſtanden, weil, wie bereits in 
unjerm Bericht (Beil. 140 ©. 206) bemerkt ift, unter dem 
der Forderung zu Grund gelegten Koftenaufmand dev legten 
Sabre beträchtliche Summen für Diäten und Reifekoften der 
zu ausländischen Jnduftrieausftellungen entjendeten Com— 
milläre begriffen waren, für welche nunmehr unter IX. 3. T. 
befondere Bewilligungen ftattgefwiden haben; weil ferner, 
wie von und hervorgehoben und von anderer Seite nicht 
widersprochen worden ift, Erjparniffe bei den Kreisämtern da— 
durch erzielt werden .fönnen, Daß den Kreisaffefloren ‚wieder, 
wie jetzt noch den Landgerichtöaflefjoren, fire Vergütungen 
für Zransportkoften gewährt werden. 

Wir beantragen indefjen, mit Rüdficht. darauf, Daß 
von dem Großherzoglihen Regierungscommiljär bei der 
Verhandlung der zweiten Kammer mit Beftimmtheit erklärt 
worden ıft, Daß, wenn nicht mehr als 15,000 fl. verwilligt 
würden, eine Ueberſchreitung unvermeidlich fein werde, fo: 
wie in weiterer Berüdfichtigung der wünjchenswerthen 
größeren Ausdehnung der Viſitationen von Gymnaſten und 
Schulen, zur ——— des Einverſtändniſſes mit der 
erſten Kammer die Bewilligung weiterer 1000 fl., mithin 
im Ganzen 16,000 fl. 


Hauptabtheilung X. 
Miniſterium der Juſtiz. 


Zu 2. A. Gerichtshöfe. 


Die erſte Kammer bat den Beſchluß gefaßt: 
„an die Gr. Staatsregierung das Erſuchen zu ftellen, 
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die Frage über Aufhebung des Bezirksgerichts zu 
Alzey in reiflihe Erwägung zu ziehen.“ 

Wir nehmen Auftand, den Bettritt zu dieſem Beſchluſſe 
zu empfehlen. 2 

Aus den Mittheilungen erfter Kammer find die Gründe 
nicht zu entnehmen, warum gegenwärtig ein Gerichtshof 
entbehrlich fein ſoll, defien Errichtung vor kaum 20 Jahren 
von Regierung und Ständen als ein dringendes Bedürf- 
niß erkannt worden tft. Ä 

Es ermangelt daher auch unjeres Ermeſſens an einem 
triftigen Anlaffe, um Seitens der Stände mit einem immer: 
bin bedenflichen. Antrage der Art vorzugehen, 


Sauptabtheilung XI. 
Minifterium der Finanzen. 
Adtheilung 1 — 5. 

4) 3u 5. D. d. $orftmeifter. 

Es handelt ſich bier nicht um einen abweichenden Be: 
ſchluß der 1. Kammer, fondern um einen gleichlautenden 
Beichluß beider Kammern, bei welchem ein kleines Ber: 
jehen unterlaufen ift. BEN 

Die Anzahl der Dienftpferde der fünftig noch beftehen- 
den 16 Forftmeifter beträgt 32, von welchen für 15 Stellen, 
alfo für 30 Pferde fire Vergütungen à 200 fl., zufammen 
6000 fL. bewilligt worden find. Für die noch übrigen 2 Pferde, 
nämlich die des Forſtmeiſters zu Mainz, find von Groß- 
berzoglicher Staatsregierung nur 150 fl. für 1 Pferd aljo 
zufammen 300 fl. in Anſpruch genommen : worden. Statt 
Diejer find von beiden Kammern 600 fl, für 4 Dienfipferde 
bewilligt worden. 

‚ Wir beantragen daher von den bemilligten 6600 fl. 
wieder 300 fl. in Abzug zu bringen und ſomit 6300 fl. 
für. Fouragevergütung der Forftmeifter zu bewilligen. ' 

2) Zu 5. D. d. Oberförfter. _ 

Bon. der 2. Kammer find (284, Protocoll ©. 41) nad) 
dem Antrag der, Minprität des Ausichuffes für Bejoldun- 
gen ac. der Oberforſter, einſchließlich fixer Fouragever- 
—FX von 200 fl. Pin 44 Oberförfter und von 180 fl. 
5 fr. für 1 Oberförfter, im Ganzen 105254 fl, 24 kr. 
bewilligt worden. | | 
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Die erfte Kammer hat jedoch aud) den übrigen 46 Ober- 
förftern für ihre Dienftpferde fire Fouragevergütungen von 
200 fl. und demgemäß wetter 2300 fl., ſomit im Ganzen 
für Bejoldungen ꝛc. der Oberförfter 107554 fl. 24 fr. be- 
willigt. Der Ausſchuß dieſer Kammer war bet dem bier- 
auf gerichteten Antrage (Beilage 20, Seite 3) von der 
Anficht ausgegangen, daß, nachdem den Kreisärzten, welche 
ihre Pferde noch mehr in eigenen Gefchäften gebrauchen, 
ſämmtlich Für jedes Dienftpferd 200 fl. "bewilligt find, 
gerade die Oberförfter , welche einen bejchwerlichen Dienft 
haben und geringes Einfommen beziehen, nicht ohne Unge— 
rechtigkeit Schlechter geftellt werden dürfen, als andere Staats: 
diener gleicher Kategorie. 

Wir hatten feiner Zeit (Beilage 140, ©. 201) uns 
gegen die Erhöhung der Fouragevergütung für die Medi- 
ceinalbeamten ausgeſprochen, gerade aus denjelben Gründen, 
welche das Großherzogliche Mintjtertum der Finanzen ver: 
anlaßt Hatte, für 46 Oberförfter nur die bisherige Ver: 

gütung von 150 fl. in Anſpruch zu nehmen. 

Wie indeflen die Sache jetzt Liegt, iſt die Majorität 
mit dem Ausichufle der erften Kammer einverſtanden und 
beantragt, dem Beichluffe derfelben beizutreten. 
Hauptabtheilung XL. 
- Minifterium der Finanzen. 
—* Abtheilung 6— 9. | 
1) Zu 6. A. a. Kreisbaumeiſter. 

Nach Se des Abgeordneten Werle hatte Die zweite 
Kammer mit 23 gegen 19 Stimmen den Beſchluß zu dem 
Budget aufgenommen!” u — — 

daß denjenigen Kreisbaumeiſtern, welche ein Dienft- 
‚pferd. bißher gehalten haben und forthin: halten, hier— 
füür eine Vergütung von 200 }. jährlich bewilligt werde. 
Der Ausſchuß der. eriten Kammer ſprach ſich gegen 
eine ſolche Bewilliaung aus, Indem es nicht Aufgabe der 
Stände ſei, eine Kategorie von, Dienern, für welche die 
Haltung von Dienftpferden von der Staatsregierung nicht 
angeordnet jet, Vergütungen für Dienftpferde zu decre: 
tirenz; die erfte Kammer trat ihrem Ausſchuſſe einſtimmig 
bei, und ſo glaubt der Ausſchuß der zweiten Kamner, auch 
diejer Kammer jegt die Ablehnung jenes Antrags cu: 
pfehlen zu follen, —— Z 
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2) 6. B. b. Hofbaumejsen. 


Zu dem Hofbaumeien war von dem Ausſchuß zweiter 
Kammer in Antrag gebradt: 

Großherzoglihes Minifterium zu erfuhen, in Er: 
wägung zu ziehen, ob ftatt der jährlichen befonderen 
Anforderungen für Hofbauweſen fünftig eine fefte 
jährliche Averfionalfumme zu proponiren jet. 

Die zweite Kammer verneinte diefen Antrag mit 24 
gegen 19 Stimmen, die erfte Kammer dagegen bat mit 
15 gegen 1 Stimme ihn bejaht, und deshalb glaubt der 
Ausihuß zweiter Kammer, diefen Atrag in diefer Kammer 
auch nochmals zu einer Annabme empfehlen zu können. 
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Beilage Nr. 332 
zum 38. Protofol vom 15. Detober 1857. 


Weiterer Bericht des erſten Ausfhuffes, - 
den Hauptvoranfhlag der Staats-Einnahmen 
für die Jahre 1857, 1858 und 1559 betreffend 
(Beil. Nr. 8 und 201); 

erftattet von dem Abgeordneten Dr. Stahl. 


Die erfte Kammer bat auf erftatteten Ausfchußbericht 
(Beilage 23) über den Hauptvoranſchlag der Staatsein- 
nahmen für die genannten Sabre einige Beichlüffe gefaßt, 
welche von den diefleitigen Beſchlüſſen abweichen, und über 
welche Ihr Ausſchuß in gegenwärtigem Berichte fich Außert. 


I. Hauptabtheilung 
Domänen, 


A. bb. Saline, Braunfohlenbergwerf und Badeanftalt 
Salzhaufen. | 


Ihr Ausschuß Hat im feinem Berichte (Beilage 201, 
Seite 11 und 13) darauf angetragen: 

1) Hohe Kammer möge die zur Kortjegung der Bohr: 
verjuche geforderte Summe von jährlich 2000 fl. be= 
willigen, unter der Vorausſetzung, Daß weitere Sum: 
men auf die Bohrverfuche zu verwenden nicht beab- 

fichtigt werde, und 

2) hohe Kammer möge befchließen, Großherzogl. Staats- 
regierung zu erſuchen, daß fie, falls die Bohrverſuche 
mit der bewilligten Summe zu einem günftigen Re— 
Jultate nicht führen, Die Salzfabrifation in Salzhaufen 
ganz einftelle.* 


2 Beilage Nr. 232 5.38. Prot. v. 15. Oct. 1857. 


Bon dem erften Antrag wurde (Protokoll 35, ©. 16) 
die Vorausjegung, daß weitere Summen auf die Bohrver: 
juche zu verwenden, nicht beabfichtigt werde, mit 35 gegen 
8 Stimmen, der zweite Antrag mit 36 gegen 7 Stimmen 
abgelehnt. 

Der Ausschuß der erften Kammer bat beide Anträge 
and in der erften Kammer geftellt, welche, fie reſp. mit 
13 gegen 6 mıd 14 gegen 5 Stimmen annahm. 

Ihr Ausſchuß hat aus der Discuffion in der zweiten 
Kammer, welche über dieſen Gegenſtand ftattfand, die. Ue— 
berzeugung nicht ſchöpfen fönnen, daß feine Anträge unbe: 
gründet gewejen; insbejondere muß er wiederholt darauf 
zurückkommen, daß es bei einem, in feinem Erfolge jo un: 
berechenbaren Unternehmen, wie Die. Bohrverſuche zu Salz: 
haufen, über welche die Fachmänner jo ‚Direct entgegenge- 
jeßter Anſicht find, gewiß geeignet iſt, vorläufig eine ge— 
wife Gränze der zu verwendenden Summe zu beftimmen, 
welche nur dann zu überjchreiten tft, wenn durch ihre Ver: 
wendung ein ganz fiherer Erfolg in nächſte Ausficht ge- 
ftelt if. Der Ausihuß empfiehlt daher wiederholt der 
hohen Kammer, | 

obige beide Anträge anzunehmen. 


IIL, Hauptabtheilung 
Direrte Steuer. 


Die erfte Kammer iſt dem Beſchluſſe zweiter Kammer 
in dem Erſuchen, Großherzogliche Staatregierung wolle in 
dem neuen Befehedentwurle darauf Bedacht nehmen, „daß 
für Eifenbahnen, Banken, Aetiengejellichaften, für: welche 
der gejeßliche Maßſtab der Miethe und Gehülfenzahl nicht 
paßt, einen geeigneteren Maßſtab in Anwendung bringen”, 
beigetreten; fie. hat jedoch nody zwei Zufäße angenommen, 
nämlich: 

1) die Staatsregierung zum Erlaffe eines Gewerb: 
fteuergefeges, vorbehaltlich einer ſtändiſchen Reviſion 
auf dem nächften Landtage zu ermächtigen, und 
darauf bin 

2) einen Mebrbetrag der Gewerbeftener von 30,000 fl. 
jährlich in Einnahme zu jeßen. 

Eine Ermächtigung, wie fie der erfte Zujaß ertheilt, fann 

nun der Ausſchuß nicht empfehlen. Es fcheint ibm un- 
vereinbar mit dem wichtigften Theile der ftändiichen Pflicht, 


Beilage Nr! 2323.88 Prot v. 15.Och 1887. 3 


daß. — eo fur einen tür, En I als ahre 
Am n den‘ * ch nicht de ten, 

kr ib iA nicht einmal Beth — und as abe 
nyr ‚bon ‚einem, Bürger, von „ganzen Giaffe n zu 
ümeigen,“ehte directe” Stetter eabjoben Werbe" NUR der 
a Me Roth förnte "eine ſolche Mil: 





iM. Wenn wieder Bericht des Nils — erfter 
Hi ter ee: tt Jahre‘ 1807 bei Entwurf —9 
GE SI ein ähnliches aan} tigche Ki 
wurde, was wir ü u i müſſen, ſo kann die 
nur eine weitere I a N I Beitritte fein, damit 
nicht durch dieſen —* — Fünftige/ Berufungen noch 
meh Berk ARD, und, jv die, wendung „Diejer ‚gefährlichen 
* Paul um Mißhtauch erleichtert werde 
eberdieg wird ein folcher Befhfuß au, — ET: it 
Ben — erben, ‚Bekanntlich erfordert 
eich eines, Hei N Ki es, wegen 9 8 
— —* 5 mein man auf die, 
2 " : * —* Tante Gleichheit Es 
b das, Miniſterium „ini Stande fein 
Bi Ja ja Ku zulig eng Fertig zu, verden, um 
der antstafje lpenden, er 
— ei — Kult am nin KR, 3 «8 Bi 
u in eit, ie ier 
* A Ni Ya Hr HI 


Bat ernden Gritäges mun 


„Ay el [ Er 
9 da \ Großhe xzogliches —— um, 
Lu Pie efe | auf all A eh, ü 5 


ſich ent en Wird, in 
8, nen A eh un 5 — Bon 


ge Er 
w fi; d 
ni ne 9 en ah, I 






han eit. bel jr werden, 10 daß in eine 
ER directei Sn: eine mehr HN chwankung 
ei tt, mid, N an, wenn irgend, möglich, vetiteiden 


ajorifät. Ihre MWeſchuſſes iſt daher, der Anficht 
—9 — ohl Die Zwe sen ti der Maßregel, sn An 
ale? = Prlicht * at; Die, et Sefeuerung in 
a In eilen I jet ſpeciell iR vorausgebenden Prüfun 
Hr 664 alfen, Kner 90 er nein N + 
He Ser 1 Amacht gung tg: fleben, * Du, "Sl 


iR 


% Beila geN Fe 232 2 38. Prot. dv. 15,0 ct. 357. 


ſolche Ermächtigung ‚ein Mebrbetrag ‚der Gewerbfteuer ‚für 
die laufende Periode nicht in Ausficht ſehl „beantragt er: 
Br beiden Beſchlüſſen der, ‚erften. Kahımer nicht bei⸗ 


| 6 np’ iſt entgegeingefeßter Anfihk, ‚weil, es ‚79 
den Grfahrimgen, welche. während der vor Sure u Rena 
der, Gewerbfteuer. nach. einem neuen Entwurf zu, ſamme 
‚And, Vortheile für ‚den deinnaſtigen Bft Pr 
des Geſetzes erwartet. — any —* 


arte Sauptabtgeitiig. — 
—*2* Rheinfifffahetsoetroe 
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"daß ed der Staatsregierung auch“ überlafen bleibe, 
—— eng mit den Ständen ent— 
ſtandenen Stempelbeftimmungen, ſoweit es erforderlich 


8 if, zu 'änbern. ” F | | ‘ 
Be hat die erfte Kammer folgende zwei Bejchlüffe 
a t? 1 bo» shi 
die ae zu erfuchen, die Adminiſtrativ— 
Stempel⸗ und Tarordnung vom 16. Februar 1825 
künftighin nicht wie bisher ſtückenweiſe, ſondern voll- 
ſtaͤndig in Rheinheffen in Anwendung zu bringen, auch 
Diejenigen Aenderungen eintreten zu laſſen, welde bei 
der Repifton der Stempel» und Tarordnung im All— 
gemeinen für nofhmendig erachtet werben ; 
2) ftatt der von der. Großherzoglihen Staatsregierung 
vorgefehenen Summe von 480,000 fl.: 530,000 fl. in 
Einnahme zu fegen. — J— J 
Ihr Ausſchuß iſt der Anſicht, daß ſich der Beſchluß der 
zweiten Kammer auf Reviſion ſämmtlicher Taxen für Ge: 
richts⸗⸗ und Adminiſtrativſtempel beziehe, und trägt daher 
darauf an, | | X 
jener Vorausfegung beizutreten. | 
Die Einführung der ganzen Adminiftrativ-Stempel- und 
Zarordnung von 1825 in Rheinheſſen betreffend, war Ihr 
Ausſchuß, als er ven: Antrag auf Revifion der. Stempel: 
ordnung ftellte, ‘der. Anſicht, daß. Großherzogliche Staats. 
vegierung die thunlichfte Gleichhaltung. der drei Provinzen 
in Betreff dieſes Stempels ohnehin nicht außer. Acht laſſen 
werde, welche Anficht, auch in den Verhandlungen über die 
fen Gegenftand in. der Kammer ausgejprodhen wurde, 
Der Ausſchuß nimmt daher feinen Anftand, , 
F BAR: Kammer. den ‚Beitritt zu dem erwähnten Be— 
hlufle  erfter Kammer: zu empfehlen. vi... > 
Anders ift es mit dem zweiten Beſchluſſe erſter Kam— 
mer. Daß die Revifion der Stempelordnung zu einer 
Mehreinnahme führen werde, iſt um ſo weniger zu bezweis 
feln, als fie eben zu diefem Zwede vorgenommen wird. 
Aber noch ift für die Kammer nicht zu überfehen, welche 
Stempelbeftimmungen., erhöht und um wie viel fie erhöht 
werben, und fehlt ſomit jegliher Maaßſtab der Schägung, 
der Einzelne fann den Badridenilihen Ertrag darnach ar: 
ſchlagen, welche Stempelfäge er erhöht wünſcht, und welde 
— er Fan zudenft; und jo 3* auch der Aus: 
Ihußberiht erfter Kammer eine Reihe ſolcher Erhöhungen, 
unter diefen auch ven Wechjelftempel, der doch nut auf Ge— 


6 Beilage,Rr. 232 3.38. Prot. 9.13: Oet. 1857. 


— e eingeführt werden Fanırz und unter Vorausſetzung 
iefer, Erhöhungen ſoll der Voranſchlag um 50,000 fl. Höher 
angejest werben. Ein, jolhes Einfhäagen nad einem rein 
inpivipuellen Maafftab, das Fariren einer. Sinanzquelle, 
die man wejentli noch gar. nicht fennt, kann Ihr Ausſchuß 
nicht rationell finden. Es wiederſpricht jelbft ven, im, Aug: 
ſchußbericht erfter Kammer, vorausgefhidten ‚Grundjägen, 
daß man in den, Ausgaben die SOparfamfeit nicht, zu weit 
getan laſſe, und. die Einnahmen ‚nur nach aetenmäßiger 
unittelung „ihres. wahrſcheinlichen Ertrages anſetzen jolle, 
um nicht erftere nachträglich. genehmigen zu muͤſſen und in 
(egteren ein. Deficit hervorzurufen. in ſolches Feſtſetzen 
ver Summe. würde. auch, noch den weiteren ——n 
daß die Regierung dadurch gehindert wird, andere Motive, 
als das rein finanzielle, bei der Reviſion gelten zu laſſen, 
wie es doch für eine Stempelordnung — iſt; die 
Gebuͤhr würde gewiſſermaßen eine Repartitionsſteuer wer— 
den, wenn ſie nicht im Ertrag, hinter dem Anſchlag zurück— 
hleiben ſoll. Auch ſprach ſich Großherzogliches Finanzmini— 
ſterium in der Ausſchußſitzung dahin aus, daß der Anuſatz 
von 50,000 fl. jedenfalls viel zu hoch gegriffen ſei. 
Der: Ausſchuß fann daher: vie Aufnahme dieſes Budget⸗ 
zuſatzes nicht empfehlen. Ä 
Da jedoch Großherzogliches Finanzminiſterium beſtimmt 
aͤußerte, daß ſich eine Mehreinnahme von 20,000 fl. voraus⸗ 
ſehen laſſe, da überdieß der Ausſchuß den Voranſchlag der 
Stempelerträge ſchon nad) den jetzigen Anſätzen um 20,000 fl. 
erhöhen zu konnen glaubte, und nur auf die gegentheiligen 
Bemerfungen des Finanzminifteriums hiervon -Abftand, fo 
Ihlägt der Ausichuß vor: ; 
hohe Kammer möge als — aus dem Stempel 
ſtatt 480,000 fl. 500,000 fl. in Anſatz bringen. 


V. Hauptabtheilung er —* 
ee Borfülrafen. — Be 


Die erfte Kammer hat über. den — 
mer (36tes Protokoll S. 68) „den unter dieſer Rubr 
forderten Zuſchuß, ſtatt mit 28,487 fl, mit nut 22,607 fl. 
in. das Staatsbudget aufzunehmen", ihren Protofollen, zur, 
folge, nicht abgeftimmt; fie ift den Geſuchen, ‚welche, zweite; 
Kammer (36tes Protokoll S. 4) an Großherzogliche Staats— 


£ 
2 


TE, 
Tl. 
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vegierung, zu ſtellen beſchloſſen hat, beigetreten, hat jedoch 


den 24 ———— nis. Br 
„und falls hierfür bie Mitwirkung ‚ber Stände; erfor: 
verlieh, denſelben baldigſt ‚geeignete, Vorlage zu machen“ 
in folgender Form gefaßt: | tip 
und bie geeigneten, Borkagen im, Wege Der Geſetz⸗ 
no gebung ‚machen zu Ber, BEITSE y 1 
ferner, hat ſie beſchloſſen, die Regierung zu erſuchen: 
um Modification des 8, 33. der Steuexerecutions⸗ 
ordnung, in ſofern er auf unzahlbare Forſtfrevler an— 
51 aeg: den ſoll, und zwar An, Dem in gegenwar⸗ 
gen Bid angebenteten Ginne,s 10H 10H 
2) ‚strenge Auffi daß, kein, zahlungs⸗ 
tähiger Forſtfrevler zum Abverdienſt zuzulaſſen ſei. 
3) die Hebgebuhren der Rentbeamtem von Forſtſtrafen 
auf ein mit dem deßfallſigen abſolut nothwendigen 
— im ‚wichtigen Verhaͤltniſſe ſtehendes 
aaß zu reduciren. 


Was den erſten Zuſatz betrifft, ſo ſcheint dem Ausſchuß 
in der Form ;ı welcher Die. erſte Kammer gewählt hat, ein 
weſentlich verſchiedener Sinn nicht: enthalten: zu ſein, und 
deßhalb beantragen wir RX | 

fie — Huihlail mine ' 
Die übrigen Beichlüffe erfter Kammer — denſelben 
Zweck⸗ den zweite Kammer durch ihre Geſuche erreichen will, 
namlich Verringerung des’ Forſtfrevels durch Verſchärfung 
ver Strafe und Verminderung der Koſten. "Die Beſchlüſſe 
erſter Kammer find ſaämmtlich begründet und zweckmäßig 
und empfiehlt daher ihr Ausſchuß DE 
ihnen beizutreten. 


cht darüber anzuordnen, 


V. 3. Andere unmittelbare Einnahmen der 
Hauptftaatskajie. 

Die zweite Kammer bejchloß (36. Prot. ©. 43) nad) 
dem Antrage des Abgeordneten Freiherrn von Günderrode: 
„Großh. Staatsregierung zus-Erwägung anheimzugeben, 
ob nicht die Sprunggelder für die Landesgeftütsanftalt 
von 2 fl. auf 3 fl. zu erhöhen ſeien.“ 

Erfte Kammer ift diefem Beſchluß einftimmig nicht bei- 
getreteu. 

Da nun der Antrag nur dahin geht „Großh. Staatd- 
si zur Erwägung anheimzugeben”, und der Zwed 
ſoweit ſchon durch das Antragftellen einerſeits erreicht ift, 
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andererfeits Das’ — mit Etuſchluh Des Trigtgelbes 
bereits 3 fl. beträgt, ſchlägt der Ausſchuß vor:“ 7 
WIE Zufaällige Einnahmen der Hauptſtaats— 


Fa a 
He bie Kammer beſchloß (36. Prof. ©. 50, 51): 
1) A Staatßregierung üm die Andabe Der von 
Bauanken der’ Staatskaſſe zufließenden Summen zu 
erſuchen, und dieſe Summen dann unter obiger Rubrik 
in das Staatsbudget aufzunehmen, "I", 
’2) ©roßh. Staatsregierung um’ Angabe der von Feuer 
er verficherungsgefeflichafter "bet Staatäkaffe zufließenden 
Summen zu erſuchen/ uünd fie in der 'gleichen Rubrik 
Ain das Stadtöpwdget aufzunehmen. 
Beide Befchlüffe wurden don erfter Kammer einſtimmig 
"Was mindern’ erften Beſchluß bettifft, ſo hat Großh. 
Staatsregierung ſelbſt nichts dagegen eingewendet, viel 
... dev Großh. Regierungscommiflär (36. Brot. S! 46) 
ausdrücklich erklärt, daß die Einnahmen aus den: Banken 
nus im: Einverſtändniß mit den Ständen verwendet: werden 
ſolle, was doch eine Sage der Einnahmen vorausfegt, - 
In Betreff des zweiten Bejchlufjes find die Motive det 
erften Kammer nicht: weſentlich verſchieden won denjenigen, 
welche der Herr Regierungscommifjär, «bei. den Verhand⸗ 
lungen zweiter Kammer geltend gemacht hat. Da dieſe 
die Genehmigung des Ausſchußantrages von Seiten der 
Kammer nicht hin jo. tft auch noch jet. fein Grund 
—J— Hair dem Beſchluſſe abzugehen, und beantragt; Ihr 
usſchuß: —A— 
beide Beſchlüſſe aufrecht zu erhalten. 
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Beilage Ir. 235 
zum 38. Protofoll vom 15. October 1857. 


Weiterer Bericht des erften Ausfchuffes 
über. ven Entwurf des Finanzgeſetzes, insbefondere 
über die Befteuerung des Weins und Brannt- 
weins betr. (Beil. Nr. t!, 1: und 208); 
erftattet von dem Abgeoroneten Dr. Stahl. 


Die Beſchlüſſe Hoher erfter Kammer find in diefem Be- 
troff von dem, diefjeitig gefaßten Bejchlüffen abweichend, und 
zwar in folgenden Punkten: 


1) Erhöhung der Weinftewer: 


Die: weite Kammer, hat den Art, 2 des Sejepesent- 
wurfs mit: der. Uenderung, angenommen ,.. daß. ftatt, der 
Worte „vor dem Abſtich von der Hefe” die Worte „vor 
dem exften Mai" geſetzt werden. 

Erfte Kammer beihloß den Termin dadurch noch mehr 
präciſiren, ‚daß, fie ſagte, „won der Weinleſe an bis ‚um 

at des folgenden, che | 

—* beantragen; f 

Ne, befferen, Fafſung beizutreten: 


2) Erhöhung. der Branhtweinftsneh. 


Er Art. 5. 


Pwelie Kammer beihlaß, on — Für 
Branutwein. nad) ‚der. Geſehesvor —* auf. a. u erhöhen. 
Erſte Kammer dagegen; feßte die Erhoͤhun uf fl. 12 £;, 
was folgendermaßen motivirt wurde. are. 
folk: überhaupt. die Haͤlfte ihres bißhgrigen Betrags zuge 
jegt werden, mas eine gleiche Erhöhung der Uebergangs— 


2 Beilage Rr. 233 5.38, Prot. v. 15. Oct. 1857. 


fteuer begründet. Da nun nad) Art. 9 des Geſetzes vom 
16. Juli 1842 die Ausgleihungsabgabe für Branntwein 
von 502 Tralles 6 fl. 8 fr. per Ohm beträgt, jo muß fie 
mit der enfjprechenden Erhöhung um die Hälfte zu If. 
12 fr. angejeßt werden, 
Ihr Ausschuß macht hiergegen bemerllich, daß der Steuer: 
fa für Branntwein ein verjchiedener if. Nämlich für 
Brennereten mit mehr al8 400 Maß Maiſchraum per 20 Maß 
Er. 5 Dagegen für Brenhersieit mit geringerem Maiſchraum 
nur 71 fr. per 20 Maß. Die Ausgleihungsabgabe joll 
dem Befteuerungsmag der inländischen Production ent— 
ſprechen, und kann daher nicht bei den Steuerfäßen gerecht 
ſein.“Dabei ift eine höhere Uebergangäftener, die Pe nicht 
ſtrenge rechtfertigen läßt, nicht wunfchenswerth, und kann 
— Folgen führen. Der Ausſchuß empfiehlt 
aher: . in eV) gend gen arte 
Due Kanmer möge ihren früheren Befchluß aufrecht 
alten. — — 


—3 Erhöhung der Biertſtener 7 

Die erſte Kammer iſt dem dieſſeitigen Bela die 
Bierfteuer um 2 Heller für die Maß, oder für die Ohm 
von 1 fl. 20. fr. auf 2 flzu erhöhen, ſowie der, entfprechenz 
den Erhöhung ‚der Uebergangsftener und der Rückvergü— 
tung nicht. beigetreten. Mhefmehr hat fie beſchloſſen, Die 
Steuer nur um 1 Heller für die Maß, oder für die Ohm 
von 1fl: Wfr. auf 4 fl. 40 fr. — Die Motive 
hierfür ſind, nach dem Ausſchußberichte, im Weſentlichen 
die folgenden: 

Eine Erhöhung der Bierſteuer ſei aus finanziellen Grün— 
den immerhin zu rechtfertigen, obwohl ihr moraliſche un 
ſanitätspolizeiliche Rüdfichten entgegenftänden. Jedoch möch- 
ten diejen wenigftens im Maße der Erhöhung Rechnung 
getragen werden. Dazu kamen Vorſtellungen der. Brauer 
verfehtedener Orte ded Großherzogthums gegen diefe neue 
Belaftung der Brauerei: gerichtet, : 

Ihr Ausschuß erhielt auf Anſuchen von Großherzog: 
fihem Miniftertum eine Anzahl ſolcher Vorſtellungen zu: 
geleilt, und unterzog fie der gebührenden Würdigung. Die 
Majorität des Ausichuffes kann den. Gründen gegen’ Die 
ganze Erhöhung imt 40 fr. per Ohm Fein fo großes Ge⸗ 
wicht beimefjen, daß fie den wohlerwogenen früheren Bor: 
ſchlag zurückziehen follte: u al Be ea Be 932 
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‚Eine Berjehlimmerung des moralifchen und janitätifchen 
Zuftandes durch die befürchtete Rückkehr von Bier zum 
Branntweingenuß ſcheint jchon deßhalb nicht zu erwarten, 
weil Branntwein und Bier in gleichem Maße höher bela- 
ftet werden. MUeberdieß haben ſich bisher die Verſuche, Die 
Moral in’der Gonfumtion durch die Befteuerung zu regeln, 
ftet3 als fruchtlos erwiefen. Die Vorftellungen der Brauer 
dagegen beruhen wejentlich auf Verkennung der Thatfachen. 
Wenn fie befürchten, die Steuer tragen zu müfjen, indem 
fie dieſelbe a Goncurrenz mit dem Auslande nicht auf 
den Preis ſchlagen können, fo ift dabei überjehen, daß 
fremdes Bier beim u nge desjelben einer Steuer-Er- 
böhung unterliegt und daher im bisherigen Verhältniß 
nichts geändert wird. Ueberdieß ift jelbft in dem Falle, daß 
die Steuer in der That nicht übergewälzt werden fann, 
ihr Betra 8 nicht ſo bedeutend, daß ein weſentlicher Einfluß 
auf der etrieb ſelbſt der fleineren Brauereien zu befürch— 
ten iſt. Die Brauereien find hierin wenigſtens in feiner 
ihlinmeren a als die Branntweinbrennereien. 

en bleiben die finanziellen Gründe, welche - 
—7 ung der Bierſteuer ſprechen, noch immer in voller 


ir beantragen daher: 
hohe Kammer möge ihren früheren Beſchluß aufrecht 
erhalten, 
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Beilage Nr. 234; 
* 1.38. Protokoll vom 15. Detober 1857. 


Bericht des erſten Ausſchuſſes 
über die Vorlage des Großherzogl. Miniſteriums 
des Innern, die Perſonal- und Gehaltsverhältniſſe 
bei der Großherzogl. Oberſtudien-Direction betr. 
(Beil! Nr, 200); 

erftattet von dem Abgeoroneten. Ewald. 





gr die Oberftudien-Direction, welche im Jahre 1849 
an Stelle des früheren Oberftudienraths und Oberſchul— 
raths errichtet worden iſt, befteht gegenwärtig fein, den 
thatfächlichen DBerhältniffen entſprechender, deftnitiver Per— 
jonal= und Bejoldungsetat. Es ift vielmehr von Seiten 
der Großherzogl. Regierung in der Vorlage vom 6. Januar 
1852 (Beil. Nr. 538 zum 109. Protokoll vom 12. Januar 
1852) bemerft worden, daß der Etat der Oberftudien: 
Direction fih aus den Etats jener früheren beiden Colle⸗ 
gien —— welche wie folgt, gebildet waren: 

fl. 





Oberfiudienrath: 
FREE E 5 ee 300 
2 Räthe & 200 Mer 5 ne. re er A 
3 Räthe a 100 fl. 300: 
b Secretär, Regifratu und rote  " 200.. 
1 Gonzleidiener — 100 
— 1300 
Dberfäufrath: 2 F 
1 Director. ; 209 
2 geiſtliche Räthe 300 J a u m 
1 weltlicher REN. inte 9 
1. Secretär .. . 1 "rt. 1200 
1 Regiftrator md Proteiolite 41000 
1 Botenmeifter und San RE BE en. | | 


n RR an semere. 180 6650 
. 0 zufammen . . 7950 
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Mit Rückſicht auf die eingetretene Organijationsverän- 
derung und die vorhandenen Bedürfniffe war nun in der 
erwähnten Vorlage folgender neuer Etat für die Oberftus 
dien-Direction beantragt, morden: 


1 Director ' ee ee EN 
1 Rath de ee en ee 2,000 " 
1 Rath . ar ae HN 
3 Räthe à 300 fl. re re 
1 Ser ana ne OO 
1 Regiftrator. . .' a. An 
1 Botenmeifter und Sin ie a 
1 Canzliſt . . Eee A er de 


1 die ee Bee DR 
zujammen . 11,970 fl. 

wogegen eine Verminderung der Ganzleifoften um etwa 
500 fl. follte eintreten fünnen. 

Die Stände haben indeffen auf dem vorigen Landtage 

iefem Etat ihre Zuftimmung verfagt und für 1834 jowohl, 
ala für 1834 als Averfum bewilligt, 

1) Bejoldungen . . — 

Hierzu weiter für Gehalte dee ie ar SE 

2) Ganzleitoften. . . . . .4330 


—— 11,080 fl. 

In Beziehung auf die im Staatsbudget für 1851 ger 
mad)te Anforderung und die von dem Ausſchuß bezüglich 
geftellten Anträge wird auf deſſen Bericht, Beilage Nr. 140, 
Seite 110-113 bingewielen. Die Berathung hierüber war 
bei der Budgetverhandlung der zweiten Kammer mit Rüd- 
fiht aufidie Bemerkung des Groß. Regierungs⸗Commiſſärs, 
daß die Großh. Staatsregierung eine beſondere Propoſition 
in Betreff der Perſonal- und Gehaltsverhältniſſe bet Großh. 
Dberftudien-Direction an: die Stände zu richten PEREAIEGS 
anögejept worden. 

In der hierauf in der 32. Sitzung der zweiten Kammer 
mitgetheiien Vorlage des Großh. Miniſteriums des Innern 
vom 16. Juli d. J. (Beilage Nr. 200) iſt wiederholt das 
dringende Bedürfniß der Anftelung eines dem College mit 
feiner ganzen Wirkſamkeit angehörenden, tüchtigen Schul: 
mannes hervorgehoben, für welche Stelle aber die dermalen 
in Folge- det unvermeidlichen Anftellung eines: zweiten Ser 
eretärs mit 600 fl. Gehalt, noch disponible Gehaltsſumme 
von. 1200 fl., wenn man eine entiprechende Perjöntichkeit 
gewinnen wolle, nicht ausreichend ſei. Es wird ferner durch 


— 
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die vielſeitige Amtswirkſamkeit und die eigenthümlichen 
Geſchäftseinrichtungen der Oberſtudien-Direction die Noth— 
wendigkeit der dauernden Anſtellung eines zweiten Secre— 
tärs mit dem etatmäßigen Gehalte von 1200 fl. motivirt, 
ſowie ald weiteres Bedürfniß die Erböbung des Gehaltes 
des zweiten Ganzliften von 600 fl., von weldyen bisher 
270 fl. aus den Canzleikoſten beftritten worden, auf 750 fl. 
in Anfpruch genommen. | 


Nach dieſen Anforderungen würde der Hauptvoranſchlag 
für die Oberſtudien-Direction folgender fein: | 
1) Bejoldungen: 

1 Director 2 2 2 2 202 20% 2%600 fl. 

: 0 71 1 u ES 

3 Räthe 4 300 fl 2. 4 2.0900 „ 

SU Str ee ni TAN S; 

J ee ne ee 

1 Regiftrator IND 

1 Banzleis-Snfpector . » 2... 850 „ 

1 Sanzlit . 2 0.200. TO. 

, Banzleidine . 2.0... . 40 11,170 ff 
2) Sanzleifoften, mit Rüdficht auf die 
in der Propofition vom 6. Januar 1852 für den 
Fall der Anftellung eines zweiten Ganzliften in 2 

; j ar 


Ausficht geftellte Verminderung . . . . 

ae Summa 12,000 fl. 
Hiermit verglichen Die jeitherige Bewilli- 

gung von. 2 02. een 14,080. 

ergibt fih Mebrforderung . . 2 2 2... 920 fl. 


Der. Ausſchuß erkennt die Wichtigkeit der amtlichen 
Wirkiamkeit der Oberſtudien-Direction, welder die Leitung 
und Ueberwachung des gefammten öffentlichen Unterrichts, 
mit. alleiniger Ausnahme der Univerfität, anvertraut if, 
vollfdmmen an. und kann Pa Seits, gleich. wie früher, 
mir “auf das Entſchiedenſte befürworten, Daß einem zur 
Vertretung jo weſentlicher Intereſſen bernfenen Landescollege, 
and) Die erforderlichen Mittel gewährt werden, nm die ibm 
zuerfannte umfaflende und vielſeitige Aufgabe zu löſen. 
ALS wichtigſtes Moment in dieſer Richtung haben Regie: 
rung und Stände: die Berufung eines Fachmanns in’ Die 
OberftudiensDirection in's Auge gefaßt, welcher derjelben 
mit feiner ganzen Thätigkeit anzugehören und dieſe wamente . 
lich. aud; anf Bifltationen der Schulen, einſchließlich der 
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Gymnaſien, zu erſtrecken hat. Es liegt hierin zugleich die 
Vorausſetzung, daß ein ſolcher als Dlitglied der Oberftur 
Dien-Direciion anzuftellende Schulmaunn denjenigen Bil— 
dungsgrad und Diejenigen practiſchen Erfahrungen befigen 
muß, welche ihu befähigen, Viſitationen der unter der Lei— 
img dieſes Collegs ftehenden Unterrichtsanftalten mit Erfolg, 
vorzunehmen. * ze 
Der Ausſchuß kann Dagegen nicht anerkennen, daß Die, 
vorfiehende von der bei Weitem untergeordneten Frage 
der Anftellung eines zweiten Secretärs abhängig, gemacht 
werde. | = ea 
Wenn die Großherzogliche Staatsregierung früher die 
Anftellung eines ſolchen als unabweisbares Bedürfniß er— 
fannt und hierzu unter Bewilligung eines Gehaltsbeträgs 
vorn 600 fl. geichritten iſt, jo konnte ſich dieſelbe dadurch, 
daß die Verwilligung der Voranſchlagsſumme von 9750 fl. 
für 1854/56. al8 Averfum erfolge war, hierzu. für ges 
rechtfertigt Halten, wenn fie auch darüber im Zweifel nicht 
jein konnte, Daß durch jene Anſtellung ein. Theil dieſer 
Summe ſeiner urſprünglichen Beſtimmung entzogen wurde. 
Die gegenwärtige Ständeverfamndung wird jedoch zu er— 
wägen haben, ob die Bewilligung einer höheren. Bejoldung 
des zweiten Secretärs durch die Umſtände geboten erjcheint,, 
und wird ſich des Zweifels micht eutſchlagen können, ob 
auch, dann noch, wen die Anſtellung eines beſonderen 
Raths mit 1800 Fl. Gehalt erfolgt ſein würde, jener zweite 
Secretär im Bedürfniß läge, und ob nicht in anderer Weiſe, 
gleichwie bet anderen Gollegien, durch temporäre oder auch 
ſtändige Aushilfe mit geringerem Koftenanfmande für'die » 
VBermetdung von Geſchäftsſtockungen geforgt werden könute. 
Der beftimmten Behauptung der Großherzoglichen 
Staatsregierung gegenüber, daß die Anftellung eines zwet- 
ten GSecretärs nothwendig ſei, vermag zwar. der Ausſchuß 
in Grmangelung genügender Kenntniß der thatfächlichen 
Verhältniſſe beftimmte Borjchläge in der bezeichneten Rich— 
tung nicht zu maden Gr kann jedoch dermalen, wo es 
ficy nicht um Vereinbarung über einen deftnitiven Etat der 
Dberftudien-Direction handelt, die Nothwendigfeit nicht zu— 
geitehen, daß für die Stelle des zweiten Secretärs derſel— 
ben .die dem, etatmäßigen. Gehalte eines joldyen bei ande— 
ven Zandeseollegien entſprechende Bejoldung von 1200 fl: 
im Staatsbudget vorzujehen. jet. — 47 
Dieſelbe Anſicht würde der Ausſchuß auch bezüglid) der 
beantragten Erhöhung des Canzliſtengehalts auf den für, 


ı 
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andere Collegien in den definitiven Etats beftimmten Be— 
trag von 750 fl. auszufprechen haben, wenn ed ihm nicht 
billig erſchiene, bei ſolchen gering dotirten Stellen, weldye 
nicht immer mit jüngeren Beanten befegt werden, unter 
den jegigen Zettverhältniffen die Hinwirfung auf Erſparniß 
in den Hintergrund treten zu laſſen. 

In Uebereinftimmung mit den im Vorſtehenden ent: 
haltenen Anfichten beantragt der Ausſchuß, indem er feine 
in Beilage Nr. 140 Seite 113 geftellten Anträge hiermit 
zurücknimmt: 

1) für Beſoldungen und Canzleikoſten bei der Oberftudten- 

direction 10,000 fl. als Averfionatfumme, und weiter: 

2) nad) dem Antrage der Großh. Staatsregierung 1800 fl. 

mit der ausdrüdiihen Beſtimmung zur Bejoldung 
eines als Mitglied der Oberftudiendirection anzu— 
ftellenden Schulmannes, welder Diefer mit feiner 
ganzen Wirkſamkeit angehört und ſich feinem Bil: 
dungsgrade amd feinen praktischen Erfahrungen nad) 
zur Viſitation der unter der Leitung der Oberftudiem 
Direction flehenden Lehranftalten eiguet, zu bewilligen. 


Die Majorität des erften Ausichuffes der erften 
Kummer trägt darauf an, eine Averfionalfumme von 
11,280 fl. zu bewilligen, alſo 200 fl. mehr als die jeit: 
herige Bewilligung, indem derfelbe zwar ım Wejentlichen 
für die Propofittion der Großh. Staatsregierung, jedod) 
zugleich der Anficht ift, daß die Großh. Staatsregierung 
id) hierdurch in Stand gejeßt finden werde, einen geeig: 
neten Bachmann als Rath mit 1800 fl. Gebalt anzuftellen 
und den zweiten Secretär in feinem Gehalt zu verbeijern, 
daß aber von fefter Anftellung des zweiten Ganzliften ab: 
geſehen, vielmehr durch Lohnſchreiber das übrige Bedürf: 
niß befriedigt werden könne. 
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Beilage Nr. 34 
zum 38. Protokoll vom 15. Detober 1857. 


Bericht des erften Ausfchuffes 
über den Antrag des Abgeoroneten George - auf 
Einführung verfchiedener Steuern im Großherzog: 
thum Heffen, zur Verminderung größerer Erhöhung 
ver bereits beftehenden Steuern (Beil, Nr, 197); 
erftattet: von dem Abgeordneten Dr. Stahl, 


- Der Abgeordnete Herr ‚George beantragt (Beil. 197 
um 82. Prot.) bis eine neue Bonitirung flattgefunden 
ht, weil‘ bei dem dermaligen Steuercapital eine gerechte 
eſteuerung unmöglich tft, die Regierung zu erſuchen: 
zur Beftreitung der laufenden Bedürfniffe noch auf 
dem gegenwärtigen Landtage Vorlage zu machen, daß 
von den nachfolgenden anßerordentlihen Stenerarten 
reſp. Modiftcattonen , wie joldje bereits feit längerer 
oder. kürzerer Zeit: in andern Ländern beftehen, fo 
- weit-und jo lauge nöthig, im Großherzogthum Hefien 
eingeführt werden: — 
. . I Die Steuercapitalien der Waldungen ſollen um das 
Doppelte höher angejeßt werden. | 
II. Eine Tabafsfteuer einzuführen, wie ſolche in Sachen, 
—— Preußen beſteht. er 
II. Die Einfommenfteuer nad) dem Gejeße vom 12. Aug. 
1848 mit, den nöthigen Modiftcationen wieder einzuführen. 
. IV. Einen Gewerbefteuergefegesentwurf vorzulegen, wo⸗ 
nach die in Art. 14 des Geſetzes vom 16. Juni 1827 be— 
freiten Perſonen zur Gewerbefteuer gezogen werden und 
mehr Rückſicht genommen ift auf Die Ben Gewerbe 
mit Maſchinen und jehr großen Betrteböfapitalien. 
l 
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V. Eine angemefjene Steuer auf Eifenbahnen, Banken, 
Bergbau und fonftigen Actienunternehmungen einzuführen ꝛc. 


oder 

VI Eine Claſſenkapitalbeſoldungs- und Einkommen 
fteuer, ähnlich wie ſolche ſchon fehr lange in Hannover, 
a Baden, Württemberg und Preußen beftehen. 

. Dürfte noch zu erwägen fein, ob es nicht befjer 
wäre im Großherzogthum wieder eine Kotterie einzuführen, 
als zu gejlatten, dag von unjeren Staatsangehörigen in 
den 2otterien von Preußen, Bayern, namentlich aber in 
—— jedes Jahr wohl über eine Million verſpielt 
werde. 
Von dieſen Anträgen find J., IL, der zweite — von 
IV. und V. bereits durch Beſchlüſſe der Kammer erledigt. 
In Bezug auf die übrigen Anträge äußerte fi Großher— 
zogliched Miniftertum auf Anfrage dahin: | 

„daB es in Betreff. der Einführung einer. Einfommen- 
und! Bapitalienfteuer auf jeine bet früheren Anläſſen, 
insbejondere bei der Verhandlung über das Budget 
von 1833 im Jahre 1852 ausgefprocene Anficht, 
Bezug nehme, was aber die beantragte Wiederein- 
führung. einer Lotterie für Rechnung des Staates be- 
trifft, jo könne e8 fih aus den Gründen, welche 
jeiner, Zeit die Aufhebung. der früher beftandenen 
Staatslotterie auf den Wunſch der Stände veran- 
laßt ‚babe, nicht dafür erklären, daß jet wieder zur 
Benugung dieſes Mitteld Für Eröffuung einer Ein: 
nahmequelle geichritten werde,” | 
Der Ausſchuß macht nun zunächft darauf aufmerkfam, 
daß der Herr Antragfteller die ſämmtlichen vorgejchlagenen 
Steuerarten nur außerordentliher Weije, bis zur Vollen- 
dung der neuen Bonitirung eingeführt willen will, für 
ſolche außerordentlie Beftenerung ift aber derzeit 
durchaus fein genügender Anlaß gegeben; vielmehr möchte 
es gerade die Aufgabe diejes Landtags fein, die Finanzen 
vollftändig und dauernd geordnet zu binterlaffen. Eine 
ſolche Maſſe von Steuern, wie bier vorgeſchlagen, die für 
fi faft ein ganzes neues Steuerſyſtem bilden, auf einige 
Jahre eingeführt, um dann wieder aufgehoben zu werden, 
fönnte auch nur Verwirrung hervorbringen und wieder bin- 
terlafien. 
Was die einzelnen Vorschläge betrifft, jo kann der erfte 
Satz des Antrags IV. nur bedeuten, daß an die Regie: 
rung das Verlangen geftellt werde, die bisber fteuerfreien 
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Ermwerbsarten im Stenergejege zu bedenken und berbeizu- 
ziehen. Dieſe Erwerbsarten find aber: 

1) öffentliche Beamtete und Angeftellte; 

2) Grundeigenthümer und Pächter, infofern fie mit 
eigenen Rohprodukten handeln; 

3) practizirende Merzte, Wundärzte und Zahnärzte, 
Hebammen und Thierärzte; 


4) Advocaten und Notare, 
5) Pofthalter ; 
6) Maler, Kupferfteher, Lithographen und Bildhauer, 


welche bloß Producte ihrer Kunft verfaufen, practijche 
Geometer, Privatlehrer, Lehrer der freien Künfte und Pri- 
vatjeribenten, Sciffsfteuerleute und Seeſchiffer, Beleudy- 
tungsunternehmer in Städten dritten Ranges; 

T) Handlungsdiener, Gejellen, Lehrlinge, Zaglöhner, 
Holzhauer und jeder, welcher für Rechnung eines Anderen 
in defien Haufe, Bureau oder Werfftätte arbeitet; 

8) Poſtknechte, Bergknappen, Zorfgräber, Schiefer: 
brecher, Eigenthümer von Steinbrüden, Steinbrecher und 
Kohlengräber; 

9) Wolke und Baummwollfrager, Flachs-, Wol: und 
Baummollipinner, injofern alle diefe Gefchäfte nicht Fabrif- 
mäßig, jondern nur im Kleinen betrieben werden; 

10) Näherinnen, Wäſcherinnen, Büglerinnen; | 

11) Fiſcher, Bejenbinder, jowie alle diejenigen, welche 
auf öffentlichen Plätzen und Straßen Obft, Gemüke, Blumen, 
Butter, Eier, Geflügel, Grüße und fonftige kleine Eß— 
waaren, Zunder, Schwefelhöfzer, Reijerbejen und ähnliche 
Kleinigfeiten feilbieten oder damit haufiren. 

Ein Blick auf diefe Kategorien erregt Zweifel, ob der 
Herr Antragfteller in der That den ganzen Art. 14 auf 
gehoben, oder nicht vielmehr nur einzelne angeführte Er: 
werbszweige a Steuer beigezogen with; denn bei vielen 
leuchtet die Unfähigkeit zur Steuerzahlung von“ felbft ein. 
Auch ift wohl ſchwerlich beabfihhtigt, 3. B. die Beamteten 
bei der Gewerbefteuer, und dann nohmals uach Antrag ILL. 
bei der Einfommenfteuer vom Jahr 1848, die vorherrichend 
auf den Angeftellten laſtet, zu treffen. Ein ähnlicher An— 
trag wurde von dem Finanzausſchuſſe zweiter Kammer im 
Jahr 1852 geftellt, und von der Kammer (Brot. 161, 1852) 
angenommen, jedod nicht auf den ganzen Artikel, fondern 
nur auf einige &lafjen bezogen, wogegen die Einkommen: 
fteuer nicht genehmigt wurde. Befreit jollten nämlich bleiben: 
Grundeigenthümer, Pächter, Gejellen, Lehrlinge, Tage: 

1 
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v· 

löhner, Holzhauer, Poſtknechte, Bergknappen, Steinbrecher, 
Torf- und Kohlengräber um Lohn, Näherinnen, Wäſcherinnen, 
Büglerinnen, und die im 11 Genannten, mit Ausnahme 
der Fiſcher. 

Das Finanzminiſterium erklärte damals in der Kammer: 
„Daß ſich zwar gegen dieſen Antrag manche Bedenken er: 
beben ließen, falls jedoch die Stände beitreten follten, 
werde die Regierung nicht verfehlen, ihm ihre ernftliche 
Aufmerffamfeit zu ſchenken, und ihn in veiflihe Erwägung 
u stehen.” — Wenn nun einerſeits der Ausihuß die Be— 
—2 des ganzen Artikels durchaus nicht empfehlen 
kann, fo hält er es anderſeits nicht für feine Aufgabe, Die 
eigenen Erwerbsarten , für die er eine Beftenerung ge: 
eignet hält, auszuleſen, vielmehr ift zu erwarten, daß Die 
Regierung, ihrem Verſprechen gemäß, bei dem neuen 
Stenergejeßesentwurf obnedieß auch die Möglichfeit einer 
Ausdehnung der Gewerbefteuer in Betracht zieht. — 
Was den Vorſchlag betrifft, eine Claſſenkapitalbeſol— 
dungs- und Einkommenſteuer als außerordentliche Steuer 
einzufübren, ſo bemerken wir, daß dieſe Vorſchläge ſeit 
dem, Beſtande der ſtändiſchen Verfaſſung faſt regelmäßig 
wiederkehren und ftets abgelehnt worden ſind. Dem Aus: 
ſchuſſe iſt nicht klar, wie man alle dieſe Steuern noch neben 
der, Perſonalſteuer einführen kann; auch Hat der Herr Antrag— 
—* keine neue Erläuterungen oder Vorſchläge übergeben, 
wie man die anerkannten Schwächen und Nachtbeife der 
genannten Steuern befeitigen könne. Der Ausſchuß fand 
daher feinen genügenden Grund, den VBorfchlag zu empfehlen, 


- Endlich, Die Wiedereinführung der Stautslotterte bes 
treffend, ift. der Ausichuß: der Anfiht, das Großherzogthum 
ſei vielmehr ‚glüdlid) zu preifen, daß es dieſer Einnahme: 
quelle los werden- fonnte, welche. jo viele Staaten, zum 
Theil: wider ihren Willen, wegen der Schwierigkeit, den 
Finanzausfall zu erſetzen, noch forterhalten müſſen. Die 
Haltung -einer Staatslotterie wird Dadurch, nicht -fittiicher, 
daß fie Millionen Statt Tauſende einträgt, med auch. da— 
durch, daß ‚man Den Erfolg, einer auswärtigen Anftalt zu 
eigenem Nutzen ſchwächt. Um übrigens jedem Irrthum 
in Bezug: auf, den wahrſcheinlichen Ertrag einer Lotterie zu 
begegnen „. bemerfen. wir, daß der Ertrag der Großherzoglich 
Heſſiſchen Staatslotterie won. 4823 bis zu ihrer Aufhebung 
(1833), war: 
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1823 1824 1825 1826 
| 8,400 fl. 10,292 fl. 8,400 fl. 8,400 fl. 
1827 1828 1829 1830 
9,507 fl. 10,724 fl. 8,400 fl. 8,400 N. 
1831 1832 
8,400 fl. 4,200 fl. 
oder im Mittel jährlich 8,512 fl. 

Der Ausschuß beantragt Daher, in Betracht der Ober— 
flächlichkeit und Entbehrlichkeit außerordentlicher Steuern, 
ſowie in Betracht der Natur der einzelnen vorgeſchlagenen 
Steuern: 

Hohe Kammer wolle den Antrag des Abgeordneten 
George in allen Theilen ablehnen. — 


sr 


— 


% 
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Beilage Nr. 335 
zum 38; Protofoll vom 15. Detober 1857. 


Weiterer Bericht des wen Ausfchuffes 
über den Gefegesentwurf,. die Entwäfferung von 
Grundſtücken betr. (Beil. Nr. 116, 117, 118 
und 139); oo. 
erftattet von dem —— ———— 


Die hohe erſte Kammer der Landſtände * nach vor 
ängig erſtattetem Ausſchußberichte (Beilage 16) den Ge— 
—2 die Entwäſſerung von Grundſtücken betreffend 
in ihrer — vom 14. Juli l. J. der Bexathung unter⸗ 
zogen und hierbei einzelne von den Beſchlüſſen der verehr— 
lichen zweiten Kammer abweichende rin gefaßt, welche 
den Gegenftand diejes weiteren Berichtes bilden werden... 


Zu Art. 2. 


Aus den in dem jenfeitigen Ausſchußberichte (S. 2) 
entwidelten Gründen hat die erfte Kammer 1) beſchleſſen, 
den Eingang des Artikels alſo zu faſſen: 

„Kann die Errichtung von Entwäfferungsanlagen: in 
einev für das betreffende Grundftüd zwed- 
mäßigen Weiſe 20.” 

Wir finden gegen dieſe Abänderung ‚welche einen er: 
höhteren Schup des Eigenthums der Nachbarn bezwedt, 
Nichts zu erinnern und beantragen: 

dem Beſchluſſe erfter Kammer beizutreten, Ä 

2) Den von zweiter Kammer auf Antrag des Heten 
— Wernher beſchloſſenen Zufapartifel 22 alſo 
lauten 

„Bezieht fich die Verbeſſerung durch Entwäſſerungs⸗ 
anlagen auf größere Gemartungetheile und ſind zwanzig 
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oder mehr Eigenthümer dabei betheiligt, jo find, was 
die Einwilligung betrifft, die Grundſätze des Gejeges 
über J——— anzuwenden und findet die 
Ausführung unter Leitung der Gemeindebehörde ſtatt“, 
hat die erſte Kammer ——— „, dagegen einſtimmig fol— 
enden von dem Herrn Grafen zu Solms-Laubach vorge— 
aan Zuſatzartikel angenommen: ? , 
„Bezieht ſich die Verbefferung durch Entwäljerungs- 
aulagen auf größere Oemarkungstheile und find zwan— 
zig oder mehr Eigenthümer dabei betheiligt, ſo ſind, 
was die Einwilligung zur gemeinſchaftlichen Aus— 
führung der Anlagen betrifft, die Grundſätze des 
Geſetzes über Zufammenlegung anzuwenden, und findet 
die Ausführung unter Reltung eines, von den. bethei- 
ligten Grundeigenthüimern gewählten Ausſchuſſes ſtatt.“ 
Diejer Zufaßartifel weicht von dem im zweiter Kammer 
bejchlofjenen, in zwei Beziehungen ab. | er, 
a. Nach dem Worte „Einwilligung“ wurde die Ein: 
Ihaltung „zur gemeinſchaftuͤchen Ausfuͤhrung der Anlage“ 
beliebt, weil die von zweiter Kammer beſchloſſene Faſſung 
zu dem Zweifel Anlaß geben könnte, als ob ein einzelner 
von zwanzig Grundeigenthümern einer Flur nicht berechtigt 
ſei, ohne die ar der übrigen fein Grundflüd da= 
durch zu entwäſſern, daß” er die Entwäfjerungsröhren durch 
der Uebrigen Grundeigenthum Führe, | a 
b. Die Leitung des ——— wurde. in Die Hände 
eined gewählten Ausschufies ſtatt in jene der Gemeinde- 
ie ir gelegt, weil eine Joldhe Anlage feine Gemeinde- 
ache fei. Se 
Wir find mit beiden Aenderungen einverftanden. Die 
erftere ift eine präcifere Faſſung; die zweite macht voll: 
fommen flar, daß eine derartige Anlage feine: Gemeinde: 
ſache ift und mithin der Art. 89 der Gemeindeordnung auf 
ſolche feine Anwendung findet. 
Der Herr Regierungscommiffär hat ſich mit dieſer 
Sa lung des Zuſatzartikels 2a gleichfalls einverftanden 
erlart, | ' X 


Zu Art. 4 —— 
geben wir es als bloße Redactionsſache, aus den zu Art. 17 
näher zu erläuternden Gründen der Regierung anheim, 
ftatt des Ausdrucks „Beſitzer“ eine andere Bezeichnung zu 
wählen, welche es als unzweifelhaft hinftellt, daß die Vor: 
ne diejed Artikels auch dem Pachter zu gut kommen 
ollen. | ‚rung 


zu A 
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Zu Art. 5. 


Unter Annahme der Beiclüffe der zweiten Kammer zu 
diefem Artikel, hat Die erſte Kammer aus den auf Seite 3 
des jenfeitigen Ausſchußberichtes entwicelten Gründen weiter 
beſchloſſen, in der legten Zeile des Artikels nad) dem Worte 
„Srundftüde” einzufchalten: 

„ſoweit hierdurch klagbare Rechte verlegt werden.” 

Wir gehen zwar von der Anficht aus, daß der Art, 5 
im Hinblick auf die Grundfäße des gemeinen bürgerlichen 
Rechts nur von klagbaren Rechten zu verfichen ſei, be— 
— aber, dem nur eine Verdeutlichung bezweckenden 
Zuſatze 


der erſten Kammer beizutreten. 


Zu Art. 11. 


Die zweite Kammer batte folgenden Zufaß bejchloffen: 
„Wenn eine Verbeſſerung im Sinne dieſes Geſetzes 
durch Entwäſſerung unter Leitung der Gemeindebes 
hörden Statt findet, jo foll, was die Koften betrifft, 
nicht der Art. 89 der Gemeindeordnung, fondern Die 
Grundſätze dieſes Gefeges in Anwendung kommen.“ 
Die erfte Kammer bat diefen Zufag in Folge ihrer 
Beſchlüfſe zu Art. 2 abgelehnt. 
Wir beantragen, als Gonfequenz unferer Bemerkungen 


#2 
diefem Befchluffe beizutreten. 


Zu Urt, 12, 

Die erfte Kammer bat bezüglich dieſes Artikels ſich die 
Bejchlüffe zweiter Kammer argeeignet. 

Auf Seite 5 des jenfeitigen Berichts wurde aber ferner 
darauf aufmerffam gemacht, wie wichtio es fet, daß die 
Reparaturen an den mittelft Röhren ausgeführten Entwäſſe— 
rungsanlagen mit der arößten Vorficht ausgeführt werden 
und daß im Voraus Beftimmungen über die Art der Aus: 
führung dieſer Reparaturen getroffen werden. 

Der hieran gefnüpfte Wunfch des jenfeitigen Ausschuß. 
berichtes: Ä 

„daß die Großherzogliche Staatsregierung das Spe: 
ciellere über die Ausführung folder Reparaturen in 
die Ausführungsverordnung oder. in die Inſtruction 
für die mit der Leitung beauftragte Regierungsbehörde 
aufnehme,“ \ 


4 Beilage Nr. 235 5.38, Prot. v. 15. Oct, 1857. 


dürfte zweckmäßig von der zweiten Kammer gleichfalls zu 
bevormworten fein. 
Bon der erfien Kammer wurde außerdem folgender Zu: 
ſatz beſchloſſen: 
Art. 12a, 


„Wenn bei einer von mehreren Theilnehmern mittelft 
Röhren ausgeführten Entwäfjerungsanfage, mag deren 
Ausführung mit oder ohne Mitwirkung der Regierungs- 
bebörde flattgefunden baben, Reparaturen oder 
Reinigungen nothwendig werden, jo entjcheiden über 
das dabei einzuhaltende Verfahren zunächft die bei 
der Anlegung oder nachher vereinbarten oder vorge: 
Ichriebenen Beftimmungen. 

„sn deren Ermangelung gilt als Norm, daß ein 
Theilnehmer ohne AZuftimmung ſämmtlicher Bethei- 
ligten Röhren nicht aufbrechen und eine Reparatur 
oder Reinigung nicht vornehmen darf, und daß, wenn 
darüber eine gütliche Vereinigung nicht erzielt werden 
fann, über die Nothwendigkeit und die Art und Weife 

‚ der Ausführung bei Anlagen, welche unter Mitwir- 
fung der Regterungsbehörden ausgeführt worden find, - 
durch dieſe, bei andern Anlagen aber Durch gerichtlicdy 
zu verpflichtende Experten, von denen der beantra— 
gende Theilnehmer einen, die Diffentirenden Theilneh- - 
mer zujammen einen und das Gericht der belegenen 
Sache einen zu ernennen haben, entfchieden und nad 
aa Ausipruche, ſowie unter deren Leitung verfahren 
wird.“ 

Wir vermögen Diefen Zuſatz nicht zur Annahme zu 

empfehlen: | 

1) weil wir der Anficht find, daß der im Art. 12 des 

Gejegesentwurfs enthaltene allgemeine Grundjag hinficht⸗ 
lich der unter Zeitung der Negterungsbehörden zu Stande 
gekommenen Entwäflerungsanlagen ansreichend fein dürfte, 
namentlic) wenn bei lunabme der im Art. 37 des Ges 
jeßesentwurfs in Ausficht genommenen Urkunde das Nöthige 
ewahrt und eine ſolche Bahrung auf dem Wege der In— 
—— den Regierungsbehörden zur Pflicht gemacht werde; 
2) weil e8 Sache der Redaction fein dürfte, in Er: 
mangelung anderweitiger vertragsmäßiger Bellimmungen 
die Anwendbarkeit des Art. 12 auch Für jene größeren 
Entwällerungsanlagen zu fihern, welche unter Zeitung eines 
Ausſchuſſes (Zuſatzartikel erfter Kammer zu Art. 2) aus: 
geführt werden, 2 
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Dagegen beantragen wir den Anſchluß an das Erjuchen 
erfter Kammer: 
„daß Großherzogliche Staatsregierung das eigenmäch- 
tige Aufbrehen von Röhrenleitungen mit feldpolizei- 
licher Abndung bedrohen möge.” 


Zu Art. 14, 


Der von der erflen Kammer befchloffene Zufag am 

Schluſſe des Artikels, alfo lautend: 

„und wenn hierdurch eine Verunreinigung oder Ber: 

ftopfung der ſchon beftehenden Röhrenleitung nicht zu 

befürchten iſt,“ 
gibt als nähere Ausführung der Grundſätze des Art. 14 
einen Anlaß zum Diſſenſe, und empftehlt fich deßhalb zur 
Annahme.” | 


Zu Art. 17. 


Die erfte Kammer hat unter Aneignung der Bejchlüfle 
der zweiten Kammer nachfolgende weitere Zuſätze befchloffen : 
1) dem von der zweiten Kammer befchloffenen Zuſatz— 
artifel 17a die Worte beizufügen: 
„müſſen aber gleich den Pandgläubigern und an: 
deren dinglich Berechtigten bet Feftftellung von 
Entjhädigungen zur Wahrung ihrer Rechtszuftän- 
digfeiten gehört werden.” | 
| Indem wir annehmen, daß es den. betreffenden Perjonen 
zur Wahrung ihrer Rechte lediglich überlafjen ift, ſolche zu 
gehöriger Zeit, ohne-vorherige deßfallfige Aufforderung gel 
tend zu machen, beantragen wir: 
Anſchluß an diefen Zufaß der erften Kammer. 

2) Die erftie Kammer hat auf Grund des Berichtes ihres 
Ausſchuſſes (Seite 8 und 9) folgenden weiteren Zu— 
ſatz beſchloſſen: 

„Für Regelung des Verhältniſſes zwiſchen Verpachter 
und Pachter entſcheiden zunächſt die Beſtimmungen 
der zwiſchen denſelben beſtehenden Verträge. In 
deren Ermangelung gelten folgende Normen: 

a. Entſchädigungen, welche dem Verpachter für 
vorübergehende Benachtheiligungen (Artikel 4) 
ausgezahlt werden, gebühren dem Pachter nach 
Berhältniß jeiner noch dauernden Pachtzeit. 

b. Enjhädigungsfummen ,- welche der Berpachter 
für Abtretung von Grundeigentbum, Aufgabe 
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von Rechten und bleibende Benachtheiligungen 
bezieht, hat er dem Pachter der betreffenden 
Grundftüde für die Dauer der Pachtzeit vom 
Tage der Auszahlung an mit 5 vom Hundert 
jährlich zu verzinfen. 

ec, Der Pachter muß dem BVerpachter die ihm zu 
jeinem Antheile ertragenden Anlegungsfoften 
vom Tage der Zahlung an jährlih mit 5 vom 
Hundert verzinfen und ibm außerdem die wäh 
rend der Pachtung vorfommenden Unterhaltungs 

| foften erjeßen.“ | 

Wir vermögen dieſe fehr in das Einzelne. gehenden Be— 
flimmungen die, wo wünſchenswerth, leicht in den Padıt- 
verträgen zum Voraus gewahrt werden können, — nicht 
zur Annahme zu empfehlen. | x 

Insbeſondere bemerken wir, daß die pos. a., wie ſchon 
oben zu Art. A angedeutet, bei einer zweckmäßigen Redae— 
ie dieſes Artikels nicht weiter erforderlich ſein 
ürfte, 

Die Beſtimmung der pos. b. möchten wir nicht em= 
pfehlen, weil die in alen drei Provinzen des Großherzog: 
thums geltenden Grundſätze des bürgerlichen Rechts tiber 
Pachtnachlaß (remissio mercedis) für den in Ausficht ge— 
nommenen Fall ausreichend erjcheinen. 

Die Vorfchrift in pos. c. tft nicht rathſam, weil e8 
öfter vorfommen wird, daß die ausgeführten Entwäſſerungs— 
anlagen überhaupt oder doch während der Pachtzeit keinerlei 
Bortheile gewähren, in welchen Fällen den Pächtern die 
Berzinfung der Anlagekoften, mithin die Zahlung eines: er: 
höhten Pachtſchillings, nicht zuzumuthen ift. 


Zu Art. 20. 


Die zweite Kammer hat zu dieſem Artikel folgenden 
Zuſatz beichloffen: | 
„Sol die Entwäflerungsanlage in einem Feld— 
diftricte vorgenommen werden, welcher für ſich eine 
eigene Gemarkung bildet, jo erfolgt die Offenlegung 
in der Gemeinde, welcder dieje Gemarkung in polis 
zeiliher Hinficht zugetheilt iſt.“ 
Auf Amendement des Herrn Grafen zu Solms-Laubach 
wurde. von der erften Kammer der Eingang dieſes Zufages 
folgendermaßen abgeändert: Ä 
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„Soll die Entwäſſerungsanlage in einer eine eigene 
Gemarkung bildende Liegenſchaft vorgenommen 
werden 20." 

Es geſchah dieß um defmillen, weil eine ſolche Gemar— 
kung auch zu entwäſſerndes Wieſenland umfaſſen könne. 

Wir beantragen: 

der von erſter Kammer beliebten präciſeren Faſſung 
beizutreten. 

Einer weiteren Abweichung der Beſchlüſſe erſter Kam— 
mer, welche in Erſtreckung der angeſetzten vierzehntägigen 
Friſt auf 4 Wochen beſteht, empfehlen wir 

gleichfalls beizutreten. 


Zu Art. 26. 
beantragen wir 


der auch hier beliebten Erſtreckung der Friſt von 
14 Tagen auf 4 Wochen ſich anzuſchließen. 


Zu Urt. 27. 


Aus Gründen der Geichäftserleihterung beſchloß Die 
erfte Kammer nach dem Antrage ihres Ausſchuſſes (S. 12) 
den Eingang des Artikels zu faſſen, wie folgt: 

„Findet unter den Betbeiligten feine Einigung über 
das Gutachten der Commiſſion ftatt, jo legt ꝛc.“ 

Wir haben gegen dDiefe Abänderung, welche im alle 
des Einverſtändniſſes der Betheiliaten mit dem Gutachten 
der Commiſſion eine Eutſcheidung des Adminiflrativ- 
Suftizbofes ausschließt, nichts einzuwenden. 


Zu Art. 35. 


Zu dem von zweiter Kammer angenommenen Zufaßartifel 
35a bat die erfte Kummer befchloffen, im Eingang des 
zweiten Sabes die Worte: 

„Iſt der Gegenftand Lehen, Erbleih- oder Stamm 
qut, iſt derjelbe mit einer öffentlichen Hypothek be- 
ſchwert, oder macht ein Dritter Einwendungen” 
zu ſtreichen und flatt deren die Worte zu fegen: 
„Macht Jemand Einwendungen; 
weil fonft bei Zahlungen von oft fehr geringem Betrage 
Meiterungen entfteben könnten. 
Wir finden gegen dieſe Abänderungen Nichts zu er- 
innern. 
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Zu Art. 38. 


Die erfte Kammer ftellte ftatt des von der zweiten Kammer 
beliebten Ausdruds „Hemmung“ in dem legten Sabe des 
Artifels das Wort „Iuhibition” wieder ber. 

Wir finden gegen dieſe unbedeutende Abänderung Nichts 
einzuwenden, 


Beilage Nr. 236 
zum 38. Protokoll vom 15. October 1857. 


Bericht des zweiten Ausſchuſſes 
Antrag des Abgeorpneten Weber wegen Abänve- 
rung, refp. Erläuterung des Art. 1 des Geſetzes 
vom 16. März 1848 wegen des Petitions- und 
Berfammlungsrechtes betr. (Beil. Wr. 202); 
erftattet von dem Abgeorpneten Hofmann, 


— — 





Ueber den obigen, unter Nro. 202 der Beilagen abge— 
— Antrag, haben wir Folgendes zu bemerken die 
re: 
Bekanntlich hatte der Artikel 81 der Verfaſſungsurkunde 
ein Petitionsrecht der Einzelnen wegen allgemeiner politt- 
ſcher Intereſſen nicht anerfannt, indem er von der Anficht 
ausging, Daß dieje zu wahren blos den Ständen zuftehe. 
Nur diefe Vorfchrift war e8, die zu häufigen Angriffen in 
und auffer den Kammern Beranlaffung gegeben, denn daß 
ed im Allgemeinen wiünfcenswerth ſeie, Die Stände zu 
veranlaflen, ſich mit Beſchwerden Einzelner wegen vermeint- 
lich gekränkter, individueller Intereffen auch dann zu be- 
fallen, wann Abhülfe bei den betreffenden Stantöbebörden 
nod gar nicht nachgeſucht, alfo eine Beſchwerde noch nicht 
zugefügt worden, tft unferes Willens niemals behauptet 
worden. Indeſſen erfolgte in dem Edicte vom 6. März 
1848 die landesherrliche Zufage: 
„Wir werden den Ständen unverzüglich einen Ge- 
en auf Aufhebung des Art. 81 der Ver— 
faſſungsurkunde vorlegen laflen, damit das Petitions- 
recht und das Recht der Volföverfammlungen frei 
ausgeübt werden können”, 
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und der Art. 1 des Geſetzes vom 16. März 1848 verord- 
nete wörtlich: 
„Der Art. 81 der Berfaffungsurfunde tft Hinfichtlich 
aller darin enthaltenen Beihränfungen des Petitions- 
rechtes aufgehoben. * 
. Bei Uebergabe dieſes Geſetzes äußerte der damalige 
Regierungscommtfjär im Allgemeinen; 
Diejer Gejeßesentwurf ift beſtimmt, die in der Proc- 
lamation vom geftrigen gegebene Zuſage wegen Auf: 
hebung des Art. 81 der Verfaſſungs-Urkunde und 
Befreiung des Betitionsrechtes von den darin begrün- 
deten Beichränfungen ꝛc. in Erfüllung zu bringen“ 
und zu dem erwähnten Art. 1 wurde. jpectell bemerft« 
„Fortan werden alfo Einzelne und. Gorporationen 
nicht allein binfichtlich ihrer individuellen Intereſſen, 
Jondern auch wegen allgemeiner politiichyer Intereſſen 
das Recht haben, fih mit Petitionen ſowohl an die 
ftändifchen Kammern, als an das -Staatsoberhaupt 
oder die Staatäregierung zu. wenden.” — er 

Das Gefeb wurde jo, wie e8 vorgelegt worden, von 
beiden Kammern angenommen, ohne daß die Frage irgend 
jpectell berührt worden wäre, ob durch den Art. 1 auch 
diejenigen Beftimmungen des Art. 81 der Verfaſſungsur— 
funde aufgehoben feien, welche fich lediglich auf Geſuche 
Einzelner beziehen, die fie hinfichtlich ihrer perſönlichen In— 
terejfen an die Stände richten. Dieſe Frage iſt auf, ſpä— 
teren. Landtagen allerdingd von einzelnen Kammermitglie— 
dern verneint worden, nie aber hat fi) die Mehrheit: der 
zweiten Kammer dieje Auslegung angeeignet, die auch Ihr 
Ausihuß für eine irrige hält. OBeral. Berhandlungen der 
zweiten Kammer von 1851, Band 1. Prot. 8.) — 

Der Art. 81 der Berfafjungsurfunde bezeichnet aus— 
drücklich nicht blos Geſuche, die allgemein polttiihe Inte— 
reſſen, ſondern auch diejenigen, welche individuelle Inte— 
reſſen berühren, als Petitionen. Wenn daher der Art: 1 
des Geſetzes vom 16. Mürz 1348 den Art. 81, hinſichtlich 
aller darin enthaltenen Beichränfungen des Petitionsrech— 
tes aufbebt, jo müßte man fürwahr eine dem klarſten 
Wortlaute widerjprechende Interpretation üben, wenn man 
annehmen wollte, daß nur binfichtlich einer Art von Peti— 
tionen der Art. 81 der Verfaflungsurfunde bejeitigt worden 
ſeie. Gegen eine ſolche Auslegung, die fi) nur auf Nütz— 
lichfeitSgründe ſtützen kann, ſpricht vielmehr noch ganz ent: 
Ichteden, daß nad) dem Obbemerften das Edict vom 6. März 
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1848 die gänzliche Aufhebung des Art, 81 der Ber 
faflungsurfunde ongelänpigt hatte, und daß Der ar 
rungscommifjär bei Uebergabe des Geſetzes dieſes ausdrücklich 
als auf Eu Te ebung ded Art, 81 der. Berfafjungsurkunde 
und Befeitiaung aller Bejchränfungen des Petitionsrech— 
tes gerichtet bezeichnet, „und daß er ferner Geſuche wegen 
allgemeiner polttiicher und Beichwerden wegen individueller 
Intereſſen zufammenfaßte,. ohne, — was doch jo nahe ge- 
legen hätte, — nur mit einem Worte darauf binzudeuten, 
daß leßtere auch fünftighin anders als erſtere zu behan— 
dein feten. | 

Wenn daher der vorliegende Antrag Davon ausgeht, 
daß das Gejeg von 1848 unklar und aus diefem Grunde 
ein neuer Artikel der Legislation wünſchenswerth jeie, jo 
vermögen wir diefer Anficht nicht beizuftimmen. 

Auch die Frage, ob. es zweckmäßig jeie, ein neues Ge- 
ſetz zu veranlaffen,- glauben wir aus folgenden Gründen 
verneinen zu müſſen: | 

1) Durch das Geſetz von 1848 find die Stände Feines- 
wegs genöthigt, fich mit Jolchen Privatbeſchwerden in ma— 
terieller Beziehung zu befaflen, über welche die com 
petenten Staatöbehörden noch nicht entichieden Haben ; 
vielmehr werden fie Died der Natur der Sache nad) regel: 
mäßig ablehnen und ablehnen müfjen, weil eine Beichwerde 
doch nur gegen Verfügungen der Regierung Staat finden 
fann und, lange legtere nicht erfolgt find, jene nicht 
wohl denkbar ift. Die Stände werden aljo derartige vers 
frühete Beſchwerden zur Zeit, ohne näher auf das Mate- 
rielle einzugehen, zurückweiſen, wie dies denn auch von den 
nach .1848 zuſammengetretenen Landtagen ftet3 geſchehen ift. 

2) Durch die beantragte Vorſchrift kann natürlich die 
Ueberreihung verfrüheter Beichwerden nicht abjolut 
verhindert werden; auc während der Herrichaft des Art. 81 
der Verfaſſungsurkunde find derartige Bejchwerden jehr 
Pipe eingereicht worden. Dieje wurden dann von dem 

räfidenten blo8 in der Kammer angezeigt und es wurde 
von dieſem fofort ausgefprochen, daß fte lediglich zu den 
Acten zu nehmen jeien. Seht müſſen freilich derartige Be- 
Ichwerden an den dritten Ausschuß verwiefen werden, allein 
ed leuchtet ein, daß es fortwährend ganz in deſſen Hand 
ltegt, fie im fürzefter Weife zu befeitigen. Der Ausſchuß 
muß freilich prüfen, ob die Petenten nicht — was wir 
auch bei Annahme des Antrages als genügend anfehen 
würden — behaupten, fich erfolglos an die Staatsbe— 
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hörden gewendet zu haben und ob nicht etwa die Sache 
von ſolcher Bejchaffenheit feie, daß die Stände ausnahms— 
weije, auch ohne daß jenes gejchehen, einzuſchreiten veran- 
laßt fein fönnten; ift dieſes aber nicht der Fall und enthalt 
auch das Geſuch die bezeichnete Angabe nicht, dann kann 
der dritte Ausichuß, in Anwendung des Art. 32 der Ge- 
I ng durch kurze mündliche Berichtserftattung ſo— 
fortige Beſchlußfaſſung der Kammer veranlaſſen und die 
Sache wird dann keinen ſo bedeutenden Zeit- und Koſten— 
Aufwand veranlaſſen, daß darin ein hinreichender Beſtim— 
mungsgrund gefunden werden könnte, die Abänderung 
eines Geſetzes a veranlaflen, das ausdrüdlid unter Die 
Garantie der Verfaffungsurfunde geftellt ift. 

3) Werden gleich) die Stände in den meiften Fällen 
bei Beſchwerden nicht einzuſchreiten veranlaßt fein, jo lange 
auf dem gewöhnlichen Wege Abhülfe nicht nachgeſucht wor: 
den, fo it doch auch ein Anderes immerhin denkbar, 3.2. 
bei etwaiger nd verfaſſungsmäßiger Rechte durch 
die oberſte Staatsbehörde ſelbſt. Freilich würde hierin 
fein Motiv zu Aufhebung auch des erſten Theiles des 
Art. 81 der Berfallungsurfunde zu finden fein, wenn es 
fi) dermalen von einer Nenderung jenes Artikels Handelte; 
da aber derjelbe einmal aufgehoben tft, jo möchte ed doch 
dem Standpunkte der Stände nicht entiprechen, felbft auf 
eine Beſchränkung ihrer verfaflungsmäßigen Befugniſſe bin: 
zuwirken. 

Ihr Ausſchuß beantragt daher: 

dem obgedachten Antrage nicht beizutreten. 

Ein Mitglied des Ausſchüſſes iſt mit den vorſtehenden 
Ausführungen nicht allenthalben einverſtanden und behält 
die Entwickelung feiner Anſicht der mündlichen Discuj- 
fion vor. . | 


Beilage MB, 
zum 38. Protokoll vom 16: October 1857. 


An die zweite Kammer der Stände de8 Großherzog⸗ 
thums. ee | 





Nah Anlage Nr. 33 zum Staatsbudget für 1833 
find in diefem ald Beitrag zur Givildiener-Witt- 
wenkaſſe, einfchließlich des zu muthmaßlich auf 9000 fl. 
angenommenen Ertrags der Sterbquartalien, im Ganzen 
48,677 fl. jährli und daber gegen die flaatsbudgetmäßige 
Bewilligung für die Finanzperiode von 1834 ad 18,677 fl., 
jährlich 30,000 fl. mehr vorgefehen, und es ift die Be: 
gründung dieſes Mebrbedarfs durch eine bejondere Propo— 
fition vorbehalten worden. 

In Folge deffen, und da die Vorlage diejer Propofttion 
mehrerer Hindernifje und Schwierigkeiten wegen fi ver- 
zögerte und nicht zeitig genug erfolgen fonnte, wurde von 
den beiden Kammern der Stände bei Berathung und Be- 
Ihlußnahme über das Staatsbudget für 1837 diefer Poften 
ausgeſetzt und der Beſchluß hierüber bis nah Einlangung 
der bemerften bejonderen Propofition der Staatsregierung 
vorbehalten, Da jedoch die diefer Bropofition entgegenftehen- 
den Hinderniffe bis jet noch nicht befeitigt frıd, und vor: 
ausſichtlich dieſe Propofition nicht zeitig genug an Die 
Stände gelangen fann, um bei dem nahe bevorftehenden 
Abſchluſſe des Staatsbudgets für 1837 von Seiten der 
Stände hierauf Rückſicht nehmen zu fünnen, auf der andern 
Seite aber es dringend nothwendig erfcheint, daß bei dem 
Staatsbudget das Bedürfnig fir die Eivildiener = Wittwen- 
kaſſe berücdfichtigt und die Mittel zur Beftreitung defjelben 
wentigftens einigermaßen annähernd bewilligt werden, jo 
beebrt fi) das unterzeichnete Miniftertum an die Stände 
des Großherzogthums das Anfinnen zu richten, zu der 
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Verwendung des obengenannten, im Staatsbudget für 
1833 vorgejehenen Beitrags von 48,677 fl, jährlich zur 
Beftreitung des Bedürfnifjes für die Eivildiener-Wittwen- 
falle, infoweit Diejes unabweislih zur Erhaltung des In— 
... erforderlich erjcheint, ihre Zuftimmung ertheilen zu 
wollen. 3 — 

Das unterzeichnete Miniſterium beehrt ſich zugleich die 
Bemerkung beizufügen, daß der Zuſtand des Civildiener— 
Wittweninſtituts von der Art iſt, daß der bemerkte Beitrag 
für die laufende Finanzperiode kaum hinreichen wird, um 
das Inſtitut nothdürftig zu erhalten und nicht ganz in 
Rückgang kommen zu laſſen. 

Darmſtadt, am 14. October 1857. 


Großherzogl. Miniſterium des Innern. 
| unterz. 


v. Dalwigf, 


Zimmermann, 


Beilage Nr. 38 
zum 38. Protokoll vom 15. Detober 1857.. 


Bericht des zweiten Ausfhuffes 
über den Antrag des Abgeoroneten Buff auf. Ab- 
änderung des Art. 13 des. Gefeges vom 6. Sep⸗ 
‚tember. 1856, die Zufammenfegung der beiden 
Kammern der Stände und. die Wahlen ver Ab— 
geordneten betr. (Beil. Nr, 148); 
erftattet von dem Abgeordneten Zentgraf. 


+ Der Abgeordnete Herr Buff hat Den Antrag, geftellt: 
Hohe Kammer wolle die Großherzogliche Staatsregie: 
rung um baldige Vorlage eines Gejegesentwurfes 
erfuchen, dahin gehend:,. | ad 

daß, wenn in einem Wahlbezirf. feine 25 Wähl— 
bare, welche an Directer Steuer den einem Normal: 
‚fteuerkapital von 550 fl. entfprehenden Betra 
jährlich entrichten, vorhanden find, die Zahl 25 
durch die zunächſt Höchitbefteuerten, in dieſem Be: 
0. zieh, mit Wählbarkeit für das ganze Land, ergänzt 
| werden folle,. | — — 
und dieſen Antrag auf die Thatſache geſtützt, daß, in Folge 
der Vorſchrift des Art. 13 des Geſetzes vom 6. Septem— 
ber 1856 in vielen Wahlbezirken nur eine verhältnißmäßig 
geringe ‚Zahl Wählbarer, in. mehreren. fogar nicht ein eins 
Der, — oder einige Geiftlihe abgerechnet — vorhan- 
en jeien, ; | 
ſowie im Wejentlichen durch die Betrachtung motivirt, 
daß, in Folge deſſen, einem ſolchen Wahlbezirfe eine we: 
jentliche Theilnahme an der Landesvertretung entzogen, den 
Wahlberechtigten die, Möglichkeit benommen ſei, einen ‚mit 
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ihren VBerhältniffen und Bedirfniflen vertrauten Vertreter 
aus ihrer Mitte aufzuftellen, fie genöthigt jeien, auswärts 
zu juchen, und hierbei öfter, unbekannt mit geeigneten Per— 
re ohne eigne Weberzeugung fremden Borjchlägen 
zu folgen, 
daß ferner, bei der -Ungleichheit der, VBermögensverhält- 
nifje der einzelnen Laudestheile, ſich ein allgemeiner Maß— 
ftab für Die Größe des die Wählbarkeit bedingenden Ber: 
mögenshefiges, — welchen übrigens, der Herr Antragfteller 
zur Erhaltung des conferdativeit Elenmentes beibehalten’ wif- 
ſen will — nicht aufſtellen laſſe, 
daß daher auf dem Art, 55, letzten Abſatz der Verfaſ—⸗ 
ſungsurkunde zu xecurriren jeio — —— 
Der Ausſchuß hat es fiir angemeſſen erachtet, vor Er— 
ftattınıg des Berichts die Anficyt der Großherzoßlichen 
Stahtöregierung über den . zu erfahren, und auf 
alten : arimpy 
„daß die Beitimmung im Art; 55,. Abjab 4 der 


der Stände und die Wahlen der Abgeordneten bes 
treffend,” ‚aufgenommen worden jet, daß die Staats— 
regierung diefe Grimde auch jegt noch als ent) eidend 
betrachte, und’ daher nicht beabfichtige, dem Ständen 
des Großherzogthums einen, Dem Antrage des Herrn 
Abgeordneten Buff entſprechenden Gejegesettwurf 
vorzulegen,” * | | 
Schon während. des vorigen Landtags war bei Beras 
thung des Geſetzes vom 6. September v. 3, insbeſondere 
des Art, 13 ein dem vorliegenden, ähnlicher Antrag geſtellt 
und von Seiten der Großherzoglichen Staatsregterung Die 
Verficherimg ertbeilt worden, daß, Tollten beide Kammern 
die Wiederherftellung des legten Abjages des Art. 55 der 
Verfaſſungsurkunde wüuſchen, es fh von felbft verſtehe, 
daß Großherzogliche Staatsregierung diefen Wunſch einer 
ſorgfältigen Prüfung unterziehen und demſelben wohl ent 
ſprechen werde, „wem ſie ihre Bedenken durch die von den 
er vorgetragen werdenden Grinde’ tejeitigt finden 
„alte | on * ra 
Es liegt daher, bet Würdigung des nunmehr wieder: 
holten Antrags, die Veranlaſſung nahe, ſich den Gang der 
einſchlagenden Gefegagefigig, fo weit fir, dert Zweck uiige- 
mefjen, zu dergegenmärtigen, "und ’darın die Grinde "zu 
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reihen, welche für eine abermalige Aenderung des beftehen- 
den Geſetzes geltend gemacht werden fünnen, oder derjelben 
entgegenftehen. _ ei 
Bekanntlich erfolgten, — nahdem die auf Vertretung 
gewiſſer Elafjen der Staatsangehörigen berufene und in den 
althejfiichen Landestheilen beitandene ſtändiſche Nepräfen: 
tation durch Ediet vom 1, October 1806 aufgehoben, das 
Edict über die landſtändiſche Berfallung des Großherzog: 
thums vom 18. März 1820, von der Erwägung ausgehend, 
„daß die ſtändiſche Verfaſſung nicht dazu geeignet ſei, um 


‚eine für alle Untertbanen gleihe Adminiftration zu 


fördern,” eine wejentlih auf gemeinjamer Vertretung 
des Landes beruhende Berfaffung entworfen war, der Art. 3 
aber die Bedingungen zum Wahlrechte befonderen Regle— 
ments vorbehalten hatte — dieje nöthigen Beltimmungen 
in den Wahlordnungen vom 22. März 1820 über die Wah— 
len zur Kammer der Abgeordneten, und vom. 31. März 
1820 über die Wäbhlbarfeit der Kapitaliften. Es enthielten 
diefe Verordnungen, als Garantien für eine tüchtige Ver— 
tretung unter Anderm die Vorſchrift, Daß die Wahl der 
Abgeordneten aus einer dreifahen Wahl (der Bevollmäd- 
tigten, Wahlmänner und Abgeordneten) hervorgehen ſolle, 
fie fnüpften die Befähigung zum Bevollmächtigteit. an die 
Entrichtung von 20 fl. jährlicher, directer Steuer, befä— 
bigten nur die 60 Höhfibefteuerten eines Wahlbezirkes zu 
Wahlmäunern, deren Zahl Anfangs auf 10, dann durch 
Art. 57 der Berfaffungsurfuude auf 25 feitgejegt war; 
was aber die Fähigkeit, zum Abgeordneten gewählt zu 
werden, betrifft, jo beſtimmte, von den jonftigen Erforders 
nifjen abgejeben, die Verordnung vom 22, März 1820 im 
Art. 8: „Wählbar ift (zur zweiten. Kammer), wer in dem 
Großhrrzogthum entweder 100 fl. directe Steuern. jährlich) 
entrichter, oder als Staatsdiener einen ftäudigen Gehalt von 
wenigftens 1000 fl. jährlich bezieht”, jowie die Verordnung 
vom 31. März 1820, daß der Befiß, rejp. die Depojition 
von 20,000. fl. in Großherzogl. Stuatspapieren die paſſive 
Wählbarfeit begründe. 
Die Eingaungsworte diefer Verordnung enthalten, insbe: 
fondere als Grund. für die Größe Ddiefer Summe die Bes 
merfung, daß die Zahlung von. 100 fl. directer Steuern 
einem Einkommen von 1000 fl. entſpreche; es erhellt al ſo 
bieraus, daß der Cenſus für die pajfive Wahlfähigfeit der 
Direct: Beſteuerten, dev Staatsdiener und Kapitaliften nad 
einem. einheitlichen Mapftabe. bemefien worden war. 
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Der Art. 55, Abſatz A der Verfaſſungsurkunde vom 
17. December 1820, hatte ferner folgende, den Art. 8 der 
Verfaſſung vom 22. März 1820 ergänzende Beſtimmung 
aufgenommen: — RG: — 

„Wenn jedoch in einem Wahlbezirke feine 25 Wähl- 
bare, welche 100 fl. directe Steuern entrichten, vor- 
handen fein follten, jo ſoll die Zahl 25 durch die 
unächft Höchftbefteuerten in diefem Bezirke, mit Wahl: 
Fihigfeit für das ganze Land ergänzt werden.” 

Diele Beftimmungen biteben bi zum Wahlgejeße vom 
3. September 1849 in Wirkſamkeit und hatten nur wäh— 
vend des Landtages von 1833 mehr oder minder eifgrei: 
fende Anträge auf Abänderung hervorgerufen. 

Während nämlich damals ein Abgeordneter den Cenſus 
für die Abgeordneten im Wefentlichen nad) ge Grund» 
lagen, wie nad) Art. 55 der Verfaflungsurfunde bemefien, 
für Staatsdiener auf einen ftändigen Gehalt von 1000 fl., 
für fonftige Befähtgte aber auf ein eigenthümliches Ver— 
mögen von 20,000 fl. feſtgeſetzt willen wollte, befriedigte 
die einen anderen Abgeordneten nicht und verditlaßte den: 
jelben zu einem weiter gehenden Antrage, in welchem Die 
Grundzüge des Fünftigen Wahlgefeged angedeutet waren, 
und namentlich gewünſcht wurde: | 

Aufhebung der Wahl der Wahlmänner durch Bevoll⸗ 

mächtigte, Herabjeßung des Genjus für die active 
Wahlfähigkeit, und überdieg noch Aufhebung „der 
als Normen für die Erkenntniß unabhängiger Exi— 
ſtenz der Abgeordneten aufgeſtellten Vorſchriften, und 
Ueberlaſſung der Entſcheidung dieſer Frage der Bes 
urtheilung der Wähler“, | | 
d. h. -Befeitigung des Paffivcenfus fir die Abgeordneten, 
Wünſche, die als Vorläufer der fpäteren Gefeßgebung er: 
ſcheinen, welche jene zweite Kammer gegen nur 2 Stimmen 
genehmigte, deren Verwirklichung aber an bekannten Maß— 
nahmen der Regierung ſcheiterte. AR, | 

Gedrängt durch die Ereigniffe des Jahres 1848 und 
durch wiederholte Anträge einzelner Kammermitgfieder ſah 
fih das damalige Großh. -Miniftertum , deſſen SPräftdent 
jeiner Zeit die; obenerwähnten Fundamentalbeftimmungen, 
die Wahlordnungen von 1820 a hatte, vers - 
anfaßt, mit dem, Entwurfe eines’ Wahlgeſetzes hervorzütre— 
ten, an deſſen Spitze das Princip geftellt war: „Daß die 
Mitglieder der Kammer freigewaͤhlte Ahgeotdhete des Volkes 
jein ſollen“, und welcher diefes Princip 1. A. dadurch zu 
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verwirklichen fuchte, Daß der Grundfaß unmittelbarer (director) 
Wahl adoptirt umd jeder Cenſus für die active und paſſive 
Wahlfähigkeit bejeitigt wurde. 

Jener Staatsmann, „indem er einem bielverbreiteten 
Berlangen Genüge feiftete”, war” gleichwohl meit entfernt, 
die Gefahren jener Beftimmungen zu. mißfenten, deutete 
jogar ſelbſt Schon in den Motiven die vorausfichtliche kurze 
Daner des Werkes in den Worten an: „Nimmt man Die 
Menſchen, wie fie find, blickt man. in die, ante 
insbejondere aber in die Todesgefhichte freier Staaten, 
jo drangen ſich Bedenken auf, die man mit jenem Säge 
(daß der Befig die Wahlfähtgkeit nicht bedinge) nicht ohne 
Weiteres befeitigen ann.“ BORN 

Sener Entwurf, dürch Beſchlüſſe der Stände noch er- 
weitert, und als Wahlgejeg vom 3. September 1849 publt- 
cirt, entbielt-alfo, für die active ‚und paffive Wahlfähigkeit 
feinerlei Genus und befeitigte die Vorbereitungswahlen der 
Bevollmächtigten. und Wahlmänner. R 

Eine Hinweifung auf die Verkündigung vom 29. Sept, 
1850. vergegenmärtigt genügend, welde Folgen der Verſuch 
mit einem fe ſchrankenloſen Geſetz nad) ſich gezogen bat, daß 
die Gr. Stantsregierung im Laufe eines — metal ge⸗ 
nöthigt war, die, nach jenem Wahlgeſetze gewählte Ständever: 
fammlung aufzulöfen, daß die Verweigerung aller Steuern Das 
Gouvernement endlich. in Die Lage verjegte, zu Abwendung 
dringender Gefahr, womit der Staat bedroht war, von dem 
nach Art. 73. der Berfaffungsurkunde, zuftebenden Rechte 
Gebraudy zu machen, und mit Betjeitjeßung des erprobter: 
maßen unbrauchbaren Wahlgejeßes vom 3. September 1849, 
durd Verordnung vom 7. October 1850 die Noruten feft- 
uftellen , nach welden eine außerordentliche  Ständever: 
at zunächſt zur Verabſchiedung eines neuen Wahl- 
geſetzes berufen werden, jollte. —31 

Dieſe Verordnung wich von dem außer Kraft geſetzten 
Wahlgeſetze von 1849 insbeſondere darin ab, daß ſie die 
indireete Wahl der Abgeordneten durch, von Urwählern, 
nach dem Dreielaſſenſyſtem gewählte Wahlmänner einge: 
führt, ſomit dem Beſitze ſeine Berechtigung wieder zu ver: 
leihen "begonnen: Hatıı BER 

Dem außerordentlichen Landtage wurde am 8. April 
1851: der Entwurf eines Wahlgejeges vorgelegt, weldyes 
mir’ Beibehaltung des Dreiclaſſenſyſtems für die Wahl der 
MWahlmänner im Art: 17 beftimmte: Tr 
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„Als Abgeordnete zur zweiten Kammer, können nur 
jolhe Staatsbürger gewähltiwerden, welche an Directer 
Steuer den einem Normalfteuerkapitsl von 550 fl. 

entſprechenden Betrag entrichten. oder an jährlichen 
reinem Einkommen 1000 fl. beziehen.” 

‚Das Rejultat der ftändifchen Berathung war, Daß der 
Geſetzesentwurf in der zweiten Kammer. in jeinen ‚wejent: 
lichen Beſtimmungen verworfen, in der. erften Kammer aber 
ganz abgelehnt wurde, 

Defeelt von dem. Wunjche, daß eine Vereinbarung mit 
den Ständen über die Zuſammenſetzung der landſtändiſchen 
Kammern erzielt. werden, jomit der Hauptzweck der ‚außer: 
ordentlichen Ständeverfammlung. nicht unerreicht bleiben 
‚möge, wurde derjelben am 12. April 1855 ein anderweiter 
‘ Entwurf. mitgetheilt, dem, wie die Motive fagen, im-All- 
gemeinen die Beftimmungen zu Grunde lagen, welde von 
1820 — 1849 in Wirkfamfeit waren, unter deren Schuß, 
wie der Ausfchußbericht zu dem. Entwurf von 1851 aner— 
fannt bat: „das ftaatliche Leben des Großherzogthums bis 
zum Sabre 1848 zu. einer Stufe der Entwicklung gefangt 
war, Die"unbeftritten fein anderer deutfcher Staat bis da— 
bin erreicht hatte”, welche daher vorzugsweile fich zur 
Miederherftellung empfablen, fofern nicht Erfahrungen 
einzelne Modificationen als räthlich haben erſchei— 
nen laſſen. | | i ka: 

Dieſe Nenderungen, weldye in dem aus jenem Entwurf 
bervorgegangenen Geſetze vom 6. September 1856 enthalten 
find, beftehen, infoweit fie für den vorliegenden Zwed con: 
cetnent fd, im: Weſentlichen darin“ 

) daß die u der Bevollmächtigten ausgefallen," 
2) daß-der Genus der Wahlmänner nach dem Steuer: 
kapital beftimmt und auf. die Summe herabgefeht 

“worden ift, welche dem nah der Verfaffungsurfunde 

für die Bevollmächtigten vorgefebenen jährlichen diree— 
ten Steuerbeitrage entfpricht, nn. 

3) daß für die Wählbarfeit. der Abgeordneten; = 

a) dem jährlich zu entrichtenden directen Steuerbei: 
J tag von 100 fl. das Normalſteuerkapital ſubſti— 
tuirt und dieſes auf 380 fl. pr 

b) ftatt der Depofition von 20,000 fl. beifiicher Staats: 
ur Bapiere, ein jährliche& Zinſeneinkommen aus jol- 
cchen von wenigſtens 1000 fl. verlangt wurde, 

4) daß endlich die pos. A des Art. 55 der Berfallungs- 

Urkunde feine Aufnahme. gefunden hat: 
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" Beiläuftg. jet, bezüglich der Subftituirung des Stenet- 
fapitals, ftatt der früher zur Norm genommenen jährlichen 
Steuerentrichtung, erwähnt, daß ſchon 1838 die Großberz. 
Staatsregierung, einem Antrage der Stände von 1836 ent— 
Iprechend, einen Gejegesentwurf vorgelegt hatte, wonach 
jene Befähigung nicht mehr an die Summe der zu enktrich— 
tenden Steuern, fondern nad dem Betrag des dem: betrefs 
fenden Stautsbürger zugeſchriebenen Steuerlapitals bemeſſen 
werden ſolle. 

Mit dieſer Aenderung hatten ich ſchon früher beide 
Kammern einverftauden. erklärt, wegen eines anderem, bier 
nicht ‚relevanten Punktes jedoch wurde eine Vereinbarung 
uicht erzielt, von Erlaß eines Geſetzes ARDFRANNEN, (Land⸗ 
tagsabſchied von 1841.) 

Die auf ſtäudiſchen Antrag in das Wahlgefeh aufge⸗ 
nommene, Befähigung der Kapitaliften und die an mad 
weisliches Einfommen von 1000 fl. Zinfen aus Großher. 
Staatspapieren geknüpfte Vorausfegung zur en, 
bernhte auf Der Erwägung, daß der Zinsfuß Großberzogl. 
Staatspapiere nicht ‚mehr mie zur Zeit des Erlaſſes der 
Verfaſſungsurkunde 5 Procent betrug. 

Gegen alle dieſe Beſtimmungen, alſo die Subſtituirung 
der feſten Grundlage des Steuerkapitals, ſtatt des Steuer— 
beitrages, gegen Aufnahme des Zinſeneinkommens, ſtatt des 
Kapitalbetrages, ſowie auch gegen Beſeitigung der Wahl 
der Bevollmächtigten wurde. in der Kammer ein sheblihge 
Bedenken wicht geltend gemacht. | 

Zwei Punfte "waren es dagegen; welche haupiſachtich 
Erörterungen veranlaßt ‚hatten, nämlich: 

1) die Frage, ob und welcher Cenſus fire die Baptfähig- 

feit der Abgeordneten anzunehmen, 
2) ob der Abjaß:4 des Art. 55 der: Berfaffungsurkunde 
| wieder einzuführen fei, - 
Fragen, welche für Beurtheilung des vorliegenden Antrages 
von unmittelbarem Intereſſe ſind ab in gegenjeitiger: De: 
ziehung fteben. 

ad 1. Der Entwurf des Wahlgefeßes (Beil, Nr. 861 
©. 5) hatte sub At. 14 beftimmt: 

„Als Abgeordnete der Städte und Wahlbezixfe fönnen 
nur ſolche Staatsbürger gewählt werden, welche an 
Direkter’ Steuer mindeftens den einem Notmalftener: 
kapltale von 660 fl. entſprechenden Bettag jährlich 
entrichten“, EST DIES EEE SE e— 
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und die Motive (Nr. 862 Beil.) hatten dazu bemerkt, daß 
diefe Summe, dem, nad) Art. 55 der — 
erforderbichen Steuerbeitrag vun 100 fl. annähernd entſpreche, 
von jener Summe, bei einem Ausſchlage von 9 fr, auf 
1 fl. Steuerkapital, 99 fl. Steuern zu entrichten ſeien. 
Der ‚Bericht des Ausſchuſſes zweiter Kammer für die 
Feſtſetzung eines Paſſiveenſus fi) entjchieden erklärend, 
beantragte jedoch das Normalſteuerkapital auf 590 fl. her—⸗ 
abzujegen, dem aljo, nad obigem Maßftab, ein jährlicher 
Steuerbeitrag von‘88 fl. entiprochen haben würde. 
Obwohl bei der Berathung in zweiter Kammer: die 
weitgehendften und verjchiedenften Anträge geftellt worden 
waren, 3.B. gar; feinen Pafltweenfus für Abgeordnete, oder 
als ſolchen doch nur den für Wahlmänner beftimmten, end: 
lid) die nad) dem Gefege vom 28. Oetober 1848 für die 
Wahl der Geſchworenen ‚geltenden Normen zu Grunde zu 
legen, erlangte dasjenige Amendement die geſetzliche Ma— 
jorität, welches den Cenſus für Abgeordnete zur zweiten 
Kammer auf das Normalfteuerkapital: von. 550. fl. (nad 
obigem Maßftabe gleich 75 fl. jährlicher Steuern ) ermäßigte, 
welchem Bejchluffe denn. au) , nach wiederholter Berathung 
die erfte Kammer ihre Zuftimmüng ertheilte. vn 
Zu 2: enthalten die Motive Folgende Bemerkung: 
„die Wiederherftellung des legten Abſatzes desArt. 55 
der Berfafjungsurfunde iſt in dem Entwurfe nicht 
vorgeſehen, weil man dieje Beftimmung bei der großen 
Zahl der Staatsbürger, : welche an Directen Steuern 
100 fl. und mehr bezahlen, nicht als Bedürfniß be— 
trachten fann, und die Wahlmänner, ‚bei der Wahl 
der Abgeordneten. nicht auf. die. Wählbaren des Be: 
zirkes bejehränft find.” | 


Der Aufchußbericht zweiter Kammer bikigte, daß der 
edachte Schlußlag des Art. 55 nicht aufgenommen. worden 
Bei, da, wenn man einmal von den Abgeordneten den Nach— 
weis seines zur. Sicherung ‚einer unabhängigen Exiſtenz ‚ge: 
nügenden Einkommens verkunge, und davon ausgehe, daß 
die Garantie für die Unabhängigkeit in der Entrichtung von 
100 fl. Directer Steuer oder im „einem Gehalte von. gewifjer 
Größe liege, derjenige nicht; wählbar fein könne, bei wel- 
em jene Vorausſetzung nicht, eintrete, die Wählbarkeit 
eines geringer Beſteuerten ‚night, von der Zufälligkeit ab: 
hängen dürfe, daß er in einem Wahlbezirke wohne, in 
welchem fih nur Minderbegüterte befinden. - - ;.,, 
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Dennod wurde bei der Berathung in zweiter Kammer 
der Antrag geftellt, dem betreffenden Artikel folgenden Zu« 
jag beizufügen: es . 

„Wenn jedod) in einem Wahlbezirk feine 25 Wähl- 
vare, nad dem zu Art. 14 angenommenen Steuer- 
fapitalbetrag vorhanden fein follten, jo jol die Zahl 
25 durch die zunächſt Höchftbeftenerten in diefem Be— 
zirt, mit MWählbarkeit für das ganze Land, ergänzt 
werden.” 

Im Wefentlichen waren es diefelben Gründe, welthe 
zu Motivirung des vorliegenden Antrages angeführt find, 
die auch) in voriger Kammer geltend gemacht worden waren; 
man bielt überdieß den Zujaß eefahrungsmäig fir unbe- 
denklich, jelbft für wünfchenswerth, daß den Güterbefigern 
eines jeden Wahlbezirfes — denn dieſe ſeien ja haupt— 
jächlich bei der Wahl der Abgeordneten interefjirt — Die 
Möglichkeit gegeben werde, aus ihrer Mitte einen abge: 
ordneten zu wählen; ja es meinte jogar der Antragfteller 
„wenn der Bezirk Niemand aus feiner Mitte wählen Eönne, 
jo werde, namentlich in aufgeregter Zeit, regelmäßig ein 
vorgefchlagener ſ. g. Xiberaler gewählt werden. 

An Folge der entgegengehaltenen Gründe, namentlich 
der Hinweiſung auf Die zu befürchtende große Ungleichheit 
binfichtlich der Wahlfähigkeit, wurde das Amendement ge— 
ftelt, aus dem vorgejchlagenen Zuſatze die Worte: 

„mit Wählbarkeit für das ganze Land.“ 
zu entfernen. 

Beide Anträge wurden jedoch, die gewünſchte Wieder: 
herftellung des Abſatzes A des Art. 55 mit 35 gegen 4 
Stimmen, und das Amendement mit 21 gegen 18 Stimmen 
verworfen. —— 

Der Ausſchusſchußbericht erſter Kammer enthält die hier 

einſchlagende Bemerkung: | 
„daß der Schlußſatz des Art. 55 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde nicht in den Entwurf aufgenommen wurde, 
verdient unjered Erachtens nur Billigung, weil die 
auf unmotivirter Billigkeit beruhende Beftimmung auf 
Prineip und Gonfequenz feinen Anſpruch zu machen 
vermag.“ 

Bei Berathung in erfter Kanımer lag feine Veranfaffung 
vor, auf Diefeu Punkt zuxückzukommen. — 

Die ſehr erheblichen Gründe, welche dem Art. 13 des 
Wahlgefeges in feiner ausnahmsloſen Faſſung entgegen: 
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stehen, find allerdings nicht ER verfennen; in deu einzelnen 
Staaten ſcheint e8 im Zwede einer. Landesvertretung und 
im Intereſſe des Ganzen zu liegen, daß ein Bild des 
ganzen Landes, nach feinen Bezirken, dargelegt werde, daß 
die Intereſſen und Gigenthümlichkeiten der einzelnen Be: 
zirfe ihre fichere Vertretung finden, 
Nun ergiebt aber ein Blick in die, unter öffentlicher 
Autorität errichtete Lifte der Wählbaren, daß etwa 50 pCt. 
zur Claſſe der direct Befteuerten gehören und daß, In Folge 
der, auf natürlichen Urfachen beruhenden, verfchiedenen Be— 
fteuerung , die .‚Repartition der Wählbaren auf. die, ein: 
zelmen Wahfbesirke eine jehr ungleiche ift, daß manchen 
derſelben faum eine oder doch nur eine numeriſch jehr ges 
ringe Möglichkeit zur Vertretung Durch einen Direct Ber 
fteuerten aus ihrer Mitte gegeben ift. | 
Unter den vielgeftalteten Berfaffungen der conſtitutionellen 
Staaten fehlen in der That auch ſolche Grundgefege nicht, 
welche Beflimmungen aufgenommen hatten, die Dev pos. 4 
des Art. 55 unſerer Verfaffungsurfunde gleiche oder ähn— 
lihe Beftimmungen aufgenommen hatten. . 
Man kann hierbei mehrere Gruppen unterfcheiden, Die- 
jerigen Verfaſſungen, weldie, obwohl mit repräfentativenm 
Charakter für das ganze Land, der Vertretung dennoch die 
vormals ſtändiſche Gliederung zu Grunde gelegt hatten, 
verlangten faft durchgehend auch, daß der Vertreter in 
feinem Wahlbezir wohne; andere, welche jenes Syftem 
aufgegeben hatten, behielten gleichwohl jene Beftimmung 
bei, und zwar bald jo, daß alle Reprüjentanten aus den 
fähigen Bewohnern der betreffenden Wahlbezirke, bald nur ein 
aliquoter Theil aus dieſen gewählt werden mußte; nur eine 
nothwendige Folge ſolcher Beltimmungen war e8 denn, 
daß, falls in der betreffenden Claſſe oder in dem betreffen: 
den Bezirke nicht Die erforderliche Zahl. jolcher. vorhanden 
waren, welche das als Regel vorausgejegte Vermögen be: 
ſaßen, alsdann dieſe Zahl aus den zunächſt Befühigten 
ergänzt werden mußte, | 
Demohneradhtet halten wir die ausnahmsloſe VBorjchrift 
des Art. 13 des Wahlgejeßes für eine genügend begründete. 
- Sene Berfaffungsformen find nämlich unverkennbar mehr 
oder minder abgeſchwächte Anlehnungen an die vormalig 
ſtändiſche —— vermittelnde Uebergänge zum 
Repräſentativſyſtem. | 
So beredhtigt jene — abgejehen von der hier nicht in 
Rede ſtehenden Frage ihrer heutigen Zweckmäßigkeit — 
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unbeftreitbar fir ihre Zeit war, ehedem die Stände der 
Zandichaft in der That das Land jelbft vertraten, in ihnen, 
nach damaligen Staatsbegriffen, alle im Zerritorium poli: 
tiſch Berechtigten vertreten waren, fo find doch jene Grund- 
lagen in dem heutigen Staate, mit geringen Ausnahmen 
ftaatsrechtlicy geficherter Stände, geſchwunden, in der dee 
des allgemeinen Staatsbürgerthums aufgegangen; es ftehen 
daber die Berfafiungen, melde ftändijch gewählten Kammern 
gleichwohl repräfentativen Charakter verleihen, mit dem 
Principe im Widerſpruch; aber auc Diejenigen Berfaffungen, 
welhe an Die Stelle der Stände, das provinzielle oder 
örtliche Element treten ließen, aljo auf dieſe Weile indirect 
der alten Ordnung Conceflionen machten, und, was fie im 
Principe verwarfen, nebenbei wieder. beizubehalten juchten, 
haben die Bedeutung des repräjentativen Staates mifver- 
ftanden, indem fie die eigentliche Volksvertretung zu einer 
Bertretung der Provinzen, Bezirke, geftalteten. 


So unzweifelhaft num die Verfaſſung des Großherzog: 
thums auf dem Principe allgemeiner Vertretung beruht, von 
jenen Widerfprüchen im Ganzen fi freizubalten wußte, 
Ihon die Eingangsworte des Edietes vom 18. Mai 1820 
die ältere ſtändiſche Berfaſſung für unvereinbar mit einer 
„für alle Unſere getreuen Inka gleiche Admtniftration” 
erklärte, die Berfaffungsurfunde jelbft die Vertretung we: 
ſentlich auf das“ Staatsbürgertfum gegründet, die Abge- 
ordneten nicht als Mandatare ihrer Wahlbezirke betrachtet, 
die Abftimmung von Juftrnetionen unabhängig gemacht, 

dieje unterfagt Bat, jo finden ſich gleichwohl aud in ihr 
noch vermittelnde Llebergänge von dem aften zum neuen 
Syſtem, theils berubend auf dem öffentlichen Rechte, theils 
„im die Intereſſen des Handels oder alte abtbare Er- 
‚ Innerungen zu ehren“ und insbeſondere der eben dahin 

gehörige Abfchnitt 4 des Art. 55. Wenn auch diefe Aus: 
nahme eine ſehr gemilderte ift, nicht die Pflicht zur Wahl 
je eines Abgeordneten aus der Mitte des betreffenden Bes 
zirkes feftgejegt, nur die Möglichkeit dazu, unter allen 
Umftinden, gegeben ift, jo liegt — nichts deſtoweniger 
auch darin eine Conceſſion an ein verlaſſenes Syſtem, eine 
ausnahmsweiſe Berechtigung zur örtlichen Vertretung, eine 
_ Singularität. | | 

Wenn unter den modernen Staatöverfaffungen ſich er- 
fahrungsmäßig nur ſehr wenige finden, die bei unbefchränf- 
ter Wahlfühigkeit fi) eines dauernden Beſtandes zu er: 


12 Beilage Nr. 2385. 38, Prot. v. 15: Oct. 1857. 


freuen hatten, wenn. e8 entichieden ift, daß Bildung über: 
haupt und ebenfo politiiche Bildung in der Regel von dem 
Befige in gewiffen Umfange abhängig ift, er wenigftens 
als die verläfligfte außere Garantie für ein Minimum der 
nöthigen Bildung — iſt, wenn die Ausübung poli— 
tiſcher Rechte unbeſtreitbar der Vorbereitung, dieſe der Muſe 
bedarf, die dem geringer Begüterten, bei der Sorge um 
täglichen Erwerb, entzogen iſt, wenn in dem Maße das 
Intereſſe an dem allgemeinen Rechtszuſtande uud der öffent: 
lihen Ordnung fleigt, als diefe mit dem Beſitz an Die 
Erhaltung des Staates gefmüpft ift, wenn endlidy in dem 
Beige eine Bürgſchaft für die Unabhängigkeit der Beſitzen— 
den liegt, dann fann man dem Herrn Antragfteller nur 
vollkommen beipflichten, ſofern er „zur. Sicherung eines 
conjervativen &lementes in der Ständefammer” die Wähl— 
barfert zum Abgeordneten an einen nicht unbedeutenden Ver— 
mögensbefiß geknüpft willen will, alfo die Herabfeßung des 
Cenſus im Allgemeinen nicht in feiner Intention liegt, nur 
die ausnahmsweise Reduction des erforderlichen Steuer: 
kapitals bezwedt wird. 


Hat man jedoch einmal die paſſive Wahlfähigfeit an 
einen Genjus von beflimmter Größe geknüpft, finder man 
in ihm die Außere Bürgfchaft für das Vorhandenfein der 
Bedingungen zu einer tüchtigen Vertretung, dann möchte 
aud von jener Vorausjegung nicht wieder abzugeben fein, 
wenn feine innere Veranlaflung, nur der äußerliche, zus 
fallige Umftand eintritt, daß in einem Wahlbezirke eine 
gewiſſe Anzahl jo hoch Befteuerter ſich nicht worfindet, zus 
mal alsdann die Möglichkeit — iſt, daß Perſönlich— 
keiten wählbar würden, deren Steuerkapital jo weit von 
derjenigen Grenze entfernt wäre, die man als Die äußerſte 
für die Garantie der Tüchtigkeit irgend annehmen könnte. 


Weit entfernt, eine jede Abweichung von einer Regel 
Schon um ihrer felbit willen, mit doctrinärer Befangenheit 
u beanftanden, fo liegt doch in jeder Ausnahme Die be— 
Feten Aufforderung zur Prüfung, weßhalb man jene Ab- 
weichung nicht wieder aufgenommen babe, nahe; dieß um 
fo mehr, wenn,. faum nach Berlauf eines Jahres nad 
Abſchluß eines Wahlgeſetzes, welches einen jo lange ſchwan— 
fenden Zuftand befeitigt und endlid wieder eine feſte 
Grundlage geichaffen hat, uns eine abermalige Abänderung 
angefommen wird, während Die äußere Gejchichte jenes end- 
lihen Abkommens, wie.oben gezeigt, warnend: mahnt, an 
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einmal gewonnenen Sundamentalbeftimmungen nur bei wirk 
licher Noth zu Ändern, und erft in voriger Kammer ein 
gleichlantender Antrag zu dem Gejeße der Annahme. fich 
nicht zu erfreuen hatte. | 

Unverkennbar aber hatte mm die vorige Kammer den 
bier erneuerten Antrag auf Wiederherftellung des Abichn. A 
des Art. 55 der Verfaſſungsurkunde, abgejeben von Nebens 
gründen, in®befondere deshalb abgelehnt, weil andermweite, 
das confervative Element fihernde Beftimmungen der früheren 
Geſetzgebung befeitigt oder doc abgeſchwächt worden. waren, 

Man hat nämlich einer Seit die Wahlberechtigung in 
zweifacher Richtung ausgedehnt, die Wahl der Bevollmäch— 
figten nicht wieder hergeftellt, umd die active Wahlfähig- 
fett der Wahlmänner nur an. den Cenſus der früheren 
Bevollmächtigten gefnäpft, man hat ferner das Dreiclafjen- 
ſyſtem bei der Wahl der Wahlmänner aufgegeben und auf 
diefe Weiſe den Wenigbefteuerten einen bedeutenden Einfluß, 
wenn nicht das Webergewicht über die Höchftbefteuerten 
eingeräumt. y 

Nichtsdeftoweniger feßte die Kammer nod den Cenſus 
für die paffive MWahlfähigfeit der Abgeordneten, nad) dem . 
Mapftabe von 1820 faſt um *, herab, ermäßigte das 
von der Staatsregierung auf 560 fl. proponirte Steuerka— 
pital auf 550 fl. 

Die Mujorität der Stände voriger Kammer war fi 
über Grund und Zragmeite. diefer Beſchlüſſe vollfommen 
far und mwohlbewußt, daß, will man eine Vertretung mit 
confervativen Elementen, man den Cenſus auf Seiten der 
Wählbaren in dem Maaße erhöhen muß, ald man die Be- 
fähtgung der Wähler erleichtert; wenn nun nichts Ddefto- 
weniger die Kammer den proponirten Cenſus für die Ab— 

eordneten ermäßigte,. jo. lag eben. grade der wefentliche 

eſtimmungsgrund für ſie in dem Umſtand, daß man die 
Wiederherſtellung der pos. A. Art. 55 der Verfaſſungsur— 
kunde nicht für angemeſſen erklärte. 

Ganz abgeſehen aber davon, daß hiernach die bean— 
tragte Ausnahme keine aus der Entſtehungsgeſchichte des 
Art. 13 des Wahlgeſetzes von 1851 fließende Berechtigung 
hat, würde fie, obgleich fie den Schein der. Billigfeit für 
fih bat, wirkliche Unbilligkeiten einführen. 

Eine Unbilligkeit läge darin für Gleichhochbeſteuerte 
anderer Bezirke, Die, obwohl an fi) ebenfowenig befähigt, 
dennod Das gleiche, vielleicht noch höhere Steuerfapital 

| 3 
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haben, als diejenigen, welche -in einem’ andern- Bezirke aus: 
nahmsweiſe befähigt fein jollen; überdieß wiirde durch dieſe 
Ausnahme nur ein Privileg zum alleinigen Vortheile nur 
einer Elafje Befähigter, d. h. der direct DBefteuerten ge: 
ichaffen, während die Befähigung. der ‚beiden amern Kate: 
gorien Wahlfähiger vor wie nad an die generellen, er 
ſchwerenden Bedingungen gebunden bleiben * obgleich 
deren Wahlfähigkeit, wie oben bemerkt, nach Dem Princip 
der Verfaſſungsurkunde und des Wahlgeſetzes auf ganz 
gleichen Grundlagen beruht, das nöthige Einkommen des 
direct Beſteuerten, Kapitaliſten, beſtändig Beſoldeten ganz 
gleichgeſtellt iſt. | * 
Es kann hiergegen auch nicht, wie in voriger Kammer 
eſchehen, eingewendet werden, daß der Grundbeſitz haupt— 
ächlich bei der Wahl der Abgeordneten intereſſirt ſei, 
denn es bedarf kaum der Hinweiſung darauf, daß, abge— 
ſehen von der ra ger Befeitigung der Interefjens 
Vertretung, der Grumdbefiß nur in verhältnigmäßig geringes 
rem Antheil ftenert, Daß die Aufgabe heutiger Kammern 
nicht blos in dem Rechte der Steuerverwilligung befteht, 
daß überdies grundgefeglich dieſes ſpecielle Intereſſe feine 
mächtige Vertretung ohnehin gefunden Hat, und daß es den 
Srundbefigern unbenommen aus der immerhin reichen 
Anzahl der Befühigten ihrer Claſſe die geeignete Auswahl 
zu treffen. : | 
Wenn man ferner feiner Zeit zu Gunften des Antrages 
geltend gemacht hatte, „es werde felten vorkommen, Daß 
Jemand von den, nach Abſ. A des Art. 55 der Ber: 
faflungsurfunde Höchftbeiteuerten auſſerhalb des Bezirkes 
gewählt werden würde“ jo muß man dieſes Argument viel 
mehr gerade umkehren, — | 
Die Vergangenheit hat in der That höchſt felten einen 
Fall aufzumwetjen, in dem einer der ausnahmsweiſe Wähl— 
baren auſſerhalb feines Bezirfes gewählt worden wäre, ja 
jelbft verhältnigmäßig eine nicht große Zahl Fälle, in denen 
eine derartige Wahl innerhalb des betreffenden, Bezirkes 
getroffen worden war. Dieſe Thatjache jpricht zur Genüge 
dafür, daß in der Wirklichkeit das. Bedürfniß nach der 
beantragten Herftellung der pos. 4 des Art. 55 der Ber: 
faffungsurfunde ein in dem Wolfe jelbft jo allgemein ge— 
fühltes nicht jein möchte. 
Mögen auch die Gründe für diefe Erjcheinung vielfach 
in ganz anderen Nebenrücdfichten und Umftänden zu juchen 
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ein., jo ift doch gewiß nicht zu verkennen, daß auf dem 
ande wahrhaft Befähigte, unbeſchadet ihrer Tüchtigkeit in 
kleineren Kreiſen, doch nur ſpärlich, die Berufenſten meiſtens 
an beſtimmten Orten zu finden ſind. — 

Es hat in dem Großherzogthum noch nicht an Männern 
gefehlt, die, durch Wiſſen und Wirken auch in weiteren 
Kreiſen geachtet, fremder Empfehlung nicht bedürfend, mit 
dem Vertrauen geehrt worden ſind, als Vertreter der In— 
tereſſen eines entfernten Wahlbezirkes zu handeln, Inte— 
reſſen, die freilich für ihn, wenn ſie rein localer Natur 
wären, nicht, und nur ſofern ſie mit allgemeinen Intereſſen 
zuſammenftelen, Bedeutung haben könnten. 

Daß ein ſolcher, auſſerhalb ſeines Bezirkes gewählter 
Abgeordnete, jelbft, wenn ihm örtliche Bekanntſchaft in ſei— 
nem Wahlbezirke entſtehen ſollte, bei der geringen Ausdeh— 
nung des Landes, der Leichtigkeit der Verkehrsmittel, die 
nöthige Lokalkunde leicht ſich erwerben kann, daß die allge— 
meine Vertretung des Landes nicht den fortwährenden und 
einwirkenden Verkehr zwiſchen Wählern und Gewählten 
ausſchließt, liegt in der Natur der Verhältniſſe. 


Dem Allem nach möchte die Wiederherſtellung der 
os. 4 des Art. 55 der Verfaſſungsurkunde mit dem in 
Den Wahlgejege aufgeftellten Princip unvereinbarlih, durch 
die Entſtehungsgeſchichte defjelben nicht —— gerecht⸗ 
fertigt ſein; ſie würde Bevorzugung — ezirke, einer 
einzelnen Claſſe, und zwar ohne weſentliches Bedürfniß und 
ohne vorausſichtlichen Nutzen ſchaffen. 


Es liegt nicht in der Aufgabe des Ausſchuſſes auf die 
in voriger Kammer — Idee einzugehen, den nach 

Art. 55 zur Ergänzung beizuziehenden abfbefäbigten diefe 
Qualiftcation nur für ihren Bezirk zuzuſprechen, da der 
Herr Antragfteller diefe Idee nicht zu der feinigen ge 
macht hat. 

Sie follte offenbar der gefühlten Ungerechtigkeit gegen 
die zwar an fi) Unbefähigten, aber dod mit jenen Er: 
fagmännern gleich Befteuerten in anderen Bezirken begeg- 
nen, traf aber einen Ausweg, der die mangelnde Folge— 
richtigfeit nur noch vermehren würde. 


Man gewänne damit Vertreter von allgemeiner und 
jolche von beſchränkter Wahlfähigteit, wählbar nad) örtlicher 
Befähigung und gleichwohl mit allgemeiner Vollmacht aus: 
gerüftet, man ſchüfe zmeierlei Deputirten. 
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Mit Recht Hat ſchon ein Mitglied vo get und biefet 
Kammer dieſes Amendement mit Dem Präadicat „eines“ gut 
gemeinten Vorſchlages“ beſeitigggg. 
m Hinbliet auf dieſe Gründe beantragt die Majorität 
des zweiten Ausjchuffes: a9 139 OR 
ER den Hu wolle dem Anteage Feine Folge 
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Beilage Nr. 339 
‚zum 39. Protokoll vom 4. Detober 1857. 


Bericht des erften Ausfchuffes 
über den Antrag der Abgeordneten Millet, Hirich 
und Mohrmann, die Errichtung eines Dauptzoll- 
amtes mit Mieverlagerecht in ver Stadt Wormd 
betreffend (Beil. Nr. 152); 

erftattet von dem Abgeorpneten Dr. Stahl, 


Mit dem — der genannten Herren Abgeordneten 
(Beilage 152), welcher den Erfolg einer früheren (1845) 
von Seiten der Großherzoglichen Handelskammer an das 
Großerzogliche Minifterium des Innern und der Juſtiz ges 
gerichteten Bitte um Errichtung eines Hauptzollauts in 
Worms mittheilt, liegt uns eine umfaflende Denkſchrift vor, 
die ſich über den weſentlichen Unterjchied der damaligen 
50jährigen Sachlage verbreitet, und welcher wir das Wejent- 
lihe ihres Inhaltes bier entnehmen. 

Die Großherzogliche Handelsfammer zu Worms Hatte 

1845 ihre Bitte auf folgende Gründe geftüßt: r 

1) Die gezwungene Niederlage, zollamtliche Behandlung 
und Berzollung der von Kaufleuten in Worms Direct 
bezogenen verzollbaren Waaren in den Hauptzolläm: 
tern zu Emmerich, Cöln, Koblenz, wie Mannheim 
und. Ludwigshafen, verurſacht den Kaufleuten bedeu- 
tende Ausgaben an Mehrfracht, Spejen, Proviſio— 
nen. x. 

2) Die Geſchäftsleute in Worms erlitten. durch dieſe 
Niederlage den Nachtheil, daß fie Ihon Wauren 
länger entbehren müflen, dadurch Zinfen verlieren, 
und in der Ausdehnung des Geſchäftsumſchlages ges 
bemmt find. S 
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3) Auch die Ausfuhr in Landesproducten ſei dadurch 
beeinträchtigt und die Aufträge gehen nun überwiegend 
nad) Mannheim. 
4) Die Errichtung eines Hauptzollamts zu Worms würde 
zur Folge haben: Erleichterung des Verkehrs mit 
dem Auslande und der Goncurrenz mit benachbar- 
ten Handelöplägen, größerer Abfag, Anz, Ab» und 
Ausfuhr. Regeres Gefchäftsleben in der Stadt 
Worms, größeres Conſumo, größere Einnahme an 
ftädtifchen Gefällen, erweiterte Nahrungsquellen. für 
“ Arbeiten aller Art, Möglichkeit, den Tranſito- und 
Speditionshandel wieder zu beleben. 

Diejen Gründen wurde entgegengejeßt: — 

Damaliger geringer Bezug der zollpflichtigen 

Waaren ſeitens der Kaufleute zu Worms, die Un— 
möglichkeit einer directen Schifffahrtsverbindung von 
den holländiſchen Rheinhäfen mit Worms, die auch 
für Die Folge unwahrſcheinlich ſei, wo fein Handel 
mit ausländifchen Robproducten betrieben werde, und 
feine Fabriken beftehen, die deren in großer Menge 
beftehen, und neben dem die Koften eines Hauptzoll: 
amtes, welche fich jährlich auf 4863 fl. belaufen 
würden. Auf diefe Gründe hin wurde die Großher: 

zogliche Handelsfammer mit ihrem Gejuche abichlägig 
eſchieden. — 

‚Die Großherzogliche Handelskammer zu Worms wieder— 

holt daſſelbe Geſuch, und entgegnet: 

Die Koſten des Hauptzollamtes ſeien zu hoch ange— 
ſchlagen. 

Der Bezug der Handelsleute in Worms an zollbaren 
Waaren laſſe ſich aus den in Worms ſelbſt verzollten Ge: 
genſtänden nicht abnehmen, da, eben wegen Mangel eines 
Hauptzollamtes ,. die meiften Güter in Emmerich, Mainz zc. 
unter Firma fremder Spediteure verzollt würden; es wird 
ferner weitläufig ausgeführt, daß Diejer Bezug feit dem 
erften Geſuche beträchtlich zugenommen. habe. Der Bers 
brauch an ausländischen Waaren babe 1845 15,640 Eentner 
betragen, in neueiter Zeit 20,160 Gentner.:. 

Eine einzige Fabrik habe 1854 A000 fi. Eingangszoll 
bezahlt, während die Fabrik Neuſchloß, die bei Errichtung 
eines Hauptzollamtes zu Worms wejentlich intereffirt ift, 
jährlich mehrere Schiffsladungen" ausländiſcher Rohartikel 
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beziehe. Nach einem Berichte des Polizeicommifjärs in 
Worms (14. März 1857) exiftirten damals in Worms 
11 große Fabriken mit jährlih 2098 Arbeitern, wie ſich 
diefe Fabrifen gehoben‘, erhelle daraus, daß eine Leder— 
fabrit 1845: 220, resp. 1857: 650 Arbefter, eine zweite: 
1845: 60, gegenwärtig 350 Arbeiter beſchäftige. Im Fahre 
1845: waren überhaupt nur 3 Fabriken da. 

Bei einem fo nun beſſeren veränderten Zuftande, bei 
der Rührigkeit der Wormjer Gejchäftslente und dem’ großen 
Vorrathe an Capital ftehe eine noch weit größere Aus— 
Dehnung in Ausficht. 

Auf die Mittheilung des Antrages, die genannte Denk: 
Ichrift nebft ihren Beilagen erhielt der Ausſchuß von dem 
Großherzoglichen Finanzminiſterium folgende Antwort. 

An Worms befteht ein Nebenzollamt erfter Claſſe 
mit bedingtem Niederlagerecht. Dieſes bedingte Nie- 
derlagerecht, welches in dem Zollverein nur ausnahms— 
weife zugelaſſen ift, unterfcheidet fich von dem unbe- 
dDingten Niederlagerecht bei den Hauptzollämtern da= 
durch, daß auf Die betreffenden Zollftellen zollpflichtige , 

Waaren zwar mit Begleitichein I, jedoch nur nad) 
jpecieller Revifton an der Gränze oder einem vorlies 
genden Niederlageort abgefertigt werden fönnen, und 
Daß auch bei Verjendungen aus der bedingten Nie- 
lage in das Ausland eine fpecielle Ausgangsreviſion 
an der Gränze ftattfinden muß. 

Worms ift hiernach Hinfichtlich des Bezugs unver: 
zollter Wanren bereit3 weit günftiger geftellt, als die- 
jenigen Orte, in denen fih nur Nebenzollämter erfter 
Glale ohne Niederlagerccht befinden. 

Es ſteht aber allerdings im Nachtheil gegen ſolche 
Orte, in welchen ein Hauptzollamt mit Niederlage 
befteht, und wohin unverzollte Waaren an der Gränze 
auf allgemeine Revifion abgefertigt werden fönnen, 
und nod) mehr gegen die Freihafenpläße, wohin un: 
verzollte Waaren, Die auf dem Rhein eingehen, nad) 
den deßfalls beftehenden bejonderen Bereinbarungen 
ohne alle Reviſion an der Gränze unter Perjonalbe- 
gleitung oder Schiffsverjchluß gelangen fünnen. Be: 
reits im Jahre 1844 hat deßhalb die Wormfer Han 
delsfammer die Errichtung eines Hauptzollamts und 
Freihafens zu Worms bei der Großherzogl. Regierung 
beantragt. x 
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Die deßhalb angeftellten Crörterungen ergaben, 
daß die Errihtung eines Freihafens zu Wormd mit 
Rüdficht auf die Beftimmungen der erwähnten Ver— 
einbarunggı vorausfichtlic ganz nuglos fein. würde. 
Bei Schıffsladungen unter Perfonalbegleitung, Die 
nach mehreren Frethäfen beftimmt find, muß nämlich 
an demjenigen Orte, an welchem die erfte Ausladung 
ftattfindet, Die zollamtlichhe Behandlung der ganzen 
Ladung erfolgen. — Bolle Schiffsladungen ausländi- 
ſcher Güter wird aber der Wormfer Pla nicht be: 
zteben können, und fein Schiffer, deſſen Hauptladung 
für Mannheim oder Ludwigshafen beftimmt ift, wird 
Betladungen für Worms aunehmen, wenn. Dieß Die 
Folge hat, daß die ganze Ladung in Worms zollamt- 
lich behandelt werden muß. . Auch bei verfchlußfähtgen 
Schiffen, für welde die gedachte bejchränfende Bes 
ſtimmung nicht befteht, ift nicht anzunehmen, daß die 
Schiffer fih mit Beiladungen für Worms befafjen 
würden, weil die Ausladung und zollamtliche Behand: 
lung der Wormjer Güter erhebliche Berzögerungen 
gum Nachtheil der für Mannheim und Subwigshaten 

eftimmten Güter verurjachen würde, die der dortige 

Handelsftaud ſich nicht würde gefallen laſſen. Das 
Uebergewicht der großen Freihafen in der Nähe von 
Worms (Mainz, Mannheim und Ludwigshafen) ift 
in Folge günftigerer Berhältnifje zu bedeutend, als 
daß ein neuer Freihafen zwiſchen denjelben aufkom— 
men fönnte. Die reellen Vortheile eines Freihafens 
find Daher, joweit fih die Verhältniſſe bis jegt beur— 
theilen laffen, für Worms unerreihbar. Dieß ſcheint 
“ auch der Wormfer Handelsftand jeßt eingejehen zu 
haben, indem der vorliegende Antrag nur auf Errichtung 
eined Hauptzolamts mit unbefchränftem Niederlage: 
recht in Worms gerichtet iſt. 

Die Erwartungen aber, welche man von diefer 
Maßregel hegt, dürfte größtentheild nicht begründet 
fein. Diefelbe würde zwar die Folge haben, daß die 
jpecielle Revifion dena Worms beftimmten Waaren 
an der Grenze in der Regel dann, wenn fle ordnungs— 
mäßig und vollftändig declarirt find, vermieden würde. 
Auch würden die beftehenden Bereinbarungen es zus 
laffen, daß ordnungsmägig declärirte Waaren mit 
den Perfonendampfichiffen unter Raumverſchluß 
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ohne Revifion an der Grenze uach Worms gelangen 
fönnten. Indeſſen ift bei den meiften Waaren, welde 
zu den bedeutenderen Beziigen des MWormfer Plabes 
———— wie Kaffee, Reis, Gewürze, Tabaksblätter, 
el, Thran, die ſpecielle Reviſion an der Grenze 
nicht mit größeren Weiterungen verbunden, als die 
allgemeine, weil von dem Inhalt der Bolli, nach der 
Natur der Gegenftände, gleich bei der Verwiegung 
auf einfache Weife Weberzeugung gewonnen werden 
fann, und wenn dieß auch bet: anderen Gegenftänden, 
nantentlich bei Zeugwaaren, Sarnen und furzen Waaren, 
nicht der Fall ift, fo kann Doch nicht erwartet werden, 
Daß in Folge der Errichtung eines Hauptzollamts der 
Handel mit diefen Artikeln in Worms einen erheb- 
lichen Aufſchwung nehmen werde, da er in feinem 
rheiniſchen Handelsplaße von großer Bedeutung ift, 
vielmehr an den Meßpläßen, wo er bejondere Be: 
günfligungen genießt, fi comcentrirt und jelbft da 
wegen der allmähligen Verdrängung der auslindijchen 
Producte durch inländifhe immer mehr abnimmt. 
Was aber den Bezug unbehandelter Güter mit den 
Perjonendampffchiffen unter Raumverfchluß betrifft, 
jo dürfte darauf auch für Worms feine große Hoff: 
nung zu jeßen fein, indem die höheren Frachten der 
mit: den. Perſonendampfſchiffen beförderten Güter der 
Goncurrenz mit den Freibafenplägen entgegenftehen, 
außerdem aber auch fehr zu bezweifeln fteht, daß die 
Perjonendampfboote, welche auf möglichite Beſchleu— 
nigung ihrer Fahrt zu ſehen haben, kurz vor dem 
Endpunkt. derjelben fih noch einer zeitraubenden Ver— 
Ihlußabnahme, Ausladung und Wiederanlegung des 
Naumverfchluffes in Worms unterziehen würden, mie 
fie denn.auch ſeither inländische übergangsftenerpflich- 
tige. Gegenftände unter Raumverfchluß in Worms 
nicht geladen haben, obgleich dieß zollamtlicdyer Seite 
feinem Anftande unterlegen hätte. 
Daß die Kabrifinduftrie in Worms, wie in den 
. Anlagen des Antrags hervorgehoben wird, bereits 
eine ‚große Ausdehnung erlangt bat und fi noch 
mehr zu heben verfpricht, kann nicht geläugnet werden. 
Für die vorliegende Frage ift aber dieje erfreuliche 
Erſcheinung doch nicht von großem Gewicht, weil die 
Fabriken vorzugsweiſe inländifche Robftoffe und Fa— 
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brifmaterialien verbrauchen oder ſolche ausländifche, 
bei weldhen die Vermeidung der ſpeciellen Revifton 
an der Grenze feinen bejonderen Werth hat. 


Wenn daher auch für einzelne Gefchäftszweige in 
Worms die Errichtung eined Hauptzollamts dateibft 
wünſchenswerth jein möchte, jo fann das Finanz: 
minifterium diefelbe doch noch nicht für ein Dringendes 
Bedürfniß halten und bat daher bis jet Anftand ge- 

enommen, dieſe Maßregel vorzufchlagen und den er— 
Sorderfichen Koftenaufwand vorzujehen, zumal da da— 
durch gleiche Anſprüche von Seiten anderer in ähn— 
lichen Verhältniſſen ſich beftudenden Orte bervorge: 
‚rufen werden könnten. 


Was den Koftenpunft anbelangt, jo wird es zu— 
nächft wejentlich darauf anfommen , ob ein bejonderer 
Dberzollinfpeftor für Worms angeftellt werden müßte, 
oder ob es thunlich wäre, die Gejchäfte eines Ober—⸗ 
zollinjpektors für Worms in ähnlicher Weiſe dem Ober: 

‚ zollinjpeftor zu Mainz zu übertragen, wie e8 beabs 

. fihtigt ift, dem Oberzollinfpeftor zu Offenbach zugleich 
die Geſchäfte eines Oberzollinfpeftors für Darmftadt 
uzuweiſen. Letzteres kann mit Rückficht auf den Ge: 
Nakfteumfang des Hanptzollamts Offenbach ohne An- 
ftand geſchehen. Ob e8 aber bet Dem weit bedeuten: 
deren Gejhäftsumfang des Hauptzollamts Mainz ohne 
Nachtheil für den Dienft ausführbar jein wird, daß 
der dortige Oberzollinjpeftor auch als Oberinjpeftor 
für Worms fungire, ift zu bezweifeln und wenn man 
auch vorläufig den Berhud) machen fönnte, jo wird 
dod) wenigftens alsdann auf die Möglichkeit der Dauer 
diefer Einrichtung nicht gerechnet werden fönnen, wenn 
ſich der zollamtliche Verkehr in Worms durd die Er— 
richtung des Hauptzollamts wirklich in beträchtlichen 
Maße heben follte. 


Abgeleben von der Ernennung eines bejonderen 
Oberzollinfpeftors für Worms, und jo lange es nicht‘ 
nothwendig wäre, eine Erpeditionsftelle am Rhein 
für Dampriciffabfertigungen zu errichten, würde der 
Mehraufwand für ein Hauptzollamt in Worms auf 
folgende Beträge ſich bejchränfen: 

1) Differenz zwifchen dem jeßigen Gehalt des Ne: 
beuzollamtsrendanten von 1,100 fl. und dem 
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Gehalt eines Hauptzollamtsrendanten von 
1,300 fl. mit . 200 fl. 
2) Differenz zwischen dem Gehalt des erften 
Aſſiſtenten und Eontroleurs von 750 fl. 
und dem Gehalt eines Hauptzollamts- 
controleur8 von 1000 fl. mit . . . 250 fl. 


3) a dem debinen Gehalt 


des Nffiitenten von 600 fl. und dem 
Gehalt eines ——— — 
von 700 fl. mit . . 100 fl. 


4) Mebrbetrag an Amtsuntoften * Di⸗ 
äten und Transportkoſten des Ober: — 
zollinſpeltors, ungefähr ... > +. 200 fl. 

zujammen . . 750 fl. 
 Müßte zur Errichtung einer Expeditionsftelle am. 
Rhein. gejchritten werden, jo würden weiter erforder: 


lich ſein: 
5) für einen BSD SOURINIAGRREIEN +. 00 fl. 
6) für einen Auffehber . 420 fl. 


und es würde ſich alsdann der Mehraufwand auf 
1,670 fl. erhöhen. 
Im Fall der Ernennung eines bejonderen Ober: 
| nn würde ferner: für den Gehalt defjelben 
nody 1,800 fl. zugehen, wogegen an dem Poſten 4 
ungefähr 150 fl. wegftelen, ss daß der Zugang noch 
1,650 fl. betrüge und der gefammte Mehraufwand auf 
3,320 fl. ſich ftellen würde. Sierbei ift vorausgefeßt, 
daß die Koften der nöthigen baulichen Einrichtungen 
‚von der Stadt Worms übernommen würden. 


Ihr Ausſchuß iſt nun der Anficht, daß über das Vor— 
handenſein eines dringenden Beduͤrfniſ es aus den der— 
maligen - Bezügen der Wormſer Geſchäftsleute an verzoll- 
baren Waaren nicht beſtimmt geurtheilt werden kann. Fehlen 
einerſeits der Regierung die Mittel zu ihrer Feſtſetzung, 
da gerade wegen Mangel eines Oberzollamtes zu Worms 
die dortigen Kaufleute ihre Bezüge an anderen Stationen 
unter. fremder Firma verzollen müſſen, jo nimmt ‚anderer: 
jeit8 der Ausſchuß, ohne der Glaubwürdigkeit der Groß: 
berzoglichen Handelöfammer nahe treten zu wollen, Anftand, 
auf Die, von ihr aus den Angaben der Intereffenten ge: 
ihöpften, Zahlen hin ein Urtheil zu fällen. — 
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Dagegen tft für ihn beftimmend, daß unläugbar die 
Induſtrie zu Worms feit wenigen Jahren eimen jehr be- 
trächtlihen und rühmlichen Aufihwung genommen _ bat, 
und bier in die Snduftrie feiner andern Stadt des Groß: 
herzogthums nachſteht. Die Thätigkeit und der Unter- 
nehmungsfinn der Wormjer Gejchäftsleute, ihre immerhin 
Iepe ghnnige Lage, die bekanntlich jehr großen Fonds, 
welche ihnen zur Dispofition ftehen, laſſen eine noch größere 
Ausdehnung der Fabrifthätigfeit mit Sicherheit voraus: 
ſehen. Mag nun auch der Verbrauch) der bereits beftehen- 
den Fabriken an verzollbaren Waaren dermalen no nicht 
jehr beträchtlid, fein, jo kann darauf fein großes Gewicht 
geient werden, vielmehr ift zu beachten, daß die Laſt der 

erzollung an anderen Drten gerade die Entftehung ſolcher 
Fabriken, welche verzollbare Güter in größerer Menge bes 
dürfen, wejentlid hindert. Es tft die Anficht des Aus: 
Ihuffes, daß die Sparniß von jährlich) c. 800 fl. aufhört, 
eine wirkliche Erſparniß zu fein, wenn fie der Ausdehnung 
der Induſtrie in ſolcher Weile entgegentritt, und die Pros 
duction ungleich. größeren Werthes unmöglich macht. 


Auch der Grund, daß andere Städte, mit Nebenzoll- 
ämtern I. Klaſſe ein Hauptzollamt verlangen möchten, falls 
dDiefes für Worms bewilligt würde, ſcheint dem Ausſchuſſe 
nicht durchſchlagend. Er wünfcht, daß ihm. mehr Anträge 
vorliegen würden, welche eine ebenfo begründetellnter: 
fügung der Induſtrie und des. Handels mit ebenfo 
geringen Opfern verlangen, und werde fie mit Freuden 
bevorworten. Erſuchen um Errichtung ‚eines Hauptzoll- 
amted unter minder verheißenden Umftänden, an Orten, 
für welche weder ein gegenmwärtiged Bedürfuiß vorhanden, 
noch eine gefteigerte Thätigkeit und eigene Anftrengung 
jun Fortſchritte in gleichem Maße fprechen, oder betricht: 
ich größere Opfer verlangen, würden dagegen in der vor— 
ausgegangenen Bewilligung für Worms feinen Grund zu 


ihren. Gunften finden. 


Da die Stadt Worms zu jo bedeutenden Opfern be- 
reit it, da mit Zuhülfeziehung des Oberinfpectors: von 
Mainz ſtatt der Ernennung eines eigenen DOberzollinfpec- 
tord für Worms eine Wiederaufhebung des Hauptzollamtes: 
im Falle ungenügenden Erfolges nicht ſchwierig if, da 
ferner Die umfangreiche Entwidelung der Wormſer In: 
duftrie unverkennbar, jo möge man diefer den Weg erleic- 
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tern, und wenigftens verſuchsweiſe fie nach dem vorliegen- 
den Antrage unterflügen. 
Die Majorität des Ausſchuſſes trägt daher, gegen eine 
Stimme, darauf an: 
„hohe Kammer wolle zum Behufe der Errichtung eines 
Hauptzollamtes mit eier tem Niederla er zu 
Worms die Summe von jährlid 750 fl. Beiilligen 
und in das Budget aufnehmen.“ 
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Beilage Nr. 240 
zum 39. Protofoll vom 21. Detober 1857. 


Weiterer Bericht des erften Ausfchuffes, 
über. die Vorlage der Großherzogl. Staatsregie⸗ 
rung, die Aufbefferung der Gehalte der Eivilbe- 
amten betr. (Beil. Nr, 15, 77, 89 und 127); 
erftattet von dem Abgeorbneten Wernher. 





Die hohe erfte Kammer ift in ihren Entſchließungen, 
nur in einem Nebenpunft von den Befchlüffen diejer Kammer 
abgewichen. 

In Betreff der Profefjoren und Angeftellten der Lan— 
desuniverfität hatte die zweite Kammer bejchloffen, daß, 
ſtatt einer Aufbeſſerung der Gehalte nad) den fluctuirenden 
Fruchtpreijen, der Regterung 6000 Gulden fir zu Handen 
gegeben werden follten, um die Bejoldungen der Univer— 
fitätsangehörigen nach den bejonderen Bedürfniffen der ein: 
zelnen Gehalte zu verbeffern. Die Kammer war Dabei von 
der Anficht ausgegangen, daß die Befoldungen der Univer: 
fitätöprofefloren zum Theil auf fürmlichen, exft in der neues 
ften Zeit een Verträgen berubten, wie denn auch 
die Einnahmen derjelben überhaupt, zu jehr durch Eollegien- 
gelder und jonftige Caſualien beftimmt jeten, um die An: 
ſprüche der Profefioren bloß nad) den Behalten zu be: 
meljen. Die zweite Kammer glaubte dadurch den Win: 
chen der Univerfitätsangebörigen felbft gerecht zu werden. 
Da nun aber in der erften Kammer der Kanzler der Uni- 
verfität das Gegentheil erklärt bat und, wenn man den 
Durchſchnitt mehrerer Jahre ‚nimmt, die Anforderung an 
die Staatsfaffe bei beiden Wegen nicht ſehr verfchieden fein 
wird, jo —— die Majorität Ihres Ausſchuſſes Ihnen 
vor, dem Beſchluß der erten Kammer fi zu conformiren. 


% 
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— erſte Kammer hat außerdem zwei Zuſatzartikel be— 
iebt; 

Der erſte lautet: 

„Will die Kammer die Regierung ermächtigen und 
erſuchen, die beabſichtigten Veränderungen in Berech— 
nung der veränderlichen Beſoldungsquart auf diejeni— 
gen er von-Dienern nicht eintreten zu laſſen, 
deren dermaliges ⸗ Dienſteinkommen ſchon als ein ges 
nügendes anerkannt werden kann.“ 

Wenn man den Wortlaut und den Geiſt der Regierungs⸗ 
vorlage, welche die Billigung beider Kammern erhalten hat, 
zufammenfaßt, fo ift e8 far, daß Opobberinalic Regie⸗ 
tung auf das Recht verzichtet, fernerhin eine Auswahl zu 
treffen, zwiſchen den Beamtenflaffen, welche zu den Bor 
theilen dieſes Gefeges berufen fein. follten,. und denen, wel— 
hen der Genuß zeitweiſe oder für immer verſagt werden 
ſoll. Das Geſetz ſelbſt enthält, die Grenzen ſeiner Wirk⸗ 
ſamkeit, berechtigt, oder ſchließt aus. 

Wenn die zweite Kammer dieſem Zuſatzartikel beiſtimmt, 
ſo würde eines der weſentlichſten Grundprincipien des Ge— 
Ki wieder aufgehoben werden, Man Eönnte. verlangen, 
dag das ganze. Geſetz einer neuen Abſtimmung nnterworfen 
würde, weil die Abftimmung flattgefunden Hat unter, der 
——— dieſes Princip des Geſetzes, welches erſt 
durch dieſen Zuſatzartikel Der hohen erſten Kammer wieder 
in Frage geſtellt wird. — — * 

Bei ſämmtlichen in der Discuſſion der erſten Kammer, 
als zur Ausnahme geeignet, namhaft gemachten Beamten: 
fategorien ‚haben die Großherzoglichen Regierungscommifläre 
erklärt, Daß, bei den genannten Beamten, die Regierung , 
eine. Ausnahme nicht machen werde. Ä |; 

Borausfichtlicy würde demnach die Annahme’ des Zuſatz⸗ 
artifeld feine irgend ‚nennenswertbe Erſparniß Zur Folge 
haben, und um ‘einer zweifelhaften Minimalerfparniß willen. 
entzieht man einem Geſetz nicht eines feiner wejentlichften 
und bedeutendften Grundprincipien. | en 

Der Ausschuß tft daher einftimmig der Auficht, daß 
dieſem Zufag der erften Kammer nicht beizutreten fet. 

Der Referent hat perſönlich eine entſchiedene Abneigung, 
wenn man einmal umfangreiche, Bedeutungsvolle Realitäten 
bingegeben hat, ſich und das Publikum durch Zufugen und. 
Hoffnungen zu tröften, welche, bei genauerer Betrachtung, 
nur jchillernde Seifenblajen find, Banden 


2 
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Der — Zuſatzartikel lautet: 

„Will die Kammer die Regierung ermächtigen und 
erſuchen, darauf bedacht zu ſein, durch Vereinfachun— 
gen in der Verwaltung, ſowie durch Offenhaltung 
von Stellen, deren Wiederbeſetzung durch das Inte— 
reſſe des Dienſtes nicht geboten iſt, Erſparniſſe her— 
beizuführen.“ 

An ſich ſind dies Pflichten jeder gewiſſenhaften Staats— 
regierung, welche auch ohne Zuſatzartikel und Ermahnung 
ſtets beachtet werden ſollen. 

Fixe Etats ſind Grenzen in Betreff der Zahl der Be— 
amten und der Beſoldung derſelben, welche eine Regierung 
nicht überſchreiten ſoll, aber für keinen Beamtenſtand iſt es 
ein Recht, und für keine Regierung eine Pflicht, daß dieſe 
fixen Etats auch ganz ausgefüllt werden, — das wirkliche 
Bedürfniß und das allgemeine Staatsintereſſe ſollen allein 
entſcheiden. 

Dieſelben letzten Gründe ſollten bei der —5 durch⸗ 
ſchlagen, in welchen Formen die öffentlichen Geſchäfte be— 
ſorgt, und ob überhaupt irgend eine Thätigkeit als Re— 
——— aufrecht erhalten, oder fallen gelaſſen wer— 

en ſoll. 

Wenn es möglich iſt, in einfacherer Form und mit einem 
geringeren Aufwand von Menſchen und Mitteln das Ge— 
nügende zu erreichen, ſo iſt es Pflicht jeder treuen Regie— 
rung, den einfacheren Weg zu wählen. 

Der Zuſatzartikel der erſten Kammer erſchiene daher 
als überflüſſig, wenn nicht perſönliche Intereſſen und die 
Macht der Gewohnheit, abweichenden Ideen hier und da 
einen Ausſpruch und noch mehr einen ſtillen Einfluß ver— 
ſchafften. 

Aus dieſen Gründen trägt der Ausſchuß darauf an: 

dem zweiten Zuſatz der hohen erſten Kammer beizu— 
treten. 


. 


*2 





3 


+. 


- 
” 
4 
® 
> . 
s 
- 
J 
* 
» 
J 
J 
J > 


Pi} 


— — i -.- 


Digitized by Google 
PP = “ 


Beilage Ar. 241 
zum 39. Protokoll vom 21. October 1857. 


Weiterer Bericht des erſten Ausfchuffes: 
über den Antrag: der Herrn Abgeorpneten. Hofs 
mann und Küchler wegen Erbauung eines eigenen 
Schulhaufes für die Zaubftummenanftalt in ver 
Kreisftant Friedberg (Beil. Nr. 62 u. 153); 
erftattet von, vem Abgeorpneten Wernher. 





Ahr Ausſchuß bindet fih genau an die alte wohlermo- 
gene Sitte, bei einem weiteren Bericht nur die Difjenfe, 
zwifchen unferen Beſchlüſſen und den Beſchlüſſen der ande- 
ren Kammer, in Erwägung zu ziehen; Anträge, welche dort 
die Stimmenmehrheit nicht erhalten haben, jowie die Zwi— 
fchenfälle der dortigen Discuffion fommen nur injoweit in 
Betracht, als fie zur Erläuterung des Sinnes und Inhaltes 
der. Entjchließungen der andern Kammer dienen. 

Die erſte Kammer tft in zwei wefentlichen Punkten mit 
und übereinflimmend: | 

1. Daß die Baulichfeiten des Zaubftummeninftituts in 
Friedberg fo, wie diefelben jegt find, ganz ungenügend und 
unwürdig feien, Daher ein beſſeres Local ein unabweisbares 
Bedürfniß fi. ar | 

DO. Daß Großh. Regierung, nad umfafjender Prüfung, 
eine Propofition an die Kammer gelangen laſſen möchte, 

Aber Hier'trennen fi die Beſchlüſſe beider Kammern. 

Wir laſſen die principielle Frage, ob Conviet oder 
Schule unentjhieden, find jedoch der Meinung, daß bei der 
Beichränktbeit unferer Mittel wir. mit der SHerftellung 
eines geeigneten Schullocald, als des dringendften Bedürf- 
niſſes arfangen follen, jchließen jedoch die Entwicklung zum 
Eonpict nicht ab, ſondern leiten: diefelbe vielmehr ein, ine 
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dem wir ald Wunſch ausfprechen, daß mit dem Schullocal 

verbunden jet: 

: 1) ein Garten oder Hofraum zur freien Bewegung der 
inder; 

2) eine anftändige, aber mäßige Wohnung für den 
erften Lehrers = >: BER AR 

3) einige wenige Zimmer, um Zöglinge bei allerhand 
Zufälligfeiten,, wenigſtens ein, vorübergehendes Unterfommen 
gewähren zu Fönien. * 

Schließlich machte Ihr Ausſchuß noch darauf aufmerf- 
ſam, daß ſowohl in der Wahl des Bauplaßes, als in dem 
Entwurf’ des Baues man auf fünftia nöthig werdende Er: 
weiterungen im. Voraus Bedacht nehmen möge. — Auch 
diejen legten Satz, welcher den Uebergang zum Conviet 
in —78 — laſſen ſollte, haben Sie unter Ihre 
Beſchlüſſe aufgenommen. Die erſte Kammer dagegen tritt 
in der Discuffton ganz auf die Seite des Convicts, Hat 
jedoch diefe Richtung in ihren Beſchluß nicht aufgenommen, 
jondern fieht wie wir einer Vorlage der Regierung ente 
gegen, für welche die Anftchten beider Kammern bedeutungds 
volle Vorarbeiten find. 2 tn, 

Unter dieſen Umſtaͤnden fchlägt Ihr Ausſchuß zur For: 
derung der Sache vor: den erften Sup unſeres Beſchluſſes 
fallen zu laſſen. — — 

— beſchloſſen, das Erſuchen an Großh. Regierung zu 

Fuel: : 
eine Propofition,. wo wöglid nod auf dem gegeuwärs 
tigen. Landtage, an. die Stände gelangen zu ll 
wodurd zur Abhilfe eines dringenden Bedürfnifjes 


bezweckt wird, für ‚die Lundestaubftummenanftalt in 
der Kreisſtadt Friedberg, ein beſſeres Schullocal, ſei 
es durch Ankauf oder Neubau, zu erwerben. J 
Und dagegen den Vorderſatz des Beſchluſſes der erſten 
‚Kammer, welcher ganz: allgemein ‚gefaßt iſt, zu adoptiren. 
Derſelbe lautet: ee 
an Groß. Regierung Das Erjuchen zu flellen: 
den Zuftand der. Zaubflummenanftalt zu Friedberg 
einer Prüfung. unterziehen, und erwägen zu wollen, 
ob zur. befjeren Fürſorge für dieſelbe eine Propo— 
fition an die. Stände zu richten ſii. 
Dagegen fcheint und der Rachſatz des erſten Beichluffes 
der erften Kammer lautend: | | 7 
„in welcher unter gänzlicher Vermeidung eines Neu- 
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baues, der Ankauf eines geeigneten Locals in Aus- 
fiht genommen würde,” | | 
nicht zu empfehlen zu fein, denn wenn, was dod möglich) 
ift, ein "geeignetes Rocal zu einen geeigneten Preis nicht 
käuflich zu finden iſt, fo wirde man fih doch zu einem 
Neubau entichließen müllen, wenn man die ganze Sache 
nicht fallen laſſen will. j ze 
Der Vorderſatz des Beichluffes der eriten Kammer fann 
auch ohne den Nachſatz nah unferer Meinung jeher wohl 
befteben und genügt, Die Großh. Regierung zur Ergreifung. 
der Snitiative zu veranlaflen. | | 
Auch der zweite Beschluß der erften Kammer, lautend.: 
„Sn Betracht der üblen.Beichaffenheit des dernaligen 
Schullokals, erwägen zu wollen, ob nicht jegt ſchon, 
durch alsbaldige Verlegung der Schule in ein anderes 
eeignetes Mietbloful den bereitd entipringenden Miß— 
änden zu begegnen ſei? 
empfiehlt fih zur Annahme. | 
Der Abichluß des Budgets iſt jo nahe, daß vor Ab- 
Schluß deflelben eine Propofition der Regierung nicht an Die 
Kammer wird gebracht werden können. Ä 
Es ift ein ſehr bedenkliches Vorgehen, Finanzvorlagen 
zu veranlaffen, welche erft nach Abſchluß des Budgets. an 
die Kammer gebracht werden können, und für deren Dedung 
in den Einnahmen feine Vorforge getroffen worden ift. Es 
wird demnach erft der nächſte Landtag über die dann zu 
erwartende Borlage der Regierung zu enticheiden haben. 
Unter Ddiejen Umftänden ift es * Pflicht, bis zur de— 
finitiven Regelung der Frage, die Kinder wenigſtens aus 
den jeßigen, widerlichen Schulräumen zu befreien, und da 
es fih bier nur um vier bid fünf Zimmer hantelt, jo 
werden joldhe, wenn man zu einem etwas höheren Mieth— 
geld fi) entfchließt, in einer Stadt, wie Friedberg, für ein 
paar Jahre aufgefunden werden können. 
Die zweite Kammer Hatte einen Zufaßartifel des Ab: 
geordneten Herrn Hofmann angenommen, lautend: 
„das Erſuchen an Großh. Staatsregierung zu richten‘ 
mit jedem zu Gebot ftebenden Mittel, dahin fort: 
während zu wirken, daß alle bildungsfähigen Taub— 
ftummen den geeigneten Unterricht erhalten und nö— 
thigen Falls die Frage, ob und in wie weit deßfall— 
figer Zwang einzutreten babe, in Erwägung zu ziehen. 
2 
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Die erfte Kammer ift diefem Zufagartifel nur bis zu 
dem Wort erhalten beigetreten, hat dagegen die Provo— 
cation des Zwangs fallen laſſen. | | 

Der Ausihuß Hält den Beſchluß der erften Kammer 
für eine wirkliche Verbeſſerung. Zwilchen dem Zwang zur 
Elementarjchule des Heimathsortes, dem einzigen Schule 
zwang, den unjere Gejeggebung bisher kennt, und dem 
Zwang zu einer entfernten Auftalt, iſt doc ein großer und 
bedenklicher Unterjchied. 

Auch ift ed befannt, daß taubflumme Kinder zum großen 
Theil ſerophulös und zu Lungenleiden geneigt find, wie 
denn auch die Sterblichkeit der tuubftummen Kinder größer 
it als die der vollfinnigen. 2 

Ob ein taubftummes Kind bildungsfähig fei, iſt über- 
dieß in vielen Fällen eine ſchwierige Frage. 

Ein directer Zwang, die taubſtummen Kinder nad) Fried- 
berg zu bringen, widerftebt unfern Empfindungen, Iſt das 
Taubſtummeninſtitut wirklich wohlgeordnet, fein Wirken 
jegensreih, die Erfolge notoriſch, find für Mittelloſe durch 
zweckmäßige Vereinigung öffentlicher und Gemeindemittel, 
die Mittel gegeben, für Wenigbemittelte die Penſton der 
Kinder mäßig geſetzt, und ift das Inſtitut jo eingerichtet, 
daß ſelbſt den Anſprüchen wohlhabender Eltern genügt ift, 
jo. wird bei gefunden und fähigen Kindern ein Zwang faum 
nöthig fein, kränkliche und unfähtge Kinder ſoll man der 
elterlichen Pflege und der beimathlichen Gewohnheit nicht 
entreißen. 


Beilage Nr. 42 
zum 39. Protokoll vom 21. October 1857. 


Weiterer Bericht des zweiten Ausfchuffes, 
den Antrag des Abgeoroneten Freiherrn Löw we— 
gen verbefferter Faſſung des Art. 12 des Wahl- 
gefeges vom 6, September 1856 betreffend (Beil, 
Nr. 97 und 124); 

erftattet von dem Abgeorpneten Hofmann, 


Hinfihtlid de8 obbemerkten Antrages — Beil. Nr. 97 
— Hatte Ihr Ausſchuß bekanntlich früher vorgefchlagen, 
ihn abzulehnen und die Großherzogliche Staatsregierung zu 
erjuchen, auch bei fünftigen Wahlen nach den bei der jling- 
ften Adelswahl odoptirten ei. zu verfahren; indefjen 
beſchloß die verehrliche Kammer in der Sigung vom 11. Juli 
mit 24 gegen 13 Stimmen jenem Antrage Folge zu geben. 

Die erite Kammer ift diefem Beſchluſſe nicht beigetreten, 
bat vielmehr nah Maßgabe des bei ihr erflatteten Aus— 
Ihußberichtes — Beilage Nr. 33 — einftimmig bejchloffen, 
den obbezeichneten Antrag abzulehnen: 

Ihr Ausſchuß fann, mit Hinweifung auf die von ihm 
früher und ın dem Ausfchußberichte erſter Kammer weiter 
entwidelten Gründe nur beantragen: 

dem Befchluffe der erften Kammer lediglich beizu- 
treten: 
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| Beilage Nr. 13 
amt 39. Protokoll vom 21. October 1857, i 


Bericht des zweiten Ausſchuſſes 
über den Antrag des Abgeordneten Angelböffer 
auf einen Zufagartifel zum Art. 1 des Geſetzes 
vom 21. Juni 1852, die Oehpinbenußuhgen, der. 
Ortsbürger betrefjend Beil Nr. 1 1). a 
EB | 
über die Borftellung des Stadworſtandes zu Gerne | 
heim, den Artifel 1 .pos. 2 des Geſetzes vom 
21. Juni 1852 betr; n 
erftattet von dem. Abg. Virepräfiventen. Dr. Rlipfein. 





Nach dem: Artikel 1 des Geſehes vom 21. Inni 1853, 
die Gemeindenugungen der. Ortsbürger, betreffend, müſſen 
diejenigen‘ Drtöbürger, welche Theil ‘an. den Gemeinde: 
haben ‚wollen 

25 Jahre alt, 
2) verheirathet und 

3) in der Gemeinde: wohnhaft fein: 

Der Abgeordnete Klingelhöffer hat in feinem, als Bei⸗ 
lage Nr. 181 abgedruckten Antrage, einen Zuſatzortikel fol⸗ 
mn Inhaltes vorgeichlagen ; 

wenn: jedoch bisher: in einen Gemeinde, theils durch 

8 Obfervanz, theils in Folge beſonderer örtlicher Ber: 
— hältniſſe, die Berechtigung zum: Deitgenufje an den 
Gemeindenutzungen in einer. anderen: Weije. geregelt 
wax, als der Art: 4-verfihreibt, ſo ſoll es ausnahms⸗ 
weiſe dieſen Gemeinden geſtattet fein, durch Localſta— 
tuten, welche jedoch der Genehmigung der, Regierungs⸗ 
behörden bedürfen, die Berechtigung zum Mitgenuſſe 
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der Gemeindenugungen in einer anderen, den Interefjen 
der betreffenden Gemeinden mebr entiprechenden Weile, 
feſtzuſtellen.“ 

In der Vorſtellung der Gemeinde Gernsheim wird ge— 
beten, die Kammern möchten die Staatsregierung um Vor— 
lage eines —— erſuchen, wodurch die pos. 
2 des Art. 1des Geſetzes vom 21. Juni 1852 außer 
Kraft geſetzt und ſtatt deſſen beſtimmt werde, daß es be— 
züglich der Theilnahme Der unverheiratheten 25 Jahre, al 
ten Ortsbürger am den Gemeindenutzungen“ bet den vor 
Erſcheinen jenes Geſetzes beftanden habenden Localftatuten 
jedes einzelnen Drtes belaſſen werdem fol 7 HF" 

In dieſer Eingabe wird uns erzählt, Daß man in Gerns- 
beim auch nad ‚dem. Erjcheinen des neuen Geſetzes alle, 
auch unverheirathete, Ortsbürger zur Theilnahme. an dem 
Allınendengenuffe zugelaſſen babe, wenn fle das 25. Lebens: 
jahr erreicht und 'ihr- Domicil in der Gemeinde -genommen 
hätten. Nach den ſeit uralten Zeiten in Gernsheim gel- 
tenden 2ocalftatuten «habe der Umſtand, ob Jemand. wer: 
heirathet jet oder nicht, feinen Unterſchied bei, der. Frage 
nad) der Berechtigung zur Theilnahme an dem. Allmenden- 
genuß „gemacht und ebenfowenig habe man das Zufamnien- 
treffen’ zweter oder mehrerer Allmendenloofe in einer Familie‘ 
beanftandet. 

Seit dem Erfcheinen des Gefeßes feien nach und nad) 
42 unverheirathete Ortöbürger in den Allmendengenuß eins 

erückt. In neuerer: Zeit’ hätten einige Gemeindeglieder 
Reclamationen hiergegen erhoben; welche zwar jeßr dadurch 
bejeitigt Feten, daß: ſämmtliche Reclamanten ihre Befchwer: 
den wieder zurückgenommen hätten, »indeflen erheiſche die 
Sorge für die Zufunft, daß ähnlichen Reclamationen wor: 
gebeugt werde. | a En 

Den Antrag des Abgeordneten” Klingelhöffer hatte der 
Berichferftatter dem Großherzoglihen Minifterium mitge- 
theilt und gebeten, ihm Seine Anſicht darüber mitzutheilen; 
worauf in —— Weiſe geautwortet wurde . au 

, Der Unferzeichnete beehrt ſich, dem Herrn Hofge— 
richtspräſidenten ' Dr.’ Klipſtein auf das an Seine 
Excellenz den Herrn Miniſterialpräfidenten Freiherrn 
von Dalwigkegerichtete Schreiben vom 65 vorigen 
Monats, „dem Antrag des AbgeordnetenKlingelhöffer 
auf einen Zuſatzartikel zum Artı 1'des! Geſetes vom 

24. Juni 185% über’ Gemeindenugungen der Orts⸗ 
bdürger betreffend, ergebenft Zu erwidern, daß das Gr. 
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Miniftertum des’ Innern fortwährend Bedenken trägt, 
eine Nevifion des Geſetzes vom 21. Juni 1852 ein- 
treten zu laffen, indem es bis jegt über die Wirk: 
jamfeit dieſes Geſetzes noch feine ſolche Erfahrungen 
gemacht hat, welche Abänderungen der beſtehenden 
Beftimmungen ratbfam erjcheinen laffen. 


Indem der Unterzeichnete auf die Ausführungen 
in. dem. Schreiben an den. Landtags Abgeordneten 
Dberappellations » und Caſſationsgerichtsrath Krug 
von 26. Juni 1855, denjelben Gegenſtand betreffend, 
Bezug nimmt, beehrt er ſich noch zu bemerken, daß 
die von dem Herrn Antragſteller berührten Fragen 
bereits bei der Discuffion des in Rede ftehenden Ge: 
ſetzes in reiflihe Erwägung ‚gezogen. worden find, 
und Daß man es namentlich auch fiir jehr bedenklich 
halten mußte, die durch das dermalen befichende Ge: 
ſetz beftimmten Gränzen für den Inhalt von Local: 
Statuten in ſo großem Maße auszudehnen, wie dieß 
von dem ‚Herrn Abgeordneten Klingelhöffer beantragt 
worden. ift. 


| unter. - 
7% Bechtold.“ 


Diefes Schreiben nimmt Bezug auf Ausführungen in 
einem Schreiben: an den Landtags-Abgeordneten, Dberap: 
pellationd- und Gaflationsgerichtörath Krug vom 26. Juni 
1855, welches fi in den Acten ded vorigen außerordent- 
lichen Landtags befindet und, wie folgt, lautet: 

„Das vorliegende Gefuh mehrerer Gemeindevorftände 
des Kreifes Biedenkopf ift auf eine Abänderung -des 
Art. 1 des Geſetzes vom 21. Juni 1852 über die 
Gemeindenugungen der Ortsbürger gerichtet, welche 
der Herr Landtags: Abgeordnete Reaft. ans Gießen, 
indem er die Petition zu feinem Antrage machte, 

dahin formulirt hat: | | 
daß es geftattet fein joll, durch Rocal-Statute die 
Beftimmung einzuführen, daß an folde Ortsbür- 
ger, welche ſich zu älteren, bereits im Allmenden: 
genuß ftehenden Ortöbürgern in das Haus ver- 
beirathet oder deren Hofraithe übergeben oder zu- 
gefichert erhalten haben, fein Allmendenloo8 abge: 

geben werden muß. | —— 
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Die Frage, ob die Obſervanz, daß zwei oder meh: 
rere Allmendloſe nicht in eine gemeinſchaftliche Haus: 
haltung abgegeben werden Dürfen, wo ſie beſteht. auf: 
recht. zu erhalten oder die Einführung: einer. folchen 
Beſtimmuug durch Local= Statuten zu geflatten fet, 
war bei den über das fraglihe Geſetz gepflogenen 
Verhandlungen in beiden Kammern Gegenitand einer 
- ausführlichen Erörterung, und erlaube ich mir hierauf 
int Algenteinen Bezug zu nehmen. Das Großherzogl. 
Miniftertum des Innern bat indefien, aus Beranlaf- 
jung des vorliegenden Antrags, den Großh. Admint- 
ftrativ-Zuftizbof noch mit feinem Gutachten’ hierüber 
gehört, und es hat ſich Diefer im Wejentlichen dahin 

. ausgeiprochen : | Ih | 
Die Abficht des gedachten Antrags ſei Darauf ges 
richtet, dem in Art. 1 des Gefeges fur die Theilnahme 
an den Gemeindenugungen beflimmten Exrfordernifien, 
daß der Ortsbürger das 25. Lebensjahr zurüdgelegt 
haben, verheirathet fern und in der Gemeinde wohnen 
müſſe, noch ein viertes Erforderniß durch Local— 
Statuten hinzufügen zu fönnen: daß der Ortöbürger 
auch eine eigene aushaltüng führen müſſe, daß nur 
auf die Haushaltung, und zwar immer nur in einem 

Locale Nutzung geftattet werde. 

Wenn auch Die in nicht wenigen Gemeinden früher 
beftandene Objervanz, daß. jeder: Haushaltung nur 
‚ein Almendloos zufommen konnte, den damaligen 
Verhältniſſen angemellen gewefen jet, jo hätten doch 
dieje Verhältniſſe jegt eine mwejentlih andere. Geftal: 
tung erhalten. Der früheren Zeit. jei. das Umlage: 
wejen, wie ed nun durch Die Gemeindeordnung gere:. 
gelt jet, und wovon ſich Die Anfänge in der Verord— 
nung vom 30, September, 1809 insbeſondere pos. 2 
‚ fänden, jo gut wie unbekannt gemwejen. 

Die. Ausgaben der Gemeinden, melde, ebenfo 
wie damals die Gemeindezwecke nicht jo umfang— 
reich) wie jpäter verftanden. worden jeien, „nicht A 
marnnigfaltig und beträchtlic wie jetzt hätten fein 
können, jeien aus dem Gemeindevermögen zu beftrei- 
‚ten, und die Dienfte, welde Damals. vielen heute in 
‚Geld audgedrüdten Gemeindebedüriniffen Hätten ge— 

nügen —59 — ſeien von den Bürgern zu. beftreiten 
gewejen, von welchen man aud wohl, als jolchen, 
alfo in Umtheilung nah Köpfen, baare Beiträge ein— 
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gefordert, habe, wenn. ‚das ‚Gemeindevermögen in Er- 
trag ‚oder Subftanz nicht hingereicht habe... Dieler 
Repartitionsweije von einfachfter Form. habe auch der 
Genuß am. Gemeindevermögen ‚entiproden., Wie die 
Säbigfeit, jene Dienfte zu leiſten, von gemiffen 
wirthichaftlichen und häuslichen Einrichtungen, für die 
wichtigften, die. Spanndienftie vom Beſitz von 
Schiff und Geſchirr abgebangen babe, jo babe ſich 
bieraus ‚jebr natürlich ergeben, daß man Die Allmend: 
lovje, deren. Genuß wieder als die. Vorausjegung für 
die. auf Dem. Bürger haftende Laſt erſchienen, auch) 
nur ‚Denjenigen habe zukommen laſſen, welche durch 
— Einrichtung und Beſitz im ‚Stande 
eweſen ſeien, die eutſprechenden Laſten zu tragen, 
Dienfte und. Spanndienfie zu leiften. Daher. erkläre 
es fi), Daß, wenn ein Bauer Auszüger geworden ſei, 
dem Sohn ‚oder ZTochtermann Zug und Geſchirr 
übergeben babe, Dann, wie biermtt. fortwährend nur 
ae Dienſte geleiftet, wurden „auch nicht zwei 
Allmendiooje, das eine an den Auszüger, Das andere 
an den für ihn Eingetretenen abgegeben worden ſeien, 
jondern nur. eins, TEENTERTHPFER 
Nachdem in Folge der Beftimmungen der Gemeinde: 
ordnung: auf dem, Bürger, als ſolchem, gar feine 
Gemeindelaſten mehr zubten, — die Ausgaben -erfter 
:,, „&lafje, „welche den Genuß jelbft bedingen, ‚gehören 
nicht. hierher, — nachdem, wo das Gemeindevermögen 
nicht hinreiche, und für gewiſſe Arten von Ausgaben 
(Die. dritter Claſſe) Davon ganz abgeſehen, lediglich 
die. Steuerpflichtigen, ‚mögen. fie Bürger fein. oder 
nicht, die Gemeindebedürfniſſe Durch Beiträge zu decken 
hätten und der Allmendengenuß. ein. von aller ſolcher 
Belaftung befreiter. VBortheil, in der That eine reine 
Subvention.ausgemeinichaftlihem.sffent- 
lichen Bermögen geworden ſei, ſei der bemerkte 
Grund gegen Die. Vereinigung mehrerer Looſe in einer 
Haushaltung weggefallen, Allein mit deren Beſeiti— 
gung Hätte ſich bei den Beſtimmungen der Gemeinde— 
ordnung, welche alle Bürger, die jüngſten wie die 
älteſten, einander ganz gleich behandelte, ein Miß— 
Hand ‚erzeugen müſſen, gegen: ‚welchen man, wenn auch 
nur ‚mittelbar, ‚einigen Schuß in; jener. gerade nicht 
ausdrücklich abgeſchafften Einrichtung geſucht und ge 
funden habe. Die Zulaſſung aller jungen Leute, auch 
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der Tedigen, zum Allmendergenuffe habe zu einer Ver- 


‚geudung des Ertrags vom Gemeinde-Vermögen, der 
im Intereffe der Nationalmirtbfchaft eine beſſere Be: 


ſtimmung hätte erhalten follen, geführt. Unter ſolchen 
Umftänden, um nur irgend eine Schranke gegen den 
ungemefjenen Zudrang zum Allmeridengenufje zu erlans 


gen, babe man die nod) vielfach beftehen gebliebene 


bferwung, welche mehrere Allmendenlooſe in einer 
Haushaltung zu verbinden nicht geftattete, weil fie 
durch die Gemeindeordnung nicht ausdrücklich aufge: 
hoben worden, (in 8. 38 des Landtagsabjchtedes vom 


26. Juni 1827) für rechtlich und noch ftafthaft er⸗ 
klärt. Allein jetzt, nachdem nicht allein in der durch 


das Geſetz vom 21. Juni 1852 geſtatteten Bildung 
einer oder mehrerer Claſſen von ausſchließlich oder in 
größerem Umfang zur Theilnahme an den Gemeinde— 
nutzungen zugelaſſenen Ortsbürger das zureichende 
Mittel gegen verderbliche Verſplitterung und Vergeu- 


dung des dem Bürgergenuſſe überlaſſenen Vermögens 


+ gegeben jet,‘ ſondern das gedachte Geſetz auch ganz 
entſprechend Der berührten Umwandlung ded Gemein- 


dehaushalts und des Umlageweſens den Allmenden; 
genuß als eine Unterftügung für die Erhaltung 
der Familien behamdelt-und geregelt, auch dem— 


u gemäß ganz Mar die: Erfordernifje für den Allmenden- 


genug in Art. 1 feſtgeſtellt habe, nachdem hiermit der 
Zuftand befeittgt jet, in welchem die mehrgedadhte 


Obſervanz als ein Nothbehelf habe dienen können, — 
nach Allem dem könne ein zureichender Grund, nicht 


" mehr vorliegen, die eigene befondere Haushal— 


tung zum - Erfordernig für das Recht auf Gemein⸗ 


denutzung zu machen. 


anden es verſchiedene Ortsbürger, welche verhei— 


rathet und demnach als Familienväter zu betrachten 
ſeien, zu ihrer Erleichterung vortheilhaft, für ihre 


häusliche Einrichtung eine Gemeinſamkeit ganz oder 


theilweiſe einzugehen, jo liege fein Grund vor, dieſe 
Erxleichterung zu hindern oder den Fa daraus 


zur 


durch Entziehung des Allmendengenuſſes 
‚aus au 


ür fie wies 
der aufzuheben, ihnen zu nehmen, was ihnen in Be: 

F ihre Familie gegeben geweſen ſei. Hierzu 
omme noch, daß es, wie zur Genüge bekannt, und 
auch namentlich in dem, in der erſten Kammer‘ über 
den Geſetzesentwurf erſtatteten Ausſchußbericht ganz 
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richtig und einleuchtend ausgeführt worden, mit großen 
Schwierigkeiten und nicht Selten mit ärgerlichen Pro— 
ceduren verbunden ſei, feftzuftellen und zu entſcheiden, 
was im Sinne der Obfervanz als eine Haushaltung 
anzujehen und zu behandeln jet. 

Aus diefen Gründen glaubte fid) Der Großherzog— 
liche Adminiſtrativ⸗-Juſtitzhof gegen die in Frage 
a Abänderung Des Betehrs aussprechen zu 
müſſen. 

Das Großherzogliche Miniſterium des Innern iſt 
mit dieſer Anſicht des Großherzoglichen Adminiſtra— 
tiv-⸗Juſtizhofes einverſtanden und glaubt, daß dem 
vorliegenden Antrag um jo weniger Folge zu geben 
fein möchte, al8 e8 jedenfalls dermalen noch nicht an 
der Zeit fein dürfte, eine Nevifion des Geſetzes vom 
21. Juni 1852 eintreten zu laflen, da bis jegt über 
die Wirkſamkeit dieſes Geſetzes im Ganzen oder im 

Einzelnen noch feine jolhe Erfahrungen haben ge: 

macht werden fönnen, welche zu Abänderungen einzel: 
ur Beſtimmungen defjelben genügenden Anlaß er 
önnten.“ Pe 
Die. Vorftellung des Ortsvorftandes von Gernsheim 
und der Antrag des Abgeordneten Klingelhöffer find inſo— 
fern verwandten Inhalts, als fie beide eine Erweiterung‘ 
der Autonomie der Gemeinden bezweden. Wir haben es 
darum für angemeſſen gefunden, über beide Eingaben die: 
jen 'gemeinfchaftlichen Bericht zu erftatten. 

Der Art. 93 der Gemeindeordnung ertheilte jedem neu— 
aufgenommenen Ortsbürger gleiches Recht und beftinmte, daß 
der Unterfchied zwiſchen Bürgern und Beijaffen allmählig 
verfchwinden und zuleßt jeder Ortsbürger gleichen: Antheil 
an den Gemeindenußungen haben fol. Er war jo präceptip, 
daß er jede — Privat-Uebereinkunft verbot. 

Der Art. 94 ſorgte dafür, daß auch im ſolchen Ge— 
meinden, in welchen unter den eigentlichen Gemeindebürgern: 
Gleichheit des Allmendegenuſſes nicht ſtattfand, dieſelbe 
nad) und mach eintreten müßte. Ä 

: Die Gemeindeordriung ariff mit diefen Vorſchriften tie 
in die beflehenden Verhältwiffe und im die, nach der bes‘ 
währteften Anficht dev Rechtslehrer, privatrechtliche Natur 
der Rechte auf Allmendegenuß-ein. Die Zähigkeit des 
deutfchen Volkes im: Feſthalten feinev Rechtsgewohnheiten 
bewährt fi aber auch hier, denn ungeachtet der flaren und: 
beftimmten 'Borfchriften der Gemeindeordnung erhielten; ſich 
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in fehr vielen Gemeinden mehr oder weniger die: biöher 
beftandenen. Gewohnheiten, ſo daß jehr bald auch die ge: 
ſetzgebende Gewalt aleichfam connivirend eintreten mußte. 
Vorzüglich widerftrebte es den bisherigen Anfichten und 
dem Herfommen , daß, was, wie es uns Icheint, nad) der 
Gemeindeordnung ganz zuläffig war, mehrere Genußtbeile 
von Allmenden in eine Familie, in, ein Haus ‚kamen; denn 
nach der Gemeindeordnung berechtigt Lediglich die Ortsbürger— 
Eigenschaft zum Allmendengenuß. 
Auf dem Landtage von 1835 ftelte: Darum der Abge- 
ordnete Helmrich einen Antrag: Die Staatsregierung zu er= 
juchen, eine Verfügung zu erlaſſen, wodurd nur den 
jenigen Ortsbürgern der Bezug. der Gemeindenußungen. 
und namentlich des —E ertheilt werde, die nach— 
weiſen könnten, daß ſie als ſelbſtſtändige Oxtsbürger ihren 
eignen Haushalt hätten, 
Landſtändiſche Verhandlungen. vom Jahr 1833 ‚zweite 
Kammer, Beilagen 329 und 330, Band— Pro⸗ 
tokoll 420 vom 27. April 1827. 
Verhandlungen der erſten Kammer, Beilage 129, 
Protokoll 60 vom 19. Mai 1827. 
Auf die zuftimmenden Beſchlüſſe beider Kammern ant⸗ 
- wortete der RaeiDtagänbichiet- ‚von Jahr: 1827 in folgender 


Weiſe: | 
„Die Anficht iſt richtig, j daß. die Opferwanz ‚ welche: 
mehrere Almendloofe ‚in einer Haushaltung zu ver⸗ 
binden nicht geftattete, durch die Grmehoestänung: 
nicht babe. aufgehoben. werden follen. Nach Diejer 
Anfiht but auch Unſer Staatsminifterium fchon ver: 
fügt. Wir werden prüfen laſſen, wo mißbräuchlich- 
entgegengejeßte, Anfichten angenommen worden - find, 
und. dafür ſorgen, daß dieſen nicht: ferner. nachgegangen; 
werde,“ ‘ 

So war denn auf ‚eine eigenthümliche At, gleichfam 
durch eine , ‘freilich nicht in: Form eines Geſetzes gegebene: 
authentiſche Interpretation das. erwähnte Herkommen ſank— 
tionirt. Es dauerte aber nicht lange, ſo ſtellten ſich neue 

Schwierigleiten in, der Auwendung der fraglichen: Obſer— 

vanz dar. » Häufig wurde es ftreitig, ob eine oder: mehrere, 

Haushaltungen in einem gegebenen Falle geführt würden: 

und es gehörte, nad der Berfigerung erfahrener Berwals- 

tungsbeamten, zu den unangenehmften und ſchwierigſten 

Aufgaben, die Wahrheit zu erforſchen. Eindrängen in die 

Familien, Rachfragen nach einer Menge von Thetlchen 
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welche anlegt doch nicht charakteriftiich genug waren, die 
Wahrheit unzweifelhaft erkennen zu laffen, waren bet der- 
artigen Unterfuchungen unerfäßlich und machten fie gehälfig. 

Diefer Umftand wirkte hauptſächlich mit, das Mint: 
fterium zu veranfaffen, dem vorigen außerordentlichen Land— 
tag eine Propofition zu machen, aus welder das Geſetz 
vom 21. Juni 1852, die Gemeindenußungen betreffend, 
hervorging. 2 

Dadurch, daß man nur verheirathete Drtöbürger 
zum Allmendengenuß für berechtigt erklärte, jollte die Durch 
den Landtagsabſchied von 1827 aufrechterhaftene Objervang 
in den Fällen überflüffig werden, in melden ein unverhei— 
ratheter Ortsbürger bei einem verbeiratheten und mit Diefem 
in einer Haushaltung wohnt. 

Für andere Fälle trat die erwähnte Obſervanz außer 
Kraft. Die Staatsregierung hielt e8 für billig, daß wenn 
wei oder mehrere Ortöbürger, von denen jeder verheirathet 
* zuſammen wohnten, nicht nach jener Obſervanz ver— 
Bi vielmehr Jedem der Allmiendengenuß eingeräumt 
werde. 

Auh noch in anderer Beziehung konnte die Gemeinde: 
ordnung nicht durchdringen und das Herfommen verdrängen. 

Die Gleihberechtigung aller neuaufgenommenen Orts— 
bürger am Allmendengenuß, welche der Artitel 93 der Ge: 
meindeordnung einführte, hätte zur Folge haben müfjen, 
daß, wenn ein von einem älteren Ortsbürger beſeſſenes 
Almendenloo8 vacant wurde, dasfelbe zu gleichen Theilen 
unter die neuaufgenommenen Bürger hätte vertheilt werden 
müfjen. Diefe Beftimmung erihten zum Theil unpraktifch, 
zum Theil den bisherigen Gewohnheiten dergeftalt wider: 
ſprechend, daß fie in vielen Gemeinden nicht zur Ausfüb— 
rung fam. Der Zuftand, welcher ſich im dieſer Were 
bildete, war aber immer ein ſehr precärer und founte nur 
jo lange aufreht erhalten werden, als von feiner Seite 
das Geſetz angerufen wurde. 

Auch diefem Mebelftande ſuchte das Geſetz vom 21. Juni 
1852 zu begegnen, indem es die Gemeinden berechtigte, 
Lokalſtatuten zu errichten und darin zu beftimmen, daß ein 
oder mehrere Claſſen von ausjchließlich oder in größerem 
Umfange zur Theilnahme an den Gemeindenugungen Be: 
rerhtigten gebildet werden follen (Art. 6) und dag, wenn 
in einer Gemeinde eine bejondere Ciaſſe von ausſchließlich 
oder in größerem Umfange zur Theilnahme an den Gemeinde: 
nußgungen berufenen Ortöbürgern befteht, bei den Abgange 
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- eined Angehörigen diefer Claſſe, aus der Zahl der übrigen 
gar nicht oder im einem geringeren Umfange allemendirten 
Ortöbürger, der nad dem Datum des Eintrags in Die 
Bürgerlifte ältefte Ortsbürger in jene Claffe und die damit 
verbundenen Gemeindenugungen einrüdt (Artikel 7). 

Die Abficht des Geſetzes, in dieſer Weiſe die früheren 
Mipftände zu bejeitigen und indem ed nach einer Richtung 
bin den Gemeinden ihre Autonomie zurüdgab, den beftehen- 
den Berhältuilfen, Bedürfntffen und Gewohnheiten zu ge— 
nügen, tft, wie es ſcheint, nicht in dem erwarteten Maße 
erreicht worden, | Ä 

Schon auf dem vorigen außerordentlichen Landtage 
petitionirten viele Gemeinden aus dem Kreije Biedenkopf 
gegen das Gefeg vom 21. Juni 1852, weil dasfelbe er- 
möglicht, Daß mehrere Allmendlooje in eine gemeinfchaftliche 
Hausbaltung fommen. Im Widerſpruche hiermit verlaugt 
der Ortsvorftand von Gernsheim, daß auch unverheirathete 
Drtsbürger zum Allmendengenuß zugelafjen werden dürfen, 
wodurd aljo der Fall, daß mehrere Allmendenlooje in eine 
Haushaltung fommen, noch erleichtert wird. In einer bei 
dem vorigen Landtage eingereichten, jedoch nicht zum Be— 
richt und zur Discuffion gekommenen Borftellung der Ge: 
meinde Heppenheim wird die Beftimmung des Art, 6 des 
ofterwähnten Geſetzes, wonad) die Wittwen von Ortsbür— 
gern für die Dauer ihres Wittwenftandes, was den Ans 
theil an den Gemeindenugungen betrifft, in das Recht ihres 
Ehemannes eintreten, angefochten und in, einer ganz vor 
Kurzem unjerer Kammer übergebenen Borftelung der Ge— 
meinde Gleimenhatn wird als bejchwerend bezeichnet, daß 
gegen das bisher dort beftandene Herfommen Ortöbürger, 
welche im Auszug befindlich find, an dem Loosholz parti- 
cipiren. 

Da ſeit der kurzen Zeit des Beſtehens des Gefeßes 
vom 21. Juni 1852 ſchon jo vielfache, auf daſſelbe Bezug 
habende, Beichwerden bei den Ständefammern eingefommen 
find, jo läßt es fich wohl befürchten, daß bei den Ber: 
waltungsbehörden nod) eine weit größere Anzahl eingelaufen 
jein werde. 

Bei der großen Verfchiedenheit der örtlichen Verhält— 
niffe, muß die Gejeßgebung darauf verzichten, eine, für. alle 
Gemeinden ded Landes maßgebende Norm. aufzuftellen. 
Der Berfuh, den die Gemeindeordnung machte, ift miß- 
glückt und der $. 38 des Landtagsabichieded vom Jahr 
1827 und noch mehr das Gejeß vom 21. Juni 1852 lenk⸗ 
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teu davon ab, indem theild eine beftehende Obſervanz ges 
billigt, theils das Selbftbeftimmungsrehht der Gemeinden 
erweitert wurde. 

Dieje Erweiterung der Autonomie der Gemeinden jcheint 
und das einzige Mittel zu fein es möglich zu machen, die 
Berechtigung zum Allnendengenuß den Berhätniffen jeder 
einzelnen Gemeinde anzupaffen. 

Das Gefeß vom 21. Zuni 1852 fchreibt die Formen 
und Bedingungen vor, unter welchen Rocalftatuten errichtet 
werden können. Sie fihern das Oberaufſichtsrecht der 
Regierung und die nothwendige Stabilität der durch Die 
Statuten begründeten Einrichtungen und ſchützen genügend 
vor unzeltiger Neuerungsſucht. Darum jcheint es und uns 
bedenklich, wenn unter denfelben Bedingungen und Formen 
den Gemeinden eine ausgedehutere Befugniß ertheilt wird, 
über den Allmendengenuß zu beftimmen. Die größere Ber- 
Ichiedenheit, welche dadurdy in den Gemeinden hervorge- 
rufen werden mag, wird zwar Die Verwaltung einigermaßen 
erſchweren, jedody nur in geringerem Grade und jedenfalls 
kann dieſe größere Arbeit nicht in das Gewicht fallen, wo 
es das wahre Wohl der Gemeinden gilt. 

Wenn wir biernad zwar mit der Anficht des Abgeord- 
neten Klingelhöffer, daß eine Erweiterung der Grenzen, 
welche die Gemeindeordnung und das Gefeg vom 21. Juni 
1852 dem Eclbftbeftimmungsreht der Gemeinden ftedt, 
wünjchenswertb ift, übereinftimmen, fo enthalten wir und 
doch, den von ihm formulirten Zujagartifel zu dem er: 
wähnten Gejege zur Annahme zu empfehlen, halten es viel- 
mehr für angemefjener, zu beantragen: 

an dad Großherzogliche Miniftertum des Innern das 
Erſuchen zu ftellen, in Erwägung zu ziehen, ob e8 
ſich nicht empfehle, das Recht der Gemeinden über 
den Allmendengenuß der Ortsbürger durch Localſtatu— 
ten zu beftimmen, zu erweiteren und den Ständen 
einen desfallfigen Geſetzesvorſchlag zur verfallungss 
mäßigen Zuftimmung vorzulegen. Ä 

Mit diefem Antrage erledigt ſich auch die Petition des 
Drtsvorftandes der Stadt Gernsheim. 
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zum 39. Protokoll vom 4. Oetober 1857, 


Bericht des dritten Ausfchuffes 
über die Befchwerde des Defonomen. Chriftoph 
Seipel von Crumſtadt wegen Verweigerung eines 

Jagdwaffenpaſſe; | 
erflattet von dem Abgeordneten Weber. 


l 





#5 24 PR ‚ 
Ehriftoph Seipel, Deconon zu Erumftadt und damals 
Mitglied des Gemeinderaths daſelbſt, hatte ſich während 
des außerordentlichen (14.) Landtags mittelft einer deß— 
fallfigen Befchwerdevorftelung vom 20/30. Juli 1855) wegen 
verweigerter. Ausfertigung eines Jagdwaffenpaſſes an die 
zweite Kammer der Stände gewendet und darin im Weſent⸗ 
lichen Folgendes worgetragen. | 
Während er ſich feit längeren. Jahren und: namentlich 
noch in den Jahren 1850 bis 1852 -in dem: Befige eines 
für ihn ausgefertigten Jagdwaffenpaſſes befunden: Habe, 
und er auch in. dieſer Zeit unbeanftandet als Pächter, reip. 
als. Mitpächter von Jagden zugelaffen worden: wäre, ſei 
ihm im Jahre 1853 die Ausfertigung eines weiteren Jagd: 
waffenpafjes,, auf den Grund bin, daß er: im Jahre 1849 
wegen eines Jagdpolizeivergehens Strafe erlitten , verwei— 
ert worden, Richtig ſtehe es nun, daß er zu Ende des 
onats Auguft 1849 vor. Aufgang dev. Jagd, um eineh 
—— zu probiren in einem von ihm gepachteten Jagd— 
bezirke betroffen und auf deßfallſige Anzeige in eine Geld— 
ftrafe von 15 fl. verurtheilt ‚worden wäre, allein dieſe 
Strafe jei ihn im Gnadenwege unter der Bedingung der 
Koftenzablung auf Nachſuchen erlaſſen worden, woraus 
hervorgehe, daß, ex. wegen: der ohne geſetzwidrige Abſicht 
ihn zur Laſt gefallenen Unvorfichtigleit zu entſchuldigen ge— 
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wejen wäre. Sedenfall8 habe man aber, da man ihm 
jpäter einen Waffenpaß ertheilt, ihn auch als Mitpächter 
von Jagden zugelaflen in dem erwähnten Sagdpolizeiver- 
gehen fein Hinderniß erblict, ihu in feinem Jagdvergnügen 
zu flören, und es hätte deßhalb auch für das Kreisamt 
Großgeran, als er Ah im Jahre 1853 um, Erneuerung 
eines Paſſes ar. dDiefes gewendet ;,kein Gründ vorgelegen, 
ihm deſſen Ausfertigung zu verweigern. Da nun felbft die 
Borftbehörde ihm gegenüber wiederholt erklärt gehabt, au 
fie keinen Grund u dieſer Verweigerung 9 ſo babe 
er fich remonſtrirend und beſchwerend an Großherzogliches 
Miniſterium des Innern gewendet, allein auch bier ſei er 
— Selcd eren ‚worden, Kinn Want ni 
Wit Rückſicht hierauf, und meil er ſich in feinen ſtaats— 
bürgerlichen Rechten um fo mehr gefränft eradite, als er 
ſolchen Berfonen, welchen wegen unredlider oder verbre— 
herifcher Handlungen das Recht auf Bezug eines: Jagd⸗ 
waffenpaſſes entzogen werde, fich gleich geftellt jehe, im— 
plorire er die feinem Antrage entiprechende Verwendung 
der Kammer, nachdem er alle übrigen gejeßlichen Wege, 
demjelben Folge zu. verſchaffen, vergeblich. eingefchlagen habe. 
— Zu dieſer Berwendung läge außer dem Augeführten 
auch darin ein hinreichender. Grund, weil der im $.5 der 
Verordnung vom 28. Juni 1827 dem wegen Jagdfrevels 
Beftraften angedrohte Nachtheil fernerweiter. Verweigerung 
eines -Iagdwaffenpafies einer. Verjährung unterworfen: fein 
müfje, indem jonft die erwähnte Beflimmung in ſeltſamem 
Widerfpruche Stehen würde mit dem Art. 9 des Geſetzes 
vom 26. Yuli 1848, inhaltlich -.defien. ſogar der wegen 
Wilderei Beftrafte nach: Ablauf von 5 Fahren: wieder 
befähigt fein jolle, Pächter ‚einer Jagd zu werden, der wegen 
bloßen Jagdfrevels Beftzafte dagegen gar nicht die Fähig— 
feit eine Jagd zu pachten verliere. ‚Das erwähnte: Gejeg 
müſſe daher die, Verordnung ergänzen umd abändern ,; da 
e8 nicht denkbar ſei, daß Kemand. zur Jagdpachtung zu- 
pelaften, ihm. dagegen die Möglichkeit, Die Jagd auch zu 
‚betreiben, nicht. gewährt werden. jolle: 

. Andere Grunde, die die Verweigerung des: Jagdwaffen- 
paſſes rechtfertigen könnten, jeien bei ihm nicht vorhanden, 
da er ſtets Sinn —— und Ordnung bethätigt Habe, 
und ſeine Vermögensverhältniſſe von der Art wären, daß 
ſie ihm geſtatteten, dem Vergnügen der Jagd obzuliegen. 

Daß aber, das ihm zur Laſt fallende Jagd poligeiver- 
geben die Ertheilung eined Waffenpaffes nicht unmöglich 
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mache, dafür Tiefere Beweis der Umſtand, daß dei Bei⸗ 
geordneten Funk in Crumftadt ein ſolcher ertheilt worden 
wäre, obgleich er wegen Jagdfrevels beſtraft worden fei. 
Diejes frühere Geſuch des Beichwerdeführers kam je- 
doch auf. dem: vorigen Landtage nicht zur Berathung und 
Berabjchiedung, weßhalb er daſſelbe nunmehr in’einer am 
5. Juni dieſes Jahrs überreichten Erinnerungsporftellung 
abermals in Anregung -bringt:. — * 
In der letzteren wird weiter hervorgehoben, daß er, der 
Beſchwerdeführer, im Monat: Auguſt 1856 nochmals bei 
dem Miniſterium des Innern um Ertheilung eines Jagd— 
waffenpaſſes nachgeſucht habe, jedoch durch kreisamtliche 
Verfügung vom 3. October 1856 in höherem Auftrage 
ohne Angabe: eines deßfallſigen Grundes wiederholt ab— 
ſchlägig beſchieden worden ſei. Zugleich wurde eine Be— 
ſcheinigung des Ortsgerichtsvorſtehers zu Crumſtadt vor: 
gelegt, in welcher dem Beſchwerdeführer bezeugt wird, daß 
er ein tüchtiger in ausgezeichnetem Rufe ſtehender, ſeinen 
Ackerbau mit muſterhafter Ordnung betreibender Oeconom 
ſei, deſſen in Crumſtädter Gemarkung liegendes Immobiliar- 
vermögen mindeſtens einen Werth von 13,000 fl. habe. 
Geſtützt auf dieſes Zeugniß wird ſodann noch in der 
nachträglichen Eingabe angeführt, daß Bauern, deren land— 
wirthſchaftliche Beſchäftigungen während der Jagdzeit ruhten, 
ein größeres Intereſſe und Recht on d hätten, als 
andere Stände und namentlich. die -Angeftellten, und daß 
feine Deconomie ‚durch Ausübung. jener in keiner Weiſe be- 
einträchtigt würde, weßhalb er; deun. auch Der Vermuthung 
Raum gebe, daß eine Verleumdung von Seiten des Drtd- 
vorſtandes in der Mitte liege, worüber die über eine von 
ibm und Anderen gegen den Ortsvorſtand geführte Be: 
ſchwerde erwachlenen Acten des Minifteriums ‚des Kreis- 
amts und des Landgerichts Gernsheim, wenn Diefe einge: 
fehen würden, Aufſchluß ertheilen: könnten. Ä 
Auf die von dem Berichterftatter bei dem. betreffenden 
Herrn NRegierungscommifjär eingezogene Erfundigung über 
den Sachverhalt. ift Demjelben folgende ‚Erwiderung ſeines 
Schreibens zugefommen.: — | 
„Der Unterzeichnete ;beehrt fi), dem Heren Landtags⸗ 
en Weber. auf das-an des Herrn Minifte: 
rialpräſidenten Freiheren von Dalwigk Exeellenz ge: 
richtete Schreiben. vom 20. Juni laufenden, Jahres, 
die Beichwerde des Oeconomen Chriſtoph Seipel von 
Erumftadt. wegen : Verweigerung eines, Jagdwaffen: 
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pafjes betreffend, unter Wiederanfchluß der Commur 
nicate, in Nachſtehendem die gewünſchten Auffchlüffe 
ergebenft zugehen zu laſſen.“ | 
„Der Beichwerdeführer wurde zu Ende des Jahres 
1849, weil er während der Heegzeit im Crumſtädtrr 
Felde mit Hunden gejagt und Hühner geichoflen hatte, 
in eine Strafe von 15 fl. und 1 fl. Pfandgebühren 
verurtheilt, diefe Strafe aber, mie der Belchmerde: 
führer behauptet, nicht erlaffen, fondern im Wege der 
Gnade: nur bis auf 3 fl. ermäßigt. Außerdem wurde 
derjelbe aber am‘ 27. April 1852 wegen eined Jagd⸗ 
freveld abermals verurtheilt und zwar in eine Strafe 
von 10 fl., 1 fl. Pfandgebühren und in die Koften, 
unter gleichzeitiger Confiscation der Doppelflinte, mit 
welcher er den Frevel verübt Hatte. Dieſe Strafe, 
welche der Befchwerdeführer in feiner Eingabe igno— 
rirt, wurde vollftändig vollzogen und fein deßfallfiges 
° - Straferlaßgefuh abgejchlagen. Da nun nah $. 5 
"der Verordnung vom 2W. Juni 1827, die Jagdwaffen⸗ 
päſſe betreffend, ſolche Päſſe an Pächter oder Inhaber" 
einer Jagd oder ſonſtige Leute von unbejcholtenem 
Rufe nur dann ertbeilt werden ſollen, wenn: diejelben 
roch niemals wegen Jagdfrevels verurtheilt worden 
find, das Kreisamt aber von jenen Berurtbeilungen 
erft Kenntniß erlangte, als der Beichwerdeführer im 
Dctober 1853 um Erneuerung feines Jagdwaffen— 
pafles bat, jo lag unzweifelhaft hinreichender Grund 
vor, ihm diefe zu verweigern. Dieß geſchah in einem 
von dem Kreisamte. vom. 20. October 1853 an den 
Beichmwerdeführer unmittelbar gerichteten Decrete in 
welchem ihm eröffnet wurde, „daß die Ausfertigung 
des verlangten Fagdwaffenpaffes nicht platzgreiflich 
erſcheine, weil er nach den vorliegenden Landgerichts— 
acten wegen Uebertretung der efngdpolgeigefepe be= 
ftraft worden ſei.“ Es iſt hiernach Die Behauptung 
: des Beichwerdeführers, daß ihm: die Gründe für: die 
Bermeigerung Des verlangten Sagdwaffenpafles nicht 
mitgetbeilt worden feten, ebenſo unbegrimbdet;, als 
feine Aufiht, daß ihm (obwohl er wegen eines Jagd: 
frevel8 beftraft worden , welcher fich feinem: Gedädht- 
niffe Durch die bezahlte Geldftrafe und den Verluſt 
ſeines Gewehrs doch wohl bleibend eingeprägt haben 
dürfte), ein. Recht auf Ertheilung eines Jagdwaffen— 
paſſes zuſtehe. Seinen wiederholten Geſuchen um 
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Ertheilung eines: Jagdwaffenpaſſes zu willfahren, 
‚konnte. man fi, unter» Diefen Verhältniſſen bis jetzt 
‚ nicht veranlaßt ſehen.“ .. . Ä BETEN 
; Nad) dem Inhalte dieſer Mittheilung: fcheint uns die 
Bitte’ des: Beichwerbdeführers: ı — 
„die Kammer wolle fich bei dem Großh. Miniſterium 
des Innern dahin verwenden, daß die vorliegenden 
Abſchlagsverfügungen zurüdgenommenamd das Kreis: 
amt Großgerau angewieſen werde, ihm auf Anmelden 

einen Jagdwaffenpaß auszufertigen,“ 
durchaus unbegründet zu fein. 
Im 5 der Verordnung vom 28. Juni 1827, die 
Jagdwaffenpaͤſſe befreffend, wird nämlich beftimmt, daß alle 
davon nicht NEROPRUWON TER HOHEN, zu denen der Be: 
ſchwerdeführer jedoch nicht gehört, außer der Quittung über 
die ——— Betrags für dem Paß, ein von dem Bürger: 
meifter ihres Wohnortes ausgeftelltes, yon dem einjchlägigen 
——— vifittes Zeugniß, worin enthalten und 
bewahrhettet ſein muß, daß die betreffende Perſon entmwe: 
der Pachter oder Anbaßer einer Pa ‚ oder ein Mami 
von unbefcholtenem Rufe und noch niemals ‘wegen Jagd: 
frevels veruttheilt worden’ fet, und ihr deümach ein Jagd— 
waffenpaß ertheilt werden “fönne, vor der Ausfertigung des 
letzteren beizubringen Habe. Hieraus —98 daß dem BE 
jhwerbdeführer, des ihm bezeugten guten Rufes und "feinet 
günftigen Bermögensverhältnifje unerachtet, von dem Kreis: 
amte und ſpäter von der höheren Behörde, die Ertbeilung 
eined Waffenpafjes deßhalb verweigert werden fonnte umd 
mußte, weil er nicht nur im Jahre 1849, fondern auch im 
Sabre 1852, was der Beichwerdeführer in feiner Borftel: 
lung gänzlich iguorirt bat, wegen Sagdfrevel& beftraft wor: 

den war. 


Aus diefem Grunde fann fih auch der Querulant auf 
das die Ausübung der Jagd und Fiſcherei betreffende 
Geſetz vom 26. Juli 1848 (Regierungsblatt Nr. 36), reſp. 
den Art. 9 defjelben, wonad) Beftrafungen wegen der darin 
bezeichneten Vergehen oder Verbrechen nach Ablauf von 
5 Jahren, von dem Ende der Strafzeit an gerechnet, zur 
Pachtung von Jagden nicht unfähig machen jollen, jchon 
um degmwillen zur Begründung feines Anſpruchs nicht be— 
rufen, weil dadurd die Verordnung vom 28. Juni 1827 
nicht aufgehoben worden ift, vielmehr daneben nad wie 
vor fortbefteht. | 
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Uebrigens würde aber auch der Umftand, daß der wegen 
Wilderei Beftrafte nah 5 Jahren, von der Beendigung der 
Strafzeit gerechnet, ald Sagdpächter wieder zugelaſſen wer: 
den fan, ganz abgefehen von der Verſchiedenheit der 
Gründe, auf denen die hier zur Sprache — Geſetze 
von 1827 und 1848 beruhen, aus der Rückſicht nicht zu 
Gunſten des Querulanten entſcheiden, weil es recht gut 
denkbar iſt, daß Jemand Jagdpächter oder ſogar ; Eigen- 
thümer von einer Jagd fein kann, ohne dieje —* aus⸗ 
üben oder exerciren zu können, wenn polizeiliche Gründe 
vorliegen, ihm die Abgabe eines Waffenpaſſes zu ver: 
weigern. - 

ir tragen daher, geftüßt auf die vorfiehenden Bemer- 
fungen, und da nach der Verordnung vom 28. am 1827 
nicht, wie in dem Gefege vom 26. Juli 1848 beftimmt ift, 
daß der Ablauf einer gewiljen Zeit die Folgen erfannter 
Strafen tilgen ſolle, darauf an: ER 

der Bitte des Bejchwerdeführers feine Folge zu geben, 
find jedoch einflimmig der Anficht, „daß, wenn alsdann nicht 
jonftige Gründe enigegenftehen, einem zu ernenernden An— 
trage des Beſchwerdeführers um Ertheilung eines Jagd— 
wärrenpaffes demnächſt von. Seiten der Verwaltungsbehörde 
um jo mehr flattzugeben ſein möchte, al8 ihm derſelbe, jelbft 
— als Wilderer beſtraft worden wäre, bewilligt wer⸗ 
en könnte. 
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Antrag des Abgeordneten Weber, . 
bie. Beftrafung des Confinationsbruche betr, 


Nach den Beftimmungen unſeres Strafgejeßbuches fritt 
in vielen Fällen (vergleihe namtentlid Art. 35° und 250) 
als weitere Folge der Beltrafung von Verbrechen oder Ver: 
ben, die Stellung unter polizeiliche Aufficht ' ein. "Die 
irkungen Devjelben beftehen nad) Art. 36 des —— 
buchs darin, daß die obere Polizeibehörde "ermächtigt iſt, 
zu beſtimmen: Ki e. 
a. daß der ımter polizeiliche Aüfficht Geftellte ſich won 
ſeinem Wohnorte oder dem ihm angewiefenen Auf: 
enthaltsbrte ohne polizeifiche -Erlaubnig nicht tiber 
Nacht entfernen, — a de 
b. daß er fih an einem beſtimmten Orte nicht aufbal- 
ten darf, wenn feine Anwefenheit dafelbft befonders 
gefaͤhrlich erſchiit. — 
Die Uebertretung dieſer Vorſchriften ſoll mit Gefängniß 
beſtraft werden. | ; — 
Das Geſetz vom 17. September: 1841, welches die 
Competenz der Gerichte zur Unterſuchung und Beſtrafung 
der Verbrechen und Vergehen, die in dem Strafgeſetzbuche 
enthalten find, regelt, führt im Art. 2 die Getegesüber: 
tretungen ſpeciell auf, welche von den Stadt und Landge— 
richten nicht blos unterſucht, ſondern auch abgeurtheilt wer⸗ 
den ſollen, erwähnt aber dabei des Confinationsbruches 
nicht. Zu ſeiner Beſtrafung find hiernach nur die Hofge- 
en den Provinzen Starkenburg und Oberhefjen com⸗ 
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Wie wenig jedoch eine jolhe Competenzbeftimmung mit 
den Zweden der Strafjuftiz und namentlih dem bet ihr 
gebotenen raſchen Berfahren vereinbarlich ift, und wie ſehr 
durch fie die beinahe durchgängig nicht beitreibbaren Koften 
vermehrt werden, ergiebt ſchon der Umftand allein, Daß alle 
von den Untergerichten eingefendet werdenden Unterfuchnn- 
gen, welche als geſchloſſen zu. betrachten find, vorerft an 
die Staatsanwaltſchaften gelangen, nachdem von diejen die 
eeigneten Anträge geftellt worden find, den beftellten Res 
A mitgetheilt werden and. wenn dieſe die Acten: ger 
prüft haben, zuerft durch förmliches Urtheil beftimmt wer: 
den muß, an welches Gericht Die Sache zur Füllung des. 
Enderfenntnifjes zu verweisen fl. 4 
Iſt dieſes geichehen , dem Angeklagten das Etkenntniß 
eröffnet und ag re geworden, fo wird nad Beftellung 
eined Re- und Gorreferenten, wenn wie gewöhnlich Ver— 
weilung an das Hofgericht flattgefunden, ſchriftlicher Vor— 
trag erftattet, ‚über, den darin geftellten Antrag in; einer 
Sigung des Collegs ‚berathen und dann das ‚der Sachlage 
entiprechende Urtheil erlafjen, Das nun.abermald dem. Ans 
geffagten. „‚publicirt und wenn: er.: verurtheilt wird, zu 
nach bejshrittener Rechtskraft vollftredt werben. kann. rch 
alle dieſe weitläufigen und umſtändlichen mit der: meiſt er⸗ 
fannt werdenden Gefängnißftrafe von geringer. Dauer: in; 
feinem_t Berbältniß. ftehenden. Operationen, verlaufen oft 
mehrere Wochen bis es zur Execution. ‚der, Strafe fommt, 
wäßtend der. meiftentheils.detinirfe Angeklagte. fortwährend 
in Haft verbleibt, und auf Koften des Staats, die, wie 
erwähnt, beinahe durchgängig nicht wieder erſetzt werden, 
verföftigt wird. | re 
Dazu fommt, daß, wie fih aus dem Inhalte des Com— 
petenzgejeßed ergiebt, weit gravere Verbrechen und Ber: 
geben, ald der Confindtionsbruch, den Untergerichteh zur 
Beftrafunggüberwiefen find, und daß es —8 nie auf 
einen Berjehen beruhen ‘fan, daß der im allgemeinen 
Theile des Strafgeſetzbuches mit Strafe bedrohte Confi⸗ 
nationsbruch Inicht alsbald den Untergerichten, : bei‘ denen 
die Beftrafung rafch und mit weniger Umſtänden und 
Koften, erfolgen Fam, zur; Beftrafung überwiefen wurde, ' 
Um dieſes, Verſehen zu :befeitigen , die Strafjuſtiz der 
fraglichen Art mehr als — konnte zu fördern, 
und die Hofgerichte von einer. ihrer Stellung nicht ange: 
meſſenen Zunerion. in Bagatellfachen ‚. :die deren: Arbeiten 
nicht unbedeutend vermehren, während fie die Untergerichte: 
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weniger belaften, al8 dic denfelben obliegenden Berichtser- 

ftattungen, zu befreien, ftelle icy dDeßhalb den Antrag: 
Die Großherzogliche Staatsregierung um einen Ge: 
feßentwurf zu erfuchen, durch weldyen die Beftrafung 
des Confinationsbruchs in den Källen, wo er nicht 
mit andern von den Hofgerichten zu ahndenden Vers 
brechen oder Vergehen concurrirt, den Stadt» und 
Landgerichten zur Beftrafung überwieſen wird. 
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Beilage Nr. 246 | 
zum 40. Protokoll vom 27. Detober 1857. 


Bericht des erften Ausfchuffes J 
über die Vorlage des Gr. Finanzminiſteriums, 
den Geſetzesentwurf, die Ausführung des Münz— 
vertrags vom 2%. Januar 1857, dann den Bor: 
anfchlag über die Koften der Anfchaffung und Un- 
‚terhaltung der Münzmafchinen und Geräthfchaften, 
ſowie die Erhöhung des etatmäßigen Dienftein- 
fommens des Münzmeifters betr. (Beil. Nr, 217 
und 218); 

erftattet von dem Abgeordneten Dr. Stahl. 


Der Münzvertrag vom 24. Januar 1857 hat eine ra- 
dicale Kemoeflaitunn im Münzwefen Deutjchlands nicht 
bemerfftelligt, er hat eine völlige Münzeinigung nicht ge- 
Ihaffen,; dem ungeachtet dürfen wir. ihn mit Freuden an— 
nehmen. Indem er mit Schonung die vorhandenen Zuftände 
ur Bafis feiner Veränderungen machte, hat er immerhin 
Ver wejentliche Berbefierungen herbeigeführt, den empfinde 
lichſten Mängeln abgeholfen, und der Vollendung der 
Miünzeinheit den Weg geebnet. Wir dürfen hoc) anfchlagen, 
daß er durch die Schaffung einer allgemeinen Wechfelmüngze; 
des Vereinsthalers, ohne Umftoßung beftehender erhält. 
niffe, einem entichiedenen Bedürfnifje genügt, daß er drei 
verfchiedene Syſteme auf einem Gebiete von 70 Millionen 
Menjchen menigftens zu einer vorläufigen Harmonie ver: 
bindet, und in einigen jehr mefentlichen Punkten 'einheits 
liche, müngpolizeilihe Grundjäße zur Geltung bringt. 
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Der Inhalt des Vertrages, die Silberwährung feft- 
haltend, erftredt fi auf die Beftimmung der Gewichts: 
einheit, auf den Münzfuß für grobe und Scheidemünze, 
auf die Einführung einer Vereinsgoldmünze und auf einige 
Beflimmungen in Betreff des Papiergeldes. Der uns vor: 
gelegte Gejeßesentwurf umgeht diejenigen Punkte, welche 
als vertragsmäßig ‚zu erfüllende Verbindlichkeiten feine ges 
jegliche Beſtinmung bedürfen, und beſchränkt fih auf jene 
Beflimmungen, welche über die VBerhältnifje des Privat: 
verfehres und die Art und Weife der Erfüllung, von Zah: 
Inngsverbindlichkeiten dDisponiren, — Ä 


Artikel 1 ſetzt an die Stelle der feitherigen Grund- 
lage der füddeutichen Währung, der kölniſchen Mark von 
233,455 Grammen als Gewichtseinheit das Großherzogl. 
heſſiſche Pfund = 500 Grammen, welches eine Cintheilun 
in Tauſendtheile mit weiterer Decimalabſtufung erhalten ſoll. 

Nah. Artikel 2 tritt, als Landesmünzfuß und als 
Grundlage der geſetzlichen Währung an die Stelle des ſeit— 
herigen 241 hl der zwei und fünfzig und ein 
halb Guldenfuß dergeftalt, "daß aus einem Pfund Feilen 
Silbers -524 Gulden ‚aufgebracht werden. "7 nn 
ern gnm 

r Aerilelodei.ä una rnoiſ— 

Die Münzftüde des 524 Guldenfußes jollen völlig 
feiche Geltung mit denjenigen gleichnamigen Münzen ha— 
en, welche in dem feitherigen 243 Guldenfuß ausgeprägt 
ſind. Zwiſchen den Münzen de8.523 Guldenfußes und: den 
Münzen des 244 Guldenfußes: darf bei. Zahlungen und 
Zahlungsverfprechungen ein Unterſchied nicht gemacht wer— 
den, den im Artikel 7 gedachten Fall ‚ausgenommen. Dieſe 
Beftimmung findet auf alle Münzen des 524 Gulden: und 
des 241 Guldenfußes ohne Unterichied des. Gepräges Aus 
wendung. | Ä > | | 

+ Die, Münze des neuen 523 Guldeufußes if etwas ge— 

ringhaltiger, als die des 243 Guldenfußes. Bringt man 
len, daß nach Dem früheren Syſteme die Fehler: 
ränze, um welche die Münze unter. dem vurgejchriebenen 
ewichte zurücbleiben durfte, ohne an Werth zu verlieren, 
0,003 des Gewichts Betrug, daß dieje Fehlergräuze durch 
den neuen Vertrag auf 0,00299 eingeengt wird, jo enthalten 
9523 alte Gulden jo viel Silber, als 9545 Gulden neuen 

- Gepräges, oder legtere find um. 2; Procent, oder find 
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nahe + Procent leichter.” Diefe Differenz wird zwar bei 
allen einmaligen oder firen Geldforderungen, Staatd: und 
Privarihulden, Renten, Befoldungen 2c., einen Berluft zur 
Folge haben, indem ſte z.B. bei. 2500 fl. circa 5 fl. ber 
trägt, jedoch ſcheint fie zu geringfügig, und. wird durch 
andere Umftände noch zu ſehr abgeſchwächt, als daß fie fi 
practiich Fühlbar machen könnte, — | 

‚Mir beantragen: = | 
Genehmigung der Artikel 1,2, 3. ©; | (Tr 

Durdy Art. A wird allen, nach dieſem Bertrage ausge: 
prägt. werdenden Vereins Silbermünzen im Umfange. des 
Großberzogtbums bei allen Staats⸗ Gemeinde-, Stiftung: 
und andern: öffentlichen: Kaſſen, ſowie im Privatverfebre, 
namentlich auch bei Wechjelzahlungen unbejchränfte Gültig- 
keit gleich ‚der Landesmünze verliehen. U 14} 
: Dur Artikel 5 werden die 34 Guldenftüde,. melde 
von den durch die allgemeine Miüngconvention vom. 30: Juni 
1838 verbundenen Staaten bisher in der Eigenſchaft von 
Vereinsmünzen ausgeprägt worden find, mit den, 3} Gul- 
denſtücken neuer Prägung, ‘und | 
duch Artikel 6 ebenfo den Einthalerftüden, welche in 
Gemäßheit der allgemeinen Mimzconvention von 30, Zult 
1838 oder‘ vor dem Sabre 1839 in dem bisherigeu Bier: 
zehn-Thalerfnß ausgeprägt worden find, mit den 13. Gulf: 
denftüden neuer Prägung gleichgeftellt. 
Wir beantragen: ’ 
7 Genehmigung der drei Artikel. 
GH —A— —Aprtikel 7 
„Niemand darf die Annahme der in Art. 4 und 5 er 
wähnten Vereinsmünzen zu‘ ihrem wollen Werthe in Zah: 
fungen verweigern, jelbft in dem Falle, wenn die Zuſage 
der Zahlungsleiftungen auf eine andere beftimmte Münzjorte 
lauten ſollte. Dagegen ift Zedermann: geftattet, dieſe Ver: 
einsmünzen ausdrüdlich mit der Wirkung zu verſprechen, 
oder fich zu. bedingen, daß die Zahlung in einen ſolchen 
Falle lediglich in Vereinsmünze geleiftet werden muß.” — 

Diefer rechtliche Vorzug der Vereinsmünze wird nicht 
verfehlen, “ihr das wünſchenswerthe Uebetgewicht zu fichern, 
vorausgeſetzt, daß ſie in hinreichendem Maße in Umlauf 
geſetzt wird, um dem Bedarf zu genügen. teen) 
Wir beantragen: zZ 1 Pin 

Genebmigung- 
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tn Artikel 8. | 

„Es iſt Niemand genöthigt, eine Zahlung, welche den 
Werth der Fleinften groben Minze der Landeswährung er: 
reicht, in Scheidemünze anzunehmen.” 

Als kleinſte Courantmünze iſt durch den Vertrag den 
Münzen des 525 Guldenjußes der; Gulden beigefügt 
worden. Der Münzfuß, weldyer bisher der -Auspragun 
der Scheidemünze zu Grunde lag, war (feit 25. Augu 
1837) der 37 Guidenfuß, oder altf die jetzige Gewichtsein- 
heit reducirt, ‘der: 57,,,5 Guldenfuß. Der neue Münz: 
vertrag beſtimmt, daß ein leichterer Münzfuß als der 
603 Guldenfuß für Scheidemünze nicht angenommen werden 
darf. Außer diefem Artikel ift ferner. eine weitere Maß: 
vegel gegen Prägung zu wieler Scheidemünze dadurch ge- 
geben, daß das Daztmum der zu prägenden Scheidemünze 
nad) der Einwohnerzahl beftimmt wird. 

Wir beantragen: " 

‚Genehmigung. 


Artikel 9, 10 und 14 beziehen ſich auf die Vereins- 
goldmünze, welde die Krone zu 3; Pfund, die halbe Krone 
zu 14 Pfund ausgeprägt werden. fol. . Ihr aegenüber 
wird; Die. ausschließlich geſetzliche Silberwährung feftgehalten. 
Niemand fol zur Annahme der Goldmünze, verpflichtet jein, 
der Silberwerth der Goldmünzen lediglich Durch das Ber: 
hältniß des Angebots zur Nacıtrade beftimmt werden, Ein 
alternativer Vorbehalt der Wahl des Zahlungsmitteld in 
Silber eder Gold mit im Voraus beftimmten Werthver- 
bältuiffe des legteren zum Silber ift der Staatskaſſe und 
den unter Staatdautorität ftehenden öffentlichen Anftalten, 
namentlich Geld = ,: Eredit:Anftalten, Banken ꝛc. unterjagt. 
Das zur Geltung als vollwichtig erforderliche Gericht wird 
feftgefegt, und dem oben genannten Kaſſen unterſagt, ange: 
uommene- Goldjtüre, welche das Paſſivgewicht nicht haben, 
wieder. auszugeben, _ | — 
Wir empfehlen die drei genannten Artikel zur Annahme. 


| Eine weitere Borlage der Großgerzogl. Staatsregierung 
betrifft: die Gehaltserhöhung des Münzmeifters und. die 
Anſchaffung der Miünzutenfilten, © 


Bisher wurden die Münzmetalle für Rechnung. der 
Sitaatskaſſe angefauft, die Anſchaffungskoſten der Original: 
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ſtempel, neuen Maſchinen und größeren Gerätbfchaften, ſo⸗ 
wie die Koſten der Unterhaltung‘ des Locals und der Re- 
paraturen, welche:50 fl. erreichten oder-überftiegeri, zu Laſten 
des ‚Staates befiritteti, alle jonftigen briffoften dagegen, 
mit Haftung. für den Berluft: an Schmelzabgang und 
etwaige Veruntreuung der Arbeiter von dem Münzmeifter 
übernommen, gegen eine Vergütung, welche nad) der Größe 
der Ausprägung in den verfchiedenen Münzforten fi be— 
maß, und Durch Bertrag tegulirt war. pe muß der 
Staat, in Folge des Miünzvertrages auf eigene Koften 
prägen. Hierdurch ift die Regierung in die Nothwendigkeit 
efegt, dem Münzmeifter, dem hiermit ein wefentlicher Theil 
—** Einkommens entgeht, hierfür eine Entſchädigung, und 
für die nun eintretende detaillirte Rechnungsſtellung einen 
entſprechenden Mehraufwand an Büreaukoſten zu bewilligen; 
ferner das zur Münze gehörige Material, welches bisher 
Eigentum des Münzmeifters war, onzufaufen. 


Der feitherige Etat für den Münzmeifter ift: 


Gehalt . #4 IM 
ie Wohnung im anſchlage von 22060 " 
üreaukoſten . . = 5 Sr A a 


uſammen 1800 fl. 
Die Vorlage der Regierung verlangt eine Abänderung 
des ſeitherigen definitiven Etats Da ab: 


1) an Gehalt. . +. 1800 fl. 
2 freie Wohnung im Anflug ia ıe AN 
3) Büreaufoften . . er —— 


zufammen 2200 fl. 
angejegt werden. 


Ihr Ausschuß findet gegen dieſe Zahlen nichts einzu— 
wenden, jedod) glaubt er, daß ein Definitiver Etat nod) 
nicht feitgefegt werden folle, indem die Erfahrungen, welche 
nad Umgeftaltung in Führung der Münzfabrikation gemacht 
werden, zwedmäßiger vor Feſtſetzung deſſelben abgemartet 
werden, 

Wir beantragen daher: 

Hohe Kammer möge die vorgejchlagene Erhöhung der 
Gage des ——— ängmeitters von 1800 fi 
auf 2200 fl. genehmigen. 

Ferner find die erforderlichen Münzutenſilien, welche 
bisher Eigenthun des Münzmeifiers waren, nach einem 
Detatlvoranichlag zu 2380 fl. angenommen. 


Da die Anfäge im Allgemeinen das Gepräge zu hohen 
Anſchlags nicht ‚haben, und ein Eingehen ‘in ‚Die einzelnen 
Pofitionen. nicht möglich, jo beantragen wir 
die Summe von 2380 fl. zur Anſchaffung der Münz- 

;;  ‚atenfilien zu bewilligen, und dafür für Die laufende 
Finanzperiode jährlid 7934 fl. im dad Ausgabebudget 
aufzunehmen. er Ma a 
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Bericht des erften Ausfchuffes, = 
über den Zufhuß zur Verzinfung und Tilgung 
der Provinzialftraßenbaufhulden, als Nachtrag zu 
dem Bericht über vie in dem Hauptvoranfchlag 
für die Fahre 1357, 1858 und 1859 enthaltenen 
Staatö-Ausgaben (Beil. Nr. 140); 

erftattet von dem Abgeoroneten Draudt. 


In dem Berichte über das Ausgabes-Budget, Beilage 
Nr. 140, Seite 461-464, hatte der erſte Ausfchuß Die 
jeit dem Sinanzgeleh vom 7, Dctober 1845 zur Berzinjung 
nnd Tilgung der Provinzialftragenbaufhulden aus der 
Hauptftaatsfaffe angeſprochenen 58,261 fl. auch für Die 

anze Finanzperiode der Jahre 1857, 1858 und 1859 zu 

Bewiligen beantragt; nad) der neueren Mittheilung des 
Großh. Minifteriums des Innern vom 12./15. Juni 1857 
über den Stand des ar für Die: Provinzialftraßenbau⸗ 
Kalbe von Rheinheſſen (Beilage Nr. 165) ift jedoch nach 
eßfallſtgem Bortrage des Ausſchuß-Vorſtandes in der 
Sigung vom 21. Jüli 1857 (Ptot. 31, ©. 52—54) eine 
Berathung und’ Beſchlußnahme über jene Rubrik des Bud- 
gets: noch bis rg weiteren Berichterſtattung ausgeſetzt 
worden. Der Bericht des erſten Ausſchuſſes über Die er- 
wähnte neuere Mittheilung Großherzoglichen Minifteriums 
des Innern bejonders, liegt aus der Styung vom 4. Auguft 
dieſes Jahres erflattet: vor (Beilage Nr. 211) und e8 ‘er: 
übrigt nun jet, nad diefen geſchehenen Rückverweiſungen 
auf die einichlagenden vorderen Verhandlungen, über den 
betreffenden Poren des Ausgabebudgets ſelbſt hoch weiter 
zw berichten, 22 Ant GR here 
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Wegen des Standes der Provinzialſtraßenbauſchulden 
der dret Provinzen des Großherzogtbums am Schluffe der 
Finanzpertode von 183% und über die Fonds zu deren Ver— 
zinfung und Tılgung find vom Großherzoglihen Minifterium 

e8 Innern dem Ausschuß Die folgenden — Notizen 
gegeben worden: 


I. Stand der Schulden ind Bedürfniß für 
ZSinſen. 

„Rach den Ueberſichten der muthmaßlichen wirklichen 
Einnahmen und Ausgaben der Brovinzialbanfchuldens 
tilgungsfaffen betragen die PER 
den am 1. Januar 1857; 

| 1. Für die Provinz Starfenburg: 
. zu 34 pCt. verzinslich . . 1005 900 fl. 

b zu 4 "pt. degnen —— *470;000 " 


im Shen 1,245,900 fl. 
mithin mit — Sinf enbed —9 
von 44,456 fl. 8 
Für die in Sberbeflen:. 
. zu 31 pCt. verzindlih . . . 1,344,000 fl. 
b zu 4 ’n6t. verrinslih . . . 291,126 „ 
ce. zu 4 vi verzinslih. .... .° 112,000 „ 


im Ganzen: 1,747,126 fl. 
within mit einem“ jährlichen Zinfended ürfnth 
von 63,226 fl. 

3. Für die Provinz Rheinbeffen: | 
Dieſe Provinz bat feine Schulden mehr, indem 
‚ die legten Kapitalſchulden in der Finanzperiode don 
185% abgetragen worden find, und nod ein Be 
 harer Ueberſchuß von circa 127,000 fl. geblieben 


=iL Fonds zur Berzinfung und Zilgung, der 
‚ Brovinztialftraßenbaujdulden. — 
An ſolchen Fonds ſind durch das ‚Zinonzgefeh; VOM 
7. Ostober 1845 beftimimt , und bis pobin Bw * 
‚ Bwede verwendet ‘worden : 
* an Ertrag in Steuerausihlägen. auf 
‚den Gulden Normalfteuerfapitals..< 
a. für die Provinzen: Oberheſſen und, ‚Stan 
kenburg 3 Hl., 
,.b. für die Provinz "Rheinheifen. 11 u; NT 
Ä 2) an Zuſchüſſen zur Hälfte, aus der — 
ſtaatskaffe und zur anderen Hälfte aus der Staals⸗ 
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ſchuldentilgungskaſſe zur Verzinfung und Tilgung und 
auch — 2 der einzelnen Provinzen unter ſich: 
die mit Zugrundlegung eines Ausſchlags von 2hl. 
auf den Gulden Normalſteuerkapital ſich ergebenden 
Deträge für jede Provinz; nad) Maßgabe des Nor⸗ 
maffteuerfapitals derfelben. 
‘IY Die Steuergusſchläge unter IL. 1. be 
x en jährlich nach Abzug ‚der Erhebungöfoften und 
— im Durchſchnitt 
a. für Starfenburg - . . 3.* J 57,000 f. 
®» für Dberheifen .’ . :. 55,500 fl. 
ec. für Rheinhejjen . "30,000 ff: 
y Die Zuſchüſſe unter in 2 betragen jahrlich 
im Durchſchnitt 9. | 


1:2. für Startenburg EEE, 38,000 # 
t * fr Oberheſſen . 37606 fl. 
»e. für Rbeinhefſen . 404000: fl.“ 


5) Bleiben die Steuerausihläge und Zus: 
fch ü fe, wie te jetzt And, beſtehen, ſe find zur. Ver— 
zinſung und: Tilgung der Schulden ber vorhanden: 
a fir Starkenburg . 95,060 
b. fir Oberheffen . KR 92,500 f. 
und es bleiben zut Copitaltilgung in den — Xahren 
‚pie — — abzůglich ke Zinfen 


Aca: 
17 ‚für Obere fen abriglic 63,226 fl. ‚I 
2 Binfen citea fl. 
md es Föntten die Schulden det’ Provinz Statfen- 
| En in‘ 18 bis 19 Jahren und die der Provinz 
Ob erheffen in 32vbis 33 Jahren’ —— ſein. 
8 6) Fallen die Zuſchüfſe inter 2. weg, fo 

reducitt fig der Fond für hi und — 

> für Starkenburg aut, Fe 57;000 
für Oberhejfen auf Aura 55,000 fl. 
* und es bleibt — für die —** Star: 
enburg nach Abzug der’ 44,456 fl.-Zinfen. für die 
Srerften Jahre mur ‚circa 12,000 fl. jährlich zur Capital⸗ 
litgung. Für Oberhef fen dagegen ‚' für welches ein 
Binfenbedürfnig von jährlich 63,226 fl. beſteht, reicht 
ad "der Steuerausſchlag von'55; 500° ft. nicht einmal zur 
Zinjen ablung bin, und es entbehrt — rites jähr⸗ 

eng) onds Hierfür von? eired 7,7 
LT) Werden Dagegen’ bie —449 fe ninter H. 2, 
mau die Hälfte etwa, den Uhlewelchen die 
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Stagtsſchuldentilgungskaſſe leiſtet, xeducirt, jo. bleiben 


Fr an: Fonds zur Tilgung der Zinſen und Capital 


hinausge 
Unter Mittheilung der vorftehenden , Notizen erbat fih 


für-Starfenburg ... «7 “ 76,000 fi. 


und daher nad Abzug Se Binfen- Air, 


Capitaltilgung 31,000 fl. jährlich: 
für Oberbefjen . "74,000 fl. 
und daher nad) Abzug der Binfen: für, Enyitaltilgung 


= jährlich eirca 11,000 fli, wodurch matürlich die Capi⸗ 


taltilgung auf sehr fange Sabre: für beide Provinzen 
nen würde.” 


Referent ‚von dem Herru Präſidenten des Miniſteriums der 
Finanzen ‚eine, Eröffnung - feiner Anſicht, welche Aenderung 
wegen der Zuſchüſſe für Verzinfung und: Tilgung. der Pro: 
vinzinfftraßenbaufchulden er nach jenem Stand gegenwärtig 
für Die, preignetfte halte, und es wurde darauf von dem 
Her Präftdenten des Sinaugminifterums ihm. folgende 
Autmwort zu Zhellm’sı- 

0, In den wir mitgetheiften: Notizen, ‚über den Stand 


x h 


Hit 
| auf das ganze Ja 


4— 


f 
! 


‚der, Provinzialftraßenbaufchulden und; die- Fonds zur 
Werzinſung und Zilgung derſelben ift sniglie der 
Schulden der Provinzen Starfenburg und berheſſen 
der nn zu Ende 1856 angegeben... 
Da aber das —X— vom 4. Oktober 1854 
r 1857 ausgedehnt worden ift, jo 
wird in dem laufenden Sabre, noch ‚Der jeitherige Zu- 
ſtand hinfichtlich der Verzinfung und Tilgung der 
» eAroeinlalftsaBenbe uf Die fortbeſtehen und die; hier: 
zu feither- von der Großherzogl, Hauptſtaatskaſſe und 
der; Großherzoglichen ; Staatsſchulden⸗Tilgungð⸗Kaſſe 
geleiſteten Zuſuͤſſe auch für dieſes Jahr noch geleiſtet 


werden. Nach „den, hierdurch eintretenden Verände— 


rungen der. Provinzigiſtraßenbauſchulden, werden ſich 
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diefe am Schluſſe des Sabre 1857 voraugfichtlich 

Nie 

1). für die Provinz Starkenbung auf einen Capi⸗ 
alſtund von etwa 4,195 fl. — einem Binſenbe—⸗ 
dürfniß ‚von etwa ‚2, 560 or ro 
: 2) für bie Provinz Oberkefl * auf einen apital⸗ 
ftand von etwa ;4,718,000 fl. mit ‚einem: Mut 
dürfniß von etwa 62, 450 Al on 

Da num ‚der jährliche, Ausihlag bon, 3. Hellern und 
ein, Zufchuß „von 1 Heller. für. den ‚Gulden Normal: 


F fienerausichlag, für; die, Provinz Starkenburg -; cine 
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Nettoſumme von  eirca 76,000 fl. und für Oberheſſen 
eine ſolche von etwa ı 74,000. fl. ergeben, jo ftellt fidy- 
heraus, daß die Verwendung: der jeitherigen Summe‘ 
zur Berzinfung und. Tilgung der Provinzialftraßen: 
bauſchulden für beide, Provinzen’ nicht. mehr ganz. ers: 
forderlich iſt. Denn audy bei einem Zuſchuß von 
‚nur einem Heller: bfeibt für die ze Starfen- 
burg ſchon für das erfte Jahr ein — von 
über 383,000 fl. (nahe an 3:p&t.) und für Oberhefien 
;.; Immer: noch ein. ſolcher von mehr als: 11,800, fl: (mehr: 
vr a8 *PCt.), was genügend jein wird.. 
Unter diefen. Umftänden fcheint es mir das Zweck— 

- mäßigſte zu fein, daß in den Provinzen Starfenburg 
und Oberheſſen die feitherigen Ausſchläge von 8 Hellern 
zut Verzinſung und Tilgung der Provinzialſtraßen- 
bauſchulden fortdauern und daß ferner für beide Bro 
vinzen der Betrag eines Netto⸗Ansſchlags voii 1 Hel⸗ 
ler aus der Staatsſchulden⸗Tilgungska e wie ſeither 


zugeſchofſen wird; | 
Nah den depfalls früher. aufgeftellten Berechnun⸗ 
‚gen tft Die Stantfhulden-Tilgungäfoffe vollfommen 
‚um Stande, einen ſolchen Zuſchuß, ohne Gefährdung 
ihrer übrigen BVerbiublichkerten, zu letften. 
‚Für, die ‚Provinz Rheinheſſen würde dann, da; für; 
fie bereitö ein betrachtlicher, Ueberſchuß vorhanden iſt, 
der jeitherige Ausſchlag von; 13 Heller von 1858 an; 
ausfallen können, zux,, Gteicftellung ‚diejen, Provinz, 
mit Deu. beiden anderen : wiirde, es aber erforderlich, 
‚fein, DaB, ,aud für fie aus der Stagtsſchulden-Til- 
gungskaſſe feruer ber. Nettobetrag eines Steuergus 
u. land Yon 1 Heller. onf Rei Gulden, gezahlt: würde, ; 
 GRRSÄNER ‚Daum, zu ‚Brovinzialgweden verwendet per, 
ON > un see: sin lat nal ,n 
2m De in.dem Hauptvoranſchlag der -Stantsausg 
1, Dem unter der Hauptabtbeilung. XI. 9.6. vorger: 
ni Fehene ⸗ Ausgabe an Zuſchuß der Hauptſtaatskaſſe gie 
—— und Tilgung. der Provinzialftraßenbaus 
ſchulden von jährlich 58,261 fi würde dann von 1858 
nzan ganz wegfallen können, und alſo für das Budget 
111 von 487 nur, noch mitız oder 19,4204 fl. zu ver: 
17} ————— würde in dem $;;41 des Entwurfs 
des Finanzgefetzes Die entſprechende Arnderung vors 


> u . N er 
un nn. 4— 895 pin 
e\ f: u 


13 
"ge 
| 
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Miückſichtlich der —— east in kann es nach der 
Anſicht des erſten Ausſchuſſes bei der vorliegenden Tilgung 
der Provinzialſtraßenbauſchulden derſelben inſoweit keinen 
Anſtand haben, daß’ der ſeitherige Ausſchlag won 11 Hel- 
ler nufo den Gulden Normalſteuercapital won 1868 an aus- 
falle; Haben’ in weiteren’ auch glaubte der erfte Ausschuß 
ſich mit der Anſicht des Herrn Präfidenten des’ Finanzmi— 
niſteriums dahin einverſtanden erklären zu ſollen, daß vor— 
läufig einmal für die Finanzperibde ‚fir Di nat joll 
nach) neuerer Eröffnung des Here Prüfidenten des Finanz- 
miniftertums zu einer 'thunlichen Abänderung Ausſicht vor: 
bauden fein) fortdauernd der jeitherige Zuſchuß von 1 Heller 
auf den Gulden Normalſteuercqpital im Nettoausſchlage, 

aus, der Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe geleiſtet werde 
Wie angegeben, befinden ſich die Mittel zu einer fol: 
chen Leiſtung in der Staatsſchuldentilgungskaſſe, und die— 
ſelbe darf, fuͤr dieſe Leiſtung deßhalb jetzt am geeignetſten 
angeſprochen bleiben, da für die gegenwärtige Finanzperiode 
eine bedeutende Erhöhung der directen Steuern im Allge— 
meinen. ohnehin. in Ausſicht ſteht, und dazu für, die Pro— 
vinzen Starfenburg und Oberheſſen eine, weitere: Erhöhung 
zum. Zwecke der Tilgung ‚ihrer Provinzialftraßenbaufchulden 
zu Schlagen fid nicht, wohl eignen kann, dieſe weitere Er- 
böhung aber ohne, die fernere Zu chußleiſtung der Staats⸗ 
ſchuldentilgungskaſſe nicht ſich würde aimgehen laſſen, wenn 
für die Provinz Starkenburg eine erheblichere fernere Ab— 
führung ihrer — —— ſtattfinden und 
für die‘ Provinz Obetheſſen nur irgend ein’ Betrag zur 
Capitaltilgung aufkommen, ia nur das jährliche Zinſenbe⸗ 
dürfniß dieſer Provinz vollftändtg —— ſoll Der 
Züſchuß, der dann aus der Staatsichufdentilgungsfafle zu 
einer Gleichhaltung der Provinz Rheinhefjen’audy für diefe 
Provinz, wie Für die beiden andern, nod) fortwährend zu 
erheben ftehen fol, fann übrigens nach Anſicht des Aus- 
ſchuſſes/ zu Provinzialzwecken diefer Provinz, indem für 
dieſelbe Feine Provinzialvertretung beſteht, nur mit weiterer 
Billigung der Landſtände im Allgemeinen zut Verwendung 

kommenbo iii UOTE 7 RRRRES IA BT 

Der Ausſchuß beantragt auf dieſes; 07 We 
Andie Kantmer’ wolle‘ die zur Verzinſung und. Tilgung 
der Provinzialſtraßenbauſchulden zit dem Budget für 
1 2857/57 Aus "der Hauptſtaatskaſſe angeſprochenen 
” 58,2614 fl für das Jahr 1857, 0der in der Berech⸗ 
nung des Staatöbndgets zu ’/; mit 19420 fl. be- 
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willigen, und im Weiteren bejchließen, daß für die 
Provinz Rheinheffen der nach dem Geſetz vom 3. Df- 
tober 1845, die Verzinfung und allmäblige Tilgung 
der Provinzialftraßenbaufchulden betreffend, forters 
bobene Steuerausfchlag von 14 Heller auf den Gul- 
den Normalfteuerfapital von Anfang des Jahres 1858 
an aufhöre, und die Staatsſchuldentilgungskaſſe den 
se wegen der Provinzialftraßenbaufhulden der 
rei Provinzen geleifteten Zuſchuß im Nettobetrag 
eines Ausichlagd von einem Heller auf den Gulden 
Rormalfteuerfapital für die ganze Finanzperiode von 
1857/59 fortzuleiften babe, der Antheil aus Diefer 
Zeiftung für die Provinz Rheinheſſen aber zu heſon— 
deren Sweden derjelben erft auf einen deßfallfigen 
bejonderen Antrag oder auf weitere Vorlage der Re— 
gierung unter Zuftimmung der Stände zu verwen: 
den ftehe. 

Mit dem vorftehenden Antrag bat der Ausſchuß der 
erften Kammer ſich einverſtanden erklärt; nur wünfchte ein 
Mitglied die Entjcheidung der — ob der Steueraus— 
ſchlag von 13 Hellern von Anfang des Jahres 1858 an 
in Rheinheſſen aufhören fol, vorläuftg nody ausgejegt oder 
dem Ermeſſen der Staatsregierung anhetingegeben, indem 
nah den vielen Straßenanträgen für Rheinheffen, oder 
fonftmöglich dortige Bedürfuiſſe ein ferneres Fortbeftehen 
noch wünſchenswerth machen könnten, und das Fortbeftehen, 
da man an den Steuerzufchlag von 14 Hellern gewöhnt 
jet, wenig gefühlt werde, während dem, ſei der Zufchlag 
ae aufgegeben, eine Wiedereinführung minder zufagen 

ürfe. 
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Beilage Nr. 248 | 
zum 40. Prototoll vom⸗ 27. October 1897. 


Bericht des dritten Ausſchuſſes, ee 
die Beſchwerdevorſtellung des Meier Carle“ zu 
Heufenftamm, im Kreife Offenbach, wegen Ber: 

weigerung des Heirathsconſenſes betr. ;- 

erftattet von dem Abgeorpneten Calmberg. 


Meier Carle von Heuſenſtamm hat fih in feiner Be— 
Ihwerdevorftellung vom 20. Mai I. 3. an dieſe verehrliche 
Kammer mil’ der Birte- gewendet: ° * 5 Ei 

- „diefelbe wolle fidy bet Einer Großh. Staatsregierun 

hochgeneigteſt dafür verwenden, daß dem’ Bittftell 

jeine eheliche, und wenn dieß als eine Voraus— 
ſezung hierfür angeſehen werden ſollte, auch ſeine 
ortsbürgerliche Niederlaſſung zu Heuſenſtamm ge: 
ſſtattet werde." FRE Be eur © | 

Ruckſtchtlich der perfönlichen Verhältniſſe des Beſchwer—⸗ 
deführers exgibt ſich aus ſeiner Vorſtellung, ſowie aus den 
von dem Großh. Miniſterium des Innern erbetenen Mit— 
theilungen im Weſentlichen das Folgende: 

Meier Carle, angeblih 29 Jahre alt, iſt der ledige 
Sohn und das bekannte einzige Kind des 75 —76 Jahre 
alten Levi oder Louis Earle ſu Heuſenſtamm im Kreife 
Offenbach. Letzterer, alfo der Water des Petenten, will 
der Sohn eines aus Polen oder Ungarn ſtammenden iſraeli— 
tiſchen Religionslehrers Namens Joſua, im feiner Jugend 
zuerſt mit dieſem und noch erfolgter Trenming von demſelben 
mit Fremden Leuten auf dem Handel berumgezogen fein; 
fpäter will“ er. ſolchen auf eigne Rechnung “getrieben, -fich 
mit feiner jegigen Frau Sara, zu Frankfurt a. M., indem 
ein herumreiſender Rabbiner - die Trauung vollzogen, ver: 
ehelicht und mit Diefer den nunmehrigen, auf’ einer Neffe 
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von Rotterdam nah Kopenhagen geborenen Beſchwerdeführer 

ga t haben; Herkunft und Familiennamen feiner — des 
evi Carle rau ſoll unbekannt und nur jo viel gewiß fein, 
daß fie die umeheliche Tochter irgend eines Iſraeliten ift. 

Die von Großh. Regierung angeftellten Nachforſchungen 
jollen fein befriedigendes Rejultat geriet und nur fo viel 
ergeben haben, daß fich die Familie Carle ſchon feit 20 
bis 30 Jahren, mit längerer oder fürzerer Unterbrechung, 
zu Heujenflamm aufgehalten, babe, ohne daß über deren 
Herkunft irgend etwas bekannt geworden wäre; daß fich 
jedod Levi Carle bei andern Perſonen als einen geborenen 
Polen bezeichnet und daß ers fi früher im Beflge von vers 
fchiedenen franzöfiſchen Gejandtichaften ausgeftellter Päſſe 
befunden . habe, in welchen Suargemünd ald Heimathsort 
angegeben gemwejen fei, wo fi aber Garle jelbft niemals 

befunden baben will, 
| Der Petent führt zur Begründung feiner Beſchwerde na: 
mentlih an: Im Sommer 1853 habe ein von feinem Vater 
2. Carle bei Großh. Minifterium des Innern überreichtes 
Gefuh um — des Indigenats und Anweiſung eines 
Heimathsortes Veranlaſſung gegeben, den Heimathöverhält- 
niljen der Familie Carle und der Berechtigung ihres Auf: 
enthalts zu Heufenftamm näher nachzuforichen, jedoch ohne 
Erfolg, weßhalb am 21. November. und 16. December 
jenes Jahres Refolution dahin ergangen: 

conf. Anlage der Beichwerdevorftellung. 
daß die Familie Carle jo lange in Heufenftamm zu dulden 
fei, bis eine andere Heimath derjelben nachgewiejen werden 
könne; daß der Gemeinde Heufenftamm während dieſes Zeit 
raums die Verpflichtung obliege, dieſelbe in Notbfällen wie 
eine Ortsangehörige j unterftüßen, ihr auch die zur Be— 
treibung ihres Handels auf benachbarten Märkten erforder: 
lichen Zegitimatienspapiere auszuftellen ſeien. 

Aus diefen Verfügungen des Miuifterums folgert nun 
der Bejchwerdeführer, daß wenn ihm und feinen Eltern der 
Aufenthalt in Heufenftamm injolange Bra fein jolle, 
bis fi eine andere Heimath für fie Habe auffinden laſſen, 
Diefer Ort auch fein rechtliches Domicil, ald jeine wenn 
auch nur bedingungsweile geftattete Heimath anzufehen und 
" behandeln jei, daß er alfo an diefem Drt nicht nur das 

echt babe, Luft und Sonne zu genießen, jondern aud) 
alle Handlungen vorzunehmen, die das Geſetz geftatte, aljo 
auch zu heiratben; daß es deßhalb I nur darauf 
anfommen könne, ob der Drtsvorftand zu Heufenftamm nad 
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den die Heirathsbefugniß beichränfenden Beflimmungen des 
Gefeges von 6. Juli 1847 zu einem Widerfprud) gegen 
das Heirathsgeſuch des Querulanten berechtigt fei. Hier— 
nad) habe er den ihm von Großh. Minifterium vorgezeich- 
neten Weg betreten und um Reception als Ortsbürger in 
Heufenffamm nachgeſucht; allein auch diefes Geſuch fei in 
allen Inſtanzen abgewiefen worden, weßhalb ihm nunmehr 
fein anderer Weg noch übrig bleibe, als die Vermittelung 
der Landſtände in Anfpruch zu nehmen, wobei e8 ihm zu: 
nächft lediglich darum zu thun fei, die Unterſtützung der 
hohen Kammer für die Verwirklichung feines Heiraths- 
un und feines ehelichen Niederlaffung in Heuſen— 
amm in Anfpruch zu nehmen, weil Damit alle feine 
Wünſche befriedigt wären. Wenn aber Diefelbe der Anficht 
fein ſollte, Daß ſich folches nicht ohne gleichzeitige orts— 
bürgerliche Niederlaffung erreichen laſſe, jo erlaube er 
fi auch wegen Willfahrung feines obenerwähnten Recep- 
fionsgefuches die Verwendung hoher Kammer in Anfpruch 
J nehmen. Der Beichwerdeführer glaubt, ein Heimathloſer 
önne nicht ein Ausländer genannt werden und die Refolu: 
tion vom 16. December 1853 geftatte dem Levi Garle und 
feiner Familie nicht bloß al8 tolerirten Ausländern einen 
Aufenthalt, Jondern habe dieſer Familie, als einer heimath— 
föfen, bis auf weiteres die Gemeinde Heujenftamm als 
Heimathsort angewieſen, und indem fie dieſes gethan, jei 
fie einer Praxis gefolgt, die fih bei der jehon vielfach von 
den Ständen ausgeſprochenen Mangelbaftigfeit unferer Ge: 
jebgebung über Heimathsrecht jchon vor dem Vertrag der 
in Gotha am 15. Juli 1851 contrahirt babenden Staaten 
gebildet gehabt habe. Auf dem Landtag von 1844 habe 
der Großh. Regierungscommifjär in Diejer zweiten Kummer 
bei der Discuffion über eine Bejchwerde der Gemeinde 
Mümling-Grumbach wegen Zuweilung eines ihr angeblich 
nicht Zugebörigen dieſe Praxis näher fixiert und erklärt: 

den Heimathloſen werde die Heimath angewiejen: 
a. an demjenigen Ort, an welchem ſie längere Zeit ihren 

Aufenthalt gehabt hätten, 
b. an dem Ort der Geburt ac. 
conf. Protofolle zweiter Kammer 1844 Band X. 
Brot. 156 pag. 4. 

Seinem Heiraths A babe die Gemeinde Heuſen— 
ftamm den ebenfo unbefugten als grundflofen Einwand ent: 
gegengeftellt, daß er feiner Milttärpflicht noch nicht Genüge 
geleiftet Habe, ein Einwand, der ihn, den Petenten, als 
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einen, Ortsangehörigen anerfenne, und ferner, daß er eine‘ 
Familie. zu ernähren nicht im Stande jei. , Bezüglich des 
legteren Einmandes führt derjelbe an, Daß er. ein Hauſir— 
geſchäft mit wollenen und baumwollenen Waaren betreibe, 
welches. ihn und feine Familie feit,30 Jahren redlich und 
ausreichend ernährt habe, wie dem Gemeinderath, zu Heuſen⸗ 
ftamm wohl bekannt jei und durch das von demſelben am 
22. Juni 1853 jelbft aufgenommene und an das Kreisamt 
eingejandte Protofoll, ſowie durd) Zeugniffe von Kauf, und 
Geihäftsleuten beftätigt werde, in welch” leßteren: er. ein 
reeller und zuverläfliger Geſchäftsmann genanut, werde, 
Den. Nachweis eines beftimmten Vermögens habe Die Ge— 
meinde Heufenftanım bis jet noch gar nicht verlangt,. ob— 
wohl er fich fchon öfters dazu erboten hätte, ES 
Im Wefentlihen ftimmt. das Großherzogliche Miniftes 
rium mit den factifchen Angaben des Beichwerdeführers 
überein, bemerkt jedoch noch Folgendes: m — 
„Der Aufenthalt der Familie Carle zu Heuſenſtamm 
blieb nicht gänzlich unangefochten. Im Jahr 1846 
wurde fie von Heuſenſtamm weggewieſen, noch ſpäter 
wurde wiederholt auf Beibringung genügender Legi— 
timationen gedrungen und in den erwähnten Reiſe— 
päſſen deßfalls das Erforderliche bemerkt, auch wur 
den mehrere Perſonen wegen. unerlaubten Beherber⸗ 
end der Familie, Carle beſtraft. Die Familie Carle 
ehrte aber immer wieder nad) Heuſenſtamm zurück 2cı 
Wenn nun biernach auch über die Heimath diefer 
Familie jeither nichts Näheres ermittelt werden kounte, 
jo gebt dod ‚jo viel aus-den Nachforſchungen und 
‚ ben, eignen Angaben. des. % Barle, hervor, daß bie 
Glieder der Familie Carle feinenfalld Inländer find; 
Die Erzählung «der. alten Carle'ſchen Eheleute: über 
ihre Herkunft, ihre angebliche Vereheltchung und. ihre 
früheren Verhältniſſe tragen fo. viele Spuren der Un— 
wahrjcheinlichkeit an fih, daß .man- den Verdacht ihrer 
Uumahrbeit nicht unterdrücen- kann, daß man zu der 
Vermuthung kommt, fie. verheimlichen Thattadıen, 
welche Aufklärung über ihre wirkliche Heimath geben 
fönnten. Es kann daher jeden. Augenblid eine Ver— 
anlafjung eintreten, die Unterfuchung über die Hei— 
mathsverhältniſſe dieſer Familie fortzuſetzen. 
Bei dieſer Sachlage kann die Familie Carle Feinen- 
falls Heimathsrechte im. Großherzogthnm, insbeſon⸗ 
dere zu; Heuſenſtamm beanſpruchen und es konnte ſich 
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das -Minifterium auch bei dem vorliegenden Wider: 
ſpruche des Gemeinderaths, nicht veranlaßt ſehen, auf 
Ertheilung des Indigenats an dieſe Familie anzutragen, 
da.von einem, Bortheile, welcher der Gemeinde durch 
: Aufnahme diefer Familie, die nad) ihrer eigenen An— 
abe jo gut wie fein Vermögen befigt und ſich haupt— 
hlic durch Haufirhandel im Auslande ernährt, er— 
wachjen würde, die Rede nicht fein kann 20.” 
„Das Minifterium founte und wollte feines» 
wegs die Glieder der Familie. Carle als Inländer 
- anerfennen ‚oder ihre Heimathsberechtigung zu Heu: 
ſenſtamm definitiv ausſprechen, ſondern es wollte ih: 
nen nur-den ferneren Aufenthalt in Heuſenſtamm ge— 
ſtatten, ihnen die Mittel zur ferneren Betreibung ihres 
Handels gewähren. und Die Werbindlichfeit der Ge— 
meinde Heufenftamm ausiprechen,. die Familie Carle 
im Nothfällen zu unterſtützen. — Alle, Ausführungen 
in der. Beſchwerdevorſtellung, wodurch ——— 
werden ſoll, daß der Familie Carle durch den erwähn— 
ten Miniſterial Erlaß Heimathsrechte in Heuſenſtamm 
zuerkaunt werden „jeien, müſſen daher als gänzlich un— 
ei Fearindet „bezeichnet werden 26.” , 2. 5: 
Großherzogliches Miniftertum bemerkt jodann weiter, 
Daß der gegenwärtige Beſchwerdeführer, Meier Caxle, im 
Jahre 1855: auf, eine; überreichte Vorſtellung, worin er ſich 
wegen des von dem Gemeinderathe. zu Heuſenſtamm gegem 
eine Bereheligung mit Guliotte Grünftein von Gau: Bidelz; 
heim. eingelegten. Widerſpruchs heſchwert habe und ebenſo, 
auf ein Geſuch um ortsbürgerliche Aufnahme zu Heuſen— 
ſtamm abichlägig beſchieden werden ſei und: führt zur nähe— 
ren Motivirung dieſer Beſcheidung Folgendes au:; — 
„Nach den oben gemachten Ausführungen kann Pe, 
tent, wenn er auch. einſtweilen in Heuſenſtamm geduls- 
det werden muß, doc. nicht ala Inländer angeſehen 
werden, weder ‚durch, Geburt, noch dur er 
bat er das Inländerrecht erworben. Eine Gemeinde, 
in welcher Petent aufgenommen zu ſein Age kann 
daher verlangen, daß bei demſelben ‚alle, für einen 
Ausländer im Art, 51 der. Gemeinde-Oxdnung vor— 
geichriebenen Erforderniſſe vorhanden find, fan. na: 
mentlich beanspruchen, daß die Aufnahme, des Beten: 
„ten der Gemeinde Vortheil bringe. Wollte man.aber 
auch annehmen, der Bittſteller müſſe in gewifien, Sinne 
‚als Inländer betrachtet werden, ſo fönute,; ex doch 
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feinenfall® das Ortsbürgerrecht in’ Heuſenſtamm ver: 
möge der Geburt in Anſpruch nehmen, da fein noch 
lebender Vater dort fein Bürger iſt. Bei dem vor: 
liegenden Widerfpruche des Gemeinderatbs müßte cr 
abe in Gemäßheit des Art. 46 der Gemeinde-Ord— 
nung fich jedenfall® zuvor über den Befitz des erfor: 
derlihen Inferendums und feine Ernährungsfähigfeit 
ausmeijen.” 

x. „Schließlich kann man nicht unerwähnt lafjen, 
wie die Genehmigung zur Verehelichung des Petenten 
auch um deßwillen bedenklich erfcheint, weil ſolche nach 
den Beftimmungen des am 15. Juli 1851 zwiſchen 
den Regierungen mehrerer deutſchen Staaten wegen 
gegenfeittger Verpflichtung zur Uebernahme der Aus- 
umweifenden zu Gotha een Vertrags bei 
— der Heimath der Familie Carle leicht 
präjudicirlich für den dieſſeitigen Staat werden konnte.“ 

Aus dem Vorgetragenen erhellt, daß über zwei Fragen: 

1) ob der — Meier Carle als Inländer 

zu betrachten und 

2) ob die von demſelben erhobene Beſchwerde für be— 

ründet zu erachten und El Fe feinem Ans 

uchen zu entſprechen ſei oder nicht — Beichluß zu 
faffen i. — 

Was die erſte Frage betrifft, ſo iſt conſtatirt, daß Levi 
Carle — der Vater des Petenten — mit ſeiner Familie 
ſeit 20 — 30 Jahren ee auch feit den legten 10 Jahren 
pie a einen Wohnfig zu Heufenftanm ‘ge: 

abt hat. | 

Der Art. 13 unſerer Verfaffungsurfunde beftimmt nun 
zwar die Fälle, in welden das Hecht des Inländers er: 
worben werden fol; allein darüber fehlen. uns: gejeßliche 
Beftimmungen, ob ein Heimathlofer durch einen langjährt- 
gen Aufenthalt in dem Inlande das Indigenat erwerben 
önne oder nicht. Nach einer firengen Interpretation jence 
Artifeld würde dies zu verneinen fein, gerade, weil un: 
ſeres Falles dort feiner Erwähnung gefälieht; indefjen alle 
Billigfeit jpriht gegen eine VBerneinung und der dritte Aus: 
ſchuß hat ſich wenigſtens für den concreten Fall einftimmig 
zu der entgegengefeßten Anficht bekannt; er iſt der Auficht, 
Daß wenn ein Heimathlofer viele Jahre in concreto 20 -3830 
Jahre mn in dem Inlande gemohnt babe und namentlich) 
an einem beftimmten Orte fo lange Zeit hindurch als Ein- 
wohner tolerirt worden fei, es mindeftens Bart und us 
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billig fein würde, ihm nicht die Rechte eines Inländers zu- 
geftehen zu wollen. Der zweifelhafte, ſchwebende Zuftand 
eines Heimathlofen muß doch endlich ein Ende nehmen, dieß 
noch mehr, wenn derjelbe während einer jo langen Reihe von 
Jahren auch den Pflichten eines Inländers Genüge gethan 
bat, wovon das Gegentheil in dem vorliegenden Falle nicht 
behauptet worden tft. Auch Hat in der That in der 
156. Situng der Landftände des Landtags von 1844/47 
der damalige Herr Regierungs-Commiſſär die Anficht in 
der zweiten Kammer ausgeſprochen, daß den Heimathlojen 
eine Heimath angewiefen würde: an demjenigen Ort, an 
welchem fie längere Zeit ihren Aufenthalt gehabt hätten 
oder geduldet worden jeien. 

Was dagegen die zweite Frage anbelangt, jo ift der 
dritte Ausschuß mit Berückſichtigung, daß die — 
insbeſondere die ortsbürgerlichen Verhältniſſe des Beſchwer— 
deführers allerdings noch nicht für geregelt erachtet werden 
können und daß derſelbe vorerſt den Vorſchriften des Ar— 
tikels 46 der Gemeinde-Ordnung zu — babe, eben- 
falls einftimmig der Anficht, daß diefelbe zu verneinen, Die 
erhobene Beſchwerde demgemäß in dieſer Hinficht noch zur 
Zeit ald begründet nicht anzujehen jet. 

Ihr dritter Ausſchuß trägt hiernach darauf an: 

dem Gefuhe des Beſchwerdeführes zwar noch zur 

eit nicht zu entjprechen, jedoch die —— 
iche Staatsregierung zu erſuchen, das Indigenat 44 
jelben fünftighin nicht weiter beanftanden zu wollen. 
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Beilage N 49 
zum. 40. Protokoll vom 27. October 1857. 


Bericht des dritten. Ausfchuffes i 
über die Beſchwerde des F. Köpplinger von Stod: 
ſtadt wegen ungefeßlicher Beförderung von Aug- 
wanderern; ER e 

erftattet von dem Abgeordneten Dörr. 


4 J ‘ r ——— P , 9“ 





Der Inhalt der im rubricirtem Betreff: eingereichten 
Borftellung ift im: Wefentlicyen. folgender: BD 
Im Jahr 1854 jollen gegen zwanzig Familien von Stod- 
ftadt auf Koften der: Gemeinde nady Amerika‘ befördert und 
jur Dedung der. Koften: die. Allmenden derfelben von. der 
emeinde in Beſih genommen und verpachtet worden fein. 
Da aber dieje Auswanderer ihre. Gläubiger. nicht zu 
befriedigen im Stunde geweſen ſeien und deßfallſige mit 
dieſen unter Beiziehung des Kreisraths “und Landrichters 
gepflogene Vergleichsverhandlungen keinen Erfolg gehabt 
hätten, ſo habe der Bürgermeiſter in Stockſtadt ſolche ohne 
die nöthige Entlaſſung, beimlid) ; — ‚einen ſogar in 
einer: Kiſte verſteckt, — auf ‚das Dampfboot nad) Gerns— 
beim befördert. Unterwegs ſei jedoch ein Theil dieſer Aus: 
wanderer wegen. mangeluder Legitimation. arretirt und: zu- 
rückgebracht, hierauf aber jemand ausfindig gemacht worden, 
der ſich werpflichtet. habe, 4 der. fraglichen Forderimgen zu 
tilgen, ohne, Daß jedoch hierzu die Genehmigung der Gläu— 
biger ‚eingeholt worden. wäre. u hist zer 
Dieſes ſei nur geichehen, um dem Großberzoglichen 
Kreisrath deren Befriedigung: nachweiſen zu’ können und dA 
bierin für Die Gläubiger, welche fic auf dieſes Arrangement 
nicht eingelaffen hätten, keine Verbindlichkeit gelegen habe, 
fo ſeien auch; dieſe, infoferne fie: feine großen Summen. zu 
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fordern gehabt Hätten, längſt — von wem erhellt nicht, 
wahrjheinlih von der Gemeinde Stodftadtt — bezahlt 
worden, während ihm, dem Bejchwerdeführer, auf den ftets 
unwahren Bericht des Bürgermeifters bin, fein Schuldner 
Karl Engel ſei durchgegangen, mitbin auf Koften- der Ge— 
meinde nicht, „befördert ‚ worden, Ponigri feiten gemacht 
würden, weil feine Forderung Line des bedeutendften und 
der — gen jet, die Differenz von 663 pE&t. 
aus ſeiner Taſche zu bez, Pan, RE 
‘Sein Lie: jet, mie Dita — erwieſen werden 
fönne, auf Koften der Gemeinde befördert und darum auch 
defien Allmend ange vor deſſen Beförderung sin Beflg ge 
nommen und verpachtet wotden. 6— 

Alles dieſes ſei nun ſeiner Zeit Großherzo — Mini 
ſterium des Innern zur Anzeige gebracht ie aflefbe ge⸗ 
zieniend erfucht worden, die Vernehmung det Zkugen ver- 
anlafjen zu wollen, was aber Kühe aka wid 

Außerdem habe aber dafjelbe gegen die in der Bejchwerde 
enannten Perjonen wegen ungejeglicher Beförderung ber 
Auswanderer mit Strafe einjchreiten müljen. 

Schließlich bittet der Beſchwerdeführer bei’ Großherzog: 
lihem Miniftertunn des, Innern zu vermitteln, daßs.> "2 - 
a erbezüglidy Feiner a an Karl Engel von der 
1 Gemeinde: Stoditadt: befriedigt’ werde, aber auch 
bi: die hier in Frage: kommenden-Beamten zc. ' wegen 

'.. :ungefeglicher —— Auswanderer zur Ver⸗ 
anfwortung gezogen würden. su. u 
Der Bexrichtserſtatter hat! ‚auf. ſeine deßfallfige Vorlage 
an Großhetzogliches Miniſterium des Innern dahin Aus⸗ 
kunft erhalten, daß ſich der! Beſchwerdeführer mit; feiner 
Beſchwerde noch nicht an die zuſtaͤndigen Staatsbehörden 
gewendet habe, daß aber Andreas Geipert von Biebesheim, 
deſſen Forderung: der Beſchwerdeführer übernommen haben 
wolle, wegen Geltendmachung ſeiner Forderung an die 
Gemeinde auf den Rechtsweg verwieſen und bezuͤglich des 
in der: Vorſtellung berührten Verfahrens hinfichtlich der im 
Jahr 1854 erfolgten Auswanderung von’ Augehörigen det 
Gemeinde Stockſtadt jeiner Zeit das Verhälmiß . näher 
unterfuht und demgemäß längſt das Geeignete verfügt 
worden je. — Ä | = 
In der Befchwerdevorftellung ift weder behauptet, noch 
viel weniger nachgewieſen, daß ber Beſchwerdeführer Die 
— Wege, um Abhülfe bei den Staatsbehörden zu 
erlangen, eingeſchlagen hat, durch die von Großherzoglichem 
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Minifterium des Innern erhaltene Auskunft erfahren wir 
aber ausdrüdlih, Daß dieſes noch nicht gefchehen ift, weß⸗ 
halb noch zur Zeit die Competenz dieſer verehrlihen Kam⸗ 
ner nicht begründet erjcheint. 

Die Vorftellung leidet aber auch an materiellen Mängeln, 

Aus ihrem in mancher Hinficht dunkelen und vagen In— 
balt ift weder die Größe der in Rede ftehenden Forderung 
noch deren nähere Beichaffeuheit zu entnehmen und nur 
angegeben, daß der Bejchwerdeführer fie von einem ge— 
willen Geipert in Biebesheim übernommen haben will. 

Ein Grund, warum aber die Gemeinde Stodftadt ver: 
bindlicy fein foll, dieſelbe zu tilgen, fehlt gänzlich. 

Es jcheint, daß er einen ſolchen darin findet, daß fein 
angeblicher Schuldner auf Koften der Gemeinde nad) Amerika 
befdedent worden fei, oder, daß der Bürgermeifter in Stod- 
ftadt deſſen Befördernng dorthin mit Anwendung unerlaubter 
Mittel bewirkt habe. Weder das Eine noch das Andere 
fann aber einen Berpflichtungsgrund für die Gemeinde 
herbeiführen, und es könnte in leßterem Fall nur der Bür- 
germeifter tenent fein, was der Bejchwerdeführer auch jelbft 
recht gut fühlt, indem er, wie jchon oben bemerkt, jagt, 
der Bürpnermeifter mache ihm Schwierigkeiten, weil er ver: 
bunden jei, ihm die Differenz von 66% p&t. aus feiner 
Taſche zu bezahlen. | 

Lüge aber auch ein Verpflichtungsgrund für die Ge: 
meinde vor, jo dürfte die Verweiſung auf den Rechtsweg 
doc immer das Geeignete fein. 

Der andere Theil der Befchwerdenbitte, die fraglichen 
Beamten zur Verantwortung zu ziehen, erjcheint aber durch 
die Mittheilung Großherzoglichen Minifteriums des Innern 
erledigt, weßhalb der dritte Ausſchuß dieſer verehrlichen 
Kammer den Antrag ftellt: 

die Beſchwerde ald formell und materiell unbegründet 
abzuweijen. 
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Beilage Nr. 350 
zum 43. Protokoll vom 3. November 1857. 


Bericht des erften Ausfchuffes 
über den Antrag der Abgeorpneten Heumann und 
Werle auf Uebernahme. ver. hauffirten Wege, von 
‚der Darmſtadt Griesheimer Gemarkungsgrenze an, 
und Fortführung verfelben von Leeheim an das 
Dppenheimer Fahrt (Beil, Nr. 88); 

erftattet von dem Abgeordneten Hirſch. 


Die Heren Abgeordneten Heumann und Werle haben 
bei verehrliher Kammer den Antrag geftellt, daß die 
Straße von der Darmſtadt-Griesheimer Gemarfungsgrenze 
vom Staat übernommen und von Leeheim bis an Das 
Dppenheimer Fahrt fortgeführt werde. 

"Auf dem Landtage von 1851 wurde derjelbe Antrag, 
von den damaligen Heren Abgeordneten Freiheren von Starf 
und Dr. von Grolman geftelt; der Here Präfident des 
la tee bat an den damaligen Berichtserftatter, 

ern Abgeordneten Kraft, auf feine Anfrage vom 21. April 
1851, die Erwiederung gerichtet, daß es feinem Zweifel 
unterliege, daß eine Fortjegung der Bicinalmege, welche 
in der Richtung über Griesheim und Wolfskehlen nad 
Leeheim bereits beftehen, bis zu der, nad der Oppenheimer 
Ueberfahrt führenden Staatsftraße zur bequemeren Berbins . 
dung der biefigen Gegend mit den mittleren Theilen der 
Provinz Rheinhefien dienen würde und Daher an und für 
fi) ganz zwedmäßig erjcheine. Auch würde es für den 
Fall, daß die "Erbauung einer Straße von Leeheim nad) 
dem Rhein zu auf Staatsfoften beſchloſſen werden jollte, 
fih als angemefjen empfehlen und jelbit als VBorbedingung 
bierzu zu betrachten fein, daß jene beftehenden Bicinalmege 


\ 
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nach dem Antrag des Abgeordneten Herrn von Stark, für den 
Staat übernommen würden. Auch bat fi der Herr Mint: 
fterpräfident für die vorgefchlagene Richtung, als die zweck— 
mäßigſte ausgeſprochen, die Nothmwendigfeit dieſer Straße 
anerkannt, indeflen in Betracht gezogen, Daß bei der da— 
maligen Lage des Staatshanshalts- und weil bereits eine 
Straßenverbindung zwiſchen Hier und dem Rhein beftehe, 
folglih das Bedürfniß einer folhen weiteren allerdings 
fürzeren und dadurch bequemen Verbindung ſich keineswegs 
als ein Ddringendes darftellt; die Anficht Großberzoglicher 
Staatsregierung dahin gehe, daß dem vorliegenden Antrag. 
feine Folge gegeben werden dürfte. Ba: 
-» Der Bertchterftatter hat fih über den dermaligen Ans 
trag abermals an den Herrn Minifterpräfidenten gewendet, 
und um gefällige Mittheilung der nunmehrigen Anfichten 


Sroßherzogliher Staatsregierung gebeten, dieſe iſt ihm 


durch Schreiben vom 24. April laufenden Jahro geworden, 
und geht im Weſentlichen dahin, daß die von den Herrn 


Antragſtellern a ae Richtung Für die Fortjegung 


des bis Leeheim beftehenden Bicinalwegs fortwährend als 
die zwedmäßigfte betrachtet werden muß, indeffen würden 
fih nad einer neueren Beranfchlagung der Baubehörde, 
die Koften bei Annahme einer Kronenbreite von nur 26 Fuß 
und einer Fahrbahn von 18 Fuß auf’ 41,000 fl. belaufen. 
Eine ſolche Summe wird bei den jegigen Verhältniſſen, 
entfchieden ald Hinderungsgrund der Aufnahme eines 
Straßenprojects betrachtet werden müffen, welches zwar. im 
Allgemeinen nicht als unzweckmäßig erjcheine, jedoch als 
bejonders dringlich- nicht bezeichnet werden könne. Ä 

Nah dem Schreiben des Herrn Präfidenten des Finanze 
miniftertums ift die Zweckmäßigkeit diefer Straße anerkfannnt, 
nur ftehet deren Ausführung die gegenwärtige Finanzlage 
entgegen. 

Erwägt man aber, daß 

1) bereits eine Straße von Darmftadt über Griesheim, 
Wolfskehlen bis Leeheim befteht, welche eine Länge von 
4000 Klaftern bat, nämlich von der breiten Allee, bis 
wohin es Staatsftraße ift, die von den betreffenden Ge: 
meinden in der für Staatöftraßen erforderlichen Breite, er- 
baut wurde, und nur ein Neubau von legterem Orte bi 
an das Oppenheimer Fahrt von beiläuftg 14 Stunde 
nötbig iſt, | 
„ 2) der Weg von bier bis an befagte Stelle‘ 14 Sunde 
fürzer wird, wie über Großgerau; betrachtet man ferner 
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3) den lebhaften Verkehr dieſer Straße, welcher fi 
insbejondere durch den Transport der Steinfohlen vom 
Rheine nah Darmftadt und die Umgegend immer mehr 
entwicelt, indem der Altrhein bei Stoditadt und Erfelden 
fih von Jahr zu Jahr mehr verfandet, jo daß bald feine 
Schiffe mehr anlanden werden und dieß nur an dem Rhein: 
ufer hinter Leeheim, an dem Kammerhofe, wo fich ein 
Rheinausladeplag und von der Natur gebildeter Hafen- 
platz bereits gefhehen können, jo erjcheint 
diefe Straße als ein unbedingtes Bedürfniß, welche nicht 
allein im Intereſſe des Verkehrs, ſondern auch im Intereſſe 
des Staats liegt, da durch Erzielung höherer Erträge von 
3000 Morgen fiscaliſcher Wiefen sh dem Hahnenfand und 
Plattengut und den Waldungen auf dem Hahnenjand und 
der Knoblochsaue, den Bewohnern von Rheinheſſen Gelegen- 
beit gegeben wird, bei den Berfteigerungen der Gras- und 
Holznußgungen ſich zu betheiligen, was denſelben biöher oft 
gar nicht möglich war, indem wegen der jchlechten Wege 
der Transport fo erjchwert, ja zeitweiſe unmöglich war, daß 
eine Betheiligung unterlafien werden mußte, Weiter ift 
der Punkt noch im allgemeinen Intereſſe in Betracht zu 
ziehen, daß Rheinheſſen bedeutende DQuantitäten Zorf aus 
Diefer Provinz bezieht, und der Bezug noch viel bedeutender 
fein dürfte, wenn die jeßt beftehenden jchlechten Wege nicht 
bindernd entgegenflünden; es dürfte fonady nicht nur das 
Brüdengeld an dem Oppenheimer Fahrt und das Ehaufjee- 
eld fich bedeutend vermehren, jondern der Mehrerlös für 
Gras und Holz die Vorlage jehr bald decken. 

Der Ausschuß erkennt die Bedeutendheit der Straße 
gerne an, muß fid aber, aus befannten Rüdfichten für jetzt 
gegen den Antrag erklären. 


.w 
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Beilage Nr. 251 
zum 4. Protokoll. vom 30, Detober 1857. 


Beriht: des erſten Ausſchuſſes, 
über die Vorlage des Großherzogl. ihn 
ſteriums, den Entwurf eines Finanzgeſetzes für Die 
Jahre 1857, 1858 und 1859 betr. (Beilage 
Nr. 9 und 10); | 
erftattet von dem Abgeoroneten Dr. Stahl, 


— — — — 


ER über den Hauptvoranfchlag a — 
nahmen und Staatsausgaben mit Rückſicht auf die abwei— 
chenden Beichlüffe erfter Kammer wiederholt verhandelt und 
beſchloſſen worden, jo ergibt fih auf Grund diefer Bejchlüffe 
mit Einfluß der genehmigten Steuererhöhung für Wein 
und Branntwein, dann der von der Kammer zum zweiten 
mal.’ ‚beihhlofenen Erhöhung der Bierftener ale endliches 


Reſultat | 
eine gRebreiänahme von 2 0.2 228,364 fi. 
eine Minderausgabe um . . 151,486 fl. 
ſomit eine Minderung des veranfhlagten 
Defteits um . , 379,850 fl. 


Das Budgetdefteit beträgt daber ftatt 57A, 771 fl. nur 
194,921 fl. Hiervon geht noch ab das Defteit von 183% mit 
47,000 fl. ‚welches laut dem Finanggefegentwurf durch cin 
Darleiben gedeeft werden joil, und verbleiben ſomit 147, 221 fl, 

Dagegen geht zu an Ausgaben: 

die Bejoldungserhöhung MM Civil⸗ HR 
Militärbeamte mit .- . 83,304 fl. 


Erdfingme = 525 fl. 
Di Ausſchuß erſter Kammer fommt auf ein anderes 
Reſultat. Er geht von der Anfiht aus, daß die Bierfteuer- 


2 Beilage Nr. 251 5.41. Prot. v. 30. Det, 1857, 


erböhung auf 2 fl. per Ohm ald von der erften Kammer 
nicht genehmigt, auch nicht in Anja. bei den Einnahmen 
fommen £önne ; daß dagegen die Erhöhung derſelben Steuer 
auf 1 fl. 40 fr. nach dem Beſchluß erſter Kammer in Ans 
rechnung gebracht werden müffe, indem das minus im majus 
enthalten, und demnach, wie die erſte Kammer bei ihrer 
Abftimmun auch vorausgeſetzt habe, anzunehmen fei, 2 
die * — ——— der — Kammer 5 1 
getreten. jei. Demnach ſtellt ie Einnahme, um 25, 
für jedes der Jahre 1858 kur "1850 "über am —28 
für jedes Jahr der Finanzperiode niedriger, und bleibt J 
Endjumme ein noch zu deckendes Defteit von 447, 191 fl. 

Ihr Ausſchnß kann die gemachte Vorausſetzung nicht 
anerkennen; vielmehr glaubt er, daB; die Erhoͤhung der 
Bierftener unter Art. 67 der Verfaſſſing gehört, und dem: 
nach von der erften Kammer mit dem Finanzgejeg nurmehr 
im Ganzen anzunehmen oder zu verwerfen jet; jedenfalls, 
auch wenn diefe Anſicht nicht begründet, würde Die Erhöhung 
der Bierſteuer durch den Beichluß erfter Kammer, da eine 
Uebereinftimmung beider Kammern nicht erzielt worden, 
ganz verworfen fein, und demnad) ein Deficit von ** 858 * 
noch rl deden ſein. 

ch dem vorliegenden Entwürfe. 


J. direete Stoeuern. 


| 1 2 
von welchem der erſte Sup num menfält, ſoll für die Sabre 
1858 und 1859 an directen Steuern der Betrag von 11 fr; 
und. einem: halben Heller auf den Gulden Rormalfiener- 
capital ausgeſchlagen werden. 

Da das Steuerkapital derzeit 14, 753,063, fe ‚beträgt, 
der frühere Steuerfag dagegen 9 fr. 14 Heller, und ſomit 
die vorgeſchlagene Steucererhöhung 13 fr., jo würde, daraus 
ein Ertrag von 430,298 fl a er zu erwarten fein, fomit 
ift diefer Anſchlag mit dem edarf bis auf 227 fl. Defizit 
zutreffend, welches letztere, als zu —— aut Adi 
bleiben kann. 

Wir beantragen daher 

hohe Kammer möge die Erhöhung der Vikerien Steven 
auf 11 Kreuzer 4 Heller genehmigen. 

' «Der Ausſchuß erfter Kammer ift bis auf ein Mitglied 
biermit einverftinden. Da jedoch nad) feiner Vorausfegung 
hierdurch noch 16,893- fl. — bleiben, ſo äußerfe er 


* 
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in Betreff deſſen die Anſicht, daß dieſe Summe zunächſt 
außer Acht gelaſſen werden ſolle, indem es der Regierung 
wohl gelingen werde, dieſen Ausfall durch Erſparungen 
während der Finanzperiode auszugleichen. 

Das eine viffentirende Mitglied des Ausſchuſſes erfter 
Kammer ift der Anſicht, die directen Steuern follten nody 
um einen Kreuzer vom Steuergulden erhöht werden, um auf 
gegenwärtigem ordentlichen. Landtag nicht mit außerordent- 
lichen Einnahmen zu beginnen, fondern mit der aus. jenem 
Kreuzer mehr gewonnenen Summe von circa 500,000 fl. 
das Betriebscapital zu ſchaffen. 

Ebeufo beantragen: wir: 3 | ni 
Zuftimmung zu dem noch übrigen Theile des $. 1, 
welcher nad dem am. 31. Dftober gefaßten Bejchluß 

; » folgende Faſſung erhalten wird: 

te Beiträge zur Berzinfung und Tilgung. der zum 
Behufe des: Staatöftraßenbaus, aufgenommenen Ca— 
pitalien, welche nach Maßgabe der beſtehenden ge- 
‚jeglichen Beftimmmungen im: Wege der directen Be: 
flenerung ‚aufzubringen. find, werden ‚Dem Steuer: 
ansichlage: noch bejonders zugejeßt.: 

Ebenjo jollen für die Provinzen Starfenburg und 
Oberheſſen die jeither zur Verzinſung und Tilgung 
der ,Provinzialftraßenbaufchulden auf dem Wege der 

directen Beftenerung erhobenen Beiträge. von 3 Hel⸗ 

(ern auf den Gulden Normalfteuercapital forterho- 
ben und zu diefem Behufe dem Steuerausjchlag 
bejonders zugejeßt werden. — 

Die durch das Geſetz vom 3. Oktober 1845 be— 
treffend die Verzinſung und allmählige Tilgung der 
Provinzialſtraßenbauſchulden verordnete Erhöhung 
der Steuerausſchläge ſoll jedoch, wie feither, nicht 
zur Ausführung fommen, vielmehr foll der Netto: 
betrag eines Ausſchlags von einem Heller auf den 
Gulden Normalfteuercapital aus der Staatöjchulden- 
tilgungsfaffe entnommen und in die Provinzial: 
ftraßenbaufonds. der drei Provinzen nach Berhältniß 
ihrer Stenercapitaften abgegeben werden. | 

Dem Beſchluſſe über die direkten Steuern wird auch 
noch beizufügen‘ fein: | 

„Es fol jedoch im Laufe des Jahres 1858 eine Re- 
pifion der beftehenden — ——— ſtatt⸗ 
finden uud die ſich hierbei als zweckmäßig darftellen: 
den Abänderungen ſollen ſchon im Laufe dieſer Finanz: 


* 
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periode einftweilen zur Anwendung gebracht und den 

Ständen auf dem nächften Landtage zur verfafjungs- 

mäßigen Zuftimmung vorgelegt werden. 

II. Indireete Steuern. 

t $. 2 ’ Sr 

bat bereit# in früheren Beichlüffen der Kammer feine Er: 
fedigung gefunden; ebenfo 

S. 3 | eh i 

welcher übrigens unter Ziffer 3 den folgenden Zuſatz er- 

halten wird: | | 

Kigleichen fol die Stempelabgabe ſowohl in den Provin⸗ 

zen Starfenburg und Oberkeflen, als wie in det Provinz 

Rheinhefjen, nebft. den Einregiftrirungs-, Inſcriptions-⸗, 

Expeditions⸗ und Tranferipttonsgebühren in den leßte- 

ren fortbeftehen und fort zur Erhebung fommen und 

dabei wird die Staatsregierung ermächtigt, im Laufe 

dieſer Finangperiode eine Revifion der Beftimmungen 

über den Gerichts: ſowie den Adniniftrativftempel in 

dem Sinne, "daß dadurch die Koften der Juſtiz- und 


- der Adminiftvativbehörden möglichſt gedeckt werden, 


vorzunehmen und die ſich dabei als zweckmäßig erge- 
benden Aenderungen unverweilt in's Leben treten zu 
fallen, EN | 
$. 4 


die Zölle betreffend iſt nichts zu erinnern. | 


III Dedung des Deficits und Herftelfung des 
en | Betriebscapitals 


'r $. 5. 

Zur Deckung des in der vorigen Finanzperiode entſtan— 
denen Deficites und zur Herſtellung des Betriebscapitales 
der Hauptſtaatskaſſe ſoll ein verzinsliches Darlehen von 
1,000,000 fl. aufgenommen werden. 

Das obengenannte Defizit der vorigen Finanzperiode 
1844 beträͤgtt .. . . 443, 400 

Dazu fommt aber nun ein weiterer Aus— 
fall. für das Jahr 1857, für welches die di— 
reeten Steuern nad dem alten Maaße erho— 
ben worden, find,.mit circa . 2 2... 2... 400,000 fl. 

| j 543,100 fl. 
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Dieß ift Die Summe, welche dem geforderten Darlehen 
von 1,000,000 fl, von vornherein abgehet, und für Die 
folgenden Jahre 1858 und 1859 nur ein Betriehdcapital 
von 457,000 fl. übrig läßt, was genügen wird, um bie 
ge eined Eredited für 1,000, fl. als nicht zu 
oc erkennen zu laſſen. | i 
Darin, dab diefe Beichaffung des unentbehrlichen Be- 
triebscapitaled Die Staatdausgaben mit Zinfen -belaftet, 
während der, vor dem Jahr 1848 vorhandene, Baarfond 
Zinfen trug, liegt eine dringende Aufforderung, jo bald 
als möglih, das verausgabte Betriebscapital wieder zu 
erjegen; der Ausschuß legte fid) daher die Frage vor, ob 
der von Großherzogl. Staatsregierung vorgeichlagene Weg, 
ein Anlehen aufzunehmen, ſowohl in Bezug auf die Koften 
als auf die Möglichkeit und Beſchleunigung des Wieder: 
erfaßes der zweckmäßigſte jet. b | | 
Ein ſolches Anlehen würde zu 44 Procent berechnet 
werden müflen. Beabfichtigt man die Wiederherftellung 
des Betriebscapitald, jo müßte auch eine Tilgungsfumnte 
jährlich zugejeßt werden. Da jedoch die ganze Summe 
nicht ganz und ſogleich auf einmal erforderlich it, ſondern 
nur je Hab Bedarf aufgerrommen werden wird, 'o 
darf angenommen werden, daß die 44 Procent Zinfen von 
45,000 fl. nicht wirklich aufgebracht werden‘, jondern daß 
davon vielmehr ein genügender Theil zur Tilgung‘ rejp. 
* Anſammlung baaren Vermögens verwendet werden 
önne. 3, | — 
Die Koſten dieſes Anlehens würden ſich daher berechnen 
für die drei nächſten Jahre 90,000 fl. oder auf drei Jahre 
ausgeſchlagen jährlich zu 30,000 fl. | 
| Eine andere Art verzinslihen Anlehens ift von dem 
Ausichußmitgliede, Herrn Wernher, vorgejchlagen worden, 
nämlich die Verausgabung von Obligationen zu 50 und 
100 fl. mit 2 Procent Zinſen halbjährig zahlbar, und mit 
2 Procent Tilgung. Ä 
Die jährlichen Koften würden bier 40,000 fl. oder auf 
die ganze Finanzperiode jährlich 26,666 fl. betragen. 
Die Vorzüge dieſes Anlehens würden in Folgendem 
befteber : Ä / 
Papiere von jo fleinem Nennwerthe würden ald Zah: 
fungsmittel im Handel gebraucht, und jo den wirklichen 
Mangel an Paptergeld von hohem Nennwerthe im Groß- 
herzogthum  befeitigen und vielfach die Stelle der biefür 
verwendeten fremdländifchen namentlich Frankfurter Renten— 
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ſcheine und Banknoten. einnehmen. Sie würden ein ‚vor 
naar Kafjageld fein, welches zugleich Baarvorrath bildet 
und Zinfen trägt, willfommen für jeden Geſchäftsmaun, der 
Baarpprräthe haben muß. Sie würden gerne genommen 
werden für, Einlagen in Privatiparfafjen, indem ſich durch 
fie der Schaß von jelbft vermehrt. Ä Ä 
Vorausgeſetzt ift hierbei, Daß. Die Staatskafje ſich ver- 
pflihtet, Dieje Papiere an Zahlung: jedes. halbe Jahr mit 
Einrehnung der fälligen Zinfen anzunehmen. Ueberdieß 
würden Die angeführten vielfachen Nußungen das Rüdlaufen 
der — ——— zur Staatskaſſe verhüten. 
Alle dieſe Vorzüge, welche ein ſolches Anlehen empfeh— 
len, ſind als gewichtig anzuerkennen; jedoch ſtehen auch 
einige nicht minder gewichtige Bedenken daneben.” Dieſe 
apiere würden, da ihr Werth von Tag zu Tag um Die 
fälligen Zinfen zunimmt, im Verkehr einen: zunehmenden 
Kurs haben. Um Irrungen zu vermeiden, und fie. geeig- 
net für den Gebraud) zu machen, müßte daher für jeden 
Zag der. entſprechende Werth darauf verzeichnet fein. Die 
wäre zur Vervollftändigung nothwendig, böte aber feine 
beſondere Schwierigkeit; es würde ti dieſem Zweck ; wie 
bet den bis jeßt vorgefommenen Anleihen ſolcher Art auf 
die Rückſeite des Papiers der tägliche Werth Falenderartig 
aufgedruct fein, So war die Einrichtung der verzinslichen 
und zugleih als Girculationsmittel gelten jollenden Dbli- 
gationen in Bayern, und, wenn Referent nicht irrt, aud) 
in DOefterreih. Der Erfolg war aber, wenigftens. in 
Bayern — über Defterreich konnte Referent keine Äufſchlüſſe 
erhalten — fein aönkige, Die — wurden. ſehr une 
gerne genommen. — Würde der Staat fie mit Zwangs- 
furd ausgeben, oder fih auch nur zur Annahme anı den 
Kafien an Zahlungsftatt verpflichten, jo wäre. allerdings 
die. Unterbringung des Anlehens zu hoffen, Jedoch könnte 
dadurch die Staatskaſſe manchmal in einige Verlegenheit 
fommen; und jedenfall würde dann auf diefe Bedingungen 
bin die Regierung ihren Zweck wohlfeiler durch ein 
unverzinsliches Papier erreichen, | 
Berpflichtet fi die Regierung dagegen nicht zur An— 
nahme, jo ift e8 jehr fraglih, ob das Papier im Groß» 
berzogthHum geuommen wird. Jedenfalls würde es als 
Girculationsmittel nur im Inland brauchbar, jein, im Aus: 
(and daher bei der geringen Verzinſung von 2 pE&t. nicht 
genommen werden. Endlich würden auch die Koften der 
Herſtellung ſolcher Obligationen ſehr in’8 Gewicht fallen. 


m 
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Der dritte Weg ift die Vermehrung der Grumdrenten- 
— jedoch nicht mit niedrigen, den kleinen Verkehr be— 
chwerenden, ſondern nur mit höherwerthigen Scheinen zu 
35 und 70 fl., jedenfalls nicht unter 10 fl. Di dieſes 
Papter unverzinslich, jo wären die Koften"des Betriebs- 
capital auf die Herftellungstoften der Grundrentenſcheine 
u circa 15,000 fl. reducitt. Jedoch muß gerade bei diefer 
* ernſtlich darauf Bedacht genommen werden, eiſie 
regelmäßige und möglichſt ſchnelle Tilgung vorzufehen, Hier— 
für 2 p&t. feſtgeſetzt, würden ſich die Koſten für dieſe 
yerde auf 55,000 fl, oder jährlich auf 18,333 fl. 
ellen. ey | 

Auch diefer wohlfeilſten Methode ſteht übrigens entge- 
gen die Scheu vor einer PBapiergeldvermehrung, Die jedod) - 
der Ausschuß in Bezug auf das Großherzogtbum für nicht 
völlig begründet hält, wenn er. das Verhäliniß des Papier— 
geldes zur gefammren-Staatseinnahme in Betracht zieht, 
und bedenkt,, Daß, für den Full eines ſtarken Zuftrömens 
ur Kaffe in Folge bejonderer Umſtände immer noch das 

ittel eines verzinslichen Anlehens zur Einlöjung zu Ge- 
bote fteht, —— 

Das Verhältniß der Koſten der drei vorgeſchlagenen 
Wege würde alſo ſein: ——— 
für ein 44 procentiges Anlehn jährlid) 130,000 fl. 
[ir das. vorgejchlagene 2 procentige An: 
eben mit Zprocentiger Tilgung: . . 2.2 26,666 fl. . 
für Grundrentenſcheine 48, 338 N. 

Der Ausſchuß vereinigte ſich ſchließlich in Erwägung 
aller angeführten Gründe für eine Kombination des 44 pro⸗ 
centigen Anlehens mit Ausgabe von Grundrentenſcheinen 
derart, daß 500,000 fl. Grundrentenſcheine im Einzelwerth 
von. 40, 35 und 70 fl. ausgegeben, uud’ daß die Grund: 
ventenjcheine mit 2 Procent jährlich wieder eingezogen 
würden; daß ferner die Regierung zu einem! A4 procen- 
tigen Anlehen ermächtigt würde, unter der Bedingung, daß 
die nicht: erforderlichen 'Zinfen für dieſes Anlehen ftets 
auf Einziehung der Grundrentenſcheine zu verwenden jeien. 

Solcher Art würden fih die Koften des ganzen Ber 
triebscapitales auf jährlich 21,666 fl. ftellen, und mit eier 
raſchen Wiederherftellung des Betriebsfonds begonnen fein. 

Großherzogliches Minifterium erklärte ſich Hiermit nicht 
einverftanden, lehnte vielmehr ‚die, weitere Ausgabe von 
Grundrentenjcheinen entjchieden ab, und zwar weil 
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1) auf Wunfh der Kammern in einer Reihe von Fi- 
nanzperioden fletd neue Grundrentenfcheine ausgegeben 
worden, was, weiter wiederholt, einigen Anfchein Des 
Mangeld an Splidität zur Folge haben werde. 

Die Münzconvention vom Januar 4857 lege jedem 
Staat die Pflicht auf, fein — Papiergeld mit 
—— zu jeder Zeit auf Verlangen baar einzulöſen; 
emnach müßte die Regierung hierfür Baarvorräthe bereit 
halten, welche, auf 5 Millionen Grundrentenfcheine berechnet, 
bedeutend in.der Summe fein und dem verfügbaren Werth 
der Grumdrentenjcheine ſchmälern werde. 

3) Der Zeitpunkt ſei fiir die beabfidhtigte Vermehrung 
der Örundrentenfcheine nicht geeignet, da gegenwärtig große 
Aengſtlichkeit in Bezug auf das Papiergeld herrſche, und 
daher eine Vermehrung den Credit des Papiers leicht 
ſchmälern könne, — | 

Anf dieſe beftimmte Erklärung hin, und mit Rückſicht 
auf die allerdings zu beachtenden Einwürfe in Betreff der 
Geeignetbeit des Momentes glaubte der Ausschuß auf feiner 
vorher gelohten Meinung nicht beharren zu dürfen, und bes 
antragt daher, in der Ueberzeugung, daß die Großh. Staats: 
regierung in dem Geldvorrathe der übrigen öffentlichen 
Kaflen, insbefondere ber Staatsſchuldentilgungskaſſe das 
Mittel zur Aushülfe für die Hauptftaatsfafle- finden werde: 

Großherzogliche Staatsregierung zur Aufnahme eines 

verzinslichen Anlehens zu höchſtens A4 Procent, je nad) 
dem Bedarf, bis. zu einer Million -zu ermächtigen. 

Der Ausschuß erfter Kammer ift hiermit 'einverftanden. 

Ein geordneter Haushalt. würde erfordern, daß für die Ko: 
ften diejes Anlehens, jowie zur Tilgung im Voraus die erfor: 
derlichen Mittel angewieſen werden. Da jedoch Die von der 
Großherzoglichen Staatsregierung vorgeſchlagene Erhöhung 
der Directen Steuern durch den Ueberſchuß der Ausgaben 
vollftändig abjorbirt wird, und der Ausſchuß eine weitere 
Erhöhung nicht bevorworten kann, jo ift er der Anſicht: 

daß dieß bis zur nächften Finanzperiode aufgeſcheben, 
und der Regierung liberlaffen werden müſſe, die Koften 
aus dem. Betriesscapitafe jelbft zu: decken. 

‚Auch, hiermit iſt der Ausschuß erfter Kammer einver— 


ftanden. EHER, FT 
Zu IV. Ausgaben, 
" x 8. 6 


finden wir nichts zu erinnern. 
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perinie Nr. 252. 
zum 41. Protokoll vom —J—— 1857. 


Berigt des vierten Aust buffed... | 
über ven: Antrag des Abgeorbneten eher, den 
Betrieb der Eifenbahnen betr. (Beil. Nr. 74); 

ag von dem Abgeordneten —— 


itinee hs 
Er 
Wenn wir Tiber' den obigen‘ en ie jr Bericht. 
—* ſo dürfte dieſe Ber EN gJerung durin ei gende Ent: 
ſchuldigung finden, daß Groß sog Mih ein der & 
nanzen in det Antwort auf das dem obigen Betre 
an daſſelbe — ergebenſte "Schreiben, bereits unter 
dem’ 21. Mär N ‚die Erklärung "abgegeben, daß den 
ausgefprongen n nie, ſoweit moͤglich entfprothen wor: 
den ſei; überdieß über auch die Beinen Verſicherung 
gegeben hat, dieſem — Gegenſtand auch fernerhin 
jeine befondere Aufmerkſamkeit widmen zu wollen. 
Daß aber bei einer ſolchen Sachlage ein weiteres Vor: 
ichreiten von Seiten der Landſtände nicht geboten: ericheint, 
bedarf wohl feiner näheren: Ausführung und erlauben wir 
und nur, um der hoben Kammer Gelegenheit zu geben, na 
durch —*— Urtheil von der Wahrheit des I ten: di 
nöthige Ueber eugung zu verfchäffeh, die erwähnte 5* 
Großherzogl. iniſteriums der „Sinnen, ihren Borklaute 
nach, hier vorzutragen: on 
„Es befteht ſchon längeren geit die Voſſchuft, daß 
bei Verſpätung der Ankunft eines Bahnzuges der 
correjpondirende a8 der andern Bahn eine Biertel- 
flunde über die fahrplanmäßige Abgangszeit hinaus 
zuzuwarten bat, und daß, wenn auf diefe Weife der 
Anſchluß nicht mebr zu erreichen, die Verſpätung dem 
nad) eine beträchtliche gewejen tft, die Abfahrt 
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des nächſten fahrplanmäßigen Zuges der andern Bahn 
ebenfalls bis längftens eine Viertelftunde verjchoben 
werden ſoll. 

Ein längeres Zuwarten der Züge würde zu er- 
heblichen Betriebsftörungen Deranlallung geben und 
die beftebenden a I no 4 na 
tigem Vollzuge diejenige, Abhülfe verſchaffen, auf deren 
Herbeifithrung de — —* en Weber 
gerichtet ift. FR 

TEA Nacder/angeftellten Ermittefungen find. aben;in 
der That aus Veranlaſſung von Störungen in den 
Zelegrapberleitungen , bier ‚und da die Boiaeloriehe: 
nen gegenjeitigen Benachrichtigimgen über das der: 

9 ſpätete Eintreffen von Zügen, nicht rechtzeitig erfolgt 

‚ind, iſt deßhalb die bbeitezeläiherttäng: geide leuten 

gl daß ‚im ‚allen Füllen, alſo auch dann, wenn, der 
abntelegraph augenblicklich feinen Dienft verjagt, 

in geeiqueter Weile der beſtehenden Borjchrift Ge: 

nüge geleiftet wird, i 
Ss iſt ſomit Alles geſchehen um; dem.vorliegenden 

Wunhſche zu entſprechen ‚und. dag uuterzeichnete Gr. 

Niniſterium wird, dieſem Gegenſtande wie, er, 

ſo auch fernerbit, ſeine heſondere Yufmerf amfeit 
widmen.” ꝛc. 


isn 
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Beilage Nr. 2353 
zum 42. Protokoll vom 31. October 1857. 


Weiterer Bericht des: dritten Ausfchuffes 
die Beſchwerde des Pharmaceuten Friedrich Strauß 
zu Pfungftant wegen ntziehung der Concefjion 
zum Betriebe einer chemifchen Fabrik in dem feit- 
berigen Xocale betr. Ä | 
erftattet von dem Abgeorpneten Weber. 


— — — 


“4 
4 


Die in der: Sigung vom 17. Juni d. 3. zur Kenntniß 
der zweiten Kammer gelangte: Beſchwerde des Pharma 
centen Strauß zu Pfungftadt‘, wegen Entziehung der Con- 
ceſſion zum Betrieb einer chemiſchen Fabrik, wurde alsbald 
an den dritten Ausschuß zum Bericht verwiefen, und won 
dieſem hiernächſt, wie die Beilage Nr. 186 der gedruckten 
Verhandlungen ergibt, beattragt, der Beſchwerde wegen 
der —— formellen Bedenken, vorerſt keine 
Folge — KR ν SR TER ν 
Die Majorität der Mitglieder der werehilichen zweiten 
Kammer, theilte jedoch bei der in der Sigung vom’ 24, Juli 
d. 3. ſtattgehabten Abſtimmung die Anficht ihres Ausſchuſſes 
nicht nd es gelangte‘ hiernach die Beſchwerde an den Tebr 
teren zurück, um über das Materielle der Sache weiteren 
Bericht zu erftatten, In Folge dieſes Auftrags‘, und nach- 
dem’ inmittelſt der - für den Befchwerdeführer anfgettetene 
Anwalt, Hofgerihtsadvorat Pfaff dabier, "Die Durch die 
Öffentliche Verhandlung der Sache zu feiner Kenntniß ge: 
langten Anftände des Ausſchuſſes, in einer am 1. Auguft 
d.%. fiberreichten weiteren ſchriftlichen Eingabe zu befeitigen 
bemüht geweſen tft, erlauben wir uns nunmehr, nachdem, 
auch von Seiten des Großh. Minifteriums des Imern die 
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erbetenen näheren Erläuterungen eingelangt find, das Fol- 
gende weiter vorzutragen. 

Das Großh. Kreisamt Darnftadt Hatte durch Ber: 
fügung vom 2. Juli 1855 dem Bejchwerdeführer die Er- 
laubniß zur Anlegung einer chemifchen Fabrik zum Behufe 
der Fertigung von Eſſigſäure, eſſigſaurem Blei, effiglaurem 
Natron und Ähnlichen chemiſchen Präparaten in dem Haufe 
des nn rn "Strauß zu Prungftadt 
unter der Bedingung ertbeilt, daß durch den Gejchäfts- 
betrieb, alle ‚die öffentliche ‚Sicherheit ‚oder: die Geſundheit 
nefährdenden‘, fir die Nachbarſchaft nachtheiligen Einftüſſe 
vermieden würden, und fich der Petent deßhalb alle aus 
polizetlichen Grüuden vetwa für nöthig erachtet werdenden 
Ahänderungen gefallen laſſen müſſe. 7% nn 
Die dem Beſchwerdefuͤhrer hiernach geſtellte Bedingung, 
hatte, wie aus deſſen Vorſtellung Ziffer 1 der, Acten und 
dem Schreiben des Herrn Regierungscommiſſärs Ziffer 4 
act. zur Genüge hervorgeht, darin ihren Grund; daß Zwei 
Nachbarn des in Ausſicht genommenen. Fabriflocals gegen 
die Ertheilung der Conceſſion in den deßhalb vorausge— 
en Verhandlungen Einfprache erhoben, auch ſich Die 

ocalpolizeibehörde und der Kreisarzt dagegen ausſprechen 
zu müſſen ‚geglaubt hatten, das Kreisumt, jedoch. fi bei 
der Perjönlichkeit. des Beſchwerdeführers zu der Erwartung 
berechtigt hielt, es werde derjelbe, die ihm geftellte Be— 
Dingung genau einhalten ‚die. nöthigen. Vorkehrungen treffen, 
daß fein Gewerbe für. die Nachbarſchaft nicht. nachtheilig 
‚oder läftig werde, und zu dem ihm. anderen Falles in Aus— 
fiht geftellten Einfchreiten keinerlei Veranlaſſung geben, ,.: 
Nichtsdeſtoweniger traten, nachdem die Fabrik: in Betrieb 
gefegt worden war, einige Nachbarn des Beſchwerdeführers 
und Darunter ‚namentlich der Bierbrauer, Hildebraud, mit 
Reclamationen gegem die neue Anlage auf, welche das Kreis: 
amt zu ‚weiteren Ermittelungen veranlaßten , ‚weil. bie Re— 
elamanten angegeben hatten, daß ſich von, Zeit-zu Zeit aus 
der, Straußſchen Fabrik höchſt unangenehme und: beläftigende 
Dünfte verbreiteten. : u ea el 
Der hierbei gleichfalls gehörte Kreisarzt ſprach ſich im 
ſeinem Gutachten ſchließlich dahin aus: 
>, „dem Fabrikanten Strauß aufzugeben, entweder die— 
jenigen Arbeiten in ſeiner Fabrik, bei welchen der in 
Ddem Gutachten erwähnte üble Geruch ſich entwickle 
und nicht durch geeignete Vorkehrungen permieden 
werden könnte oder vermieden würde, einzuſtellen, 
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"dder falls eine jolche Trennung und &inrichtung der‘ 
„Arbeiten nicht ausführbar fein follte, Ben ganzen 
Fabrifbetrieb in. eine andere geeignete, von den Woh— 
„in —— des Orts hinlänglich entfernte Localität' zit 
verlegen. Ä Ä 


—In Folge. deſſen und der weiteren Erhebungen erließ 
nun das Kreisamt am. 1. December 1855 eine weitere 
Verfügung des Inhalts: Ä Ä Ä 4: 
Iun Erwägung, ib > | 
1) dem’ Fabrifanten Strauß die Erlaubniß zur Anlegung 
einer chemiſchen Fabrik nur unter der Bedingung ertheilt 
worden; daß durch den Gejchäftsbetrieb.alle der öffentlichen 
Sicherheit oder der Geſundheit getährliche, für Die Nach— 
barſchaft nachtheilige Einflüffe vermieden würden und Petent 
dephalb alle qus polizeilichen Gründen für nöthig erachtet 
werdenden Abänderungen ſich gefallen laſſen müſſe. 
Die auf erhobene Beſchwerde ſtattgehabte Unter— 
ſuchung ſowohl durch die Ausſagen der vernommenen Zeu— 
en, als nach dem Gutachten der Sachverſtändigen ergeben 
abe, daß durch den Betrieb der Fabrik ein ſtarker und 
widriger, ſich weithin verbreitender Geruch entſtehe, welcher 
nur von den bei den Arbeiten der Fabrik ſich entwickeluden 
org und anderen empyreumaliſchen Stoffen herrühren 
nme; : :r. 1 —— | 
3) diefe Riechſtoffe zugleich die Eigenſchaft haben, den 
feſten und flüſſigen Subſtanzen, au weiche fie ſich anheften,“ 
was ſehr leicht geſchehe, einen eigenthümlichen, widrigen, 
brenzlichen oder theerartigen, ſchwer oder gar nicht zu ent— 
fernenden Geruch, reſp. Geſchmack, mitzutheilen; 

4) insbeſondere Malz, Hopfen und Bier, welche mit 
diefen Riechftoffen in Berührung kommen, davon in der 
Weiſe verunreinigt werden fönnen, daß ſie zu Ternerem 
Gebrauche mehr oder weniger untauglich find; ae 

5) auch abgefehen hiervon, der -fragliche Geruch den - 
Menſchen zum Mindeften in hohem Grade läſtig und dem— 
gemäß für den Miethwerthjiider benachbarten Wohnungen 
und den Betrieb einer Wirthſchaft von nachtheiligem Eins: 
fluß iſt, und u 

6) hiernach die von dem Bierbranermeifter Hildebrand 
erhobenen Bejchwerden als begriindet erjcheinen 

wird verordnet, daß die Rubrik des F. Strauß aus 
dem: Haufe des Guftav Strauß zu Pfunaftadt an einen 
anderen :geeigneten, von den Wohnungen binlänglidy ent- 
fernten Ort zu verlegen, der Betrieb der durch Verfügung ' 
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vom 2. Juli geſtatteten Fabrik bei Vermeidung einer Geld- 
ſtrafe von 10 bis 20 fl. für jeden Tag, an welchem fie 
dennoch ‚in; Betrieb geſetzt werden. wird, alsbald einzuſtellen 
ſei und F. Strauß die durch die angeordnete Unterſuchung 
entſtandenen Koſten zu tragen habe. — | Ä 

Auf die, gegen dieje Verfiigung von F. Strauß erhobene 
Remonftration, wurde demjelben von dem Kreisamte am 
14. December 1855 eröffuet: | Pu RER Fer 

daß, wenn man auch auf einer Verlegung der Fabrik 

: nicht beftehen welle, man deren Betrieb in dem gegen 

wärtigen Locale und unter: den vorliegenden. Berhält: 
nifjen Doch nicht geftatten fönne, da durch Zeugen— 
ausjagen, die zu beanftanden man keinen Grund habe, 
dargethan ſei, daß aus der Fabrik fi ein Gerud 
verbreite,, der nach techniſchem Gutachten auf den: 
Geſchäftsbetrieb des Bierbrauerd Hildebrand ' einen‘ 
nachtheiligen Einfluß babe, daß jedody, wenn nach— 
; gewiejen jei, daß Ddiefer Geruch, mie auch jonftige: 
nachtheilige Einflüffe durch geeignete Vorkehrungen: 
dauernd befeitigt wären, die Erlaubniß zur Fortfegung 
des Betriebs der Fabrik ertheilt werden fünne. 

Der Umftand, daß ein folder Nachweis nur durch die 
That geliefert werden konnte, veranlaßte ein Erläuterungs— 
gefuh, in Folge deſſen dem’ 3. Strauß und feinem An- 
walte am 19. December 1855 die Verfügung vom 14. ejusd. 
mündlich dahin daclarirt wurde, : 

daß, wenn Durch irgend welche Einrichtungen: der 
nachtheilige Geruch verhindert, und diefe Einrichtungen 
zuvor angegeben würden, der Betrieb der Fabrik) wies 
der geftattet werden: fünne. Ä 
‚Derartige Angaben machte jedody der Beſchwerdeführer, 
der unterdeflen, wie nach den vorliegenden. Acten unterftellt 
werden muß, ſein Geſchäft fortjegte, nicht, ſondern legte 
nur, als fortwährend Bejchwerden und Denunciationen bei 
Gericht gegen ihn erhoben. wurden, am 8. April. 1856 
mehrere Beicheinigungen vor, in Denen ihm won verjchies: 
denen Perfonen begeugt wurde, daß fie bei. faft täglichem 
Borübergehen an dem Fabrikgebäude oder bei dejjen Bes; 
ſuche feine beläfligende Gerüche wahrgenommen hätten: und 
bat, näher unterfuhen zu laflen, ob Durch den Betrieb 
jeiner Fabrik eine Beläftigung feiner Nachbarn ftattfinden 
könne. Das Kreisamt ſah fi hierdurch veranlaßt, das 
Großh. Landgericht zu erfuchen, den ihm - wegen verbots⸗ 
‚widrigen Betriebs der Fabrik bereits zur Unterluhung und 
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Beſtrafung Tibermittelten > Angeigen! ‚gegen FoStrauß vorerſt 
und bis auf Weiteres keine Folge zu geben, und die von 
dem letzteten beautragte Unterſuchung durch den Kreisarzt 
unten Zuziehung reines. Chemikers Bet‘ — ‚Dis . 
— vornehmen: zw laſſen. 

n Folge dieſer weiteren Ermitthuiigent, ‚mit rief 
uf die fortwähtenden: Beſchwerden der Rachbarſchaft und 
nachdem" Bierbrauer Hildebrand Beſcheinigungen von Ber: 
onen beigebracht hatte, welche deu von Strauß vorgelegten. 
Zeugniſſen widerfprachent , reſolvirte das Kreisamt am 
11. November 4856 weiter: | © a - 

— ‚Erväginig, Daß; | = 

1). dem F Stra: durch — Dom. " a4 5 
vn & A a Bet einer cheiniſchen nat in. is 

Haufe, des G. Strauß, ‚nur witer der Beding, ing, ‚grtheilt 
worden, daß "durd) „den Geſchäftsbetrieb für. Die Praha 
ſchaft feine, Nachtheil⸗ entſtehen, 

2) feit dieſer Zeit aber, nicht: allein- focwährend Be 
chwerden wegen Beläftigung,, durch üblen Geruch, der ſich 
aus ‚der Fabrik. verbreitet, erhoben „-jondern auch 

B) durch techniſche Unterfuchung sconftatirt worden if, 
daß diejer Geruch‘ dem: älteren Geſchäfte des Bierbrauers 
Hildebrand nachtheilig iſt, und 

4) zur — dieſer Nachtheile ausreichende Mittel 
nicht Angewendet werden können, — | 

wird die Erlaubniß zum Betrieb. einer chemiſchen 
Fabrik in dem Haufe des Cigarren-Fabrikanten Strauß 
hiermit wieder eingezogen und dem Inteteſſenten übers: 
laffen, ein anderes geeignetes’ Lokal zum zn des 
fragüchen Geſchäfts in Vorſchlag Mu bringen· 

De Anwalt.’ des F. Strauß “reichte hierauf bei‘ de 
Großherzogichen Miniſterium des Junern eine Beſchwerde⸗ 
Borftellung ein, in welcher er die Gruudlage der legten, 
freisamtlicgen — ſowie das kreisärztliche Gutachten 
in feinen (angeblichen) Widerſprlichen,“ Inkonſequenzen, 
unrichtigen Anſichten und Folgerungen anfocht und. nachzu⸗ 
weiſen verſüchte, daß feinem Clienten ohne allen Beweis 
und. ohne daß irgend Gefahr auf dem Vorzuge flehe, Die 
fragfiche Conceſſton entzogen worden ſei, und beantragte 1" 

«die beſchwerende kreisamtliche Verfügung fofort als 
formell: und materiell. ungerechtfertigt. aufzuheben, 
‚eventuell “aber die Sache durd) eine Bud — 
"Behörde prüfen zu laſſen. 
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Zugleich wurden Beſcheinigungen von zwei der früheren 
Gegner der. Fabrikanlage, nämlich den unmittelbarſten Nach⸗ 
barn derſelben, dem Kaufmann Zimmermann und dem * 
genüberwohnenden Dr. Heumann beigebracht, welche erklär— 
ten, daß, jo wie die Fabrik feit Monaten betrieben 
werde, ſie keine Beeinträchtigung, ‚durch, dieſelhe erführen. 
Das: Großherzogl. Miniſterium vermarf jedoch unterm 

9. Januar 1856 die, Beſchwerden deßhalb, weil es einem 
weifel unterliege, daß die, Errichtung: einer, ** 
brif, welche die in, dem Acten erwähnten; Nachtheile für 
die Nachbarſchaft zur Folge habe, in Der- Nähe bereits ber 
ftehender Wohnungen nicht geftattet werden dürfe ;, und in 
der freisamtlichen Verfügung ‚vom 2. Juli 1855, die Er⸗ 
laubniß zur Errichtung der fraglichen Anlage auch ansdrüd: 
lich nur unter der Bedingung ertheilt worden jet, daß. ftdy 
. Strauß alle aus polizeilichen Gründen etwa fir nöthig 
erachtet werdenden Abänderungen gefallen laffen müſſe. 
Ein wiederholfes Geſuch des Strauß'ſchen Anwalts; die 
Sache durch das Obermiedicinalcolleg als. oberſter techniſcher 
Behörde prüfen zu laſſen, Hatte ſchließlich die Miniftertal- 
Berfügung vom 30: Januar 1857 zur: Folge, durch welche 
dem Anwalt eröffnet: wurde, daß es bei der ihm durch. das 
Kreisamt mitgetheilten. Verfügung vom. 9. ejusd. aus den 
darin angeführten Gründen lediglich fein Bewenden zu be— 
halten babe, daß es jedoch ‚jeinem Mandanten. unbe⸗ 
nommen ſei, unter Borlage eines vollftändigen Plans 
über Die bereits errichteten oder noch zu errichtenden Fabrik⸗ 
anlagen, einer ausführlichen Beichreibung. ihrer Beftimmung 
und Angabe der Mittel und Einrichtungen, durch welche 
den für: die Nachbarfchaft Davon zu befürchtenden Nachtheilen 
in genügender Weife vorgebeugt werden ſoll, in einer neuen 
Eingabe um die Erlaubniß zu deren Errichtung und Betrieb 
nachzuſuchen, worauf nad) gepflogener Berhandlung über die 
Zuläffigfeit Ddiefer Anlagen, wegen Ertheilung der dazu 
nothwendigen Erlaubniß: der Berwaltungsbehörde die geri 
eignete Entſchließung erfolgen werde, — | HE 
Diejed war der Stand der Sache, als der Hofgerichts⸗ 
Advokat Pfaff fich mit einer am 16. Juni d. Is. in Aufs 
trag des Vaters des inmittelft in eine Geiſteskrankheit 
verfallenen Friedrih Strauß überreichten Bejchwerde-Bors 
ftellung, in welcher zugleich angeführt wird, daß die Fabrik 
einftweilen von Guftav Strauß im Namen feines Bruders 
unter Beiftand eines erfahrenen. Technilers fortbetrieben 
würde, an Die verebrliche zweite Kammer. der, Stände wandte, 
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in welcher unter gleichzeitiger Vorlegung eines. Situations⸗ 
planes gebeten wird m” Br Ma, 
„daß es den Ständelammern gefallen möge, fich bei 
dev Großh. Stantsregierung: dahin zu verwenden, 
daß: die gegen F. Strauß ausgeſprochene Conceſſions⸗ 
entziehung ‚wieder zurücdgenommen, und. "Diejenigen, 
welche ſich durch die. fragliche Fabrikanlage beſchwert 
erachteten, anf den Rechtsweg verwieſen, eventuell 
aber, daß dieſe Beſchwerden einer, gründlicheren Prü— 
fung, insbeſondere durch Einholung eines Gutachtens 
von Seiten der oberen techniſchen Behörde unterworfen 
würden.“ 
Zum Zweck der: Begründung dieſer Bitte wird unter 
Hinweiſung auf das bereits Angeführte und unter dem 
Bemerken, daß die Conceſſton der: Einſprache zweier Nach— 
barn und: der ihr ungünſtigen Berichtserftattung des Kreis: 
arztes ohnerachtet ertheilt, gleichwohl aber,. ohne daß. Dem 
F. Strauß Gelegenheit gegeben worden, eine ſolche nad= 
theilige Verfügung von. ſich abzuwenden, und ohne jede: 
nähere Ermittelung der Sache, jowie ohne jede Gefahr anf 
dem Verzuge, wieder eingezogen worden jet, Daß ſodann, 
als Strauß den Ungrund der Beſchwerden des Bterbrauers 
Hildebrand durch beigebrachte Zeugniffe Dargethan, Das 
Kreisamt : die Berfügnng vom 11. November 1856 gleich: 
falls ohne weiteres Gehör des Befchwerdeführerd Strauß, 
und lediglicy wieder geftügt auf die dem letzteren nachthei- 
figen Anfihten des ſchon früher gehörten Kreidarzted und 
Technikers, welche ihr Urtheil im Wefentlichen auf feine 
andern Beweisgründe, als die Angaben der fi durch Die 
Fabrikanlage gefährdet haltenden Nachbarn gebaut. hätten, 
erlafjen babe, Folgendes von dem querulantiichen Anmalte 
vorgetragen. if , 0: rs 
Die Berwaltungsbehörde fei in dem vorliegenden Falle 
gar nicht competent gemweien, die fragliche Conceſſion 
wieder einzuziehen, denn wer einmal das Recht zur Ber 
treibung eines Gewerbes erlangt habe, dem fünne daffelbe 
nicht mehr willfürkich entzogen werden. Auch Das Gewerbs- 
recht einer Perfon gehöre, wie das Eigenthumsrecht, zu 
den VBermögensrechten, und dieſe fönnten dem Inhaber 
derjelben nicht genen feinen Willen, und jedenfalld nicht 
ohne vorherige volftändige Entſchädigung entzogen werden, 
wenn etwa höhere Rüdfichten des Gemeinmohls ihr Auf: 
eben erheiſchen ſollten. Ihre Entziehung zur Strafe 
önne aber nur. in denjenigen Fällen flattfinden, wo Das 
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Geſetz ſelbſt, wie z. Boein Art. 75,Ne9 ; Art. 90.217; 
227. 280. 285 ꝛc. des Strafgeſetzbuches, dieſe Strafe an⸗ 
drohe, und. dieje dürfe, wenn ſte wegen der “Uebertretung 
polizeiliher Anordnungen und Borjchriften verfolgen ſolle, 
jedenfall$ nicht von: der Verwaltungsbchörde, ſondern nur 
von. den MPolizeigerichten ausgeſprochen werden. Daß 
aber die Entziehung einer Gewerböconceffion auf den Grund 
bin, daß ihr Inhaber polizeilichen Vorschriften: gumiderge- 
handelt haben ſolle, als eine Strafe und zwar als eine 
jehr empfindliche Strafe, bei der es ſich möglicher: Weife 
um die ganze Eriftenz eines Menſchen und meiſt um Ber: 
fufte Handle, welche weit größer feien, als das. Maximum 
der Geldftrafe, welches der Strafrichter überhaupt‘ verhängen 
dürfe, angejehen werden müffe, könne feinem Zweifel unterz 
liegen, auch wenn nicht von Der Entziehung der Goncefflot‘ 
überhaupt, fondern nur von der Entziehung derſelben an 
einem beſtimmten Orte die Rede ſe .. 4 
Vor der Einführung des jetzigen Polizeiſtrafgefetzes 
wäre Daher die Competenz der. Verwaltungsbehörden zut 
Entziehung der feinem. Eltenten ertheilten Conceifionen fo; 
wentg begründet gemwejen, als jeßt. Se ar 5 
Der Art. 180 des Polizeiftrafgejeges: beftimme nämlich: 
Mer ein Gewerbe, zu deſſen Betrieb ::die Erlaubniß 
einer höheren Berwaltungsbehörde erforderlic) iſt ohne 
diefe Erlaubniß treibi, oder die Grenzen der ihm 
ertheilten Befugniß überjchreitet, ift, inſoweit die Zu: 
‚ widerbandlung nicht unter einen anderen’ Artikel des 
Polizeiftrafgefeges Fällt, neben der etwa wegen Bei 
trieb8 des Gewerbes ohne Patent vermirkten. Sträfe: 
der Defraudation der Gewerbfteuer mit 3-20 fl. zu 
— beſtrafen. 1 
Hiernach ſolle alſo derjenige, der die Grenzen der ihm 
ertheilten gewerblichen Befugniffe überſchreite nur mit Geld- 
ftrafe. belegt werden, dieſe fönne aber nur von den ‚Ges 
richten: ausgeiprocdhen werden, und: da das Polizeiſtrafs 
gefeg im Weſentlichen nur die Aufgabe: verfolgt babe ‚den 
geltenden Rechtszuftand in einem Ganzen zuſammenzu— 
faſſen, fo laſſe fih aus feinen Beftimmungen aud auf den 
Rechtszuftand, wie er vor feinem Erjcheinen beftanden habe,‘ 
jchließen, | 
Daß in dem vorliegenden Bae die Conceſſion nur be: 
dinguugsweiſe, nämlich dahin, daß durch den Gejchäfts: 
betrieb. alle die öffentliche Sicherheit oder die Geſundbeit 
gefährdenden, für die Nachbarſchaft nachtheiligen: Einflüffe: 
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vermieden würden, ertheilt worden ſei, ändere an der Sache 
ſelbſt nichts Denn entweder bedeute dieſe Beſchränkung 


nur ſo viel, als ſich nach den: geſetzlichen Beſtimmungen 


über Nachbarrecht, oder nach den auf die: öffentliche. Sicher— 
heits⸗ oder Gefumdheitöpofizei zu mehmenden Rüchſichten 
von: ſelbſt verftche ; und fei dann -überflüffig, oder fie wolle; 
mehr, und wäre dann als ein durch nichts zu rechtfers 
tigender Eingriff in die Ausübung einer, gewerblichen Thä— 
tigkeit ungültig. Unter allen Umftänden würde ſich aber 
fein Client bei einer etwaigen Nichteinhaltung der ihm ger; 
jegten. Bedingung, nur. einer Ueberſchreitung ſeiner 
Conceſſionsbefugniß jchuldig gemacht haben, welche 
auf Anzeige bei dem SPolizeiftrafrichter won. dieſem zwar 
geahndet werden, nicht aber die, Entziehung: Der Eonceifion 
zur Folge haben könne, da: keiner Behörde. des Staats das 
Recht zuftehe, durch ſelbſt geſchaffene Bedingungen und Be— 
flimmungen die Grenzen ihrer Competenz zu ‚erweitern. ı . 
Daraus aber, Daß es in der die Eonceflion ertheilenden- 
Verfügung weiter heiße: „daß fi) Petent deßhalb ‚alle ‚aus 
polizeiliden Gründen etwa für nöthig erachtet werdenden 
Abänderungen gefallen lafjen müfle”, Folge keineswegs 
ein Recht zur Conceſſionsentziehung, jondern nur darauf, 
daß. dem Eonceflionsinhaber für nöthig erachtete Abändes 
tungen vorgejchrieben, und deren Befolgung verlangt, reſp. 
wenn fie nicht erfolge, auf den Grund des Artikels 180 des 
— ——— gegen ihn vorgeſchritteu werden könne. 
ach dieſen Grundſätzen ſei aber von den Verwaltungs 
behörden ſeinem Clienten gegenüber nicht verfahren worden, 
dieſelben hätten vielmehr, wie es ſcheine, eine polizeiliche 
Fürſorge in einem Umfange eintreten laſſen, wie ſie nach 
dem Zweck der Polizei, den ihr zu Gebot ſtehenden Mitteln, 
und ihrem Verhältniſſe zu dem Wirkungskreiſe der Gerichte 
nicht werde vertheidigt werden können. Denn es wäre 
nicht Sache der Polizeigewalt fih in die Privatrechtsſtrei— 
tigfeiten der einzelnen Unterthanen zu miſchen und. den einem, 
oder anderen derfelben mit den ihr zu Gebote ſtehenden 
dietatorifchen Mitteln zu fchügen, ihr Gebiet fet,, joweit 
ſolches bier intereffire, lediglich die öffentliche Sicherheit ; 
und- Wohlfahrt (Gejundheit), die salus publica. Was 
diefer miderftreite, wäre meift jo augenfällig und flar, Daß: 
es einer. genaueren Unterfuchung nicht bedürfe, die Wich- 
tigfeit des auf dem Spiele ftehenden Gejammtinterefes 
vielmehr eine jehleunige Anordnung rechtfertige. Die Frage 
aber, ob eine bereitö polizeilich concedirte gewerblidye Anz . 
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lage einem oder zwei Nachbarn derjelben Schaden oder Be⸗— 
laäſtigung zufüge, ſchlage, weil ſie nicht das Intereſſe der 
Allgemernbeit berühre, ‚nicht. iin das Gebiet der öffentlichen 
Wohlfahrt ein, ſei der Prüfung der Polizeibehörden ent— 
zugen und eigne ſich nur zur Competenz der zur Entſchei⸗ 
dung der Privatrechtsftreitigkeiten berufenen ‚Gerichte, Ge⸗ 
rade über das Nachbarrecht und die bier einfchlagende Frage, 
inwieweit nämlicy der Eigenthümer eines: Grundſtücks be⸗ 
rechtigt fei, durch eine gewerbliche Anlage ſeine Nachbarn 
zu: incommodiren, enthalte aber das hier maßgebende Civils 
recht: vollfommen ausxeichende und weile —— 
eonf. Vangerow, Leitfaden ‚für Band. Vorleſ. Bd. I. 


pag. 479. | 
Seuffert, Archiv. der Entſcheidungen der oberſten 
Gerichte, Bd. UL S. 8 x. | m; 
und e8 liege überall, wo es fih um einen Streit über Die‘ 
in den Givilgejegen begründeten Befugniffe handle, und 
wo. der Richter eine Norm habe, nach welcher er über. die 
Exiſtenz einer -im einzelnen Falle beanfpruchten und: bez‘ 
ftrittenen Befugniß entfcheiden könne, nur eine reine Juſtiz⸗ 
ſache vor. - Ä — * 
Aber auch ganz abgeſehen von dieſer nur die formelle 
Seite der Sache berührenden Frage, bei der die Actionen 
der Bolizeibehörde hätten ausgejchlofjen bleiben müſſen, jo: 
weit- fie angegriffen worden wären, ſei überdieß fein &lient 
duch die -Verfügungen der PBolizeibehörden materiell 
befchwert. Um dieſes darzuthun, wolle er nur, indem er 
fih im Näheren auf den Inhalt feiner früheren Eingaben 
und die Acten der VBerwaltungsbehörden beziehe, bier Fol⸗ 
gendes hervorheben. u —J 
Die feinem Clienten am 2% Juli 1855 ertheilte Con⸗ 
ceſſion ſei demſelben wieder entzogen worden: 
4) auf das einſeitige Gehör, von Perſonen hin, deren 
Ausfagen durch ihr eignes vermeintlich gefährdetes Intereſſe 
geleitet worden ſeien, welche daher jeder Richter, und jo- 
mit auch der Verwaltungsbeamte,. wenn er fich an defjen 
Stelle jege, nur mit gerechtem Zweifel ‚in. die Lauterkeit 
der Abficht der Deponenten aufuchmen. könne; 
2) geftügt auf ein Gutachten eines Beamten, Dem Die 
Fähigkeit: der technifchen Beurtheilung der. fraglichen Ge- 
werbanlage abgehe, und deſſen von ihn jelbft gewählter 
technischer Gebülfe, der nicht einmak amtlich verpflichtet 
worden fei, fein jpecielles Gutachten zu den Acten gegeben 


babe, jo daß nicht beurtheilt werden: fönne, inwieweit die. _ 


Beilage Nr. 253 5. 42. Prot. v. 31. Det. 1857, 11 


von dem Verfaſſer jenes. Gutachtens, entwidelten: Anfichten 
und Folgerungen jeine eignen ſeien ‚oder, nicht, das aber 
auch materiell deßhalb unbefriedigt laſſe, weil: es ſein Re— 
ſultat nicht etwa auf eine lediglich techniſche Beurtheilung 
der Frage, ſondern auf die Ausſagen der unter Ziffer 1 
‚erwähnten Perſonen gründe, und ſich ſelbſt das testimonium 
paupertatis ausſtelle, daß, ohne daß der Conceſſionsinhaber 
— Verfahren, d. 5. ſein Fabrikgeheimniß mittheile, eine 
Löſung der dem ‚Experten geſtellten Aufgabe unmöglich 
wäre,. das aber überdies in jeiner ganzen. Begründung in 
‚auffallenden Widerfprüchen, galbbeiten und falſchen Schluß: 
‚folgerungen werfire. Dazu komme, daß ae | 
3) die Conceſſionsentziehung ohne jede Berückſichtigung 
derjenigen Zeugniſſe ſtattgefunden babe, welche zum Theil 
von den angeſehenſten, intelligenteſten und unabhängigſten 
Einwohnern Pfungſtadt's zu Gunſten ſeines Clienten bei- 
gebracht worden wären, und ohne Daß die Beſcheinigungen 
des unpnittelbarften Rachbars des legteren — Zimmermann 
— und des ihm gegenübermohnenden Dr. med. Heumann, 
daß fie, wie die Fabrik jeit Monaten betrieden würde, nichts 
Dagegen einzuwenden hätten, Beachtung gefunden hätten, 
ſowie denn auch — h 
— 4) das Geſuch um Einholung eines Superarbitriums 
des Großh. Medicinatcollegd, dem unter allen Umftänden 
und umfomebr hätte willfahrt werden müffen, als der be— 
mu Kreisarzt, weil er ſich von Anfang an gegen 
die Goncefftonserthetlung ausgeſprochen, in dieſer Sache 
als befangen erſcheine, nicht berückſichtigt worden ſei.“ 
Die —*2 — iehnng habe endlich | 
5) flattgefunden, ohne daß irgend eine Gefahr auf dem 
Berzuge geitanden, oder ein Schaden entftanden ſei, ind- 
befondere ohne Daß der Bierbrauer Hildebrand fih während 
‚des beinahe zweijährigen Betriebd Der Fabrik bis jeßt be— 
müht ‚hätte, durch Vorzeigung von Proben nachzuweiſen, 
daß fein: Bier oder Malz unter den machtheiligen Einflüffen 
der benachbarten Fabrik gelitten habe. | — 
In keinem Bagatellproceſſe ſei aber ein ſummariſches 
Verfahren der: vorliegenden Art gerechtfertigt, noch viel 
weniger. aber. hier, wo im Falle der: Nothwendigfeit der 
Erwerbungen anderer Rocalitäten bedeutende pecuniäre Opfer 
verbunden mit großem Zeitverlufte auf dem Spiele. ftünden, 
welche ſeinem &lienten nicht ohne vollſtändige Entichädigung 
zugemutbet werden: könnten, und für welche neben den. be— 
treffeuden, Verwaltungsbehörden unter Umſtänden ſelbſt die 
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Staatskaſſe tenent ſei wenn von Seiten ſeines Clienten 
im Civilklagwege der nach dem Bisherigen nicht ſchwierige 
Nachweis erbracht würde, daß die Conceſſionsentziehung 
eine widerrechtliche geweſen wäre. in sang Dun 

An dieſe Ausführungen knüpft der Anwalt des Be- 
ſchwerdeführers, nachdem er nod angeführt hatte, daß der. 
Ungrund der Beſchwerde des Bierbrauers Hildebrand in 
einem meiterdings von dem dermaligen Gemeindevorfteher 
gemeinſchaftlich mit mehreren Gemeinderäthen aufgenom— 
menen Protokolle, weldes an das Großh. Kreisamt‘ einge 
jendet worden jet und auf Das er noch befonders aufmerf- 
ſam zu machen ſich erlaube, anerkannt worden wäre, die 
bereit8 oben hervorgehobene Bitte: | war 

In der im Eingange dieſes Berichts erwähnten meiteren 
Eingabe des Anwalts des Bejchwerdeführers. wird, ſodann, 
unter gleichzeitiger Ueberreihung eines Zeugniffes. des Orts: 
gerichtsvorſtehers zu Pfungſtadt, wonad Friedrich, Strauß, 
der ledige Sohn des Diftrictselunehmers Strauß zu Pfung— 
ftadt, wegen Geiſteskrankheit im Landeshospitale Hofheim 
ſich befindet, feinen, ſelbſtſtändigen „Haushalt, hat, vielmehr 
noch im väterlichen Brode ſteht, ſowie unter, Borlegung 
einer A ma Vollmacht von Seiten des genannten 
Vaters des. Beichwerdeführers, und, der betreffenden, Ber: 
fügungen der Berwaltungsbebörden., in Abſchrift, noch; be- 
ſonders bemerkt, daß in der Verfügung Großb; Miniſteriums 
des Junern vom 30, Januar 1857 keine Abhülfe der an 
die Kammern der Stände gebrachten, Beſchwerde enthalten 
ſei, indem Danach die bereits ertheilte Conceſſion feine 
Kraft haben, dem Inhaber derſelben vielmehr nur über: 
laſſen bleiben ſolle, um Ertheilung der Conceſſion noch— 
mals einzukommen. | | 


Schließlich wird ſodann nad) mit Rückſicht auf die in 
der Beschwerdevorftellung angeregte Gompetenzfrage: auf 
den gi 7 des Drgantjationsediots won 12. October 1808 
in den Worten: " J ââ— 
„No oft Streit entſteht, oder die Frage tft, ob der 

vorfonmende Fall unter ein vorhandenes allgemeines 
oder ſpecielles Geſetz ſubſumirt werden müſſe ode 

nicht, muß die Juſtizbehörde entſcheiden.“ e 
verwicjen und angeführt,» Daß die. Entſcheidung des Groß- 
berzoglidyen Staatsraths nach deſſen Rechtſprechung nicht 
eher provocirt Jet,” bis ein eigentlicher Competenzeonfliet 
der Gerichts⸗ und Verwaltungsbehörde vorliege, weßhalb 
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tionswege, verſucht werdem Eöune, = a1 uam, aller 
In dem ‚Schreiben. des betreffenden Herrn Regierungs— 
sommifjärd, in welchem die vol dem Referenten Ihres Aus- 
ſchuſſes erbetene Auskunftsertheilung enthalten; iſt, wird 
voreiſt hinſichtlich der unter Hinweiſüng auf den. Att. 180 
des Polizeiſtrafgeſezes in der, Bejchwerbenorftellung erör⸗ 
terten Frage über die. Befugniß „der, Verwaltungsbehörden 
zur Wiedereinziehung der von ihnen ertheilten Erlaubniß 
zum, „Betriebe, ‚eines. Gewerbes, für welche, eine ſolche  er- 
forderkich, iſt, im Allgemeinen. auf, „Die, Motive ‚und. ‚deu 
Bericht, der. Ausſchüſſe beider, Kammern zu Art. 183 und 
- 484 des Entwurfs, zum Polizeiſtrafgeſetz (Verhandlungen 
Der. zweiten Kammer der, Siände vom, Jahr 1846, Beil. 240 
and 241) ,.Bezug ‚genommen; und bemerkt, daß darin und 
durch Die Annahme, der. von ‚den, ‚erwähnten, —— 
beantragten Abänderung: des, Art: 183 des Entwurfs aus⸗ 
drücklich jene Befugniß, von welcher auch zu, allen zeiten, 
wo (fe... geboten geweſenn, unbeanſtandet Gebrauch gemacht 
worden wäre, anerkannt ſei. 


— 


Daß aber, ſo wird in dem erwähnten, Schreiben weiter 
herworgeboben, in dem vorliegenden Kalle genügende Gründe 
vorgelegen hätten, von der; Befugniß, Die ‚yon der; Verwal: 
tungsbehoͤrde ertheilte Conceſſion wieder einzuziehen „Ger 
brauch. zu machen, ergebe. ſich theils gus der Darftellung 
des Sachverhalls wie ihn die Beſchwerdeſchrift in ihrem 
Eingange enthalte, theils aus den dem Beſchwerdeführer 
zugegaugenen Verfügungen, ſowie aus. folgenden Bemer— 
man; 6 t de: Ba 
In Folge der eingegangenen Erklärungen dev Nachbarn 
des Beſchwerdeführers, ſowie der, Aeußerungen —I 
pobizeibehörde ‚und, des Kreikarztes. fei. bihreicheude, Woran: 
lafiumg vorbandensgewejen,. über die, Art, des Betriebs der 
beabfiytigten chemiſchen Fabrik, und deren „Einrichtungen 
in einem an ——— gelegenen von Rachbargebäuden 

nahe umgebhenen Locale ſich vorerſt genaue Vorlagen ‚machen 
zu laſſen, und das nik Meer Die; Beurtbeilung 


—— ſolche genauere Vorlagen) Die, bedingungsweile, Anz 
legung der; Fabrik mit, Rückſicht auf Die, Perfönlichkeit, des 
damaligen, Bittſtellers und weil e8 ah der Erwartung 
berechtigt, gehalten habe, daß derſelbe die geſtellte Bedin— 


x 
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gung genau einhalten werde, "die —— Vorkehrungen 
treffen würde, daß ſein Gewerbe die Nächbarſchaft nicht 
benachtbeilige oder beläftige, und feine Veranlaſſung ‘gebe, 
das ihm für den Gegenfall in Ausficht geftellte Einfchreiten 
zu verwirklichen, geftattet habe, jo gehe Doch. aus den 
weiteren Verhandfungen hervor, daß fich das Kreisamt in 
feinen Unterftellungen getäufcht babe, und daß in Folge 
diefer Verhandlungen inte werden, wie fie bereitö in 
diefem Berichte hervorgehoben wurden, näher angeführt), 
genügender Grund zur, Einziehung der Conceffion vorge: 
jenen Habe, Arch von dem Minifterium babe nach L 
fältiger Prüfung der Verhandlungen, der gegei die kreis— 
amtlichen Verfügungen erhobenen Beſchwerde aus den in 
feinen Entſchließungen enthaltenen Gründen nicht ſtattgegeben 
werden können, zumal es feinem Zweifel unterliege, da 
das Kreisamt die Erlaubntg zur Anlegung der Fabrif au 
nicht bedingungsweife hätte ertheilen ſollen, bevor es fi 
um Mindeiten darüber verläjligt gehabt, daß den mit dem 

erriebe derfelben für die Nach neiaft verbundenen Nach—⸗ 
theilen durch befondere Einrichtungen vorgebeugt werden 
fönne, und dieſe vor der Geftattung des Betriebs auch 
hergerichtet worden wären. 

Welcher Werth; übrigens’ den Beſcheinigungen beizu— 
legen jet, welche von dem Beſchwerdeführer 'von feinen 
unmittelbarften Nachbarn und früheren Gegner feiner An— 
fage darüber beigebracht worden ſeien, Daß fle durch Die 
Fabrik, Jo wie fie ſeit Monaten betrieben werde, 
feine Beeinträchtigung erführen, laſſe ih daraus beur— 
theilen, daß der eine diefer Nachbarn fih veranlaßt: ges 
funden babe, in einer Eingabe an dad Kreisamt vom 
10. Juni dieſes Jahrs die Anzeige zu machen, daß er zwar 
vor längerer Zeit eine Erklärung zu Gunften der Stenüß’)äpen 
Fabrik abgegeben‘ babe, daß er aber, da mm der Inhalt 
jener Erklärung jeitber eine Unwahrheit geworden jet, fi) 
Vefber die Anzeige glaube ſchuldig zu jein, daß jeit mehreren 
Wochen wieder ein unerträglicder Geruch die Nachbacſchaft 
der Strauß'ſchen Fabrif verpefte. he 

Nach dem mas vorliege, babe das Kreisamt die von 
ihm anfänglich ertheilte Erlaubniß zur Ankage der Fabrif 
auf Beſchwerden der Nahbarn 'felbit wieder 'chige- 
zogen, und das Miniftertum den von dem Beichwerdeführe 
Dagegen ergriffenen Recurs verworfen. In höchſter Inſtanz, 
ar welche ſich zuwenden, beiden Theilen freiſtehen müſſe, 
ſei daher die Erlaubniß nöch gar nicht ertheilt worden, fie 
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babe aljo, abgeſehen von allem Anderen auf die von den 
Nahbarn erhobene Beſchwerde ohne Zweifel von dem 
Minifterium verweigert werden. können, wenn fie im vor— 
fiegenden Fall nicht ſchon vorher, ehe die Sache an das 
Minifterium gelangt war, von dem Kreisamte zurückge— 
nommen geweſen wäre, SE 

Uebrigens jei dem Beichwerdeführer die Erlaubniß zur 
— der Fabrik von dem Miniſterium noch keines— 
wegs unbedingt verweigert worden, indem ihm in der 
Verfügung vom. 30. Januar 1. 38. noch eine Entſcheidung 
hierübet in Ausſicht geftelt worden wäre, jobald er die 
zur Prüfung feiıtes Grluchs nöthigen Vorlagen, insbeſondere 
bezuglich der zur Beſeitigung von Nachtheilen für die Nach— 
barſchaft zu treffenden Einrichtangen gemacht haben merde, 
Diejer Aufforderung wäre er aber bis jetzt nicht, nachge— 
kommen, indem er es mehr in ſeinem Intereſſe zu finden 
ſcheine, ſich wegen unbefugten Geſchäftsbetriebes flrafen zu 
laſſen, wie in Folge fortwährender Klagen der Nachbarſchäaft 
bereitd öfter geſchehen Jet, als zur Erlangung der ge 
wünjchten Erlaubnig Einrichtungen in Vorſchlag zu bringen, 
welche die wohlbegrimdeten Einwendungen der Nahbarichaft 
genügend zu befeitigen geeignet wären. — 

Dir Inhalt der Angabeil der über“ den Sachverhalt 
vernommenen Perſonen, die Arußerungen der Lokalpolizei— 
bebörde, ſowie das Gutachten" des Kreisarztes, find und 
im Nähern nicht mitgetbeilt worden, wir müſſen uns daher 
bei der Begründung unferes nachſtehenden Antrags auf das 
zuvor! Erwähnte lediglich beſchränken. 

Die formellen Bedenken, welche wir in unſerem frühern 
Berichte hervorgehoben haben, find nunmehr beſeitigt, wes— 
halb wir uns alsbald zur Sache ſelbſt, die den Gegenſtand 
der, Beſchwerde bildet, wenden. Wir. beginnen mit der 
Prüfung der in der 8 


7 
J 


eſchwerdevorſtellung beſonders her: 
vorgehobenen Competenzfrage der Frage nämlich: ob 
die Berwaltungsbehörde, insbeſondere hier Die Polizeibehörde 
berechtigt jet, eine einmal zum Betriebe, eines Gewerbes 
ertheilte Conceſſion wieder ‚einzuziehen... NT 
Ueber den. Betrieb ‚der Gewerbe und die über. diefelben 
zu führende Aufficht beftehen im Großberzogthum mehrere 
Beispe und Verordnungen. I 
Schon in dem Geſetz vom 2. Juni 1821 (Regierungs⸗ 
bfätt Seite 236) wurde tm Artikel 2, beftimmt, dag ſämmt⸗ 
liche Gewerbe der polizeilichen Auffiht unterworfen bleiben 
jolten, und in dem die gleichmäßige Beſteuerung der 
2 


— 
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Gewerbe beireffenden Gejeke vom 16. Juni 1827 (Regie- 
zungsblatt Seite. 185), nachdem ſchon im Art; 1 defjelben 
bervorgehoben worden war, daß Jeder, der mit einem 
Gewerbspatente verfehen jet, die darin bezeichneten Gewerbe 
innerhalb des Großherzogthums betreiben fönne, in ſofern 
nicht dazu eine bejondere Erlaubniß erfordert werde, in 
Artikel 2 bemerkt, daß die Staatsregierung Diejenigen 
Gewerbe. bezeichnen werde, bei welchen aus polizeilichen 
oder ſonſtigen Rückſichten die Einholung der Zuftimmung 
der höheren Adminiftrativ-Behörden der Ausfertigung des 
Patents vorausgehen müſſe. Im $. 1 ter Verordnung 
vom 1. December 1827, die AnETUBUNG des Gewerbe- 
fteuergefeßes betreffend (Regierungsblatt Seite 503), wur: 
den biernach die Gewerbe bezeichnet, bei welchen aus poli- 
zeilichen Rückſichten die Einholung_der erwähnten Erlaubniß 
erforderlich jet. und darunter namentlich die Errichtung 
64 Gewerbsanlagen erwähnt, welche für die Nachbar— 
haft gefahrvoll find, oder einen a Rbnlrce und läſtigen 
Geruch verbreiten. Sm $. 19 dieſer Verordnung beißt 6 
„Die Ausfertigung aller Gewerböpatente für Anländer 
geinich! durch die Bürgermeifter unter, folgenden 
edingungen: wo | 

1) Da, wo eine vorgängige Erlaubniß erfordert 
wird, muß. der Erlaubnißſchein das erſte Mal 
eingeholt und dem Bürgermeifter angezeigt wer- 
den, bevor er das Patent abgeben darf; 

2) in den folgenden Jahren ift die Vorzeigung des 
nächft vorhergehenden Patents hinreichend, jo 
lange niht andere Gründe zur Berwei- 
gerung eintreten.“ 

und im. $. 20 wird beftimmt: 
„Die Ertbeilung des Patents kann verweigert werden : 


| 2 Re A | Bey! 
— Wenn der Betrieb bes Gewerbes aus poli— 
zeilichen oder finanziellen Rüdfichten ver- 

boten it." — Fk 
Endlich ift in, dem der Verordnung beigefügten Formu⸗ 
far zur Ausftellung der Gewerbspatente ausdrüdlih her— 
vorgeböben: ur —— 
„Der Inhaber dieſes Patents iſt berechtigt, die darin 
erwähnten Gewerbe ungehindert: zu. betreiben ꝛc. 26, 
injofern feine ausſchließende Gewerbsprivilegien, oder 
Bolizeiverordnungen im Wege fteheu.” 


) 
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In der Befanntmahung vom 27. Juni 1828 (Regie 
rungsblatt Seite 389) werden fodann die Landräthe, deren 
Funktionen auf Die jegigen Kreisämter übergegangen find, 
ald die Behörden bezeichnet, bei welchen die Erlaubniß zur 
Anlegung von Gewerben der in Rede ftehenden Art einzu: 
holen ift, Unterm 26. März 1841 wurde unter Hinwetjung 
auf Die bereit3 amgeführten Beftimmungen verordnet (Re: 

terungsblatt Seite 209): daß Diejenigen, welche eines der 

alien Gewerbe ohne zuvor eingeholte Erlaubniß betrei- 
ben würden, neben der wegen Betrieb8 deſſelben ohne Patent 
etwa verwirkten Defraudationsftrafe, mit einer Polizei— 
ftrafe von 3 bis 7 fl. für jede Zuwiderhandlung belegt 
werden follten. 

Ale dieſe Beftimmungen famen verjchiedentlich zur 
Sprache, als es fi im Sabre 1846 um die Einführung 
eines neuen Polizeiftrafgejeges handelte. Der damals in 
den Entwurf deſſelben aufgenommene Artifel 183 lautete: 

„Wer ein Gewerbe, zu deffen Betrieb die Erlaubniß 
einer höheren Verwaltungsbehörde erforderlich ift, ohne 
diefe Erlaubniß erhalten zu haben, betreibt, oder 
die Grenzen der ihm ertheilten Befugniß überjchreitet, 
ift, infoweit die Zumiderhandlung nicht unter einen 
anderen Artikel des MBolizeiftrafgefeges fällt, neben 
der etwa wegen Betrieb8 des Gewerbes ohne Patent 
verwirkten Strafe der Defraudation der Gewerböfteuer 
mit 3 bis 20 fl. zu beftrafen ;* 
und der Artikel 184 des Entwurfes beftimmte: 

„Wer der Befugniß zum Betriebe eines Gewerbes 
für immer oder auf eine Zeit lang für verluftig 
erklärt worden ift und gleichwohl dieſes Gewerbe 
betreibt, verfällt -in eine Strafe von 5 bis 30 fl., 
oder in eine Gefängnißftrafe von 8 bis 14 Tagen. 

In den Motiven zu den erwähnten Artikeln wird, ſo— 
weit fie bier intereffiren fönnen, nur angeführt: 

„Sn den Fällen, in welchen neben dem Gewerbspatent 
auch eine befondere polizeiliche Erlaubniß zum Betrieb 
eines Gewerbes nöthig ift, macht ſich derjenige, der 
ein ſolches Gewerbe unbefugt ausübt, eines doppelten 
Vergehens ſchuldig, indem er nicht allein die Ge- 
werbfteuer defraudirt, fondern auch dem Verbote, das 
Gewerbe ohne jpecielle polizeilihe Erlaubniß zu be— 
treiben, entgegen handelt. 

Auf Diefes auch ſchon bei anderen Weranlafjungen, 
z. B. in dem Gejeg vom 19. April 1839 wegen unbefugter 
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Ausübung des Steuermannsédienſtes, adoptirte Princip 
gründet fi) die Verordnung vom 26. März 1841, die dem, 
der die erforderlicye polizeiliche Erlaubniß nicht einholt, bes 
jondere Polizeiftrafe androht. Dasſelbe beſtimmt der vor- 
liegende Artikel 183. Im der Verordnung vom 1. Decems 
ber 1827 find die Gewerbsanlagen, welche für die Nach— 
barſchaft gefahrvoll find, oder einen ungejunden oder läftigen 
Geruch verbreiten, als ſolche bezeichnet, zu deren, Betrieb 
poltzeiliche Erlaubniß erforderlich iſt. Sache der Polizei 
verwaltung ift e8, wenn Geſuche um Geftattung folder 
Gewerbsanlagen bei ihr eingereicht werden, näher zu unter— 
juhen, ob die Lofalitäten ꝛc. jo gewählt find, daß Die 
Erlaubniß feinem Anftande unterliegt. Da in einzelnen 
vorderen Artifeln des Bolizeiftrafgejeges für gewiſſe Fälle, 
wo Jemand unbefugt ein Gewerbe betreibt, oder die ihm 
bei Ausübung des Gewerbes, wozu er berechtigt ift, ges 
zogenen Grenzen überjchreitet, 3. B. wenn ein Spezereifrämer 
unbefugt gewille Giftarten verkauft, bejondere Strafbeftim- 
mungen enthalten find, fo ift es nöthig, hierauf ausdrücklich 
Bezug zu nehmen. 


Die Befugniß zum Betrieb eines Gewerbes kann in 
gewiffen Fällen (Artifel 7 oder 9 des Strafgeſetzbuches) 
durch richterliches Erkenntniß als Strafe wegen eines Ver— 
bredyens oder Vergehens, außerdem aber aud) unter gemiflen 
Borausfegungen von der Bermwaltungsbehörde ent: 
zogen werden. Es bedarf daher auch einer bejonderen 
Strafandrohung gegen diejenigen, welche dem Verbote ein 
gewifies Gefchäft zu betreiben, entgegenhandeln. Die in 
dieſem Artikel (184) angedrohte Strafe ift höher gegriffen, 
- als in dem vorhergehenden Artifel, weil e8 einen flrafbaren 
Trotz gegen die Obrigkeit beurkundet, wenn Jemand des 
ihm ſpeciell zugegangenen Berboted ungeachtet ein Gewerbe 
unbefugt ausübt, als wenn er verfünmt hätte, um die 
polizeiliche Erlaubniß, die ihm vielleicht verweigert worden 
wäre, nachzuſuchen. 


Mit diefen Motiven zu Artikel 183 und 184 des Ent- 
wurfd zum Polizeiſtrafgeſetz hatten fi) die berichtenden 
Ausſchüſſe beider Kammern im Wefentlichen einverftanden 
erklärt, jedoch beantragt in Artikel 183 die Worte: „er= 
halten zu haben“ zu ftreichen, jo daß alſo die Beltim- 
mung in Art. 183 ſowohl denjenigen treffen ſollte, der ohne 
Erlaubniß der Verwaltungsbehörden ein derfelben bedürfen: 
des Gewerbe ausübe, als denjenigen, der es fortbetreibe, 
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nachdem ihm Die Erlaubniß von der zuftindigen Behörde 
wieder entzogen worden fei. 

Beide Kammern genehmigten die Anträge ihrer Aus: 
ihüffe und e8 wurden demgemäß die Artikel 175 und 176 
in das Polizeiftrafgefeb vom 2. November 1847 in der von 
der Regierung vorgeichlagenen FZaffung mit Weglaffung der 
Worte: Pr kalten zu haben“ gerade jo aufgenommen, 
wie fie in dem jegigen Polizeiftrafgejeß vom 30. Det. 1855 
in den Artikeln 180 und 181 reproducirt worden find. In 
den Motiven zu dem leßteren und in den ihm voraudge: 
gangenen Austhufberichten der Kammern, find in der bier 
in Rede ftehenden Beziehung diefelben Gefihtspunfte wie 
bei dem Polizeiftrafgejeß vom Jahr 1847 maßgebend ge— 
weſen, indem zu den fraglichen Artifelu weder darin, noch 
bei den jpäteren Kammerverhandlungen irgend etwas bemerft 
wurde. | 
Hat man aber, unter Berüdfihtigung der ſchon früher 
deßhalb beſtanden habenden gejeglicyen und reglenientären 
Befikumungen bei den Berathungen der Kammern über das 
einzuführende SPolizeiftrafgefeß die jhon in der Natur der 
Sache und der beftehenden Verhältniſſe begründete Befug— 
niß der Bolizeiverwaltungsbehörden ertheilte Gewerbe-Con⸗ 
ceflionen, zu denen poltzeilihe Erlaubniß erforderlich ift, 
unter beftimmten DBorausjegungen und Umſtänden wieder 
einzuziehen, in feiner Werfe beanftandet, fie vielmehr aus: 
drücklich anerkannt, und haben dieſe Behörden, wie in. der 
und gewordenen Mittheilung des Großh. Minifteriums des 
5 ausdrücklich hervorgehoben wird, von der ihnen zu— 

ehenden Befugnig in den Fällen, wo ihnen ſolches nörhig 
erjchienen war, zu allen Zeiten Gebrauch gemadıt, fo wird 
dieje bier, in dem vorliegenden Falle, um jo weniger ixgend- 
wie bezweifelt werden fünnen, da die dem Befchwerdeführer 
ertheilte Coneefjion zur Anlegung und zum Betriebe feiner 
Fabrik unter der ausdrüdlichen Bedingung erfolgte, 
Daß durch den Gefchäftöbetrieb alle die öffentliche Sicher: 
heit oder die Gejundheit gefährdenden, für die Nachbar: 
Ihaft nachtheiligen Einflüffe vermieden würden, und fi 
der Petent deßhalb alle aus polizeilichen Gründen etwa 
ae erachtet werdenden Abänderungen gefallen laſſen 
müſſe. 

Zeigte ſich nun, nachdem die Fabrik in Betrieb geſetzt 
worden war, daß deren Inhaber die ihm geſtellten Bedin— 
gungen nicht beachtete, daß er vielmehr, wie in dem Schrei: 
ben des Heren Regierungscommifjärs angeführt wird, die 
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mit Rückſicht auf feine Perfönlichkeit von ihm gehegten 
Erwartungen täufchte, jo konnten zwar die durch feine Fa- 
brifationen benachtbeiligt ſich Haltenden Nachbarn, den in 
der Beichwerdevorftellung bezeichneten Weg einschlagen, aljo 
den Givilrichter angeben, um bei dieſem Abbülfe ihrer 
Beichwerden zu erlangen, fle fonnte aber auch ſich dieſe in 
einer anderen für fie minder Eoftfpieligen und rajcher zum 
Ziele führenden Weiſe dadurch zu verichaffen ſuchen, daß 
fie das Einjchreiten der Botizelbehörde provocirten. 
Daß dieſe hiernach, oder wenn fie auf anderem Wege 
von dem der geftellten Bedingung widerfprechenden Gefchäfts- 
betriebe Kenntniß erlangte, competent geweſen jei, Abän— 
derungen in der Art und Weife des Fabrikbetriebs anzus 
ordnen, oder die einmal von ihr ertheilte Conceſſion zu res 
vociren, wird zwar gerade-in der bei der Kammer über 
reichten Bejchwerdevorftellung beftritten, allein wie aus dem 
Bisherigen jchon hervorgeht, unferes Erachtens ohne allen 
Grund. Denn wenn wir au ganz davon abjehen wollen, 
daß der Beichwerdeführer die Zuftändigfeit der Verwaltungs⸗ 
behörden, wie fidy aus feinem Recurs gegen Die freidamt- 
lichen Verfügungen an das Miniftertum ergibt, früher nicht 
zu beanftanden magte, die ihm zugegangenen Weiſungen 
vielmehr nur aus ——— und materiellen Gründen an— 
gefochten hat, fo geht Doch nicht nur aus den angeführten 
Verhandlungen der Factoren, welche bei der dermaligen 
Polizeigefeßgebung mitwirkten, namentlich daraus, daß in 
Folge davon in dem Artikel 183 des Entwurfs die Worte: 
„erhalten zu haben“ geftrichen wurden, fondern noch mehr 
daraus, daß es nad den dermaligen Beltimmungen noch 
‚viele Verhältniſſe— gibt, in welchen die Poltzeiverwaltung 
ohne Rüdfiht auf bereits beftehende Vermögensrechte, zu 
denen allerdings auch ertheilte Gewerbsconcefjionen zu 
ählen find, in ähnlicher Weife wie hier geſchehen aggrej- 
—6 verfahren und einſchreiten kann, mit Evidenz hervor, 
daß der Kreis ihrer Attributionen ein weiterer ift, als ihr 
von Seiten ded Anwalts des Querulanten zugeftanden 
werden will. Wir wollen in Diefer Beziehung, um nur 
ein Beispiel anzuführen, daran erinnern, daß dem Einfturz 
drohende auf vorgängige polizeiliche Erlaubniß errichtete 
Gebäude, wenn deren Gigenthümer in der Ausführung der 
ihnen zur Abwendung der Gefahr zugegangenen polizeilichen 
Weifungen ſäumig find, ohne ÜBeitercs Auf Anordnung 
der Poltzeiverwaltungsbehörden auf Koften der Eigenthümer 
niedergerifjen werden fönnen, obgleich darin ein höchft be: 
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langreicher . Eingriff in das Privateigenthum gelegen ift. 
Derartige Befugniffe werden aud der Polizeiverwaltung in 
der bier in Rede ftehenden Beziehung durch die von dem 
querulantiichen Anwalte angerufenen Beltimmungen in 
Art. 180 des Polizeiſtrafgeſetzes nicht entjogen. Denn 
wenn auch danach und in dem. hier weiter ea 
Art. 181 demjenigen, der ein. Gewerbe, zu defien Betrieb 
polizeiliche ai Ta erforderlich ift, ohne dieſe, oder nach— 
dem er deſſen Betrieb. für immer oder zeitweije verluftig 
erklärt worden ift, betreibt, nur von dem Polizeigerichte zu 
erfenneude Strafen angedrobt werden, fo. ift doch damit 
nicht dargethan, daß wenn die zuläffigen Strafen den Re: 
nitenten nicht veranlaffen zur Ordnung zurüdzufehren, die 
Polizeiverwaltung nicht berechtigt fein Sollte, die Mittel zu 
ergreifen,: die erforderlich find, um ihre Zwecke zu erreichen. 


Wäre die entgegenftehende Anficht richtig, ſo würde die 
Polizeigewalt im dem: ihr ‚obliegenden Schußge der Privaten 
und des Publikums gegen das illegale Verhalten der Ges 
werbtreibenden: gänzlich gelähmt fein, indem fich dieje, wenn 
fie ſolches, wie es bier bei dem Beichwerdeführer ıder Fall 
zu jein ſcheint, in ihrem Intereſſe finden jollten, nur fort- 
während von dem PBoligetrichter Strafen zu laſſen brauchten, 
im Uebrigen aber’ zum geößten Nachtbeile des Publifums 
oder benachtheiligter einzelner Staatsbürger ganz frei und 
nach Belieben: ihr. Gewerbe fortbetreiben könnten. Es 
liegt: hiernach im der Natur der Säche, und iſt nach der 
beſtehenden Einrichtung und Drganifation der, Staatöbe: 
börden unferes Wifjens.bisher audy nicht beunftandet worden: 
Daß die’ PBolizeiverwaltung, wenn: deffallfige Strafandroh: 
ungen und jebft; dev Vollzug der Strafen hartnäckige Re— 
nitenz des Einzelnen: nicht ‚beugen, dieſe vielmehr: zum 
Nachtheile ihrer Mitbürger oder der Geſammtheit indem 
Ungehorfam gegen obrigfeitliche , Anordnungen verhätren, 
die: dem Zweck entſprechenden Mittel v ergreifen "kann und 
muß, um ihre Berfügungen zu exequivren. f. — 


Wollte man aber ‚auch die unbedingte Befugniß der 
FR LH von ihnen ertheilte Conceſſionen zu gewerb⸗ 
ichen Anlagen wieder einzuziehen in Frage ftellen, fo 
würde ..doch immerhin dieſelbe da nicht bezweifelt werden 
können, wo die — des deßfallſigen Autrags an 
Bedingungen ‚oder einen Vorbehalt geknüpft war, und jene 
nicht. etitgetreten find, oder hinteichender Grund vorlag von 
diejem Gebrauch zu iachen.. AK TE — 
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Dieſes war aber bier bei dem Beichwerdeführer der 
Full. Ihm war bei der Ertheilung der nadhgefuchten Con— 
ceſſion ſofort eröffnet worden, daß er fih alle aus poli- 
zetlihen Gründen etwa nöthig werdenden Abänderungen 

efallen laſſen müffe, und er wurde insbefondere darauf 
— daß namentlich ſeine Nachbarn durch ſein 
Fabrikationen nicht beeinträchtigt werden dürften. 7 

Wenn es ſich daher, nachdem die Fabrik in Betrieb’ ges 
jeßt worden war, wie die Polizeibehörde in Folge aliges 
ftellter Ermittelungen unterftellte, zeigte, daß der Be: 
Ihwerdeführer duch Ausübung jeines Gewerbes der thin 
—— und von ihm ſtillſchweigend gutgeheißenen Be— 
ingung.. ohnerachtet, ſeine Nachbarn benachtheiligte, jo 
war die Verwaltungsbehörde nicht nur berechtigt, demſeben 
Abänderungen anzubefehlen, Die geeignet waren den belä— 
ftigenden Einflüffen feiner Fabrifate zu begegnen, jondern 
founte auch, wenn derartige Abänderungen nit. erfolgten 
oder ‚für ungenügend befunden wurden, in Folge ihres 
Vorbehalts zur am Weiteften. gteifenden Abänderung der 
ertheilten Conceſſion, alfo zu deren Einziehung , Ichreiten. 

. Daß endlich nach. längerer. Zeit: zur dieſem Mittel’ ger 
ſchritten wurde und arten ‚werden mußte, bat der Ber 
ſchwerdeführer ſich jelbft” beizumeſſen, da: ex die in Folge 
feines. oben erwähnten Geſuchs um, Erläuterung. der: kreis— 
amtlichen Verfügung. vom. 14. Juni 1855 ihm. den ferneren 
Betrieb. feines Geſchäfts zuſichernden Nachmeije nicht ‚ge: 
fiefert hat, damit alſo thatfächlich zu erkennen gab, daß er 
feine Einrichtungen treffen könne ‚oder wolle, die den in 
Rede ftebenden Nachtheilen vorzubeugen. im Stande: wären. 
Davon, daß die oberen Polizeibebörden zu den von ihnen 
erlafjenen Verfügungen nicht competent. gewejen ſeien, kann 
daber unſeres Erachtens feine Rede fein. Fa, f 

Was aber dies Frage betrifft, ob ſich Durch. die flatt: 
— Verhandlungen, namentlich die Depoſitionen und 

ngaben der Zeugen und der angeblich betheiligten Nach— 
barn des Querulanten, jowie Die eingehplten Gutachten 
ein genügender Beweis der. Benachteiligung Dritter durch 
den’ Betrieb der Fabrik ergeben Gabe, ob insbejondere det 
Kreisarzt und Der von ihm zugezogene Techniker befähigt 
ſeien, ein beachtungswerthes Gutachten in Diefer Angeles 
genheit abzugeben, jo dürfte ſich die. verehrlihe Kammer 
nicht in der Lage befinden, auf” deren Crörterung einzu— 
schen, zumal uns überdieß die betveffendeit Acten nicht 
mitgethetlt worden find, deren Einſicht allein aber die deß- 
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fallfige Prüfung ermöglichen würde. Jedenfalls wurde aber 
auf den Inhalt der Angaben der Zeugen, die ſich zu 
Gunften des Fortgangs der Fabrik ausgeiprodhen haben 
jolen und namentlih der Bejcheinigungen dev zwei. Nach— 
barn des Duerulanten, Die erklären, daß fie gegen die 
Fabrik, wie ſolche feit Monaten. betrieben werde, nichts 
einzumenden. hätten, und denen der Querulant fo- großen 
Werth beimigt, gang abgejehen davon, daß einer derjelben 
feine Erflärung ſpäter vereidete, ſchon um defwillen fein 
Gewicht gelegt werden fünnen, weil es je nad ‚der Be: 
ſchaffenheit der verfchiedenen dem Bejchwerdeführer conce- 
dirten Fabrikate recht gut möglich, ja jogar wahricheinlich 
ift, daß das eine oder andere deſſelben bei feiner Bereitung 
nad Geftalt der Verhältniſſe und namentlich der Witterung, 
bisweilen gar nicht, bisweilen mehr oder weniger die Nady: 
barjchaft incommodirte. 

» Daß der Anwalt des Querulanten am Schlufje feiner 
nachträglichen Eingabe hervorhebt, daß vorerſt nur die 
Berichtigung des Gompetenzpunfts im Petitionswege ver- 
fucht werden könne, dürfte “Übrigens als ein Fallenlaſſen 
der ursprünglichen weiter gehenden Bitte nicht zu betrachten, 
vielmehr die verehrliche Bas veranlaßt fein, fih auch 
darüber auszufprechen. 

Wir find hiernach mit Rückſicht auf die vorftehenden 
Ausführungen und da e8 der Beichwerdeführer unterlaflen 
bat, die zuerft jeßt urgirt werdende Gompetenzfrage bei 
den früheren Berhandlungen und vor den betreffenden Staats: 
behörden zur Sprache zu bringen, und auf ihrer Erledigung 
zu beftehen, der Anficht, Daß fih der Querulant, gegen 
den alle nad "Tage der Sache thunliche Rüdfichten ge: 
nommen wurden, und der fein Geſchäft jogar bis jeßt fort- 
betrieben Hat, über die Verfügungen, durch welche ihm 
der Betrieb feines Gewerbes in dem jebigen Locale ent— 
zogen fein, refp. werden joll, mit binreichendem Grund um fo 
weniger bejehweren kann, als ihm nach der Minifterialver- 
fügung vom 30. Januar dieſes Jahrs, Die übrigens nicht 
geeignet erfcheint die jegige Beichwerde zu beſeitigen, noch 
nicht alle Ausficht benommen ift, feine Anlagen zu erhalten 
und fein Gewerbe darin fort zu betreiben. 

Unfer Antrag kann daher, und da wir die allerdings 
wohl nicht unbedeutenden pecuniären Nachtheile, welche der 
Querulant durch Veränderung der bisherigen Verhältniſſe 
erleiden wird, nicht berüdfichtigen Dürfen, nur darauf ge- 
richtet fein: . z 
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* vorliegenden primären Beſchwerde keine Folge zu 
geben. 

Einen gleichen Antrag müſſen wir auch bezüglich der 
eventuellen Bejchwerde, * Bitte nach dem zuvor Ange: 
führten, ſowie um deßwillen ftellen, weil wir nicht einfehen, 
in welcher Weije insbejondere durch ein techniſches Gut- 
achten in höherer Ynftanz jegt noch die Beläftigungen ſollten 
ermittelt werden fünnen, welche die Nachbarn des Befchwer- 
deführers durch deſſen Kabrikbetrieb in der vergangenen 
Zeit erfahren haben, und auf die e8 -in der Ddermaligen 
Lage der Sache doch allein anfommen kann, während es 
für Die Zukunft in der Hand des Befchwerdeführers gelegen 
fein würde, die Bereitung der Stoffe zu unterlaflen, Dur 
welche die bisherigen Nachtbeile herbeigeführt wurden. 


Beilage Nr. 254 
zum 429. Protofol vom 31. October 1857. 


Antrag des Abgeorpneten Dr. von Grolman, ge. 
ftelt zum Protofoll der 42, Sigung der zweiten 
Kammer des 15. Landtags, 

in Betreff der außer Circulation gefegten und 
beſchädigten Silbermünzen, ſüddeutſcher Währung. 


— — — — 


Der Abgeordnete Dr. von Grolman ſtellt den Antrag: 
die Großherzogliche Staatsregierung zu erſuchen: 
eine Anordnung entweder zu Gunſten der Ange— 
horigen des Großherzogthums zu treffen, oder mit 
den übrigen Staaten der ſüddeutſchen Währung 
verabreden zu wollen, wonach diejenigen Silber— 
münzen, welche wegen erlittener Durchlöcherung, 
oder Beſchneidung, oder aus anderen Gründen 
eine gewaltſame Beſchädigung in öffentlichen Kaſſen 
nicht angenommen zu werden brauchen, gegen Ver— 
gung eines angemefjenen Werths an öffentliche 
aſſen oder an die Münzanftalt zum Einjchmelzen 
abgeliefert werden können.” 
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22 Beilage Nr. 85 
zum 48, Protokoll. vom 3, November 1857. 


Bericht des erſten Ausſchuſffe 
‚über die Vorlage des Großherzogl. Minifteriums 
des Innern, eine Nachforderung zum Hauptvor- 

anſchlag ver Staats- Ausgaben für 185”/,, zur 

‚ Anlage Nr. 33, als Beitrag zur. Civildiener- 
Wittwenkaffe von 48,677. fl. jährlich betreffend 

(Beil. Nr. 140, S. 12 und 237); 

erflattet von dem Abgeordneten Küchler. 


4 
Is , f ‘ 5 ! ie 


Die in dem Hauptvoranſchlage von 1854” vorgeſehenen 
Staatöbeiträge & 48,677 rl ausſchließlich der weiter zu 
9000°fl. verauſchlagten Sterbquartafe überfehreiten die Ver: 
willigimg von 185% im jährlich 30,000. fl. 7," 
Bekanntlich wurde die Befchlußnahme über diefen Poften 
bisher audgefeßt, weil die 66 Staatsregierung die 
nähere Begründung des abſoluten Bedürfniſſes in beſonderer 
Provofition vorbebalten hatte. ——— 
Das Großh. Miniſterium des Innern hat, nunmehr in 
dieſer Beziehung, den. unter Nr, 237 der Beilagen. abge: 
dxuckten Erfaß vom 14. October an die zweite Kammer ges 
langen laffen, worin unter Vorbehalt: jener derzeit noch 
immer behinderten ‚Propofition. die einftweilige Aufnahme 
des angeſprochenen Betragd in das Staatsbudget ange: 
ſonnen wird. * 
Ihr Ausſchuß glaubte Anſtand nehmen zu müſſen, ohne 
allen Einblick in die Verhältniſſe des Civildiener-Wittwen⸗ 
kaſſeinſtituts darauf einzugeben, und erbat deßhalb vererft 
nähere Aufflärumgs:. 1 0-2. ll, ta 
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Es ift uns dieſe inzwifchen durch ein Schreiben des 
Herrn Minifterialpräfidenten vom 21. diejed Monats, unter 
Beiſchluß des vorliegenden umfaflenden Gutachtens über 
dieje Angelegenheit zu Theil geworden. Das Schreiben 
beſagt insbejondere: 

„Was IA Urfachen der en en ng % — 
diener⸗Wittweninſtituts betrifft, ſo dieſe in dem 
—— tete toßh: 8. eimen-Öber- 
— Dr. Hügel und des Großh. — 
rat liug; in den ‚SS, 2885 augführlich ange- 
— Ara Tin "bie N —5 A “ N 
Jahr 1808 erfolgten Gründung des Civildiener-Witt-⸗ 
weninftituts, gegen Die arfpruugliche Abficht und gegen 

au alle Berechnung, Die’ Staatszuſchüſſe "zunigeringiige- 
2 griffen ‚worden find, und Daß Ye die Haupturſache 
des mißlichen guſtandes des Inftituts zu iſt. 
Zugleich enthält dieſes J —* 
—* — Ermittelungen beruhende Darſtellung des 
3 Tepe Standes des Civildiener-Witlweuinfinuts, 
und eine, Berechramg der Mittel; welche: erforderlich 


find, um, | (fe 3uF nachholti N; Hill N 
N ER ma I a — PAR 
Am Schlufje ift ſodann noch die Bemerkung beigefügt, 
daß die bei der in Ausficht geftellten Regierungspropofition 
jeht noch ‚ahtmeltenben Auitänag. Fi. Goen ie Bäaffi- 
tcatipn, ‚der, Dienfiftellen ezögen „-indeilen pon keiner. ers 
ehlichen ‚Bedeutung, jeien, ‚Ind u. erwarten ſtehe ‚daB 
jene an, die, Stände, Hakd merbe „erfpl en ‚können, 
Bug! ich iſt ſchließlich Die Verſicherung ertpeil ‚ daß, die 
endftcptigfe neue Klafitftcatiot von der dermalen beſtehenden 


nicht weſentlich perſchieden ſei. — — 
"Das vorerwähnte Gutachten enthält, die nähere Aug: 
Korn der oben — Haupturſache des miß— 
lichen Standes der Cyildienet Wirrwenanftalt. " Wir- ent- 
nehmen dataus, Daß eine der ’ wichtigften Sriidienet bei 
Berechnuing der Anſtalt iin Jahr 1808 darin beſtehend, daß 
nur die Hälfte des Bedürfniſſes Für die Penfloten von Den 
Mitgiiedern ſelbſt beigebracht , Die andere Hälfte aber ans 
anderen’ Fonds zugefchoffen erden ſollte, nicht jur Er— 
füllung gekommen ift. —— 
Das Gutachten verbreitet ſich darüber woͤrtlich in fol- 
gender- Weiler Up SHRTC HET AEL TO ITERN 
| „Die Beiträge der ‚Bonds, welche die Hälfte: deB 
Bedürfnifjes deden follten, find gleich von Äufaug am 
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meh hintex den Beiträgen: das Mitglieder; , wodurch 
en die anders Hälfte, des Bedürfniſſes zu forgen war, 
zurückgeblieben. In ; Anlage 26 find die Zählungen 
der Mitglieder, ſowie die Zuſchüſſe aus anderen 
Fonds während der Jahre: 180% bis 1884 zuſammen⸗ 
Bee, und. es ergibt. ſich daraus, daß Die, Staats⸗ 
4 ie viel zu. gering geblieben find, und daß der 

Verluſt, welcher ſich bei. einem: Zinsfuße, von 5 pCt. 

für die Anftalt Hieraus: bevedpmet;;. zu Ende 1884 be 

reits Die ‚bedeutende: Summe, von 645 034 fl. ; betrug, 
eine Sumute, die, wenn ; fir, damals vorhauden, u 

u 4 pE&t. Zinszinfen angelegt gewejen wäre, in 
en 22 Jahren von 1835—1856 zu der Größe von 
1,528,675 fl. angewadhfen fein würde. Dieß Gapiial 
entfpricht bei einem Zinsfuße von 4 pCt. einem jühr- 
lien Ertrage von 61,147 fl. Das bier gefundene 
Refultat überfchreitet noch das bisher unerflärt ge: 
bliebene jährliche Deficit von 60,887 fl. um 260 fl. 
und es ift deßhalb gar nicht mehr zweifelhaft, worin 
die Haupturfache des mißlihen Zuflandes des Eivil- 
diener-Wittweninftituts liegt ꝛc.“ 

Ale in. dem gedachten Gutachten nebenbei erörterten 
weiteren Gründe des Rüdgangs der Anftalt, unter andern 
der nicht in Erfüllung gegangenen Annahme eines fünf- 
procentigen Zinsfußes bei der urſprünglichen Berechnung, 
jowie der eingetretenen Gapitalverlufte, erfcheinen, im Ber- 
gleiche zu jener Haupturſache, als nahezu verfchwindend. 

Es konnte unfere Abſicht nicht fein, ein worgreifendes 
Urtheil über die definitive Regelung dieſer Angelegenheit 
abzugeben; wir haben vielmehr nur das für die Budget- 
frage bemerfenswerthe muthmaßliche Bedürfniß zu conflatiren. 

Die ae, der — durch welche Mittel und 
Wege daſſelbe endlich befriedigt werden ſoll, bleibt der 
ſtändiſchen Vereinbarung mit der Regierung vorbehalten. 
Die Majorität des Ausfchuffes (A gegen 3 Stimmen) bält 
es indeflen einer ordnungsmäßigen Budgetwirthichaft ent- 
ſprechend, Daß die VBorausficht der Mittel für ein erfanntes 
muthmaßliches Bedürfniß in dem Hauptvoranfchlage nicht 
außer Betracht bleibe, und ftellt demzufolge den Antrag: 

„die Kammer wolle die verlangte Aufnahme von jähr- 
lid 48,677 fl. + 9000 fl., zur Dedung des Bedürf- 
nifjes der Civildiener-Wittwenkaſſe in das Staats: 
budget, unter dem Vorbehalte verwilligen, daß Die 
definitve Verwendung des die feitherigen Staatszu— 
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1, 


Die Minorität (3 


spüfle -& 27,67% fl. ‚überfleigenden — 


von 


rags 
30,000: fl. von dem Ergebniſſe der ſtändiſchen Be- 


B ichlüfie, bezüglich’ der noch zu erwartenden Regierungs⸗ 


propofition: abhängig bleibe. 

talieder)' will dagegen 
„vorerſt nur. den ſeitherigen Betrag & 27,677 fl. ver: 
willigt, jegliche Entjchließung bezüglich der weiter an- 


| zu... Summe aber bis zum Erfolg der ange- 
—— Regierungspropoſition ausgeſetzt wiſſen.“ 
Der er 


e Ausschuß‘ erſter Kammer iſt der Majorität des 


Ausſchuſſes zweiter Kammer beigetreten. — 
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Beilage Nr. 256 
zum 43. Protofofl vom 3. November 1857. 


An die zweite Kammer der Stände des Großherzog- 
thums. 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben zu be— 
fehlen geruht, daß den Ständen des —— der 
Entwurf eines Jagdſtrafgeſetzes zur Ertheilung ihrer ver— 
faſſungsmäßigen Zuſtimmung vorgelegt werden ſoll. 

Das unterzeichnete Miniſterium beehrt ſich zu dieſem 
Zwecke den mit Motiven beigeſchloſſenen Geſetzesentwurf 
der zweiten Kammer der Stände mitzutheilen und dabei 
zu bemerken, daß die Vorlage eines Geſetzesentwurfs über 
Beſtrafung der Fiſcherei-Frevel an die Stände vorbehalten 
bleibt. 


Darmſtadt, den 2. November 1857. 
Großherzogl. Miniſterium des Innern 
unterz. 


von Dalwigk. 


Zimmermann. 
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Beilage MM. 37 
zum 43. Protofoll vom 3. November 1857. 


Entwurf eineg Vagrfrafgefges für ns — 
Eee Heſſen. 





Ludwig III. von Gottes Gnaden Großbenen von 
Heſſen und 'bei Rhein 2c. 20. 


Mir finden Uns bewogen, mit Zurfkinghkng Unferer ge⸗ 
treuen Stände das nadftehende Jagdſträfgeſetz ſur daB 
Großherzogthum Heſſen hiermit zu erlaſſen, 


Erſter Abfamilt. rn 
Allgemeine, Beftimmungen, 


Artikel GL : 9:9 


Die in dem erſten Theile des MEER RER vom 
30. Dectober:1855 und in den‘ Art, 5, 7, 8 u. 9 des Ge— 
jeßes vom 30. October 1855, die Einjibrung des Poli⸗ 
zeiftrafgejeßes und. die Gompetenz der. Poltzeigerichte zur 
Uunterfuchung und Beltrafung der Polizeiübertretungen be: 
treffend, enthaltenen Vorſchriften follen auch auf die Meber- 
tretungen des Jagdſtrafgeſetzes und der noch erlaffen wer: 
denden bejonderen Sagdpolizeigejeße und Verordnungen 
Anwendung finden, vorbehältlich der in dem erſten Ab— 
ſchnitte des gegenwärtigen ** wtheit men nbern Be: 
ftimmungen.! 


Artikel 2 


| Die Derfolgung, — un: feafung der 
Uebertretungen des Jagdſtrafgeſehes bleibt Wi aut, Ver⸗ 
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folgung, Unterfuhung und Beftrafung der Hebertretungen 
des Forftftrafgefeges zuftändigen Behörden übertragen und 
erfolgt nach den für das Berrahren in Forſtſtrafſachen vor— 
geſchriebenen Normen. 


Die in einzelnen Staatsverträgen enthaltene Beſtim— 
mung, daß Sagdfrepel - und. ſonſtige Uebertretungen Der 
Jagdſtrafgeſetze, welche die Angehörigen des einen Staates 
in dem anderen Staate begehen, nad denjenigen Gejegen 
unterſucht und beftraft.werdeu jollen, nach denen ‚fie, wenn . 
fie im Inlande begangen. worden wären, unterjucht. und 
beftraft werden würden, wird durch gegenwärtiges Geſetz, 
ungeachtet des Art. 2 des Polizeiftrafgefeges, nicht ge— 


ändert, 
Pt ν mt Artitel. A je re 
Sollte e8 nöthig werden, im: einzelnen, Diftricten, be- 
ſondere jagdpokizeiliche Anordnungen zu treffen und deren 
Acbestretung mit Strafen zu bedrohen, ‚jo ‚jollen letztere 
nur in Geldbußen beſtehen, Deren, Größe nad Analogie 
derjenigen Strafbeitimmungen des gegenwärtigen Gejeßes 
beftimmt werden wird, unter welche jene Uebertretung ihrer 


J 


Natur nach gehört. hit. 


Artikel 5. — ern 


Der zu erftattende Werth :-des Durch eine Webertretung 
des Jagdſtrafgeſetzes entwendeten oder. beſchädigten Gegen: 
ſtandes, ſowie, der Betrag des zu: [eifteuden Schübenäer- 
ſatzes werden durch die Abſchätzung der Oberförfterei unter 
Controle des Forſtamtes feftgefeßt. _ | a 
Auf Anrufen der Oberförfteret wird auf Werthd- und 
Schadenserfag erkannt, wenn der Beichädigte nicht ans- 
drücklich darauf verzichtet. En an 3 


on Artikel 6. 


Die an den Jagdberechtigten auf deſſen Verlangen er- 
folgte Ablieferung des gefrevelten noch brauchbaren Wildes 
befreit — ganz oder theilweiſe nach Maßgabe der Brauch— 
barkeit des Wildes — von dem Erſatze des Werthes. Die 


Oberförftereien. haben ‚bierauf bei Abſchaͤtzung des Werthes 


die” geeignete Rückſicht zu nehmen. 
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Artikel 7. 


Zu den Thieren, welche Gegenftand der Jagd find und 
mit dem Worte Wild bezeichnet werden, gehören: | 

1) alles genießbure —— und alle zu dem Haar— 
wild gehörige Raubthiere von einſchließlich dem Iltis auf— 
wärts, ſodann der Dachs. Der Fiſchotter darf auch von 
den Fiſchereibeſitzern gefangen werden; — 

2) alles genießbare Federwild von einſchließlich den 
Droſſelarten und Staaren aufwärts; von den kleineren 
Vögeln werden nur die Lerchen zu dem Federwilde gerechnet; 

3) der Reiher und der ſchwarze Storch. et 


} 


Artikel 8. 


Wer zur Begehung eined Jagdfrevels oder einer der 
im Art. 20 und 21 bezeidineten Ucbertretungen von einem 
anderen unter der falten Vorjpiegelung verleitet wird, 
daß diefer an der Stelle, wo der Jagdfrevel oder die Ueber: 
tretung begangen wurde, zur Jagdausübung berechtigt ſei, 
bfeibt ftraffrei. Dagegen wird der Anftifter zu der Strafe 
verurtheilt, mit welcher der Frevel oder die Webertretung 
in dem Gejeße bedroht ift. | 

In gleicher Weile wird verfahren, wenn der Jagdbe— 
rechtigte (in einem Bezirk, wo ihm die Sagdausübung zus 
ficht) einem Dritten die Erlaubniß zur Jagdausübung, 
welche er nach dem Gelege oder den Jagd-Pachtbedingun— 
gen nicht zu ertheilen berechtigt ift, ertheilt und hierdurch 
veranlagt, daß der Dritte eine Uebertretung des Sagdftraf- 
geſetzes begeht. ne | 

Artikel 9. 


Bei Zumefjung der Strafe wegen einer Webertretung 
des Sagdftrafgefeßes gelten außer den allgemeinen Er: 
Ihwerungsgründen- (Art: 23 und 24 des Polizeiſtrafgeſetzes) 
folgende Umftände als Erjchwerungsgründe: 

1) wenn die Uebertretung von Mehreren in Folge ge: 
troffener Berabredung gemeinjchaftlich begangen worden iſt; 

% wenn der Schuldige verfucht hat, Durch Schwärzung 
des Geſichts oder in anderer Weiſe bei Begehung der 
Uebertretung fih unkenntlich zu machen; | 

3) wenn die Mebertretung zur Nachtzeit oder an einem 
Sonn oder Feſttage oder an einem Tage, an welchem in 
dem Gerichtöbezirt Forſtgericht oder Feldrügegericht gehal— 
ten wird, begangen worden tft; | P 
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x 2 wenn der Schuldige bei der Betretung fein Schieß— 
gewehr oder feine jonftigen Frevelwerkzeuge abzugeben fich 
* ert oder einen falſchen Namen angegeben, oder auf 

nrufen, obgleich er es hören konnte, nicht ſtehen geblie— 


ben iſt. 
Artikel 10. 


Der Artikel 49 Des Polizeiſtrafgeſetzes findet auf die 
Uebertretungen des Jagdſtrafgeſetzes mit der Befchränfung 
Anwendung, daß die Strafbarkeit der Jagdfrevel (Ar: 
tifel 13 bis 49) durch Verjährung nah zwei Sahren von 
dem Zage ihrer Verübung am gerechnet, erlifcht. 


Artikel 11. 


Die verpflichteten Denuncianten erhalten von allen in 

Beige ihrer Anzeigen auf den Grumd des gegenwärtigen 

ejeßes erkannten und eingehenden Geldftrafen und von 
dem Erlöſe der Eonftscate die Hälfte. 


Artikel 12. 


Das Zagdftrafgefeß tritt mit dem . . 0... im 
ganzen Umfange des Großberzogthums in Wirkſamkeit. 
Mit diefem Tage erlöſchen alle Beftimmungen, melde über 
Beftrafung- von Zagdfreveln, Jagdvergehen und Jagdpolt: 
zeivergehen und wegen Heberlaffung von Strafantheilen oder 
Denunctationsgebühren, an die Denuncianten in Geſetzen, 
Verordnungen und Reglements enthalten find. Ausge— 
nommen hiervon find die Vorjchriften des Strafgeſetzbuchs 
über die Wilderet. f 


Bweiter Abfdjnitt. 
Bon den Jagdfreveln, 


Artikel 13. | 


Eines Jagdfrevels macht ſich derjenige ſchuldig, weldyer 
in fremdem Jagdbezirk unbefugt: . 

1) die Jagd mit Schießgewehr ausübt; 

2) um Wild zu fangen, Schlingen, Fallen, Garite oder 
Nee anwendet oder in.anderer Weife dem Wild nachftellt. 
Als Jagdfrevler iſt auch derjenige, zu behandeln, weldyer 
in fremdem Jagdbezirk außerhalb der erlaubten Verbin: 
dungswege mit einem Schießgewehr oder mit zum Fangen 
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von jagdbarem Wilde geeigneten Schlingen, Fallen, Garnen 
oder. Neben unter Umftänden betreten wird, welde zu der 
Annahme‘ berechtigen, daß er iu jagen oder don det Schlin: 
gen 2c. zum Fangen von Wild Gebraud zu machen beab- 
fichtigt. babe. | | | | — 
Artikel 14. | . 


Wer einen im Art. 13 bezeichneten Jagdfrevel begeht, 
wird mit Geldbuße von 10 bis 50 fl., wenn der Frevel 
jedody in Parken begangen worden ift, mit 20 bis 100 fl. 


beftraft. 
Artifel 15. 


Eines Jagdfreveld macht ſich auch derjenige ſchuldig, 
welcher von einer Stelle aus, wo er zu jagen berechtigt 
ift, in fremdem Sagdgebiete befindliches Wild erlegt oder 
anſchießt, ebenfe derjenige, welcher fremdes Jagdgebiet Durch 
Menschen abtreiben oder durch Hunde abjagen läßt, in der 
Abficht, Wild dahin zu treiben, wo er zu jagen das Recht 
bat, um bier e8 zu erlegen. Jagdfrevel diefer Art werden 
mit einer Geldbuße von 3 bis 20 fl. beftraft, 


Artikel 16. 


Der Sagdfrevel wird mit Gefängniß von 14 Tagen bis 
6 Wochen beftraft, wenn er mit einer Windbüchjfe oder mit 
einem Schießgewehr begangen wird, welches fo eingerichtet 
ift, Daß es auf außergewöhnliche Art zerlegt oder verborgen 
getragen oder nicht auf den erften Anblid als Schießgewehr 
erkannt werden kann. 


Artikel 17, 


K Wer einen Jagdftevel in gewinnſüchtiger Abſicht begeht, 
wird mit einer Geldbuße von 20 bis 60 fl. oder Gefaͤng— 
niß von 14 Tagen bis 6 Wochen beftraft. 


Artikel 18. 


Wer innerhalb eines Zeitraums von zwei Jahren  fidh 
wiederholt eines Jagdfrevels ſchuldig macht, ift mit einer 
Geldbuße von 20 bis 50 fl, und bei abermaliger Wieder: 
bolung mit einer Geldbuße von 60 bis 100 fl. oder mit 
Gefängniß von 14 Tagen bis 6 Wochen zu beftrafen. 
> Hat jedody der Zumiderhandelnde durch Wiederholun 
des Jagdfrevels fih der Wilderer ſchuldig gemacht, ſo i 
er nach dem Strafgejeßbud zu beftrafen. 27° 
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nee d J 
In allen. Fällen, in, welchen wegen eines mit Schieß— 
gewehr oder. Schlingen, . Fallen, Garnen oder Neben ver- 
übten Jagdfrevels eine Strafe erkannt wird, iſt auch auf 
Confiscation des Schießgewehrs oder der ſonſtigen Werk 
zeuge, womit der Frevel begangen wurde, zu erkennen. 
‚Kann. das Scießgewehr nicht beigebracht werden, fo 
erfolgt Berurtheilung zum Erfage feines Werthes, welcher 
mady-dem Ermeſſen des Gerichts zu. 10 bis 50 fl. anzu— 
nehmen: ift. — 
Bei anderen zur Verübung des Frevels verwendeten 
Werkzeugen iſt, wenn ſolche nicht beigebracht werden können, 
der Schüldige zum Erſatze des durch die Oberförſterei un— 
ter Controle des Forſtamtes feſtzuſetzenden mittleren Kauf— 
werthes derſelben zu verurtheilen. — 


| Dritter Abfıhnitt. 
Bon den Yagppolizeiübertretungen. 


| Artitel 20. 

. Mer in. anderer, als der in Art. 13 bezeichneten Weiſe 
Wild, von welchem der Sagdberechtigte nody nicht Beftk 
ergriffen hat, abſichtlich tödtet oder befchädigt oder unbe- 
Di 1 zueignef, wird mit einer Geldbuße von 3 bis 50 fl. 
ejtraft. | 

Eine Beftrafung wegen Zumiderhandlung gegen vor: 
ftehbende Beftimmung findet jedoch nicht flatt, wenn das 
von einem Sagdberechtigten im eigenen Sagdbezirfe ange: 
ſchoſſene Wild von dem Hunde auf fremdes Jagdgebiet 
verfolgt, dort ergriffen "und zurückgebracht wird. Das 
ſolchergeſtalt —— gehört demjenigen, in 
deſſen Fagdbezirk es angefchofjen wurde. 

Die Wegnahme von Wild, von welchem der Jagdbe— 
rechtigte: bereits Befiß ergriffen hat, wird als Diepftahl 


4 


beftraft 
ee 1 Pam er 
Mit einer Geldbuße von 1 bis 10 fl. wird beftraft:. 
1) wer da, wo er zusjagen nicht befugt ift, ohne er= 
‚weislichen Nothfall außerhalb der erlaubten. Verbindungs- 
wege betreten wird: F REN ur sr 
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a. mit einem Schießgewehr, zu deſſen Tragen außerhalb 
jener Wege er nicht amtlich. ermächtigt ift, unter Umftän- 
den, weldye zu der Annahme berechtigen, Daß er zu jagen 
nicht beabfichtige; oder 

b. mit zum Fangen von jagdbarem Wilde geeigueten 
Schlingen, Fallen, Gamen oder Negen, von welchen er bei , 
jeiner Betretung Gebraud) weder macht noch, Den Umftän: 
den nad), zu machen beabfichtigt; £ 

2) wer da, wo er zu jagen nicht befugt it, auf einem 
erlaubten VBerbindungswege eiu Schießgewehr abfeuert, je 
Doch nicht auf Wild, vorausgefegt, Daß er nicht durch einen 
Nothfall zum Abfeuern gezwungen war; 

3) der Jagdberechtigte, welcher feinen Hund von feinem 
Jagdgebiete über die Gränze hinaus im ſremdem Jagdge— 
Biete juchen läßt, worunter jedod das bloße Ueberjagen 
bei der Wildverfolgung nicht verftanden wird. 


Artikel 22. 


Mer einen Hund in fremden Jagdgebiete bei fi) bat, 
und denjelben außerhalb der erlaubten Verbindungswege 
über 100 Schritte von Diefen entfernt, frei berumlaufen 
läßt, fowie derjenige, deffen Hund, ohne von Semanden 
mitgenommen zu fein, allein in der angegebenen Weife frei 
berumlauft, wird mit einer Geldbuße von 30 fr. bis 3 fl. 
beftraft. 

Der in der erften Abtheilung Ddiefes Artikels enthalte: 
nen Strafbeftimmung find jedodh Hirten in Beziehung auf 
ihre Hunde bei der Heerde nicht unterworfen. | 


Artikel 23. 

Wer ohne Erlaubniß des Jagdberechtigten die Neftbrut 
(Eier oder Jungen) von jagdbarem Federwild aushebt, bes 
jhädigt oder zeiftört, wird mit einer Geldbuße von 1 bie 
10 fl. beftraft. 

Artikel 24. 


Wegen der in. dem vorhergeheuden Artikel bezeichneten 
Uebertretung ift, wenn Die Neftbrut gewerbmäßig oder in 
gewinnſüchtiger Abficht ausgehoben wird, auf eine Strafe 
von 10 bis 50 fl, zu erkennen. 


Artikel 25. 


Wer da, wo er zu jagen befugt ift, zum Fangen von 
Wild ‚geeignete Schlingen oder Fallen ftellt, wird mit einex 
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Geldbuße von 5 bis 10 fl, beftraft. Es iſt jedech Dem 

Jagdberechtigten geftattet, zur Vertilgung des’ Raubzeugs 

folcher Fallen ſich zu bedienen, welche für Diefen Zweck ge— 

braucht zu werden pflegen und auf jogenannte Schneißvögel 
und Waldſchnepfen Schlingen im Walde zu ftellen. 


Artifel 26. Ä 
Die allgemeine Heegzeit in Wald und Feld, auch für 
Edel- und Dammwild, fowie die hejondere Heegzeit für 
einzelne Wildarten wird durch Verordnung des Miniſteriums 
des Innern beftimmt, welchem auch überlaflen bleibt, aus 
forſt- oder feldpolizeilihen Grimden die Heegzeit für ein— 
zelne Wildarten vorübergehend aufzubebens 


Artikel 27. 


Bon der allgemeinen Heegzeit beftehen folgende Aus: 
nahmen: 
I, An Wildparken beftebt für den Eigenthümer des 
Parks in Beziehung auf das eingeparkte Wild Feine Heegzeit. 
II. Während des ganzen Jahres dürfen von den Jagd: 
berechtigten erlegt werden: 
1) Schwarzwild; | 
2) Männliches Edel: und Dammwild; 
3) Männliches Rehwild; 
4) Alles Raubzeug; 
5) Wilde Kaninchen; 
6) Wilde Tauben; 
7) Alles Wild, welches in biefiger Gegend nicht ſetzt 
oder niftet. | 


Artikel 28. 
Wer innerhalb der Heegzeit die Jagd ausübt, wird mit 
einer Geldbuße von 15 bis 30 fl. beftraft. | 


Artikel 9. 


Mer Wild innerhalb der für jolches beftimmten Heeg— 
zeit verkauft oder feilbietet, wird mit einer Geldbuße von 
1 bis 20 fl. und Gonftscatiow des verkauften oder feilge— 
botenen Wildes beftraft, es fei denn, Daß er ſofort durch 
ein von dem zuftändigen Jagdpolizeibeamten ausgeftelltes 
oder beglaubigtes Atteſtat nachweifen fann, daß das Wild 
in einem der in Urt. 27 bezeichneten Ausnahmsfälle von 
dem Fagdberechtigten  befugterweije erlegt worden jet. . 


’ 
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Artikel 30. 

Die Verwendung von. Hunden zur Jagd während ber 
allgemeinen Heegzeit iſt nur in Folgenden. Fällen 'geftattet: 

1) zum Verfolgen von angefchoffenem Schwarz, Edelz, 
Damm- und Rehwild; 2. 

2) auf Raubzeug, jedoch niht um ſolches durch Hunde 
über der Erde aufſuchen und jagen zu laſſen;, Wr 

3) zu der Jagd auf Sumpf: und Waſſervögel Immer: 
halb der hierfür offenen Zeit, jedody nur in ſolchen Dert: 
lichkeiten, wo dieſe Mildartem naturgemäß fi) aufhalten, 
alfo namentlich nicht auf Aderland und trodenen Wiejen. 

Wer in anderen als den vorbemerften Fällen die Jagd 
mit Hunden während der Hergzeit ausübt, wird mit einer 
Geldbuße von 5 bis 30 fl. beiaft 


Artifel 31. ie 

Wer die Parkthore, Einfriedigungen eines Wildparfs, 
Scheuern, Raufen, Krippen oder ähnliche Anſtalten für die 
MWildfütterung, Salzladen, Bogelheerde, Vogelſchneißen, 
oder andere Vorrichtungen oder Werkzeuge zum erlaubten 
Vogelfang, Fallen oder andere Werkzeuge zum Fangen von 
Raubzeug rechtswidrig bejchädigt, wird, infofern nicht der 
Thatbeftand der im Strafgefegbuh mit Strafe bedrohten 
vorjäglichen — —— vorliegt, mit einer 
Geldbuße von 1 bis 50 fl. beſtraft. — 


Artikel 32. 


Wer Beſtandtheile der Einfriedigung eines Wildparks 
entwendet, wird mit einer Geldbuße von 3 bis 50 fl. beſtraft. 


Artikel 33. 


Wenn in Folge einer Beſchädigung oder Entwendung 
von Beſtandtheilen einer — eingeparktes 
Wild aus dem Wildpark ausgetreten iſt oder hätte aus— 
treten fönnen, jo fol der Thäter, vorausgejegt, daß er in 
letzterem Falle nicht Schritte getban Hat, welche geeignet 
waren, das Austreten des eingeparkten Wildes zu verhin— 
dern, mit einer Geldbuße von 10 bis 50 fl. beftraft werden. 


Artikel 34. 


Wer die Einfriedigung eines Wiltparfs in der Abficht 
bejchädigt, das Austreten des eingeparkten Wildes aus dem 
Park herbeizuführen, verfällt in eine Strafe von 20 bis 100 fl. 
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Artikel 35. 

Mer ein verjchloffenes Parkthor unbefugt öffnet, ver: 
fällt in eine Strafe von 1 bis 5 fl. 
Artikel 36. 


Wer ein nicht verfhloffenes Parkthor öffnet und unter: 
läßt, es fofort wieder zuzumachen, wird mit einer Geldbuße 
von 30 fr. bis 3 fl. beftraft. 

Artikel 37. 


Das unbefugte Steigen über eine Parkeinfriedigung 
wird mit einer Geldbuße von 1 fl. beftraft. 


Artikel 38. 


Wer in einem Wildpark unbefugt fih Hirfchftangen 
aneignet, wird mit einer Geldbuße von 1 bis 5 fl. beftraft. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfchrift und bei 
gedrüdten Großherzogl. Siegels. 


Beilage Nr. 258 
zum 43. Protofoll vom 3. November 1857. 


Motive zu dem Entwurfe des Jagdſtrafgeſetzes für 
das Großherzogthbum Heffen. | 


- Die Normen, nach welchen dermalen die Jagdfrevel 
und Sagdpolizetübertretungen beftraft werden, find in den 
einzelnen Landestbeilen jehr von einander abweichend. 

In den altheſſiſchen Landestheilen der Provinzen Star: 
fonburg und Oberheſſen haben die in den Forſt- und Jagd— 
ftrafotduungen vom 16. März 1776 und vom 22. Mut 1780 
enthaltenen Vorſchriften über Beftrafung der Jagdvergehen 
noch jetzt Gültigkeit. Außerdem beſtehen hier noch ver— 
ſchiedene theils im vorigen Jahrhundert, theils im Anfange 
diefes A Nee in. Bezug auf das Jagdſtrafweſen 
erlaffene Borfchriften, namentlich die Verordnung vom 
6° Jimi 1791, Ausſchreiben des Oberforſt⸗Collegs vom 
9. Imi 1804 und vom 23. October 1804, beide für ein— 
zelne Aemter erlaffen. — In den später 1807 und 1816 
acquirtrten Landestheilen beftehen außer den dort in frü— 
heren Zeiten erlaffenen Verordnungen, theils die-jeit Ver— 
einigung diefer Bezirke mit dem Großherzogthum- erlaffenen 
Berordnungen, 3. B. vom 27. Zuli 1813 und vom 4. Ja— 
nuar 1819 über die Heegzeit, theil8 werden dort die Jagd— 
vergeben auf den Grund von Obfervanzen beftraft. 

J— die Provinz Rheinheſſen gilt noch jetzt die von der 
K. K. Oeſterreichiſchen und K. Bayeriſchen Landes-⸗Admini— 
ſtration unterm 21. September 1815 über die Verwaltung 
der Jagden und Beſtrafung der Jagdvergehen erlaſſene 
Verordnuug. 2 

Die in dieſen verichiedenen Geſetzen, Verordnungen ꝛc. 
enthaltenen Beſtimmungen find theils unzureichend, theils 
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find fie zu flrenge und ſtehen überhaupt mit dem Geift der 
übrigen im Großherzogthum über Beftrafung der Vergehen 
und Poltzetübertretungen beftehenden Gejege nicht im Ein— 


klang. 

— wird daher ſchon längſt das Bedürfniß einer gleich— 
mäßigen genügenden Geſetzgebung über Beſtrafung der Jagd— 
ehe für. Den ganzen Umfang des Großherzogthums 
gefü t. U. si, ,;, 3 rt, 

Der vorliegende Geſetzesentwurf ift beflimmt, Diejes 
Bedürfniß zu befriedigen und, hiermit, nachdem ein Forft- 
ftrafgefeß, ein Feldftrafgefeb und ein SPBolizeiftrafgefek für 
Das ganze Land erlaffen worden find, die in Bezug auf 
das Sadftrafwejen noch beſtehende Lücke in der Polizei: 
ftrafgefeßgebung des Großherzogtbums auszufüllen. — 

Der Entwurf des Sagdftrafgefeßes zerfällt im Drei 
Abſchnitte 

Der erſte enthält allgemeine Beſtimmungen, der zweite 
handelt von. den Jagdfreveln und der ‚Dritte von«den Jagd— 
polizeiübertretungen. let. Au 

Zu Artikel. 

Die Zumwiderbandlungen gegen das Jagdſtrafgeſeß haben 
den: Charakter von Polizeiübertretungen. Es werden. daher 
die, in. dem allgemeinen: Theil. des Polizeiſtrafgeſetzes und 
die, in. dem Einführugsgejege zu demſelben, enthaltenen 
Borichriften auch: auf ‚Die Contraventionen gegen’ das Jagd⸗ 
ſtrafgeſetz und die wegen „deu Jagdvergehen ſpäter etwa 
noch erlaſſen werdenden Geſetze und Verordnungen für au— 
wendbar zu erklären ſein. Wären das Forſtſtrafgeſetz und 
das Feldſtrafgeſetz nach Erſcheinen des Polizeiſtrafgeſetzes 
erlaſſen worden, Jo würde ‚man ohne Zweifel die allge: 
meinen Beſtimmungen des letzteren auch auf Die, Uebertre— 
tungen des Forſtſtrafgeſetzes und des. Feldſtrafgeſeßes für 
anwendbar erklärt haben. — Es find. jedoch einige Modi— 
fikationen nöthig, worüber die nachfolgenden Artikel zu ver— 
gleichen ſind. | we 

Fu Artikel 2 

Sowie; bisher: ſchon die Zumwiderbandlungen gegen Die 
Jagdſtrafgeſetze auf Betreiben: der Forſtpolizeibehörden durch 
die Forftgerichte beſtraft wurden, welche nach dem für die 
Procedur in Forſtſtrafſachen vorgeſchriebenen Noͤrnlen zu 
verfahren haben, jo wird: es hierbei auch fexuerhin zu Des 
laſſen ſein. 
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Por Zu Artikel 3. 


Verträge der in diefem Artikel bezeichneten Art find mit 
mehreren Staaten , namentlich Bayern, Kurheſſen, Baden, 
Nafſau, Waldeck, Heffen- Homburg abgeihloffen worden 
und es haben fich die verabredeten Berlnmumgen als 
zweckmäßig bewährt, weßhalb es dabei fedigfich zu belaflen 
jein wird. Es muß aber hierauf ausdrücklich im Geſetz 
aufmerkſam gemacht werden, weil aus der allgemeinen Faf- 
jung des Artikel 2 des Poltzeiftrafgefeßes gefolgert werden 
fönnte, als ſolle jenes Verfahren nicht mehr beibehalten 
werden. — Zu 
Zu Artifel A. 


Außerordentliche Umſtände fünnen es nöthig machen, 
daß jagdpolizeiliiye Anordnungen in einzelnen Diftrikten für 
Fälle getroffen werden, weldje in dem Jagdſtrafgeſetz nicht 
vorgejehen find. Solche Anordnungen miüfjen, um ihnen 
Wirkſamkeit zu verfchaffen, pönalifirt werden. In letzterer 
Beziehung jeßt der Artikel gewilje Grenzen feft, indem die 
Strafbeftimmungen nah Analogie derjenigen Vorſchriften 
des Jagdſtrafgeſetzes bemeſſen werden ſollen, worunter die 
u treffende Anordunng ihrer Natur nach Fällt. Aehnliche 

eftimmungen find in Artikel 78 des Forfiftrafgefeßes und 
im Artikel 31: des Feldftrafgejeges enthalten. und: die; bid- 
berigen Erfahrungen haben gelehrt, daß dieſe Artikel „non 
denen nur ein ehr bejchränfter Gebrauch gemacht wird, 
unentbehrlich find. De EEE 


* 3Zu Artikel 5.— ER 
Wenn duch eine Webertretung des Jagdſtrafgeſetzes 
ein Schaden verurſacht worden iſt, jo iſt nach dem durch 
Artikel 1 dieſes Gejeges für anwendbar erklärten Artikel 17 
des Polizeiſtrafgeſetzes, infofern der Uebertreter in Strafe 
verfällt wird, auf. Schadenserſatz zu erkennen. Nad Ana; 
fogie des Art. 5 des Forſtſtrafgeſetzes und. des Artikel A 
des Feldſtrafgeſetzes erſcheint es als angemeſſen, ‚in. „der 
Weiſe, wie es in dem Artikel des Geſetzesentwurfs porge⸗ 
ſchlagen iſt, nähere Beftimmung- über die Abſchätung zu 
treffen. Was die Taxation des entwendeten oder beſchä— 
digten Wildes: betrifft, jo wird der Oberförſter, wenn er 
fih nad) den Accorden erkundigt, welche die Jagdpächter 
mit ihren Wildpretshändlern jährlich abſchließen, leicht die 
in ſeiner Oberforſterei beſtehenden laufenden-Preiſe kennen 
lernen. ‚Die Controle des. Forſtwarts bürgt vor. obexfläch— 
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lihem Berfahren. Der Artikel 17 des Polizeiftrafgejeges 
macht das Erkenntuiß auf Schadenserfaß ‚von. der Klage, des 
Beichädigten abhängig. ‚Wollte man hiernach aud) in Jagd— 
ftrafjachen verfahren, jo würden die Verhandlungen erſchwert 
und; verzögert, weil jedesmal vorerſt das Schußperjonal 
über. die Abſicht des: beichädigten Sagdberechtigten ſich ver: 
läſſigen, rejp; dieſem überlaffen müßte, Klagen zu erheben, 
Der Xrtifel 5 beftimmt daher. nach Analogie des Forſtiſtraf⸗ 
geſetzes, daß auf Schadenserjag von. Amtswegen oder viel 
mehr auf Anrufen der Forſtpolizeibehörde zu, erkennen jei, 
wenn nicht ein ausdrüdlicher Berzicht des Beichädigten 
vorliegen follte 


Zu Artikel 6. Dur 


Dieſer Artikel entipricht allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
(vergl. aud Artikel 3 des Feldftrafgefeges und Artikel‘ 3 
des Zorfiftrafgefeßes). nz en 
* Zu Artikel 7. 0: — 
In dieſem Artikel ſind die zur Jagd gehörigen Thiere 
aufgezählt. Durch dieſe Beſtimmung werden Zweifel: ber 
ſeitigt, welche im einzelnen Falle entſtehen und ar: durch 
ein umſtändliches Verfahren Durch Berufung von Experten ꝛc. 
entfchieden werden könnten. | ae 
Zu Artilel& 7. 25 . 
Nah Art. 26 des Polizeiſtrafgeſetzes trifft die auf 
Polizeiübertretungen gejeßte Strafe in der Regel nur den, 
welcher die Uebertretung begangen bat, d. h. den phyſtſchen 
Urheber. Diefer Grundjfaß muß auch für Webertretüngen 
des Yagdftrafgefeßes gelten. — Mi ne 
Es iſt indefjen ſchon öfters vorgefommen, daß Sag: 
pächter Gäfte mitgenommen und über die den letzteren unbes 
fannten- Grenzen ihrer: Jagd geſchickt Haben, oder daß 
fugenannte heimliche Theilhaber an Gemeindejagden; (über 
die gejeglich erlaubte Zahl von 3 Pächtern hinaus), Säfte 
mitgenommen haben, ' ohne ihnen zu jageit,. daß fie. .nicht 
wirklihe Theilhaber ſeien. In dieſen Fällen konnten ſolche 
Jagdpächter, reſp. heimliche Theilhaber an Gemeinde⸗Jagden 
nach dem Grundſatze, daß bei Polizeiübertretungen nur der 
phyſiſche Urheber ſttafbar iſt, nicht beſtraft werden: Es 
dürfte aber als gerechtfertigt erſcheinen, von dieſem Grund: 
ſatz iu den im Artikel 8bemerkten Fällen vine Ausnahme 
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u machen und den mitellectuellen Urheber, ftatt des. um: 
Nufdigen zum. Srevel verleiteten. phyſiſchen Urhebers, zur 
Strafe zu ziehen. ; ie Il 
Namentlidy wird in den. Fällen des zweiten Abjages 
dieſes Artikels nicht der phyſiſche Urheber einer Uebertre— 
tung des Jagdgeſetzes, fondern derjenige zur. Strafe zu 
w. fein, ‚welcher. die Webertretung dadurch veranlagt hat, 
daß er:einem Dritten die Erlaubniß zur Jagdausübung in 
einer Weiſe ertheilt, welche dem Geſetz oder. den: Jagdbe— 
dingungen: widerftreite. Dem Geſetz widerſpricht es ins 
befondere, wenn der Pächter einer Gemeindejagd einem 
Dritten die Ausübung der Jagd geftattet, ohne daß er 
jelbft dabei anweſend iſt. (Artikel. 10 des Geſetzes vom 
26; Juli 1848.) | 3 | 
Zu Artikel, | — 
Die älteren Jagdſtrafgeſetze bedrohen die Uebertretungen 
derſelben mit fixen Strafen. Der vorliegende Geſetzesent⸗ 
wurf enthält in feinen Strafbeflimmungen mit wenigen 
Ausnahmen unbeftimmte Strafen und * hierin dem 
Princip, welches das Feldſtrafgeſetz (mit einzelnen Aus— 
nahmen) und das Polizeiſtrafgeſetz adoptirt hat, Es liegt 
kein Grund vor, aus welchem dieſes Princip nicht au 
bei den Uebertretungen des Jagdſtrafgeſetzes Anwendung 
finden ſollte. wi 
Wenn es dem richterlichen Ermefjen überlaffen bleibt, 
in dem einzelnen Falle zu erwägen, ob Das angedrohte 
Minimum oder Marimum oder eine Strafe zwiſchen Diefen 
Grenzen anzudroben fei, jo erſcheint es auch ala zweckmäßig, 
neben den im PBoltzeiftrafgefeg bezeichneten Erſchwerungs— 
gründen Diejenigen einzelnen Umftäinde "anzugeben, welche 
vorzugsweije bei Jagdvergehen dieſen den Charakter einer 
größeren Gefährlichkeit geben und daher als Erſchwerungs— 
gründe nambaft zu machen find. | n 


u EHE IE 


In dieſem Artikel: find Die eigentlichen Jagdfrevel von 
der durch Artikel 49 des Polizeiſtrafgeſetzes feſtgeſetzten 
Berjährungszeit von einem Jahr ausgenommen, und bes 
ſtimmt, daß ſolche erſt nach Ablauf von zwei Jahren ver— 
jähren ſollen. Abgeſehen davon, daß dieß in der Schwere 
dieſer Art von Uebertretungen des Jagdſtrafgeſetzes ſeine 
Rechtfertigung findet, ſpricht dafür auch der um daß 
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die: Jagdfrevel (aus Gewinnſucht und mit Dem Schießge- 
wehr verübt), die Grundlage. des gemeinen Verbrechens 
der Wilderei bilden. Wenn auch die Gerichte in einer 
wegen: Wilderet eingeleiteten Unterſuchung auf Jagdfrevel, 
welche als ſolche verjährt ſtnd, zurückgehen werden, um zu 
ermitteln, ob durch ſie der —— Betrieb in ge— 
winnſüchtiger Abſicht feſtgeſtellt werden kann, jo. würde 
dieß doch in vielen Fällen ohne Erfolg geſchehenweil die 
urjprünglich vorhanden gemejenen Mittel der Ueberführung 
nicht mehr eyiftiven und ihre Brauchbarfeit verloren haben. 
Kommt ein Sagdfrene! mit den zu defjen Eonftatirung aus— 
reichenden Beweismitteln, Zeugen ꝛc. kurz nad Ablauf 
eines Jahres zu Tage, jo tft die Sache noch fo. neu, den 
Due noch jo gut im Gedächtniſſe, Daß es nicht. ſchwer 
fallen wird, zu conftatiren, ob der Frevel überhaupt, ob 
in gewinnjüchtiger Abfiht und ob. mit Schießgewehr be= 
angen worden iſt. Sollte aber die Verjährung von einem 
abre gelten, jo müßte die Anzeige wegen Jagdfrevel zus 
rückgewieſen werden und die Beweismittel unbenugt bleiben. 


Zu Artikel 11. ' 

Nach Artikel 4 des Einführungsgefeges zu dem Polizei: 
ftrafgefeg jo ein Drittheil der erfannt werdenden und 
wirklich eingehenden polizeilichen Geldftrafen zur Bejoldung 
des Auffihtsperfonald verwendet werden. Hiernach hat 
alfo in Bolizeiftraffachen der öffentliche Denunctant feinen 
beftimmten Anſpruch auf eine Quote der auf feine Anzeige 
erkannten Geldftrafe, Der Artikel 11 des Entwurfs des 
Sagdfirafgefeßes weicht von dem Art. 4 des Einführungs- 
geſetzes zu dem Polizeiftrafgefeg ab, indem er beftinmt, 
daß die öffentlichen Denunetanten die Hälfte der auf ihre 
Anzeige erkannten Geldftrafen und des Erlöjes der one 
fiscate erhalten ſollen. Dieſe Borfchrift ſtimmt mit der 
dermalen beftehenden Zagdftrafgefeßgebung infofern überein, 
als auch hiernach die Denunctanten theils Pfandgebühren 
oder Fanggebühren, theils Strafantheile zc. zu beziehen 
haben, Die Beibehaltung dieſer Beftimmungen unter den 
im Art, 11 vorgeſchlagenen Modiftcationen iſt im Hinblid 
auf die Schwierigkeiten: der ————— des Jagdſchutzes 
und die damit verbundenen Gefahren nothwendig. 


Zu Artifel 12. 


Der Regierung wird es überlafjen bleiben können, den 
Zag, von welchem das Jagdſtrafgeſetz in Wirkjamkeit treten 
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ſoll, zu beſtimmen. Von dieſem Tage an müſſen die ältern 
Jagdſtrafgeſetze ꝛe. außer Kraft geſetzt werden. — 
Daß die Artikel 431—436 des Strafgeſetzbuchs über 
die Wilderei in Kraft bleiben, verfteht ſich eigentlich von 
Inn es kann indeſſen feinen Nachtheil bringen, "weni 
arauf im Gejeg ausdrüdlich aufmerffam gemacht wird. 


Zi Artikel 13. 5 


Diefer Artifel bezeichnet als eigentlichen Jagdfrevel zu: 
nächit die zwei Fülle, wenn Jeriand in Fremden Jagd— 
bezirf unbehigt die Jagd mit Schießgewehr ausübt oder 
um Wild zu fangen Sclingen, Falen oder Garne an: 
wendet oder in anderer Weile dem Wild nachftellt. 

Zum Thatbeftand des Jagdfrevels gehört zunächſt, daß 
die erwähnten Handlungen in fremdem Jagdbezirk begangen 
worden find. Als fremder Jagdbezirk ift im Sinne des 
Geſetzes aud der Bezirk zu betrachten, auf welchem dem 
Angeichuldigien zwar die Jagd, aber nicht die Ausübung 
der Jagd zuftcht. Wer daher eine ihm zuftehende Jagd 
nad den beftehenden Gefegen oder einer bejonderen Ans 
ordnung nicht. ausüben darf oder ohne Vorbehalt einer 
Mitjagd verpachtet Hat, wird in Beziehung auf die Ber: 
übung von Fagdfrevel und Fagdpolizetübertretungen auf 
diefer Jagd jedem dritten Unberechtigten gleich geachtet. - 

Es wird ferner vorausgeſetzt, Daß die erwähnten Hand- 
lungen unbefugt ausgeübt worden find, d. h. von einem 
Unberecdhtigten und ohne Einwilligung des Berechtigten. 
Unter dem Berechtigten ift aber der zur Ausübung der 
Jagd Berechtigte, alfo namentlich bei verpachteten Jagden 
der Pächter derſelben verftanden. | 

Der Artikel fagt unter Nr: 1 ganz allgemein „die Jagd 
mit Schießgewehr ausübt.” Was ald Ausübung der Jagd 
zu betrachten jet, muß nad der Beichaffenheit des concreten 
ei bemefjen werden. „ && unterliegt aber wohl feinem 

mweifel, Daß die Jagd nicht blos durch wirkliche Tödtung 
des Wildes, jondern aud durch Schießen nach demfelben, 
ſowie durch Auffuchen oder Verfolgen defjelben und durch 
Treiben und Anftehen auf Wild, aud wenn Tegteres ſich 
nicht zeigt, ausgeübt wird, | Ä 

Für gewilje Gattungen von Federwild ift die. Anwen— 
dung von Garen oder Schlingen Die gewöhnliche Art von 
- Sagdausübung, es muß Daher auch dieſe Art von Jagd— 

ausübung, wie unter Nr. 2 geſchehen, ei ‚ werden. 
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Aber auh in dem Fall muß das Stellen von Schlingen, 
Fallen oder Sarnen als Jagdfrevel bezeichnet werden, ‚wenn 
Dieß nicht eine waidmänniſche Art der Jagdausübung tft, 
wie 3. B. die Jagd auf Hafen mittelft Stellung von 
Schlingen, ſowie überhaupt auch ganz allgemein beiktmmt 
werden muß, daß derjenige, welcher mit Anwendung anderer 
als der bezeichneten Mittel dem Wild nachftellt, infofern 
die jonftigen Vorausfegungen zum Thatbeftand des Jagd— 
frevel8 vorhanden find, als Sagdfrevler zu beftrafen Bei 
Bei diefer Faſſung des Artikels werden auch Die jogenannten 
GHaſenſchläger — welche es mitunter zu einer großen Fer— 
tigfeit gebracht huben , Hafen mit Stöden zu erjchlagen — 
jowie diejenigen, welche Wild in Gruben. oder mit Wind: 
bunden fangen, als Jagdfrevler beftraft werden. können. 
Bekannt ift es, daß mit diefer Art von Sagdausübung die 
beften Hajenjagden zu Grunde gerichtet werden können. 
Dagegen wird unter dieſen Artikel z. B. derjenige nicht 
fallen, welcher auf einem Spaztergange ohne nur entfernt 
die Abficht zu Haben, zu jagen, ſich in einem unbewachten 
Moment an einem ihm in den Weg kommenden Hafen vers 
greift. Diefe Sagdübertretung ift vielmehr unter Art. 20 
zu jubjummiren. a 

Der legte Abjab des Artikel 13 ift namentlich auch im 
Hinblid anf Artikel 21 Nr. 1 nothwendig. Die bierunter 
vorgejehene Beftimmung ift milder als Die beftehende Ge— 
jeßgebung, wonad Jeder als jagend zu betrachten, aljo 
als Jagdfrevler zu beftrafen ift, welder außerhalb der 
gewöhnlichen Wege auf den Feldern oder Waldungen wit 
einem Gewehr betreten wird, ohne daß e8 eines Nachweiſes 
näherer Umftände bedarf, welche zu der Annahme berech— 
tigen, daß eine Jagdausübung beabfichtigt gewefen ſei. 


Zu Artifel 14, 


Der Zagdfrevel wurde bisher ſchon in der Regel mit 
10 fl. beftraftz gleichzeitig wurde der Schuldige zur Zah— 
fung von Pfandgeld und Fanggebühren verurtheilt, Jener 
Betrag von 10 fl. dürfte auch fernerhin als Minimalfag 
beizubehalten fein. Im Hinblid auf die Gefährlichkeit der 
ee und um Erſchwerungsgründe ſowie auch den 

erth des Wildes, weldyes erlegt oder nach welchem gejagt 
worden ift, bei Zumefjung der Strafe gehörig berüdfichtigen 
u können, wird ein entiprechendes Maximum feftzufegen 
bein, Erwägt man, daß mehrere Erſchwerungsgründe zu- 
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jammentreffen fönnen, fo iſt ein Maximum von 50 fl. 
nicht zu hoch, namentlich wenn man berüdfichtigt, daß Die 
Strafe nicht felten gegen vermögende Perfonen erkannt 
werden muß. 

Dagegen muß der in Parken begangene Sagdfrevek mit 
einer bedeutend höheren Strafe bedroht werden, weil diefe 
Art von Frevel weit gefährlicher ift, als die Frevel im 
freien Feld oder in offenen’ Waldungen. 


Zu Artikel 15. 


Durch die in Ddiefem Artikel bezeichneten Handlungen 
wird der Jagdberechtigte empfindlidy verlegt, fie find wirk— 
liche Jagdfrevel, eine geringere Strafe ift aber Dadurch ge- 
rechtfertigt, Daß jene Handlungen, die oft aus Unachtſam— 
keit begangen werden, doch nicht den graven Charakter wie 
- in den vorhergehenden Artifeln bezeichneten Yagdfrevel 
haben. 

Zu Artikel 16. 


Bon jeher hat man die Ausübung der Jagd mittelft 
Windbüchſen, Abjchraubgewehren und Stodflinten — Waf— 
fen, deren Berfertigung und Führung auch im Art. 248 
des Polizeiftrafgejeges mit Strafe bedroht ift — als be 
ſonders gefährlich betrachtet, weßhalb für Jagdfrevel, welche 
mit dergleichen Waffen ausgeübt werden, die in Artikel 14 
angedrohte Strafe nicht ausreicht, es vielmehr als noth- 
wendig erjcheint, Gefängnißftrafe anzudroben. Auch der 
Artikel 18 der rheinhejfiihen Sagdordnung von 1815 ent: 
bält deßfalls jehr ftrenge Strafbeitimmungen. 


Zu Artikel 17. 


Nach) Artitel 431 des Strafgeſetzbuchs macht fich der: 
jenige der Wilderei ſchuldig, weldyer gewerbsmäßig in frem— 
dem Jagdbezirk ohne Erlaubniß des darin zur Jagd Bes 
rechtigten in gewinnfüchtiger Abficht jagdbare Thiere todtfchießt 
oder anſchießt, oder mit Schußwaffe jagt. Einer gewerbs— 
mäßigen Ausübung der Jagd joll ed nad) dem erwähnten 
Artikel gleich geachtet werden, wenn der ZThäter bereits 
früher dreimal wegen in gewinnſüchtiger Abfiht mit Schußr 
waffe verübten Jagdfrevels beftraft worden ift und abermals 
auf einem ſolchen betreten wird. Es fehlt aber dermalen 
au einer bejonderen Strafbeflimmung für Jagdfrevel, welche 
in gewinnſüchtiger Abfiht begangen werden. Die 


> 
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Korftgerichte hatten daher auch bisher feinen Anlaß bet der 
Anzeige wegen eined Jagdſrevels zu unterfuchen, ob der— 
jelbe in gewinnfüchtiger Abficht verubt worden, Wenn da— 
ber dermalen eine Anſchuldigung wegen begangener Wilderet 
zur Unterfuchung kommt, jo muß auf. früher. Degangene 
Sagdfrevel zurücdgegangen werden, um zu ermitteln, ob 
dieje in gewinnfüchtiger Abficht verübt worden find. Der - 
Berichterflatter über das Strafgeleßbud hatte vorgefchlagen, 

im Eingange des Titel8 über die Wilderei einen Artikel 
aufzunehmen, wonady gegen denjenigen, welcher in gewinne 
jüchtiger Abfiht mit Schußwaffe jagt, eine Criminalſtrafe 
erkannt werden ſollte. Diejer Artikel wurde aber von den 
Ständen nicht angenommen und es erjcheint, daher ange: 
mejjen, nunmehr in dem PA, die gewinnfüchtige 
Ausübung der Jagd. mit einer Polizeiltrafe und zwar mit 
einer höheren als derjenigen, womit der gewöhnliche Jagd— 
frevel pönalifiet ift, zu bedrohen. Wenn daher bei. einer 
Anklage wegen Wilderei die Acten produeirt werden können, 
wonad) der Angejchuldigte bereits dreimal wegen Jagdfreveld 
in gewinnſüchtiger Abficht beftraft worden war, jo iſt da= 
mit auch, ohne daß es: weiterer, Ermittelung bedarf, Die 
Gewerbmäßigkeit im Sind des Artikels 431 des Straf- 
geſetzbuchs conftatirt. Es empfiehlt ſich aber auch don 
darum, wegen der gewinnfüchtigen Sagdausibung eine an— 
gemefjene empfindliche. Strafe anzudrohen, weil. der Unter- 
chied zwiſchen der Strafe der Wilderei — Eorrectiondhaug, 
reſp. Zuchthaus, und der Strafe des einfachen Sagdfrevels 
jehr bedeutend ift und es auch won der Wilderei abſchrecken 
wird, wein das in der Mitte liegende Vergehen ‚der Jagd- 
ausübung in gewinnjüchtiger Abficht, welches in der Regel 
den Uebergang zur Wilderei bildet, mit einer flrengeren 
Strafe bedroht ift. a 


Zu Artikel 18. | 

Die Sagdfrewel begreifen die erften Schritte zu dem 
Berbrechen. der Wilderet in fih. Um von dem Vebergang 
zur Wilderei möglichit abzuſchrecken, diirfte daher die Wieder- 
holung eines Sagdfrevels innerhalb einer beftimmten Periode 
(zwei- Sabre) mit einer frengeren Strafe zu bedrohen fein. 
Daß Die wiederholte Begehung einer Webertretung des 
Sagdftrafgefeges überhaupt ſchon nad) allgemeinen Rechts: 
grundfäßen, auch wenn Dies im Art, 24 des Polizeiftraf- 
gefetzes nicht ausdrücklich beftimmt iſt, als Erſchwerungs— 
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fund gift, ‚bedarf namentlich auch im Hinblick auf die 
ändischen Verhandlungen von 1855 zu dem allegirten 
Artikel des Polizeiftrafgefeges faum einer Erwähnung. 


Zu Artikel 19. 


Diefer : Artikel bedarf wohl feiner bejonderen Recht— 
fertigung. Bei Beftinmung des zu erjfegenden Werthes 
eines nicht beigebrachten Schießgewehrd wird das Gericht 
auch die perfönlichen Verhältniſſe des Angejchuldigten be- 
rückſichtigen; nady denen ſich muthmaßlich beurtheilen läßt, 
ob derſelbe ſich einer Schießwaffe von geringerem oder 
höherem Werthe bedient hat. J J 


Zu Artikel 20 bis 24. 


Die Handlungen, welche die Art. 20 — A mit Strafe 
bedrohen, ftellen ſich zwar, wie. die Sagdfrevel, großeu— 
theils als Eingriffe in. die. Rechte des Sagdbereiptigten dar, 
fie find. aber im der, Regel minder gefährlich und werden 


dabhey milder zu beurtheilen ſein. 
Zu Artifel 20; ol 
Hierunter gehören namentlich die Fälle, wenn Jemand 
durch Schlagen oder Werfen Wild tödtet oder beſchädigt, 
vorausgeſetzt, daß .nicht der Thatbefland eines Kagdfrevels 
vorliegt, jodann wenn Jemand getödteles oder verendetes 
oder. ariaefchoffenes Wild von dem der Sagdberechtigte noch 
nicht Befig ergriffen bat, findet und fidy zueignet. Mit 
Rückſicht auf die große Verfchiedenheit der einzelnen denk— 
baren Fälle — Wegnahme eines getödteten. Hirjches oder 
eines gnetödteten Feldhuhns, Beſchädigung oder Tödtung 
eines Rehes oder eines jungen Hafen 20. — erſcheint es 
nothiwendig, das Maximum der Strafe"eben jo body wie 
das Marimum’ der Jagdfrevelftrafe zu greifen, zugleich aber 
ein fehr geringes Minimum feftzuifeßen.- Hierauf bernbt 
die 8 einer Strafe von 1 fl. bis 50 Fi 
Das Jagdgeſetz vom 26. Juli 1848 hebt die Jagdfolge 
auf, und Sanctionirt den Grundjak, daß angejchoffenes 
Wild demjenigen gehört, in deſſen Jagdbezirk es berendet. 
Es kommt indeffen bei denjenigen Wildarten , welche der 
Hühnerhund apportiren kann, häufig vor, daß ſolches Wild 
in der einen Jagd angefchoffen, von dem- Hunde über die 
Grenze hin verfolgt, gefangen und dem anfchießenden Jäger 
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zurücgebracht. wird, ohne daß. diefer ——— hat 
und wahrnehmen. konnte, daß das Wild in fremder Jagd 
von dem Hunde. gefangen und erwürgt worden. if. Da 
bier ein Verſchulden nicht vorliegt und ein unvordenklicher 
Gebrauch das angejhaflene von dem Hunde jenfeits der 
Grenze erft aufgenommene und zurüdgebrahte Wild dem 
Säger, der e8 angeſchoſſen hat, in allen Fällen zuerkennt, 
jo dürfte die in dem Artikel vorgefehene Modiftcation der 
Beſtimmung unter Art: 20 nicht zu beanftanden fein. 
Der legte Abſatz beruht auf der Erwägung, Daß es 
nicht überflüſſig fein dürfte, ausdrüdlich darauf aufmerkfam 
zu machen, daß die Wegnahme von Bild, von welchem 
der Berechtigte bereits Befiß erariffen, 4. B. um es fpäter 
abzuholen, verſcharrt hat, als Diebftahl beftraft werde. 


Zu Artikel 241 Nr. 1, 


Bon demjenigen, welcher mit einem Schießgewehr oder 
mit zum Fangen von Wild geeigneten. Schlingen ze. ein 
fremdes Jagdgebiet betritt, die erlaubten Verbindungswege 
verläßt und fich in das Feld oder den Wald beaibt, kann 
in den meiften Fällen angenommen werden, daß er dort 
zu jagen beabfichtigte. Der Aagndberechtigte kann zum 
Schuße feines Rechts verlangen, daß das unbefugte, Be— 
treten ſeines Jagdgebiets mit Schießgewehr ꝛc. unterjagt 
werde... Liegen indeſſen Umſtände vor, welche zu der An— 
nahme bereshtigen, daß derjenige, welcher in der angegebenen 
Weiſe ein fremdes Sagdgebiet betreten bat, nicht zu jagen 
beabfichtigt Babe, jo kann die Handlung nicht als Jagd— 
frevel, jondern nur als eine — be⸗ 
handelt und beſtraft werden. ie vorgeſchlagene Straf 
beftimmung tft, wie Schon zu Art. 13 bemerkt worden, milder 
als die bisherige, wonach in den angegebenen Fällen auf 
die Strafe des Jagdfrevels zu erkennen iſt. — 

Die unter 1, b. enthaltene Vorſchrift iſt nothwendig, 
wenn —— und ſchwer zu unterdrückenden 

Schlingenſtellen mit Erfolg entgegengewirkt werden ſoll. 
Daß derjenige, welcher durch einen Nothfall veranlaßt wird, 
in einem fremden Jagdbezirk die gewöhnlichen Wege momentan 
zu verlaſſen, einer Strafe nicht unterliegt, ergibt ſich ſchon 
aus Art. 19 des Polizeiſtrafgeſetzes, indeſſen kaun hierauf 
noch beſonders aufmerkſam gemacht werden. — Die An: 

drohung einer Strafe von 1 fl. bis 10 fl. dürfte den Ver— 
hältniſſen entſprecheud fein. F— 
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Zu Artikel 21.Nr. 2,, 


Der Zagdihug und die Sicherheit der Jagd würden 
in hohem Grade gefährdet fein, wenn Seder, welcher einen 
Jagdwaffenpaß befikt, nach Belieben auf allen jehr oft 
in geringer Gangbarfeit‘  abaelegene Waldungen durch 
ziehbenden Wegen ſchießen dürite, Ein ſolches Schießen, 
wäre e8 geftattet, würde häufig zum Deckmantel unerlaubter 
Jagdausübung dienen und zumal mit der Kugelbüchfe in 
ſehr jhädlicher Weiſe mißbraucht: werden können. Die an— 
gedrohte Strafe entipricht dem Art. 169 des Polizeiſtraf⸗ 
aeseßes 

Zu Artikel 21 Nr 3. 


Die bierunter bezeichnete Handlung beruht häufig, auf 
Unachtſamkeit oder Leichtfinn; oft enthält: fie, aber auch den 
Berfuh zum Jagdfrevel. Es dürfte zwar ein geringes 
Minimum, etwa von’t fl., aber doch auch ein nicht zu ge— 
ringes Marimum anzudroben fein. 


ä Zu Artitel 22 


Das Herumlanfenlaffen von «Hunden im Wald und- 
freien. Felde, iſt Schon. nach den dermalen ;beftehenden Ge- 
jeßen und Berordnungen verboten. Im Intereſſe des 
Jagdſchutzes muß dieß ‚Verbot, unter der zu Art. 22 be: 
merkten Modiftcation beibehalten werden. Eine Unter: 
ſcheidung zwiſchen Hunden, welche im. Felde oder Wald zu 
jagen pflegen amd Hunden, von denen dieß nicht anzuneh⸗ 
men ift, fann im Gefeg nicht wohl gemacht werden. Da- 
gegen kann wohl das Forftperjonal angewieſen werden, bei 
ihren Berfolgungen wegen Contraventionen die; nach den 
Umständen zuläſſige Schonung, eintreten zw lafjen. Ohnedieß 
ift die Strafe von 30 Er; bis 3 flmähßig.c.. 
Die Hirten können: in ‚Bezug: auf die Hunde, welche fie 
ur Ueberwachung ihrer Heerde . bei ſich führen, den Ber 
Minmungen im erften Saße des Art. 22 nicht wohl-unter- 
worfen werden, da oft einzelne Stüde von der Heerde fid) 
von diefer, beziehungsmweife won dem Hirten weiter als die 
angegebene. Grenze entfernen ;und daher auch Der Hundy um 
fie. jurückzubringen, die. Grenze überſchreiten muß... Eine 
Beftimmung ‚wie fie der $. 15 der Sagdftrafordnung für 
Rheinheſſen enthält, dahin „gehend, Daß die Hirten ihre 
Hunde nicht von. der Heerde weg lien laſſen 
ſollen, iſt wohl nicht nothwendig und dürfte oft zu Eein- 


x 
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lichen vexatoriſchen Unterfuchungen ohne erhebliches Re— 
ſultat führen. Ts re nee re ; 
ER Ne, TEE ALHIERL ZB, | 
. Das Ausheben 2; der Neſtbrut von: jagdbarem Feder: 
wild iſt zwar seine Beeinträchtigung. des Rechts des Jagd- 
eigenthümers.. Gleichwohl dürfte die: Handlung nicht als 
Bagdfrevek zu behandeln: fein, weil in den meiſten Fällen 
der Schaden; welcher den Zagdberechtigten zugefügt: wird, 
jehr unbedeutend iſt; häufig auch die Handlung Muf, juugend- 
lihem Leihhtfinn beruht. Es dürfte daher die ermähnte 
Handlung ald Jagdpolizeiübertretung zu «bezeichnen und eine 
Strafe von 1 fl. bis 10 fl. genügend fein. — Das _Aus- 
heben der Neftbrut' von Singvögeln iſt in Art. 213 des 
Polijzeiſtrafgeſetzes mit 1 fl: bis 5 fl. bedtohti il run 


Ita P\ 


ıriyr) 


3: BUT BIENEN NK Fall 

Es fommt mitunter vor, daß das Ausheben der Neft: 
brut von jagdhbarem Federwild (3. B. Eier von Auerwild, 
von wilden Enten und Faſanen) gewerbmäßig oder in ges 
winnſüchtiger Abficht betrieben wird. Für diefen Fall muß 
eine höhere Strafe anch im Minimim angedroht werden. 
33 art 10? SNNTTET MID MURTTATIE vuu 1144* 


— Bu am 20 0.200 0000 
"DIE Jagd fol auch von dem Jagdberechtigten auf waid⸗ 
männifche Art ausgeübt: werden. Nirgends gib aber das 
Schlingenftellen, wenn es nicht im! Wälder auf die. verſchie⸗ 
dene: Droſſelarten und auf Waldjchnepfen geſchieht, als 
eine waidmänniſche Jagd. Das Schlingenſtellen kann viel⸗ 
mehr der Jagd jo: verderblich werden, daß ein allgemeines 
jagdpolizeiliches Verbot deſſelben ſich dringend empfiehlt und 
von rechtlicher Jagdbeſitzern nicht wird beanſtandet werden. 
Die angedrohte Strafe dürfte wohl Den Verhältnifſen ent- 

Ipredhen, u g: Sn 6 Ni ads OR 1 [ NTRRDI 
en pr AM REEL Bd en 
Es würde nicht‘ zweckmäßig fein, die allgemeine Heeg— 
zeit, während welcher “die Jagd gefchloffen iſt, durch Geſetz 
zu beftimmen. Man kann dieß der Regierung 'überfaffen. 
Gfeiches gilt von der befonderen Heegzeit für einzelne WWild- 
ar „z. DB. Auerhähne, Birfhäbne, Sumpf: und Waſſer— 
v g je ie tn 39 GH 3 est 
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Ebenſo muß der Verwaltungsbehörde anheim gegeben 
bleiben, aus forſt- oder feldpolizetlichen Gründen die Heeg- 
zeit für einzelne Wildarten vorübergehend zu modiflciren. 

Was die in diefem Artikel enthaltene Beſtimmung, wos 
nach die allgemeine Heegzeit auch für Edel: und Damme 
wild beftehen joll, anbelangt, jo hat dieſelbe den Zweck, 
die Vorfchrift in Art. 13 des Geſetzes vom 26. Juli 1848, 
wonah das Roth: und Dammwild im Freien nicht mehr 
geheegt, vielmehr überall, außer in den geſchloſſenen Wild: 
parfen, vertilgt werden joll, zu modificiren. Da nad 
Art. 27 das männliche Edel- und Dammwild während des 
ganzen Jabres joll erlegt werden fünnen, jo fragt es fih 
nur, ob es als gerechtfertigt erjcheint, wenigftens das 
weibliche Edel- und Dammwild während der Heegzeit zu 
ihonen. Der Gejekesentwurf glaubt diefe Frage bejahen 
zu müſſen. 

Nach dem erwähnten Art. 13 des Geſetzes vom 26, Juli 
1848 joll Roth: und Dammwild im Freien nicht mehr ge— 
beegt, Sendern vertilgt werden. Es iſt ‚nicht die Abficht, 
diefe Beſtimmung ganz außer Wirffamkeit zu fegen. Allein 
die aud fir das weiblihe Hochwild offene Jagdzeit dauert 
lange genug, um einen wirkſamen Bertilgungsfrieg gegen 
diefe Wildart führen zu können, 

Zu der Zeit jedoh, wo ſchon die Gefege der Natur 
füe das weiblihe Hochwild Schonung in Anſpruch nehmen, 
faun füglid auch Die Jagd gegen ſolches eingeftellt werden. 
Die Mutter zu tödten und das Junge verhungern zu laffen, 
ift eine Granfamkeit gegen ein edles Thier, fiir welche nur 
in der unabwendbaren Nothwendigkeit eine Rechtfertigung 
gefunden werden könnte; eine ſolche Nothwendigfeit liegt 
aber nicht vor, weil, wie jchon bemerft, während der offenen 
Jagdzeit für Verminderung des weiblichen Hochwildes in 
genügender Weiſe geforgt werden kann. Ohnedieß ift es 
befannt, daß gerade das meiblihe Hochwild, während es 
bochbefchlagen gebt, oder jeine noch ſchwachen Kälber taugt 
die Felder gar nicht oder doc) Fehr felten befucht, eine Be— 
ſchädigung für ſolche daher während diefer Zeit gar nicht 
oder doch nur ausnahmsweiſe vorfommen fann 

Es iſt ferner nicht unbeachtet zu laſſen, daß die er: 
waͤhnte ae des Geſetzes vom 26. Juli 1848, welche 
an fich nicht aufgehoben werden ſoll, welcher man aber nur 
einen Theil ihres jchonungslofen Charakters nehmen will; 
weder in Rheinheſſen noch in den Nachbarftaaten und eben 
jo wenig in Frankreich beftcht. In Württemberg iſt jogar 
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unlängst für das männliche Hochwild eine jehr ausgedehnte 
Heegzeit geſetzlich feſtgeſetzt worden. 

Was hier zu Gunften des weiblichen Edel- und Damm⸗ 
wildes bemerkt ift, ließe fich zum größeren Theil au fiir 
eine Heege des weiblichen Schwarzwildes in die Waag- 
Ihanle legen, da aber diefe Wildart bei und im Freien 
als Standwild nicht mehr exiftirt, jo bedarf e8 für dafjelbe 
eines geſetzlichen Schußes nicht. 


Zu Artikel 27. 


- Zul. Dem Eigenthümer eines Wildparks fann die Eins 
haltung der Heegzeit in Bezug auf das eingeparkte Wild 
nicht zugemuthet werden. Auch bisher war der Parkeigen— 
thümer nicht verpflichtet, die Jagd auf das eingeparfte 
Wild einzuftellen. | 
Zu II. Die bierunter vorgejehenen Ausnahmen ent— 
ſprechen dem bisherigen Herfommen, Aus den zu Art. 26 
bemerkten Gründen ift zu Nr. 2 nur die Erlegung des 
männlichen Edels und Dammwildes während der Heegzeit 
geftattet. | 
| Zu Artikel 28. 


Die Ausübung der Jagd während der Heegzeit kann 
auch dem Jagdberechtigten nicht geflattet werden, Es be: 
‚darf feiner Erwähnung, daß, wenn ein Sagdfrevel während 
der Heenzeit begangen wird, die Art. 31 x. des Polizei: 
ftrafgefeßes zur Anwendung kommen. Die. angedrohte 
Strafe darf im Minimum nicht zu gering gegriffen werden. 
Die Heegzeit ift allgemein befannt und e8 mag ſolche aud) 
der Sagdbereihtigte einhalten. 


Zu Artikel 29, 


Wenn während der Heegzeit es nicht geftattet iſt, Wild 
zu jagen. oder zu erlegen, jo kann auch der Handel mit 
joldem Wild während dieſer Zeit nicht erlaubt jein. In 
den $. 17 der Verordnung vom 21. October 1815 befteht 
für Rheinheſſen ein foiches Verbot, weldes man aud) in 
den ‚beiden anderen Provinzen bisher als ein Dringendes 
Bedürfniß erkannt bat, Da indeflen nah Art, 27 dem 
Jagdberechtigten für einzelne Fälle ausnahmsweiſe geftattet 
ift, auch während der Heegzeit Wild zn erlegen, jo muß 
auch der Verfauf des in erlaubter Weile erlegten Wildes 
gellattet fein; Dagegen ift ed nothwendig, Daß der Ver— 


— 
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käufer, um von Strafe frei zu bleiben, alsbald den Be— 
weis erbringt, daß das Wild in einem der geſetzlichen 
Ausnahmsfälle von dem Jagdberechtigten befugterweiſe er— 
legt worden ſei. Da mitunter Wild von ſehr unbedeutendem 
Werthe zum Verkauf gebracht wird, ſo kann nicht wohl ein 
hohes Strafminimum angedroht werden. Dagegen dürfte das 
Maximum der Strafe ziemlich hoch zu greifen ſein. Auch 
empfiehlt es ſich, die Confiscation des verkauften oder feil- 
gebotenen Wildes anzudrohen. 


Zu Artikel 80. 


Dieſer Artikel enthält nichts weſentlich Neues, ergänzt 
aber ältere geleblich Beflimmungen in einer Weiſe, Daß 
feither vorgefommene Zweifel und Schwierigfeiten in der 
Anwendung bejeitigt werden. a Rx 

Die angedrohte Strafe möchte wohl nicht zu bean- 
ftanden jet. ne 


Zu Arlikel 31. 


Die Beſchädigungen der in diefem Artikel bezeichneten 
Gegenftände find bisher ſchon nad den in den Sagdftraf- 
ordnungen enthaltenen Vorſchriften beftraft worden. Es 
wird daher auch in dem Jagpdſtrafgeſetz eine deffallfige Be— 
ftimmung vorzufehen fein, jedoch mit dem auch im ver: 
ſchiedenen Artikeln des Bolizeiftrafgefeges (Art. 103, 121,378) 
enthaltenen Zuſatz: „infofern nicht der TIhatbeftand der im 
Strafgefegbud bedrohten vorſätzlichen Eigenthumsbeſchädi— 
gung vorliegt.“ Mit Rüdfiht auf die Verſchiedenheit der 
einzelnen denkbaren Beichädigungen muß wohl ein mäßiges 
Minimum, dagegen ein Hohes Murimum der: Strafe Feft- 
gejeßt werden. Für die Strafandrohung von 1 bis 50 fl. 
Ipricht die Analogie des Art. 121 des Polizeiſtrafgeſetzes. 

Zu Artikel 32. 2 

In dem Br find die Entwendungen von 
Holz von Einfriedigungen mit Strafe bedroht; ebenjo in 
dem Feldſtrafgeſetz. Es dürfte daher gerechtfertigt fein, 
auch die Entwendungen von Beftandtheilen der Einfriedigung 
eines Wildparks mit einer Polizeiftrafe zu bedrohen, welche 
in ihrem Minimum etwas höher, als die der Beſchädigung 
angedrohte Strafe zu greifen fein dürfte. 

Da das Forftftrafgejeß nicht, wie das Feldſtrafgeſetz 
beftimmt, daß, wenn der Werth des eutwendeten Gegen: 
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ſtandes eine. beſtimmte Summe (3 fl.) überſteigt, die Ent: 
wendung als Diebſtahl zu behandeln jet, ſo it auch in 
dem vorliegenden Geſetzesentwurf hinſichtlich der Entwendung 
von Beſtandtheilen einer Parkeinfriedigung, welche zugleich 
den Charakter eines Forſifrevels bat, von einer ſolchen Be— 
grenzung abgejeben worden, 

agegen möchte es mit. dem Geiſte -der Strafgeſetz— 
gebung im. allgemeinen ſich nicht vereinigen laſſen, auch 
die Entwendungen Der übrigen in. Art, 34: .bezeichneten 
Gegenftände polizeilich abzuurtheilen; ſolche Entwendungen 
ſind vielmehr als Diebſtähle zu behandeln. 


Zu Artikel 33. 


Durch Beſchädigungen oder Entwendungen von Beftand- 
theilen einer Parkeinfriedigung können Lücken in leßterer 
entftehen und hierdurch das Austreten von eingeparftem 
Wild veranlaßt werden. Iſt dieſe Folge wirklich eingetreten, 
jo erjcheint e8 als angemeffen, Die in den zwet vorher: 
gehenden Artikeln angedrohte Strafe in ihrem Minimum 
u erhöhen. Iſt ein wirklicher Austritt von Wild nicht er— 
lat, die Beihädigung aber von der Art, daß fie das 
Austreten hätte zur Folge Haben fünnen, jo möchte jene 
erhöhte Strafe wenigftend für den Fall anzudrohen * 
daß der Thäter nicht Schritte gethan hat, um das Aus— 
treten des eingeparkten Wildes zu verhindern. 


Zu Artikel 34. 


Es iſt ſchon vorgekommen, daß in einem Parkzaun Lücken 
in der Abſicht gemacht worden ſind, das Austreten von 
eingeparktem Hochwild in die angrenzenden Jagden herbei— 
zuführen, Dieſe Handlung muß' mit Rückſicht auf den be 
deutenden Schaden, weldher dadurd dem Parkbeſitzer zuge— 
fügt werden fann, mit einer empfindlichen Strafe bedroht 
werden. 4 


Zu Artikel 35 und 36. 


Mer unbefugt ein verfchlofjenes Parkthor, fei es mit 
einem Schlüffel oder in fonftiger Weife öffnet, ift firaf- 
barer als derjenige, welcher ein unverſchloſſenes Parkthor 
öffnet nnd unterläßt, ſolches ſofort wieder zuzumachen. 

Uebrigens kann derjenige, welcher ein offen ſtehendes 
Parkthor paſſirt, nicht für verpflichtet erklärt werden, ſolches 
zuzumachen. 
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Zu Artikel 37. 
Das Steigen über eine Barkeinfriedigung ift auch in 
den bereit8 beftehenden Gefegen mit Recht verboten. 
Zu Artifel 38. 


Die unbefugte Zueignung von Hirfchftangen in einem 
Park ift ebenfalls in den Gejegen mit Strafe bedroht 
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Beilage Nr. 259 
zum 44. Protofol vom 4. November 1857. 


An die zweite Kammer der Stände des Großherzog 
thums. 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog haben zu be— 
fehlen gerubt, daß den Ständen des Großherzogthums ein 
Gefegesentwurf in Beziehung auf die Rechtsmittel der 
Steuerserwaltung bei Berfolgung der Contraventionen ge: 
gen die Gelee und Berordnungen über Staatdauflagen 
zur Ertbeilung ihrer verfafjuigsmäßigen Zuftimmung vors 
geleg werden ſoll. 

as unterzeichnete Miniſterium beehrt ſich, zu dieſem 
Zwecke den mit Motiven bier beigeſchloſſenen Geſetzesent⸗ 
wurf der zweiten Kammer der Stande mitzutheilen. 


Darmftadt, den 3. November 1857. | 
Großherzogl. Minifterium der Finanzen 
unterz. 
8 von Schend, 
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Beilage Nr. 260 
zum 44. Protokoll vom 4. November 1857. 


Gefegesentwurf, die Rechtsmittel der Steuerver- 
waltung bei Verfolgung der Contraventionen ge- 
gen die Geſetze und Verordnungen über Staats: 
auflagen betr. 


Ludwig Ill. von Gottes Gnaden Großherzog von 
Heflen und bei Rhein ꝛc. 


Um die gleihförmige Handhabung der Strafbeftimmuns 
gen in den Gejeßen und Verordnungen über Staatsaufla- 
gen zu fichern, haben Wir mit Zuſtimmung Unferer ges 
treuen Stände verordnet und verordnen hiermit, wie folgt: 


Einziger Artikel, 


Gegen die Erkenntniſſe der Gerichte in Fällen von 
Uebertretungen der Vorſchriften in den Gefegen und Ber: 
ordnungen uͤber Staatsauflagen ſtehen den die Steuerver- 
waltung vertretenden Fiscal: Anwaltjchaften die gefeßlichen 
Rechtsmittel ohne eine Beichränfung mit Rückſicht auf Die 
Größe der Strafe, um welche es ſich handelt, zu. 


Urkundlich ꝛc. 


vi 


.. 
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Beilage Nr. 261 
zum 44. Protokoll vom 4. November 1857. 


Motive zu dem Gefegesentwurfe, die Rechtsmittel 
ver Steuerverwaltung bei Verfolgung der Con⸗ 
- traventionen ‚gegen die Gefege und Verordnungen 
- ‚ über. Staatsauflagen betr. | 


‚ Auf dem Landtag von 1833 wurden mit den Ständen 
die Grundjäge vereinbart, nad welden fid) die Staatd- 
regierung bei Erlaſſung der Beftimmungen über die Be— 
ftrafung der Eontraventionen ‚gegen die. Auflagegelege zu 
richten: hat. ‚Zu diefen Grundjäßen gehört, daß gegen die 
Erkenntniſſe der Gerichte in Fällen der Uebertretung Der 
Auflagegejeße die in Givilfachen zuläffigen Rechtsmittel ftatt- 
finden follen. Auf die Provinz Rheinheſſen findet dich 
feine Anwendung mehr, indem dort jegt die Borfchriften. 
des. Gefehes vom 29. October 1830 über das Verfahren 
in Gontraventionsfachen gegen die Geſetze und Berord- 
nungen über indirecte Auflagen in der Provinz Rheinheſſen 
maßgebend find. In den Provinzen Starfenburg und 
Oberheſſen befteht aber jene in die einzelnen Verordnungen 
über die Staatdauflagen lbergegangene Beſtimmung nod 
in Kraft. Eine Folge derfelben ift, daß Die Steuerver- 
waltung gegen Erfenntniffe der Gerichte in Steuercontra- 
ventionsfachen nicht appelliven fann, wenn die verwirkte 
Strafe die Appellationsfumme nicht erreicht. Hierdurch) 
ergeben ſich öfters ſchwer zu befeitigende Verlegenheiten für 
die Steuerverwaltung, wenn bei einem Gerichte irrige An: 
fihten über die Auslegung der Geſetze oder Verordnungen 
dub greifen. Bei manden Gteuerarten, z. B. dem 

bauffeegeld, der Hundefteuer, der Gewerbfteuer in den 
unteren Klaſſen, erreichen die feftgefeßten Strafen felten 
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oder nie die Appellationsfumme, und es fommt deßhalb 
vor, daß in einem Gerichtäbezirt während längerer Zeit 
durch confequente, auf irrigen Anfichten des Gerichts be— 
ruhende Freifprechungen der Steuerſchutz blosgeftellt bleibt, 
bis einmal durch einen Wechſel des Richterperfonnals, oder 
durch einen et älle, welchem eine Berufung an die 
höhere Inſtanz wöglich iſt, Jede; duſch Abänderung der 
geſetzlichen oder verordnungsmäßigen Vorſchriften die Ab: 


hülfe herbeigeführt „wird, Hierunter, leidef nicht, nur die 
ae —8 in al) in Amgercchtes 
Vorurtheil gegen die Steuerverwaltung, der man gehäfftge 
Verfotgungt ſucht beimjßt ud eiſte⸗ unglejch · Behandlun 
BE RN yerſch — die, Miß⸗ 


it 


ezirken, <. Die 

immung erzeugt, und dei, Artfehen der RB örden ſchadet. 
BEN, meidung bie — idet 
der in mehreren Füllen hebborgöltelennuſtud Nerſcheiul es 
räthlich, die Nechtömittel der Steuerverwaltung gegen Die 
Erkenntniſſe der Gerichte in Eontraventionsſachen von jeder 
durch die Größe der Strafe bedingten Beſchränkung zu 
entbunden/ was durdyıden; vorliegenden Gefeheserttwuif be⸗ 
zweckt wird, und um ſorweniger ienremsbearimdeten Auſtand 
uitterliegen Bam) als aueh An Poligeveiiund) Foiſtſtraffachen 
die Recurſe der Verwaltung mach Artibel 14 Des Gefetzes 
Bon . Juli 1836keiner ſoͤlchen Beſchvränkung unterworfen 
ſidantranrl 21 tiß iß innuenid 
nofſFür die Provinz Rhein hefſen amd nach dem⸗ Artikel 9 
des obenerwaͤhnten Geſetzes vom 29.Oectober 18300 die 
Berufnugen gegen die Urtheile der Gerichtenin Stenercon⸗ 
traventisnefachen ohneBefchräntung ſtattfluden können, wird 
durch die Annahme des Gefetzesentwurfse am dem Beſte heu⸗ 
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B e {la dk. MM. 26 Amin 
zum 45. Protokoll vom Si November 1857. 


"sr 
An die verehrliche zweite Kammer der Stände des 
Großherzogthums. 1215à02 ua oh 


. PR — — — — — 
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Es iſt Schon im Jahr 1855 bei VBorlegung des Geſetzes— 
entwurfs über einige Abänderungen und Zujäge zum Mi- 
fitärftrafgefegbuch (Beilage Nr. 880 zum 249. Protofoll 
der zweiten Kammer der Stände) erwähnt worden, daß die 
Regierung mit einer Nevifion des Milikärſtrafgeſetzbuchs 
vom 13. Juli 1822 beichäftigt jet und daß demnächſt den 
— ein neues Militärſtrafgeſetzbuch vorgelegt werden 
würde. 

In Folge deffen beehrt ſich, mit Allerhöchſter Ermäch— 
tigung Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs, das 
unterzeichnete Minifterium nunmehr den Entwurf eines 
neuen Militärftrafgejeges an beide Kammern der Stände 
mit dem Anfügen gelangen zu laſſen, daß fich nad der 
Allerhöchſten ——— die erſte Kammer zuerſt mit 
der Berathung und Beſchlußfaſſung über den Entwurf be— 
faſſen möge. Die erforderlichen Motive ſind dem Entwurfe 
beigefügt. 

Dieſer Entwurf iſt beſtimmt, an die Stelle des erſten 
Theils des Militärſtrafgeſetzbuchs von 1822 zu treten. Der 
—— den Militärſtrafproceß behandelnde Theil des leßtern 
ann nicht wohl eher einer gründlichen Revifion unterworfen 
werden, ald bis die neue allgemeine Strafproceßordnung 
erjchienen fein wird. Bis dahin kann Ddiefer zweite Theil 
neben dem neuen Militärftrafgejegbucd um jo mehr in fort: 
währender Giltigkeit bleiben, als der Militärftrafproceß, 
wie er darin vorgefchrieben und feit 35 Jahren weiter aus— 
gebildet worden ift, fih im Ganzen jo gut bewährt hat, 
daß das Bedürfniß einer Nevifion desjelben noch nicht be: 


2 Beilage Nr. 262 5. 45. Prot.v.5.Nov. 1857, 


ſonders fühlbar geworden iſt. Die Titel 1 und 2 des 

weiten Abjchnittö, welche reglementärer Natur find, beab- 

htigt jedody die Regierung durch eine neue Disciplinar: 

ftrafordnnung zu erfeßen, welche alsbald nady dem Erſcheinen 

des neuen Militärſtrafgeſetzes erlafjen werden wird. 
Darmftadt, den 3. November 1857. 


Großherzogliches Kriegsminiſterium 
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Beilage Nr, 263 
e 
zum 45. Protokoll vom 5. November 1857. 


An die verehrliche zweite Kammer der Stände des 
Großherzogthums. 


Seitdem die Verhandlungen über die in dem außer— 
ordentlichen Budget des Kriegsminiſteriums enthaltenen 
ler welche fih auf den Ausbau der Nrtilleriecajerne 
beziehen , ftattgefunden haben, find Umftände eingetreten, 
weldye es als nicht unmöglich erjcheinen laffen, daß mit 
den von den Ständen verwilligten Mitteln und mit dem 
aus einer Veräußerung der Artilleriecaferne zu erzielenden 
Erlöfe ein vollftändiger Neubau an anderer Stelle ausge: 
führt werden fönne. Es bedarf feiner näberen Nachweiſung, 
wie ſehr in mehrfacher Hinfiht die Erbauung einer ganz 
neuen Gaferne dem Ausbau der gegenwärtigen vorzuziehen 
it. Für den Fall aber, daß fidy eine 4 vortbeilhafte 
Ausſicht verwirklichen ſollte, ift die ſtändiſche Zuftimmung 
dazu nöthig: | 

1) daß die für den Ausbau der alten Caſerne verwils 
ligten Mittel zur Erbauung einer neuen Caſerne verwendet, 

2) daß die alte Caſerne unabhängig von den Beſtim— 
mungen des Domänenveräußerungs-Geſetzes in der am ge: 
eignetften erfcheinenden Weile verwerthet und der Erlös 
gleichfalls für den Neubau verwendet werden dürfe. 

Das unterzeichnete Minifterium ftellt Daher mit Aller: 
ge Ermächtigung Seiner Königlichen Hoheit des Groß: 
erzogd an die Stände des Großherzogthums den Antrag, 
Diet eventuelle Zuftimmung zu ertheilen. 


2 Beilage Nr.263 5.45. Prot. v. 5. Nov, 1857. 


Schließlich wird bemerlt, daß eine gleichlautende Mit- 
theilung an die erfte Kammer ergangen iſt. 


Darnıftadt, den 4. November 1857. 
Großherzogliches Kriegsminiftertum 
Frhr. von Shäffer- Bernſtein. 
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An die zweite Kommer der Stände des Großher⸗ 
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er) PATE er a RR 
5 Die Propofition der, Staatsregierung vom, 22, December 
1856, die, Erhöhung, der Gehalte der Arpilbeamten betreffend. 
und hie Kakauk gofahfen — — Beſchlüſſe beziehen ſie 
nur auf die Civilbeamten, welche ihre Gehalte Direct. «a 
dev Stautsfajle ‚beziehen, ſowie auf die Angeftellten bei der 
Landesuniverſttät und. bei auderen ‚Stwatsanftalten, bezüg— 
lich welcher der Staat verpflichtet iſt, das etwaige Deficit 
zu decken, und demnach deſſen ‚Beitragspflicht, zur Unter— 
haltung derſelhen nicht guf ſtändige I ſtandiſcher „Ber 
willigung berußende, Beiträge beſchränkt ift. 56 
Siernach find die Lehrer an. den Gymnaſien zu Worms 
und Büdingen, und an den Nealfchulen zu Darmſtadt, 
Michelſtadt, Offenbab, Gießen, . Biedenkopf, 
Mainz, Alzev und. Bingen unter dieſer Propofition 
nichtajbegriffen; dieſe Lehrer. erhalten. ihre in Geld amd 
Wohnungsvergütungen vegulirten Beſoldungen aus durch 
beftimmte Beiträge der, Staatskaſſe unterflügten Localfonds. 
Diefe Lehrer find indeſſen Be Kivilbeamte und 
einer gleiche Behandlung derſelben hinſichtlich ER ejol- 
dungen im Bezug auf Die Raturalvergütung erſcheint Daher 
um ſo mehr in der Billigkeit begründet, als deren Gehalte 
größkentheils ſeht gertug find. Da jedoch zunächſt die er- 
wähnten Localfonds zur Aufbringung dev Lehrergehalte vers 
pflichtet find und die Staatskaſſe nur beftimmte, Beiträge 
an Diefe Fonds zur Beſtreitung der Koften jener Unters 
vihtsanftalten Teiftet, fo kann die Staatsfaffe auch Die Ber: 
pflichtung nicht übernehmen , den durch Anwendung der über 
die Naturalgehalte vereinbarten Beftimmungen auf Die ge— 
dachten Lehrer entftehenden Mehraufwand allein zu leiften, 


2 Beilage Nr. 264 5.46. Prot. v. 6. Nov. 1857. 


Es erfcheint dagegen angemefjen, daß die Staatsfaffe, im 
Verhaältniß der von ihr bisher geleifteten Subvention, oder 
Beitrags zu den Einnahmen zur Beftreitung an Unterhal: 
tungsfoften diefer Anftaften, einen weiteren Beitrag zur 
Beffreitung jenes Mehraufwandes übernehme, in der Art, 
daß jene Subvention hiernach verhältnißmäßig und nach 
Maßgabe des wirklich ſich ergebenden Bedürfniſſes erhöht 
wird, unter der Vorausſetzung jedob, daR auch die betrefr 
fenden verpflichteten Sonde die Mittel! zu jener Gehalte: 
vermehrung nad dem angedeuteren Verhäliniß zur Dis: 
vofition stellen; Das unterzeichnete, Miniſterium beehrt fid) 
daher an die Stände des Großherzogtbums Das Aunfinnen 
zu richten, ihre Zuſtimmung Dazu ertbeilen zu wollen ; daß 
nach diefen Grundjägen bezügfich der Anwendung der über 
die Naturalpergütungen bei den Gehalten der übrigen Civil⸗ 
beamten vereinbarten Beſtimmungen auf die Gehalte der 
Lehrer an den mehrgenannten Lehranftalten — werde, 
und die hiernach der Staatskaſſe zur Laſt fallenden ver- 
häftnigmäßigen Beitrogserhöhungen zu dem Mehraufwand 
auf Ddiefe von 1. Januar 1857 un übernommen werden, 
wobet man fich zugleich au bemerken beehrt, Daß die deß— 
falls von der Staatokaſſe zu Leiftenden weiteren Zuſchüſſe 
nach der anliegenden Berechnung für den Fall des Fort- 
beſtehens der dermaligen Fruchtpreife muthmaßlich jährlich) 
betragen werden: | | | * 

NNfür das Gymmafium zu Worms 2. 20.7295 fl. 
J) fie das Gymnaſium zu Büdingen . 2.43% 
3) für die Realſchule zu Darmftadt . . 200, 
A) für die Realſchule zu Mihelftadt . . . 784 

5) fiir die Reatfchule zu Offenbah . . 2. 181, 
6) für die Realichule zu Gießen... 2 341 y 
7) für die Realſchule zu Biedenfopf . : ... 79, 
8) für die Realſchule zu Main . . ... . 907, 
0) fie die Realſchule zu Ay ni 
10) Für die Realfchule zu Bingen , . 2.70%, 


im Ganzen... ..2802 fl. 
Darmftadt am 4 November: 1557. 1 
AUS. x ge u. a a 
u, ‚Beosherzoglies Miniſterium des Innen 
Fa Te BETT? ala. unterze 3, 441 * 
4799 2 PER RT ee ec 
34 Jin a zen DM eg tus 
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zum 48. Protololl som: 9. November. 1857. 
327 id, I WR h FALL 
Berxicht des vierten Ausfhuffee © 
‚ über. das Geſuch des Gemeinderaths zu Dber- 
Roden, ‚die Wieverzutbeilung des Orts Ober— 
— zu dem Bezirk des Großhzgl. Landgerichts 
Langen; BEIDE ee I ae 11% iyyap tbi 
erfinttet von dem Abgeordneten Zimmermann. ' 


nat ri 





Das: ehemals kurmainzſche Dorf Dber-Roden ; ‚welches 
Bis in Das Jahr 1824: dem: Amt Dieburg ‚ angehört: hatte, 
wurde bei der in Folge allerhöchſter Entſchließung unter 
dem: 14 Juli 1824 bekannt ‚gegebenen „Eintheilung des 
Landes: in. Landraths- und Landgerichtöbezirke,, dem Großh. 
Landgericht Langen ı zugetheilt und, verblieb demfelben bis 
zul. Juni 1853, wo .e8 „gemäß. der, Entichließung Seiner 
‚Königlichen Hoheit des Großherzogs vom 6, April ‚gedachten 
Jahres betreffend: die Aufhebung der Landgerichte Groß: 
farben: und Rödelheim, und die Errichtung, neuer Landge⸗ 
richte zu Darmftadt, Waldmichelbach, Vilbel, und, Alten 
ftadt „ferner die, Verlegung . des. Landgerichtsſitzes von 
Altenſchlirf nad) Herbſtein, tie Ak fünftige Zuſammen⸗ 
ebung der Stadt>.und Landgerichtäbezirke in Den Provinzen 
Starfenburg amd Oberheſſen,“ Be Woher, Landgericht 
‚Seligeuftadt,.‚einverleibt wurde. Abgeſehen von, anderen 
‚Gründen, die das Großherz. Minifterium der At be: 
ſtimmt haben; mögen; und En beftimmen konnten, „Seiner 
Koͤniglichen Hoheit dem, Großherzoge bie, Zutheilung des 
‚gedahten Orts ‚zum Großherz, Landgericht Seltgenftadt in 
Borichlag 8 bringen, konnte man damals annehmen, Daß 
damit den Wunſchen der Gemeinde Ober-Roden entſprochen 
worden fei, weil im Jahre 1851, als es kund geworden 


2 Beilage Nr. 265 5.48, Prot. v, 9, Nov. 1857. 


war, daß die Großh. Staatsregierung eine zwedmäßigere, 
den Bedürfniffen mehr entfprechende Bafcmenichuns ſämmt⸗ 
licher Stadt- und Landgerichtsbezirke beabfichtige und ſämmt⸗ 
liche Stadt» und Landgerichte darüber zum Bericht aufge- 
fordert worden waren, verlautbart worden, daß es von - 
der Gemeinde KT A gewünſcht ſei, dem Großherz. 
Landgericht Sel enſtadt eiuerigibt zu Werden , welcher 
Umftand. das genannte Landgericht, welches fid) damals 
gegen jede Veränderung feines Bezirks ausgeſprochen hatte, 
beftimmte; für den Fall der Abtrennung mehrerer in der 
Nähe von Offenbach liegender Orte, auf Zutheilung der 
Drte Ober: und Nieder-Roden zu feinem Bezirk anzutragen ; 
in neuerer Zeit hat. man indefien vernommen, daß das da- 
mald in Umlauf gebrachte Gericht des erwähnten —— 
der Gemeinde Ober-Roden nur auf von dem damaligen 
Bürgermeifter- mimdlich und ſchriftlich gethane Aeußerungen 
fid gegründet Habe und mit den Anfichten der Gemeinde 
nicht im. Einklang gewejen ei... :: — 

Die mehrgenaunte Gemeinde hat nun an hohe Kammer 
folgende Vorſtellung gerichtet: 

Unſer Ort, Ober-Roden, gehörte früher zu dem Be— 
zirke des Großh. Landgerichts Langen, wurde jedoch 
bei der neuen Organifation im Jahre 1853 zum Gr. 

Landgerichte Seligenftadt getheilt, 

Beicheiden wir uns auch, daß bei einer neuen 
Abgrenzung von Bezirken ſich nicht alle localen Ber: 
häftniffe überjehen lafjen, fo bat doch nun wohl eine 
bierjährige Erfahrung nicht nur beflätigt, daß unfere 
Befürchtungen begründet waren, jondern es ift auch 
in diefem Sabre ein neuer Thatumftand Hinzugetreten, 
welcher nun eine Wiederzutheilung zu Langen moti⸗ 
viren wird. TE | 

Nämlich zunächſt haben wir einen fo böſen, fan- 
digen und. weiten Weg nad) Seligenftadt, daß bei dem 
eringften Gejhäfte an Großherzogl. ——— 
Beute einen ganzen Tag verfäumen, ja bei länger auf- 
baltenden Gejchäften. der Fall zur Winterszeit nicht 
jelten eintritt, daß die Angehörigen Ober-Rodens in 

DrligehBadt übernachten müffen. Dieß und fchon 
der längere Aufenthalt, wenn die Sache auch in einem 
Tage abgemacht werden fann, nehmen den Leuten nicht 
nur ihre Zeit, fondern Bringen fie auch nothwendig 
zum Wirthshausbeſuch. NE 


B 


— 


eilage Nr. 265 5. 48. Prot. v. 9. Nov. 1857, 8 


Nach Langen dagegen führt eim naher, bequemer 
Weg, deſſen Frequenz den an Großherz. ‚Landgericht 
Beihäftigten uberdieß häufige Gelegenheit bietet, ſich 
von Bekannten auf den Wägen mitgenommen zu fehen, 
jo daß dort eine Einkehr oft nicht nöthig wird. 

Nun aber wurdeu wir angehalten, es Vieinal⸗ 
weg nach Urberach zu chauſiren und führt jetzt eine 
Chauſſee ununterbrochen von Ober-Roden bis nach 
Langen. 

Vorzugsweiſe kommt nun aber in Betracht, daß 
wir gar keine Geſchäftsverbindung nach Seligenſtadt 
haben, während unſer ganzer Verkehr nach Darmſtadt 
und Frankfurt, ſomit immer über Langen geht, uns 
alſo früher erlaubte, unſere Geſchäfte am Großherzog— 
lichen Landgerichte gelegenheitlich unſerer oder unſerer 
Bekannten anderweiten Geſchäfte in Darmſtadt oder 
— mit zu beſorgen oder beſorgen laſſen zu 
önnen. 

Auch würden dadurch die zu. Einer Bürgermeiſterei 
und einer Pfarrei gehörigen Orte Ober. Roden und 
Mefjenhaufen wieder zu Einem Landgerichte gehören 
und fo manche Inconvenienzen bei dem Großh. Orts- 
ga: wie bezüglid der Eivilftaudsregifter vermieden 
werden. | 

Enndlich haben ſich audy feit unferer Zutheilung zu 
Seligenftadt die Gejchäfte, wie bei allen Gr. Land— 
gerichten, jo gewiß auch im Zangen jo vermindert, daß 
Die dortigen Arbeitskräfte auch noch Die Yurisdiction 
über Ober-Roden werden mit erledigen können. 

Wir fielen daher an hohe Kammer die Bitte: 
„um dringende Verwendung bei höchſter Staats- 
regieruug, daß Ober-Roden baldigft ‚wieder dem 
Bezirke des Großherz. Landgerichts Langen möge 
zugeiheilt werden | j 


in Beziehung auf welche, von Dem betreffenden Hera Re: 


gieru 
Aeuß 


ugs-Commiſſär auf geſchehene Mittheilung nachſtehende 
erung erfolgt iſt: — 
„Det der im Jahr 1853 ſtattgefundenen neuen Ein: 
theilung der Stadt: und Landgerichtsbezixke war Die 
Rüdfiht auf das Bedürfniß der den einzelnen Bezirken 
J———— Gemeinden, insbeſondere die auf die 
ntfernung Der, verſchiedenen Orte vom Gerichtsſitze 
und auf den Verkehrszug ihrer Bewohner vor allen 
andern maßgebend und Leitend. „Nicht minder, müßte 
* 
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es aber bei Bildung der Bezirke Aufgabe ſein, mög: 
fichft eine ſolche Aufasmenfepang zu wählen, bei 
welcher weder ein Mangel an zureichender Beichäftigung . 
des für die verichtedenen Gerichte vorgefehenen Beaniten= 
perſonals in Ausficht geftellt wurde, noch andererjeits 
eine Meberlaftung dieſes Perſonals zu befürchten war. 
Gerade dieje letztere lung aber ift e8, welche 
eine Berüdfichtigung des von der Gemeinde Ober: 
Roden geäußerten Wunfches wegen Wiederzutheilung 
zu dem Bezirke‘ des Landgerichtes Zangen, dem fie 
por ihrer Zutheilung zu dem Landgerichtäbezirfe Se— 
ligenſtadt angehörte, entgegenfteht. Im Bezirfe des 
erftgenannten Gerichts ergeben fich nämlich, im Vers 
—hältniß zu der Zahl der dabei beftellten Beamten jo 
umfangreiche Gejchäfte, daß unmöglich eine Zutheilung 
von weiteren Orten dorthin ftattfinden kann, ohne eine 
ſolche Weberlaftung des dortigen Beamtenperjonals mit 
Amtsgeſchäften herbeizuführen, welche die prompte Er- 
fedigung dieſer Geſchäfte zur Unmöglichkeit und eine 
ee. des Richterperfonals. nothwendig machen 
würde, während dies dem Landgerichte Seligenftadt 
bei der dermaligen Zufammenjegung feines Bezirks 
ar bei der Zahl des dort angeftellten Dienſtperſonals 
gelingt. u 
Selbft abgeſehen indeſſen hiervon jcheinen dem 
Unterzeichneten die von dem Gemeindevorftande zu 
Ober-Roden für Das erwähnte Geſuch vorgebrachten 
- Gründe nicht geeignet zu fein, dieſes letztere zureichend 
zu motiviren, Wie nämlich die Petenten in ihrer 
Eingabe felbft anführen, ift der Weg von Ober-Roden 
nad Seligenftadt ein fandiger, mithin zu jeder Jahres» 
eit zu paffirender ; dabei ift die Weiterentfernung dieſer 
eiden Drte unter einander, verglichen mit der Ent- 
fernung von Ober-Roden nad) Zangen eine nur unbes 
deutende zu nennen. Wenn aber bie PBetenten ein 
hauptſächliches Gewicht auf das Argument legen, daß 
ihr hauptfächlicher Verkehr nach Darmftadt und Franf- 
furt fomit immer über Langen gegangen und fie ihre 
Geſchaͤfte am dortigen Landgerichte bei gelegentlicher 
Anweſenheit daſelbſt zu betreiben im Stande geweſen 
ſeien, fo iſt hierauf zu entgegnen, daß der Weg nad) 
Darmſtadt oder Frankfurt von Ober-Roden aus nicht 
über Langen führt und daß die in naher — be⸗ 
vorſtehende Vollendung der unweit des Orts Ober- 
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Noden vorüberfühtenden Mainz⸗Aſchaffenburger Eiſen⸗ 
bahn ‘den Ort Ober Roden in bedeutend nähere Ver: 
bindung mit. Seligenftadt bringt ng 

Dazu kommt: noch, daß Dber-Roden zum Rent— 
Amt, Forfl: Amt und Steuer-Commiſſariat Seligenftadt 
gehört, alſo der Natur der Verhältniſſe nach nicht wohl 
vom Landgericht Seligenftadt abgetrennt werden kann. 

3% dem der Unterzeichnete bie Bemerkung noch bei: 
fügt, dag das Großh. Miniſterium der Zuftiz mit 
Ruͤckſicht auf Obiges den Wunſch der Gemeinde Ober 

MNeoden nicht für genügend motivirt anſehen kann, zeichnet 

wonach wir, auf Das von der gedachten Gemeinde" zut 

Motivirung ihres Geſuchs Vorgetragene näher eingehend, 

Folgendes bemerken 0, I rue 

Im Weſentlichen gründet’ das fragliche Geſuch fi nur 

darauf, „daß der: Weg vom Ober-Roden nach ' Seligenftadt 
ein ſo böfer, ſandiger und weiter ſei, daß bei: dem —— 
Geſchäft am Großh. Landgerichte ein ganzer Tag verſäumt 
würde, bei einem länger: dauernden Geſchäft dagegen zur 
Winterszeit in Seligenſtadt übernachtet werden muͤſſe, nad 
Langen dagegen ein naher und bequemer Weg führe, deſſen 
Frequenz Den am Langericht Beſchäftigten häufige Gelegen— 
beit biete, von Bekannten auf Wagen mitgenommen zu 
werden, p daß eine Einkehr dorten h nicht nöthig werde⸗ 
Richtig iſt es, Daß die Entfernung von Ober-Roden nad) 
Langen etwa eine- Halbe Wegftuude weniger beträgt ,: als 
von dorten nach Seltgenftadt, allein es ſoll nach den ein- 
gezogenen Erfundigungen der Weg keineswegs ſo ſchlecht 
n, Daß er zw irgend einer Jahreszeit nicht befahren, ge— 
fchweige dann nicht: Degangen „werde Börine:...\ Der Weg 
führt über Nieder-Roden und Dudenhofen, welche: beide 

Orte ebenfalls zum: Großh: Landgerichte Seligenftadt: 'ge- 

hören , von’ welchem reine Befchwerde ‚über dieſen Weg noch 

richt: (aut geworden ift, was, wäre: er wirklich ſo ſchlecht, 
‘wie er in der’ betreffenden Eingabe geſchildert iſt, gemiß 
ſchon geſchehen wäre und bedürfte derſelbe einer Verbeſſerung 
an einzelnen Stellen, b würde dieſe durch eine: etwaige 
Reclamation bei dem betreffenden Großh: Kteisamt leicht 
erwirkt werden köunen. Die Eutferuung des Orts. Ober- 
Roden nah Seligenſtadt ft nicht fo: groß‘; daß: die Leute, 
welche am Landgericht zu thun haben, nicht um 10 Uhr 
Vormittags, ſelbſt im Winter Dort ſein könnten und es 
beſteht, nach den von unſern Referenten einge zogenen, auf 
2 
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glaubwürdigen: Mittheilungen beruhenden . Exrfundigungen, 
am Großh. Landgericht Seligenftadt ‚eine folche Einrichtung, 
daß alle Berfonen, welche bis zu Diefer Zeit dorten einge: 
troffen find, unter allen Umftänden, darauf: rechnen können, 
Bormittags abgefertigt zu werden, wonach die Behauptung, 
daß. Die Rechtſuchenden genöthigt ſeien, in Seligenftadt zu 
übernachten ;: wohl: auf, einer argen Uebertreibung. beruhen 
mag ,.. was. um jo mehr anzunehmen iſt, als da& Perſonal 
des Landgerichts. Seligenftadt, wenn es ſich nach Ober: 
Moden begeben: muß, auch. bei länger andauernden Geſchäften, 
biefe in der. Regel, den Hin: und Hermeg gerechnet, in 
einem Zag bejeitigen fann. Wenn wir aud darin, : „daß 
dur die in naher Zukunft: bevorftehende Vollendung ‚der 
Mainz Ajchaffenburger Eifenbahn "der Ort Ober-Roden in 
bedeutend nähere Verbindung mit Seligenfladt gebracht 
werde,” mit dem Herrn Regierungs-Commiſſär nicht; über: 
einftimmen können, indem dieſe Bahn von Dieburg über 
Babenhaufen nach Stockſtadt zieht und darnad) ſowohl von 
Ober-Roden. ald von Seligenſtadt in. einem Abftand, von 

et: Stunden. bleibt, jo können wir doch in ‚einem blos 

quemeren Weg nach. einem. anderen. Gerichtsſitz feinen 
Grund für eine veränderte Zutheilung finden, um ſo wes 
niger, als dann noch andere Orte mit gleihem Recht ein 
Gleiches fordern könnten, was: namentlich bei den Orten 
Sidenhofen und Hergershaujen der Kal fein würde, welche 
um: eine Stunde näher bei Umſtadt als bei Geligen- 
ftadt liegen. Das Anführen, „daß Ober:Roden gar, feine 
Gefhäftsverbindung mit Seligenftadt babe, vielmehr fein 
ganzer Verkehr über Langen nad) Darmftadt und Frankfurt 
gehe, was früher erlaubt habe, die Geſchäfte am Land 
‚gericht gelegentlich der in Darmftadt. oder. Frauffurt worzus 
nehmenden  Berrihtungen „zu beforgen oder durch Bekannte 
bejorgen zu laſſen,“ iſt * fade und unhalthar, Daß. es 
eigentlich gar keiner Widerlegung bedarf. Nur zum Ueber: 
fluß bemerken: wir, daß Ober⸗Roden zum Rent⸗Amt, Forſt⸗ 
Amt und Steuer⸗Commiſſariat Seligenſtadt gehört, daß es 
bei der dortigen Sparkaſſe betheiligt iſt und daß darum 
gewiß nicht geſagt werden kann, es habe keinen Verkehr 
nach Seligenftadt Auch ift es gewiß nur ſehr ausnahmsweiſe 
der Fall, daß Leute von dorten bei Geſchaͤften in Frankfurt 
oder Darmfladt ihren Weg über Langen“ nehmen, nad 
beiden Städten: ein bedeutender Ummeg, ‚und. die. Depfallfige 
gelegentliche Beforgung. von Angelegenheiten, am Landge- 
richte -Fann darum: nur eine jehr geringe ‚jeit, mas um jo 
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mehr anzunehmen jein wird, als die Zandgerichte befannt- 
lich ihre beftimmten Gejchäftstage für die einzelnen Ge: 
ſchäftsbranchen haben, die eingehalten werden müſſen, welche 
bei dem Landgerichte Langen ſchwerlich mit den Markttagen 
in Darmfladt und Frankfurt zufammenfallen, des Umſtands 
gar nicht zu gedeufen, daß die Geſchäfte der Leute jelbft 
in den genannten Städten einen Aufenthalt am Landgericht 
jelten geftatten werden und für das Landgericht felbit fein 
Grund vorliegen dürfte, die Leute aus Ober-Roden, mit 
Rückſicht auf deren Bequemlichkeit, immer vorzugsweiſe zu 
befördern. Daß Ober:Roden und Mefjenhaujen zu einer 
Pfarrei und Bürgermeifterei vereinigt find, fann nicht in’s 
Gewicht fallen, weil derartige Verhältniffe auch in andern 
Gerichtöbezirken fid) finden nnd es ift nicht abzuſehen, daß 
und welche Inconvenienzen dadurd bei dem Ortsgerichte 
und bei der Führung der Eivilftandsregifter entftehen follen 
und fönnen. 

Das Landgericht Langen fann mit einer größeren Ges 
Ihäftslaft ohne Aushülfe nicht bedacht werden; dad Lund: 
gericht Seligenftade kann in feinem Perjonal nicht vermindert 
werden, wenn ed Ober-Roden an Das Landgericht Langen 
abgeben jollte, e8 würde aljo in dieſem 3 e dem Staat 
eine Mehrausgabe erwachſen, die bei Belaſſung des gegen- 
wärtigen Zuftandes vermieden wird und da es im wahren 
— der Bewohner von Dber.Roden liegen möchte, dem 

ericht anzugehören, an deijen Sig auch die übrigen Be: 
börden, Rent-Amt, Forft-Amt, Steuer-Commijlariat ſich 
befinden, jo beantragen wir: 

„Hohe Kammer wolle der Bitte der Gemeinde Ober: 

Roden feine Kolge geben.“ 
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Beilage Nr. W6 
zum 48. Protokoll vom 9. November 1857. 


Bericht des vierten Ausfhuflee 
über den Antrag des Abgeoroneten George, die 
. Errichtung von Zwangs⸗Arbeitshäuſern in den ver- 
fhievenen Provinzen des Großherzogthums Heſſen 
betreffend (Beil. Nr: 18993; mu 
erftattet von dem Abgeoroneten Zimmermann. 


——_—— 





Don Seiten des Abgeordneten. George iſt der, Antrag 
geftellt worden: 

„verebrliche Kammer wolle die Großherzogl. Stants- 

regierung. erfuchen, noch auf, dem gegenwärtigen Land- 

tag eine. Gefeßesvorlage zu machen über die Er: 

richtung. von Zwangsarbeitshäujern auf Provinzial: 


foften, 
welcher durch das Nachftehende motivirt ifl. 
| (legatur der Antrag.) 

Auf geſchehene Mittheilung dieſes Antrags an das Mi: 
nifterium des Innern iſt von dem betreffenden Herrn Re- 
gierungscommiljär das Folgende. erwiedert worden: 

„Der Unterzeichnete, beehrt fich, dem Heren Landtags: 
abgeordneten Hofgerichtsrath Zimmermann auf die an 
Seine. Excellenz den Herrn Minifterpräfidenten Frei— 
bern von Dalwigk gerichtete Zufhrift vom 16. dieſes 
Monats. den Antrag des Abgeordneten George wegen 
Errihtung von Zwangsarbeitshäufern in den ver— 
Ichiedenen Provinzen des Großherzogthums. betreffend 
das Nachfolgende -ergebenft zu. ecwiedern: 

„Daß die Ran die Anficht des Abgeordneten 
George über die, Zwedmäßigfeit der Eriötun von 
Zwangsarbeitshäujern für bereits gerichtlich beftrafte 


. . 
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Bettler, Landftreicher und arbeitsihene Müſſiggänger, 
eine Anficht, die auch bei den Berfammlungen der 
Bezirfsrätbe mehrfach Vertretung gefunden bat, voll: 
fommen theilt, bat fie nicht bloß dadurch bewiefen, 
daß fie im Jahr 1838 deßhalb einen Gejeßesentwurf 
den Ständen vorgelegt, welcher aber die Billigung 
der Leßteren nicht gefunden hat, fondern auch das 
durch, daß fie in dem Entwurfe des Polizeiftrafge- 
ſetzes vom Jahr 1845 die Art) 104 md 105 aufge- 
nommen bat, durch welche "ein Mittelweg zur Ent- 
fernung der von. den Ständen im Jahr 1838 erbo- 
benen.Anftände hatte eingefchlagen werden ſollen, auf 
welchem der Zweck, den die Regierung im Auge ges 
Habt und welchen auch jegt der Abgeordnete George 
verfolgt‘, erreicht worden wäre. Die Ausſchüſſe der 
Kammern hatten ſich zwar. mit dem, Art. 405 des 
‚Entwurfs einverftanden erklärt, jedoch den Strich 
defjelben beantragt, weil Arbeitsbäufer erft an ſehr 
wenigen Orten exiftirten, und es nicht zweckmäßig 
jei, gejeßliche Beftimmungen zu erlaffen, welche nur 
‚an einzelnen Orten oder Bezirken. des Landes (wo 
eben zufällig Arbeitshäufer exiftirten oder errichtet 
würden) zur Anwendung fommen fönnten, in anderen 
nicht. Im Folge der in den Kammern felbft über 
den Gegenftand ftattgefundenen Diecuflionen find 
zwar Die Art. 104 und 105 nicht, wie von Den Auss 
ſchüſſen beantragt worden, ganz geftrichen, aber doch 
jo modificirt worden, wie ‚die Art. 100 md, 101 des 
erlafjenen PBolizeiftrafgefeßes angeben. 

Die Regterung tft zwar der Anſicht, Daß durch die 
Beltimmüngen in den Artifein 100 und 101 des Po- 
lizeiſtrafgeſetzes der beabfichtigte' Zweck ſchwerlich er- 
reicht werden, und daß demnächſt das Bedürfniß der 
Exrichtung von Zwangs-Arbeitshäuſern und’ umfaſ— 
jenderer geſetzlicher Beſtimmungen über dieſen Gegen— 
Hand ſich herausſtellen dürfte, ſte hält es aber für 
räthlich, vorerft abzumarten , od diefe ihre Anficht in 
‚den Erfahrungen, ‚welche über die Wirkfamfeit jener 
Artikel des Polizeifttafgefeges gefammelt werden, ihre 
Beftätigung finden wird, ehe und bevor ſie die Ab— 
änderung der dermalen beſtehenden gefeglichen Be— 
ſtimmungen in das Auge faßt, welche erſt ſeit dem 

1. Mai vorigen Jahres tm Kraft getreten find, über 
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deren Wirkungen daher bis jegt unmöglich genügende 
Erfahrungen gemacht werden konnten. 

Unter dieſen Umftänden ift die Regierung der An- 
fiht, daß von einer Anbetrachtnahme des fraglichen 
Gegenftardes für jetzt abzuſehen ift ac. 

unterz. v. Stard.” 
Wie bereits bei Verlefung diefes Antrags in der Sitzung 
vom 9. Juli dieſes Jahres von dem Herrn Präfidenten der 
zweiten Kammer bemerft wurde, hat der Gegenftand des 
bier vorliegenden Antrags ſchon auf mehreren Landtagen 
Veranlaffung zu Berhandlungen gegeben, in welchen Die 
Wichtigkeit der Sache jowohl von der Regierung, ald auch 
den Ständen anerfannt wurde, obne daß dieſe Verbands 
lungen jedody zu einem Refultat führten, mit Ausnahme 
defjen, daß in dem von der Regierung den Ständen am 
27. November 1846 vorgelegten Entwurf eines Polizei: 
ftrafgefeßes für das Großherzogthum die Art. 104 u. 105, 
welche aljo Sauten: | 
nn „Artikel 104. | 


„Wer fi) dem Müßiggange bingibt und in Folge 
deffen zum Nachtheile von Perfonen, deren Erhaltung 
ihm obliegt, oder von denen er zu erhalten wäre, 
oder zur Gefährdung der Gemeinde und fonftigen 
öffentlichen Armenunterftügungsfafien jein Vermögen, 
oder das Vermögen feiner Ehefrau oder Kinder ver 
geudet, oder die ihm fonft zu Gebot ftehenden Er: 
werböquellen unbenußt fäßt, ſoll, wenn amtlihe War: 
nung fruchtlos geblieben, mit Gefängniß von 1 bis 
3 Tagen, bei Rüdfällen bis zu 4 Wochen beftraft 


werden.“ | 
ö Artikel 105. 

“ „Diejenigen, welde ‚ald Bettler oder Landftreicher 
ein= oder mehrmald oder wegen Müßigganges we— 
nigftens zweimal beftraft worden find, können nad 
Berbüßung der. gegen fie erkannten Strafen, jobald 
‚fie es an der nung der Gelegenheit zum Ar— 
beitsverdienſt mangelt laſſen, auf Verfügung der 
oberen’ Bolizeiverwaltungsbehörde in eine öffentliche 

Arbeitsanſtalt verbradit werden. - Die Verwahrung 
in einer ſolchen Anftalt darf nicht länger als ein 
Jahr dauern. Der daraus Entlaffene kann -jedoch, 
wenn nach Ablauf von vier Wochen die Boraus: 
feßungen, auf welche die erfte Verweiſung in die Ar- 
beitsanftalt fi) gründete, wieder vorhanden find, nad 
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Verbüßung der wegen Rückfalls in. das frühere Lafter 
etwa erkannten Strafen, wiederholt in die Anftalt 
verbracht werden”; is HN 
aufgenommen wurden, Durch welche, wie das vererwähnte 
Schreiben des Heren Regierungscommifjärs fagt, ein Mit: 
telweg zur Eutfernung der von den Ständen gegen den 
Geſetzesentwurf vom Jahre 1838 ‚dahin gehend: 
„Wenn einzelne Gemeinden, oder ein Verein von Ges 
meinden eine Arbeitsanftalt errichten, um darin Dies 
. jenigen Berfonen zu beſchäftigen, deren Erhaltung 
oder Unterhaltung ihnen obliegt, jo. köunen dieſe Pers 
jonen, fofern fie, obgleich arbeitsfähig, dennoch bettefn, 
oder jonft ein müßiges oder herumſchweifendes Leben 
führen, auch gegen ihren Willen, auf Antrag des 
Bürgermeifters, durch Verordnung der oberen Poliz 
—— in die Anſtalt gebracht und darin zur Ar— 
eit angehalten werden”; | 
erhobenen Anftände hatte eingefchlagen werden follen, auf 
weldhem der Zweck, den. die Regierung im Auge gehubt, 
und melden. auch jeßt der Abgeordnete George verfolgt, 
erreicht worden wäre, . Dieje Artikel gingen, — 2 mo⸗ 
difleirt, in das Belizeiftrafgejeg von 1847, was. aber in 
Folge der Ereigniſſe im März 1848 nit in's Leben trat, 
al8 Art. 100 und 104 über. und finden fich in folgender, 
Faſſung: | 


| „Artikel 100.. . * 
„Diejenigen, welche als Bettler oder Landſtreicher be- 
ftraft und unter polizeiliche Auffiht geftellt worden 

‚find, können, nah Berbüßung der. gegen fle erkannten 
Strafen, jobald fie e8 an Benußung der Gelegenheit 
zum Arbeitöverdienfte mangeln lafjen und die Unter: 
ftügung der Gemeinde= oder Local: Armenfonds für 
ji oder ihre Familie in Anſpruch nehmen, auf Er: 
enntniß des Polizeigerichts, zur Verrichtung von Ar: 

„beiten für öffentliche oder gemeinheitliche Zwecke von 

der Bolizeiverwaltungsbehörde zwangsweiſe angehalten 

‚werden; wogegen Die bezeichneten SPBerjonen an den 
Arbeitstagen von der Gemeinde zu verföftigen oder 
ihnen zweit Drittel des orisüblichen Taglohus zu ent- 
richten find. — BE 

Auf eine längere Zeit, als ein halbes Jahr, kön— 
‚nen jedoch die erwähnten Perjonen der Polizeiver— 
waltungsbehörde zu ‚dem bemerkten Zwede nicht zur 
Berfügung geſtellt, und- e8 können »iejelben aud) 
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während dieſer Zeit nicht ‚angehalten, werden, in der 
Woche mehr ald ‚drei Tage zu arbeiten. 

Wird es .nöthig, einen Zwang zur Arbeit. wirklich 
anzumenden,. jo. ſoll der zur Arbeit Verurtheilte in 
das. Gefüngniß gebracht werden, mp er — immer ab: 
wechlelnd den einen Tag. bei Waller. und Brod, wo— 
mit anzufangen ift, und. den. andern, Tag bet ſchmaler 
warmer. Koft-— fo lange bleibt,. bis er: dem Straf 

ichter die Anzeige macht, daß er die ihm zugetbeilte 
Arbeit nun unmeigerlich ohne Aufſchub verrichten 
wolle; kommt er dieſer Erklärung nicht, nach, ſo wird 
dieſes Zwangsverfahren jo Lange. Fortgeicht,, bis der 
Zweck erreicht. iſt. Dieſes Zwangsgefängniß wird 
dem. Verurtheilten auf die Geldbeträge, „die, er durch 
Arbeit, abverdienen fol, nicht zu gut gerechnet ,.. und 
es fan durch Einfperrung in ein dunkles Gefängniß 
geſchaͤrft werden. | 

F Artikel 101. un 
Arbeitsichene Perfonen ,.. welche. die. ihnen zu. Gebot 
ftebenden Erwerbsquellen unbenutzt laſſen und Die 
AUnterſtützung der Gemeinde- oder Local⸗Armenfonds 
für ſich oder ihre Familie in Anſpruch nehmen, kön⸗ 
nen, wenn wiederholte Warnungen fruchtlos geblieben 
ſind, mit Gefängniß bie p 3 Tagen beſtraft werden. 
An Wiederholungsfällen kann gegen ſolche Perſonen 
“in Gemäßbeit des Art, 100. vorgeſchritten werden“; 
in.dem ‚unter dem 30. October. 1855 erlaffenen und am 
4. Mai 1856 in, Wirkſamkeit getretenen Polizeiſtrafgeſetz. 
Das Nähere, über die, bei den vorderefi Lundtagen, in 
gleichem , Betreff. geſtellten Anträge, gepflogenen Verhand⸗ 
‚tungen iſt aus einem pom damaligen Abgeordneten v. Start 
im uni 1851 über: .. Er ö 
1) den Antrag des Abgeordneten Dr: Kraft von Gießen, 
auf Errichtung von Arbeitshäufern für Arbeitsihene, Bettler 
und Herumſtreicher, beziehungsweiſe deren Auhalten zu öf⸗ 
fentlichen Atbeiten; — 
2) die Eingabe des Ortsvorſtandes von Daubringen, 
Regierungsbezirks Gießen, wegen Errichtung von Arbeits: 

bäufern, erſtatteten Bericht, Au Drei nsnbi 

ef. Beilage Nr. 339 zum 45. Protofoll vom 3. Juni 1851 
auf welchen Bezug zu nehmen wir und erlauben, zu ‚erjehen. 
Der eben erwähnte Antrag. des Abgeordneten Kraft, 
wodurd der Gegenfland des gegenwärtigen. Antrags; bei 
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dem vorigen außerordentlihen Landtag in Anregung ges 
bracht wurde, war folgendergeftalt motiwirt: 

. „Das Beduürfniß eines Mittels, Müßiggänger und 
Herumftreicher zu einer nützlichen Beſchäftigung anzuhalten 
jei noch größer und dringender geworden als schber, die 
Zahl derjenigen Perſonen, welche auf Koften der Gemeinden 
Obdach und Unterhalt begehrten, aber nichts dafiir thun 
mödten, nähme zu und: die Befchwerden der Gemeinden, 
namentlich der mittellofen, fiber dieſe Schmarogerpflangen 
würden lauter. Es dürfte daher in Erwägung der vielen 
erheblichen auf den früheren Zandtagen dafür geltend ge- 
machten und noch immer geltenden Gründe die Zmedmäßig- 
feit des Wiederaufgreifend dieſes Gegenftandes feinem Bes 
denfen unterliegen. Es würde aber auch einleuchten, daß 
die Beftimmungen, welche der Art. 100 und 101 des Pro: 
ject gebliebenen Polizeiſtrafgeſetzbuchs enthielten, nicht ge— 
nügen fönnten, vielmehr in folgenden Beziehungen Modi- 
ficationen und Ergänzungen bedürften. 

1) Die Verweiſung in eine Arbeitsanftalt dürfte von 
den PVoltzeigerichten nicht von Amtöwegen, ſondern nur auf 
Antrag der Ortspolizeibehörde erfolgen. Br 

2) Der Zwang zur Arbeit dürfte nicht durch Strafge— 
richte, ſondern zunächft durch die Ortspolizeibehörden, oder, 
wenn es diefen an den dazu nöthigen Mittel (Drtsgefäng: 
niffen) gebreche, auf ihren Antrag durch ‚die Polizeiver: 
waltungsbehörden zu vollziehen fein. RS 

3) Wenn diefes Verfahren vergebens erſchöpft ſei und 
der Müßiggänger nach wie vor in * Arbeitsſcheu ver⸗ 
harre, fo ſei eig Arbeitshaus ein nothwendiges Bedüifniß, 
deſſen Errichtung und Unterhaltung den Staate auch nicht 
ſoviel koſten werde, da wenigſtens in der Provinz Ober⸗ 
heſſen mehrere paſſende Locale vorhanden ſeien, die ohne 
großen Aufwand für dieſen Zweck hergerichtet werden könnten, 
auch werde der Staat wieder an den Koſten der Correc⸗ 
tions und Zuchthäuſer ſparen. 3 

4) Soldye Anftalt werde auch zur Verbüßung Tang- 
wieriger Forfiftrafen, unter Anhaltung der Sträflinge zur 
Arbeit benußt werden können. 
Regierungsſeitig war man mit: diefem Antrag im We: 
fentlihen einverftanden, man glaubte, daß die Beftimmungen, 
wie ſolche das Polizeiftrafgejeg enthalten habe, im Wefent: 
fihen wohl genügen würden , um dem Bedürfniſſe abzubelfen, 
erflärte aber, daß ſich die Staatsregierung, abgeſehen von 
anderen Rüdfichten, gegen die Errichtung von Arbeits⸗ 
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bäufern auf Staatsfoften jhon aus dem Grund ausfpredhen 
müſſe, weil eine ‚derartige Belaftung der Staatskaſſe un- 
thunlich erſcheine. Der über den fraglichen Antrag berich— 
tende. Ausſchuß für nationalökönomiſche Gegenftände war 
der Anficht, daß ſich für den Bier. vorliegenden Zmed kein 
bejjeres und zweckmäßigeres Mittel finden Tiefe, als Ars 
beitsbäufer, indem nur in folchen eine genügende Aufficht, 
eine ſtändige Beichäftigung und Gewöhnung an Arbeit 
ftattfinden könne, wodurch der. Arbeitsfcheue nicht bloß ar: 
beiten  jondern. auch ſolche Arbeiten ferne, mit denen er 
nad. jeiner Entlafjung ſich und die. Seinigen zu ernähren 
im Stande fei.. In Arbeitshäufern könne der Arbeitsfcheue 
am beften moraliih und religiös gebefjert werden, jo daß 
er nicht bloß factiſch arbeiten, bi auch lerne, wie 
Arbeit, zu. jeiner eigenen, Zufriedenheit und Befjerung bei- 
trage, Er würde daher unbedenklich für Errichtung von 
Arbeitshäufern,, um. den bier zur Sprache fommenden Zweck 
zu erreichen, ſich ausipreden, wenn nicht leider Die finan- 
zielen Berbältniffe hindernd entgegenftänden und beziehungs- 
weiſe von der Art wären, daß an Errichtung von Arbeits- 
häuſern, jei e8 auf Koſten des Staats oder Der Provinzen, 
oder der Bezirke, oder der Gemeinden, gar nicht zu denken 
ſei. Habe man auch dieſe Veberzeugung, fo Se man 
darum Doch nicht die Hände ruhig in den Schooß legen, 
jondern mit Rückſicht darauf, daß die Gemeinden ein Recht 
darauf haben, für von ihnen, nach Art. 85 der Gemeinde- 
ordnung. verlangte Unterſtützung auch Arbeit zu fordern 
und Unterftügung mit Arbeit und auch mit Zwangsarbeit, 
wenn, freiwillige Arbeit verweigert werde, wirkſamer ſei, 
als Unterftügung ohne Arbeit, die den Unterftügten zu dem 
Glauben verleite, die Gemeinde müſſe ihn unter allen Um— 
Händen unterflügen, da fie ihm nicht verhungern laſſen 
fönne, nad) den Mitteln fragen, welche gejeglich anzuordnen 
jein dürften, um, wenn auc nicht vollftändig den Zweck 
u.erreihen, doch, jo lange nicht Die Möglichkeit gegeben 
9— das zweckmäßigſte Mittel, die Errichtung von Ärbeits— 
äufern in Anwendung zu bringen, wenigftens bald etwas 
in der Sache zu thun umd einen Anfang zu maden und in 
diefer Beziehung. verweife der Antragfteller auf.die Art. 100 
und 101 des aufgehobenen Poltzeiftrafgejeges, welche ohne 
Anftand und, um ſo mehr in befondere Berückſichtigung zur 
ziehen ſeien, als der Antragfteller auf. diefelben, als auf 
ein Mittel, den Zwed feines Antrags zu erreichen, ſich be; 
zogen. habe. Nachdem die von dem Autrugfteller beantrag- 
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en Modiftcationen und Ergänzungen zu den Beftimmungen 
der beiden fraglichen Artikel in einer ausführlichen Erör— 
terung, welche in FR A 4 
Beilage Nr. 339 zum 45. Prot. vom 3. Juni 1851, 
auf weiche wir deßfalls Bezug nehmen, nachgelefen werden 
a beleuchtet worden , gelangte der Ausschuß zu dem 
ntrag: A —— 
„verehrliche zweite Kammer wolle dem Antrage des 
Abgeordneten Dr. Kraft von Gießen in ſo weit Folge 
geben, die Staatsregierung zu erſuchen, mit 
weiliger Unterlaſſung der Errichtung‘ von Arbeitshäu— 
ſern, den Ständen einen Geſetzesentwurf, unter ge— 
eigneter Berückſichtigung der in dieſem Berichte und 
den Verhandlungen vorkommenden Bemerkungen vor— 
zulegen, wodurch Bettler, Landſtreicher und Müßig— 
gänger zu Zwangsarbeiten angehalten werden können; 
welcher Autrag von der Kammer in der Sitzung vom 29. Juli 
1851 mit 36 gegen 4 Stimmen angenommen wurde. Auch 
die erſte Kammer trat demfelben bei. Im Folge der unter 
deni 16. März 1852 an die Staatsregierung gerichteten 
gemeinfchaftlichen Adreffe wurde von derjelben.in dem Land- 
tagsabjchied von 16. October 1856 der Antrag für erles 
digt erklärt, indem er, wie e8 im $. 72 des Lundtagsab- 
ſchieds heißt: — 
„durch die Wiedereinführung des Polizeiſtrafgeſetz— 
buchs geeignete Berückſtchtigung gefunden habe.“ 
Dieſes vorausgefchidt, wenden mir uns nunmehr zur 
Begutachtung des vorliegenden Antrags, der wie wir nicht 
verfennen, allerdings Vieles für ſich bat, welcher ung in: 
defjen unter den gegenwärtigen Verhälfniffen, mo es noch 
an Erfahrungen über die Wirkſamkeit der erſt jeit dem 
1. Mai vorigen Jahrs in Kraft getretenen betreffenden ge: 
jeglichen Beltimmungen mangelt, theils verfrüht, theils 
aber auch, indem er das einzige Mittel zur Abftellung 
des von ihm geſchilderten Uebefftandes in der Grridtung 
von Zmangsarbeitshäufern findet, als zumeit gehend er- 
Scheint, und welcher jedenfalls in der dermaligen. Finanz— 
‚lage des Staats und den durch dringende und unabweis— 
bare Bedürfniffe ſehr gefteigerten Stantsausgaben ſchwer 
zu A Be Hinderniffe finden muf. En 
Der Antragfteller Hat zunächft die Behauptung aufge 
ſtellt, daß Die beiden oben erwähnten Artikel des Polizei— 
frafgefeges nicht angewendet werden könnten, weil fie nicht 
geeignet feien, dem zu entjprechen, was damit beubfichtigt 
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werde, am allerwenigſten aber Zwangsarbeitshäuſer ent- 
bebrlich zu machen, ohne jedoch dafür einen Grund anzu— 
geben, weßhalb für uns feine Beranlaffung fein dürfte, auf 
Diefe - Behauptung näher einzugehen, beziehungsweiſe eine 
Widerlegüng derjefben zu veriuchen, wobei wir jedod nicht 
umbin können zu bemerfen, daß troß des MWiderftandeg, 
weldhen die Aufnahme der beiden Artikel in das Polizei— 
ftrafgefeg bei Berathung defjelben in der zweiten Kammer 
efunden bat, doch Die Möglichkeit ihrer Anwendung in 
einer Weije bezweifelt worden iſt und daß, in Anbetracht, 
daß bis jet noch nicht genügende Erfahrungen über die 
Wirkung dieſer geſetzlichen Beftimmungen vorliegen können, 
über die Frage, ob die Dispofitionen dieſer beiden Artikel 
geeignet und zweckentſprechend jeten, noch nicht entjcheidend 
geſprochen werden fann, | 
Was die Motivirung des Antrags anbelangt, jo ift es 
eine nicht zu leugnende bedauerlihe Ericheimung, Daß in 
den beiden legten Ighrzehnten faft in allen Gemeinden die 
Perſonen ſich gemebrt haben, weldye durch arbeitsfcheues, 
füderliched Leben oder jonftige Beranlaffungen ſich nicht 
mehr ernähren können und wollen, und fonad den Ge: 
meinden direct durch Unterftügungen, welche fie erhalten, 
oder indirect durch Betteln, Feldfrevel u. f. w. zur Laſt 
fallen und daß folgeweife dadurd die Unterftügüngsbeträge 
fi) bedeutend vermehrt und die Ausgaben der Gemeinden 
vergrößert, Jona die Communalſteuern fich anfehnlich er: 
höht haben; auc ift e8 leider wahr, daß nicht Teicht eine 
Gemeinde mehr zu finden fein wird, in melder fidy nicht 
eine oder mehrere Perjonen befinden, welche ſich bei nur 
einigermaßen qutem Willen noch felbft ernähren könnten 
aber durch Arbeitsſcheue und Häufig Damit in Verbindung 
ftehenden Tüderfichen Lebenswandel den Gemeinden oder 
deren Armenfonds zur Laſt gefallen find und ſich doch noch 
nebenbei dem Bettel, Feldfrevel und Diebſtahl hingeben, 
ohne daß wiederholte ae Stellimg unter poli- 
zeiliche Auffiht u. f. w. zur‘ Beflerung beizutragen ver: 
mochten. | | 
Was das weitere al ki des Antragftellers:: „wenn 
er fih auch nicht in der Lage befinde, die Gründe anzu— 
eben, warum dieje Menſchenklaſſe fih jo ſehr vermehrt 
Babe und fih einfacdy Damit begnüge zu behaupten, daß es 
Kae richtig ftehe, daß in den meiſten Gemeinden die 
Perfonen zugenommen haben, melde mit oder auch ohne 
Derjchufden arm geworden find, und daß es eine befannte 
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Thatjache jei, daß in dem Maße, wie die Armen ſich ver- 
mehren, die Moral ſich vermindere, er doch die feftefte 
Ueberzeugung habe, daß dieſem Uebelftand nicht Durch gut 
dotirte Hospitäler oder jährlich immer ſich mehrende Unter: 
ftügungsbeiträge von Privaten, Vereinen oder Gemeinden 
abgebholfen werden könne, weil es nach feiner Anficht fefl- 
ftehe, Daß durch zu leicht zu erhaltende Unterflüßungen 
oder Aufnahmen in gut dotirte Hospitäler, das Streben 
ſich jelbft zu ernähren, welches bei dem Menjchen fo lange 
als möglich erhalten werden ſolle, leicht geſchwächt merde, 
daß vielmehr biergegen nur gewirkt werden könne, durch 
Arbeit und einen den Lebensbedürfniſſen angemefjenen Ar— 
beitslohn, jo daß dem Fleißigen die Möglichkeit geboten 
jei, ſich mit feiner Arbeit aucd ernähren zu können und 
andererjeits für Die Arbeitsfcheuen nnd Lüderlichen durch 
Arbeitshäufer zu forgen jet, wo den Arbeitsfähigen nur 
gegen Arbeit, reſp. für ihre Arbeit, Die zum Lebensunter- 
halt nöthige Nahrung, Kleidung u. j. w. verabreicht werde, 
betrifft, jo_fönnen wir uns zwar mit dem erſten Theil 
dieſer Darftellung im Allgemeinen einverflanden. erklären, 
indem aud wir die Anficht theilen, Daß dadurch, daß Uns 
terftügungen leicht zu erlangen find, das Streben, ſich ſelbſt 
zu.ernähren, geſchwächt und jogar ganz aufgehoben wird, 
fowie, daß durch die Art und Weile, wie dDieje Unterftü- 
Bungen in vielen Fällen verabreicht werde und beziehungs— 
weije verabreicht worden find, der Trägheit und dem Müßig— 
‚gang vieler noch arbeitsfähigen Subjecte offenbar Vorſchub 
geleiftet worden ift, Dagegen aber dem nicht beipflichten, 
Daß. dieſem in der Vermehrung und dem fleten Zunehmen 
der Zahl der Arbeitsſcheuen und Müßiggänger liegenden 
Uebelftand nur durch Errihtung von Arbeitöhäujern ent: 
egen gewirkt werden könne und fönnen uns aud nicht 
überzeugen, Daß dadurch die jegt auf den Gemeinden ruhende 
Laſt, jo bedeutend erleichtert werden würde, als der Antrags 
fteller zu vermeinen fcheint, weßhalb wir Die von demjelben 
behauptete „abfolute Nothwendigfeit der Errichtung von 
Zwangsarbeitshäufern verabreden müſſen; umſomehr, da 
‚unferes MWiffens eine jolche weder im Allgemeinen, nod 
mit Rücficht auf befondere Berhältniffe eines Staats, von 
den Lehrern der Staatswiljenschaften angenommen . wird, 
vielmehr nur von den am weiteften gehenden die DBerbrin- 
ung der duch Müßiggang und damit verbundene Xüder- 
ichfeit arm gewordenen in ein Zwangsarbeitshans. und eine 
binlänglih dauernde Aufbewahrung in einem ſolchen, als 
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die einzige Maßregel, welche zu einer, gänzlihen Beflerung 
möglicherweiſe führen, fann, bezeichnet wird, während 
‚Andere, fi dahin ausſprechend, daß Zwangsarbeitshäuſer 
ſich bloß als Strafanftalten für Bettler und der öffentlichen 
Sicherheit gefährliche Vagabunden rechtfertigen lichen, als 
Gorrectionsanftalten für bloße Faule, die aus Trägheit 
entweder gar nichts arbeiteten oder doc nicht joviel, als 
fie nad ihren phyſiſchen ‚Kräften arbeiten könnten, um fich 
und ihren „Angebörigen den erforderlichen Unterhalt zu ver: 
ſchaffen, aber unzweckmäßig jeien, indem was der Staut 
durch ſolche Yuftitute pofitto bewirken wolle, er negarto 
duch. Strenge Verſagung aller, Unterftügung für den, der 
fih durch Arbeiten. feinem Unterhalt verdienen könne, und 
durch. zweckmäßige möglichſt ſtrenge Anflalten gegen das 
Bettelwejen, bet weiten -zuverläfliger erreichen könne, als 
durd alle Aufopferungen, die ihm die, Anlage folcher In— 
ftitute außerdem nothwendig machen müßten, Der national- 
öfonomishe Ausihuß der zweiten Kammer des vorderen 
Landtags bat ſich auch nur dahin ausgeſprochen, daß nad 
feiner Anficht ſich für den bier vorliegenden Zwed fein beſſeres 
und zwedmäßigeres Mittel finden ließe, als Arkeitshäufer 
und wir glauben, mit Rüdfiht auf die Erfahrungen, die 
man. in anderen Staaten, namentlich in England, gemacht 
baben joll, dahin gehend, daß die Arbeitshäuſer unbefrie— 
Digeude Rejultate gewährt haben und daß gerade das ge— 
eignetjte Mittel die Faulheit und. Trägbeit zu. befämpfen, 
Hunger wıd Mangel, nur in unzureichender Weife ange: 
wendet werden fann, indem am Ende dem beharrlich Faulen 
ebenfo wie dem Arbeitenden die gewöhnliche Nahrung ge: 
reiht werden muß, daß ſolche Menjchen der Erfüllung 
ihrer nothwendigſten Bedürfniffe immer gewiß bleiben, fie 
mögen nun viel oder wenig arbeiten, nicht fo weit gehen 
zu können, die beantragte Errichtung von Zwangsarbeits— 
bäufera ald das befte und zweckmäßigſte Mittel zur. Er: 
retihung des beabfichtigten Zwecks zu empfehlen, obwohl 
wir nicht verkeunen, daß wenn. dem Staat die Mittel zu 
deren Herftellung und Unterhaltung zu Gebote ftünden, man 
jedenfalld den Verſuch machen jollte, ob auf dieſe Weije 
mit den anderwärts gemachten Erfahrungen gemäß, ent- 
ſprechenden Einrichtungen dem von. dem Antragfteller ge: 
Ichilderten Uebelftande abzubelfen jet, infoferne dieſem nicht 
duch Anwendung der oben erwähnten Beflimmungen der 
‚Art. 100 und 101 des Bolizeiftrafgejeßes mit Wirkung be: 
gegnet werden könnte. 
3 
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Wir find der Anfiht, daß unter den gegenwärtigen 
Zeitverhältniſſen, wo jo wiel Gelegenheit zum Berdienft 
durch Handarbeit gegeben iſt und fon hähfte Klagen 
über Deangel‘ an Arbeitern laut geworden find, dem ges 
ſchilderten Webelftand 'von Seiten der Berwaltungsbehörden 
namentlidy aber der Ortsvorflände und Local-Armen-Com⸗ 
miſſionen nachhaltig entgegengewirkt werden könnte, wenn 
dieſe, den um Unrerftügung nachſuchenden Arbeitsfähigen 
diefe verfagten, aber dafür bejorgt wären, ihnen Arbeit 
zu verschaffen, reſp. ihnen ſolche anzuweiſen, wozu in den 
meiften Fällen genügende Gelegenheit vorhanden jein dürfte 
und dann Anordnungen träfen, daß, inſoweit der Arbeits: 
verdichft des Betreffenden feinen Nothbedarf überfteige, dieſer 
nicht an ihn, fondern an einen beftimmten Dritten, zur 
Unterftügung der Angebörigen deſſelben oder an die Ge— 
meindekaſſe ꝛc. infofern dieſe jene Angehörigen erhalten und 
unterftügen muß, gezahlt werde, dem aljo zur Arbeit An: 
gewiejenen, eimer geeigneten Benufftchtigung unterftellten 
und wenn er die Arbeit verlaffen oder darin ſäumig und 
nachläſſig fich zeigen jolte und Ermahnungen und Ber: 
warnungen fruchtlo8 bleiben würden, Die Hilfe des Bolt: 
zeigerichts in Auſpruch nähmen und ein Vorſchreiten gegen 
ihn, nach Maßgabe der erwähnten Artikel des Polizeiſtraf— 
geſetzes erwirkten, wodurch bei conſequenter Anwendung der 
u Gebote ſtehenden Zwangsmittel gewiß eine ſolche heil— 
* Furcht über die Müßiggänger kommen würde, daß 
deren baldige Verringerung und ſomit Erleichterung‘ der 
Gemeinden, von den auf fie durch jene gewälzten Laſten er— 
zielt werden dürfte. Die Unterftügung und beziehungs— 
weile Erhaltung der erwerbsunfähigen Angebörigen eines 
foldyen Arbeitsichenen würde, auch im Falle der Verbringung 
Defjelben in ein Arbeitshaus, auf der Gemeinde immer 
faften und es würde dort weniger noch, wie auf dem von 
und angedeuteten Weg auf eine Erleichterung derſelben in 
diefer Beziehung zu rechnen fein, weil nur in fehr feltenen 
Fällen in einer folchen Auftalt auf einen Ueberſchuß des 
Arbeitöverdienftes zu rechnen, unter ungünftigen Umftänden 
ſagar noch ein Zuſchuß zu den Unterhaltungskoften des 
dahin verbrachten Arbeitsicheuen von der Gemeinde verlangt 
werden könnte, Die Verbringung folder Individuen in die 
Arbeitshäufer, Die doch wohl unter allen Umſtänden von 
den Gemeinden zu beforgen wäre, würde dieſen einen nicht 
unbedeutenden Koftenaufwand verurjachen und zu einer 
großen Beräftigung der einzelnen Ortsbürger führen, wenn 
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man etwa, in. Gemäßheit, des Art. 8_des Geſetzes „die 
Errichtung von Sicherheitswachen in allen Gemeinden des 
Großherzogthums“ dazu ſchreiten wollte, die zur Verbrin—⸗ 
ung in ein Arbeitsbaus beſtimmten Subjecte durch Sicher: 
eite wache dahin transporticen zu. laſſen. —45 

Wollten wir aber auch von allem Vorangeführten ab— 


ſehen und uns für uns für die von dem nationalökono⸗ 
miſchen Ausſchuſſe der, zweiten Kammer des vorderen Land— 


tags in Klum oben erwähnten ‚Bericht, niedergelsgte Anz 
ſicht, „daß für den. bier. vorliegenden Zweck ſich kein beſſeres 
und zwecknäßigeres Mittel, finden liche, a8, Arbeitshäufert, 
erklären, jo wurde uns Die dermalige Sirauzlage des Staats 
ebenſowenig, mic im ‚Jahre 1851. einen Ioldhku Aufwand 
gelakten, als die Errichtung dreier Arbeitshäufer, je eines 
ur jeder, der. drei Provinzen, erheiſchen würde... Egaſt bei 
den ‚frührten deßfall igen Verhandlungen vegieritigsfeitig, 
bemeikt worden, Daß die Koften. der Etxichtüng wen, Dre 


Arbeitshäujeru, approgimativ auf. 150,000 fl. bis 200.000 ft. 


fi. belaufen, würden, uehmen ‚wir dieß als damals richtig 
an, ſo wird es nicht. als übertrieben erſcheinen, weun wit 
zu dem Reſultat kommen, daß unter den gegenwärtigen, 
Verhaältuiſſen, wo dicht nur alles zu, deren Herſtellung er— 
forderliche Material im, Preiſe iſt, ſondern auch 
die, Arbeitslöhne durchgebends erheblich in die Höhe“ ge: 
gaugen find, mindeftens 300,000. fl. zu deren Erbauuug 
und Einrichtung erforderlich jein werden, Deren Aufbtingung 
in der laufenden Finanzperiode, bei, jo bedeutenden ‚bereits 
ſchon vorliegenden Verwilligungen , nicht wohl möglich fein 
wird, ohne die Steuerfraft des Landes zu. fehE in Aufprud 
zu nehmen, wozu wir noch bemerken mürfen, daß Mit Diefer 
Summe auf feinen Fall ganz ausgereicht werden würde, 
indem noch weitere Summen zur Beftreitung des Bedarfs 
für die Salarirung der Beamten und des Auffihtöperfonals 
und für die Verpflegung der Aufgenommenen, welche, wes 
nigftens nicht in den ih Sabren der Begründung joldyer 
Anftalten, die dadurch erwachfenden Ausgaben durch den 
Ertrag ihrer Arbeiten decken können, nothwendig werden 
würden, deren Erjaß aud nur theilweife von den Gemein: 
den, welde Individuen in dieſe Anftalten geliefert haben, 
begehrt werden fünnte, 

Wenn der Antragfteller ſich dahin ausſpricht, „daß be 
üglih des Koftenpunftes, er von der Anſicht ausgehe, 
aß die Errichtung der Arbeitähäufer jelbft auf allgemeine 
provinzielle Koften gejchehen jolle, während der Ausſchuß 


% 
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für Die jährliche Unterhaltung, zum größeren Theil wiederum 
durch allaemeine Provinzialbeiträge und zum fleineren Theil 
durch die Gemeinden gedeckt werden müſſe, von welden 
Angehörige in die Anftalten aufgenommen würden“, fo 
ftehen dieſer Anftcht diefeiben Erwägungen entgegen, weldje 
uns die Errichtung und Unterhaltung diefer Anftalten auf 
Staatskoſten als dermalen nicht ausführbar erfcheinen laffen, 
indem, wie ſchon in dem mehrermähnten Bericht bei dem 
vorigen Landtag dargelegt wurde, wenn die Steuerfraft 
der Steuerpflichtigen für Zwecke Des Staats in vollem 
Maße in Anfprucd genommen wird, diefe Steuerkraft, weldye 
auch dieſes provinztelle Bedürfniß deden mußte, nicht noch 
in ſolchem Maße für Proviuzialzwecke in Anſpruch genommen 
werden fann, — 
Indem wir noch darauf aufmerkſam machen, daß das 
Eingangs mitgetheilte Schreiben des Herrn Regierung: 
commiſſärs unzmweideutig zu erfennen gibt, daß die Regie: 
ring diefem Gegenftande fortwährende Aufmerkfamfeit wid: 
met, und daß auch ſchon von verfchiedenen Behörden, ins: 
bejondere ‚von dem Griminalfenat des Großh. Hofgerichts 
der Provinz Starfenburg ſchon im vorige Jahre, diejer 
Gegenftand bei den Großh. Minifterien des Innern und 
der Juſtiz in Anregung gebracht worden ift und wir darum 
zu der Erwartung — find, daß die Großh. Regierung, 
wenn die jonftigen Verhältniſſe es geftatten, dem von ihr 
erfannten Bedürfniß Rechnung tragen und den Ständen die 
entjprechenden Gefegesvorlagen maden wird, beantragen wir: 
‚Hohe Kammer wolle bejchlichen, daß dem Antrag des 
Abgeordneten George‘ feine Folge zu geben fei. 


' | | 


Beilage Nr. 367 
zum 50. Protofol vom 14. November 1857. 


An die. verehrliche zweite Kammer ver Stände des 
Großherzogthums, j Ä N 


Die feitherigen Verhandlungen zwifchen der Regierung 
und den Ständen über: den Geſetzesentwurf, die Revifion 
der Eivildienftpragmatif betreffend, veranlaflen Das unters 
‚zeichnete Minifterium, mit Allerhöchſter Ermüchtigung Seiner 

Öniglichen Hoheit de8 Großherzog: 

1) dem: Art. 4 des Geſetzesentwurfs, die Reviſton der 
Militärdienftpragmatif — zurückzuziehen, 

2) den Art. 7 deſſelben Geſetzesentwurfs durch den 
nachſtehenden zu erſetzen: 

„Auf die bei dem Erſcheinen des gegenwärtigen Ge— 
ſetzes bereits angeſtellten Officiere ſind die Art. 3, 4 
und 5*) nur dann anwendbar, wenn dieſelben inner— 
halb drei Monaten von dem Erſcheinen des Geſetzes 
an bei dem Kriegsminiſterium im Dienſtwege erklären, 
daß fie ſich demſelben in aller Beziehungen unter: 
werfen.” 

Da fodann der Art. 3 des gedachten Gejeßesentwurfs 
zu Mißdeutungen den Anlaß gegeben hat, jo ift Das Kriegs— 
miniſterium ermächtigt, ftatt defleiben die nachftehende Faſ— 
jung — 

„Wenn die Verhältniſſe eines Officiers es demſelben 
wünſchenswerth machen, entweder bei ſeiner Verſetzung 
in den Ruheſtand oder ſpäter den Militärcharakter 
abzulegen und mit Beibehaltung ſeines Ruhegehalts 


*) Es find dieß die Art. 3, 5 und 6 des erſten Entwurfs, da der 
Art. 4 deſſelben ausfällt. 
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aus dem Militärftand auszutreten, jo fann einem 
ſolchen Wunſche nah Erwägung der Umftäude will 
fahrt werden. 

Aber auch ohne diefen Wunſch kann die Ablegung 
des Militärcharakters von dem Kriegsmintfterium nad) 
Einholung Unferer Genehmigung verfügt werden, 
wenn wichtige Gründe es im Jutereſſe des Dienftes 
und Standes nöthig erſcheinen laſſen. 

In beiden Fällen gehört der in Ruheſtand geſetzte 
Officier dem, Militärverbaude nicht, ferner an und, it 
deu Militärgefeßen wid der Militärgericptebärfeit nicht 

_ unterworfen.“ | 
Die verehrlige Ständeverfammlung: wird ergebenſt ev: 
ſucht, nunmehr den Gejeßesentwurf ohne den Art, 4, — die 
Art. 3 und 7 aber in der bier vorgejchlagenen Fallung 
ihrer Berathung und Beſchlußfaſſung zu unterziehen. 


Darmſtadt, den 11. November 1857. 


| Te 
Großherzogliches Kriegsminiſterinum 14 
uunterz. J 
Frhr. von Schäffer-Beruſtein. Sf 
ı Gertbar: 


Beilage Nr. 268 
zum 50. Protokoll vom 14. November 1857. 
Antrag des Abgeordneten € almberg 


auf Anftellung eines eigenen evangelifchen Geift- 
lichen in dem Lanveszuchthaufe zu Marienfchloß. 





Wem die. inneren Verhältniſſe des Landeszuchthaufes zu 
Marienſchloß nur einigermaßen befannt find, der weiß, Daß 
die für Die Seelforge der dortigen Strafgefangenen getrof- 
fenen Einrichtungen höchſt dürftig md ungenügend find 
und daß jedem, der ein Herz für, diefe Unglüdlichen bat, 
mögtichfte Abhülfe Diefes mangelhaften Zuftandes als. jehr 
wünſchenswerth und nothwendig erjcheint. Dur | 

Die Seelforge für die Stratgefangenen:2c. des Lundes- 
zuchthauſes iſt dermalen dem evangelifchen Geiftlichen zu. 
Griedel und dem katholiſchen Pfarrer zu Rodenberg in der 
Art übertragen, daß Diejelben alternicend den jonntäglichen 
Morgengottesdienft zu halten haben und daß jeder von 
ihnen ‚feinen Glaubensgenoſſen an einem Wochentage eine 
Stunde Religionsunterriht zu ertbeilen, auch auf beſon— 
dered Verlangen des Einzelnen geiftlichen Zuſpruch zu jpens 
den hut. — Für jeine Dienftverrichtungen bat der evange— 
liſche Geiſtliche feither eine jährlihe, Nemuneration von 
240 fl., der fatboliiche eine ‚Folche, von 150 fl. empfangen. 

Diefe mit Berüͤckfichtigung der Geifled- und Seelenzus 
ftände von 400—500 der ſchwerſten Verbrecher des Ju— 
und Auslandes fehr mangelhafte und durchaus ungenügende 
jeelforgerifche Einrichtung iſt aber für die rotehlanttichen 
Strafgefangenen um jo empftndlicher, als ihr Geiftlicher 
eine halbe Stunde von ihnen entfernt wohnt, überdieß als 
ein ſchon hoch betagter Mann nicht felten außer Stand ift, 
wegen Unwohlſeins, übler Witterung oder auch Dienftlicher 
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Verhinderung feinen Obliegenheiten in dem Zuchthauſe nach— 

zukommen und genügend zu entiprechen. Für dieſes Amt 
taugt nur ein an Geift und Körper fräftiger Mann, 
ein Mann, der ganz durchdrungen ift von feuriger hin— 
gebender Liebe für den ebenjo wichtigen als ſchweren Beruf 
eines Zuchthausgeiftlihen, dem fein Opfer zu groß und 
feine Arbeit. zu‘ mühevoll ift, den keine Zäufchung und 
Kränfung entrüfter oder entmuthigt, ein Mann, der mit 
dem heiligen Eifer eined Mürtyrerd die umerjchöpfliche 
demuthvolle Geduld. eines chriſtlichen Miſſionärs verbindet. 

Schon viel früher, noch als Director des Landeszucht— 
hauſes, habe ich die Beſtellung eines beſonderen Geiſtlichen 
für dieſen Ort der Qual und des Jammers bei den höheren 
Behörden befürwortet; allein bei aller Geneigtheit, meinen 
Wünſchen zu entſprechen, mußte deren Erfüllung doch an 
dem Abgange der erforderlichen Mittel ſcheitern. Inzwiſchen 
bat fi durch das vor einigen Monaten erfolgte Ableben 
des dortigen Speijemeifter8 eine Quelle geöffnet, die we— 
nigſtens theilweife die nöthigen Mittel zur Beſtellung und 
und Erbaltung eines Geiftlihen zu Marieuſchloß darbietet. 
Durch den Agang dieſes Bedienfteten iſt nämlich eine recht 
freundliche Wohnung in den 'Anflaltsgebäuden und ein 
jährlicher Gehalt von 575 fl. disponibel geworden. Man 
hatte fchon früher und gang bejonders nach erfolgter. An- 
ftellung einer Anſtaltsköchin Die Ueberzeugung gewonnen, 
daß die Dienftftelle eines Speiſe-, reſp. Broviantmeifters 
eingehen könnte mit Vertheilung feiner geringen Obliegen: 
"heiten an andere Bedienftete der Auftakt, welche ſich über: 
dieß gegen eine mäßige jährliche Remuneration mit Ber: 
gnügen zur Uebernahme derfelben erboten und auch jeßt 
noch dazu bereit fein werden; allein man wußte dieſen über: 
flüffigen Beamten anderwärts nicht zu verwenden. _ 

Ich glaube mid daher zu der Annahme berechtigt, daß 
irgend ein anderer Beamte des Zuchthaufes die Dienft- 
functionen des verftorbenen Speifemeifters gegen eine jähr- 
lihe Remuneration von 175 fl. gerne übernehmen und 
bejorgen wird. | | 

Darnadh wilden von deſſen Gehalt noch 400 fl. übrig 
bleiben und hierzu noch der Gehalt des’ dermaligen Landes: 
zuchtbausgeifklichen mit 240 fl,, jo ergibt fih eine Summe 
von 640 fl. und eine freie Wohnung als disponibel für 


den Gehalt eines anzuftellenden Geiftluhen. | 
„conf. Beil. Nr. 140,,z5um 12, Brot, pag. 68. ımd 69. 
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Ich glaube mich indeijen unter den vorliegenden Ber- 
hältniſſen auch noch der Hoffnung bingeben zu dürfen, daß 
diefe bobe Kammer eine weitere Summe von 300 fl. zur 
Aufbefferung des Gehaltes für den Geiſtlichen bewilligen 
und Großberzoglicher Regierung au dieſem Zweck zur Dis- 
pofition ftellen und daß fie im fchlimmften Kalle zur Dar: 
bringung felbft noch größerer Opfer bereit jein wird. 

Ich beantrage hiernach: 

Hohe Kammer wolle beſchließen: 
1) Großherzogliche Staatsregierung zu erſuchen: 
a. daß es ihr gefallen möge, für das Landes— 
zuchthaus zu Marienjchloß einen eignen 
evangelifhen Geiftlichen anzuftellen und 

b. in Erwägung zu ziehen, ob die Dienft- 

functionen des feitherigen Speijemeifters 
nicht einem andern Beamten der Anftalt 
gegen eine mäßige Remuneration zu über: 
tragen jein dürften, 

2) daß Großherzoglihe Staatsregierung zur Auf: 
befjerung des Gehaftes eines Zuchthausgeiftfichen 
eine jährlihe Summe von 300 fl. zu bewilligen, 
reſp. zur Dispofition zu ftellen jet, — 

‚ eventuell (nämlich für den Fall, daß der 
unter 1b. ausgedrücdte Wunſch nicht zu ver: 
wirklichen fein ſollte), 

daß Großherzoglicher Staatsregierung eine Summe 
von 900 fl. ald Gehalt für einen Getftlichen zu Ma— 
rienſchloß zu bemilligen wäre. 

Bon dem Schickſale dieſes Antrags wird e8 abhängen, 
ob ich demnächſt auch die Anftellung eines eignen Lehrers 
für das Landeszuhthaus beantragen werde. 
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Beilage N. 269. 
zum 50. Protofoll vom 14. Nooeriber 1857. 


Bericht des erfien Ausſchuſſes, | | 
die Borlage des Großhzgl. Kriegeminifteriums, 
die Veräußerung ver alten Artilleriecaferne betr. 
(Beil, Nr, 263); 

erftattet von dem Nogeordneten he Em. 


; Ueber die, in Rede ftebende RUE — Nr. 3 — 
hat fih Ihr Ausſchuß von Großh. Kriegsminiſterium nähere 
otivirung der. Gründe erbeten, weßhalb dafjelbe. von den 
Dornen des Geſetzes vom 2. Juni 1821 abzugeben mwünjche. 
ie Auskunft wurde- dahin ertheilt; 

„Auf Ew. Hohmohlgeboren gefälliges Schreiben vom 
9,.M. beehre ich mich, Ihnen im Nachſtehenden 
die Gründe mitzutbeilen, welche ed dem Kriegsmini- 

ſterium als wünfchenswerth ericheinen laſſen, daß bei 
«Dem. beabfihtigten Verkaufe der alten Axtilleriecaierne 
von den. Beflimmungen des Geſetzes vom 2. Juni 
‚1821 Umgang genommen werden möge, . 
1) Artitel 2b. des Geſetzes verlangt, Berfteige 
„zung der Domäne — 
Im Jutereſſe der Sache liegt eg, daß für das 
zu  veräußernde Object der höchſt mögliche. Preis er- 
zielt werde. Nur wenn der Militärverwaltung mög: 
-Fihft freie Hand belaffen, und derjelben - geftatten 
würde, durch Verfleigerung oder aus freier Hand, 
‚im Ganzen oder in Parzellen, auf einmal oder, nad) 
und nad zu veräußern, je nadıdem. fi die Umftände 
ergeben, dürfte aber Die größte Wahrſcheinlichkeit der 
vortheilhafteften Verwerthung vorhanden fein. :;; 


⸗ 


ru 
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2) Artikel 2 c. defjelben Geſetzes verlangt Ber 
kanntmachung der Verfteigerung mindeftens ſechs Wo: 
hen vorher Durch die Zeitung. Bei der vorgerüdten 
Jahreszeit ift es, wenn nicht das nächſte Jahr ader: 
mals als Baujahr zum Theil verloren gehen, oder 
größere Baal een. ſollen, — mötbig, 
daß die ten eräußgerum eunig, wie 
möglich de —2 — bae tliche Friſt 


von ſechs —2 — — muß, ſo ee 


er en Se ße a ni 


den gemünjchten Erfolg aehabt ‚haben jo müßte * 
weitere Vorlage an? —E de wehen eines ander i⸗ 
ußerungs⸗Modus — werden/ wogu abernials 


WBVerũuß 
einige, 37 erforder ib; ſein wü oem iii nd ‚die 


— e zu einem Neu — 9 „in 
angel nommen perhen * en fo} ßheit 
daruüber — 8 ift ob und in Be bie Mittel 
zur Ausführung eines Reubaues gegeben ſein werden, 
und da die Fertigung der Pläne und Voranſchläge 
A — Arbeit iſt, jo würde es bei genauer 
folgung der N örnien — — 
— aß vor Frühjahr 1858 mit der Vergebung der 
Arbeiten begonnen Mare könnte, Ganz abgeſehen 


davon nun, daß in Foͤlgeè deſſen der Beginn bes 


eigentlichen Bauwe ſens erſt im tiefen Sommer ſtatt⸗ 


— ne fönnte und ein ziemlicher Theil Der“ guten 


AR gzeit unbenupt verloren ginge, würde dan der 
if eintreten, daß Das Reſultat der Aibeits- 


| BE wenn einmal Die Pur ei at bauten hegonnen 


haben/ mehr ed me werden 
wihrde. Nr wenn Die’ Anfuh Des: Baumateriales 
und — die" Sefrung de der — 
im ch fang des ZJahres rgebe n werden können, 
dürften Breite zu erzielen fein, "die mit den verwil⸗ 
— — eintgermaßen im Verhältniſſe ſtehen. 

Hochwoͤhlgeboren werden hieraus erlennen, 


da dr —— fofern es an die Forma⸗ 


litäten 
— die 33 Lage kommen würde, außer dem 


Geſetzes voni A.Juni 1821 gebunden wäre, 
Jahre der Finanzpßeriode noch ein’ zweites 


9 FR verlieren, oder felbſt das Projeet eines 
A TR 


unzuveichender Mittel b 
zu müfſenl nn Ä N ‚sang aufge en 
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Es ift nicht zu verfennen, daß bier fo eigenthümliche 
Berhältniffe obwalten, daß mit Umgehung der gewöhnlichen 
Formen, ein Bertrauungdvotum den Gr, Kriegsminifterium, 
wie ſolches beantragt wurde, ertheilt werde. Ueberdies ift 
e8 für die Bewohner des Stadttheild, wo die Gaferne 
liegt, jo wünfchenswerth als für die Stadt im Allgemeinen, 
daß die Räume, wo die Artillerie-Caſerne jeßt Hebt, an 
Baupläßen verwendet werden, ald ed auch für die Milt- 
tärverwaltung von hohem Intereſſe ift, die Caſerne auf 
einem größeren Raume und neu aufzubauen. 

Da ſich aber durch Verzögerung der Sache' möglicher: 
weiſe Die zu erzielenden Vortheile nicht erreichen Teen. es 
vielmehr im allſeitigen Intereſſe liegt, den fraglichen Ca— 
ſernenneubau vorzunehmen und möglichſt ſchnell vorzunehmen, 
ed aber in der Natur der Sache liegt, daß nur die ver- 
willigten Summen in Anfprud genommen werden und mit 
diefen und dem Erlöfe der zu verkaufenden Caſerne das— 
ſelbe geleiftet werde, was bezüglich der alten Localitäten 
und des an diefelben Anzubauenden geleiftet werden follte, 

jo beantragt Ihr Ausschuß: 

| die hohe Kammer wolle dem von Großh. Kriegdmini- 
fterium geftelten Anfinnen ihre Zuftimmung_ertheilen, 
unter der Borausjegung, daß Die neuen Gebaͤulich⸗ 
feiten volfländig das Bedürfniß erfüllen, welches ver: 
mittelft der bereits verwilligten Summe erzielt werden 
jollte und ed werde nur die verwilligte Summe und 
in denjelben Zerminen, als fie verwilligt wurde, in 
Anſpruch genommen. 
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Beilage ar. 270 
zum 50. Prototoll vom 14. November 1857. 


Bericht de des weiten Ausſchuſſes 
über die Mittheilung der) erfien Kammer, den bei 
derſelben vorgelegten Geſetzebentwurf, 
die Ueberſchüſſe der Ehnſt andskaſſe betr, 
(Siehe Anlage Nr. 45 und) 46 ber Verhandlun⸗ 
gen der erften Kammer); | 
de von dem Abg. Viepräfbenten Dr. Stipfei 


— — 
. H ’ 





» 


"Das Groß. — hate einen Geſehedent⸗ 
sen, welcher; die ‚Berbeffernug der Penſionen der nad 
längerer Dienftzeit im dert Suvalidenftand tretenden Miti- 
tärperfonen ‚. ſowie der. «Wittwen, umd Waiſen von Unter: 
offizievem. und Soldaten und anderen Milttärperfonen, Sr: 
Rang der Unteroffiziere und, Soldaten, bezweckt, der bob en 

teu.stamımer porgelegt, welche Bee im Wefentlichen 
au genommen, Und ung ſunmehr ebenfalls. zur verfaſſungs⸗ 
mäßigen. Zuftimmung mitgetheilt Hat. 

Der, Bejeßesentwurfiift, als Anlage 47 zum 17. Protokoll 
und ein‘, die Motive entbaftendes Schreiben des Gtoßher: 
zoglichen Kriegsminifteriums, als Beilage 46 zu: deinjelben 
Protokoll abgedrudt. Den’ hierüber erfiatteten "Bericht des 
zweiten Ausſchuſſes der erften Kamm eurer: die Bei: 
lage 48 zum 18. Protofoll.' 
saf em wir uns auf ba Ketenftüde beiehen, bemerlen 
olgendes* 3 17 4 

Die Benfionen: von ea: big um. Gemeinen 
herab; wurden bisher ohne Berüdfichtigung der Dienſtzeit 
beſtimmt. In Zukunft ſoll aber die Dienſtzeit el 
werden und: eine: Abſtufung ſtattfinden, je nachdem dieſelbe 
zehn ;: Fl find; zwanzig oder mehr ‚Jahre. betragen. Hat, 
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— würden Erhöhungen eintreten wie ſie die nach— 
ehende Ueberſicht zeigt: 





Sie ſoll künftig betragen bei 
| einer Dienjtzeit von 
Die monatlidhe Penſion 


. ze. wenigftens |von wenig⸗ 
beträgt jegt für einen weniger ald| 10 und | ftens 25 
10 Jahren. weniger als) Jahren, oder 


25 Jahren. | mehr. 


hf. no I4 ch Ma € 
Soldaten... .16 6 7 8 
Gefreiten . , . 16 7 8 9 
Corpora—l 48 8 9 10° 
Feldwebel, Wachtmei- 17 

fter und Feuerwerker [10] 10 12 f4 ı 
Oberfeldwebel, Ober: Ä ie 
wachtmeifter. u. Ober- 

feuerwerfer . . . 116 16 18 20 
Unteradjutanten . . 1201 20 22 2A 


Halbinvaliden, d. 5. ſolche Militärperfonen, welche 
nicht ganz arbeitsunfähig find‘, erhielen bisher nur) die 
Hälfte der für Ganzinvaliden: bemeijenen Penſionen was 
auch in Zukunft beibehalten werden ſol. 
Die beabfihtigten Erhöhungen der Penftonen von Witt⸗ 
. wen und Waiſen von gemeinen Soldaten bis aufwärts zu 
denen von Unteradjutanten zeigt nachſtehende Ueberſicht: 
| bisheriger Betrag Kimftiger Betrag 

Wittwen und Waifen der Penfionen der Penſtonen 


* u fl. er; | M J 
eines Gefreiten und Soldaten. 1, 30 —X 
eines Gorporald . . . 3 — ee, — 
eines Feldwebeld . ..-..-. 4. . et 
eines Oberfeldwebels . B. 7 SCHRBRR TOR, : DRREE Un 
eines Unteradjutanten . . Gun ur dr Ser 


Der bisherige Betrag der Penftonen der Invaliden ſo— 
wohl als der Wittwen und Waifen der bezeichneten. Mili— 
tärperſonen, ‚war — ja wahrhaft ärmlich und 
entſprach in keiner Weiſe dem Dank, welchen das Vater— 
land ſeinen Kriegern ſchuldet. uf —V 
Die beabfichtigte Erhöhung iſt eine ſehr mäßige und 
gewiß wird die Kammer den Wunſch mit dem Auͤsſchuß 
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theilen/ daß es ſpaͤter möglich werde, Invaliden und Witt: 
wen und Waiſen von Soldaten und Militärs der niederen 
Stade noch beffer zu verforgen. 

Die Mittel zu den jetzt beantragten Penflonserhöhungen 
ſollen nah Art. 1 des gegenwärtigen Geſetzes nicht aus 
der Staatskaſſe, fondern aus den Üeberſchüſſen der Ein- 
ftandöfaffe genommen werden. | 

Diefe Ueberſchüſſe würden allerdings zunächſt teils den 
Einftellern, theild den Soldaten, welche ſich in der Zeit 
von einer Truppenübung zur andern vertreten laflen, ge: 
böreu, wenn: nicht das Gefeh vom 14. Juli 1851 die 
Stellvertretung im Militärdienſt betreffend (Anlage 2) die; 
Summe, welde für die Versretung bezahlt werden muß, 
ebenſo wie: den Zahlungstermin für dieſelbe figirt hätte. 
Bei Exlafjung des erwähnten Geſetzes wurde über die ſich 
notbwendig ergebenden Ueberſchüſſe nicht verfügt, weßwegen: 
jeßt darüber: frei verfügt werden fanm.: © — 

Die hohe erfte Kammer hat die Art. 1, 2,3 und A 
des Geſehesentwurfs unverändert angenommen, dem Art. 5: 
eine etwas veränderte Faſſung gegeben und. ein Erſuchen 
an. die Stautsregierung . Damit verbunden, endlich einem: 
— — m | ii | Mr m6 

Auch mir empfehlen. daß, proponixte Geſetz zur Annahme 
und bemerken — einzelnen Artileln das — 5 


Zu Artikel 1,2 und 3 


finden-wir ebenfalls nichts zu erinnern umd beantragen 
deren Annahme, 


Zu Artikel 4. 


Nach den Erläuterungen, welche während der Discuffion 
in der erften Kammer von des Herrn Kriegsminifters Excellenz 
und von dem Herrn Regierungscommiffär gegeben worden 
find, fteht nicht zu befürchten, daß die gegenwärtigen Pen: 
fionäre Fünftig geringere Bezüge erhalten werden, als die 
neu Hinzufommenden, Wir beantragen mit Rüdficht auf 
dieje Erklärungen die | | 

Annahme. 


Zu Artikel 5. 


Der Ausſchuß der erften Kammer hatte eine andere 
Faſſung diefes Artikels vorgefchlagen, welche jedoch, während 
der Verhandlung mit Webereinftimmung des Großherzog: 
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lichen Kriegsminiſteriums in — 35 der Kammer 

ein ſiimmig angenommene ungein Den du mon 
— fi) — in, ee Nor en She —— 

wahngten VBexrwendungen hir ie. ge * 

Aut, möbel — = den in run ennichu len u 

r J— ergeben fo ‚werden. Bir BIRSTOBERL: 
eils einen Referwei fond, weitto auuı 

Beſten ‚der Invaliden, ſowie der Witten und 

WBaiſen der Wüteroffiziere,, und, —— nach An⸗ 

ordnung des Kriegsminiſterums verwendet. sau 
Wenn der Artikel 5 auf dieſe Weiſe gefaßt: wird je 
erhfilt‘ das: Großherzögliche Kriegsminiſterium aller Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit mach Mittel auch Den: Invaliden, welche noch 
feine 10: Dienftjahre: haben; ausgiebige Unterſtützungen zu⸗ 
fließen zu Taflens "Bir, Fa diefra⸗ gehen] .. dans 
antrageiva Irutst Fi 

dem Beichfuffe der: — dualen; ‚beizutreten: 2a 
+ Die Hohe erfte Kammer hat an:diefen Artikel noch den 
Beſchluß geknüpft, die Staatsregierung zu erfinden; in Er⸗ 
wägung Zu ziehen, ob’ nicht in Hinſicht anf das * vn 
Berichte ängedeutete Bedirfiig? eine Reviſton der’? 
tretungsſumme veranlaßt ſei. tg, 

Die Gründe file diefen Beſchluß find” in Beh Beige 
des Ausſchuſſes der .erften Kammer, ‘auf welchen wir ver 
weijen, enthalten, ._ 

In dem Ausſchuſſe Aid. in Bezug auf- diefes Erfuchen. 
jehr verfchiedene Anſichten geltend gemacht“ worden 5 da je⸗ 
doch von Seiten des Herrn Kriegsminiſters Exeellen; er⸗ 
klärt wurde, daß das Kriegsminiſterium eine Reviſton der 
geſetzlichen Vertretungsſumme für nöthig erachte und, daß 
dafiekbe mm yoch nicht die Reherſicht hahe gewinnen fönmen, 
um die Zeit zu ren bis. warn, ging, Borfagendaräber: 
an. die „Ständeverjammlung, ‚gelangen ‚werde. ie: —— 
ne. er Ausschuß ‚in dem Antrages 1,4 11: +; sah 

em Beſchluſſe der erften Kammer beigu tuehenun Fra 
wohet. led; idee 8 einzelne, Mitglied des af 8 ie, 
das Necht vorbehielt, demnächft, wenn; die. ange ümdigtes 
Borlage vor die Kammer fomme, diefelbe einerganz freien 
Beurtheilung zu unterziehen, ein Recht, welches jelbftver- 
ſtändlich auch jedem audern Mitulied rieſer ee 
außtehen wird. 

Cudlich hat die, vl, Rmanı, nu foenden Sul, 
artikel. votirt. ya EI hr BEREITEN RT IH HE 


4f 
IH 
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Artilel 6. 


Die im Art. AO des Geſetzes vom 14. Juli 1851, die 
Stellvertretung im Militärdienft betreffend, vorgeichriebene 
Befanntmadung der Hauptrejultate der abaebörten Red: 
nung bat fib auch auf die Verwendung der Ueberſchüſſe 
in Folge des gegenwärtigen Geſetzes zu erſtrecken. 

ir flimmen mit diefem Beichluffe überein und bean- 
tragen : 

ihm beizutreten. 


bie 


„tr 


1 


.- 


Digitized by Google 


P 


Beilage Mm. I 
zum 50. Protofoll vom. 14. November, 1857. 


Bericht des zweiten Ausſchuſſes | 
über “die: a ver Borftände der Gemeinden 

Beienheim, Bauernheim, Wedesheim und Wöls 
fersheim, vie Abänderung des Gefeges vom 27. Mai 
1821, Abtretung des Privateigentpums zu öffent: 
lichen Zwecken betr.; 

erſtattet von dem Abg. Vicepraͤſidenten Dr. Klipſtein. 


Die Vorſtände der Gemeinden Beienheim, Bauernheim, 
Weckesheim und Wölfersheim haben durch den Abgeordneten 
Weber eine Eingabe an die zweite Kammer der Landſtände 
gerichtet, worin fie bitten: i ee 
4) „daß.die Kammer ſich dafür verwenden möge, Daß Das 
Erik vom 27. Mai 1821 eine Erläuterung oder 
Zujag in dem Sinne erhalte, daß die Koſten der 
- gerichtlichen Abſchätzung von dem zur Abtretung Ber 
rechtigten entweder überhaupt oder Doc in dem alle, 
wenn die. gerichtliche Abſchäßzung von dem Berechtigten 
und nicht von dem Eigenthümer beantragt wurde und 
diefer. ſich mit der von der Localcommiffton ermittelten 
Entfhädigung zufrieden erklärt. hat, zu tragen ſeien.“ 
Daß fi, Die Kammer ferner für einen Nachtrag zu 
dem erwähnten Gejege verwende, welcher beftimme, 
daß, wenn Grundeigentfum zum Bergbau abgelreten 
wurde, Dasjelbe, wenn es Dazu nicht mehr nöthig 
+ jet, worüber, Die Henierungsbehörde zu entſcheiden 
haben ‚werde, die. zur Abtretung Berechtigten ver- 
pflichtet, würden, gegen eine zu ermittelnde Entſchä⸗ 
digung an die Gemeinden, In deren. Gemarkung es 
liegt, wieder abzutreten. 2 ya 


.Q 


— 
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Zu 1. 

Zur Begründung des eriten Gefuchs wird in der Ein— 
gabe der benannten Gemeinden im Weſentlichen vorge— 
tragen: 

Die Gerichte geftatteten aud, Demjenigen, welcher Die 
Abtretung zu: öffentlich) EHRE RN) — Rechtsweg 
zu betreten, wenn ihm die von der Localcommiſſion aus⸗ 
gemittelte Cutſchädigung zu hoch erſcheine und die, Gerichte 
nähmen alsdann de yon den Sadiverftändigeit In Folge 
der Anträge ermittelte Entſchädigung gar feine Rückſicht, 
bielten fid) vielmehr an die Verkäufe und Verpachtungen 
anderer Grundſtücke und verurtheilten die Eigenthümer in 
die Koſten des; ganzen: Verfahrens, fobald ‚Die ‚ermittelte 
Entſchädigung der von den zur. Abtretung Bere tigten nach 
ihrem Ermeifen ‚angegebenen gleichkomme. Hierdurch ver— 
ſchwinde aber die vollſtändige Entſchädigung, welche das 
Geſetz zufichere. BP Ber SEE Ti) 

Man: fönne dem Cigenthümer niet zumuthen, eine ge: 
ringere Summe anzunehmen, al8 die Lofalcommiffion aus— 
gemittelt babe und fi mit der Summe zu begnügen, welche 
vor ihm einem anderen Gigenthümer, der vielleicht in der 
Roth geweſen ſei und unter dem Werth; habe 'werfäufen 
müſſen, bezahlt: worden jet, zumal es ſo ſehr im der.men! 
lichen Natur liege, ‚den eigenen: Befig. höher: anzufchlngen; 
als dieſes von Anderen geichehes 1, 2 ur uch, 

Das Geſetz vom 27: Mat 1821: beftimmt; überidie.Koften 
de8 gerichtlichen Verfahrens nichts, die Gerichte entſcheiden 
darüber nad) allgemeinen proceſſualiſchen Grundfätzen. Hier: 
von für Die Proceſſe, welche über die’ Abtretung. von Pri- 
pateigenthum zu öffentlichen «Sweden “geführt werden, eine 
Ausnahme zw machen, ſcheint nsbfein’Grund vorzuliegen. 
. 2 Wir müffen annehmen ‚daß. das Gericht die Akttetungs- 
ſumme in angemeffenem, d. 5. in dem Made fefffeßt, dag 
der zur Abtretung gezwungene Eigenthümer darin eiſe voll- 
ſtändige Entfchädigung findet. Die Anſicht der Localcommifſton 
iſt für die Gerichte nicht bindend und ie’ dieſelbe nefeßfich zu— 
ſammengeſetzt iſt, jo läßt ſich nicht beſtreiten, daß ſie nicht 
vollftändige Sicherheit für eine dürchaus unpartbeitfche und 
richtige Abſchätzung gibt. Keinesmegs halten ſich aber die 
Gerichte, wie in der vorliegenden’ Eingabe angedeutet zu 
* ſcheint, in den Fällen, in“ welchen Derjenige welcher 
ie Abtretung verlangt,’ die von der Localeommifſton be— 
ſtimmte Summe zu hoch findet)! bon deiner weiteren Tara- 


141702154 
123101 
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tion durch Sachverftändige entbunden uud lediglid auf die 
neueften Verkäufe und Verpachtungen bingewiefen. Die 
Gerichte gebrauchen alle Mittel, welde Das Gefeg in ihre 
Hand legt, um fid ein vollftäudig begründetes Urtheil über 
die Höhe der Entſchädigungsſumme, welche bezahlt werden 
muß, zu verſchaffen. Wenn e8 fih nun ergiebt, daß die 
Zocalcommijfion in der That die Summe zu body angefegt 
hat, jo kann man es dem, welcher Die Abtretung verlangt, 
nicht verargen, wenn er den ihm durch das Gejeg of: 
neten Rechtöweg betrat und dadurch ein günftigeres Ergeb— 
niß erzielte. ollte man ihn demungegchtet in die Koften 
verurtheilen, jo würde Diefed gegen Recht und Billigkeit 
verftoßen. Der bisherige Eigenthümer trägt, felbft die 
Schuld, wenn er, in Betracht der Koften, Die er bezahlen 
muß, feine volle Entihädigung erhält. 

Wir können daher den eriten Antrag der Gemeinden 
Beienheim ꝛc nicht unterflügen und ebenjo wenig den 
zweiten, indem feine Gründe vorliegen, den Gemeinden 
das Recht einzuräumen, die abgebauten Grundflädhen aus- 
Ichliegend zu gewinnen. Dieſes Recht würde auf Koften 
der exproprürten Eigenthümer gefluttet werden, denn bei 
der Abſchätzung des Eigenthums würde es allerdings in’s 


. » Gewicht fallen, wenn der Erwerber ‚nicht frei darüber ver: 


fügen könnte, wenn er nur ein temporäred Gigenthum 
erbielte. 

Dagegen jcheint es und allerdings wünſchenswerth, 
wenn der Fiscus, wo er Land zum Bergbau acquirirt hat, 
nach dem Abbau dasſelbe, ſoweit dieſes das Domänen: 
Veränßerungsgeſetz zuläßt, wieder dem Verkehr zurückgibt, 
indem er es einer Verſteigerung ausſetzt und wir bean: 
tragen: 

ie Diefen Wunſch auszufprechen, 

im Uebrigen aber der Eingabe der Gemeinden Beienheim zc. 
feine Folge zu geben. 
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Beilage Nr. 272 
zum 50. Protokoll vom 14. November 1857. 


Bericht des zweiten Ausfchuffes a 
über den Antrag des Abgeorpneten Weber, vie 

Beſtrafung des Confinationsbruchs betr. (Beilage 

” Nr. 245); 

erftattet von dem Abgeorpneten Buff. 





Schon die Organtfätionsedicte vom 12. October 1803 
fellten- in Strafſachen die Eompetenz der Juſtizeollegien, 
d. h. der Hofgerichte ald allgemeine Regel auf und ver- 
wiejen nur beftimmte leichtere und darum mit Yeringeren 
Strafen bedrohte Verbrechen und Vergehen zur Aburthei- 
lung an bie Untergerichte. Das nad Einanirung des 
Strafgeſetzbuchs erlafiene Gefeg vom 17. September 1841, 
die Competenz der Gerichte zur Unterſuchung und Beftra- 
fung der Berbrehen und Vergeben betreffend, beließ es 
bei dieſer ei und bezeichnete ebenfalls, unter Hinweifung 
auf ‚die betreffenden einzelnen Artikel des Strafgefeßbuche, 
ſpeciell die Verbrechen und Sen, welche von den 
Stadt» und Landgerichten nicht blos unterfucht, jondern 
auch abgeurtheilt werden Tollen, Für diefe gefeßliche Bor: 
Ihrift war ebenfo die Schwere des Verbrechens ‘oder Ver: 
gehens, ſowie Die demſelben angedrohte Strafe maßgebend 
und wenn. in jenem Geſetz die Aburtheilung der Uebertretung 
der Vorschriften des Artikeis 36 Nr. 1 des Strafgeſetzbuchs, des 
Confinationsbruchs, weicher nut mit Gefangnihftrafe bedroht: 
iſt, nicht am. Die Untergerichte verwieſen wurde, ſo entſprach 
Buß Be dem — „auf welchen das Geſetz nom; 
17, September, 1841 beruht, noch der Zwedwmäßigfeit; was 
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feines näheren Nachweifes bedarf und von den Gerichten 
ftet8 anerfannt worden ift, 


Dieſen Mikftand zu befeitigen iſt der Zwed des An 
trags des Abacordneten Weber, mit welchem fih die Groß— 
berzogliche Stantsregierung eimverftanden erklärt hat, wie 
dieß das nachſtehende Schreiben des Herrn Präſidenten 
des Großherzlichen Juſtizminiſtexj wyrin es heißt: 

„Man beehrt ſich auf die Hefaͤllige Zuſchrift vom 23. 
dieſes Monats unter Remiſſion des zugleich jr etheil- 
-\oten Antiägs des HerrulAbg. uW Kirk erwidern 

„Daß in dem Entwurf der Strafproceßordnung von 

1852, in deſſen Artikel 8Sadie Vergehen bezeichast ſinde 
wæelche fünftig.von den Stadt. ihr Batdscrojtenmbe 
geurtheilt werden ſollen, unter Nr, 1 das von ‚dem 
Hetrn Antragſteller "bezerinete Vergehen" dufhefuhrt 

iſt, nämlich: ‚ers TR 
„MebertretungFder: Vorfthutfteni( des Arto 3 Ned 
(Titel II) des Strafgeſetzbuchs die polizeiliche 
Aufſicht betreffend“ —— 

und daß es feinem Anftand unterliegen würde, die bes 

autragte Gompgtenz= Bel —— jetzt ins ein 
‚„ Spectalgejeß aufzunehmen”. bufiend + are 
darlegt. ı Tu * ri‘ F + * J tot 9 40 
Mit Rückſicht auf: die, nach dieſem Schreiben: in Muse 
ſicht ſtehende neues Strafproceßordnung ließe ſich wohl das 
Bedenken erheben eb es jetzt noch an der Zeit ſei, die zbe⸗ 
antragte Competenz⸗ Beſlimmung durch ein zu eriaſſendes 
Specialgeſetz zu verwirklichen ? allein auch Ddie ſes Bedenken 
ſcheint uns nicht erheblich zu fein; da Dies Erlaffung‘ eines) 
ſolchen Spectalgejegesi mit ‚keinerlei: Schwierigkeiten ver⸗ 
bunden iſt, bis zur Verabſchiedung einer, meuen Strafpto—⸗ 
eßordnung ‚aber, ſelbſt wenn der. ſchon-im Jahr; 1852 er⸗ 
Be Entwurf einer, jolcyen der Ständeverſammlung wor⸗ 
gelegt werden ſollte vorausfichtlich noch. eine. läugere Zeit 
verfließen Wird Hari 33th sid ande nr much 
Indem wir Daher’ den Antrag des Abgesrdriete Weber 
im allgemeinen zur Folgegebung empfehlen, fügen wir mir 
die Bemerkung ami,- wie es nicht geeiglet fein dürfte, die 
untergerichtliche Competenz auf die Fälle, ir” welchen de 
Confinations bruch nicht mit ’andern von den Hofgerichten 
zu sahndenden Verbrechen oder Vergehen concurrirt, zu ber 
ſchräuken indem in dieſer Beziehung ſelbſtverſtänd die 
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— allgemeinen Competenzregeln maßgebend bleiben 
müſſen. 


Wir ſchlagen darum vor: 

Hohe Kammer wolle die Staatéregierung um Vorlage 
eines Gefegesentwurfs erjucen, durch welchen die Ab: 
urtheilung der — Vorſchriften des Art. 
36 Nr. 1 (Zit. II) des Strafgeſetzbuchs, „die poli- 
zeiliche Aufficht betreffend ,* den Stadt= und Landge- 
gerichten überwiefen wird. 
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Beilage Nr. 73 
zum 51. Protokoil vom 17. November 1867. 


— des erſten Ausſchuſſes | 
über die Propofition der Staatsregierung wegen 
- Aufnahme‘ der; Gymnaftallehrer: zu. Worms und 
Büdingen und der Lehrer an den. Realſchulen zu 
Darmſiadt, Michelſtadt, Offenbach, Gießen, Bie— 
—8 Mainz, Alzey. "ind Bingen, in das Sf 
—— foefferung der KHebale der Childeom̃ eñ 
d b 
erflattet von dem m Rbgesroneten Bernden, — 


ar ; — Tee er [fr — 


Greh ehnwe Biegen‘ hat in —5* Propoſtuon 
dem Andrang’ der Petitionen: und Anträge naͤchgegeben, 
welche, wie es vordusgeſehen worden War, won und zu 
Bunften der geugnuten weiter, in die Kounmer gehracht 
worden ſind 

Die‘ Mıfbeffetung nr: Gehalle dieſer Lehrer ſoll fich 
——— aus Zuſchüſſen“ aus der Staatslaſſe und‘ aus 
zu Men’ aus denj ie, Kaſſen/ mis denen bisher diefe 

— defloff biubtfächtich fo,‘ daß Dis nellen 

chüſſe in gleichem dit hälmiß Nünden ; wie der bisherige 

ittug zur Siaminſumun det· Beoſoldu ung Da es taber 
bis jeht ner? eſetzliche Beſtimmungegi vermitteiſt welt 
cherlͤ hie Gemeinden vdet Siifiungboe mögeneg * 
werden — die Beſoldungen dieſer — 
echrern⸗ wu € bhen, 6" entbält eigentlich" dieſe Vorlage 
nur eine ſtändiſche Ermäachtigung der Regierung zur Wei 
achte d der‘ — der genannten Kehren; mit den Ge- 
en’ ſich zu bereinbaren dund dabeie unter ber Bedin⸗ 
zudaß Die WGen⸗iden weh, verhaͤltißmaͤßl Gleiches 
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leiften, eine Ausgabe über die bisherigen ftändifchen Be— 
mwilligungen zu machen, deren Maximum 2302 fl. nicht 
überfteigen darf. 

Im Fall und infoweit die Gemeinden fid) weigern, die 
Grundſätze der Quart der Naturalien auf ihre Beiträge zu 
den en ur — in Anwendung zu aeg 
tritt auch füt den Stadt‘ der ines weiteren Zuſchuſſes 
nicht ein. Au Ze Ze Zr 30 gines woher 3 

Welche indivecten Mittel im Fall einer Weigerung der 
Grmeinden, der. Regierung zuſtünden, um das Eingehen 
der Gemeinden auf die Bropofition zu erwirden, namentlich, 
ob die Regierung etwa den, Beitrag, aus Staatsmitteln, 
wie er in den Hauptvoranſchlag düfgeñommen tft, in diefem 
Fall ganz“könnte zurückhalten, ferner, 0b’ der neue Höhere 
Aufwand der Gemeinden ſich bloß gu bemeffen: habe; nach 
den, bisherigen Beiträgen zu dieſen Schulen, wie ſolche 
direet aus. den Geweindekaſſen gefloſſen find, oder auch 
exſtrecken müffen, auf dagjenige, was zur Di d ber 
Lehrergehalte and dem Sdutgeid "und ans. Ei von 

e 


1 


Stiftungscapitalien genommen zn werden pflegte. Ob 
endlich Diſſenſe hierüber dem Bezirkbrath zur E Jung 
fönnten vorgelegt erden ? — Dieß find« lauter ragen, 
welche in der Sache liegen und für welche in diejer Bor: 
lage der Regierung feine Entjcheidung gegeben ift, — aber 
der Ausschuß glaubt nicht nothwendig zu haben, Dieje 
Streittengen zu erörtern. weil ex hart daß ‚überhaupt: fein 
Streit, entſtehen, ſondern die Vorſchiäge der, Regierung 
vom den „betreffenden. Gemeinden, als ‚ihre ——— für 
dernd, „bereitwillig werden angenommen, werden .,. 1. 7 
Unter diefen Umftänden tft e8 Die Meinung des Aus⸗ 
ſchuſſes, die Kammer möge, im ®anzen.Diejer Propoſition 
ber, Regierung die Lehret an, den Gymnaſien zu Worms 
ud: Büdingen, ſowie die Lehrer an den Realſchulen 
— Micpelftadt ; Dffenbad, Giegen , Biedentkopf 
Mainz. Alzey, und ‚Bingen an den. ‚Bortheiten des Mi | 
durch die Kammer gegangenen Geſehzes über Aufbeſſerung 
der Gehalte ‚der, Cipilheamten in: der in der Vorlage ber 
Blanche, Weiſe Theil nehmen zw dallen, ihre Zuflimmung 
Mens. 33935 BRu — sl int len 
55: dm: Bingelnen fügen wir noch folgende Bemerkungen 
+ Biamsipshe 399 ser ten { 


wu: J h rt,,ı KT EU BE St 20; 411⸗ 
oLıs Die Propoſttion der ‚Regierung; führt < Diejenigen 


ehrkoͤrper nauentlich aufg, welche an Diejem, Gefep. Theil 
nehmen ſollen.Hieraus zieht ders Ausſchuß ‚Die Folgerung, 


— — — — Ü — — 


Beilage Nr. 273 3. 51. Prot. v. 17. Nov. 1857. 3 


dag wenn in Zukunft ftändifche Bewilligungen auf anderen 
weiteren Schulen gewährt werden follten, e8 fi nicht von 
felbft verfteht, daß auf dieſe weiteren Schulen aud die 
Gunſt diefer Vorlage Anwendung finde, vielmehr bedarf 
es jedesmal einer befondern Aufnahme in den Kreis dieſes 
Gefehes. 

II. Die größere Vorlage der Regierung auf Aufbeljerung 
der Gehalte der Eivilbeamten wurde mit dem Beginne des 
Jahres 1857 in die Kammer gebradt. Die Verzögerung 
der Kammerverbandlungen find zunächft allein ſchuld, daß 
diefe Vorlage nicht ſchon im Anfang dieſes Jahres ent: 
ſchieden worden ft. 

Unter dieſen Umftänden war e8 gerechtfertiat, dem Ge: 
jeg rückwirkende Kraft auf den 1. Januar 1857 zu geben. 

Dieſe jegige weitere Vorlage ift dagegen erſt jegt am 
Schluß ded Jahres 1857 in die Kammer gebradyt worden 
und die Entichlüffe der hohen erften Kammer darüber wer: 
den erſt im Laufe des Jahres 1858 erfolgen; überdieß ift 
der Anſpruch der genannten Lehrer nicht ohne Bedenken, 
das Verbältniß überhaupt ein wefentlich verjchiedenes; auch 
ift die Staatskaſſe niht allein bier die betroffene, Jon: 
dern wir verfügen bedingungsweife auch über die Mittel 
der Gemeinden und Stiftungen, mit welchen Gorporationen 
Großherzogl. Regierung im Laufe des Jahres 1858 die 
Unterhandlungen beginnen, und, wenn ed gut gebt, viel- 
un erft am Scluffe des Jahres 1858 eintg werden 
wird. 

Eine Zurüddatirung auf den 1. Januar 1857 würde 
vorauöfichtlic Die Unterhandlungen erſchweren, indem dann 
die Gemeinden jm Jahre 1859 einen dreijährigen Zuſchuß 
aufzubringen hätten, wenn man: nicht gleich bei der erften 
Anwendung dieſes Geſetzes Vereinbarungen treffen wollte, 
welche von den Grundlagen des Geſetzes abweichen. 

Es ſcheint Daher zwedimäßig zu fein, die Wirkjamfeit 
diefer Vorlage nicht auf den 1. Januar 1857 zurüdzu: 
datiren, jondern den 1. Januar 1858 al8 den Termin zu 
bezeichnen, von welchem die Aufbefferung dieler Gehalte 
zu berechnen wäre, 
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Beilage Nr. 74 | 
zum 51. Protofolf vom 17. November 1857: 


Bericht des erften Ausfchuffes F w 
‚über den Antrag des Abgeoroneten Ewald auf 
- Erhöhung des Staatsbeitrages zu ven Koften ber 
Realfchule in Offenbach, um weitere 1000 fl. 
(Beil. Nr. 158); re ee ze — | 
erftattet von dem Abgeorpneten Wernher. ,, 


Der Antrag des Herrn Abgeordneten Ewald ift in den 
änden der Kammer, die darin enthaltenen Notizen über 
hülerzahl, Eintommen und Lehrerbefoldungen der Real: 

ſchule zu Offenbach flimmen im Weſentlichen, mit den von 
der Regierung mitgetheilten Angaben überein. Eine Wie- 
derholung ** Notizen in au na Bericht ift überflüfftg. 

Die große Schülerzahl (281) beweift, von welcher Be: 
deutung eine Realfhule für Offenbach ift, wie das auch 
nicht anders fein fann, in einer Stadt, deren Fabrikinduftrie 
weit über die Grenzen von Deutjchland ihre Beziehungen 
bat, in der, der gewöhnliche Elementar-Unterricht der Volks— 
Ihulen für Meifter und Geſellen, für Fabrikherrn wie für 
bejjere Fabrifarbeiter gleichmäßig nicht binreicht. 

Wie jehr dies von der Bevölkerung von Offenbach ge: 
Dr. wird, beweift der Umftand, daß die Realfchule in 
Offenbach, trog ihres nicht ſehr alten Beftandes, bereits 
über mehr als eilfhundert Gulden jährliche Zinfen aus 
Stiftungsfapitalien zu verfügen bat. Es fleht zu erwarten, 
daß die Dankbarkeit von ehemaligen Schülern und Dad ⸗ 
tereſſe reichgewordener Fabrikherrn, dieſe Stiftung fortwäh— 
rend vermehren werden. 

Die Anforderung des Herrn Antragſtellers den Zuſchuß 
aus Staatsmitteln für die Realſchule in Offenbach von 
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1000 fl., alfo auf 2500 fl. zu erhöhen, findet, mas Die 
Geldjumme betrifft, in der Vorlage Gr. Regierung 
auf Aufbeflerung der Lehrergehalte an den Gymnafien zu 
Büdingen und Worms und der Realjhule zu Offenbad) ze. 
bereit vollftändig feine Erledigung, indem, wenn dieſe 
Vorlage von der Kammer’ genehmigt wird Die Mittel der 
ut in Offenbach um — en vermehrt werden. 
Daß 1000 Gulden weiter auch noch nützliche Verwendungen 

finden; würden, wird nicht Ibezweifeltimerden.‘“ „ic, mi; 

Eine Gewährung derjelben in der gegenwärtigen Enge 
föunte aber leicht zur Folge haben, daß, Die Bereitwilligkeit 
der Commune Offenbach, auf die ihr gemäß jener Vor— 
[age zu machenden Propvfitionen- der Regierung, einzugeben, 
minder groß wäre, ald ohne die Gewährung. ‚ 

Ihr Ausſchuß ift in —— mit Gr Rrgie- 
rung, der Meinung, daß die Kammer, . - 

den Antrag des Herrn Abgeordneten Ewald für, jeßt, 

ablehrien möge. 


Beilage Nr. 275 
zum 51. Protokoll vom. 17. November 1857. 


Bericht des erften Ausfchuffes 
über den Antrag des Herrn Abgeoroneten Dörr 
auf Vermehrung tes Staatsbeitrages für Die Real- 
ſchule zu Michelftadt, um weitere 800 fl. (Beil. 
Nr. 149); 

erflattet von dem Abgeorbneten Wernper. 





Ihr Ausſchuß bezieht ſich bier einfach auf das über 
den Antrag des Herrn Abgeordneten Ewald für Offenbach 
Gefagte. Die Verhältniſſe find im Ganzen diefelben; aud) 
bei Michelſtadt ift der Erfolg abzuwarten, den die Pro: 
vofition auf Erhöhung der Lehrergehalte bei den Real—⸗ 
ſchulen haben wird. 

Es ift vorauszufehen, daß dem dringenderen Bedürfniß 
dadurch wird abgeholfen fein. 

Der Ausschuß ift daher der Meinung, 

dem Antrag des Heren Abgeordneten Dörr vorerfi 
feine Folge zu geben. 
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8 eilage Nr. 276: W 


zum 51. Protofoll vom 17. November 1857. 


Bericht des erften Ausfchuffes  ... - T 
über den bei der erſten Kammer vorgelegten Ge— 
fegesentwurf, die Tilgung der Staatsſchuld betr. 
(Beil. Nr. 54 und 55 ver Verhandlungen. ver 
erften Kammer);, —UMW 
erſtattet von dem Abgeordneten Draudit. 


Bei der Dotation, die die A 
durch das Geſetz vom 16. Juni 1827:(Regbl. S. 225-226) 
erhalten, hatten in derjelben ſo bedeutende Ueberſchüfſe ſich 
ergeben, daß unbeſchadet für die Beſtreitung ihrer eigheh 
Bedürfnifje, das Gele vom 27. Juni 1836 (Negierungd: 
blatt S. 381-384) eine Mitwirkung der Kaffe‘ zur Ab! 
töjung der Grundrenten in Anspruch nehmen konnte. Näch⸗ 
dem die Ablöfung der Grundrenten nahezu zu Ende: ge: 
führt, erjcheinen seines: Theild ebenjo wenig’ mehr Die dis⸗ 
ponibelen Mittel der Staatsſchuldentilgungskaſſe für ſie in 
Anſpruch genommen, als andern Theils von den Pflichtigen 
die jährlichen Verzinſungs⸗ und Tilgungstenten Der! für ſte 
vorgeliehenen Abloͤſungseapitalien zur Kaſſe zurückfließen. 
In einer den Ständen auf dem eh ERBE rk a 
Einnahmen und Ausgaben der Stautsfchuldentilgungstaffe 
von 1854 mitgetheilten muthmaßlichen Berechnung (Beilage 
Rr. 6048. 81 108) find die zurüdflichenden! Abloſungs⸗ 
renten auf. jährlich. 634,295 fl, angeſchlagen. rue 
verfügbaren Mitteln der Staats] Auldentilaungstafle kommen 
jodann nach dem Geſetz vom: 8. Dee: 1851 (Regiernugs⸗ 
blatt ©. 4574458) : von 1834 aus der Hau Hantetaffe 
jährlich 20,000 fl:,- gegen die - Verpflichtung der’ Staats: 
ſchuldentilgungskaſſe die nach “jenem Geſetz ans gegebenen 
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900,000 fl. Grundrentenfcheine demnächſt, von 1873 mit 
jährlich 80,000 fl. zur Vernichtung derjelben einzulöien, 
ferner nad) dem Gejeg vom 22. September 1855 (Regbl. 
S. 363—364 ; vergl. Beil. Nr. 897 der zweiten Kammer: 
verhandlung vom 23. Yuli 1855) von 1838 aus der Ca— 
binetöfafje durch die Haupiftaatsfaffe jährlich 20,000 fl., 
gegen die Verpflichtung der Staats ſchuldentilgungskaſſe die 
nad dem MW; vom 22, ge — ra a re 
1,500,000 fl. Grundzent ine (die, von 1835 bejonders 
getifaten 500,000 fl. Pre dan don 16a — at 
jährlich 40,000 fl. und jpäter Die nad) dem Finanzgejeg 
vom 4. Oct. 1854 (Rgbl: ©::857) ausgegebenen 500,000 fl: 
Grundrentenſcheine zur; Vernichtung einzuziehen. Jenes 
ergibt vot jetzt einen ſehr bedeutenden. für Die Staatsſchul⸗ 
dentilgungskaſſe nüßgbringend zu vexwendenden Fond. — 
Mit Rückficht auf ſolche Ueberſchüſſe waren zwar Der Stadts- 
ſchuldentilgungskaſſe ohne eine ausreichende anderweite 
Dotation in, 1845 dılcd) Geſetz vom 19. Septe⸗ genannten 
Jahres (Rgbl. S. 289—290) die Staatsſtraßenbauſchulden 
aus dem Geſetz vom 14-Juni 4886 (Rabl. ©. 327 -328) 
im ungefähren Betrag von 2,244,000 N zur Verzinſung 
un Tilgung, letzteres mit jährlich mindeſtens 50,000 fl. 
000 fl. auf die proeentigen ud 20,000 fla auft die 
Jprocentigen Capitalien) überwieſen worden: ſie ſoll gegen 
dieſes bis zur Tilgung den Schuld, beiwa im Jahr 4886) 
nur den Nettobetrag des jührlichen Stenerausſchlags von 
1Heller auf den Gulden Normalſteuercapital der geſammten 
directen Steuern ‚beziehen, und, hier auch nach dem Finanz⸗ 
geleb. vom ‚7. October 1845, (Mgbl; S. 293) wieder mit 
der, weiterem, bis jeßt fortgeſetzten Verpflichtung) Die Summe 
jenes Nettobetrags in Die Provpinzlalſtraßendaufonds der 
drei Provinzen J eben; für: Dies übrigen Schulden: aber, 
welche: neu; auf. die, Stgatsſchuldentilgungslaſſe noch: aufges 
nommen worden, iſt ie ‚fer gleichzeitig bis zu der Dabei 
angenommenen, Abtragung Die erforderliche Dotation » aus 
De Hauptſtagtskaſſe beſtimmt worden. . Namentlich: geſchah 
ieſes nen? pie m train" .: 4 
4) Für, daß ‚44 procentiges Anlehn <von -900,000 fl: zut 
Gonvertisung des In: Gemäßheit des Geſetzes vom 19. Mat 
1848 (Rabl. S. 163—165 ) aufgenommenen’ procentigen 
Anlehns von :1,000,000 fl. mad; dem Geſetz vom 28. Oct. 
1851 (Rgbl, S⸗420 430) mit jãhrlich 50,000: vom 1835 5 
2) Dir. das. 4procentige Anlehen von 500,000 FL! zur 
Deckung des Deficiſs der. Haupiftontskäfiesnady dem‘ Ge⸗ 
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je vom 29. December 1852 Sn. 6083): und: der 
Bekanntmachung vom’ 23. Auguſt 1853 (Rabe: S: 565 
bis 566) mit jährlich 22,500 fl. von-1855—1910; * 
3) für das 41 procentige Anlehen von 900,000 fl. wegen 
Aufbringung: der für. die. Militärverwaltung erforderlichen‘ 
außerordentlichen Bedürfiifie der  Staatsküffe,- nad) dem 
Landtagsabjchied vom 16. Det: 1856 8. 4 (Rabl. S. 842; 
vergl. Beil. Nr. 897 der zweiten Kammerverhatidfung vom’ 
23. Juli 1855) mit’ jährlich 45000 fl. won 1856-1908. 

Es gebt aus ſolchem berwor, daß für die Staatsſchul⸗ 
dentilgungsfafle gegenwärtig ha Ueberſchüſſe noch parat 
bleiben, die zu Zwecken derſelben zu verwenden find. Zeither 
geſchah dieſes durch Ankauf von Obligationen oder verzins— 
liche: Anlage bei Banquierhäuſern und Banken zu 3 oder 
31: p&t,, Inden die Staatsregierung Anſtand nahm, Die 
Pittel der Etaatöfchuldentilgumgsfafle zu einer'jegt ſchön 
ſtärkeren Abtragnug der Capitälſchulden derſelben RN ver⸗ 
wenden, wm’ Dadurch. nicht die für die Staatsſchuldentil⸗ 
gungsfafje mir den Ständen vereinbarten, namentlich unter 
13worerwähnten, ausdrückſich nur Bis: zur Tilgung: der 
aufgenommenen Anlehen aus der Hauptſtaatskafſe zufließenden 
beſonderen Dotationen in früherer Zeft der Staatejhuldentil- 
gungskaſſe zw entziehen und jo ihre Einnahıne zir den ſpäter von 
ihr zu beftreitenden ftärferen Ausgaben zu ſchwächen. Indem 
mit, einem ſolchem Verfahren der Stunt jedoch wieder Nach⸗ 
theil leidet, da die Staatsfchuldentilgungstaffe Höher ver: 
zinslihe Capitalſchulden hat, als fie bei der eignen ver: 
zinslihen Anlage ihrer Ueberſchüſſe aus dieſen an Zinfen 
befommt, jo ift ven der Ctaatöregierung bei der erften 
Kammer ein Geſetzesentwurf eingebracht worden, nad 
welchem fie, ohne Einwirkung-auf Die der Staatsjchulden- 
tilgungsfafje bereits beftimmten bejonderen Dotationen, die 
vorhandenen paraten Mittel der Staatsſchuldentilgungskaſſe 
auch zu einer ftärferen Abtragung der Capitalſchulden der— 
jelben, als dieſe früher angenommen war, zu verwenden 
befugt wird. Die erfte Kammer hat nady dem bei ihr er: 
fatteten Ausjchußberiht (Beil. Nr. 61) in ihrer Sitzung 
vom 5. d. M. dem vorgelegten Gefeßesentwurf ibre Zu: 
flimmung ertbeilt. | 

Wir finden Folgendes hervorzuheben. 

Nah dem Erörterten befommt in dem Gejeßesentwurf 
die Staatsregierung die allerdings höchſt wünſchenswerthe 
freie Ermächtigung, die verfügbaren Mittel der Staats: 
ſchuldentilgungskaſſe unbejchadet der für diefe Kaffe einmal 
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beftimmten; beſonderen  Dotationen möglichſt nußbringend 
zu verwenden. . Der Ausfhuß kann deßhalb mur es ıbefür- 
worten, dieſer geſetzlichen Vorlage auch. in zweiter Kammer 
die erforderliche. Zuſtimmung zu geben, Cinmal. befinden 
wir mus eben noch nicht in. der Lage, mit Sicherheit ſchon 
jeßt; zu beurtbeifen,. daß von den. der Staatsjchuldentit: 
ungskafſe beſtimmten bejonderen Dotarionen- ohne Nachtheil 
ür Die fommenden. VBerbindlichkeiten der’ Kafje etwas einge— 
zogen:werden fönnte, und: jodann bleibt; e8 nach dem Geſetz 
der Regierung zur Beurtheilung noch freigelaflen, warın und 
wie. weit, fie Die. verfügbaren Mittel der Staatsfchuldentil: 
ungsfafje auf Die flärfere Abtragung der höher verzind« 
ichen Capitalſchulden derfelben verwenden zu dürfen ermög: 
kicht, hält, indem ſtatt deſſen zum Theil auch jebt es er- 
ſprießlicher werden könnte, der Hauptſtaatskaſſe das in dem 
Finanzgeſetz für 1824: zur Herſtellung des: Betriebscapitals 
angenommene verzinsliche Anlehen von 1,000,000 fl. aus 
der Staatsſchuldentilgungskaſſe zu ſichern, ſowie die nady 
der. Münzconvention vom Januar 1857 für Einlöſung der 
ausgcgebenen Grundrentenicheine erforderlichen Baarvortäthe 
bereit zu halten, eb iz sh 
Bei der Faſſung der einzelnen: Artikel des vorgelegten 
Geſetzesentwurfs hat der Ausichuß nichts. zu erinnern, und 
ex beuntragt ſonach: | TREUE is 
* —————— wolle dieſem Geſetzesentwurf ihre Zu— 
ſtiimmung ertheilen. ne 
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Beilage MAT 
zum 39, Protofoll vom 18. November 1857. 


Allerdurchlauchtigſter Großherzog! 
Allergnädigfter Fürſt und Herrl 


Die allerunterthänigſt treu gehorſamſten beiden Kam— 
mern der Stände des Großherzogthums haben den auf Be⸗ 
fehl Euerer Königlichen Hoheit ihnen zur Vorlage gebrach- 
ten Hauptvoranfhlag der Staats-Einnahmen 
und Ausgaben für die Finangpertode der: Jahre 1857, 
1858 und 1859, ſowie den. Entwurf des Finanzgeſetzes 
für diefelbe Periode und den damit in Verbindung flehen- 
den, die Befteuerung Des Weins und des, Branntweins 
betreffenden Gefegesentwurf, aud noch einige andere, 
unten näher zu bezeichnende Propofitionen ihrer verfaſſungs⸗ 
mäßigen Prüfung und Beſchlußnahme unterzogen, 


- Sie verfehlen nunmehr nicht, die Reſultate dieſer Prü- 
fung, oder die ftändifchen Beſchlüſſe, und die dadurch bes 
wirkten Abänderungen des Staatöbudgets, mie nicht mins 
der die verjchiedenen, auf daſſelbe fich beziehenden Anträge 
und Wünſche der Kammern — unter Bezugnahme auf die 
gepflogenen Kammerverhandlungen — in der’ gegenmwärti- 
ten allerunterthänigften Adrefje, in möglichiter Kürze, über: 
fichtlich darzuftellen:: wor. 27‘ 


uU f 
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18. Nov. 1857. 


A. Hauptvoranfhlag der Staats-Einnahmen. 





Der den Ständen vorgelegte Haupt: 


trag der Staats: Einnahmen anf 
die jäbrlihe Summe von. . . 

Dieſes EinnahmesBudget hat 
durch die ſtändiſchen Beſchlüſſe in den! 


nachftehenden Rubriken die beigefügten) 


Erhöhungen erhalten: 


1) Zu LA. La, Domänen, Fr 
ter Verrechnung der Rentämter. 
Die Einnahme aus Domänen, 
unter Verwaltung der Oberforſt— 
und Domänen ⸗Direction, 
wurde, ſtatt in der veranfchlagten | 
Summe von. . ..808,596 fl. 
in dem Betrage von 514,596 fl. fl. 


alfo um . . 6000 
mebr, deßgleichen die Einnahme | 
aus Domänen, unter Verwal— 
tung Der DOberbaudirection, 
ftatt in der veranjchlagten Summe 





u: 
voranſchlag berechnet den Geſammtbe—⸗ 








von . 2. Wera 48,039 fl. 
in dem Betrage von. 53,039 fl. 
mitbin um . . 2 22.2. ..5000 


— nn 


im Ganzen um. 
mebr angenommen. 


2) Zul. A. 1.b. Salze, Berg, 
Hütten= und Hammerwerke. 
Statt der vorgejehenen Summe 
von . 20 ..24,169 fl: 
ift der Betrag vn... 24,844 fl. 
foleid um . . 
erhöht, in das Budget "aufzunebinen 
beichlofjen worden. 





zu übertragen 


Haupts 


Erhöhung. voranichlag. 








— 


—  18,063,014 





675 


 11,6758,063,014 
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Berner: A, Hauptvoranſchlag der, Staatseinnahmen. 


— — — — 








Haupt⸗ 
Erhdhung. voranſchlag. 


3 Uebertrag 
3) Zu J. A. 2. Forftdomänen, 
Die veranfchlagte Summe fl. 
von . “ + + N “ 1,196;419 
wurde um . . 61,889 
erhöht, aljo im Ganzen auf 1,257,808 
feftgeftellt. ! 
4) 3Zul.B. Unmittelbare Eim- 
nabme derHauptſtaatskaſſe. 
Die unter diefer Rubrik veranjchlagte 
Summe von . . ©. 85,000 fl. 
haben die Stände auf ::.. 86,500 fl. 
mithin um den Betrag von 
erhöht. | 
5) Zu IL 1. Directe Steuern. 
In Folge der der Großherzoglichen 
Staatsregierung ertheilten Ermächti— 
gung zum Erlaß eines Gemwerbfteuer- 
gefeßed (conf. unten sub 2b) ha— 
ben die Stände —53 — einen 
Mehrbetrag der Gewerbeſteuer von 
jährlich 30,000 fl. in Einnahme zu. 
ei Da Ddiefer Mebrbetrag aber] 
nur im legten Jahr der Finanzperiode 
eintreten kann, jo kommt jolcher nur 
mit 4 in Anſatz, oder mit. ! . 
6) Zu IV. 1. Der nad) dem vor⸗ 
elegten und- von den Ständen im 
ejentlihen genehmigten Geleßesent: 
wurf, die Befteuerung des Weins und 
Branntweins betreffend, zu erwartende, 
von der Staatöregierung auf 109,000. 
berechnete Mebrertrag der Trankſteuer 
von Wein ‚und Branntwein kann erft | 8 
in den Jahren 1858 und 1859 der Eee: 
— zu übertragen . | 84,56418,063,014 
07 1 


fl. fl. 
11,67518,063,014. 
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Fr: Al Hauptvoranſchlag der Staats-⸗Einnahmen. 


— — — — — — 





Haupt⸗ 
Erhohung · voranfdblag. 





1) 


fl. fl. 

Uebertrag .| 84,56418,063,014 
inangveriode eintreten, fommt daher; j 

Dir nur mit % in Ana, oder 
7) Sodann fommt, dem überein— 
ſtimmenden Beſchluſſe ber beiden Kam— 
mern gemäß, an Exhöhung der 
Bierſteuer weiter in Rechnung, eben— 
34 — 1858 und 1859 . . 
5. Sndirecte Auf = 
| 
| 





een, Rheinſchifffahrts— 
octroi. 
Im Hauptvoranſchlag iſt die Netto— 
Einnahme aus dem Rheinſchifffahrts— 
octeot U Dei. 2 — 
veranſchlagt. Dieſer An: 
Ihlag wurde um. . . 17,000 fl. 
erhöht, mithin feſtgeſtelt — 


au 
9) Zu IV. 10. Stempel. 
ALS Einnabmejag aus dem Stem: 
pel war im Hauptvoranſchlag Die 
Summe von A 
vorgejehen. Dieſen Be: 
trag haben die Stände, 
auf den Grund ihrer Be: 
ſchlüſſe sub 3b. & — Ö. 
(j. unten ‚Seite 7) mit 
Einſchluß der für den 
a 
pel beſonders votirten 
700 fl. um 20,700 fl. er: 
höht, melde Erhöhung 
jedoch erft in den Jahren 
1855 eintreten fann, da— 
er bier nur mit 2 in 
nfag fommt . . 2. 13,800 fl. 13,800 
Summe. 2... 0... 493,800 fl. 


zu übertragen . | 204,69818,063,014 


’ 


17,000 


- - (es 





J 
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Haupt⸗ 
Erhöhung: voranſchlag. 


fl. A 

Uebertrag | 204,6988,063,014 

10) Zu IV. 11. Einnahme an 
Eollateralgeldern. 


Hier kommen, flatt der veranichlag- 
— —— 
in Anfagı. . . 7769,00 Fi. 
mithin mehr CHEAT «“ 

11) Zu V. 4. Einnahme aus 

derſchiedenen Quellen, ins— 
beſondere zufällige Ein 
nahmen. 

Statt der — **— 20,024 fl. 


find in das Budget aufzu— 
nebmen befchloffen worden 23,024 fl. 


mitbin ift Zugang 


4,000 


— 3,000 
Summe 214,698)8,063,014 

Dem in feinen übrigen Poſitionen 
unveraͤndert angenommenen Budget Ä 
der Stuats-Einnahinen gehen aljo zu — 211,698 
und erhöht ſich ſolches auf. — 18,274,712 


mit Worten: Abt Millionen zwei mal Hundert vier 
und jiebenzig Taufend fieben hundert und zwölf 
Gulden. ’ 


Zu, diefem Stants- Einnahme » Budget tragen Euerer 
Königlichen Hoheit die beiden Kammern der-' allerunter- 
thänigft treu geborfamften Stände des —— — 
nachſtehende gemeinſchaftliche Beſchlüſſe zur allergnä— 
digſten Entſchlüſſe ehrerbietigſt vor: | 

1) J I. A. 1b. Salz-, Berg-, Hütten- und 

almmerwerfe, | 
Die Stände gehen von der Vorausfegung aus, daß 
weitere Summen, außer den bewilligten, auf Die 
Bohrverſuche zu Salzhaufen zu verwenden, nicht 
beabſichtigt werde. * 


6 Beildge Nr. 2775.52. Prot. d; 18: Novi 1867. 


a. Die Stände haben zwar den Antrag‘ des Abge-⸗ 
ordneten Sauer (Beilage Nr 76 der Verhandlungen 
zweiter Kammer) | 
die Großberzogliche eg um eine 
io ee, möge ge bejchleunigende Bonitirung 
der ſämmtlichen Rormalgemarkungen des Groß- 
berzogthums zu erfuchen, und. Ihr ‚Die hierzu 
erforderlichen SRittel zur, Dispofition zu ftellen, 
abgelehnt, — fie haben dagegen befchlofien ‚’ die 
een Staatsregierung ehrerbietigft zu 
erfuchen : — 
Sie möge bis zur nächſten Finanzperiode das 
Berhältniß der Beſteuerung des Bodens nach 
Culturarten, dann das Verhältniß der directen 
Steuern untereinander, möglichſt genau ermit⸗ 
teln und den Ständen darüber Vorlage machen, 
zu welchem Zweck die erforderlichen Summen 
Seitens der Kammern bewiſligt, namentlich die 
im ehe 1856 an der Verwilligung ‚für die 
Kataſterfonds erjparten 9400 fl; auf die lau: 
— fende pre zu überttagen und Der 
 Großherzl. Staatsregierung zur Dispofition 
geftellt ſeien. ——— 
b. Die Stände ertheilen der Großherzogl. Staats⸗ 
regierung die Ermächtigung zum. Erlaß eines Ge- 
—Iwerbſteuergeſetzes, vorbehältlih einer ftändifchen 
Reviſion auf dem nächften Landtage, mit dem Er: 
juchen : in dem Gewerbfteuergejeße ‚darauf Bedacht 
zu nehmen, daß für Eiſenbahnen und Netien- 
Sejelichaften überhaupt ein paflenderer: Mapftab 
für die Zufaßfteuer, als ſeither, aufgenommen 
werde. —— — 
e. Die beiden Kammern haben zwar den Antrag des 
Abgeordneten Hofmann (Beil. Nr. 71 der 
Verhandlungen zweiter Kammer), auf höhere Be- 
‚Steuerung, größerer Gewerbtreibender, vorläufig 
auf ſich beruhen zu laffen, inzwifchen aber die 
Großherzogliche Staatsregierung zu erfuchen, be: 
ſchloſſen: | | 


die Reviſion des Gewerbſteuergefetzes zu be⸗ 


ſchleunigen und wo möglich bis zur nächſten 
Finanzperiode zur Vorlage zu bringen. 


2) Su IH. Directe Steuern. “ 


Beiläge Nr. 277 5. 52. Prot. 0. 18; Nov. 1857, 7 


3) Zu IV. Indirecte Auflagen IE 
a. An die Großberzoglide ——— wird hier⸗ 
mit dad Erſuchen geſtellt 
Mittel und Wege zu finden, um den Zabat 
7. im irgend einer Form als eine luxuriöſe Con= 
ſumtion zir. befteuern. 
ob. In Beziehung auf die Stempelerträge richten 
die Stände an die Großherzogl. — 
das Erſuchen: | 
Die Stempel- und Tororduumg einer Revifion 
zu unterwerfen, wobei fie von der Vorausſetzung 
ausgehen, daß es der Großher zog! Staates. 
regierung überlaffen bleibe, hierbei die durch 
Vereinbarung mit den Ständen entflandenen 
Stempelbeftimmungen, ſoweit es erforderlich 
iſt, zu ändern, 
4. die Adminiſtrativ⸗, Stempel⸗ und Taxord⸗ 
nung vom 16. Februar 1825 fünftighin nicht, 
J wie bisher, ſtückweiſe, ſondern vollſtändig in 
Rhein heſſen in Anwendung zu bringen, auch 
— ° Diejenigen Aenderungen eintreten zu laſſen, 
ed. welche bei der: Reviſion der Stempel- und 
' Taxordnung im Algemeinen für nothwendig 
erachtet werden, 

Auf. Diefen und den Beichlüffen sub. & u. Ö 
beruht die um 13,800 fl. erhehte —— für 
Stempel im Budget, - 

y. Den Rartenflempel in Meichem Maße, 
wie in den dießſeitigen Probinzen, auch in. 

Rheinheſſen einzuführen und demgemäß 700 fl., 

! als die dem Bevölkerungsverhältniſſe beiläuftg 

“entfprechende Ertragsſumme, in das Budget 
aufzunehmen. 

ö, den Verkauf ungeſtempelter Rohtin an verbieten. 


a geiäte betreffend, tragen die Stände der 
roßherzogl. Staatsregierung ‚ehrerbietigft das 
Anſuchen vor; 
dag in Zufunft ‚die Regierungsnnrfage über die 
Solgefüle überfiätlicyer, unmaßgeblich etwa 
in der Weije, wie die Vergleichung des Vor— 
tn Tramfchlags Für 1837 mit 183% (Berlage 2 zur 
Anlage 18 der Verhandlungen“ zweiter Kammet) 
den Ständen übergeben werde. 


9 Beilage Rr.277 3,52. Prot. 0:18, Mop, 1857; 
4) Zu V. Einnahme aus.nerfchte dieuen 
Hueltlen. ,, - ß 


Zu diefer Rubrif ftellen die. Stände an die Großh. 
m Staatsregierung in. Ehrerbietung das Anfuchen : 

a. auf Verminderung. der Gerichtskoſten für Forſt⸗ 
freveljachen in der Provinz Rheinhefien, be iehungs⸗ 
weiſe auf Gleichſtellung der Koſten⸗ mit denen der 

dießſeitigen Provinzen hinzuwirken, 

b. die Vergütung der Gerichtskoſten, welche im 

Jahr 1848 auf vier Kreuzer herunter gejekt 

0, Wurde; wieder auf. die frühere. Höhe von zehn 
tr. ıserenzern:zu erheben, - rnit, | 
7 ,% das Erſuchen der Stände am vorigen Landtage 
erneuernd . en, Si 
3. Durch), ‚geeignete ‚Verordnungen dahin wirken 
zu wollen, run 5. 
&. daß der Abverbienft der. Strafen. möglichft 
erzwingen und der hartnädige Ungehorjam 
‚gegen Aufforderung : zur Arbeit mit wirf- 
jamerer Strafe ‚: als either,;'belegt werde, 
.. daß nur von: Arbeitsunfähigen mit Gefäng- 
— uiß abgebüßt und in jedem Falle die Ge- 
fängnißftrafe durch ftrengere altung wirf- 
jamer gemacht ‚werde und die eeigneten 
Borlagen im Wege der Geſetzgebung bal- 
Ri digſt machen zu: wollen. © ... 
d. den $. 33 der Steuere ecutiondordnung, infofern 
er auf unzahlbare Sorfifreyel angewendet werden 
ol, in dem im Ausſchußbericht der. erften Kam- 
mer angedeuteten, Sinn zu modificiren ; 

e. ſtrenge Aufſicht darüber anzuordnen, daß Fein 
HR Forſtfrevler zum Abverdienft zus 
zulafjen jet; | : 

f, Die, Hebgebühren der Rentbeamten von Forſtſtrafen 
auf ein mit dem deßfallſigen abſolut nothwendigen 
Bureauaufwand im richtigen Verhältniß ſtehendes 
es Be Dr PR \ * 

g. auch in Bezug auf Feldfrevelſtrafen te Gerichts: - 
toften. in Abeinbenten möglihft denen der dieß— 

- jeitigen Provinzen gleich zu machen. 
Außerdem ftellen die Ständelammern noch folgende 
Grfuße u, worüber fie fi) nicht vereinigen. ‘konnten, eine 
zein vor: << — 24 
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I. Die erfie Kammer: J. — 
a. * IA. 1b. Salz-, Berg: Sftten⸗ und 
ammerwerke: 


Die Salzfabrikation in — nz ein⸗ 
zuſtellen, im Falle die Bohltverſuche mit 3 be⸗ 
willigten Summe zu einen günftigen Bernie 
nicht führen Follten. 

b. Zu IV. Indire ete Auflagı 
- Den Maingoll "ton 1} —* vom Tentuner 
Bergfahrt bald thunlichſt witder herzuſtellen. 
II. Die zweite Kammer: = 
Zu V. Einnahme aus verfhiedenen. 
Quellen. | 
> a. Um die Angabe der von Banken. der Staats⸗ 
kaſſe zufließenden Summe und um Aufnahme 

der Summe dann. unter der Rubrik: „zur 

— Einnahmen der Staatskaſſe“ in das 


b. . 4 Angabe der von Beuersefiherungs- 
gejellichaften ꝛc. 2c. der Staatökafje zufließen- 
den Summe und um Aufnahme auch dieſer 
Summe dann unter. der Rubrik: „zufällige . 
ee der Staatöfafje” in das ad 
* 
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.. Ki: / 
Abflug I 
Der Hauptvoranfchlag der Staats- Aug: fl. 
gaben beredinet“ diefe auf Die jährliche A, 


B. Hauptvoranſchlag der Stantdauggaben. 


F umme von —  8,637,785 
Dazu die zugegangenen Poften im Bes 
trage VON 2 nee ‚68,414 


e | Summa: .8,706,199 
Hiervon die votirten Abgänge. abgezogen. — 
mit EEE > 129 1: 
—So ſchließt fi dad Budget der Staats= 
ausgaben: pro 1837. anf die von den.) 
Ständen bewilligte jährliche Summe ab. 
VON 05 as Eee REIS 
Mit Worten: Acht Millionen viermal Hundert 
fiebem und achtzig tauſend ‚vier. Hundert drei 
und neunztg Gulden. .. — 


Vergleichung und Abſchluß— 
Der Hauptvoranſchlag der Staats-Ein- " fl. 
nahmen berechnet den Gejammtbetrag 
‘derfelben auf. die jährlide Summe von » 8,274,712 


efr. pag. — | 
- — Der Gejammtbetrag der Staatd-Au$- 
Ä gaben ift dagegen in dem Häuptvoran— 
ſchlag feftgeffellt auf die jährliche Summe 
DON. 8,487,493 
mr cefr. pag. änteced. | | 34 
WVerglichen, ergiebt ſich ein Defieit von .. 212,781 
B. Hauptvoranihlag der Staats: Ausgaben. 
Außer den, des Zuſammenhangs wegen, ſchon bei den 
einzelnen Rubrifen vorhin vorgebrachten Anträgen oder Vor— 
behalten haben die ullerunterthäntgft treu gekorfamften 
Stände des Großberzogthbums noch die nachftehenden, auf 
den Boranfchlag der Stuats-Ausgaben fi be 
ziehenden,. von beiden Kammern übereinftimmend 
gefaßten Beſchlüſſe und Vorausſetzungen ehrerbietigft vor- 
zutragen, damit Euere Königliche Hoheit allergnädigft ger 
ruhen mögen, auf die darin fich. darftellenden. ftändifchen 
Anträge und Wünſche die, allerhöchſte landesherrliche Ent: 
ſchließung zu ertheilen: | 
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1) Zu Lia Grundlaften. — 
Die beiden Kammern erneuern das frühere flän- 
diihe Defiderium, 
daß auf geſetzlichem Wege eine Verwandlung 
und Ablöfung der auf den Domänen haftenden 
Bau- und Unterhaltungskoften, joweit fie nod) 
— zuläſſig ſei, angebahnt werden möge, deß— 
eichen. 
2) a . Berzinfung und Tilgung der Staats 
huld. 


Den früheren ftändifchen Antrag: 
die Großherzogl. Regierung wolle auf dem nädj- 
ften Landtage einen }pecielen, die Ergebniffe von 
Caleulations⸗ Jahren berüdfichtigenden Voran⸗ 
ſchlag über die Ueberfchüffe der Main - Wejer- 
Eitenbahn vorlegen. u 

Die Stände erlauben fidy hierbei, 
der Großherzoglichen Regierung möglichſte Er⸗ 
ſparniſſe bei den Ausgaben für die Eiſenbahnen 
jr empfeblen. N 

3) Zu III Penſtonen, 

Iprehen die beiden Ständefammern den Wunſch 

aus: i 
daß bei Aufführung der Zugänge das Datum 
der Anftellung und Penfiontrung, wie auch der 
Betrag des Gehalts, welder der Penſionsbe—⸗ 
rehtigung zum Grunde gelegt wurde, zum Zwed 
der Feftftellung der Rechnung angemerkt werden 


möge. 
4) Zu IX. B. 2%. Eriminalfoften - 
“Die Stände erklären fi) mit den Seite 76 des 
Ausſchußberichtes zweiter Kammer (Beilage 140) 
vorgetragenen Mahnahıen einverſtanden, welche 
die ——— Regierung bezüglich ‘der. Feſt— 
jegung des Einkommens den Bezirfgefängniß- 
mwärter im der Regel auf 450 fl. jährlich und 
bezüglich der Schließgebühren in den Bezirks: 
efängniffen eintreten zu laſſen beabfihtigt, — und 
ellen an die Großherzogliche Staatsregierung ehr- 
erbietigft das Erfuchen: 
baldmöglichft Vereinbarungen und Einrichtungen 
iu trefen, wodurch der Gefangenen: Transport 
ünftig, ſoweit thunlich, vwermittelft der Ei ſen— 
bahnen bewirkt werden könnte. 
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5) Zu IX. B. 3. A. Kreisämter. 
In Beriehung auf diefe Rubrik ergeht an die Groß— 
ſerzogliche Regierung, das Erſuchen: 

An Erwägung zu ziehen, ob nicht eine Reduction 
der Anzahl der Kreisämter durch Vergrößerung 
einzelner Bezirke und dadnrch eine Koftenvermin- 
derung unter dieſer Rubrik herbeigeführt werden 
könne ? 


6) Zu IX, B. 3. F, Oberrehnungsfammer- 

uftificatur, II Abtheilung. 
Bei Bewilligung der veranfchlagten Canzleikoſten 
fiir die Oberrechnungskammer-Juſtificatur, II. Ab⸗ 
theilung (12,000 fl.) , haben Die Stände den Wunſch 
ausgeſprochen: 

daß die Großherzogliche Staatsregierung Mittel 

finden möge, unter gleichzeitiger Bedachtnahme 
auf möglichſte Beſchräukung der Anzahl der bei 
den verſchiedenen Behörden verwendeten Gehülfen, 
deren Ginfommensverhältnifje in der gegenwär- 
tigen Zeit der Theuerung zu verbeflern. 

7) Zu IX. B. 3. J.a. Landesuniverjität, | 
Den für die Landesuntverfität geforderten Zuſchuß 
aus der Staatskaſſe von jährlid 70,000 fl. haben _ 
die Stände in der Art bewilligt, daß der Großh. 

. Staatsregierung die freie Bewegung innerhalb diejer 
Summe zuftebt. 

8) zu IX. B. 3. J. d. Beſoldungen der Schul— 

ehrer in Volksſchulen. 
Ebenſo hat die Bewilligung der Anforderung von 
44,463 fl. unter dieſer Rubrik, nach dem Wunſche 
der Großherzogl. Staatsregierung, als Averſio— 
nalſumme ſtattgefunden. 

9) Zu IX. B. 3 J. h. Muſeum x. x. 

Unter den für das Mufeum ꝛc. bewilligten 26,800 fl. 
find 400 fl. für einen Inſpector des phyſticaliſchen 
Cabinets, — und für Aufſtellung der Kataloge 
600 fl. begriffen. Die Bewilligung jener Summe 
erfolgte unter der ga 
daß dieſelbe nicht zur ehaltsaufbefjerung für 
einen unter dieſer Rubrik Angeftellten verwendet 
werden fönne, 
und die der leßteren Summe unter der Voraus— 
ſetzung: 
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daß hieraus nicht an Angeftellte desi Mufeums, 
zu deren Dienftobliegenheiten die Aufftefung und 
Fortführung der. Inventarien über die unter ihrer 
Aufficht ſtehenden Sammlungen gehört, Vergü— 
tungen geleiſtet werden, und daß der nicht für 
Katalogarbeiteu verwendete Theil des Betrags 
unverwendet bleiben: ſolle. 
Die Stände tragen jodann das ehrerbietigfte Ge- 
ſuch vor: © 0m | | 
auf die baldthunlichfte Belegung der Juſpektor— 
ftelle für das phyſicaliſche Cabinet Bedacht zu 
nehmen und bei der Wahl für, dieje Stelle wo 
möglich eine Perfönlichkeit in's Auge zu fallen, 
welcher zugleich auch Die Auffiht über die Mi- 
neralien-Sammlung übertragen werden fann, fo= 
wie ferner bei der Anftellung die Verbindlichkeit 
zut ‚Haltung von Vorträgen über Phyſik aus— 
| ſprechen zu wollen.’ 
10) 3u IX. B. 3. J. k. Höhere.Gewerbe- und 
Realfhulen. | i | 
a. Die beiden. Kammern legen in dieje-chrerbietigfte 
Adrefje die Erklärung nieder: 
daß fie Die unter Der — für die 
hiefige Realſchule begriffenen 1500-fl., auf 
den Grund der deßfallſigen Beſtimmungen 
des 55 des mit der Stadt Darmſtadt wegen 
‚der höheren Gewerb- und Realſchule abge: 
ſchloſſenen Vertrags nur unter. der Voraus: 
ſetzung bewilligt haben, daß Diefelben der 
Hälfte des von der Stadt geleifteten Zuſchuſſes 
wirklich entiprechen und Laß die Verwendung 
der Beiträge des Stunts und der Stadt als 
eine nothwendige nachgewiefen werde, — 
Sie erſucheu | 
db, die Großherzoglihe Staatsregierung: 
jedesmal mit dem Hauptvoranjchlage einen 
ſpeciellen Boranfchlag . über die Einnahmen 
und Ausgaben bei der biefigen Realſchule ‚vor: 
zulegen. — | 
11) Zu ILX. B. 3. L, a. Kreisärzte. F 
In Betreff der proponirten Erhöhung der Fourage— 
WBergütungen für die Kreisärzte und Kreisveterinär— 
ärzte haben zwar die Stände dem in der Propo— 
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fition des Großherzoglichen Minifteriums des Innern 
vom 2. Februar 1857 geftellten Anfinuen, die Fou- 
zage = Bergütungen für jene Beamten! von 150 fl. 
auf 199 fl. 12 kr. für Jeden zu erhöhen und Die 
— auf 3542 fl. ſich berechnende jährliche Er⸗ 
ge, in: der Art zu bemwilligen, daß dieſer Betrag 
nur als voranfchlägiger anzujehen jet, die wirkliche 
Leiftung der Vergütung aber nach denjenigen Preiſen 
berechnet werde, welche fi bei dem Ankauf der. 
betreffenden Naturalien von Seiten der Militärver- 
waltung ergeben würden, nicht Statt gegeben, fie 
baben jedoch dem Antrage des Abgeordneten; Krigler, 
daß den Kreisärzten und Kreisveterinärärzten ald 
monzageneraklung ein Averfum von 200 fl. jähr- 
ich vermwilligt werde, 
die Genehmigung erteilt. —W 
12) Zu IX. B. 3. M. Landgeſtüt. J 
Die beiden Kammern ſtimmen mit der Großherzogl. 
Staatsregierung darin überein, daß der REN 
von zwei und ſechszig Beihälern aufrecht zu 
erhalten fei. E 
Sie ftellen an die Großherzoglidhe Regierung das 
Erſuchen: 49 
a. für die Folge auch den muthmaßlichen Erlös aus 
em Verkauf von abgängigen Hengſten in den 
Hauptvoranſchlag aufzunehmen, und 
b. bei der Verwaltung des Landgeſtüts alle thun—⸗ 
liche Erſparniſſe eintreten zu laſſen. 
13) Zu IX. B. 3. P. Beitrag zur Hospitalanſtalt 


Vie Stände Driden der Großßerjoglicen 
e Stände drüden der Großberzoglichen Regierun 
den Wunſch aus: ——— . pr — 
zwar auch fernerhin zweckmäßige Einrichtungen 
zur Verbeſſerung des Zuſtandes der Anſtalt zu 
treffen, dieſelben jedoch, im Hinblick auf die 
noch ſchwebende Frage wegen demnaͤchſtiger ander⸗ 
weiter Organiſation der Anſtalt, auf die noth- 
wendigften und insbeſondere auf ſolche zu be- 
j —— en . Ver dem zu erz 
reichenden Zwed nicht zu Eoftjpielig erſcheinen. 
14) 3u IX. B. 3, 8. Zur Buvberlerung In Lands 
wirthſchaft. EN FE 
Die beiden Kammern flellen an die Größherzogliche 
Staatsregierung das Erfuhen: 


* 
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ſowohl den im Ausſchußbericht zweiter Kammer 
: (Beilage 140, -Seite 385 u, 256) bezeichneten 

' modus der en für Zuchtfluten 
und Fohlen, als auch die von der erſten Kammer 
gewünſchte Weile der. Verwendung der zur Er- 

haltung befjexer Zuchtſtuten verwilligten 2000 fl. 

uägäher zu prüfen und hiernach, oder in jonft dem 

Zweck entſprechender Weiſe dieſe Summen zu 
verwenden. 

1 Zu-IX, B. 3: U. Beitrag zu den Koften der 
Etappenftraßen. 

Die beiden Kammern erneuern das an die Großh. 

Staatöregierung gelangte frühere ftändifche Erſuchen: 

bei Erneuerung der Etappenconvention mit der 
Krone Preußen darauf binzumirfen , daß von 
dieſer der wirkliche Bedarf für Verpflegung der 
Truppen 28, 2c. zugefichert werde. 

16) Zu XI. 5. B. Rentämter. 

Die Stände trägen_ der Großherzoglihen Staats: 

tegierung ehrerbietigft das Erſuchen vor: 

a. bei Gelegenheit einer demnächſt vacant werdenden 
Rentamtsſtelle den Verſuch zu machen, ob ſich 
nicht die Rentamtsgeſchäfte durch andere geeignete, 
Kam. beftehende Behörden genügend verjehen 
laſſen 

b. ob ſich nicht durch Bereinigung der Dienſtver⸗ 

richtungen der Domänen= und Steuerpfandmeifter 
eine Bereinfahung des Dienftes und Erfparniß 
an Koften werde erzielen laſſen. 

m N XI. 5. D. f. Techniſche Forſtverwaltung 
und Forſifchuß 

‚Die Stände richten an die Großherzogl. Staats: 

regierung das Erſuchen: 
mit dem Hauptvoranſchlag für die nächfte Finanz 
periode. eine Ueberſicht der flattgehabten Betriebs⸗ 
regulierungen und der wejentlichiien Reſultate 
derjelben , ſowie eine folche über die etwa dann 
noch vorzunehmenden Betrieböregulierungen unter 
Angabe des muthmaßlichen Koftenbedarfs für 
Bollendung derjelben vorzulegen. | 
18) 3u XL 6. B. b. Hofbauweſen. 

An die Großherzogliche Staatsregierung ergeht voll 

den ae das Erjuchen : 
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in Erwägung zu ziehen, ob ftatt der jührlichen 
bejfonderen Anforderungen für Hofbaumejen kom: 
mend eine fefte jährlihe Averfionalfumme 


— ſei. 
419) Zu XL 6. B. c. Kameralbauweſen. 
Die Stände kichten an die Großherzogliche Staats— 
regterung das Erjuchen: j 
vorgängig zu prüfen, ob durch andere Benugung 
der Jacobsbergeraue nicht die Verwendung 
B Me auszufegen ſei. Ä 
20) Zu XI. 9 O. Unterhaltung der Staats- 
und Brorinzialftraßen. ; 0. 
Die beiden Kammern ftellen an die Großherzogliche 
‚Staatsregierung das Erſuchen: Ä 
nicht allein die Beobachtung der hinfichtlich der 
Unterhaltung der Staatäftragen beftehenden Vor— 
Schriften. den Behörden auf das Nachdrücklichſte 
- einzufchärfen, jondern auch eine nochmalige nähere 
Prüfung eintreten zu laflen, ob und in weldyen Be- 
ziehungen eine weitere. Erjparniß an den Unter: 
baltungsfoiten flattfinden könne. 


Neben dieſen gemeinſchaftlichen Beichlüffen der beiden 
Kammern trägt die erfte Kammer noch der Großherzogl. 
Staatsregierung folgeude Erſuchen vor, womit ſich aber 
die zweite Kammer nicht einverftanden erklärt: 

a) Zu IX. B. 3. A, Kreisämter. 

in Erwägung zu ziehen: ob nicht bei den Be . 
zirten Wimpfen und Vöhl ausnahmsweiſe von 
dem Princip der Trennung der Verwaltung von 
der Juſtiz abzufehen und die Funktion des Der: 
waltungs- und AJuftizbeamten zu WBimpfen und 
Vöhl in der Perfon je Eines‘ Beamten zu ver, 
einigen jet ? | 
b. uni 2. Behörden und Anftalten für die 
uftiz. 
Die Frage über Aufhebung des Bezirfsgerichts 
zu Alzey in veiflihe Erwägung zu ziehen. 

c. 3u XI 9. A. Landesvermeſſung und Ber 

ertigung dDefinitiver Katafter betreffend, 
* at die she Kammer den Beichluß gefaßt: 
die Anftellung des zweiten Galculatord mit 
850 fl. als eine fländige anzujehen-, 
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was hier nachrichtlic mit dem Anfügen bemerkt 
- wird, daß die zweite Kammer diefem Beſchluſſe 
| den Beitritt verjagt bat. 
- ©, Dem vorgelegten Befepes entwurfe, 
die Re des Weins und Brant- 
weins betreffend e 
haben die beiden Kammern, unter nahfolgenden näheren 
Beftimmungen, verfaffungsmäßig ihre Zuftimmung ertheilt. 
Die Artikel 1. 3. A. 6 u. 7 des Entwurfes find unver: 
ändert angenommen worden. 
Der Art. 2 ift mit der Abänderung angenommen, 'wenn 
in der pos. 1 die Worte „vor ‚dem erften Abſtich mit der 
‚ Hefe” wegfallen und ftatt derjelben die Worte eingejchaltet 
werden: „von der Weinlefe an bis zum 1. Mai 
des folgenden Jahres.“ Ä 

Die in. dem ſonſt unverändert angenommenen. Art. 5 
proponirte Vebergangsfteuer für Branntwein, neun Gul- 
den für die Ohm, ift von der zweiten Kammer in dieſem 
vorgeichlagenen Betrage angenommen, von der erften Kam 
mer aber eine Erhöhung auf 9 fl. 12 fr. mit dem Anfügen 
beſchloſſen worden, daß der Großherz. Staatsregierun 
überlaflen bleibe, ob fie die Ausgleichungsabgabe au 
9 fl. oder auf 9 fl. 12 Er. für die Ohm feſtſetzen wolle. 

Es ift Sache der Redaction, im Art. 7 das Datum 
bom „i. $uli 1857 an“ in „li. Januar. 1858 an“ 
umzuwandeln, | 

Die eintretenden Steuererhöhungen ‚find nur für die 
Sabre 1858 und 1859, alfo mit 3. ihres. veranjchlagten 
Betragd, in,das Budget der Staatdeinnahmen aufgenom⸗ 
men worden, 

Die zweiteiKammer batte jodann eine Erhöhung der 
Bierftener votirt und zu dem Ende beſchloſſen, dem Ge— 
fegesentwurf, nad) Art. 6, noch folgende zwei weitere Ar- 
titel nn 

Art. 6 a. Die durch das Gejek von 1852 auf 1 fl. 20 kr. 
von der Ohm Bier feſtgeſetzte Steuer fol um 
die Hälfte höher, oder mit 2 fl. von der 
Ohm, erhoben werden. 

Art. 6 b. Die durch dasjelbe Geſetz auf 52 fr. von der 
Ohm feſtgeſetzte Steuerrüdvergütung für in's 
Ausland gebrachtes Bier ſoll bis zu 1 fl. 18 Er. 
erhöht werden. — 

Die erſte Kammer iſt jedoch dieſem Beſchluſſe nur in 
vermindertem Grade beigetreten, indem ſie beſchloſſen hat, 
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die Steuer nur um einen Heller für die Maß, oder für 
die Ohm von 1 fl. 20 fr. auf 1 fl. 40 fr. zu erhöhen. 
Auch diefe Steuerhöhnng ift nur vom 1. Januar 1858 
an, aljo: mit 3 ihres Betrags, in das Einnahme Budget 
aufgenommen worden. I a 
Es wird angemefjen fein, in der Rubrik des Geſetzes 
aud des „Bier s“ zu erwähnen. 

D. Dem Entwurf des Finanzgejeges für die 

Jahre 1857, 1858 u. 1859 
haben die Stände ebenfalls im Wefentlihen ihre Zuftims 
mung ertheilt, jedody mit einigen, bier noch anzuführenden 
Abänderungen:. 

Zum $. 1. Der erſte Sab des Artikels muß wegfallen, 
in Folge der Erſtreckung des Finanzgefehes von 1854 
bis zum Ende 1857. Hierauf wird auch bei Emant- 
rung des Binanzgeeped für die gegenwärtige Finanz: 
periode in der Rubrik die geeignete Rüdficht zu 
nehmen fein. ; Ä 

Beide Kammern haben. die Erhöhung der Directen 
Steuern auf eilf Kreuzer und einen halben Hel- 
lex vom Gulden Normalftenercapital für die Jahre 1858 
und 1859, wie vorgefchlagen war, genehmigt, im Uebrigen 
aber befhloffen, dem Art. 1 folgende Faſſung zu geben: 

„Für die Yahre 1858 u. 1859 joll an Directen 
- Steuern der un von eilf Kreuzen. und einem 
halben Heller auf den Gulden Normalfteuercapital 
ausgejchlagen und nach den gejeglichen Beftimmungen 
erhoben werden. - Ä 
Die Beiträge zur Berzinfung und Tilgung der 
— Behufe des Staatsſtraßenbaues aufgenommenen 
apitalien, welche nach Maaßgabe der beſtehenden 
—5 — Beſtimmungen im Wege der directen 
eſteuerung aufzubringen find, werden dem Steuer⸗ 
ausſchlag noch beſonders zugeſetzt. 
Ebenſo ſollen für die — rkenburg 
und Oberheſſen, die ſeither zur Verzinſung und 
Tilgung der Provinzialſtraßenbauſchulden auf 
dem Wege der directen —*8* erhobenen Bei⸗ 
träge von drei Hellern auf den Gulden: Normal- 
fteuercapital forterhoben und zu Diefem Behufe dem 
Steuerausſchlag beſonders zugeſetzt werden. 
Die durch das Geſetz vom 3. Octooer 1845, 
betreffend die Verzinſung und allmälige Tilgung 
der J verordnete Er: 
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höhung der Steuerausschläge ſoll jedoch, wie jeit- 
ber, nicht zur Ausführung kommen, vielmehr ſoll 
der Nettobetrag eines Ausjhlags von einem Heller 
auf den Gulden Normalfteuercapttal aus. der Staats: 
fchuldentilgungsfaffe entnommen: und: in. die Brovin- 
ztalftraßenbaufonds der drei pri nah Ber- 
bältniß ihrer Steuercapitalien abgegeben werden. 
Es ſoll jedoh im Laufe des Jahres 1858 eine 
Reviftion der beftehenden Gewerböfteuer-Gejeßgebung 
flattfinden und die fich hierbei als zweckmäßig dar- 
ftellenden Abanderungen ſollen ſchon im Laufe dieſer 
Finangperiode einftweilen zur Anwendung. gebracht 
und: dem Ständen auf dem nächſten Landtage zur 
verfaffungsmäßigen Zuftimmung. vorgelegt werden.“ 
Zum Art. 2. 3. 4. Dieſe find. mit der fi von ſelbſt 
ergebenden Abänderung angenommen worden, Daß 
‘daraus die Worte: „in Dem zweiten Semefter' 
des’ YJahres 1857 und” wegbleiben. 
um Art. 3 haben die Stände einen Zufaßartifel 3a 
beichloffen, des Inhals: J 
Imgleichen ſoll die Stempelabgabe ſowohl in 
den Provinzen Starkenburg und Oberheſſen, als 
wie im der Provinz Rheinheſſen, nebſt den Einre- 
giſtrirungs⸗, Inſeriptions-, Erpeditiond: und Trande 
——— ebühren in der letzkeren fortbeſtehen, und 
ort zur Erhebung kommen. Dabei ſoll, wozu die 
Staatsregierung ermächtigt worden, im Laufe dieſer 
Finanzperiode eine Revifion der Beftimmungen über 
den Gerichts- ſowie den Adminiftrativftempel in 
dem: Sinne, daß dadurch die Koften der Juſtiz— 
und der Adminiftrativ- Behörden möglichft gededt 
werden, vorgenommen werden und jollen dte fich 
dabei als zwedmäßig ergebenden Aenderungen uns 
verweilt in's Zeben treten. Hiernach fällt die pos. 3 
aus dem Art. 3 weg: und die folgenden darin auf— 
zählten indirecten Auflagen von Nr. 4—7 treten 
| range Nummer zurüd. 
Zum Art. 5. Dieſen Artikel haben ‚die Stände in 
“ folgender Faſſung angenommen: | | 
Zur Dedung des in der vorigen Finanzperiode 
entftandenen Defieits und zur Herftellung des Be— 
:trieb8capilal® der Hauptflaatscaffe ſoll ein höchſtens 
zu 44 pCt. verginsliches Darlehen bis zu 1,000,000 fl. 
je may dem: Bedarf aufgenommen werden. 
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Zum Art. 6. Dieſer bat !unveränderte Annahme ge: 
funden, 


Andem wir, was die Motive zu den vorftehenden Be— 
ſchlüſſen, Anträgen und Wünſchen der Stände anbelangt, 
auf Die gepflogenen Verhandlungen Bezug zu nehmen uns 
erlauben, jehen wir den allerhöchften landesherrlichen Ent: 
ſchließungen hierauf, wie immer voll Vertrauen auf Die 
Weisheit Euerer Königlihen Hoheit, entgegen und er- 
fierben in tieffter Ehrfurcht 


Euerer Königlichen Hoheit 
allerunterthänigft treu gehoriamft, 


die beiden Kammern der Stände des Großherzogihums, 
Darmftadt, den 5. November 1857. 
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Beilage Nr. 278 
zum 55. Protokoll vom 23. November 1857. 


Antrag des Abgeoroneten Reatz 
um Vorlage eines Gefegesentwurfs über die Er— 
bebung der Eollateralfteuern. ; 


Ich beantrage: 
die hohe Kammer wolle Großherzog. Staatöregie- 
rung erjuchen, den Ständen ein neues Gejeß über 
ed anne der Gollateralfteuern vorzulegen, durch 
welches 
1) die Steuern bei Erbſchaften der Ehegatten und 
nahe verwandten Perſonen auf 2 pEt. oder 
höchſtens 23 pCt. herabgeſetzt:; 
2) jede Befreiung beſeitigt; und 
3) eine Umgehung des Zwedes des Geſetzes (durch 
ſcheinbare —— oder überhaupt Ver— 
äußerungen unter Lebenden) verhindert wird. 


_ 
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Beilage Nr. 279 
00 zum 56. Protokoll. 


Bericht des zweiten Ausſchufſes, | 
‚ven Antrag der Abgeordneten Probſt, Strigler 
‚und Zeller, auf Vorlage eines Gefeges über die 
Waͤhrſchaft beim Viehhandel betr. (Beil. An 213); 
erftattet von dem -Abgeorpneten Zentgraf. 


ij N 7 Kt Be ne 3 
Die vorgenannten Herrn Abgeordneten haben — von 
der ng ausgehend, daß das Bedürfniß eines dem 
Stande. „der Beterinärkunde und dem merkantiliſchen Takte 
der Neuzeit entſprechenden Geſetzes über die jogenannten 
Währichaften beim Viehhandel, ein allgemein: tiefgefühltes, 
von der Staatsregierung jelbft anerkanntes fei, indem diefe 
in dem Entwurfe ‚eines bürgerlichen Gejeßbuches ſelbſt ſchon 
derartige Beſtimmungen vorgefehen habe, das. Erſcheinen 
diejes Entwurfs, ald Geſeßes, aber nicht. jobald zu er- 
warten, ' | 
jenes Bedürfniß aber auch für die Provinz Rheinheſſen 
ein ebenfo dringendes ſei — | | 
an die zweite Kammer den Antrag geftellt: 
Gtoßherzogfiche — zu erſuchen, jene Be- 
ſtimmungen des vorgedachten Entwurfes, "als befon- 
deres Geſetz für das ganze Großberzogtkum bald- 
thunlichſt zur gefeglichen Verabſchiedung zu Bringen. 
Der zweite Ausſchuß bat e8 Für atideimehen erachtet, 
Großherzogliche Staatsregierung um Aeußerumg ihrer Anz 
fiht hinſichtlich dieſes Antrages zu erfuchen und bierauf 
von dem Heren Präftdenten Großb, Zuftizminifteriums nach: 
ftebende Antwort erhalten: |" * 
„Sn ‚den beiden älteren Provinzen des Großherzog— 
thums beftehen mehrere particulare Verordnungen ’über 


22 
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die Währſchaft beim Viehhandel. Diefelben ent 
jprechen aber eines Theils nicht dem heutigen Stand 
punfte der Veterinärkunde und andern Theild greifen 
fie wegen der Divergenz ihres Inhalts in den Ber- 
kehr flörend ein. Die Provinz Rheinheſſen entbehrt 


gleichfalls —— Die rate in der frag- 
lichen e KR " Re gg Des 
Code civil zit a n geßalten Mn um Theil, 


wie 3. B. der Art. 1648, Ar: auf den Driögebraud 
verweifen, weibitetoteicheinhefiiffen Gerichte; laut 
der eingezogenen Berichte, r Mapgabe der fur 
pfätzifchen ER t 


— 14 
ee a kat, hu 
"(en en — Ach 


nn. hi ftag — are erfanntyii 
aus de na al Entwurf eines Givilgefepbudhs 
für bes — —A Helfen (Abtbeilung IV. 
Bd. L I. Art. 184 seq.) erhellt, und auf 
as Diejen arm die Herrn Antragfieller Wei 
104 Motipirung ihres Antrags Bezug genomnien. id) 134 
ED Letzteren —— — deten 
nsingamdiger Eintritt! v o 
Ndetnden —— eines heiten Pan ie — 
A awednß erſcheinen mag, wird v ebliche 
ae — erüfen werden —* ‚wel - 
ii ih ernähren Entwurfauf minenen 
Beſti erh — an ꝰdas dies aa) des 
Rheines geltende Earl anſch A ‚an 


il — biefe hr beffer zu a 
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Gewahrl⸗ ‚wegen verborgener Tut 
im Beſo (den. Artike ehr⸗ 
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mit connezen anderen Vorſchriften des died- und jens 

— ſeitigen Rechtes im Einklange ſtehe.“ TE 
In der That treten kaum in. einem: Theile umjeres 
Civiltechtes Die Mängel, die. örtlichen, und. inneren Ver⸗ 
ſchiedenheiten ‚der. beſtehenden Beſtimmungen jo augenfällig 
und ſtörend hervor, als gerade in den Normen uͤber die 
Gewähre der Mängel bei Viehhändeln. 


Zum Nachweis deſſen mögen folgende, Andeutungen 


genügen. * — u Te 
In den: beiden dieſſeitigen Provinzen ‚bildet bekanntlich, 
das römiſche Recht die Grundlage des Rechtszuſtandes auch 
in dieſer Beziehung. St Ban Lt" U 
Nach den Beftimmungen defielben, können Mängel. der 
räußerten, Sache die, aus dem Bertrage entipringende: 
(age ‚begründen, werm der Verkäufer Eigenschaften aus— 
drücklich verſprochen, oder bei, dem Verlehr ſich einer 
Argkift, ſchuldig gemacht hatte. SEE 
+ Dad Bedürfniß,. Die. Erwerber. noch. mehr zu ſichern, 
deu; Zäufhungen Der “Verkäufer. zu begegnen, ſie der 
Schwierigkeit des Nachweiſes einer. Arglift, ſowie der aus⸗ 
drücklichen Aufzählung der. Eigenſchaften, die eine; Sache 
haben oder. nicht haben ſollte, überheben, veranlaßte 
das urſprünglich gerade für den Verkauf fehlerhafter Thiere 
berechnete ſ. g. Edict der, Aedilen, durch welches der, Ver⸗ 
er verpflichtet wurde, alle auf den Werth ‚der Sache, 
influß. babenden, Mängel, fofern fie” nicht ——— 
oder. ganz unbedeutend. ſind, dem Käufer, anzu eig n, 
und durch welches dieſer berechtigt wurde, ohne ki t 
darauf, ob der Verkäufer, den Mangel kannte oder nicht, 
entweder die fehlerhafte Sache, gegen Erftattung der Gegen: 
leiſſung zurüdzugeben, ‚oder verhaͤltnißmäßige Ermäßigung 
des, Preiſes zu verlangen. on 
Den Beilimmungen. des. Edicted lag die natürliche und: 
mwohlberechtigte Idee zu Grund, daß jeder oneroſe Exwerbi 
einer fehlerhaften. Sache, jedesmal auf einem (entfchuld- 
baren) Irrthum des: Erwerbes berube., . ce 
"Die Berjchiedenheit der ‘aus den entjprechenden Fun⸗ 
damenten entjpringenden Klagen’ aus!‘ der Älteren und: 
Ipäteren Geſetzgebung erhielt ſich Fort und trat insbeſondere 
in: zwei Richtungen hervot, daß ämlich die Verpflichtungen 
eines Beklagten, der aus seinem beſtimmten Verſprechen 
oder wegen Argliſt haftet, weiter ſein konnten, als: im 
Falle der Klagen aus dem Editt, ſowie Daß ıjemei Klagen 
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nicht an die lurze Heenein der ‚egteren geknüpft 
waren. ö 
Aber auch jene: günftigeren Veſtimmungen genügten dem 
deutſchen Rechte /'infoweit überhaupt von einem ſolchen die 
Rede jein kann, net es machten * xielmehr ſogere 
Gebrechen fühlbat: 

1) durch die —5 M wehen Fehlern eg⸗ 
licher Bedeulung der weſentlichen und der: minderiexheb- 
lichen, Auflöfung des Vertrags oder Minderung des Preijes 
— können‘, würde der Vetlehr für den! Ver— 
angel nd en allzu nficherigemaht, der) Rp: der Er⸗ 
werber Pe geleiftet; Beer ler 
— die chwierigkeit des Beweiſes den ach röiniſchem 

e der rwerder gegen den Beräußerer; - mochte num 
In ei er‘ Mängel elbſt im Unklaren genefen oder’ 
argliſtig verfahren fein, ſtets zu erbringen Hatte, des Nach: 
nel nämlich, daß der behauptete Fehler schon tempore 
oontraetus vorhanden geweſen ſei machte den’ Erwerber, 
wenn Nicht rechtens, Doch: ſeinen / Obſieg zdeifelhaft, vom 
Anſichten der Achniler abhängig, und —2 dem — 
nicht zarten Gewiſſen der Viehhändler, den Schwanku 
theuerer mit dem Werth der Sache Häufig: außer Verh 
niß ſtehenden Prozeſſen ein reichliches Feld: 

ſelbſt die abgefürzte Berfähru eit für die lägen. 
— Edicte (1 Jahr,reſp. J a erſchienen zu 
lang, dabei’ Thieren ein zur Fi des Vertrages vorhan⸗ 
Be: erheblicher’ Fehler fi, meiftens ‘tt kuͤrzerer Zeit yiere 

es ſchien vb nicht Billig, den Verkäufer, der fort: 

—— verhaftet blieb, während ſo 55 Be, in einem 
unficheren , ſchwankenden Zuſtande zubelaſſen, vi eintehr 
anemefſen, dem Käfer, zumal er bei dem Befige e''der 
Sache ihre Fehler wahrzunehmen vermag, die Verbindlich⸗ 
keit aufzulegen, Ei itiger von feiner Befugniß zu Anfechtung 
des Wertrages Gebrauch zu’ machen; gegenfalls fich des: 
Verluſtes des Klagerechts zu gewaͤrtigen. Demsentiprechend‘ 
finden ſich daher in den deutſchen Pärticulatrechten, jedoch 
mit manchfachen Modificationen, — Hauptgrundſatze, 
welche ‚wow dem römiſchen Rechte abweichen: 

Ey Daß für die onerbſe Veräußerung: gewiſſer Thiere 
beſtimmt⸗ Mängel’ (fig Hauptfehler) f eftelt wurden, 
welche gefeglich ‚allein F redhibitoriſchen * berechtigen, 
während die Minderungstlage, als — —— 
ausgeſchloſſen zu jeinpflegtz Rh 


— 
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2) daß es genügt gen dieſe ‚Fehler, innerhalb einer 
beftimmten Zeit, nach Abſchluß des ‚Vertrags, ſichtbar und 
eonſtatirt werden; 

3) daß ferner Die Berfübrungsgeit ‚für die Bandetungd- 
und Minderungsflage abgefürzt;, 

4). daß, endlich auch die Protocollitung der Vlehbondet 
vorgeſchrieben wurde, 

Dieſe Grundſätze finden ſich auch in den im Großher 
zogthum geltenden. Particularſtatuten und . ewohnhei 
—5 — jedoch auch hier mit manchfachen hneanenen 
wieder. 

Um ‚einen annaͤhernden Begriff, von dem Zuftande,, u 
jerer Particulargefeßgebung ‚in diejer ‚Materie 7 liefern, 
möge eine, jedog J Vollſtaͤndigkeit nicht einma Anſpruch 
machende Aufzählung der Br in einzelnen Laun— 
destheilen beſtehenden beſonderen Normen ‚bier, eine -Stelle 
** es gelten nämlich; | 

)in den An Startenburg und ‚Oberbeffen: | 

2 in. dem a sheifjhen Gebiete da — ‚der, ‚been 

Grafihaft Kapenelenbogen A I. Zit, II. $ 5— 
— «ausgedehnt; auf das Def um Safe 

durg erordnung vom 6. Februar, 
ſowie folgende —— Br ke, Declan- 

tionen x, lgiratirrsE In 

LI°F 30. Auguſt 5 e) HlstT9u 58 134 

0m 19 Februar 17 tag — 

‚4. October. 1742. Re nah 
3. Januar 1715. 554 * 
4 ‚December ‚1716. — — 

37. September 1728. EIER war: 

8 al An 130 1rrnlanmgz 

| uni 1751. 

10. December 1766 (mit Pontriptum von dem- 

jelben Datum) ...- 


IH) 


5 November 1769, 1.10.71 Sun) er 

uli 1783. .- - nie 196 

In eptember 1789, . SUSIEHETSHEELG: 

18. December 1789 en 
u 24. Juli 1794. | An | 
6. März 1797 Fire, 


b) für Die ehemaligen M er Landest ile Die ii 
‚ordnung vont 4 Mai 1776, . * bel Br 
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de) für die Grafſchaft Erbach⸗Fürſtenau Die ſagBeer— 
felder N — vom 2. Janttar 1802 publieirt 
für das Wweane Amt Freienſtein, ſowie die Verordnung 
vom 14. Februar 1806, welche gewohnheitsrechtlich in der 
ganzen Grafichaft, ſowie in der Grafſchaft Erbach⸗Schönberg 
und in der Gemeriherrfchaft Breuberg angewendet wird. 
.d. für die ehemals Solmſiſchen Landestheile die pos. 
ult, Tit. 10 des Solmſer Randrechtes; 7 | 
e. fit die Stadt Wimpfen, das Stadtrecht Tit! 3 
2. In der Provinz Rheinheflen die Artikel 1625, 1641— 
1649 des Code civil und neben demjelben die Particulat- 
ftatnten aus der Zeit vor der franzöſiſchen Occupation. 

Ohnerachtet hiernach es ſcheint, als ſei wenigſtens fein 

Mangel an Normen, über die Mängel und deren Gewähr, 
jo find jene Statuten gleichwohl Außerft mangelhaft. 

Schon aus jener Aufzählung erhellt, dag in vielen Theilen 
des Landes vg Borjchriften über Diefe species des Ver- 
kehrs nicht beftehen, ſomit das römische Recht zur Anwendung 
kommt, deffen Unzuträglichkeiten oben berührt ‘worden find. 
Aber auch ſelbſt ge bejondere Gewohnbeitsrechte 
und Statuten exiſtiren, iſt es den Contrahenten wenigſtens 
kaum möge) zu wiſſen, wo dieß der Fall ſei, da die 
Gültigkeit vor Tocaler Webung abhängt, oder die Publi— 
cation an Zerritorialeintheilungen geknüpft ift, welche längft - 
veraltet, verwifcht, Gegenftand anttiquariicher Befchreibungen, 
oder nur in Verzeichniſſen aufgeführt find: die nur in den 
Regiftraturen der Gerichte oder im Befige einzelner Rechts- 
gelehrten fich finden, are He Er 

Ueberdieß datiren die einzelnen Verordnungen, — und 
insbejondere gilt dieß von, den altheſſiſchen — aus einer 
längft vergangenen Zeit, exiftiren daher nur in ſeltenen 
Exemplaren oder Eopien bei eigentlichen Fachmännern, find 
fomit den Verkehrtreibenden unzugänglich, nicht genau, nur 
traditionell bekannt. | 

Wären fie aber auch dem Laien zugänglich, jo würde 
das Verſtändniß derfelben, theils wegen Gigenthümlichkeit 
der Abfaffung, theils ihrer fich fortwährend derogirenden 
Beftimmungen halber, dennoch dem nicht Reihtsfundigen 
entftehen. * 

— aber ſelbſt, es wäre notoriſch, daß und an 
welchen Orten ein beſtimmtes Recht beſtehe, und es wäre 
dasſelbe auch gemeinverſtändlich, ſo erſcheint es doch in der 
That immerhin bedauerlich, wenn in dem nämlichen Lande 
in einem und demſelben Theile des Civilrechtes, der nicht 
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bloh eine beſchraͤnkte Bedeutung har, nicht bloß das Ver⸗ 
haͤltniß der Familien regelt, oder localen Bedurfniſſen und 
Sitten entſpricht, der vielmehr dem allgemeinen‘ Werfehr 
des Landes, ſelbſt dem internationalen Verkehr zumal bei 
den derzeitigen. Erieipterumgen des Handels, —— 
manchfache ig ſelbſt heterogene Beftimmunge 
ai einander beftehek. 
— = Einiges in dieſer Belebung‘ bötvorgupebe, 
ei er nt 17792 2° 
1) daß Be fogertannten Hanprfehler: fer verfieben 


feftgejegt fi 
® fear —— Altheſſiſchen Werotdauug wen 49; Fehr. 
1706) 503 von „geſtohlen ,“ was gar nicht hier⸗ 
ber gehört, Rotz, aller, bauchbiafig, nach der 
Sl Verordnung außer jenen Mängehtiaud Kränke, 
nach ‚der Fürſtenauer Verbrdn von 1802 
| jene Fehler, jedoch mit Ausnahme Fr zu ‚sin 
genannt find‘, weldhen'die. Erbacher Verordnung — 1805 
noch Lungenfäule und Sfeiig beigefellt Hat, = ww ibun 
‚für Nindvieh in den /altheſſiſchen Randestheifeniigur feine 
‚beftimmten Mängel bezeii Andy die Deolarativn von 
1715 dagegen verordnet: ; 2 VIRR TH 
| „wenn ein zum Handel and. Wandel rege 
Wieh verendet "und ſich ein „vitrtum latens* —— 
woran das ‚Dich ſterben kann); ** ferupul⸗ 
ſei, ob dasſelbe vor 4 Wochen⸗ — Sansa 
*** bon fragen können oder; win” 
dagegen fpecialifiet die Pfalzer Verordnung fünf, die fg 
Remantı fieben, die: Erbacher acht Hauptfehler. (URL mn“ 
- Hierzu tritt noch der. Mißftand; daß die Bezeichnungen 
articukariömen find; g. Bi erwähnt das Wimpfener 
— als Hauptfehler der Pferde, wenn ſie reppig, 
——— find , daß ferner bie Benennungen dem beittigen 
Der Beterinärkunde nicht eutſprechen Daß‘ Die -Hiwept- 
—* viel zu weit ausgedehnt ſind 
— Nicht minder weichen die Venienlarrechte Hinfichtfich 
äbrzeit untereinander ab‘, indem :3. Bi bie 
= Fürftenaner: Verordnung — auf. vier Wochen und 
einen Tag, — En — age —— für: de 
ogenannten Perlen (Franzojen) aber inner Dagen 
bs Berkäufer den Verluſt allein tragen laſſen —* inner⸗ 
Ib weiterer 90 Füge: zur. Hälfte und die alt 
eclaration won 1715 unerfceidet, oh das Vieh zum 
Handel und. Wandel verkauft m. dieſem Fall die Waͤhr⸗ 
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‚zeit auf 4 MBochen,, ‚oder ‚ob zum Schlachten 1— dann ſolche 
auf $ Jahr ſitxirt. ra 19°. . io DER: WAT ı HEta KIT 
Auch bei bedungener Währſchaft für andere Fehler ſoll 
z. B. mach der Erbach-Fürſtenauer Verodnung von 1802 in’ 
der Regel die geſetzliche Währzeit gelten, während nach 
Wimpfener Stadtrecht ($ 10) alsdann ‚der. Verkäufer: un: 
bedingt „und zwar ohne einige Zeitſetzung“ haften ‚fol, 
falls! der Käufer verweist, daß der Fehler ſchon zur Zeit 
des Vertrags vorhanden geweſen jet; bald erklärt: Das eine 
Eandrecht Das allgemeine Verſprechen der Fehlerfreiheit für 
rechtsunwirkſam, oder bejchränft es auf die, ohnehin gefeß- 
lichen  Hauptfehler (Erbacher Verordnung), während. andere 
‚Statuten daran die ‚Verpflichtung zur „unumſchränkten“ 
Gewaͤhrſchaft knüpfen. (Wimpfener Stadtredt.) : 
3.3). In Betreff der Protocollirung der Viehhändel ſchließt 
fi: die Pfälzer Verordnung 8. 10 dem. gemeinen. Rechte 
an, überläßt ed dem Contrahenten, lediglich des Beweiſes 
‚halber. , die Protocollirung zu verlangen ‚, während. die Er- 
bachiſchen Verordnungen und das Kontracten= Reglement 
ſolche vorſchreiben, hinſichtlich der Folgen der Unterlafjung 
und der Fälle, in denen fie nöthig ſein ſoll, jedoch wieder 
unter einander abweichen; jo z. B. iſt nach dem Contracten⸗ 
weglement die ‚Protofollirung der auf Märkten geſchloſſenen 
‚Berträge nicht erforderlich, während die Erbach ſchen Ver⸗ 
— gerade dafür gegeben ſind; ſo ferner fällt die 
in 8. 2 des Contracten⸗Reglements für: den Fall unter: 
lafjener Protocollirtung angedrohte Nichtigkeit des Vertrages 
gg ge der Handel erfüllt: worden ‚ift : (Berordnung 
von 1805), während. nach der Erbach-Fürſtenauer Verord⸗ 
nung:won 1806: die‘ Unterlaffüng der Brotocollirung den 
‚Berluft der. Währfchaftss und jeder Klage aus dem Ber- 
‚trage nad) fich zieht. RR, 1,140: 
Zu dem Allen kömmt aber no, daß die vorhandenen 
pofttiven Gejege ſelbſt in Punkten, worüber fle disponiren, 
wiederum Abweichungen und verſchiedene Auslegungen 
veranlaßt haben: nur beiſpielsweiſe ſei erwaͤhnt, Daß die 
Anſicht eines Gerichtshofes über die Frage: ob die Währ— 
zeit mit: der Berjährungszeit der Klagen. zufammenfalle, ob 
mithin nicht jeder Anſpruch auf Redhibition für erlofchen 
gehalten: werden müfle, wenn ‚Die ka ger nicht 
während. der Währzeit angeftellt werde? Dahin geht, daß 
nach Theil J. Tit. 3., Nr. 5 und 6: des Kapenelenboger 
Landrechts Die eg e nach Ablauf: der Währzeit 
nicht mehr. angeftellt werden könne, daß. dagegen. in den 
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Landestheilen, in welchen jenes, Landrecht nicht gelte, die 
Wandelungsklage auch, nach Ablauf der Waͤhrzeit ſtatthaft 
ſei, ſofern dieß nur vor. Ablauf der Klagenverjährungsfrift 
geſchehe, weil die, altheſſiſche Verordnuñg von 1684 nur 
die Nummer 5 und einen Theil der Nummer 7 des Katzen⸗ 
‚elenboger Landrechts auf das Oberfürftenthum, ausdehne, 
nit aber den erſten Theil der Nummer 7, in welchem 
‚gerade verfügt fei, daß die Klage, binnen der Währzeit: an: 
gast werden müfje; deßhalb müſſe in dieſer Hinſicht im 
berfürſtenthum das gemeine Recht gelten, " nad) welchem 
die Entdedung und Anzeige des Mangeld nur, die Ver— 
mutbung begründe, ‚Daß der Mangel ſchon zur Zeit, des 
Dertsagdabichlufies vorhanden gewejen jei, daß auch nach 
der Währzeit geklagt und bewiejen werben könne, daß der 
Mangel ſchon zur Zeit des Vertragsabſchluſſes vorhanden 
* nicht aber ausgeſchloſſen A daß sau nach der 
äbrzeit geflagt und bewieſen werden könne, daß der Mangel 
ſchon zur Zeit des Vertrags exiſtirt habe. 7 
Damit im Widerſpruch legen audere Gerichte Der Bro: 
vinz Oberheſſen die Verordnung won: 1684 gerade im ent⸗ 
ge engeiehten Sinne aus. und, halten den Grundjaß feſt, 
dag. d andelungsflage, binnen der Währzeit von vier 
Wochen, von der Zeit des abgeſchloſſenen Handels: au, er: 
hoben: werden müfle, und nach deren Ablauf nicht mehr 
ftattfinde.. Es find ſogar ferner über die Frage: -ob nah 
den Beitimmungen jenes Landrechtes und der. Verordnung 
vom 21: Januar 1745 überhaupt eine gejegliche Bermuthung, 
daß Die, binnen der. Wähtzeit ih äüßernden Fehler ſchon 
zur Zeit des Bertrages vorhanden geweſen ſeien, iu Folge 
der Unklarheit jener Beftimmungen: won demſelhen Gerichtö- 
hofe widerſprechende Urtheile erfolgt.» 7... 7 
Was nun die Prowinz Rheinheiten betrifft, jo ‚gelten — 
da der Entwurf des Code rural ; in welchem ein bejonderes 
Viehhandelögejeg aufgenommen war, nicht: ald Geſetz pubii- 
eirt worden, iſt — die Borfchriften Des; Code civil, in$be- 
jondere .die Art. 1641—1643,. nach welchen Der - Verkäufer 
‚verbunden iſt, für die verborgenen: Fehler. der. Sache zu 
ſtehen, die entweder die Sache gänzlich unbrauchbar. machen, 
oder deren Brauchbarkeit in dem Grade verringern, daß fie 
der Käufer entweder ‚gar nicht. oder Doch gu einem geringeren 
Preife gekauft haben würde, wenn er dieſe Fehler. gekannt 
hätte, der Verkäufer mag fie gelaunt haben oder nicht. 
Ueber die Rechte des Käufers. und die Berbindlichkeiten des 
Berfäuferd vergleiche die Artikel,,159. 1608. 1644—1646. 


10 Weebagg e Mr. 279 3.156.) Proͤtololl. 


Es fallen aber dieſe Verbindlichkeiten unter Andetn 
| — ‚wenn die Klage nicht im der aehöeigen Zeit ange⸗ 
ſtellt wurde) Der Artikel 1648 beſtimmt: Paction résul- 
‚tant des vices redhibitoires  doit öfre intente par 
Yacquereur, dans’ un. bref d&lai, suivant la näture des 
vices redhibitoires, - et- Fusage du lieu ou ‘la vente 
a 6t6 faite. (Die Klage, welche ſich auf die redhibitoriſchen 
Mängel gründet, muß von dem’ Erwerber in einer furzen 
Friſt angeftelt werden, nach der Natur des‘ Mangels und 
dem Gebrauch des Orts, wo der Kauf ſtattgefunden hatte.) 

Ueber die Auslegung diefes Artikels herrſcht aber die 
Streitfrage, ob der — füt die Währſchafts⸗ 
Zeit oder auch für die Währſchäfts fehler maßgebend ſei. 
Das Handelsgericht in Mainz ſſt der ietzteren -Anfidt und 
yerfährt daher nach den Vorſchriften der Pfälzer Verord⸗ 
—— 1776. Be — 
Dieſe Auslegung möchte nicht ſowohl nach den Regeln 
der Interpretation gerechtfertigt, als aus dem wohlbegrum⸗ 
deten Gefühle zu erklaͤren ſein, daß die Beſtimmungen des 
Oode unzureichend find;infofern er die einzelnen Fehler nicht 
beſtimmt, die Beurtheilung dem Ermeſſen des Richters 
'überläßt wenn nicht in die Hände: der Techniker legt. 
Den unzweifelhaften Mangel aber,. deſſen Abhilfe die 
meiſten Franzöftfihen Appellböfe beantragt hatten ; daß näͤm⸗ 
Ai der Code keine allgemeine Regel über die eſchafts⸗ 
und Verjährungszeit aufſtellt, haben Finger der deutſchen 
Staaten, in welchen der Code eingeführt iſt, dadurch be⸗ 
feitigt, daß ſie beſondere Beſtimmungen erlaſſen haben, 
zu B. Baden zu Artikel 1648 das Landrecht, Regierungs⸗ 

datt von 1810 u. 18006. 7 

* Frankreich ſelbſt wurde, nad) Erlafſung des Code 
eivi ein eigenes Geſetz über dieſe Materie gegeben (1838). 

Aus - vorstehenden neun dürfte zur Genüge er⸗ 
hellen; ' daß der Zuftand der Geſetzgebung des Großher⸗ 
zogthums in fraglicher Hinſicht wie fich bereits das Gom- 
nelftonsqutächten :des Yandroirtbfchaft ichen Vereins (Mr. A 
1854 der landwirthſchaftlichen Zeitſchrift) ausdrückt, ein 
unerträglicher,“ ſomit genügende Veranlaſſung zu ſo— 

fortiger Remedur vorhanden fe, oT 
ns icht unerwähnt kann jedoch bleiben, daß bereits 1853 
. (sonfer: die allegirte Nummer: der landwirtäichaftlichen 

eitſchrift) eine Conmiſſion des landwirthſchaftlichen Ver- 
eins Abhülfe nicht in einer neuen Geſeßzgebung, ſondern 
cdatin ftuaden zu können glaubte: 7 7m. 99 © = 
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„wenn Für ‚den Handel mit Haustbieren gar feine 

Gewährsmängel von Geſetzeswegen aufgeftellt 

würden.“ od 
und daher einen Gefegesentwurf vorgejählagen hat, deffeu 
Artikel 1 und 3 alſo lauteten: - Ä 


Art 4. 

„Alte jetzt noch im Großherzogthum Heſſen be: 
ſtehenden particularrechtlichen oder obſervanzmäßigen 
Beſtimmungen über die Gewähr der Viehmängel find 
aufgehoben.“ “ wenn 


Art. 8. 


„Der Beränßerer von Thieren hat wegen etwaiger 
* und Mängel, welche die natürliche Beſchaffen⸗ 
eit und Brauchbarkeit der Thiere betreffen; nur 
vermöge befonderer Uebereinkunft zu | 
haften. e J 
und bei diefem Vorfchlage von folgenden Erwägungen aus: 
gegangen war: ; 4 ln? 
dag die Abficht ded Staates, durch ein Haupfmängel- 
ſtatut für folche Contrahenten zu ſorgen, die wehen 
Unkenntniß ſich nicht ſelbſt zu ſchützen vermöchten, bis 
jetzt nicht erreicht worden jet, daß, ſolle die Wohl⸗ 
that eines Währſchaftsgeſetzes in Anſpruch genommen 
werden, die Hülfe von Sachverſtändigen und Anwälten 
nicht entbehrt werden könne, ſomit unverhältnißmäßtge 
Koften entftänden, de : 
daß endlich ein Käufer, L weniger er fih auf den 
vormundfchaftlichen Schu der Geſetzgebung verlaffen 
könne, um fo mehr bewogen jein werde, ſelbſtſtändig 
ein Intereſſe bei Abſchluß des Vertrages zu wahren, 
Dieje Erwägungen, welche bereitö in derſelben Zeit: 
ſchrift (Nr. 9 von 1854) eine Widerlegung gefunden — 
möchten in der That in feiner Hinſicht begründet ſein. 
- Das Tepte Argument nämlih, daß den Contrahenten | 
feibft, ohne Dazmifchentreten der Geſetzgebung, füglich zu 
überlaffen fei, fidh flet8 durch befondere Verabredungen zu 
wahren, würde, wäre ed begrimdet, die Meberttähf feit 
jeder Geſetzgebung über das Obligationenrecht , mindeſtens 
in der Xehre von den einzelnen Verträgen, beweiſen; con: 
jequenter Weife müßte man es für entbehrlich erklären, 
überhaupt über die Natur, die gewöhnficheni Folgen, Rechte 
und Berbindlichkeiten aus Berträgen- allgemeine Grundſätze 
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feſtzuſtellen. Nun aberi iſt es bekannter Erfghrungsſatz, 
daß, jemehr ein Volk. inſeiner ene fortſchreitet, 
ſein Verkehr überhaupt, und ſelbſt ſein Verkehr in einer 
ſpeeiellen Richtung ſich entwickelt und ſteigert, das Bedürf- 
niß nach feſtſtehenden Regeln ſich Bahn bricht, ſich die regel- 
mäßige Abſicht der Conkraheuten in Gemwohnheitsrechten, 
ald dem Ausdrud übereinftimmenden, allgemeinen Willens 
auszuſprechen pflegt, und dann durch poſitive Geſetze die: 
—— und namentlich diejenige Gemeinkunde 
sexftrebt: wird, welche der häufige Gebrauch. beſtimmter Ver— 
träge und die möglichſte Erleichterung ihres Abſchluſſes 
verlangt. 
| Ganz jo entwidelten -fid die deutjchsrechtlichen Beftim- 
‚mungen und erklären ſich ihrem Inhalte nach Zugleich aus 
—— Neigungen und Beſchäftigungen des 
olkes. a ; E 3 
:; Dem Berfehre eines Friegerifchen Volkes, entſprach es, 
daß zuerft jein pofitives Recht die Währſchaft für Pferde 
beſtimmte: (Sächſiſches Weichbild Art. 97: „Verkauft ein 
Mann ein Pferd, jo ſoll er geweren, daß ee nicht ſtetig 
Jei-26.'), ‚einem. aferbautreibenden Volk konnten die unbe: 
ſtimmten und die Mechtsbeftändigkeit der Verträge : geführ- 
»denden Vorjchriften ‚des römischen Rechts hinſichtlich der 
zu. : gewährenden Fehler nicht genügen, weßhalb gerade 
Ipätere ‚Statuten, und Gewohnheiten, die Beftimmung der 
ſ. 9. Hauptmängel auch auf den Berfauf anderer Thiere 
‚ausgedehnt, aber auf ſolche beihränft haben, die mit dem 
beabfichtigten Gebrauch regelmäßig ‚nicht, vereinbar, find, für 
‚welche Daher ‚der Verkäufer, kraft des ‚vermutheten Willens 
„Der, Gontrahenten, darum ‚von Rechtswegen, in der Regel 
zu haften: hat. ! ERT 3, 
: Eine Geſetzgebung, welde, wie beantragt, die Be: 
flimmung bierüber lediglich dem jedesmaligen Vertrage 
überließe, würde, die Ausnahme, d. h. daß feine Haftbar- 
feit ftattfinden ſolle, zur Regel: erheben, den präſumtipen 
Willen der Partien geradezu umkehren, den Verkehr er: 
jchweren, fait unmöglih machen, (mau denfe nur an die 
„mafjenbaften Verkäufe auf Märkten), ftatt ihn zu erleichtern. ' 
Wenn: man fich ferner Darauf berufen hat, daß ja auch 
da, wo bejondere Statuten beflünden, gleichwohl: Prozefie 
vorkommen, jo beruht dieß theils. gerade auf der oben F 
vorgehobenen Mangelhaftigkeit des beſtehenden Rechtes, 
es muß alſo eben darin ein Antrieb zur Reviſion der Ge: 
ſetzgebung gefunden werden, anderntheils aber erklärt ſich 
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jene Erſcheinung aus Gründen, die feiner Bejeggebung, 
am allerwenigften aber Verträge zu entfernen | vermögen, 
d. b.’ auf dem nolle oder non posso, Böswilligkeit oder 
Unvermögen. 

Der rubrictrte Antrag bat ſich nun nicht darauf "ber 
ſchränkt, bloß im Allgemeinen die Staaföregierung um 
Vorlage eines jpeciellen Geſetzes zu erſuchen, tft vielmehr- 
auf fofortige Einführung der im Entwurf des Eivilgefeg? 
buchs für das Großherzogtfum im Art! 184-190 enthal⸗ 
tenen Beſtimmungen gerichtet. kin 

Es kann wohl feinem Bedenken unterliegen, einftweilen 
einen Theil des Entwurfes zum Gejege zu erheben, hier— 
mit die von dem Großh. Juſtizminiſterium bezeichneten, 
allgemeinen Beitimmungen über Währjchaft fachlicher Mängel 
enthaltenden Artikel zu verbinden, wenn, wie dieß der Fall, 
dieje allgemeinen Beftimmungen dem in allen Provinzen 
geltenden „Rechte ſich anfchließen, die Tpectelle ganz ſachge— 
mäße Normen enthalten, und, das dringende Bedürfnig 
einer Abbülfe des beftehenden Rechtszuſtandes nachge- 
wiejen. ift. | * 

Für den gegenwärtigen Zweck wird es angemeſſen ſein, 
aber; auch genügen, ‚den Inhalt der betreffenden Artikel, 
ohne in deren Detail, einzugehen, anzugeben, - 

Die allgemeinen: Beitimmungen geben: dahin: 

1) die Haftpflicht des Veräußerers “einer Sache, wegen’ 
Ä natürlicher Mängel derfelben, tritt in der. Regel 

— überhaupt nuf bei entgeltlichen Verträgen ein 
Artifel 181); | a Er er 2 
2) Jeder, welcher ſich durch einen: ſolchen Vertrag. vers 
-  pflichtet‘ hat, einem Anderen das Eigenthum an einer 
ESachenzu übertragen, haftet dieſem für die ausdrück⸗ 
lich zuge ſicherten Eigenſchaften derſelben, und‘ 
überdieß für die ihm bekannten und unbekannten 

Maͤngel, mit welchen die Sache zur Zeit der Ueber⸗ 

gabe behaftet war, vorausgeſetzt, daß ſie die Sache‘ 
entweder zu dem beſtimmten Gebrauche ganz umtaugs: 
lich machen! oder: deren Branuchbarkeit , aljo den. Werth 
1 «ſo mindern, Daß der Erwerber die Sade gar nicht“ 
oder: nur um einen geringeren Preis an ſich ‚gebracht: 
hätte, wenn ihm die. Mängel bekannt geweſen wären 

(Artikel 164); die‘ Ausnahme confr; Art. 1655: 

3) unter diefen Vorausfegungen ‚bat. der Erwerbew)die 
Wahl, entweder Aufhebung: des: Vertrags noder 
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"Minderung deriGegenfeiftung zu verlangen; (Ar⸗ 
tikel 166): Ausnahme; Art. 190% ELISE 
Die Arkıı167, 169 enthalten, Beftimmungen über. die 
Wandelungsklage für den Fall, wenn der Vertragsgegen— 
fand in ‚einer, Geſammtſache „beftaud, und, mehrere Haupt: 
ſachen zuſammen und in —— und des nämlichen 
Vertrags veräußert worden ſind und nur Eine derſelben 
mangelhaft war. Ei 
MFür beide Klagen ift einer kurze Verjährungszeit von 


3 Monaten feſtgeſetzt (Art. 183) deren Anfang von dem. 


Moment der Ueberlieferung,der Sache beginnt... 
An dieſe allgemeinen. Säge "reihen, ſich die Igestellen 
Beftimmungen über Gewährleiftungen wegen verborgener 
Mängel, an. Vieh. —— or. Sa 
U Die Mängel, wegen welcher der Veräußerer kraft 
Geſetzes haften muß, find genau beftimmt, auf eine be: 
ftimmte Zahl und auf die weſentlichen beſchraänkt; der 
Entwurf ſehzt dieſelben bei Pferden, Rindvieh, Schweinen 
und Schaafen feft (Art, 184,185). Der. Art, 188. macht 
jedoch eine Ausnahme beziiglih ganz junger, nicht werth- 
voller, Thiere: unbenommen bleibt dem Erwerber natür— 
(ih, noch für andere, als die im Gejege bertannten Fehler 
fih die Gewähre zu bedingen, welche Fehler jedoch alsdann 
jpectell bezeichnet fein‘ müſſen Art. 189). 7 
2) Yu der anderen Seite erleichtert der Entwurf dem 
Erwerber den Beweis des Mangels, Artikel 184 amd 
185, indem er die Vermuthung aufftellt, Daß, wenn der 
Mangel innerhalb einer beftimmten und nach Art; 186 zu 
berechnenden Friſt zu Tag tritt, bis: zum Beweis des 
Gegentheils vermuthet wird, daß dieſer Mangel: fchon vor 
Uebergabe des Thieres. vorhanden; gewejen bei, ‚falls der 
Erwerben, die Borjchriften des ‚Art. 187 beobachtet, d. 5. 
dem: Gewährsmann, oder im Falle der Abweſenheit deſſelben, 
dem Dxtögericht von. dem. bemerkten Fehler unverzüglich 
—* macht, und hierauf in 24 Stunden in Gegenwart 
elben, reſp. im Beiſein des Gerichtes die Befichtigung 

von einem Sacverftändigen vornehmen ‚läßt. Ä 

3) Das Wahlrecht: des Etwerbers zwilchen ‚der Wan- 
delungsklage: und Minderungsklagei tft, mit Ausnahme 
eined Falles, alsdann wa El jene. ftatt- 
haft, wenn einer. den ‚bei Pferden und Rindvieh benannten 
Hauptfebler vorhanden ift (Art 190), 1 in. 

Es kann zur Beit nicht Aufgabe ſein, auf eine. nähere 
Prüfung, jener Beſtimmungen und weiterer Entwickelung 
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ihrer Motive einzugeben, nur zwei Fragen möchten noch) 
zu berühren fein. 

Wir find nämlich) damit einverftanden, daß die Gül- 
tigfeit eines Vertrags fünftig von ee Alert 
nicht abhängig gemacht, das Protocol nur ald Beweis: 
mittel betrachtet werde, deflen Aufnahme der Vorficht der 
Eontrabenten überlaflen bleibt, oder nach Vorſchrift an: 
derer Geſetze (Art. 1341 des Code) nöthig fein fann. 

Die älteren Vorjchriften jenes Inhaltes berubten theils 
en übertriebener rechtöpolizeilicher Curatel, oder auf con: 
feſſionellen objoleten Unterſchieden. 

Für Feſtſetzung einer beſonderen Art ſummariſchen Vers 
fahrens bei Währjchaftsprocefien, wie dieß particularrecht- 
ih in einzelnen Statuten vorgefehen war, möchte eine ge: 
nügende Veranlaſſung nicht vorliegen, da einestheild Die 
beſtehenden PBroceßvorjchriften, wenn fie ſachgemäß gehand— 
babt werden, hinreichen dürften, jedenfall bier Die ge: 
eignete Stelle zu etwaigen Remeduren nicht wäre. 

Im Hinblid auf vorftehende Entwidelungen empftehlt 
der Ausſchuß: 

den geftellten Antrag zu genehmigen, und demgemäß 
an Großh. Staatsregierung das Erſuchen zu richten, 
dem gegenwärtigen Landtage einen aus dem Entwurf 
des bürgerlichen Geſetzbuchs für das Großherzogtbum 
Helen zu entnehmenden Gefeßesentwurf über Ge— 
währleiffung bei Viehhändeln zur verfaflungsmäßigen . 
Berathung und Beichlußnahme vorzulegen. 
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Beilage Nr. 80 


zum 56. Protokoll. 


Bericht des zweiten Ausfchuffese — 
über den Entwurf eines Jagdſtrafgeſetzes (Beil. 
Nr. 256, 257 und 258); MORE ER 


\ 


erftattet von dem Abgeorpneien Hofmann 
FE N“ rer 


717 THER 





Seit einer Reihe von Jahren schon ift von. Regierung 
und Ständen der Erlaß neuer ‚gefeßlicher Vorſchriften über 
die Beftrafung der Jagd- und Filchereivergehen als ein 
Dringendes Bedürfniß anerkannt: worden, mie dies die den 
Gegenftand berührenden , auf dem Landtage von 1844 und 
1851 von den Abgeordneten ge und Ploch geftellten 
Anträge und: die Depfallfigen Verhandlungen ergeben. Solge 
dieſer ge ft der unter Nummer 257 ‚der. Beilagen 
abgedrudte Geſe twurf, der fich zunächſt nur auf Die 
Beſtrafung der — bezieht, dem aber, wie wir 
wünſchen, recht bald, auch ein Geſetz über die Beftrafung 
der) Fiſchereivergehen folgen wird umd deſſen Erſcheinen an 
ſich ſchon durch die einzige feitfiehende Thatjache volle Recht: 
fertigung.;ftudet, daß dermalen in manchen Landestheilen 
die Erkenntniſſe der Gerichte in Forſtfrevelſachen eigentlich 
einer geſetzlichen Grundlage vollſtändig entbehren. Denn 
die in den Motiven erwähnten Berordnungen: von 1776 
und 1780 find. zunächſt nur für die Oberforfte Darmfladt, 
Romrod, Battenberg und. Eichelfachfen erlaflen und nament- 
ih in den neiteren | dieffeitigen Randestheilen gar nicht 
publicirt: worden; in diejen in&bejondere fehlt. es theils 
ganz an gefeßlichen VBorjchriften über Beftrafung der Jagd⸗ 
vergehen, theils find einzelne dort etwa in früherer Zeit 
erlaſſene Specialgejege in ſolchem Grade der Vergeſſenheit 
verfallen, Daß fle faum noch den urtheilenden Gerichten 

1 
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eg und in deren Regiftraturen faft nirgends vorfind- 
ich find, 

Indem wir ſonach die Frage, ob e8 überhaupt wün— 
ſchenswerth und nothwendig ſeie, ein neues Sagdftrnfgeieh 
zu erlafjen, entſchieden und zwar hinſichtlich aller Landes— 
teile bejahen zu müſſen glauben, da, was die Provinz 
Rheinhefien beirifft, Diadort; gelhube Vervrdnung vom 
24. Semptember 1815 ebenfalld ſolche weſentliche Lücken 
und Härten enthält, welche, eine Befeitigung im Wege der 
Gejeßgebung empfehlen Ichicken wir der Begutachtung der 
einzelnen Artifel des Gejebesentwurfes Die allgemeine 
Bemerkung voraus, Daß derſelbe in den ‚folgenden. drei 
doneni na) von, dem beftehenden Rechte abweicht, 
9) Die allegirten Verordnungen von 1776 und 1780 
drohen für die einzelnen an jpeciell bezeichneten Jagd⸗ 
frevel faſtſdurchgehends Age Strafen ang g Bau 1 00% 

Wer einen Haaſen Ichießt, vor jeden 10 fl. 

Wer junge Haaſen oder junge Feldhühner fängt, 5 fl. 

fie enthalten nur die zwei gewiß am allerwenigften em- 
pfehlenswerthen und jegt in der Anwendung theilweiſe zu 
Schwierigleiten und Zweifeln führenden allgemeinen Be: 
flimmungen: ;: chi Gen ——— 
Werx Wilddieberei treibt; wird in's Stockhaus geliefert 
und A Frevyel vom Oberforſtamt beftraft 1: 
nrlai: sub; Gt par 3 1374393). . ji I.” 
2 Wenn Jemand einen⸗Hirſch Stück Wild, Auer—⸗ 
won. bahnen, Faſanen mid, dergleichen ſchießt, deſſen 
Id aFrevel wird zum Fürſtlichen Oberforſtamt berichtet 
ser nnd dort beſtraftι, ] 
zun Die Verordnung von 1815 ſpricht im $- 10 den all⸗ 
gemeinen Grundſatz aus, daß wer jagend betroffen werde 
— (and nach G. 41 wird jeder als jagend betrachtet, Der 
außerhalb; der gewöhnlichen Wege mit einem Gewehre nur 
betreten wird: ) das erſtemal mit: 14tägiger, das zweitemal 
mit zweimonatlicher und in folgenden :Wiederholungsfällen 
nit ſechsmonatlicher Gefängnißſtrafe zu belegen. ſeie, zählt 
aber daneben noch viele einzelne: Uebertretungen auf, die 
fie ehenfalls mit. feſten Strafen bele Brian Zune 
Der Geſetzesentwurf verläßt: dieſes Syſtem, indem er 
faſt ſausnahmslos ein Maximum und Minimum der Strafen 
androht und: dem. vernünftigen: Ermeſſen des: Richters: an: 
heimſtellt, innerhalb diefer Grenzen, mit Rückſicht auf die 
Beſchaffenheit der. einzelnen Kalle und. das vorliegende 
größere .wder. geringere. Verſchulden, die Strafen. zu be 
J * 


— 
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meflen. Es dürfte kaum einem Zweifel unterzogen werden, 
daß jene Aenderung, welche auch das Moligeiftvafgefeh und 
theilweife das Feldftrafgefeg adoptirt bat, als ein Fort— 
ſchritt bezeichnet werden muß, der ſich als folder in der 
Erfahrung: vollftändig bewährt hat. Die Androhung rela— 
tiver Strafen jeßt freilich einiges Vertrauen in die Ein: 
ſicht und Unbefangenheit der Gerichte voraus, allein ſie tft 
keineswegs ————— mit Sanctionirung richterlicher 
Willkühr, führer: auch zw ſolcher nicht, ‚fördert vielmehr in 
hohem Grade eine wahrhaft gerechte Strafjuftiz und fchneidet 
von vornherein eine große Anzahl von Begnadigungsgeſuchen 
ab, deken allzu häufige Gewährung in feiner Beziehung 
wünſchenswerth genannt werden kanu. | 
2) Die beftehenden Yagdftrafgejege enthalten. nirgends 
Vorſchriften üher Die Berjührung der Jagdvergehen. In 
Beziehung auf fie. Hätten. in. den dieljeitigen Provinzen 
früher. allerdings die. Grundjäge ‚des. allgemeinen Eriminaf- 
rechtes über Verjährung. Anwendung finden müflen, allein 
da der Art. 2. des Geſetzes über Die, Einführung: des 
Strafgeſetzbuches verordnet: 
„Mit dem im Art. 1 erwähnten Zage (1. April 1842) 
erlöfchen, was die Beltrafung der gemeinen Ver— 
‚brechen und Vergehen betrifft” 0, 
1) die gemeinrechtlichen‘, in den Provinzen Star: 
kenburg und Oberheſſen geltenden Strafgejeße u. |. m.“ 
jo würde dermalen eine Verjährung der Jagdvergehen 
eigentlich geradezu ausgefhloffen fein.  Rechtfertigen -Täßt 
ſich dieß um fo weniger, als an fidy gute Gründe dafür 
Iprechen, die. Verjährung auch bei Verbrechen eintreten zu 
lafjen, und jeden Falls wirde es in hohem Grade incon- 
jequent und mißftändig ‚fein, die Verjährung bei’ Yagdver- 
gehen auszuschließen; nachdem -der Art; 125 dei Sf, 
gejegbuches fie ſelbſt rückſichtlich der mit dem Tode oder 
lebenslänglicher Zuchthausftrafe bedrohten ‘Verbrechen zu- 
gelaflen Bat. —J 
Die angedeutete Lücke in der —— beabſichtigt 
der Entwurf auszufüllen, was ebenfalls volle Billigung 
verdient. - ae A N 
‚3) Nah den dermalen geltenden Steafgefegen wurde 
bei Jagdvergehen meder in Rheinheffen noch in den dies— 
feitigen - Provinzen: Amtshalber auf Schadenserfa erkannt; 
Diefer war, wo er begehrt wurde, wor dem Civilrichter 
oder dadurch, daß der Beichädigte im Unterſuchungsver— 
fahren zugleich als Eivilparthei auftrat, geltend au machen. 
1 


{ 
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Die ‚hiermit verbundenen Weiterungen haben aber praltiſch 
die Folge gehabt, daß. dem: Beſchädigten nur jelten eine 
Entjchädigung zu ‚Theil geworden if. 

Bekanntlich wird: bei Korfl- und Zeldfreveln regelmäßig 
von dem Strafrichter zugleich auf Schadenserſatz erkannt. 
Es liegen keine erheblichen Gründe vor, bei Jagdvergehen 
anders zu verfahren; auch hier wird es, worauf wir ſpaäter 
zurückkommen werden, ‚feinen. weientlichen Schwierigkeiten 
unterliegen, die Größe des Schadens feftzuftellen und auf 
defien Grjaß gleichzeitig mit dem Strafurtheile zu exfennen, 
Geſchieht ‚Dieß, jo wird dadurch der dem: Jagdbefiger zu 
gemäheende Schutz in wirlſamer Weiſe verſtaͤrkt, ohne daß 

em Schuldigen irgend eine Härte oder —5 zuge⸗ 
fügt wird. c 

Auch die dritte weſentliche Neuerung über welche ſich 
bie Art. 5 und 6: des Entwurfes verbreiten; wird daher 
im Allgemeinen als empfehlenswerth bezeichnet werden müſſen. 

Dieß vorausgeſchickt, finden wir zu den "einzelnen Ar⸗ 
Hteln des Entmwurfes das Folgende zu bemerken. I 


Bi) Eier Zu Art 1. 


"Der erfte Theil des Polizeiſtrafgeſetzes entpält in den 
Titeln I—-IX, Beflimmungen: 

1) über die Handlungen von Verſonen, welche den 
Pol eiafehen unterworfen find; 

9 über Strafen, Confiscationen und Schadenserſatz; 

“3 über die Fälle, in welchen feine oder eine mildere 
R? Die im Geſeße angedrohte. Strafe eintritt; 

J über, den, Verſuch und Vorſatzz ui 

über Zumeffung der Strafe;, : 

= über Urheber und Theilnehmer. einer Uebertretung ; 

7) über das Zufammentreffen mehrerer Uebertretungen 
und das Zuſammentreffen von Uebertretungen, Vergeben 
und Verbrechen ; 

8). über die VBerantwortlichleit dritter. Perſonen für die 
von, nderen: begangenen Bolizetübertretungen ; 

9) über Erlöfchung der Strafbarkeit dur Tod, Ver— 
zicht und Verjährung... 

Die — der. bezeichneten Vorſchriften auf Be⸗ 
fteafung der. Jagdvergehen wird im. Allgemeinen nicht- zu 
beanftanden fein; Da aber 

a. die Art. 3 und A des PBolizeiftrafgefeges fih nur 
anf eitgelne Dort bezeichnete Polizetübertretungen beziehen, 
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alfo bei dem gegenwärtigen Gejebe Anwendung überhaupt 
nicht finden fünnen und re drie 
b..die Art. 46, 47, 48 des Polizeiftrafgefeged Darum 
nicht anwendbar find, weil das gegenwärtige. Geiek Die 
Berfolgung nirgends von der Klage des Verletzten abhängig 
macht, jo dürfte es angemeſſen fein, den Eingang des 
Art. 1 jo zu faſſen: | 
„Die in dem erften Theile des Polizeiſtrafgeſetzes 
vom 30. October 1855 ausſchließlich der Art. 3, 4 
46, 47 und 48 dieſes Geſetzes, ferner in den u. f. m.“ 
was wir, im Uebrigen den Artikel zur Annahme empfehlend, 
beantragen. | aa az 


Zu Art. 2. 


An Beziehung auf Rheinheſſen ift durch den $. 24 der 
allegirten Verordnung von 1815 nur rückſichtlich einiger 
Jagdvergehen die Competenz der Friedensgerichte feſtge— 
ftellt worden, alle übrigen Sagdvergehen waren danach) von 
den Kreis: (jetzt Bezirks-) Gerichten abznurtheilen. Auch 
rüfichtlich der Beftrafung der Polizeivergehen tft nach, dein 
$. 8 de8 Einführungdgefepes die friedensgerichtliche Com— 
petenz nur eine nah dem Strafmaße bejchränfte; da in- 
deſſen alle Korftftraffachen ohne eine ſolche Grenze jenſeits 
von den Friedensgerichten abgeurtheilt werden, jo erſcheint 
e8 allerdings zweckmäßig, diefen auch die" Beftrafung der ' 
Jagdvergehen mn zu überlaffen. Dieſes bezweckt der 
Artikel, den wir — dieſſeits enthält er keinerlei Neuerung — 
zur Annahme empfehlen. | Bi 


Zu. Art. 3. 
Iſt nichts zu erinnern. 


- Zu Art. 4. 


Aus den in den Motiven entwickelten Gründen em— 
pfehlen wir diefen Artifel, mit der Modiftcation jedoch, zur 
Annahme, daß nah den Worten: Ä | | 

„ded gegenwärtigen Geſetzes“ 
eingejchaltet werde: 

„von Unferem Minifterium des’ Innern‘ — 
um feinem Zweifel darüber Raum zu Heben‘ ob auch die 
Rocalbehörden derartige Anordnungen zu erlaffen und. mit 
Strafe zu bedrohen berechtigt feien. AN u 


- 
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ums arten” Birth Anmspig um? IT min 
Wir haben ſchon oben darauf aufmerkfam gemacht, wie 
wir es für durchaus angemeſſen erachten daß der Frevler 
auch zum Schadenserſatze von dem Strafrichter verurtheilt 
werde, Die Größe des: Schadens in anderer. Weiſe, als 
es der Entwurf vorſchreibt, etwa. durch Feftftehende Tarife 
u ermitteln, würde ſich faum empfehlen, : Zwar: hat er 
ürzlich, : ein neueres Geſetz dieſen Weg. betreten, indem 
das Fürſtlich Waldeck'ſche Jagdpolizeigeſetz vom 29. April 
1854 im $.149 verordnet, daß das erlegt werdende Wild 
dem Jagdberechtigten zufalle oder; nach deſſen Wahl in 
jpeciell beftimmten Werthjägen, 3. B. für ein ;Wildfalb, 
Rehbock und Reh A Thaler, einen Haajen 20 Silbergrofchen 
zu vergüten ſeie; abein abgejehen davon, daß es nicht der 
Gerechtigkeit zu entjprechen jcheint,. ſolche Preisſätze unbe- 
Dina und ohne Rüdficht auf die Stärke, des erlegten Wildes 
feftzuftellen, ift auch deſſen Werth. ein jehr häufig wech— 
jelnder, hängt von zufälligen Umfländen und Localverhält- 
nifjen ab und. wird daher. mit einiger Berläfligfeit im 
Voraus nicht Feftgefegt werden fünnen, Dem Öberförfter 
des betreffenden Bezirkes ‚wird ed dagegen zu: jeder Zeit 
leicht fein, ‚fi über Die, laufenden Preiſe des Wildes. in 
irgend. einer, Weiſe zu verläfligen und. es ift daher mit 
Sicherheit, :zu erwarten, daß die ihm unter Controle des 
Forſtamtes übertragene Werthbeſtimmung ſtets mehr, ala 
eine Zarifirung geeignet fein werde, ſowohl dem Bejchä- 
digten.. vollen Cılap u gewähren, als auch die, Frevler 
‚nicht unbillig zu drüden, | ib a ee a 
Wir empfehlen daher diefen Artikel im Allgemeinen zur 
Annahme. | | 
"Die Stellung und Fafjung des zweiten Abſatzes jcheint 
uns aber zu einem doppelten Mißverſtändniſſe Veranlaſſung 
geben zu können. Es ift nämlich 
1) offenbar die Abſicht des Gejeges, daß gleichzeitig 
in. und mit dem Straferfenntnifje ‚andy. über den Schadens: 
erfaß + erkannt werde, gang wie es bei Forſt- und Feld, 
freveln gejchieht. Nach dem legten, Satze des Artikels 
fönnten aber auch die Oberförfter- erſt nad Aburthetlung 
des Jagdfrevels jelbft ihre Anträge auf. ‚Schadenserfak 
ftellen; es würde diejes ein nutzloſes doppeltes Berfahren 
veranlaflen; was in feiner Rüdficht wünjchenswerth wäre, 
2) Allerdings jollen die Gerichte auch nach unferer 
Anfiht nicht ohne die Anregung auf Schadenserjaß er- 
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fennen; allein es wird ihnen doch ohne Zweifel freiſtehen 
müfjen, mangelhafte Anzeigen — alfo auch ſolche, bei Denen . 
weder der Werth angegeben noch auch bemerkt iſt dag der 
Beſchädigte auf Erfaß verzichtet habe — zur Vervollſtän⸗ 
Digung zurückzugeben, weil jonft eine bloße Dmmiſſion des 
Dberförfters dazu, daß der Beſchädigte keinen Erfag er⸗ 
bteite, führen könnte. SEN 
Solche Mipftände könnten zwar auch Durch Inſtruirung 
der Behörden abgewendet werden; es wird aber ſolche 
Be nöthig fein, wenn der Teßte Abſatz Folgende Faſſung 
erhält: 
Die Oberföriterei hat in der. Anzeige des Frevels 
zugleich den Betrag ded Merths und Schadens oder 
daß der Beſchädigte darauf verzichtet habe anzugeben 
und es ift alddann auch bierauf bei erfolgender Ver: 
urtheilung zu erkennen, ſoferne nicht der Beſchädigte 
noch während des gerichtlichen Verfahrens auf Erſatz 
verzichtet, 
was wir beantragen. 


Zu Art. 6. 
finden wir nichts zu bemerken. 


Zu Art. 7. Pe 

Eine näbere gejegliche Beftimmung "darüber, welche 
Thiere zu den jagdbaren gehören, ift umerfäßlih, wenn 
nicht unnöthige Schwierigkeiten für den Strafticditer und 
vieleicht Schwankungen tn der Rechtsſprechung entſtehen 
jollen. Andere Geſetze zählen die jagdbaren Thiere ſpeciell 
auf. Das Nafjauifche Geſetz vom 6. Detober 1849 rechnet 
im $. 16 dazu: Edelwild, Dammwild, Rebe, wilde 
Schweine, Haaſen, Kaninchen ‚Auergeflügel, Birfgeflügel, 
Faſanen, Trappen, Kraniche, en Feldhühner, 
Wachteln, wilde Tauben, Droſſeln, seen, PONTE: 
Beccafjinen, Schwanen, wilde Gänfe, wilde Enten, Kibitze, 
Brachvögel, Füchſe, wilde Kaben, Dachſe, Fiſchottern, 
Baummarder, Steinmarder, Iltiſſe, Reiher, Adler, Falken, 
Weiher, Uhu und Kolkraben, ſtimmt alſo im Ganzen mit 
dem überein, was der Entwurf feſtſtellt. Nur die Be— 
flimmung, daß "auch die Staaren: ſchon zu den jagdbaren 
Thieren gezählt werden follen, könnte Bedenken, erregen; 
da fie, jo viel: uns wenigſtens bekannt, feither eigentlich 
nicht Gegenftand ‚der Ausübung der Jagd waren und Die 


B Beilage Nr. 23804; 56. Protokoll. 


gemeine Meinung fie, nicht für jagdbare Thiere hält ,: fowie 
denn: auch ‚ihrer worerwähntermaßen in: dem Raffnuifchen 
Geſetze nicht gedacht iſt. Indeſſen ‚jollen nach eingezogener 
Erkundigung ‚jene Vögel Früher immer als zur Jagd ge 
hörig — worden. ſein und; da ſie, wenn fie auch 
den Weinbergbeſitzern mitunter Schaden züfügen, doch tm 
Allgemeinen ald für die Landwirthichaft nüßliche Thiere 
einigen Schuß verdienen, der, ihnen. befler gewährt wird, 
wenn fie als zur Jagd gehörend behandelt werden, als 
wenn joe fie zu fangen geftattet.ift, jo finden wir feine 
Veranlafjung, eine Abweichung von dem Entwurfe zu be 
antragen, 

Hinfichtlich des Fifchotters. wurde ſchon in einer von 
dem Oberforftcoleg im. Jahre 1808 erlaffenen Verfügung 
ausgeſprochen, daß er „ein höchſt ſchädliches und daber 
möglichſt zu vertilgendes Raubibier” jeie, weshalb wir der 
binfichtlih Ddesjelben getroffenen Specialbeftimmung. nichts 
zu erinnern finden. Dagegen fchlugen wir vor sub, Mr. 3 
noch beizufügen: „der Uhu,“ da derjelbe ein. für den Jagd— 
berechtigten werthvolles Thier ift. 


Zu Art, 8, ER 

Diejer Artikel fol Härten abwenden, die in der Recht: 
ſprechung, namentlich auch bei Anwendung des Artikels 10 
des Geſetzes vom 26. Juli 1848 wirklich ſchon hervorge— 
treten find. Wir empfehlen ihn um jo mehr zur Annahme, 
al8 es Kar ift, daß in Fällen der angedeuteten Art eigent- 
ih von einer frenlerifchen Abficht des phyſtſchen Urhebers 
feine Rede fein kann, j | 


Zu Art. 9. Be Fer 

Diefe Vorfhriften barmoniren im Wefentlichen mit den 
Beſtimmungen des Forſt-, reſp. des Bolizeiftrafgefeßes, und 
werden zu unveränderter Annahme empfohlen. 


Zu Art. 10, 


Wir find der Anficht, daß man ohne dringeude Noth: 
mendigfeit bei Gejegen, die in jo vielen Beziehungen auf 
gleihen Grundlagen bershen, abweichende Vorſchriften 
nicht janctioniren Sole. Auch das Polizeiftrafgejeg erſtreckt 
fih mitunter auf Webertretungen zraver Natur und über: 
wiegende Gründe, dort für die VB erjährung den Ablauf 


\ 
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nur eines Jahres für genügend zu erachten, bier aber den 
von zwei Jahren Ein erfordern, dürften faum in:dem, was 
die Motive depfalld anfügen, zu finden fein. "Nah $. 44 
des obenerwähnten Waldedifchen Geſetzes erlifcht die Straf: 
barkeit der Jagfrevel ebenfalls jchon nach Ablauf. eines 
Jahres vom: Tage des verübten Vergehens an; dasjelbe 
iſt in Baden der Fall. | | 
»S. Bayer, Handbuch des badiſchen Forſt- und Jagd— 
rechts Seite 123. 129, nn 
und das fonft ſehr ftrenge ifranzöfifhe Gele von 1844 
bejchränft ſogar die Verjährungszeit auf drei Monate, Im 
Allgemeinen, und von — Ausnahmsfällen abgeſehen, 
läßt fi auch annehmen, daß, wenn ein derartiges Vergehen 
ein Jahr lang unangezeigt geblieben, eine fpätere Anzeige 
entweder auf unlauteren Motiven beruhen oder zu einem 
Rejultate nicht führen wird. 
Wir beantragen deßhalb: 
„den Artikel 10 abzulehnen.” 


Zu Art. 11. 


Schon in früheren KRammerverhandlungen find die Gründe 
oft und ausführlich erörtert worden, die e8 nicht empfehlens— 
werthb machen, den Denuncianten den directen Bezug be— 
ftimmter Strafantheile zu geftatten, . Diele Gründe beftehen 
im Wejentlihen darin, . daß die Verläffigfeit der Anzeigen 
gefährdet ift, wenn Die Denunctanten unmittelbar aus Der 
Berurtheilung oder. Freilprehung Vortheil oder Nachtheil 
ziehen. Wir müffen daher wünjchen, daß der Artikel 4 des 
Gefeges über die Einführung des Polizeiftrafgefeges in 
entjprechender Weije herübergezogen werden möge, wobei 
wir nichts dagegen zu erinnern finden, daß bier, — in 
Rückſicht auf die größere Gefahr, die oft mit Entdeckung 
der Yagdfrevel verbunden ift — die Hälfte der eingehen: 
den Strafen für das Schußperfonal verwendet werde. Es 
möchte fih felbft empfehlen, diefe Beſtimmung aud auf die 
Confiscate auszudehnen, um noch eine bejondere Anregung 
dazu A geben, daß den betretenen Frevlern nicht leichthin 
u a belaffen werden, mit denen der Frevel ver: 
übt worden. , 


Hiernach geht unfer Antrag dahin: - 
1) den Artikel 11 zu ftreichen und. 
2) Ratt desjelben einzufhalten: 


10° Beilage Nr. 280 3. 56. Protofoll; 


‘ Die: Hälfte der "eingehenden: Strafen und Eon: 
fiscate wird zur Bejoldung des Aufftchtsperjonals 
verwendet. | Ä 
‚Bon. jelbft wird es fich verftehen, daß aus dem in 
Diefer Wetje zu bildenden Fond auch diejenigen Privatjagd: 
anfjeher angemefjene Remunerationen erhalten müſſen, durch 
deren Bemühungen Sagdfrevel entdeckt worden. Uebrigens 
wird, wie. wir glauben, jedes Bedenken gegen den Antrag 
Ihmwinden, wenn man erwägt, daß die Regierung danad) 
hinreichende : Mittel in Händen bat, Diejenigen Denun- 
cianten. vorzugsweiſe zu. berüdfichtigen ,- die ſich etwa im 
einzelnen, Falle durch mit bejonderer Gefahr verbundene 
Pflidterfüllung ausgezeichnet haben. | 


on Zu Art. 12, 
Wird zur Annahme empfohlen. 


Zu Art. 13... — 


Wenn in pos. 2. bloß der Abſicht Wild „zu fangen“ 
Erwähnung geichieht, jo könnte dieß zu bejchränfenden 
Mipdeutungen Veranlafjung geben. Aus Ddiefem Grunde 
empfehlen wir, Die pos. 2 fo zu fallen: 

2) Schlingen, Fallen, Garne, Nepe oder fonft geeignete 
Mittel anwendet, um Wild zu fangen oder zu tödten, 
oder in anderer Weiſe dem Wild nachftellt.” 

Was den zweiten Abſatz dieſes Artikels: „ALS Jagd— 
frevler“ ꝛc. betrifft, fo ift der Referent der Anfiht, daß, 
jowie dexjelbe gefaßt. ift, er feinen genügenden Schuß für 
den ‚Sagdberechtigten gewähren und Ir nachtheiliger Ver⸗ 
fängerung der Unterfuchungen Veranlaſſung geben dürfte, 
indem es häufig an beftimmten Anhaltspunkten hinſichtlich 
der Frage, ob der Betretene habe jagen wollen, feblen, 
diefer Punkt vielmeht unaufgeflärt bleiben und dann 
entweder Freiſprechung oder — bei Beibehaltung des Ar 
tifel8 21 sub. a — Berurtheilung in eine zu. geringe 
Strafe die nothwendige Folge ſein wird, weßhalb er be: 
antragt: — 

1) den zweiten Abſatz dieſes Artikels hier zu ſtreichen 

und denſelben 

2) im dritten Abſchnitte des Geſetzes in folgender Faſſung 

als befonderen Artikel aufzunehmen: 
„Wer unbefugt in fremdem Jagdbezirke außerhalb 
der erlaubten öffentlichen Berbindungswege mit 


Beilage Nr. 280 3. 56; Protofol, 11 


einem Schießgewehr oder’ mit zum Zangen von 
jagdbarem Wilde geeigweten Schlivgen, Fallen, 
Garnen oder Nepen Betreten wird, verfällt in 
eine Strafe von 5—15 fl. und, wenn. er Waffen 
der im Art..16. bezeichneten Art getragen bat, 
10 — 25 fl.,. wenn nicht überwiegende Gründe 
für die Annahme vorliegen, ‚daß er zu jagen nicht 
beabfidhtigt habe. 

Die Majorität des Ausfchuffes hat fich indeffen den 
Anträgen des Referenten nicht ange | en. Gie ‚glaubt, 
daß in der Regel Schon aus den Umſtänden, unter Denen 
die Betretung eined Frevlerd Statt -gefunden babe, fid 
ein begründeter Schluß binfichtlih der Abficht, welche der: 
jelbe gehabt, ergeben werde, daß die Regierungspropo— 
fition mehr det Gerechtigkeit entſpreche, als der Vorſchlag 
des Neferenten und daß es nur wünſchenswerth feie, in 
dem Geſetze beftimmt hervorzuheben; ‘daß derjenige als die 
Jagd ausübend zu betrachten ſeie, der fich der bedroheten 
Handlung ſchuldig made. Hiernad beantragt der Ausſchuß 
in feiner Majorität- den zweiten Abſatz in folgender Faſſung: 

„Als Ausübung der- Jagd wird es betrachtet, 
wenn Jemand in fremden Sagdbezirfe u ſ.w. 
anzunehmen. Ua | 

Uebereinftimmend ging übrigens der Ausfhuß von der 
Anficht aus, daß unter den Verbindungswegen auch öffent: _ 
liche Fußwege, nicht aber bloße MWaldwege zu verſtehen 
jeien und er beantragt: 2 —— 

Die Kammer möge ſich, zu Vermeidung möglicher 
irriger Deutungen, dur Abftimmung hiermit ein— 
verflanden erklären. nr = 


Zu Art. 14. 16. | 


Gegen die Strafbeftimmung im Artifel 14 finden wir 
nichts zu erinnern; wir anerkennen auch‘, daß ein Frevel, 
der mit den. im Art. 16 bezeichneten Waffen verübt wird, 
vorzugsmeife gefährlich ift, find aber doch der Anficht, Daß 
jener Umftand nur einen Zufag zu der gewöhnlichen ‚Strafe 
rechtfertigen fönne, der am zwe mäßigften Durch Androhung 
von Gefüngnig — aber nicht ganz jo hoch, wie es der 
Artikel 16 zuläßt — zu bewirken fein. möchte, weßhalb wir 
beantragen: Nu 

1) den Art. 16 zu ſtreichen und 
2) dem Art. 14 zugufegen ::. 


12 Brifage Nr. 280 3. .56, Protokoll. 


Wurde der Frevler mit einer: Windbüchfe 

‚oder mit einem Schießgewehre begangen, welches 

fo eingerichtet iſt, daß es auf außergewöhnliche 

Art zerlegt, verborgen getragen oder nicht auf 

‚den erften Anblid als Schießgewehr erkannt wer: 

den kann, jo tritt Daneben eine Gefängnißftrafe 
 Eiß zu drei Wochen ein. 


Zu Art. 15. 


Diefen Artikel empfehlen wir zu unveränderter An- 
nahme. 
! Zu Art. 17. 18. 


- Wir find volftändig damit einverftanden, daß in den 
in diejen Artikeln erwähnten Fällen eine höhere als die 
gewöhnliche Strafe ‚eintreten muß, finden aber mit Rüd- 
Acht auf die Beftimmungen des Artikels 12 des Polizei— 
firafgejeßes einiges Bedenken in dem Maßftabe, in welchem 
Geld = und Gefängnißftrafen electiv angedroht find. Würde 
„B. in dem im Artikel 17 erwähnten Zalle eine Geld- 
Hrafe von 20 fl erfannt und dieſe als inegigibel verwandelt, 
jo würden ſich nur 11 Tage Gefängniß ergeben, während, 
wenn urſprünglich Gefängnißftrafe gewählt worden, das 
Minimum. derjelben 14 Tage betragen hätte. Wenn weiter 
im Falle des Art. 18 der Richter die höchſte Geldftrafe 
von 100. fl. augejegt Hätte und ſolche verwandelt würde, 
jo könnte nicht über 4 Wochen Gefängniß gegangen werden, 
obwohl urſprünglich auf 6 Wochen Gefängniß hätte erkannt 
werden können. Ä 

Es ſcheint uns, daß ſolche mögliche Mipflände in irgend 
einer Weije befeitigt werden müſſen und folched zweckmäßig 
durch folgende Aenderung diejer Artikel geſchehen könne, 
die wir beantragen, | 


u Art. 17. 
- Wer einen Sagdfrevel in gewinnfüchtiger Abficht 
begeht, wird außer der im Art. 14 erwähnten Sfrafe 
mit Gefängniß bis zu 4 Wochen beftraft. 


Art. 18. | 
Wer ſich wiederholt eines Bean ſchuldig 
macht, iſt neben der im Art. 14 beſtimmten Strafe 
mit Gefängniß bis jr 4 und bei abermaliger Wie- 
derholung bis zu 6 Wochen zu verurtheilen. 
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Dieſe Rückfallsſtrafen treten nur dann ein, wenn 
die frühere Strafe ganz oder theilweiſe vollzogen ift 
und der Rüdfall verliert die Eigenſchaft eines Schär- 
fungsgrundes, went, feit dem Zage der beendigten 
Strafverbüßung bis zur Begehung. des neuen Frevels 
die Berjährumgszeit abgelaufen i 

Hat der Zumwiderhandelnde durch "Wiederholung 
des Jagdfrevels fi der Wilderei audi gemacht, 
jo: treten die Beftimmungen des Strafgeſetzbuches ein. 


Zu Art. 19. 


Weun glei auch Fälle vorfommen werden, wo. das 
Gewehr nicht einmal 10 fl. werth geweſen ift und es fi 
daher fragen £önnte, ob es nicht zweckmäßiger feie, ein 
Minimum des Werthes, auf deilen Erſatz zu erkennen ift, 
ar nicht feſtzuſetzen, jo empftehlt doch der Ausschuß dieſen 

rtifel in der befonderen Erwägung zu unveränderter Anz 
nahme, daß e8 in der Regel von dem Willen des Frevlers 
abhängen wird, fich von der Erjaßpflicht durch Ablieferung 
des Gewehres ſelbſt zu liberiren und daß es nicht zweck— 
mäßig fein möchte, den * zu deſſen Nichtabgabe viel- 
leicht dadurch zu veraulaſſen, daß er auf eine ganz geringe 
Werthsbeſtimmung hofft. — 


Zu Art. 20. — 
Da die Strafe überhaupt eine geringere, als Die im 
Art. 14 angedrohte fein. fol, jo beantragen witz... 
Das Marimum derjelben auf 30 fl. zu befchränfen 
Im Uebrigen empfehlen wir: W 
Annahme dieſes Artikels. 


Zu Art. 21. 


Zu 1. a b. Bei dieſen Beſtimmungen ‚tritt wieder 
die Verſchiedenheit zwijchen Den Anfichten der - Majorität 
des Ausſchuſſes und der Auffaſſung des Berichterftatterg 
hervor. Die Majorität. des Ausschuffes beantragt, von 
der Anficht ausgehend, daß dieje polizeilichen Strafverbote 
nicht umgangen werden fönnten, wenn der Jagdſchutz nicht 
gefährdet werden folle, die Annahme der Reaierungspro: 
pofition, mit der Modiftcation jedoch, daß gelebt werden 
möge: H; i 


\ 
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iıgub. "ar Unter Umſtänden, welche nicht zu der Annahme‘ 
1 berechtigen, daß er zu jagen beabſichtige; 

san b. noch Anter "Umständen ;, welche acht zu der Au— 

mahme berechtigen, daß er — — zu machen 

Abeabſichtigt habe . 
damit, — was allerdings notwendig: jeie, — aud) der 
Fall unter: das Geſetz gezogen werden Hönye, ‚up die Ab— 
de des Freplers unanfgekläzt, bleibe... 

» Der Referent iſt ‚bei feinem: Antrage u; Art: 13 ſchon 
een ausgegangen, daß das Betreten fremden Jagdgebietes 
mit einem Gewehre 2. mit ſchärferer Strafe, ald der Ar— 
titel will, belegt werden müſſe; wenn nicht eine er= 
fau te Abfioht des Uebertreters conſtatirt wer— 
den“könne; allein "Referent kann ſich unmöglich damit 
einverſtanden etlläten, daß aüch in dem Falle eine Strafe, 
wäre es auch nur eine geringe: polizeiliche, eintreten ſoll, 
wenn dargethan if, daß der Betretene die Ab⸗ 
jet zu jagen gar rat gehst Habe. Er ir 
daher primär! | 

die pos. 1 zu freien.‘ | ' Sa er 
eventuell’ aber X 
die Straͤfe zu ermäßigen und auf: 30 1% vie 3. J Au 

beftimmen. 

Es es ihm außerordentlich hart Liſtheinbe ind wenn 
wegen einer an ſich völlig unſchädlichen Handlung eine 
— bis zu 10 fl. erkannt werden könnte. 

: gu AuDer Musihußiin: feiner: eo — 

Annahme dieſer Beftimmung, 91 315° | 
durch Die. ein wirfjamer Jagdſchutz bedingt: — 

Referent theilt dieſe Anſicht nicht. Nach ſeinem Womrſſen 
werden Fälle der hier in Rede ſtehenden Art überhaupt ſo 
äußerſt ſelten vorkommen, daß es ſchon in dieſer Rückſicht 
nicht empfehlenswerth ericheint,. ein manner Strafgejeß 
an erlafjen. 

Es iſt nicht Bu = Bolt öißefeghebung,- die Freiheit 
der Bewegung in ſolchem Umfang: zu beichränfen ‚- daß 
jede an EI — 22— Handlung, die möglicher Weiſe 
einmal kleine Nachtheile erzeugen kann, mit Strafe bedroht 
wird. Wer unter Umſtänden, wie fie der Entwurf erwähnt, 
ſchießt, von dem kann, gerade weil die Handlung ſich nicht 
verbirgt; am wenigſten irgend eine üble Abſicht unterſtellt 
werden. Vielleicht werden. es neiſtens heimkehrende Jager 
fein, die in ſolcher Weiſe ihre Gewehre entleeren. 5.” 
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Referent beantragt 
Die pos. 2 zu flreichen: ap Dr DEE re 2 

Zu 3. Ein Mitglied des Ausſchuſſes beanträgt, weil 
das Mitnehmen der Hunde in’s Feld oft Ihädlih wirke, 
die Annahme diefer Pofition. Die übrigen Mitglieder des 
Ausichußes ftellen den zum Art. 22 formulirten- Antrag und 
wird aljo die Berathung über diefen Punkt zwedmäßig bis 
zum folgenden Artifel auszufegen fein, | 


Zu Art. 22. 


Der Gefesentwurf hat fih, wie e8 der Majorität des 
Ausichuffes ſcheint, noch g jehr von der ängſtlichen Sorge 
beherrſchen Laflen, jede Beunrubigung des’ Wildes: durd) 
Hunde abzuwenden, die in den J—— von 1776 
und 1780 vorwaltete und dort: zu der Vorſchrift führte, 
daß jeder, der’ feinen Hund mit in Die ae nehme, mit 
5 fl. beftraft und der Hund todtgeſchoſſen werden jolle. 
Die neueren Strafordnungen fcheinen überall mehr Milde 
walten zu laſſen. Das Naſſauiſche Steafgefeg beſtimmt 
im $ 22, daß mit 30 fr. bis 3 fl. befttaft werden folle: 

„Der Befiger eines Hundes, der in fremdem 

Jagdbezirke (unter Ausschluß der darin befindlichen 

Landftragen, Vicinalwege ꝛc. und des Ortöbereiches) 
jagt, d. i. jagdbare Thiere verfolgt.“ Rz 

Das Waldeckiſche Geſetz ift noch beſchränkender, indem 
es im $. 50, Nr. 3 verordnet, es jolle mit 1—5 Thaler 
beftraft werden: — 
| Wer feinen Hund in fremden Wald: Yagd- 

u Wild fuchend oder jagend berumfrifen 

ä t.“ * Zi = 5 urn 
und auch in Baden wird nur (f. Bayer a. a. O. S. 128) 
„das Laufenlaffen der Hunde auf Feldern und in Waldungen, 
welche das Wild jagen” beftraft. A 


Wirklich kann man aud dem Beſitzer eines Hundes 
billig nicht anfinnen, daß er ängſtlich achtgebe, ob nicht 
fein Hund etwa einen Schritt weiter, als es geftattet fein 
joll, fi) von ihm entfernt habe; €8 würde nad) dem Er: 
mefjen der Maiorität des Ausſchuſſes zu: veratorifchen Anz 
zeigen führen. wollte man den Entwurf annehmen, weßhalb 
— womit ſich zugleich. die Schlußbeftimmung des vorigen 
Artikels ‚erledigt — die Subftitwirung folgender Vorſchrift 
vorgejhlagen wird: y —WB 


.. - 
” — 7 


16 Beilage Rr. 280 z. 56. Protokoll. 


„Derjenige, deſſen Hund im. fremdem Jagdbezirke 

(mit Ausnahme der öffentlichen Verbindungswege und 

des Ortsbereiches) iegbbare Thiere verfolgt wird 
mit 30 kr. bis 3 fl. beſtraft. ; 

Das bloße Ueberjagen eines Hundes bei der Bild; 
——— iſt nicht OR: * 


Zu Arts 23. 24. 25. 
Dieſe Nrtifel ko; ‚unverändert anzunehmen fein. 


LEE, Zu Art. 26. 27. Akh 


F 


h Die Majorität des Ausschuffes tbeilt binfichtlich der 
Beftimmungen des Artikels. 26 die in den Motiven, ent: 
wickelte Anſicht. Der Referent beantragt: 
J im Art, 26’ die Worte: „auch für Edel⸗ und 
Dammwild“ zu ſtreichen und dem entſprechend den 
Art. 27. zu ändern; 
—— er eine Vermehrung jener ſchaͤdlichen Wildart im 
Freien, — die nach ſeiner Anficht unverkennbare Du 
einer theilweifen Modiftcation des Artikels 13 des Geſetzes 
vom 26. Zuli 1848 fein würde, der befanntlich vorſchreibt: 
(Rubin „Schwarz, Roth⸗ und Dammwild darf in Zu: 
funft im Freien nicht ‚mehr. gejagt werden; es tft 
daher überall außer den —— Pi zu 
vertilgen“ — | 
AED wünfchenswertb erachtet. | 


Degen finden wir feine, Beranfaffung . lamenttid 
aud) die . des Artikels 27. zu beanftanden, da nad) 
dem — 25 3 des obenerwähnten Geſetzes „die Zagdpachter 
fih nach den An feldpolizeilichen Borfchriften richten 
müflen und fle für allen Schaden verantwortlich find, den 
fie bei Ausuͤbung der Sm den — ver⸗ 
urſachen ſollten. — 


*⸗* 
1 


"gi Art. 28. 


Kin all ugeringes Strafmaß daB Naffanifche Gejeh 
duoht auch Fi nur 30 fr. bis 3 fl. an — mochte ſich nicht 
empfehlen , weil ſonſt das. Verbot wirkungsies. bleiben 
würde. Die in Rheinheſſen geltende Verordnung von 1815, 
welche den Uebertreter als Jagdfrevler beſtraft willen will, 
Icheint eben fo wenig Billigung zu verdienen, als die allzu” 
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große Strenge des franzöfiichen Geſetzes, das Geldftrafen 
von 50 bis 200 Fr. und Gefängnig von 6 Zagen bis 
2 Monaten androbt. 
Wir halten die Strafbeftimmungen des Artikels für 
angemefjen und beantragen 
jeine Annahme. 


Zu Art. 29. 


Der Entwurf enthält, im Vergleiche mit der beftehenden 
älteren Gefeßgebung, eine Neuerung, mit weldyer wir ung 
aber einverftanden erklären. Es wirde eine auffallende 
Inconſequenz fein und in Wahrheit zu Begünftigung des 
Wildfrevels führen, wollte man die Strafbeftimmungen des 
Artikels 28 beibehalten, aber dennoch den Handel mit Wild 
während der gejchloffenen Zeit freigeben. Das franzöſiſche 
Geſetz gebt mod ungleich weiter und bedroht jogar den 
Käufer mit Strafe, was wir nicht empfehlenswerth er: 
achten. Unſer Antrag gebt: | 

„auf unveränderte Annahme diejes Artikels.“ 


Zu Art. 30. 


Diefer. Artikel ſtimmt mit der dießſeits geltenden Ver— 
ordnung von 1819 überein, und enthält nur eine unbe: 
deutende nicht zu beanftandende Neuerung, weßhalb wir 

jeine Annahme empfehlen. 


Zu Artikel 31—38. 


Daß die bier erwähnten Handlungen pönalifirt fein 
müfjen, fann nicht bezweifelt. werden. Auch bei den ein- 
zelnen Strafjägen finden wir nichts Wejentliches zu erin- 
nern, und beantragen aljo: 

dieſe Artikel anzunehmen. 

Zum Schluſſe glauben wir, Da die Gefeßgebung über 
Beftrafung der Fifchereivergehen mindeftens an gleich großen, 
wenn nicht noch bedenklicheren Mängeln leidet, als diejenige 
über Beftrafung der Jagdvergehen und es ſehr wünſchens— 
werth erjcheint, Daß durch ein Geſetz über Beitrafung auch 
der Filchereivergehen die Polizeiftrafgejeßgebung des Groß- 
— zum Abſchluſſe gebracht werde, beantragen zu 
ollen: 


die Großherzogliche Staatsregierung zu erſuchen, die 
zugeſicherte Vorlage eines Geſetzes über Beſtrafung 


X 
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der Fiſchereivergehen möglichft zu beichleunigen und 
nn. wenigftend bis zum nächflen Landtage zu be: 
wirken. 

Zwei Mitglieder des Ausſchuſſes konnten deſſen Be— 
rathungen wegen Krankheit nicht beiwohnen, werden alfo 
etwa abweichende Anfichten bei der Discuffion geltend 
machen müffen. 
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